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Aufsätze. 


Erörterungen  Aber  den  gegenwärtigen  Stand  der 

Lippischen  Thronfolgefirage. 

Ein  Beitrag  sur  Lehre  von  der  ZoBtandigkeit  des  Bundesrathes  xar 
Entscheidong  vod  Thronfblgestreitigkeiten. 

Von 

Dr.  jur.  et  phil.  Stephan  Eekcle  von  Stradonitz. 


Vorbemerkung. 

Am  28.  Okt.  1897  brachte  die  Lippiscfae  Staatsregierung  bei 
dem  Landtage  des  Fürstenthmnes  Lippe  einen  Gesetzentwurf  ein, 
dessen  hier  interessirenden  Bestimmungen  dahin  lauteten: 

^§  3.  Mitglieder  der  regierenden  Linie.  Das  zunächst  zur 
Thronfolge  berufene  Gräflich  Lippe-Biesterfeldsche  Haus  um- 
fasst  an  thronberechtigten  Mitgliedern: 

1.  den  Graf-Regenten, 

2.  Höchstdessen  Söhne, 

3.  Höchsdesssen  Brüder, 

4.  und  der  vorgenannten  männliche  Nachkommen  aus  deren 
zur  Zeit  bestehenden  und  aus  allen  künftigen  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  sanktionirten  Ehen. 

§  4.  Sanktion  der  Ehen.  Zur  Sanktion  einer  Ehe  gehört 
die  Einwilligung  des  Familienoberhauptes  und  die  Erklärung 
desselben,  dass  die  Ehe  als  eine  standesgemässe  anzusehen  ist.^ 
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Gegen  diesen  Gesetzentwurf  wurde  von  Seiten  der  Schaum- 
burg-Lippiscben  Staatsregierung  bei  der  Lippiscben  Staats- 
regierung  protestirt  —  hauptsäcblicb  wegen  der  mitgetheilten 
Paragraphen  —  und  als  dieser  Protest  Seitens  der  Letzteren 
abgelehnt  worden  war,  unter  Berufung  auf  Art.  76  Abs.l  R.-V. 
der  Bundesrath  angerufen. 

Hierauf  beschloss  der.  Bundesrath  auf  Antrag  des  Referenten, 
Königl.  Sächsischen  Bevollmächtigten  zum  Bundesrath  Grafen 
von  Hohenthal,  mit  allen  Stimmen  gegen  die  Stimme  des  Fürsten- 
thumes  Lippe: 

„Der  Bundesrath  wolle  an  die  Fürstlich  Lippische  Re- 
gierung das  Ersuchen  richten,  zu  veranlassen,  dass  vor  der 
Beschlussfassung  des  Bundesraths  über  den  Antrag  Schaum- 
burg-Lippe, der  Berathung  des  dem  Lippischen  Landtage  vor- 
liegenden Gesetzentwurfs  9  betr.  Thronfolge  und  Regentschaft 
im  Fürstenthum  Lippe,  kein  Fortgang  gegeben  werde." 

Diese  Vorgänge  gebeu  zu  einer  Reihe  von  staatsrechtlichen 
Fragen  Veranlassung. 

1.  Kann  die  Landesgesetzgebnng  des  Fürstenthumes  Lippe  die 

Thronfolge  ohne  Zustimmung  oder  gegen  den  Willen  der 

Agnaten  des  Lippisohen  Oesammthaases  regeln? 

Die  Mehrzahl  der  heutigen  Theoretiker  ist  der  Ansicht,  dass 
die  ältere  Auffassung,  wonach  eine  Abänderung  der  über  die 
Succession  bestehenden  Grundsätze  nur  mit  Zustimmung  aller 
Agnaten  überhaupt  möglich  sei,  insoweit  dadurch  wohlerworbene 
Rechte  berührt  werden,  für  das  heutige  Staatsrecht  nicht  mehr 
zutreffend  sei,  da  die  Rechte  der  Agnaten  keine  Privatrechte 
seien,  dass  daher  auf  dem  Wege  der  Verfassungsgesetzgebung 
Abänderungen  der  Thronfolgeordnung  ohne  jede  Mitwirkung  der 
Agnaten  vorgenommen  werden  könnten  ^ 

*  So  Bornhak,  Preussisches  Staatsrecht,  Bd.  I  S.  84;  Jellinek,  System 
der  subjektiven  öffentlichen  Rechte,  S.  141;  von  Eirohenhbim,  Lehrbuch  des 


Von  meinem  Standpunkte,  als  Anhänger  der  Monarchie  von 
Gottes  Gnaden,  vermag  ich  diese  Meinung  nicht  als  richtig  an- 
zuerkennen. 

Allein  selbst  wenn  man  der  Ansicht  der  vorgenannten  Theo- 
retiker zustimmt^  wird  man  zugeben  müssen,  dass,  wenn  die  Ver- 
fassung eines  Staates  die  Rechte  aller  Agnaten  ausdrücklich 
garantirty  die  Verfassungsgesetzgebnng  die  Thronfolgeordnung 
ohne  Mitvrirkung  der  Agnaten  nicht  abändern  kann,  so  lange 
der  die  Rechte  der  Agnaten  garantirende  Satz  der  Verfassung 
noch  besteht.  Zum  Mindesten  müsste  erst,  wieder  auf  dem 
Wege  der  Verfassungsgesetzgebung,  der  betreffende  Satz  der 
Verfassung  aufgehoben  werden.  Und  man  wird  die  Frage^  ob 
letztere  Aufhebung  ohne  Mitwirkung  der  Agnaten  geschehen 
kann,  für  diesen  Fall  verneinen  müssen,  weil  eine  solche  Auf- 
hebung nichts  Geringeres  sein  würde,  als  eine  einseitige  Ent- 
ziehung verfassungsmässig  verbriefter  Rechte. 

Ein  solcher  Fall  liegt  nun  in  der  Lippischen  Verfassungs- 
arkunde vor.  Die  Verfassungsurkunde  des  Fürstenthums  Lippe 
vom  6.  Juli  1836   enthält  in  Tit.  1  §  5  Abs.  3  den  folgenden 

Satz: 

„Das  pactum  unionis,  das  pactum  tutorium  und  die  Hof- 
gerichtsordnung werden  ausdrücklich  von  Uns  bestätigt,  sowie 
auch  die  in  den  Hausverträgen  begründeten  Rechte  der  Erb- 
herrlichen Linien  unverändert  bewahrt  bleiben.^ 

Ueber  den  Sinn  des  Satzes:  „die  in  den  Hausverträgen  be- 
gründeten Rechte  der  erbherrlichen  Linien  sollen  unverändert  be- 
wahrt bleiben^   ist  schon  in  der  bisherigen  Litteratur  zur  Lippi- 


deutscheo  Staatsrechts,  S.  190;  Meter,  Lehrbuch  des  Deutschen  Staatsrechts, 

4.  Aufl.  S.  227;  von  Mohl,  Württeinbergisches  Staatsrecht,  §80;  B.  Schmidt, 
Ansprüche  ausserdeutscher  Staaten  auf  deutsches  Reichsgebiet,  S.  90; 
H.  Schulze,  Preussisohes  Staatsrecht,  §  55,  Lehrbuch  des  deutschen  Staats- 
rechts, Bd.  I  S.  214 ;  SfiiDLEB,  Studien  zur  Geschichte  und  Dogmatik  des 
österreichischen  Staatsrechts,   S.  58;   Setdbl,  Bayrisches  Staatsrecht,  Bd.  I 

5.  389  u.  A. 
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Nun  scheint  Laband  der  Ansicht  xn  sein,  dass  der  an- 
geführte Satx  der  Yerfaseong  sich  nur  ansschliesslich  auf  das 
nach  §  5  des  fiauptvergleidis  von  1762  der  jedesmaligen  ältesten 
erbhorlichen  Linie  xngesicherte  Recht  der  Beschickung  des  Land- 
tages beziehe^  allein  man  sollte  doch  glaoben,  dass,  wenn  das 
die  Meinung  gewesen  wäre,  der  angefahrte  Paragraph  der  Ver- 
ÜEissang  lauten  musste:  ^^Die  in  den  HausTerträgen  begrOndeten 
Rechte  der  erbherrlichen  Linien  auf  Beschickung  des  Landtages 
sollen  uuTerandert  bewahrt  bleiben.'^ 

b)  Sind   unter   den   erbhenüchen   Linien   im    Sinne   des   an- 
gefahrten Satzes  der  Lippischen  Verfassung  nur  die  meist 
so  bezeichneten  Linien  Lippe- Biesterfeld  und  Lippe- Weissen- 
feld  zu  Terstehen,  oder  sämmtUche  erbherrliche  Linien? 
Nun  ist  zwar  bekannt,   dass  der  angegebene  Satz  auf  Be- 
treiben  des  Ghitfen  Wilhelm  Ernst  zur  Lippe- Biesterfeld  in  die 
Verfassung  Aufinahme  gefunden  hat.     Allein  es  ist  doch  nicht 
zu  Terkennen,    dass   dieser   Graf  Wilhelm  Ernst   der  Chef  der 
ältesten  und  nächstberechtigten  erbherrlicheu  Linie  war,  dass  er 
also  an  der  Aufnahme  eines  solchen  Satzes  das  nächste  Interesse 
hatte,  dass  aber  daraus  nicht  geschlossen  werden  darf,  nur  seine 
erbherrliche  Linie  sei  gemeint    Nun  ist  aber  das  Haus  Scbaum- 
burg-Lippe   ebenso   eine    erbherrliche  Linie   des  Lippischen  6e- 
sammthauses,  wie  die  Linien  Lippe-Biesterfeld  und  Lippe-Weissen- 
feld,  nur  bildet  es  unter  den  erbherrlicheu  Linien  eben  die  dritte 
und  jüngste. 

Es  würde  auch  ein  ganz  yerfehlter  Gedanke  sein,  daraus, 
dass  Graf  Wilhelm  Ernst  zur  Lippe-Biesterfeld  die  Aufnahme 
des  Satzes  in  die  Verfassung  yeranlasste,  und  daraus,  dass  er 
selbst  ganz  offenbar  unter  den  ^  Haus  vertragen^  die  mit  den 
Linien  Lippe-Biesterfeld  und  Lippe-Weissenfeld  geschlossenen 
Verträge  Ton  1734,  1749   und  1762  im  Auge  hatte,    schliessen 


«  Laband  a.  a.  O.  S.  68. 
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Aufsätze. 


Erörteningen  über  den  gegenwärtigen  Stand  der 

Lippischen  Thronfolgefrage. 

Ein  Beitrag  zur  Lehre  von  der  Zuständigkeit  des  Bundesrathes  zur 
Entscheidung  von  Thronfolgestreitigkeiten. 

Von 

Dr.  jur.  et  phil.  Stephan  Keküle  von  Stradonitz. 


Vorbemerkmig. 

Am  28.  Okt.  1897  brachte  die  Lippische  Staatsregierung  bei 
dem  Landtage  des  Fürstenthumes  Lippe  einen  Gesetzentwurf  ein, 
dessen  hier  interessirenden  Bestimmungen  dabin  lauteten: 

„§  3.  Mitglieder  der  regierenden  Linie.  Das  zunächst  zur 
Thronfolge  berufene  Gräflich  Lippe-Biesterfeldsche  Haus  um- 
fasst  an  thronberechtigten  Mitgliedern: 

1.  den  Graf- Regenten, 

2.  Höchstdessen  Söhne, 

3.  Höchsdesssen  Brüder, 

4.  und  der  vorgenannten  männliche  Nachkommen  aus  deren 
zur  Zeit  bestehenden  und  aus  allen  künftigen  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  sanktionirten  Ehen. 

§  4.  Sanktion  der  Ehen.  Zur  Sanktion  einer  Ehe  gehört 
die  Einwilligung  des  Familienoberhauptes  und  die  Erklärung 
desselben,  dass  die  Ehe  als  eine  standesgemässe  anzusehen  ist.^ 

Arelüv  fttr  MTentUches  Recht.  XIV.  1.  i 


Gegen  diesen  Gesetzentwurf  wurde  von  Seiten  der  Scbaum- 
burg-Lippiscben  Staatsregierung  bei  der  Lippiscben  Staats- 
regierung protestirt  —  hauptsächlich  wegen  der  mitgetbeilten 
Paragraphen  —  und  als  dieser  Protest  Seitens  der  Letzteren 
abgelehnt  worden  war,  unter  Berufung  auf  Art.  76  Abs.l  R.-V. 
der  Bundesrath  angerufen. 

Hierauf  beschloss  der. Bundesrath  auf  Antrag  des  Referenten, 
Königl.  Sächsischen  Bevollmächtigten  zum  Bundesrath  Grafen 
von  Hohenthal,  mit  allen  Stimmen  gegen  die  Stimme  des  Fürsten- 
thumes  Lippe: 

„Der  Bundesrath  wolle  an  die  Fürstlich  Lippische  Re- 
gierung das  Ersuchen  richten,  zu  veranlassen,  dass  vor  der 
Beschlussfassung  des  Bundesraths  über  den  Antrag  Schaum- 
burg-Lippe, der  Berathung  des  dem  Lippischen  Landtage  vor- 
liegenden Gesetzentwurfs y  betr.  Thronfolge  und  Regentschaft 
im  Fürstenthum  Lippe,  kein  Fortgang  gegeben  werde." 

Diese  Vorgänge  geben  zu  einer  Reihe  von  staatsrechtlichen 
Fragen  Veranlassung. 

!•  Kann  die  Landesgesetsgebnng  des  Fürstenthumes  Lippe  die 

Thronfolge  ohne  Zustimmung  oder  gegen  den  Willen  der 

Agnaten  des  Lippischen  Oesammthanses  regeln? 

Die  Mehrzahl  der  heutigen  Theoretiker  ist  der  Ansicht,  dass 
die  ältere  Auffassung,  wonach  eine  Abänderung  der  über  die 
Succession  bestehenden  Grundsätze  nur  mit  Zustimmung  aller 
Agnaten  überhaupt  möglich  sei,  insoweit  dadurch  wohlerworbene 
Rechte  berührt  werden,  für  das  heutige  Staatsrecht  nicht  mehr 
zutreffend  sei,  da  die  Rechte  der  Agnaten  keine  Privatrechte 
seien,  dass  daher  auf  dem  Wege  der  Verfassungsgesetzgebung 
Abänderungen  der  Thronfolgeordnung  ohne  jede  Mitwirkung  der 
Agnaten  vorgenommen  werden  könnten  ^ 

*  So  Bornhak,  Preassisches  Staatsrecht,  Bd.  I  S.  84;  Jblunkk,  System 
der  subjektiven  öffeDtlicben  Rechte,  S.  141;  von  Kirchenhxdi,  Lehrbuch  des 
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Von  meinem  Standpunkte,  als  Anhänger  der  Monarchie  von 
Gottes  Gnaden,  vermag  ich  diese  Meinung  nicht  als  richtig  an* 
zuerkennen. 

Allein  selbst  wenn  man  der  Ansicht  der  vorgenannten  Theo- 
retiker zustimmt,  wird  man  zugeben  müssen,  dass,  wenn  die  Yer- 
fassang  eines  Staates  die  Bechte  aller  Agnaten  ausdrücklich 
garantirt,  die  Verfassungsgesetzgebung  die  Thronfolgeordnung 
ohne  Mitwirkung  der  Agnaten  nicht  abändern  kann,  so  lange 
der  die  Rechte  der  Agnaten  garantirende  Satz  der  Verfassung 
noch  besteht.  Zum  Mindesten  müsste  erst,  wieder  auf  dem 
Wege  der  Verfassungsgesetzgebung,  der  betreffende  Satz  der 
Verfassung  aufgehoben  werden.  Und  man  wird  die  Frage,  ob 
letztere  Aufhebung  ohne  Mitwirkung  der  Agnaten  geschehen 
kann,  für  diesen  Fall  verneinen  müssen,  weil  eine  solche  Auf- 
hebung nichts  Geringeres  sein  würde,  als  eine  einseitige  Ent- 
ziehung verfassungsmässig  verbriefter  Rechte. 

Ein  solcher  Fall  liegt  nun  in  der  Lippischen  Verfassungs- 
orkunde  vor.  Die  Verfassungsurkunde  des  Fürstenthums  Lippe 
?om  6.  Juli  1836   enthält  in  Tit.  1  §  5  Abs.  3  den  folgenden 


„Das  pactum  unionis,  das  pactum  tutorium  und  die  Hof- 
gerichtsordnung werden  ausdrücklich  von  Uns  bestätigt,  sowie 
auch  die  in  den  Hausverträgen  begründeten  Rechte  der  Erb- 
herrlichen Linien  unverändert  bewahrt  bleiben.^ 
Ueber  den  Sinn  des  Satzes:  „die  in  den  Hausverträgen  be- 
gründeten Rechte  der  erbherrlichen  Linien  sollen  unverändert  be- 
wahrt bleiben^  ist  schon  in  der  bisherigen  Litteratur  zur  Lippi- 


dentschen  Staatsrechts,  S.  190;  Meter,  Lehrbuch  des  Deutschen  Staatsrechts, 

4.  Anfl.  S.  227;  von  Mohl,  Württembergisches  Staatsrecht,  §80;  B.  SoHumT, 
Ansprache  aasserdeutscher  Staaten  auf  deutsches  Reichsgebiet,  S.  80; 
H.  ScBüLZE,  Preussisches  Staatsrecht,  §  55,  Lehrbuch  des  deutschen  Staats- 
rechts, Bd.  I  S.  214 ;  S£u)LER,  Studien  zur  Geschichte  und  Dogmatik  des 
Otterreichischen  Staatsrechts,  S.  58;   Ssvdrl,  Bayrisches  Staatsrecht,  Bd.  I 

5.  389  u.  A. 

1* 
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sehen  Thronfolgefrage  nnd  in  den  im  Thronfolgestreite  selbst 
überreichten  Prozessschriften  eine  Meinungsverschiedenheit  hervor- 
getreten. 

Biesterfelderseits  wurde  behauptet  ^  dass  in  der  Aufnahme 
dieses  Satzes  in  die  Lippische  Verfassungsurkunde  auch  die  An- 
erkennung des  Successionsrechtes  und  der  Ebenbürtigkeit  der 
damaligen  Mitglieder  der  ^erbherrlichen  Linien^   gelegen  habe*. 

So  wenig  ich  nun  Kahl  darin  zustimmen  kann,  dass  durch 
den  angeführten  Satz  die  Successionsfahigkeit  und  die  Eben- 
bürtigkeit der  einzelnen  Mitglieder  der  erbherrlichen  Linien  an- 
erkannt worden  sei,  ebensowenig  vermag  ich  Laband  darin  Recht 
zu  geben,  dass  die  angegebenen  Worte  „nicht  die  mindeste  Be- 
ziehung auf  die  Thronfolge  im  Fürsten thum  haben  ^^ 

Nach  meiner  Meinung  liegt  die  richtige  AuflFassung  in  der 
Mitte,  d.  h.  der  angeführte  Satz  der  Verfassung  bedeutet,  dass 
die  Successionsrechte  der  erbherrlichen  Linien  anerkannt  und 
gewährleistet  werden,  er  enthält  aber  keine  Anerkennung  der 
Successionsfahigkeit  und  Ebenbürtigkeit  der  einzelnen  damaligen 
Mitglieder  der  erbherrlichen  Linien.  Indessen  giebt  der  an- 
geführte Satz  der  Lippischen  Verfassung  zu  Zweifeln  in  doppelter 
Hinsicht  Veranlassung: 

a)  Sollen   nur  die   durch  die  Hausverträge  begründeten 
Rechte  der  erbherrlichen  Linien  verfassungsmässig  bewahrt 

bleiben,    die   ihnen    auch   ohne  Hausverträge   zustehenden 

Rechte  aber  nicht? 

Mir  scheint,  dass  man  den  Satz  wird  auffassen  müssen: 
nicht  nur  die  den  erbherrlichen  Linien  so  wie  so  zustehenden 
Rechte,  sondern  auch  die  durch  die  Hausverträge  begründeten 
sollen  ihnen  unverändert  bewahrt  bleiben. 


'  Kahl,  Ebenbürtigkeit  and  Thronfolgerecht  der  Grafen  sor  Lippe- 
Biesterfeld,  Bonn  1896,  S.  80. 

'  Laband,  Die  Thronfolge  im  Fürttenthame  Lippe,  Freibnrg  1891« 
S.  64. 
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Nun  scheint  Labakd  der  Ansicht  zu  sein,  dass  der  an- 
gefahrte Satz  der  Verfassung  sich  nur  ausschliesslich  auf  das 
nach  §5  des  Hauptvergleichs  von  1762  der  jedesmaligen  ältesten 
erbherrlichen  Linie  zugesicherte  Recht  der  Beschickung  des  Land- 
tages beziehe^  allein  man  sollte  doch  glauben,  dass,  wenn  das 
die  Meinuug  gewesen  wäre,  der  angeführte  Paragraph  der  Ver- 
fassong  lauten  müsste:  „Die  in  den  Hausverträgen  begründeten 
Rechte  der  erbherrlichen  Linien  auf  Beschickung  ties  Landtages 
sollen  unverändert  bewahrt  bleiben.^ 

b)  Sind    unter    den    erbherrlichen   Linien   im    Sinne   des   an- 
geführten Satzes  der  Lippischen  Verfassung  nur  die  meist 
so  bezeichneten  Linien  Lippe- Biesterfeld  und  Lippe- Weissen- 
feld  zu  verstehen,  oder  sämmtliche  erbherrliche  Linien? 
Nun  ist  zwar  bekannt,   dass  der  angegebene  Satz  auf  Be- 
treiben  des  Grafen  Wilhelm  Ernst  zur  Lippe- Biesterfeld  in  die 
Verfassung  Aufnahme  gefunden  hat.     Allein  es  ist  doch  nicht 
zu  verkennen,    dass   dieser    Graf  Wilhelm  Ernst   der  Chef  der 
ältesten  und  nächstberechtigten  erbherrlichen  Linie  war,  dass  er 
also  an  der  Aufnahme  eines  solchen  Satzes  das  nächste  Interesse 
hatte^  dass  aber  daraus  nicht  geschlossen  werden  darf,  nur  seine 
erbherrliche  Linie  sei  gemeint.    Nun  ist  aber  das  Haus  Schaum- 
burg-Lippe  ebenso   eine    erbherrliche  Linie   des  Lippischen  Ge- 
sammthauses,  wie  die  Linien  Lippe-Biesterfeld  und  Lippe-Weissen- 
feld,  nur  bildet  es  unter  den  erbherrlichen  Linien  eben  die  dritte 
und  jüngste. 

Es  würde  auch  ein  ganz  verfehlter  Gedanke  sein,  daraus, 
dass  Graf  Wilhelm  Ernst  zur  Lippe-Biesterfeld  die  Aufnahme 
des  Satzes  in  die  Verfassung  veranlasste,  und  daraus,  dass  er 
selbst  ganz  offenbar  unter  den  „Hausverträgen^  die  mit  den 
Linien  Lippe-Biesterfeld  und  Lippe-Weissenfeld  geschlossenen 
Verträge  von  1734,  1749   und  1762  im  Auge  hatte,    schliessen 


*  Labamd  a.  a.  O.  S.  6a 


—     6       - 

zu  wollen,  dass  der  Satz  der  Verfassung  nur  diese  Hausverträge 
meine.  Wenn  die  Verfassungsurkunde  sich  nur  auf  bestimmte 
Hausverträge  erstrecken  sollte,  musste  sie  die  betreffenden  einzeln 
aufführen.  Da  aber  darin  nur  von  Hansverträgen  schlechthin 
die  Bede  ist,  so  erstreckt  sie  sich  auf  alle  Hausverträge,  also 
auch  auf  die  vom  Jahre  1614,  1616,  1621,  den  Hamelnschen 
Vergleich  von  1655,  den  von  1722  und  den  Vergleich  von  Stadt- 
hagen von  1756,  welche  mit  den  Linien  Lippe-Brake  und  Lippe- 
Alverdissen  (dem  heutigen  Hause  Schaumburg- Lippe)  geschlossen 
sind. 

Der  Sinn  des  angezogenen  Satzes  der  Lippischen  Verfassungs- 
urkunde kann  also  nach  allem  Vorstehenden  nur  der  sein,  dass 
nach  Ansicht  der  damaligen  Verfassungsgesetzgebung  es  ganz 
selbstverständlich  war,  dass  die  jura  quaesita  sämmtlicber  erb- 
herrlicher Linien  unantastbar  sein  soUten.  Deshalb  auch  der 
Satz  in  dem  Schreiben  der  Stände  vom  2.  Juli  1836,  „dass  sie 
die  Aufnahme  diese  Zusatzes  in  die  Verfassungsurkunde  für  ganz 
unbedenklich  halten^  ^. 

Auf  keinen  Fall  kann  geleugnet  werden,  dass  durch  diesen 
Artikel  der  Verfassungsurkunde  folgende  beiden  Sätze  aus  Haus- 
verträgen zu  integrirenden  Bestandtheilen  der  Lippischen  Ver- 
fassung geworden  sind: 

„Wie  es  übrigens  bei  .  .  .  der  Successionsordnung  juxta 
leges  fundamentales  des  Gräflich  Lippischen  Hauses  .  .  . 
schlechterdings  sein  Verbleiben  hat  .  .  .^*  und  „die  leges  pa- 
triae, altväterliches  Testament  und  wohlhergebrachte  Landes- 
verfassung" werden  von  Neuem  bestätigt^. 

Ersterer  ist  geschlossen  zwischen    dem  regierenden  Hause 


«  KkBL  a.  a.  O.  S.  80. 

*  Art  5  des  Hauptvergleiches  von  1762,  abgedruckt  bei  Schulzb, 
Hausgesetze,  S.  175. 

^  Art.  13  des  Vergleiches  von  Stadthagen  von  1748,  vgl.  Schulze, 
Hausgesetze,  S.  137. 


und  den  Speziallinien  Lippe^Biesterfeld  und  Weissenfeld,  letzterer 
mit  der  Linie  Lippe-Alverdissen,  jetzt  Scbaumburg-Lippe. 

Nach  diesem  Befunde  sind  im  Fürstenthum  Lippe  Ent- 
scheidungen über  Successionsfragen  der  Verfassungsgesetzgebung 
verwehrt,  wenn  nicht  alle  Agnaten  ihre  Zustimmung  geben. 

Die  Agnaten  sind  im  Fürsteuthume  Lippe  für  Thronfolge- 
fragen gewissermaassen  gesetzgebende  Faktoren. 

2.  Ist  der  Bnndesraih  sustlndig^  die  awisohen  dem  Ffirstliohen 

Hanse  Sehanmbnrg-Lippe  nnd  der  Lippisohen  Regierung 
bestehenden  Streitigkeiten  fiber  die  Thronfolge  an  entscheiden? 

üeber  die  Zuständigkeit  des  Bundesrathes  zur  Entscheidung 
Ton  Thronfolgefragen  werden  in  der  staatsrechtlichen  Litteratur 
der  Gegenwart  mehrere  verschiedene  Meinungen  vertreten. 

A.  Erste  Ansicht. 

Der  Bundesrath  ist  zuständig  aus  allgemeinen  Gründend 
Laband  leitet  diese  Zuständigkeit  ab  aus  dem  Verhältniss 
der  MitgUedschaft  der  Einzelstaaten  und  aus  dem  bund^sstaat- 
lichen  Charakter  des  Reiches  selbst,  weil  die  Mitgliedschaft  eines 
Bundesstaates  im  Deutschen  Beiche  durch  das  Oberhaupt  des 
betreffenden  Bundesstaates  ausgeübt  wird,  der  Landesherr  daher 
der  Anerkennung  als  Bundesmitglied  bedarf  und  das  Reich  for- 
meUe  Gewissheit  haben  muss,  wer  der  berechtigte  Monarch  des 
Bundesstaates  ist.  Diese  Zuständigkeit  ergiebt  sich  nach  Laband, 
auch  ohne  dass  sie  in  der  Reichsverfassung  ausdrücklich  aus- 
gesprochen worden  ist. 

B.  Zweite  Ansicht. 

Die  Zuständigkeit  des  Bundesrathes  zur  Entscheidung  von 
Thronfolgestreitigkeiten  ergiebt  sich  aus  dem  Rechte  des  Bundes- 


*  Labano,  Staatsrecht  des  Deutsohen  Reiches,  3.  Aufl.  Bd.  I,  Freiburg 
und  Leipzig  1896,  §  29  S.  235. 
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rathes,  die  Legitimation  der  Bevollmächtigten  zum  Bondesrathe 
zu  prüfen. 

Dass  dem  Bundesrathe  das  Recht  zusteht,  die  Legitimation 
der  Bevollmächtigten  zum  Bundesrathe  zu  prüfen,  ist  in  Theorie 
und  Praxis  unbestritten^. 

Dass  in  Folge  dieses  Legitimationsprüfungsrechtes  der  Bundes- 
rath  bei  Thronfolgestreitigkeiten  zwischen  verschiedenen  Präten* 
deuten  ein  Entscheidungsrecht  darüber  habe,  wer  als  der  recht- 
mässige Thronerbe  anzusehen  ist,  wird  von  Zorn,  Bd.  I  S.  158, 
Haenel,  S.  566,  Laband,  Bd.  I  S.  216  und  namentlich  von 
H.  Schulze,  dem  Verfasser  des  bekannten  Gutachtens  zu  Gunsten 
des  Thronfolgerechtes  der  Biesterfelder,  in  seinem  Lehrbuch  des 
deutschen  Staatsrechts,  1886,  Bd.  II  S.  62  mit  grosser  Schärfe 
betont. 

Gegen  diese  Begründung  hat  sich  mit  ausführlichen  Gegen- 
bemerkungen Setdel  gewendet  in  seinem  Kommentar  zur  Ver- 
fassungsurkunde für  das  Deutsche  Beich,  Freiburg  und  Leipzig 
1897,  S.  409. 

Er  führt  aus: 

„Die  Entscheidung  eines  Thronstreites  aber  auf  dem  Wege 
der  Legitimationsprüfung  eines  Bundesrathsmitgliedes  scheint 
mir  gradezu  unmöglich,  da  würde  causa  minor  maiorem  trahere. 
Dieser  Gedanke  liest  sich  so,  als  sei  er  dem  Satze  des  Pro- 
zessrechtes entnommen,  dass  der  Bichter  der  Hauptsache  auch 
über  Zwischenfragen  entscheiden  kann,  für  die  er  an  sich  nicht 
zuständig  ist  .  .  .  Der  Bundesrath  könnte  immer  nur  über 
den  Legitimationspunkt  des  Bevollmächtigten  befinden,  er 
könnte  doch  nicht  incidenter  und  implicite  Jemanden  zum 
Könige  machen. 


"  Laband,  Bd.  I  S.  216;  Meter,  S.  878;  Zorn,  Bd.  I  S.  168;  v. Rönne, 
Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  Bd  I  S.  204;  v.  FöZL,  Lehrbuch  des 
bayrischen  Yerfassungsrechts,  6.  Aufl.  S.  112;  v.  Sstoel  in  Holtzendorff^s 
Jahrbuch,  N.  F.,  Bd.  HI  S.  276. 


Indessen  muss  ich  auch  leugnen,  dass  irgendwo  im  öffent- 
lichen Bechte  eine  solche  Ueberspannung  des  Legitimations- 
priifttngsrechtes  erhört  ist.  Bei  allen  zwischenstaatlichen  Ver- 
tragen prüfen  die  Bevollmächtigten  gegenseitig  ihre  Legiti- 
mation; darin  liegt  aber  doch  nicht  eine  maassgebende  Prüfung 
des  Bechts  des  Vollmachtgebers  auf  seine  Krone.  Oder  um 
ein  Beispiel  des  inneren  Staatsrechts  zu  wählen:  die  ersten 
Kammern  prüfen  die  Legitimation  ihrer  Mitglieder.  Beruht 
die  Mitgliedschaft  auf  Innehabung  eines  bestimmten  Grund- 
besitzes, dann  liegt  im  Bechte  der  Legitimationspilifung  doch 
nicht  die  Befugniss,  den  Streit  über  die  Erbfolge  in  diesen 
Grundbesitz  zu  entscheiden.  Und  noch  vielmehr  wird  dies  bei 
bei  einem  Streite  um  die  Krone  gelten.^ 
Hiergegen  ist  zu  bemerken: 

1.  Der  Einwand,  dass  dann  würde  causa  minor  maiorem 
trahere,  ist  gar  kein  Einwand,  sondern  eine  Kritik.  Drückt  man 
diese  Kritik  mit  etwas  anderen  Worten  aus,  so  würde  sie  lauten, 
der  Bundesrath  kann  die  Befugniss  zur  Entscheidung  von  Thron- 
streitigkeiten  auf  Grund  des  Legitimationsprüfungsrechtes  desshalb 
nicht  haben,   weil  das  eine  schlechte  Verfassungsvorschrift  wäre. 

Es  kömmt  in  Gesetzen  genug  vor,  ebenso  in  Verfassungen, 
dass  causa  minor  maiorem  trahit.  Das  mag  man  für  unzweck- 
mässig halten,  man  mag  sogar  darauf  dringen,  dass  der  betreffende 
Satz  abgeändert  wird,  aber  man  kann  doch  nicht  sagen:  der  und 
der  Satz  eines  Gesetzes  oder  einer  Verfassung  gilt  nicht,  weil 
sonst  in  Folge  seiner  causa  minor  maiorem  trahit.  Es  wird  sich 
vielmehr,  abgesehen  von  einer  solchen  Kritik,  immer  nur  fragen 
können,  ob  ein  Satz  gilt,  ob  er  etwa  aus  anderen  Sätzen  abzu- 
leiten ist,  oder  nicht. 

2.  Setdel  spricht  von  Ueberspannung  des  Legitimations- 
prüfungsrechtes. Die  Beispiele,  welche  Seydel  giebt,  um  die 
Theorie  von  der  Zuständigkeit  des  Bundesrathes  ad  absurdum 
zu  fuhren,  scheinen  mir  unglücklich  gewählt. 
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sehen  Thronfolgefrage  und  in  den  im  Thronfolgestxeite  selbst 
überreichten  Prozessschriften  eine  Meinangsrerschiedenheit  hervor- 
getreten. 

Biesterfelderseits  wurde  behauptet,  dass  in  der  Aufnahme 
dieses  Satzes  in  die  Lippische  Verfassungsurkunde  auch  die  An- 
erkennung des  Successionsrechtes  und  der  Ebenbürtigkeit  der 
damaligen  Mitglieder  der  „erbherrlichen  Linien''   gelegen  habe*. 

So  wenig  ich  nun  Kahl  darin  zustimmen  kann,  dass  durch 
den  angeführten  Satz  die  Successionsfahigkeit  und  die  Eben- 
bürtigkeit der  einzelnen  Mitglieder  der  erbherrlichen  Linien  an- 
erkannt worden  sei,  ebensowenig  vermag  ich  Laband  darin  Becht 
zu  geben,  dass  die  angegebenen  Worte  „nicht  die  mindeste  Be- 
ziehung auf  die  Thronfolge  im  Fürstenthum  haben'' ^ 

Nach  meiner  Meinung  liegt  die  richtige  Auffassung  in  der 
Mitte,  d.  h.  der  angeführte  Satz  der  Verfassung  bedeutet,  dass 
die  Successionsrechte  der  erbherrlichen  Linien  anerkannt  und 
gewährleistet  werden,  er  enthält  aber  keine  Anerkennung  der 
Successionsfahigkeit  und  Ebenbürtigkeit  der  einzelnen  damaligen 
Mitglieder  der  erbherrlichen  Linien.  Indessen  giebt  der  an- 
geführte Satz  der  Lippischen  Verfassung  zu  Zweifeln  in  doppelter 
Hinsicht  Veranlassung: 

a)  Sollen  nur  die  durch  die  Hausverträge  begründeten 
Rechte  der  erbherrUcben  Linien  verfassungsmässig  bewahrt 
bleiben,    die   ihnen    auch   ohne  Hausverträge   zustehenden 

Rechte  aber  nicht? 

Mir  scheint,  dass  man  den  Satz  wird  auffassen  müssen: 
nicht  nur  die  den  erbherrlichen  Linien  so  wie  so  zustehenden 
Rechte,  sondern  auch  die  durch  die  Hausverträge  begründeten 
sollen  ihnen  unverändert  bewahrt  bleiben. 


'  Kahl,  Ebenbürtigkeit  und  Thronfolgerecbt  der  Grafen  znr  Lippe- 
Biesterfeld,  Bonn  1896,  S.  80. 

'  Laband,  Die  Thronfolge  im  Fürstenthume  Lippe,  Freibnrg  1891, 
S.  64. 
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Nun  scheint  Labakd  der  Ansicht  zu  sein,  dass  der  an- 
geführte Satz  der  Verfassung  sich  nur  ausschliesslich  auf  das 
nach  §  5  des  Hauptvergleichs  von  1762  der  jedesmaligen  ältesten 
erbherrlichen  Linie  zugesicherte  Recht  der  Beschickung  des  Land- 
tages beziehe ^y  allein  man  sollte  doch  glauben,  dass,  wenn  das 
die  Meinuug  gewesen  wäre,  der  angeführte  Paragraph  der  Ver- 
fassung lauten  müsste:  „Die  in  den  Hausverträgen  begründeten 
Rechte  der  erbherrlichen  Linien  auf  Beschickung  tles  Landtages 
sollen  unverändert  bewahrt  bleiben.^ 

b)  Sind  unter  den  erbherrlichen  Linien  im  Sinne  des  an- 
geführten Satzes  der  Lippischen  Verfassung  nur  die  meist 
so  bezeichneten  Linien  Lippe- Biesterfeld  und  Lippe- Weissen- 
feld  zu  verstehen,  oder  sämmtliche  erbherrliche  Linien? 

0 

Nun  ist  zwar  bekannt,  dass  der  angegebene  Satz  auf  Be- 
treiben des  Grafen  Wilhelm  Ernst  zur  Lippe- Biesterfeld  in  die 
Verfassung  Aufnahme  gefunden  hat.  Allein  es  ist  doch  nicht 
zu  verkennen,  dass  dieser  Graf  Wilhelm  Ernst  der  Chef  der 
ältesten  und  nächstberechtigten  erbherrlichen  Linie  war,  dass  er 
also  an  der  Aufnahme  eines  solchen  Satzes  das  nächste  Interesse 
hatte,  dass  aber  daraus  nicht  geschlossen  werden  darf,  nur  seine 
erbherrliche  Linie  sei  gemeint.  Nun  ist  aber  das  Haus  Schaum- 
bnrg-Lippe  ebenso  eine  erbherrliche  Linie  des  Lippischen  Ge- 
sammthauses,  wie  die  Linien  Lippe-Biesterfeld  und  Lippe-Weissen- 
feldy  nur  bildet  es  unter  den  erbberrlichen  Linien  eben  die  dritte 
und  jüngste. 

Es  würde  auch  ein  ganz  verfehlter  Gedanke  sein,  daraus, 
dass  Graf  Wilhelm  Ernst  zur  Lippe-Biesterfeld  die  Aufnahme 
des  Satzes  in  die  Verfassung  veranlasste,  und  daraus,  dass  er 
selbst  ganz  offenbar  unter  den  „Hausverträgen^  die  mit  den 
Linien  Lippe-Biesterfeld  und  Lippe-Weissenfeld  geschlossenen 
Verträge  von  1734,   1749   und  1762  im  Auge  hatte,    schliessen 


*  Labamd  a.  a.  O.  S.  69. 


m  wollen,  dasB  der  Satz  der  Verfassung  nur  diese  Hausverträge 
meine.  Wenn  die  Verfassungsurkunde  sich  nur  auf  bestimmte 
Hausverträge  erstrecken  sollte,  musste  sie  die  betreffenden  einzeln 
auffuhren.  Da  aber  darin  nur  von  Hausverträgen  schlechthin 
die  Bede  ist,  so  erstreckt  sie  sich  auf  alle  Hausverträge,  also 
auch  auf  die  vom  Jahre  1614,  1616,  1621,  den  Hamelnschen 
Vergleich  von  1655,  den  von  1722  und  den  Vergleich  von  Stadt- 
hagen von  1756,  welche  mit  den  Linien  Lippe-Brake  und  Lippe- 
Alverdissen  (dem  heutigen  Hause  Schaumburg- Lippe)  geschlossen 
sind. 

Der  Sinn  des  angezogenen  Satzes  der  Lippischen  Verfassungs- 
urkunde kann  also  nach  allem  Vorstehenden  nur  der  sein,  dass 
nach  Ansicht  der  damaligen  Verfassungsgesetzgebung  es  ganz 
selbstverständlich  war,  dass  die  jura  quaesita  sämmtlicher  erb- 
herrlicher Linien  unantastbar  sein  sollten.  Deshalb  auch  der 
Satz  in  dem  Schreiben  der  Stände  vom  2.  Juli  1836,  ^dass  sie 
die  Aufnahme  diese  Zusatzes  in  die  Verfassungsurkunde  für  ganz 
unbedenklich  halten^  ^ 

Auf  keinen  Fall  kann  geleugnet  werden,  dass  durch  diesen 
Artikel  der  Verfassungsurkunde  folgende  beiden  Sätze  aus  Haas- 
verträgen zu  integrirenden  Bestandtheilen  der  Lippischen  Ver- 
fassung geworden  sind: 

„Wie  es  übrigens  bei  .  .  .  der  Successionsordnung  juxta 
leges  fundamentales  des  Gräflich  Lippischen  Hauses  .  .  . 
schlechterdings  sein  Verbleiben  hat  .  .  .'^^  und  „die  leges  pa- 
triae, altväterliches  Testament  und  wohlhergebrachte  Landes- 
verfassung^ werden  von  Neuem  bestätigt^. 

Ersterer  ist  geschlossen  zwischen    dem  regierenden   Hause 


^  Kahl  a.  a.  0.  S.  80. 

'  Art.  5  des  Hauptvergleiches  von  1762,  abgedruckt  bei  Schülzb, 
HauBgesetze,  S.  175. 

^  Art.  13  des  Vergleiches  von  Stadthagen  von  1748,  vgl.  Schulze, 
Hausgesetze,  S.  137. 


und  den  Speziallinien  Lippe^Biesterfeld  und  Weissenfeid,  letzterer 
mit  der  Linie  Lippe-Alverdissen,  jetzt  Schaumburg-Lippe. 

Nach  diesem  Befunde  sind  im  Fürstenthum  Lippe  Ent- 
scheidungen über  Successionsfragen  der  Yerfassungsgesetzgebung 
verwehrt,  wenn  nicht  alle  Agnaten  ihre  Zustimmung  geben. 

Die  Agnaten  sind  im  Fürstenthume  Lippe  für  Thronfolge- 
fragen gewissermaassen  gesetzgebende  Faktoren. 

2.  Ist  der  Bnndesraih  suständig^  die  awischen  dem  Fürstlichen 

Hanse  Sohaumborg-Lippe  und  der  Lippischen  Regierung 
bestehenden  Streitigkeiten  über  die  Thronfolge  zu  entscheiden) 

üeber  die  Zuständigkeit  des  Bundesrathes  zur  Entscheidung 
von  Thronfolgefragen  werden  in  der  staatsrechtlichen  Litteratur 
der  Gegenwart  mehrere  verschiedene  Meinungen  vertreten. 

A.  Erste  Ansicht. 
Der  Bundesrath  ist  zuständig  aus  allgemeinen  Gründend 
Laband  leitet  diese  Zuständigkeit  ab  aus  dem  Yerhältniss 
der  Mitgliedschaft  der  Einzelstaaten  und  aus  dem  bund^sstaat- 
lichen  Charakter  des  Beiches  selbst,  weil  die  Mitgliedschaft  eines 
Bundesstaates  im  Deutschen  Reiche  durch  das  Oberhaupt  des 
betreffenden  Bundesstaates  ausgeübt  wird,  der  Landesherr  daher 
der  Anerkennung  als  Bundesmitglied  bedarf  und  das  Reich  for- 
meUe  Gewissheit  haben  muss,  wer  der  berechtigte  Monarch  des 
Bandesstaates  ist.  Diese  Zuständigkeit  ergiebt  sich  nach  Laband, 
auch  ohne  dass  sie  in  der  Reichsverfassung  ausdrücklich  aus- 
gesprochen worden  ist. 

B.  Zweite  Ansicht. 
Die  Zuständigkeit  des  Bundesrathes  zur  Entscheidung  von 
Thronfolgestreitigkeiten  ergiebt  sich  aus  dem  Rechte  des  Bundes- 


^  Laband,  Staatsrecht  des  Deuteohen  Reiches,  3.  Aufl.  Bd.  I,  Freiburg 
und  Leipzig  1895,  §  29  S.  285. 
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ratbes,  die  Legitimation  der  Bevollmächtigten  zum  Bundesrathe 
zu  prüfen. 

Dass  dem  Bundesrathe  das  Recht  zusteht,  die  Legitimation 
der  Bevollmächtigten  zum  Bundesrathe  zu  prüfen,  ist  in  Theorie 
und  Praxis  unbestritten^. 

Dass  in  Folge  dieses  Legitimationsprofungsrechtes  der  Bundes- 
rath  bei  Thronfolgestreitigkeiten  zwischen  verschiedenen  Präten- 
denten ein  Entscheidungsrecht  darüber  habe,  wer  als  der  recht- 
mässige Thronerbe  anzusehen  ist,  wird  von  Zorn,  Bd.  I  S.  158, 
Haenel,  S.  666,  Laband,  Bd.  I  S.  216  und  namentlich  von 
H.  ScHULjSE,  dem  Verfasser  des  bekannten  Gutachtens  zu  Gunsten 
des  Thronfolgerechtes  der  Biesterfelder,  in  seinem  Lehrbuch  des 
deutschen  Staatsrechts,  1886,  Bd.  U  S.  62  mit  grosser  Schärfe 
betont. 

Gegen  diese  Begründung  hat  sich  mit  ausfuhrlichen  Gegen- 
bemerkungen Seydel  gewendet  in  seinem  Kommentar  zur  Yer- 
fassungsurkunde  für  das  Deutsche  Reich,  Freiburg  und  Leipzig 
1897,  S.  409. 

Er  führt  aus: 

„Die  Entscheidung  eines  Thronstreites  aber  auf  dem  Wege 
der  Legitimationsprüfung  eines  Bundesrathsmitgliedes  scheint 
mir  gradezu  unmöglich,  da  würde  causa  minor  maiorem  trahere. 
Dieser  Gedanke  liest  sich  so,  als  sei  er  dem  Satze  des  Pro- 
zessrechtes entnommen,  dass  der  Richter  der  Hauptsache  auch 
über  Zwischenfragen  entscheiden  kann,  für  die  er  an  sich  nicht 
zuständig  ist  .  .  .  Der  Bundesrath  könnte  immer  nur  über 
den  Legitimationspunkt  des  Bevollmächtigten  befinden,  er 
könnte  doch  nicht  incidenter  und  implicite  Jemanden  zum 
Könige  machen. 


*  Laband,  Bd.  I  S.  216;  Meter,  S.  378;  Zorn,  Bd.  I  S.  158;  v.  Rönne, 
Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  Bd  I  S.  204;  v.  PözL,  Lehrbach  des 
bayrischen  Verfassangsrechts,  5.  Aufl.  S.  112;  v.  Setdel  in  HoLTZSMDORrF's 
Jahrbuch,  N.  F.,  Bd.  HI  S.  276. 


Indessen  muss  ich  auch  leugnen,  dass  irgendwo  im  öffent- 
lichen Rechte  eine  solche  Ueberspannung  des  Legitimations- 
priifungsrechtes  erhört  ist.  Bei  allen  zwischenstaatlichen  Ver- 
trägen prüfen  die  Bevollmächtigten  gegenseitig  ihre  Legiti- 
mation ;  darin  liegt  aber  doch  nicht  eine  maassgebende  Prüfung 
des  Kechts  des  Vollmachtgebers  auf  seine  Krone.  Oder  um 
ein  Beispiel  des  inneren  Staatsrechts  zu  wählen:  die  ersten 
Ejunmem  prüfen  die  Legitimation  ihrer  Mitglieder.  Beruht 
die  Mitgliedschafb  auf  Innehabung  eines  bestimmten  Grund- 
besitzes, dann  liegt  im  Rechte  der  Legitimationspiüfung  doch 
nicht  die  Befugniss,  den  Streit  über  die  Erbfolge  in  diesen 
Grundbesitz  zu  entscheiden.  Und  noch  vielmehr  wird  dies  bei 
bei  einem  Streite  um  die  Krone  gelten.^ 
Hiergegen  ist  zu  bemerken: 

1.  Der  Einwand,  dass  dann  würde  causa  minor  maiorem 
trahere,  ist  gar  kein  Einwand,  sondern  eine  Ejritik.  Drückt  man 
diese  Kritik  mit  etwas  anderen  Worten  aus,  so  würde  sie  lauten, 
der  Bundesrath  kann  die  Befugniss  zur  Entscheidung  von  Thron- 
streitigkeiten auf  Grund  des  Legitimationsprüfungsrechtes  desshalb 
nicht  haben,   weil  das  eine  schlechte  Verfassungsvorschrift  wäre. 

Es  kömmt  in  Gesetzen  genug  vor,  ebenso  in  Verfassungen, 
dass  causa  minor  maiorem  trahit.  Das  mag  man  für  unzweck- 
mässig  halten,  man  mag  sogar  darauf  dringen,  dass  der  betreffende 
Satz  abgeändert  wird,  aber  man  kann  doch  nicht  sagen:  der  und 
der  Satz  eines  Gesetzes  oder  einer  Verfassung  gilt  nicht,  weil 
sonst  in  Folge  seiner  causa  minor  maiorem  trahit.  Es  wird  sich 
vielmehr,  abgesehen  von  einer  solchen  Kritik,  immer  nur  fragen 
können,  ob  ein  Satz  gilt,  ob  er  etwa  aus  anderen  Sätzen  abzu- 
leiten ist,  oder  nicht. 

2.  Setdel  spricht  von  Ueberspannung  des  Legitimations- 
prüfungsrechtes. Die  Beispiele,  welche  Seydel  giebt,  um  die 
Theorie  von  der  Zuständigkeit  des  Bundesrathes  ad  absurdum 
za  fahren,  scheinen  mir  unglücklich  gewählt. 
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Setdel  sagt:  ^Bei  aUen  zwischenstaatlichen  Vertragen  prüfen 
die  Berollmächtigten  gegenseitig  ihre  Legitimation;  darin  liegt 
doch  nicht  eine  maassgebende  Profong  des  Rechts  des  Vollmacht- 
gebers aof  seine  Krone.^ 

Das  ist  gewiss  richtig.  Aber  es  passt  doch  nicht  for  Tor- 
liegende  Frage.  Man  Tergegenwärtige  sich  doch  nnr^  wie  sich 
die  thatsächlichen  Verhaltnisse  bei  dem  Znstandekommen  von 
„zwischenstaatlichen  Verträgen^  gestalten.  Zwei  oder  mehrere 
Staatsregiemngen  wünschen  einen  Vertrag  miteinander  abzu- 
schliessen,  sie  sind  desshalb  in  Verhandlangen  getreten.  Xnn  kommen 
die  BeyoUmachtigten  znm  Vertragsabschlnss  zusammen.  In  der 
Idee  sind  es  die  betreffenden  Staatsregiemngen,  die  zusammen- 
kommen. Aus  praktischen  Granden  geschieht  dies  nicht,  sondern 
es  erscheinen  nnr  BeToUmachtigte,  welche  sich  darch  irgend  etwas 
als  Vertreter  ihrer  Staatsregiemngen  aasweisen  müssen,  nämlich 
durch  ihre  Vollmacht.  Wechselseitig  überzeugt  man  sich,  dass 
die  erschienenen  Personen  wirklich  die  BeToUmächtigten  der  be* 
treffenden,  schon  vorher  in  Hinsicht  auf  den  zu  schliessenden  Vertrag 
unterhandelt  habenden  Staatsregiemngen  sind.  In  dieser  Prüfung 
der  Vollmacht  liegt  der  Xatur  der  Sache  nach  keine  Prüfung 
des  Rechts  des  Vollmachtgebers  auf  seinen  Thron,  darin  hat 
Setdel  Tollkommen  Recht.  Setdel  übersieht  aber,  dass  dann, 
wenn  die  Beyollmachtigten  zusammenkommen,  das  Recht  der  be- 
treffenden Vollmachtgeber  auf  ihre  Kronen  Seitens  der  anderen 
Tertragschliessenden  Staaten  schon  dadurch  anerkannt  ist,  dass 
man  miteinander  vorher  als  mit  Monarchen  oder  Regenten  über 
einen  zu  schliessenden  Vertrag  unterhandelt  hat.  Ueber  das 
Recht  der  Vollmachtgeber  auf  ihre  Throne  ein  Prnfungarecht 
auszuüben,  können  also  die  BeyoUmächtigten  nie  in  die  Lage 
kommen. 

Auch  bilden  die  zum  Abschluss  ron  zwischenstaatlichen  Ver- 
tragen zusammenkommenden  BeToUmächtigten  doch  kein  Kol- 
legium wie  der  Bundesrath. 
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Oder  ist  nach  Seydel's  Ansicht  der  Bundesrath  des  Deutschen 
Reiches  blos  ein  Gesandtenkongress? 

Ebensowenig  durchschlagend  scheint  mir  aber  der  Einwand 
Setbel's  betreffend  dasPräfungsrecht  der  ersten  Kammern  hinsicht- 
lich der  Legitimation  ihrer  Mitglieder  zu  sein.  Dass  in  den  Fällen^ 
in  denen  die  Mitgliedschaft  auf  Innehabung  eines  bestimmten 
Grandbesitzes  beruht^  in  dem  Legitimationsprüfungsrecht,  wie 
Setdel  sagt,  „doch  nicht  die  Befugniss  hegt,  den  Streit  über  die 
Erbfolge  in  diesen  Grundbesitz  zu  entscheiden^  hat  darin  seinen 
Grund,  dass  gesetzlich  bestimmte  Gerichte  zur  Entscheidung  von 
Erbschaftsstreitigkeiten  zuständig  sind^  und  dass  es  ein  lieber- 
griff  in  die  Zuständigkeit  der  betreffenden  Gerichte  wäre,  wenn 
die  erste  Kammer  über  eine  Erbschaftsfrage  entscheiden  wollte. 
Demzufolge  wird  keine  erste  Kammer  Jemand,  der  in  Anspruch 
nimmt,  wegen  Innehabung  eines  bestimmten  Grundbesitzes  Sitz 
und  Stimme  darin  zu  haben,  blos  auf  Grund  seiner  eigenen  An- 
gabe, er  sei  Inhaber,  zulassen,  sondern  sie  wird  darüber  einen 
Ausweis  —  Erbeslegitimationsattest,  Nachweis,  dass  der  Be- 
treffende im  Grundbuche  als  Eigenthümer  eingetragen  ist  etc. 
—  verlangen,  oder  den  Ausgang  eines  etwaigen  über  die  Erb- 
folge in  den  betreffenden  Grundbesitz  vor  dem  zuständigen  Ge- 
richte schwebenden  Prozesses  abwarten.  Andererseits  kann  meines 
Erachtens  gar  nicht  zweifelhaft  sein,  dass,  wenn  Zustände  derart 
denkbar  wären,  dass  eine  erste  Kammer  vorhanden  ist,  bei  der 
die  Mitgliedschaft  an  die  Innehabung  eines  bestimmten  Grund- 
besitzes geknüpft  ist,  dass  aber  gar  keine  Instanz  vorhanden  ist, 
welche  darüber  entscheidet,  wer  zur  Innehabung  dieses  Grund- 
besitzes berechtigt  ist,  dann  diese  erste  Kammer,  wenn  sie  ein 
Iiegitimationsprüfungsrecht  hat,  auch  die  Frage  zu  entscheiden 
hätte,  wer  berechtigter  Inhaber  des  betreffenden  Grundbesitzes  ist. 

Oder  sollte  in  einem  solchen  Falle  nach  Setdel  auch  der 
Besitzstand  entscheiden?  Das  würde  doch  nichts  anderes  heissen 
als:  Gewalt  soll  vor  Recht  gehen.    Die  ersten  Kammern  haben 
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ein  EntacheidoiigBrecht  über  ErlMchafbfrmgen  nie  and  nirgends, 
aber  nicbt,  weil  das  eine  UeberqMUinnng  des  Legitiniations- 
prdfongsrechts  wäre,  sondern  weil  sie  es  der  Nainr  der  Sache 
nach  nnr  dann  haben  könnten,  wenn  gar  keine  Tnstang  zur  Eint- 
Scheidung  solcher  Fragen  Torfaanden  iBt. 

Ich  komme  also  zu  dem  Besnltate,  die  Einwendungen  Setdel^s 
nicht  ab  stichhaltig  ansdien  zn  können. 

C.  Dritte  Ansicht. 
In  dem  Antrage  der  Schanmbarg-Lippischen  Staatsregierang 
an  den  Bandesrath  ist  die  Zostandigkeit  des  Bandesrathes  aus 
Art.  76  Abs.  I  der  R.-y.  hergeleitet  worden.  Diese  B^rondung 
für  die  Zuständigkeit  des  Bandesrathes  zor  Entscheidong  von 
Thronfolgestreitigkeiten  im  AUgemeinen  ist  in  der  Wissenschaft 
bisher  noch  nicht  vertreten.  Art.  76  besteht  aas  zwei  Absätzen. 
Der  erste  Absatz  laatet: 

„Streitigkeiten  zwischen  yerschiedenen  Bundesstaaten,  sofern 

dieselben   nicht  privatrechtlidier   Natar   und   daher   Ton   den 

kompetenten    Gerichtsbehörden   zu   entscheiden  sind,    werden 

auf  Anrufen  des  einen  Tbeiles  yod  dem  Bundesrathe  erledigt.'^ 

Die  Fassung  dieses  Artikels  ergiebt  für  die  Zuständigkeit 

des  Bandesrathes  drei  Erfordernisse: 

a)  Der  Bundesrath  muss  von  einem  der  streitenden  Theile  an* 
gerufen  werden.  Da  dieses  Ton  Schaumburg-Lippe  geschehen 
ist,  bedarf  dieser  Punkt  keiner  weiteren  Erörterung. 

b)  Es  muss  sich  um  Streitigkeiten  nicht  privatrechÜicher  Natur 
handeln,  weil  solche  Ton  den  kompetenten  Gerichtsbehörden 
zu  entscheiden  sind.  Da  es  sich  im  Torliegenden  Falle  um 
einen  Streit  um  die  Thronfolgefithigkeit  handelt,  so  kann 
es  einem  Zweifel  nicht  unterliegen,  dass  auch  diesem  £Ir- 
fordemiss  des  Art.  76  Abs.  I  genügt  wird. 

c)  Es  muss  sich  um  einen  Streit  zwischen  zwei  oder  mehreren 
Bundesstaaten  handeln. 
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Die  Ansicht,  dass  das  Wort  ^Bundesstaaten^  strenge  zu 
interpretiren,  dass  es  also  erforderlich  sei^  dass  der  Natur  des 
Rechtsstreites  nach  verschiedeDe  Bundesstaaten  sich  im  Streite 
befinden,  damit  der  Bundesrath  gemäss  Art.  76  Abs.  1  zuständig 
sei,  ist  zur  Zeit  in  der  Wissenschaft  die  herrschende  ^^. 

Seydel  und  Abndt  heben  bestimmt  hervor,  dass  es  sich 
nicht  um  einen  Streit  zwischen  der  Person  eines  Buudesfärsten 
und  einem  Bundesstaate  handeln  dürfe. 

Immerhin  wird  die  Frage  in  Erwägung  zu  ziehen  sein,  ob  es 
nothig  ist,  dass  die  Parteien  rechtlich  sämmtlich  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Bundesstaaten  an  dem  Streite  betheiligt  sind,  oder  ob 
es  genügt,  dass  der  betreifende  BundesfÜrst  seine  dynastische 
Sache  thatsächlich  zur  Sache  des  von  ihm  regierten  Bundes- 
staates gemacht  hat. 

Zu  dieser  Frage  habe  ich  inzwischen  in  einem  Artikel  „Zur 
liippeschen  Thronfolgefrage^  in  No.  261  der  „Hamburger  Nach- 
richten^ Stellung  genommen,  sodass  ich  hierauf  verweisen  kann. 

Dagegen  bleibt  doch  die  Frage  offen,  ob  das  Wort  „Bundes- 
Staaten*^  in  Art.  76  Abs.  1  nicht  gleichbedeutend  ist  mit:  „Bundes- 
glieder*^  oder  „Mitglieder  des  Bundes^. 

Es  verlohnt  sich,  um  über  diese  Frage  Klarheit  zu  gewinnen, 
die  Terminologie  der  Reichsverfassung  hinsichtlich  dieser  Ausdrücke 
genauer  zu  prüfen. 

Der  Ausdruck  „ Bundesstaat '^  findet  sich  in  den  Artt.  3,  7, 8^  18, 
21,  28,  33,  35,  36,  39,  52,  54,  56,  58,  59,  60,  70,  74,  75,  76, 
77  and  78;  der  Ausdruck  „Mitglied  des  Bundes^  findet  sich  in 
Art.  6;  der  Ausdruck  „Bundesglied^  in  Art.  7,  19,  41. 

Es  wird  sich  also  fragen,  ob  die  Reichsverfassung  zwischen 
den    Ausdrücken    „Bundesglied^    und    „Mitglied   des    Bundes", 


19  Thudichum,  YerfasBungsrecht  des  Norddeatschen  Bandes,  Tübingen 
1870,  S.  109  Anm.  1;  Setoel,  Kommentar,  8.404 f.;  Arndt,  Verfassung  des 
Dentschen  Reiches,  Berlin  1895,  Anm.  2  zu  Art.  76;  Hänel,  S.  573;  Zorn, 
Bd.  I  a  171  Anm.  61. 
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welche  beiden  letzteren  Begriffe  offenbar  gleichbedeutend  sind; 
einerseits  und  ^Bundesstaat^  andererseits  einen  streng  durch- 
geführten Unterschied  macht. 

Hierüber  Aufschluss  zu  geben^  ist  Art.  7  besonders  geeignet, 
weil  darin  sowohl  das  Wort  Bundesglied  als  das  Wort  Bundes- 
staat vorkommt. 

Es  lautet  nämlich  Abs.  2  dieses  Artikels: 

„Jedes  Bundesglied  ist  befugt,  Vorschläge  zu  machen  und 
in  Vortrag  zu  bringen  .  .  ." 
und  Abs.  4: 

„Bei  der  Beschlussfassung  über  eine  Angelegenheit,  welche 
nach  den  Bestimmungen  dieser  Verfassung  nicht  dem  ganzen 
Reiche  gemeinschaftlich  ist,  werden  die  Stimmen  nur  derjenigen 
Bundesstaaten  gezählt,  welchen  die  Angelegenheit  gemein- 
schaftlich ist.^ 

Art.  6  der  Verfassung  enthält  die  Worte : 

„Jedes  Mitglied  des  Bundes  kann  so  viel  Bevollmächtigte 
zum  Bundesrathe  ernennen,  wie  es  Stimmen  hat  ..." 

In  Art.  6  ist  also  die  Rede  von  den  Stimmen  der  Mitglieder 
des  Bundes  und  in  Art.  7  von  den  Stimmen  der  Bundesstaaten. 
Zu  berücksichtigen  ist  endlich  für  vorstehende  Frage,  dass  Art.  41 
spricht  von  „Bundesgliedem,  deren  Gebiet  die  Eisenbahnen 
durchschneiden^,  während  er  doch  offenbar,  wenn  die  Ausdrucks- 
weise der  Reichsverfassung  zwischen  Bundesstaat  und  Bundesglied 
einen  Unterschied  machte,  sprechen  müsste  von  „Bundesstaaten, 
deren  Gebiet  etc.". 

Endlich  ist  noch  in  Betracht  zu  ziehen  Art.  19,  welcher 
davon  spricht,  dass  „Bundesglieder"  ihre  verfassungsmässigen 
Pflichten  nicht  erfüllen  können.  Würde  nun  in  der  Ausdrucks- 
weise  der  Reichsverfassung  zwischen  dem  Worte  „Bundesstaat"^ 
und  dem  Worte  „Bundesglied"  ein  strenger  Unterschied  zu  machen 
sein,  so  könnte  das  doch  nur  ergeben,  dass  „Bundesglied"  iden- 
tisch ist  mit  „Bundesfürst"  im    Gegensatz  zum    „Bundesstaat''. 
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Das  würde  aber  dann  zu  der  merkwürdigen  Konsequenz  führen, 
dass  in  der  ReicbsTerfassung  zwar  der  Fall  vorgesehen  ist,  dass 
Bundesfürsten  ihre  verfassungsmässigen  Pflichten  nicht  erfüllen, 
dass  aber  die  Reichsverfassung  keine  Bestimmung  enthält,  was 
geschehen  soll,  wenn  Bundesstaaten  ihre  verfassungsmässigen 
Pflichten  nicht  erfüllen. 

Nach  dem  vorstehenden  Befunde  muss  es  nun  zulässig  er- 
scheinen, in  Art.  76  Abs.  1  für  „Bundesstaaten^  zu  setzen: 
„Bundesglieder",  so  dass  dieser  Absatz  dann  lauten  würde: 
„Streitigkeiten  zwischen  verschiedenen  Bundes  gliedern  .  .  . 
werden  auf  Anrufen  des  einen  Theiles  von  dem  Bundesrathe 
erledigt." 

Mit  dieser  Feststellung  scheint  mir  aber  der  angeblich  un- 
abweisbaren, strengen  Interpretation  des  Wortes  Bundesstaaten  in 
Art.  76  Abs.  1  der  Boden  entzogen  zu  sein. 

Hiemach  ergiebt  sich,  dass  der  Bundesrath  gemäss  Art.  76 
Abs.  1  für  zuständig  erachtet  werden  muss,  Streitigkeiten  zwischen 
verschiedenen  Bundesgliedern  zu  entscheiden,  d.  h.  Streitigkeiten, 
bei  welchen  Bundesfürsten  oder  Bundesstaaten  die  streitenden 
Theile  sind,  unter  der  Voraussetzung,  dass  es  sich  um  Streitig- 
keiten nicht  privatrechtlicher  Natur  handelt  und,  dass  einer  der 
streitenden  Theile  den  Bundesrath  anruft. 

Zu  demselben  Resultate  gelangt  man  aber  auch,  wenn 
man  sich  vergegenwärtigt,  dass  Art.  76  Abs.  1  der  R.-V. 
auf  Art.  11  der  Deutschen  Bundesakte  von  1815  beruht.  Hier 
heisst  es: 

„Die  Bundes glie der  machen  sich  ebenfalls  verbindlich, 
einander  unter  keinerlei  Vorwand  zu  bekriegen,  noch  ihre  Streitig- 
keiten mit  Gewalt  zu  verfolgen,  sondern  sie  bei  der  Bundes- 
versammlung anzubringen.  Dieser  liegt  alsdann  ob,  die  Ver- 
mittlung durch  einen  Ausschuss  zu  versuchen;  falls  dieser 
Versuch  fehlschlagen  sollte,  und  demnach  eine  richterliche  Ent- 
scheidung nothwendig  würde,  solche  durch  eine  wohlgeordnete 
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Im  heutigen  Deutschen  Reiche  ist;  wie  im  ehemaligen 
Deutschen  Bunde,  den  einzelnen  Gliedern  des  Bundes  jeder  Akt 
der  Selbsthülfe  untersagt  ^^ 

Dieses  Verbot  bezieht  sich  nicht  nur  auf  den  Krieg,  sondern 
auf  das  ganze  völkerrechtliche  Aktionenrecht,  Repressalien,  Re- 
torsionen etc.^'. 

Das  kann  auch  gar  nicht  anders  sein  im  Interesse  der  Friedens- 
bewahrung innerhalb  des  Bundes.  Daraus  ergiebt  sich  eine 
doppelte  Reihe  von  Pflichten.  Einerseits  sind  die  einzelnen  Bandes- 
glieder verpflichtet,  diesen  Bundesfrieden  nicht  zu  brechen,  anderer- 
seits ist  die  Gesammtheit  der  Bundesglieder  verpflichtet,  den 
Bundesfrieden  zu  schützen,  jeden  Bruch  des  Bundesfriedens  zu 
verhüten,  auch  im  Nothfalle  einem  solchen  entgegen  zu  treten, 
eventuell  durch  Exekution.  Daraus  ergiebt  sich  aber  im  Rechts- 
staate die  notbwendige  Konsequenz,  dass,  wenn  den  Bundes- 
gliedern auf  der  einen  Seite  es  verwehrt  ist,  zur  Verfolgung  von 
Rechten  zur  Selbsthülfe  zu  schreiten,  ihnen  auf  der  anderen  Seite 
die  Möglichkeit  gegeben  sein  muss,  diese  Rechte,  d.  h.  solche 
Rechte,  zu  deren  Verfolgung  ihnen  unter  anderen  Umständen  die 
Mittel  des  völkerrechtlichen  Aktionenrechtes  zu  Gebote  stünden^ 
auf  geordnetem  Wege  zum  Austrage  zu  bringen.  Es  widerspricht 
einfach  der  gesunden  Vernunft,  dass  Fälle  möglich  sein  sollen, 
in  denen  für  einen  Streit  zwischen  zwei  Bundesgliedern  keine 
Instanz  zur  friedlichen,  rechtlichen  Entscheidung  vorhanden 
sein  soll.  Die  bürgerlichen  Gerichte  sind  ohne  Zweifel  für  Thron- 
streitigkeiten nicht  zuständig. 

Da  nun  die  Reichsverfassung  keine  besondere  Instanz  zur 
Entscheidung  solcher  Streitigkeiten  geschaffen  hat,  so  können  nur 
die  verbündeten  Regierungen  selbst,  d.  h.  deren  Vertretungskörper, 


"  Schulze  a.  a.  0.  S.  59;  Laband  a.  a.  0.  S.236;  Sktdbl,  Kommentar, 
S.  404. 

"  HiNEL  a.  a.  0.  S.  677. 
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Streites  kann  hier  nicht  interessiren,  nur  das  Besaltat,  dass 
nämlich  von  dem  ehemaligen  brakischen  Paragium  die  Aemter 
Blomberg  und  Schieder  an  die  Linie  zu  Bäckeburg  gelangten  und 
im  Jahre  1777,  mit  dem  Erlöschen  dieser  Linie,  an  die  Linie 
zu  Alyerdissen,  jetzt  Schaumburg-Lippe  (zu  Bückeburg). 

Im  Anfange  des  19.  Jahrhunderts  kam  es  nun  zwischen  der 
regierenden  Hauptlinie  zu  Detmold  und  der  paragiirten  Neben- 
Imie  (denn  nur  als  solche  kam  sie  in  Betracht)  zu  Bückeburg  über 
die  Landeshoheit  über  Blomberg  zum  Streit. 

Schon  während  des  Rheinbundes  war  Schaumburg- Lippischer- 
seits  die  Souveränetät  über  Blomberg  in  Anspruch  genommen,  von 
Seiten  Lippe's  aber  bestritten  worden.  Die  ersten  beiden  Jahr- 
zehnte des  Deutschen  Bundes  brachten  keine  Erledigung  des 
Streites.  Erst  am  22.  Dez.  1838  wurde  durch  Urtheil  des  Grossh. 
Badischen  Oberhofgerichts  als  Bundesausträgalgericht  dahin  er- 
kannt;  dass  ;,der  erbherrlichen  Linie  Schaumburg-Lippe  unter  der 
detmoldischen  Souveränetät  ihrevertragsmässigenPatrimonialrechte 
aod  untergeordneten  Herrlichkeiten  (im  Paragium  Blomberg)  nach 
Uaassgabe  der  Familienverträge  verbleiben^. 

In  diesem  Falle  interessirt  nicht  einmal  das  Resultat,  sondern 
Dar  die  Thatsache,  dass  die  Bundesversammlung  sich  für  zuständig 
?ehalten  hat,  gemäss  Art.  11  der  Deutschen  Bundesakte  „eine 
richterliche  Entscheidung  durch  eine  Austrägalinstanz  zu  be- 
virken^,  obwohl  der  Fürst  zu  Schaumburg-Lippe  gar  nicht  in 
»iner  Eigenschaft  als  „  Bundesglied ^  an  dem  Streite  betheiligt 
rar.  sondern  in  seiner  Eigenschaft  als  Chef  der  jüngsten  „erb- 
.lerrlichen  Linie^  Schaumburg-Lippe.  Da  der  Fall  genau  so  liegt, 
vie  der  heute  zwischen  dem  Fürsten  zu  Schaumburg-Lippe  und 
dem  „Bundesstaate^  Lippe  schwebende  Streit,  so  muss  dieser 
F:dl  (ur  die  Zuständigkeit  des  Bundesrathes  eine  geradezu  prä- 
^lizielle  Bedeutung  beanspruchen. 

Damals  wie  heute  war  der  Streit  für  den  Fürsten  zu  Schaum- 
irg-Lippe  ein  justus  casus  belli. 

Archiv  för  öffentliches  Recht.  XIV.  1.  2 
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Im  heutigen  Deutschen  Reiche  ist,  wie  im  ehemaligen 
Deutschen  Bunde,  den  einzelnen  Gliedern  des  Bundes  jeder  Akt 
der  Selbsthülfe  untersagt^'. 

Dieses  Verbot  bezieht  sich  nicht  nur  auf  den  Krieg,  sondern 
auf  das  ganze  YÖlkerrechtliche  Aktionenrecht,  Repressalien,  Re- 
torsionen etc.". 

Das  kann  auch  gar  nicht  anders  sein  im  Interesse  der  Friedens- 
bewahrung innerhalb  des  Bundes.  Daraus  ergiebt  sich  eine 
doppelte  Reihe  von  Pflichten.  Einerseits  sind  die  einzelnen  Bundes- 
glieder verpflichtet,  diesen  Bundesfneden  nicht  zu  brechen,  anderer- 
seits ist  die  Gesammtheit  der  Bundesglieder  verpflichtet,  den 
Bundesfrieden  zu  schützen,  jeden  Bruch  des  Bundesfriedens  zu 
verhüten,  auch  im  Nothfalle  einem  solchen  entgegen  zu  treten, 
eventuell  durch  Exekution.  Daraus  ergiebt  sich  aber  im  Rechts- 
staate die  noth wendige  Konsequenz,  dass,  wenn  den  Bundes* 
gliedern  auf  der  einen  Seite  es  verwehrt  ist,  zur  Veriblgung  von 
Rechten  zur  Selbsthülfe  zu  schreiten,  ihnen  auf  der  anderen  Seite 
die  Möglichkeit  gegeben  sein  muss,  diese  Rechte,  d.  h.  solche 
Rechte,  zu  deren  Verfolgung  ihnen  unter  anderen  Umständen  die 
Mittel  des  völkerrechtlichen  Aktionenrechtes  zu  Gebote  stünden, 
auf  geordnetem  Wege  zum  Austrage  zu  bringen.  Es  widerspricht 
einfach  der  gesunden  Vernunft,  dass  Fälle  möglich  sein  sollen, 
in  denen  für  einen  Streit  zwischen  zwei  Bundesgliedern  keine 
Instanz  zur  friedlichen,  rechtlichen  Entscheidung  vorhanden 
sein  soll.  Die  bürgerlichen  Gerichte  sind  ohne  Zweifel  für  Thron- 
streitigkeiten nicht  zuständig. 

Da  nun  die  Reichsverfassung  keine  besondere  Instanz  zur 
Entscheidung  solcher  Streitigkeiten  gescha£fen  hat,  so  können  nur 
die  verbündeten  Regierungen  selbst,  d.  h.  deren  Vertretungskörper, 


"  Schulze  a.  a.  0.  S.  59;  Laband  a.  a.  0.  S.236;  Sbtdel,  Kommentar, 
S.  404. 

"  HlNEL  a.  a-  0.  S.  677. 
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das  oberste  Organ  des  Reichs:    der  BuHdesrath   die  zuständige 
Instanz  sein. 

Aus  der  ganzen  vorstehenden  Betrachtung  ergiebt  sich  fol- 
gendes Resultat: 

Thronfolgestreitigkeiten  ist  der  Bundesrath  zu  entscheiden 
zuständig,  wenn  die  Parteien  sind: 

a)  Bundesstaat  gegen  Bundesstaat; 

b)  Bundesfürst  gegen  Bundesstaat; 

c)  Bundesfürst  gegen  Bundesfürst; 

A)  auch  ohne  das  Legitimationsprüfungsrecht  und  ohne  den 
Art.  76  der  R.V.,  wegen  der  zwischenstaatlichen  Friedens- 
bewahrung; 

B)  auch  ohne  die  Bestimmung  des  Art.  76,  wegen  des 
Legitimationsprüfungsrechtes  der  Bevollmächtigten  zum  Bundes- 
rath; 

C)  wegen  des  Art.  76  Abs.  1. 

Unberührt   mögen   dabei   (Ür   diese   Untersuchung   folgende 
Fragen  bleiben: 

a)  Kann  der  Bundesrath  in  Folge  seiner  Zuständigkeit  zu  A  auch 
ex  officio,  d.  h.  ohne  von  einer  Partei  angerufen  zu  sein, 
sich  mit  der  Erledigung  eines  Thronfolgestreites  befassen? 

h)  Kann  der  Bundesrath  gemäss  seiner  Zuständigkeit  zu  B 
ohne  von  einer  Partei  angerufen  zu  sein,  sich  mit  der  Er- 
ledigung eines  Thronstreites  befassen  ?  Oder  ist  dazu,  wenn 
auch  kein  ausdrückliches  Anrufen  seiner  Entscheidung  durch 
eine  Partei,  so  doch  erforderlich,  dass  Bevollmächtigte  von 
mindestens  zweien  der  streitenden  Parteien  Sitz  und  Stimme 
im  Bundesrathe  in  Anspruch  nehmen? 

«)  Ist  der  Bundesrath  in  Folge  seiner  Zuständigkeit  zu  B 
auch  zuständig,  wenn  ein  Agnat,  der  nicht  Bundesfurst  ist, 
sich  mit  einem  Bundesfürsten  oder  einem  Bundesstaate  um 
die  Thronfolge  in  dem  betreffenden  Bundesstaate  in  Streit 
befindet? 

2* 
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D.   Vierte  Ansicht. 
Thronstreitigkeiten   ist   gemäss  Art.  76   Abs.  2  R.-V.   der 
Bandesrath  gütlich  auszugleichen  oder  im  Wege  der  Reichsgesetz- 
gebung  zu  erledigen  zuständig. 

Diese  Ansicht  wird  in  der  staatsrechtlichen  Litteratur  ver- 
treten von  G,  Meyek  und  HÄNEL^^ 

G.  Meyer  geht  sogar  so  weit  zu  sagen: 

„Zu  den  Verfassungsstreitigkeiten  (im  Sinne  des  Art.  76 
Abs.  2)  gehören  Streitigkeiten  zwischen  Regierung  und  Landtag 
über  Anwendung,  Auslegung  und  Aufhebung  von  Verfassungs- 
bestimmungen; sowie  Thronstreitigkeiten  und  Streitigkeiten 
über  die  Regentschaft  ...  Es  können  .  .  .  Streitigkeiten 
zwischen  zwei  Prätendenten  auch  dann  zur  Entscheidung  ge- 
langen, wenn  einer  derselben  vom  Landtage  des  betreffenden 
Staates  anerkannt  ist^^^. 

Die  Meinung  von  Thudichüm^®  scheint  im  Grossen  und 
Ganzen  die  gleiche  zu  sein. 

Gegen  diese  Ansicht  haben  sich  namentlich  ausgesprochen 
Seydel  und  H.  Schulze *\ 

Diese  Schriftsteller  verneinen  die  Anwendbarkeit  des  Art.  76 
Abs.  2  auf  Thronstreitigkeiteu  wesentlich  desswegen,  weil  sie 
annehmen,  das  Wort  „Verfassungsstreitigkeiten*'  dürfe  aus- 
schliesslich nur  in  dem  Sinne  gebraucht  werden,  in  dem  es  ge- 
wöhnlich verstanden  wird,  nämlich  nur  von  einem  Streite  zwi- 
schen Regierung  und  Volksvertretung.  Sie  stützen  ihre  Ansicht 
vorwiegend  darauf,  dass  der  Art.  76  Abs.  2  auf  Art.  1  des 
Bundesbeschlusses  vom  30.  Okt.   1834^^  beruhe   und  an  dessen 


"  Hänei.  a.  a.  0.  S.  668. 

^^  Lehrbuch  des  Deutschen  Staatsrechts  §  212  S.  677  Anm.  9. 

'•  A.  a.  0.  S.  60 f.,  110. 

"  Setdsl,  Kommeutar,  S.  407 ;  H.  Schulze  a.  a.  O.  S.  61 ;  ebenso  auch 
Arndt  a.  a.  0.  Anm.  zu  Art.  76. 

^®  Abgedruckt  z.  B.  bei  Emmikouaus,  Corpus  juris  Germanici,  Tbl.  I 
2.  Aufl.     Jena  1844,  S.  806. 
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Stelle  getreten  sei,  und  dass  in  diesem  Artikel  ganz  ausschliess- 
lich von  den  „Irrungen.^  zwischen  „der  Regierung  und  den 
Standen^  die  Rede  ist. 

Sie  begründen  diese  Ansicht  ferner  mit  dem  Wortlaute  des 
Anfanges  des  Abs.  3  des  Art,  76: 

„Yerfassungsstreitigkeiten   in    solchen   Bundesstaaten,    in 
deren  Verfassung  nicht  eine  Behörde  zur  Entscheidung  solcher 
Streitigkeiten  bestimmt  ist .  .  .^;  indem  sie  aus  diesem  Wort- 
laute schliessen,   es  könnten  nur  derartige  Yerfassungsstreitig- 
keiten  gemeint  sein,  wie  solche,  wenn  auch  nicht  in  allen,  so 
doch  in  einigen  Bundesstaaten  einem  besonderen  Staatsgerichts* 
hof  zur  Entscheidung  überwiesen  sind. 
Zu  den  von  einem  solchen  Staatsgerichtshof  zu  entscheiden- 
den Streitigkeiten  gehörten  aber  Thronstreitigkeiten  grundsätzlich 
nicht  und  thatsächlich  nirgends. 

Sie  stützen  ihre  Ansicht  endlich  darauf,  dass  aus  der  Fassung 
des  Art.  76  Abs.  2  heryorgehe,  dass  unter  den  Verfassungs- 
streitigkeiten im  Sinne  dieses  Artikels  nur  Streitigkeiten  zwischen 
zwei  Yon  Anfang  an  feststehenden  Theilen  zu  verstehen  seien, 
and  dass  es  sich  bei  Thronstreitigkeiten  um  eine  Entscheidung 
zwischen  mehr  als  zwei  Prätendenten  handeln  könne. 

Diese  und  andere  Gründe,  wesshalb  Art«  76  Abs.  2  keine 
Anwendung  auf  Thronfolgestreitigkeiten  soll  finden  können,  sind 
in  zwei  Rechtsgutachten  von  Laband  (der  Schaumburg -Lippe- 
schen  Staatsregierung  erstattet;  d.  d.  Strassburg,  24.  Juli  1896) 
and  Reulino  (Rechtsgutachten  betreffend  die  derzeitige  Rechts- 
lage der  sog.  Lippischen  Thronfolgestreitigkeiten,  d.  d.  Berlin, 
den  6.  Februar  1896)  besonders  scharf  betont. 

Ich  muss  gestehen,  dass  alle  diese  Gegenausführungen  mich 
nicht  haben  überzeugen  können. 

Ich  meine,  dass  man  sich  an  den  einfachen  Wortsinn  halten 
muss.  Der  einfache  Wortsinn  fuhrt  aber  unbedingt  dazu,  unter 
^Yeriassungsstreitigkeiten^  alle  Streitigkeiten   zwischen   den  ge- 
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«etxg^benden  Faktoren  über  die  Verfassung  zu  ▼erstehen.  Ver- 
fliiasuugsstreitigkeiten  im  Sinne  des  Art  76  Abs.  2  sind  danach 
alle  Streitigkeiten  twischen  den  gesetzgebenden  Faktoren  über  die 
Verfaasnug,  an  denen  ein  anderes  Bandesglied  nicht  betheiligt  ist. 
Die.^i*«i  SatJt  ergiebt  meines  Erachtens  nothwendig  die  Gegenfiber- 
•tellrnn^  der  «Streitigkeiten  nnschen  Terschiedenen  Bundesstaaten** 
in  Absu  1  mit  den  ^Verfassnngsstreitigkeiten  in  Bundesstaaten** 
in  AK  i  de*  Art,  76, 

Nun  macht  Abs,  2  des  Art,  76  einen  Unterschied  dazwi- 
«chen^  ob  in  der  Vedassung  eines  Bundesstaates  eine  Behörde 
Hfcr  Kiitsch^uuj  Ton  Ver&s*ungÄtreitig:keiten  bestimmt  ist  oder 
miciiU  1>Ä  vvlvvh  iax  Pür^tecthume  liiP*  ^"**  derartige  Be- 
bio?>fe  ust^u^i::^  liicht  be!>teht,  so  braucht  auf  die  Frage,  wie 
WcÄ  ^Ih*  SjAor.!*^  beiat  Yorianaeitseia  einer  solchen  Behörde 
j\^>:aI:^:^  bi^ec  cici:  weiter  cirdr^diaE^n  n  wifrd^a. 

S*?C23  a:aa  d^c»^t*ci  euie«  B;jLC!de«;>taLift  Toraus.  in  welchon 
t»as*  solche»  Bcicni^  aich:  Wstea:.  so  ßJ:^  Abij«.  2  ra  •ieot  Sntze: 
^^Strvtii^i-eiC^rö  i%!^'c^a  i^a  a?fset3]£^becd-ea  Fsktonsi  ^öer  die 
Vrrniö5>aj^.  ä.i  ieii'^tt  eia  iJL-'i'rre*  E^2«i«f5>ür:^*i  nicäi  betiieüigt 
i:^.    ba:  Alf  Airu-Q  <ei3^»r>  TitrJes  i«er  Bua*iesrÄ:i  satlich  ans- 

Iju-ias  ---^  •?'?£  >vi:a  itan  ibvr*  iaä;>  iie  Fru^e*   ob  Taron- 

Aüjust^itru  >iii'i     "**T»:trr  31. c  X's^'si  131  i  K.o^SL   Äalecainm    be- 
^auic»   i'jvu  :ii.c  SvHi.!..:i:\  5ii\*'c;u  Ai^rr,  L-\:j.oid  rmd  Kkzzxsg 

V -••••ju?*>-.ii-X&Gr*r..::K-i:t!J  >*::a.  ■«.<?  kruato  -f^  »btr  ^aen  oiciic 

ii»->«    rr*:^  :>ii:z^   rn::.  ■-^tcC'i'ra   H^^a><«^<^c:*:  "'?riussunir*m3*a5«H:   za 
*t:i^'^    -*!".-    le^  '  :/r'ai*;irc-r^*.u:t's^   -sj    <c    t*^tr  T*ir»jn:str^t  ein 
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Streit  über  die  Verfassung  und  jeder  Streit  zwischen  den  gesetz- 
gebenden Faktoren  über  die  Thronfolge  ist  eine  Verfassungs- 
streitigkeit im  Sinne  des  Abs.  2,  wenn  nicht  ein  anderes  Bundes- 
glied an  dem  Streite  betheiligt  ist^  in  welchem  Falle  Abs.  1  zur 
Anwendung  kommt. 

Sind  nun  verfassungsmässig  in  einem  Staate  die  Agnaten 
als  gesetzgebende  Faktoren  im  Sinne  der  vorstehenden  Ausfuh- 
rungen anzusehen  und  das  sind  sie  meines  Erachtens  in  Lippe, 
so  hat  Abs.  2  zur  Anwendung  zu  kommen,  wenn  ein  Agnat  am 
Streite  betheiligt  ist. 

Dass  die  Möglichkeit  vorliegt,  dass  auch  Thronstreitig- 
keiten im  Sinne  des  Abs.  2  Verfassungsstreitigkeiten  sind,  erkennt 
übrigens  sogar  Seydel  an,  wie  folgender  Satz  beweist: 

„Ebensowenig    ist  der  Bundesrath  allgemein,    wenn  nicht 

ein  Fall  des  Art.  76  Abs.  2  vorliegt,   zur  Entscheidung   von 

Thronstreitigkeiten  berufen**^*. 

Nur  geht  aus  dem  ganzen  Zusammenhange  bei  Seydel  her- 
vor, dass  ein  Fall  des  Abs.  2  nach  seiner  Ansicht  nur  dann 
vorUegt,  wenn  Kegierung  und  Landtag  sich  im  Streite  befinden. 
Nach  seiner  Ansicht  würde  also  nur  dann,  wenn  die  Thronfolge 
zwischen  Regierung  und  Landtag  streitig  ist,  der  Bundesrath 
angerufen  werden  können. 

Aus  der  vorstehenden  Betrachtung  gelange  ich  somit  zu 
dem  Ergebniss,  dass  gemäss  Abs.  2  des  Art.  76  in  solchen 
Einzelstaaten,  in  denen  nach  dem  Verfassungsrechte  die  Agnaten 
als  gesetzgebende  Faktoren  anzusehen  sind,  jeder  Agnat  den 
Bundesrath  anzurufen  berechtigt  ist,  einen  zwischen  ihm  und  dem 
Oberhaupt  oder  der  Regierung  oder  dem  Landtag  des  betreffen- 
den Staates  schwebenden  Thronfolgestreit  „gütlich  auszugleichen 
oder,  wenn  das  nicht  geUngt,  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung 
zur  Erledigung  zu  bringen.'' 


^^  Kommentar  S.  408. 
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setzgebenden  Faktoren  über  die  Verfassung  zu  verstehen.  Yer- 
fassungsstreitigkeiten  im  Sinne  des  Art.  76  Abs.  2  sind  danach 
alle  Streitigkeiten  zwischen  den  gesetzgebenden  Faktoren  Über  die 
Verfassung;  an  denen  ein  anderes  Bundesglied  nicht  betheiligt  ist. 
Diesen  Satz  ergiebt  meines  Erachtens  nothwendig  die  Gegenüber- 
stellung der  ^Streitigkeiten  zwischen  verschiedenen  Bundesstaaten^ 
in  Abs.  1  mit  den  „Verfassungsstreitigkeiten  in  Bundesstaaten^ 
in  Ab.  2  des  Art.  76. 

Nun  macht  Abs.  2  des  Art.  76  einen  unterschied  dazwi- 
schen, ob  in  der  Verfassung  eines  Bundesstaates  eine  Behörde 
znr  Entscheidung  von  Verfassungsstreitigkeiten  bestimmt  ist  oder 
nicht.  Da  jedoch  im  Fürstenthume  Lippe  eine  derartige  Be- 
hörde unstreitig  nicht  besteht,  so  braucht  auf  die  Frage,  wie 
sich  die  Sachlage  beim  Vorhandensein  einer  solchen  Behörde 
gestaltet,  hier  nicht  weiter  eingegangen  zu  werden. 

Setzt  man  demnach  einen  Bundesstaat  voraus,  in  welchem 
eine  solche  Behörde  nicht  besteht,  so  führt  Abs.  2  zu  dem  Satze: 
„Streitigkeiten  zwischen  den  gesetzgebenden  Faktoren  über  die 
Verfassung,  an  denen  ein  anderes  Bundesglied  nicht  betheiligt 
ist,  hat  auf  Anrufen  eines  Theiles  der  Bundesrath  gütlich  aus- 
zugleichen etc.^ 

Daraus  ergiebt  sich  dann  aber,  dass  die  Frage,  ob  Thron- 
folgestreitigkeiten als  Verfassungsstreitigkeiten  im  Sinne  des  Abs.  2 
anzusehen  sind,  weder  mit  Meyer  und  Hänel  schlechthin  be- 
jaht, noch  mit  Schulze,  Setdel,  Arndt,  Labakd  und  Reulikg 
schlechthin  verneint  werden  kann.  Thronfolgestreitigkeiten  können 
Verfassungsstreitigkeiten  sein,  sie  können  es  aber  auch  nicht  sein. 
Das  hängt  von  dem  Verfassungsrechte  des  betreffenden  Staates  ab. 

Sind  in  einem  Staate  die  in  Bezug  auf  die  Thronfolge  gel- 
tenden Grundsätze  durch  die  Verfassung  festgesetzt,  oder  die 
diese  Grundsätze  enthaltenden  Hausgesetze  verfassungsmässig  zu 
Bestandtheilen  der  Verfassung  gemacht  worden,  bilden  sie  also 
einen  Theil  des  Verfassungsrechtes,  so  ist  jeder  Thronstreit  ein 
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Streit  über  die  Verfassung  und  jeder  Streit  zwischen  den  gesetz- 
gebenden Faktoren  über  die  Thronfolge  ist  eine  Verfassungs- 
streitigkeit  im  Sinne  des  Abs.  2,  wenn  nicht  ein  anderes  Bundes- 
ghed  an  dem  Streite  betheiligt  ist;  in  welchem  Falle  Abs.  1  zur 
Anwendung  kommt. 

Sind  nun  verfassungsmässig  in  einem  Staate  die  Agnaten 
als  gesetzgebende  Faktoren  im  Sinne  der  vorstehenden  Ausfüh- 
nmgen  anzusehen  und  das  sind  sie  meines  Erachtens  in  Lippe, 
so  hat  Abs.  2  zur  Anwendung  zu  kommen;  wenn  ein  Agnat  am 
Streite  betheiligt  ist. 

Dass  die  Möglichkeit  vorliegt,  dass  auch  Thronstreitig- 
keiten im  Sinne  des  Abs.  2  Yerfassungsstreitigkeiten  sind,  erkennt 
übrigens  sogar  Seydel  an,  wie  folgender  Satz  beweist: 

;,Ebenso wenig  ist  der  Bundesrath  allgemein;  wenn  nicht 
ein  Fall  des  Art.  76  Abs.  2  vorliegt;  zur  Entscheidung  von 
Thronstreitigkeiten  berufen^  ^^. 

Nur  geht  aus  dem  ganzen  Zusanunenhange  bei  Seydel  her- 
vor, dass  ein  Fall  des  Abs.  2  nach  seiner  Ansicht  nur  dann 
vorliegt;  wenn  Kegierung  und  Landtag  sich  im  Streite  befinden. 
Nach  seiner  Ansicht  würde  also  nur  dann,  wenn  die  Thronfolge 
zwischen  Regierung  und  Landtag  streitig  ist,  der  Bundesrath 
angerufen  werden  können. 

Aus  der  vorstehenden  Betrachtung  gelange  ich  somit  zu 
dem  Ergebniss,  dass  gemäss  Abs.  2  des  Art.  76  in  solchen 
Einzelstaaten,  in  denen  nach  dem  Verfassungsrechte  die  Agnaten 
als  gesetzgebende  Faktoren  anzusehen  sind,  jeder  Agnat  den 
Bundesrath  anzurufen  berechtigt  ist;  einen  zwischen  ihm  und  dem 
Oberhaupt  oder  der  Regierung  oder  dem  Landtag  des  betreffen- 
den Staates  schwebenden  Thronfolgestreit  „gütlich  auszugleichen 
oder,  wenn  das  nicht  gelingt;  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung 
zur  Erledigung  zu  bringen.^ 


»  Kommentar  S.  408. 
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Das  Gresammtresultat  ist  demnach;  dass  die  in  dem  ganzen 
Art.  76  enthaltenen  Bestimmungen ,  wenn  es  sich  am  Thron- 
streitigkeiten  handelt,  sich  dahin  zusammenfassen  lassen: 

1.  Streiten  mehrere  Bundesglieder  um  die  Thronfolge  in  einem 
Bundesstaate,  so  gelangt  Abs.  1  des  Art.  76  zur  Anwendung. 

2.  Streiten  die  gesetzgebenden  Faktoren  in  einem  Bundes- 
staate um  die  Thronfolge,  so  gelangt  Abs.  2  des  ArL  76 
zur  Anwendung.  Auch  Agnaten  können  nach  dem  Yer- 
fassungsrecht  gesetzgebende  Faktoren  sein. 

Man  wird  zugeben  müssen,  dass  bei  dieser  Interpretation 
des  ganzen  Art.  76  auch  am  Besten  dem  Umstände  Rech- 
nung getragen  wird,  dass  Art.  76  doch  offenbar  ein  zusammen- 
hängendes Ganze  bildet,  oder  sollte  man  es  als  einen  blossen 
Zufall  anzusehen  haben,  dass  Abs.  1  und  Abs.  2  in  einem  Ar- 
tikel vereinigt  worden  sind? 

Die  wichtige  praktische  Folge  des  Unterschiedes,  ob  Abs.  1 
oder  Abs.  2  des  Art.  76  anwendbar  ist,  ist  aber  die,  dass  im 
ersteren  Falle  der  Bundesrath  ohne  den  Apparat  der  Reichs- 
gesetzgebung in  Bewegung  zu  setzen,  die  Erledigung  bewirken 
kann,  während  er  im  letzteren  Falle,  wenn  der  gütliche  Aus- 
gleich nicht  gelingt,  den  Weg  der  Erledigung  durch  die  Reichs- 
gesetzgebung beschreiten  muss.  Dass  der  Bundesrath,  wenn  er 
wegen  der  zwischenstaatlichen  Friedensbewahrung  oder  auf  Grund 
des  Legitimationsprüfungsrechtes  sich  für  zuständig  anzusehen 
hat,  den  Weg  der  Erledigung  durch  die  Reichsgesetzgebung 
nicht  zu  beschreiten  braucht,  ist  hiernach  und  nach  dem  über 
diesen  Gegenstand  bereits  früher  Gesagten  selbstverständlich. 

Wie  steht  es  nun  mit  der  Anwendbarkeit  des  Art.  76 
Abs.  2  im  Sinne  der  vorstehenden  Ausführungen  auf  den  Thron- 
streit in  Lippe  ? 

Es  genügt  hier,  auf  das  oben  Ausgeführte  zu  verweisen, 
um  zur  Bejahung  dieser  Frage,  falls  ein  Agnat,  der  nicht  Bundes- 
glied ist,  den  Bundesrath  anruft,  zu  gelangen. 
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E.   Fünfte  Ansicht. 

Thronstreitigkeiten  ist  der  Bundesrath  zu  entscheiden  im 
Allgemeinen  überhaupt  nicht  zuständig,  weder  wegen  der  zwi- 
schenstaatlichen Friedensbewahrung,  noch  auf  Grund  des  Legiti- 
mationsprüfiingsrechtes,  noch  auf  Grund  des  Art.  76  Abs.  1  — 
es  sei  denn,  dass  wirklich  ein  Streit  zwischen  verschiedenen 
Bundesstaaten  yorliegt,  letzteren  Begriff  strenge  interpretirt  — , 
noch  endlich  auf  Grund  des  Art.  76  Abs.  2  —  es  sei  denn, 
dsss  es  sich  um  eine  „Yerfiassungsstreitigkeit  zwischen  Regierung 
und  Volksvertretung^  handelt  — . 

Von  den  namhaften  Autoren  ist,  soweit  ich  sehen  kann, 
Setdel  der  einzige,  der  diese  Ansicht  vertritt  ^^. 

Da  meine  ganzen  vorstehenden  Ausführungen  den  grössten 
Theil  der  Gründe  bereits  erkennen  lassen,  wesshalb  ich  Seydel 
hierin  nicht  zustimmen  kann,  so  sollen  nur  noch  einige  Gesichts- 
pookte  hervorgehoben  werden. 

Die  Stellung  Setdel's  ergiebt  sich  mit  nothwendiger  Folge 
aus  seiner  Ansicht  über  das  Wesen  der  Reichsverfassung. 
Setdel  leugnet  den  Begriff  des  Bundesstaates  überhaupt,  und 
zwar  aas  logischen  Gründen.  Da  nun  das  Deutsche  Reich  er- 
sichtlich ein  zusammengesetzter  Staat  ist,  so  kann  es  für  Seydel 
Dor  ein  Staatenbund  sein.  „Für  den  Staatenbund  gelten  alle 
Konsequenzen  des  Vertragsbegriffs^^^  „Im  Staatenbund  be- 
schränken sich  die  Einzelstaaten  vertragsmässig  in  Ausübung  der 
SoQveränetat  zu  Gunsten  der  Centralgewalt^ ''.  Folgeweise  umfasst 
im  Bundesstaate  die  Rechtssphäre  der  Centralgewalt  ganz  aus- 
schliesslich daqenige,  worauf  die  Einzelstaaten  vertragsmässig 
ganz  ausdrücklich  zu  Gunsten  der  Centralgewalt  verzichtet  haben. 
Da  nun  in  der  Verfassungsurkunde  für  das  Deutsche  Reich  nir- 


**  Vgl.  seine  gansen  Ausnihmngen  zu  Art.  76  in  seinem  Kommentar 
und  im  Jahrbach  a.  a.  0. 

"  ZoKN  a.  a.  O.  Bd.  I  S.  70. 
»  Ebenda  S.  72. 
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gends  TOD  Thronstreitigkeiten  ausdrücklich  die  Bede  ist,  bo 
muss  Seydel  logisch  zu  dem  Schlüsse  gelangen,  dass  sie  ledig- 
lich Sache  der  Einzelstaaten  sind.  Ich  meine  nun^  dass  mit 
seiner,  von  der  gesammten  Staatsrechts-Litteratur  einmüthig  ab- 
gelehnten Prämisse,  das  Deutsche  Reich  sei  ein  Staatenbund, 
auch  seine  ganzen  Schlussfolgerungen  über  die  Thronstreitigkeiten 
stehen  und  fallen. 

Seydel  verkennt  nun  durchaus  nicht,  dass  Thronfolge- 
streitigkeiten in  den  Einzelstaaten  rein  äusserlich  betrachtet  — 
ich  weiss  keinen  besseren  Ausdruck  zu  finden  —  an  den  Bundes- 
rath  herantreten  können.     Seydel  sagt  nämlich: 

„Er  wird  einfach  den  Besitzstand  anzuerkennen  haben 
und,  wenn  ein  solcher  nicht  vorliegt,  die  Stimme  des  be- 
treffenden Staates  im  Bundesrathe  als  nicht  vertreten  be- 
handeln" 28. 

Zunächst  ist  mir  sehr  zweifelhaft,  ob  es  immer  so  einfach 
sein  wird,  den  Besitzstand  anzuerkennen,  denn  um  einen  Besitz- 
stand anzuerkennen,  muss  man  ihn  zuvor  erkennen.  Und  die 
Möglichkeit  liegt  vor,  dass  die  Entscheidung  darüber,  wer  sich 
im  Besitze  befindet,  erst  gefällt  werden  müsste,  doch  mag  das 
auf  sich  beruhen. 

Jedenfalls  bedeutet  der  Satz,  dass  der  Bundesrath  den  Be- 
sitzstand anzuerkennen  habe,  nichts  anderes,  als  dass  Gewalt 
oder  wenigstens  Willkür  vor  Recht  gehen  soll.  Wenn  nun  kein 
Besitzstand  vorUegt,  dann  soll  nach  Seydel  der  Bundesrath  die 
Stimme  des  betreffenden  Einzelstaates  als  im  Bundesrathe  nicht 
vertreten  behandeln.  Das  ist  aber  doch  eine*  ungeheure  Härte 
für  den  Einzelstaat  als  solchen,  da  ihm  dadurch  die  verfassungs- 
mässige Mitthätigkeit  im  Reiche  entzogen  wird.  Die  Bevölke- 
rung eines  Staates  leidet  ohne  Zweifel  unter  etwaigen  Thron- 
folgestreitigkeiten  schon   so  wie  so  genug.     Und  wie  lange   soll 


*'  Kommentar  S.  408. 
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dieser  Zustand  nach  Seydel's  Meinung  dauern?  Doch  offenbar 
80  lange,  bis  es  einem  Mitglied  gelingt;  sich  auf  irgend  welche 
Weise  in  Besitz  zu  setzen.  Das  scheinen  mir  ganz  unerträgliche 
Konsequenzen  zu  sein.  Auch  das  Reichsinteresse  erfordert,  dass 
ein  Bundesstaat  nicht  untertreten  bleibe. 
Laband  spricht  freilich  auch  davon: 

„Falls  in  einem  Bundesstaate  etwa  mehrere  Prätendenten 
um   den  Thron  streiten    oder   wenn  ein  Usurpator   desselben 
sich  bemächtigt  hat,  so  kann  der  Bundesrath  die  sich  melden- 
den Vertreter  dieses  Staates  entweder  sämmtlich  zurückweisen 
wegen    nicht   gehörig   erfolgter  Legitimation    oder   einen  von 
ihnen  zulassen  und  dadurch  implicite  den  Vollmachtgeber  des- 
selben als  den  zur  Vertretung  des  Staates  befugten  Landes- 
herm  anerkennen"", 
allein  nach  dem  ganzen  Zusammenhange   kann  gar  kein  Zweifel 
sein,   dass  Laband    sich   diese  Handlungsweise  vorstellt   als  ein 
Urtheil  darüber,   wer  im  Thronfolgestreite  Recht  hat,  d.  h.  der 
Bundesrath  wird  den  Bevollmächtigten    des  nach  seiner  Ansicht 
berechtigten  Vertreters  des  Staates  zulassen,  oder,  wenn  der  be- 
rechtigte Vertreter  des  Staates  keinen  Bevollmächtigten  gesandt 
hat,   die   anderen   für  den  betreffenden  Staat  erschienenen  Be- 
vollmächtigten   sämmtlich    zurückweisen,    der    Bundesrath    wird 
auch  vielleicht    nach  Laband  in  die  Lage  kommen,    sämmtliche 
erschienenen  Bevollmächtigten  vorläufig  zurückzuweisen,  bis  vom 
Bnndesrathe  geprüft  und  entschieden  ist,    wer   der    berechtigte 
Vertreter  des  Staates  ist.    Laband  hat  aber  unzweifelhaft  nicht 
daran  gedacht,   dass  blos  deswegen,   weil  mehrere  Thronpräten- 
denten  für  einen  Staat  Bevollmächtigte   zum  Bundesrathe    ent- 
senden, der  Bundesrath  sie  sämmtlich  zurückweisen  soll,  bis  einer 
der  Prätendenten  sich  in  Besitz  gesetzt  hat,  oder  vom  Landtage 
des  betreffenden  Staates  anerkannt  ist,  wie  es  die  Meinung  von 


•*  A.  a.  0.  8.  216. 
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Setdbl  zu  sein  scheint.  Es  könnte  unter  Umständen  doch 
recht  lange  dauern ,  bis  es  so  weit  kommt.  Man  denke  nur  an 
die  Verbältnisse  der  Herzogthttmer  Sacbsen-Koburg  und  Sachsen- 
Gotha  und  die  Möglichkeit,  dass  bei  einem  Thronstreite  in  diesen 
fierzogthümem  der  eine  Prätendent  von  dem  Landtage  in  Ko- 
burg,  der  andere  von  dem  Landtage  in  Ootha  anerkannt  werden 
könnte.  Jeder  der  beiden  Prätendenten  hätte  doch  dann  den 
Besitzstand  für  sich!  Wie  denkt  sich  Seydel  dann  die  Lö- 
sung? Koburg  und  Gotha  haben  im  Bundesrathe  zusammen  nur 
eine  Stimme. 

Auch  von  solchen  Gesichtspunkten  aus  fuhrt  die  Ansicht 
Seydel^s  zu  unerträglichen  Konsequenzen. 

Sieht  man  aber  von  Seydel  ab,  so  sind  ziemlich  alle  be 
deutenden  Theoretiker  darüber  einig,  dass  der  Bundesrath  zu- 
ständig ist,  ohne  Einschränkung  Thronstreitigkeiten  in  den 
Bundesstaaten  zu  erledigen  oder  im  Wege  der  Reichsgesetz- 
gebung zur  Erledigung  zu  bringen.  Streit  herrscht  nur  über 
die  Begründung  seiner  Zuständigkeit. 

In  dieser  Thatsache  muss  aber  ein  bemerkenswerthes  Zeug- 
niss  dafür  erblickt  werden,  dass  es  als  ein  Bedürfniss  empfunden 
wird,  die  Erledigung  von  Thronstreitigkeiten  in  den  Einzelstaaten 
im  Interesse  des  Reiches  dem  betreffenden  Einzelstaate  entzogen 
zu  sehen. 

S.   Liegt  8ur  Zeit  im  Ffirstenthume  Lippe  bereits  eine  Thron- 
streitigkeit in  dem  Sinne  Tor,  dass  der  Bundesrath  in  der  Lage 
ist,  eine  materielle  Entscheidung  su  fSUenl 

Eine  Thronstreitigkeit  im  Bechtssinne  kann  ganz  offenbar 
erst  in  einem  Augenblicke  vorliegen,  in  welchem  es  zweifelhaft 
ist,  an  wen  der  Thron  angefallen  ist. 

Bei  der  durch  den  Schiedsspruch  geschaffenen  Rechtslage 
ist  aber  ein  Thronstreit  im  Rechtssinne  nicht  einmal  in  dem 
Augenblicke  vorhanden,  in  welchem  Fürst  Alexander  zur  Lippe 
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dk  Augen  schliesst,  sondern,  da  durch  den  Schiedsspruch  das 
Thronfolgerecht  des  Grafen  Ernst  zur  Lippe -Biesterfeld  aner- 
kannt worden  ist,  erst  in  dem  Augenblicke^  in  welchem  weder 
ein  zweifellos  berechtigter  Fürst,  noch  ein  zweifellos  berechtigter 
Thronfolger  vorhanden  sein  wird.  Dabei  ändert  es  für  diese 
Frage  nichts,  ob  Graf  Ernst  den  Fürsten  Alexander  tiberlebt 
t)der  nmgekehrt. 

Bestritten  und  zweifelhaft  ist  zunächst  die  Thronfolgefähig- 
keit der  Söhne  des  Grafen  Ernst.  Daraus  ergiebt  sich,  dass  das 
Vorhandensein  einer  Thronstreitigkeit  im  Rechtssinne  an  dem 
Leben  des  Fürsten  Alexander  und  des  Grafen  Ernst  hängt.  Erst 
in  dem  Augenblicke,  in  welchem  der  üeberlebende  von  Beiden 
die  Augen  schliesst,  kann  überhaupt  ein  Thronstreit  im  Rechts- 
sinne  eintreten. 

Dass  er  dann  eintritt,  ist  nicht  einmal  gewiss,  da  doch  mit 
der  Möglichkeit  gerechnet  werden  muss;  dass  der  Graf  Ernst 
seine  sämmtlichen  Söhne  überlebt. 

Schon  diese  letztere  Betrachtung  allein  stellt  es  für  mich 
ausser  allem  Zweifel,  dass  ein  Thronstreit  im  Rechtssinne  zur 
Zeit  nicht  vorliegt  oder  —  ich  weiss  keinen  besseren  Ausdruck 
zu  finden  — ^  dass  actio  non  jam  nata  est. 

Das  ist  für  das  Land  gewiss  ein  Unglück,  die  Ungewissheit 
fortdauern  zu  sehen,  aber  das  kann  die  Entscheidung  über  eine 
juristische  Frage  nicht  beeinflussen. 

Zu  einer  entgegengesetzten  Ansicht  könnte  man  nur  ge- 
langen durch  üebertragung  der  Sätze  von  der  Feststellungsklage 
—  gemäss  §  231  C.-P.-O.  —  oder,  um  auf  das  römische  Recht 
zurückzugehen,  von  den  Provokationen  ex  lege  diffamari  und  ex 
lege  si  contendat  auf  das  Gebiet  des  Staatsrechts.  Eine  solche 
üebertragung  scheint  mir  unzulässig  zu  sein. 

Dagegen  steht  nicht  das  Geringste  im  Wege,  dass  der 
Bundesrath  sich  schon,  ehe  eine  Thronstreitigkeit  im  Rechtssinne 
vorliegt,  darüber  schlüssig  mache,  ob  er  sich  für  zuständig  hält, 
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dereinst  die  Lippische  Thronfolgefrage  zu  entscheiden,  ebenso 
wenig,  dass  er  schon  jetzt  den  Weg  gütlicher  Einigung,  z.  B. 
der  freiwilligen  Unterwerfung  der  Parteien  unter  eine  ac  hoc  zo 
bildende  Austrägalinstanz  versuche. 

Der  Bundesrath  ist  aber  keineswegs  dazu  gezwungen,  die 
Frage  seiner  Zuständigkeit  schon  jetzt  zu  entscheiden.  Keine 
der  Parteien  wird  gegen  den  Bundesrath  den  Vorwurf  der  Bechts* 
Verweigerung  oder  der  Verschleppung  erheben  können,  wenn  er 
die  Entscheidung  über  seine  Zuständigkeit  bis  zu  dem  Augen- 
blicke verschiebt,  in  welchem  eine  Thronstreitigkeit  im  Bechts- 
sinne  in  Lippe  vorhanden  sein  wird. 


—     31 


Die  Beteiligung  des  Kaisers  an  der  Reichs« 

gesetzgebung. 

Von 

Walter  Pkormann,  Kiel. 


I.  Von  den  Artikeln  der  Reichsverfassungsurkunde,  welche 
unmittelbar  oder  mittelbar  Vorschriften  über  den  Gang  des 
Reichsgesetzgebungsverfahrens  enthalten,  gehören  nur  die  Artt.  2 
Qod  5  dem  mit  „Beichsgesetzgebung''  überschriebenen  Titel  der 
Verfassungsurkunde  an.  Hieraas  ergiebt  sich  von  vornherein  eine 
Vermutung  dafür,  dass  in  diesen  beiden  Artikeln  die  entscheiden- 
den Fragen  über  das  Keichsgesetzgebungsverfahren  ihre  mass- 
gebende Beantwortung  finden,  vor  allem  also  die  Frage,  welchen 
Organen  ein  Recht  auf  materielle  Mitwirkung  bei  der  Reichs- 
gesetzgebung zusteht;  es  sind  demzufolge,  wenn  auf  Grund  ander- 
weitiger Artikel  der  Reichsverfassung  ein  Zweifel  über  eine  Frage 
des  Reichsgesetzgebungs Verfahrens  möglich  erscheint,  nicht  die 
Artt.  !2  und  5  nach  den  anderen  Artikeln  zu  interpretieren,  son- 
dern umgekehrt,  wenn  einer  der  anderen  Artikel  eine  doppelte 
Auslegung  zulässt,  so  ist  allemal  der  den  Artt.  2  und  6  ent- 
sprechenden Auslegung  unbedingt  der  Vorzug  zu  geben. 

üeber  die  Organe  der  Reichsgesetzgebung  giebt  Art.  2 
keinen  Aufschluss;  ihn  lassen  wir  darum  vorläufig  ausser  Betracht. 
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Art.  5^  dagegen  beschäftigt  sich,  wie  der  erste  Blick  zeigt,  ex 
professo  mit  der  Organisation  der  Reichsgesetzgebung;  hier  setzt 
daher  unsere  Untersuchung  ein. 

Der  schlichte  Wortlaut  des  ersten  Absatzes  dieses  Artikels 
lässt  dem  unbefangenen  Leser  keinen  Zweifel  darüber,  dass  nach 
der  Absicht  der  Reichsverfassung  nur  Bundesrat  und  Reichstag 
eine  materielle  Mitwirkung  an  der  Reichsgesetzgebung  haben 
sollen;  mit  anderen  Worten,  dass  ihr  übereinstimmender  Wille 
hinreicht,  einen  Reichsgesetzgebungswillen  darzustellen,  in  der 
Weise,  dass  ihrem  gemeinsamen  Willen  von  keiner  Seite,  selbst 
nicht  von  Seiten  des  Kaisers,  Anerkennung  und  Ausfuhrung  als 
einem  Reichsgesetzgebungswillen  versagt  werden  darf.  Es  werden 
denn  auch  in  der  Litteratur  fast  durchgängig^  Bundesrat  und 
Reichstag  für  die  beiden  einzigen  selbständigen  Faktoren  der 
Reichsgesetzgebung  erklärt,  indem  zugleich  in  Konsequenz  dieser 
Auffassung  die  dem  Kaiser  innerhalb  des  Reichsgesetzgebungs- 
verfahrens zustehenden  Befugnisse  unter  dem  Gesichtspunkte  der 
Pflicht  betrachtet  werden.  Eine  kleinere  Zahl  von  Schriftstellern 
vertritt  indes  eine  von  der  herrschenden  Lehre  mehr  oder  weniger 
abweichende  Ansicht®.     Diesen  in  neuerer  Zeit  sich  lauter  er- 


^  „Die  Reichsgesetzgebang  wird  ausgeübt  durch  den  Bundesrat  und  den 
Reichstag.  Die  UbereiustimmuDg  der  Mehrheitsbeschlüsse  beider  Versamm- 
lungen ist  zu  einem  Reichsgesetze  erforderlich  und  ausreichend. 

Bei  Gesetzesvorschlagen  über  das  Militärwesen,  die  Kriegsmarine  und 
die  im  Art.  85  bezeichneten  Abgaben  giebt,  wenn  im  Bundesrate  eine 
Meinungsverschiedenheit  stattfindet,  die  Stimme  des  Präsidiums  den  Aus- 
schlag, wenn  sie  sich  für  die  Aufrechthaltung  der  bestehenden  Einrichtungen 
ausspricht.  ** 

'  So  u.  A.  von  Habnel,  Hausbr,  Jellinsk,  Labano,  Loenxno,  Schulze, 
Setdel,  Zorn;  s.  bes.  Kolbow,  Das  Veto  des  deutschen  Kaisers,  Arch.  f.  öff. 
R.  V  S.  73  ff.,  lOOff. ;  G.  Meter,  Anteil  der  Reichsoi^ane  an  der  Reichsgesetz- 
gebung,  Jena  1889,  8.  59  ff. 

'  Die  Gebundenheit  des  Kaisers  bezw.  Bundespräsidiums  bei  Ausübung 
der  ihm  innerhalb  des  Gesetzgebungsvecfahrens  zustehenden  Befugnisse  wird 
schlechtweg  geleugnet  von  v.  Martitz,  Betrachtungen  über  die  Verf.  des  nordd. 
Bundes  1868,  S.  53,  sowie  von  v.  Ruville,  Das  deutsche  Reich  ein  monarchi- 
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bebenden  Stimmen  gegenüber  soll  im  folgenden  die  Richtigkeit 
der  herrschenden  Lehre  dargetban  werden. 

Das  erste  Argument  bietet  die  Geschichte  des  Art.  5  K.-V. 
Derselbe  ist  dem  Art  62  preuss.  Verf.-Urk.*  nachgebildet.  Wer 
diese  beiden  Artikel  miteinander  vergleicht,  wird  sich  schlechter- 
dings der  Vermutung  nicht  yerschliessen  können,  dass  bezüglich 
der  Oiiganisation  der  gesetzgebenden  Gewalt  bei  Abfassung  der 
norddeutschen  Bundesverfassung  eine  ausdrückliche  Abweichung 
Ton  der  durch  die  vorbildliche  preussische  Verfassung  statuierten 
Organisation  beabsichtigt  worden  ist,  und  zwar  eine  Abweichung 
in  der  Richtung,  dass  die  Organisation  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt des  norddeutschen  Bundes  einen  dem  preussischen  Könige 
entsprechenden  monarchischen  Faktor  entbehren  sollte;  mit  anderen 
Worten:  dem  Bundespräsidium  wollte  man  offenbar  eine  materielle 
Teilnahme  an  der  gesetzgebenden  Gewalt  neben  Bundesrat  und 
Reichstag  nicht  einräumen^. 

Bestätigt  wird  diese  Ansicht  durch  die  beiden  Schlussworte 
des  ersten  Absatzes  des  Art.  5  R.-V.  „und  ausreichend^,  umso* 


icher  EinbeiUstaaty  Berlin  1894,  S.  212fiP.;  Dbrnburg,  PandekteD,  5.  Aufl., 
S.  56,  glaubt  dem  Kaiser  zwar  nicht  für  die  Regel,  aber  doch  für  „ ausser- 
ordentliche Fälle"  ein  Vetorecht  einräamen  zu  müssen.  Friokkr,  Die  Ver- 
pflichtung des  Kaisers  zur  Verkündigung  der  Reichsgesetze,  Leipziger  De- 
kanatsprogramm 1886,  8.  3  fip.,  erklärt  die  Begründung  der  herrschenden  Lehre 
für  ODgenngend,  ohne  sich  selbst  auf  den  entgegengesetzten  Standpunkt  zu  stellen. 
BoaNHAK  endlich,  Die  verfassungsrechtliche  Stellung  des  deutschen  Kaiser- 
tums, Arch.  f.  off.  R.  VTII  S.  425  ff.,  461  ff.,  misst  dem  Kaiser  auf  Grund  eines 
(jewohnheitsrechtes  das  Recht  der  Sanktion  zu,  wenn  er  auch  zugiebt,  dass 
•bei  jetziger  Lage  der  Sache  .  .  .  die  Frage  nach  der  rechtlichen  Existenz 
eines  kaiserlichen  Vetos  als  eine  offene  betrachtet  werden"  müsse. 

*  «Die   gesetzgebende  Gewalt  wird  gemeinschaftlich  durch  den  König 
ond  durch  zwei  Kammern  ausgeübt. 

Die  Übereinstimmung  des  Königs  und  beider  Kammern  ist  zu  jedem 
Gesetze  erforderlich  ..." 

*  Die  Yon  Fricker  a.  a.  0.  S.  4  gegen  diesen  Schluss  aus  Art  45  Preuss. 
Verf.-Urk.  gemachten  Einwände  sind  von  Mrtbr,  Anteil  S.  61  f.  treffend 
widerlegt. 

AicUy  fiir  öffentliches  Recht.  XIY.  1.  3 
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mehr,    wo    diese  Worte   dem   zu   Grande   liegenden    Texte    der 
preussischen  Verfassungsarkunde  fehlen. 

Der  Wortlaut  des  Art.  5  Abs.  1  R.-V.  ist  vielfach,  ins- 
besondere von  Laband  (Rstr.,  3.  Aufl.,  Bd.  I  S.  496) ,  gerade 
mit  Bezug  auf  die  Worte  ,,und  ausreichend^  für  inkorrekt  erklärt 
worden,  da  fHir  ein  vollkommenes  Reichsgesetz  ausser  den  Postu- 
laten  des  Art.  5  auch  noch  die  in  den  Artt.  2  und  17  auf- 
gestellten Erfordernisse  erfüllt  sein  müssten.  Dies  ist  nicht  zu 
bestreiten.  Aber  Art.  6  will  nur  die  Frage  nach  den  mass- 
gebenden Faktoren  der  Reichsgesetzgebung  beantworten;  lediglich 
in  diesem  Zusammenhange  ist  auch  das  Wort  ^^ausreichend^  zu 
fassen,  und  da  ist  es  von  besonderem  Werte,  indem  es  besagt, 
dass  neben  den  in  Art.  5  Abs.  1  genannten  Organen  kein  wei- 
teres eine  selbständige  Teilnahme  an  der  Bildung  des  Reichs- 
gesetzgebungswillens haben  soll,  vor  allem  auch  nicht  —  weil 
dies  am  nächsten  läge  —  der  Kaiser.  In  diesem  Sinne  gefasst, 
ist  das  Wort  „ausreichend''  in  Art.  5  zweifellos  am  rechten 
Orte».  — 

Die  Geschichte  des  Art.  5  verbietet  es  nicht,  wie  wohl  be- 
hauptet ist,  in  dem  Worte  „ausreichend''  einen  Gegensatz  zum 
Kaiser  zu  vermuten.  Es  mag  dahingestellt  bleiben,  ob,  wie 
Fricker  (a.  a.  O.  S.  6  f.)  in  Anlehnung  an  eine  Aeusserung 
Haenel's  (Studien,  Bd.  II  S.  61  f.)  behauptet,  das  fragliche 
Wort  in  dem  Gedankengange  der  preussischen  Grundzüge  zur 
Bundesverfassung  in  der  That  lediglich  auf  das  Fehlen  des  Er- 
fordernisses der  Einstimmigkeit  hindeuten  sollte,  wie  sie  im  alten 
Bunde  die  Bundesakte  vielfach  für  die  Beschlussfassung  im  Bundes- 
tage erforderte;  zweifellos  ist  dies  jedenfalls  nicht.  Denn  nicht 
darauf  kommt  es  für  die  Auffindung  des  Gegensatzes,  auf  welchen 
jenes  „ausreichend"  hindeutet,  an,  ob  das  bei  der  Organisation 
der  Bundesgesetzgebung  zu  meidende  Etwas  überhaupt  nach  der 


^  Vgl.  Zorn,  Annalen  des  deutschen  Reiches  18S5,  S.  305  N.  1. 
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Anlage  der  Bundesverfassung  möglich  war,  sondern  lediglich 
darauf,  ob  der  Gedanke  an  eine  solche  Möglichkeit  dermassen 
nahe  lag,  dass  er  einer  ausdrücklichen  Abweisung  wert  war;  und 
das  dürfte  man  schwerlich  bestreiten  wollen,  dass  der  Gedanke 
an  ein  mit  dem  Rechte  des  Veto  für  die  Bundesgesetzgebung 
ausgestattetes  Präsidium  bei  einem  Plane  zur  Beform  der  deutschen 
Bimdesyerfassung,  zumal  wenn  dieser  Plan  von  Preussen  aus- 
ging, überaus  nahe  lag;  war  doch  von  vornherein  sicher,  dass 
Preussen  in  irgend  einer  Form  sich  die  führende  und  in  wich- 
tigen Fragen  ausschlaggebende  Stellung  sichern  müsse,  und  dass 
man  hierfür  die  Form  eines  mit  dem  Vetorecht  bekleideten  Prä- 
sidiums wählen  würde,  war,  namentUch  in  Hinblick  auf  die  Ver- 
fetssungsentwürfe  der  Jahre  1848  und  1849,  das  zunächst  Ge- 
gebene; und  an  diese  Entwürfe  anzuknüpfen,  lag  doch  gewiss 
ziemlich  nahe^  ^  —  Aber  selbst  wenn  man  Fricker  in  seiner 
Behauptung  über  die  historische  Bedeutung  des  Wortes  „aus- 
reichend^ in  Art.  6  R.-Y.  Recht  giebt,  so  hat  man  damit  für 
die  Interpretation  der  Reichsverfassung  einen  sicheren  Anhalts- 
punkt nicht  gewonnen.   „Die  Reichsverfassung  will  aus  sich  selbst 


'  Der  Abgeordnete  TwbstKn  sprach  in  seinem  dem  Abgeordnetenhause 
entatteten  Kommissionsberichte  vom  4.  Sept.  1866  ausdrücklich  von  der  Not- 
wendigkeit, bei  Feststellung  der  Bundesverfassung  an  die  ReichsverfassuDg 
vom  28.  März  1849  anzuknüpfen. 

*  Bedeutungslos  ist  die  Berufung  Fricksr's  auf  Art.  VIII  §  6  des  Zoll- 
vereiosvertrages  vom  8.  Juli  1867;  denn  dieser  Vertrag  ist  einmal  später 
entstanden  als  die  nordd.  Bundesverfassung  und  zeigt  ausserdem  das  ofien- 
bsre  Bestreben,  die  Verfassung  des  nordd.  Bundes  äusserlicb  so  getreu  wie 
ifgend  angängig  nachzubilden,  um  den  ersehnten  Uebergang  des  Zollvereius 
in  ein  deutsches  Oesamtreich  nach  Möglichkeit  zu  erleichtern;  iufolgedessen 
ist  die  Voraussetzung,  von  der  Fricker's  Beweisführung  ausgeht,  dass  nämlich 
dieselben  Worte  im  Zollvereinsvertrage  nach  jeder  Richtung  dasselbe  be- 
deuteten wie  in  der  nordd.  Bundesverfassung,  keineswegs  als  richtig  anzu- 
sehen; vielmehr:  wenn  auch  im  Zollvereinsvertrag  das  Wort  „ausreichend** 
einen  Gegensatz  zum  Präsidium  offenbar  nicht  statuieren  will,  so  ist  hiermit 
(nr  die  Interpretation  der  nordd.  Bundesverfassung  bz.  Reichsverfassung  nichts 
gesagt.    Vgl.  auch  Mktsr,  Anteil  S.  66  f. 

3^ 
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erklärt  werden'^  (Eolbow  a.  a.  O.  S.  84);  und  da  wird  jeder, 
der  vorurteilsfrei  an  den  ersten  Absatz  des  Art.  5  K.-V.  heran- 
tritt, zugestehen,  dass  das  Wort  „ausreichend^  kaum  etwas 
anderes  als  die  Ausschliessung  des  Kaisers  von  der  mate- 
riellen Teilnahme  am  Reichsgesetzgebungsverfahren  bedeuten 
kann. 

Völlig  verfehlt  ist  der  Versuch  Fbickes's,  das  hier  aus  Art.  5 
Abs.  1  fi*.-y.  gewonnene  Resultat  durch  Heranziehung  der  Art.  106 
Abs.  1  preuss.  Verf.-Ürk.«  und  Art.  2  Satz  2  und  3  R.-V.i^ 
in  Frage  zu  stellen  durch  die  Behauptung,  zufolge  dieser  Artikel 
könne  nach  preussischem  bezw.  Reichsstaatsrecht  ein  im  Werde- 
prozess  befindliches  Gesetz  vor  seiner  in  verfassungsmässiger 
Form  geschehenen  Verkündigung  nicht  die  Bedeutung  haben, 
dass  seine  „Nichtverkündigung^  eine  willkürliche  und  gesetzwidrige 
Verhinderung  seiner  Wirksamkeit  sei.  Denn  die  Behauptung 
Fkicker's,  die  Worte  „Verbindlichkeit"  bezw.  „verbindliche 
Kraft"  seien  in  diesen  Artikeln  nicht  bloss  in  dem  Sinne  der 
für  jedermann  bestehenden  Verbindlichkeit,  sich  nach  dem  Gesetze 
zu  achten,  aufzufassen,  sondern  sie  bezögen  sich  auch  auf  das 
Verhältnis  der  gesetzgebenden  Faktoren  zu  dem  im  Werdeprozess 
befindlichen  Gesetze,  in  der  Weise,  dass  die  gesetzgebenden  Fak* 
toren  nicht  eher  an  ihre  gesetzgeberischen  Beschlüsse  gebunden 
sein  sollten,  als  bis  deren  Verkündigung  in  der  in  Art.  106  preuss. 
Verf.ürk.  bezw.  Art.  2  R.-V.  vorgesehenen  Form  erfolgt  sei, 
ist  zweifellos  falsch.  Für  den  Art.  106  preuss.  Verf.-Ürk.  erhellt 
dies  mit  genügender  Deutlichkeit  aus  §  3  des  Gesetzes  betr.  die 
Publikation  der  Gesetze  vom  3.  April  1846  (G.-S.  1846,  No.  9 

*  „Gesetze  und  Verordnungen  sind  verbindlich,  wenn  sie  in  der  vom 
Gesetze  vorgeschriebenen  Form  bekannt  gemacht  worden  sind.** 

^^  „Die  Reichsfiresetze  erhalten  ihre  verbindliche  Kraft  durch  ihre 
Verkündigung  von  Reichswegen,  welche  vermittelst  eines  Reichsgesetzblattes 
geschieht.  Sofern  nicht  in  dem  publizierten  Gesetze  ein  anderer  Anfangs- 
termin seiner  verbindlichen  Kraft  bestimmt  ist,  beginnt  die  letztere 
mit  dem  vierzehnten  Tage  etc.** 


—     37 

S.  151)^',  auf  welches  der  Art.  106  Bezug  nimmt,  sowie  aus 
dem  Gesetze  betr.  den  Beginn  der  verbindlichen  Kraft  der  durch 
die  Gesetzsammlung  verkündeten  Erlasse  vom  16.  Febr.  1874.  — 
Für  Art.  2  R.-Y.  folgt  ein  Gleiches  daraus,  dass  in  dem  zweiten 
der  8.  36  N.  10  angeführten  Sätze,  wie  Fricker  selbst  zugiebt, 
ohne  Zweifel  der  Ausdruck  „verbindliche  Kraft^  in  dem  Sinne 
der  „Verbindlichkeit,  sich  nach  dem  Gesetze  zu  achten^,  gebraucht 
ist;  der  Umstand,  dass  dieser  Satz  in  dem  ursprünglichen  (preussi- 
sehen)  Entwürfe  der  Bundesverfassung  gefehlt  hat,  vermag  meines 
Erachtens  zumal  gegenüber  dem  gleichen  Sprachgebrauch  der 
preussischen  Verfassungsurkunde  seine  Beweiskraft  nicht  zu 
schwächen.  Und  dann  beruht  überhaupt  die  Verkündigungspflicht 
nicht  auf  dem  Inhalte  des  noch  nicht  „wirksamen^  Gesetzes, 
sondern  „an  die  Thatsache,  dass  ein  Gesetz  sanktioniert  worden 
ist,  knüpft  das  Verfassungsrecht  für  ein  bestimmtes,  dazu  be- 
rufenes Organ  des  Staates  die  Verpflichtung,  dieses  Gesetz  zu 
verkündigen^  **. 

Für  die  Richtigkeit  des  aus  Art.  6  Abs.  1  gewonnenen 
Resultates  ergiebt  sich  ein  wichtiges  Argument  aus  dem  zweiten 
Absatz  desselben  Artikels.  Daraus  nämlich,  dass  an  dieser  Stelle 
«der  Stimme  des  Präsidiums"  ein  Vetorecht  für  bestimmte  Aus* 
nahmeialle  zugestanden  wird,  ist  der  Schluss  zulässig,  dass  dem 
Präsidium  ein  allgemeines  Veto  nicht  zukommt.  Gegen  diesen  in 
der  Litteratur  fast  allgemein  anerkannten  Schluss  macht  Fkickbb 
(a.  a.  0.  S.  7fr.;  ihm  hat  sich  Bornhak,  Arch.  f.  öfiF.  R.  Bd.  VIII 
S.  462  angeschlossen)  geltend,  die  Stimme  des  Präsidiums  in 
Art.  5  Abs.  2  sei  die  preussische  Stimme  im  Bundesrate,  es 
sei  aber  nicht  aus  einem  in  Ausnahmefallen  Preussen  im  Bundes- 
rate zustehenden  Veto  ohne  weiteres   ein  Schluss  auf  die  regel- 


"  nAoch  für  diejenigen,  welche  schon  früher  von  dem  Qesetze  Kennt- 
nis erhalten  haben,  beginnt  die  Verbindlichkeit,  nach  demselben  sich 
n  achten,  erst  mit  dem  in  §  2  bestimmten  Zeitpunkt." 

"  Laband,  Rstr.  I  S.  614  N.  1;  s.  auch  Meter,  Anteil  S.  62  f. 
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massige  Verpflichtung  des  Präsidiums  zur  Verkündigung  der 
Oesetze  zulässig.  Um  auf  diesen  Einwurf  antworten  zu  können,  be- 
darf es  zuvörderst  eines  näheren  Eingehens  auf  die  berühmte 
„Stimme  des  Präsidiums^. 

Zufolge  der  Annahme  des  Kaisertitels  durch  den  König  von 
Preussen,  durch  welche  sich  dieser  bereit  erklärte,  „fortan  den 
kaiserlichen  Titel  in  allen  Beziehungen  und  Angelegenheiten  des 
deutschen  Reiches  (zu)  fuhren^,  beseitigte  die  Redaktion  der 
Reichsverfassung  die  bisherigen  Verschiedenheiten  in  der  Bezeich- 
nung des  Bundesoberhauptes  in  der  Verfassungsurkunde,  indem 
sie  die  Ausdrücke  „Bundespräsidium",  „Bundesfeldherr^,  ^jKönig 
von  Preussen"  regelmässig  durch  die  einheitliche  Bezeichnung 
„Kaiser"  ersetzte^".  Auffallenderweise  hat  sich  aber  als  Ueber- 
Schrift  des  Tit.  IV  R.-V.  und  in  den  Artt.  6,  7,  8  und  37  die 
frühere  Bezeichnung  „Präsidium"  erhalten.  Die  Behauptung, 
dasa  es  sich  hierbei  um  eine  Ungenauigkeit  der  Redaktion  handle, 
in  deren  Folge  man  es  mit  einem  „sach-  und  sinnwidrigen  Ueber- 
bleibsel  aus  dem  Verfassungsentwurfe"  zu  thun  habe  (so  z.  B. 
Zorn,  Rstr.,  2.  Aufl.  Bd.  I  S.  161  N.  35)  ist  nicht  aufrecht  zu 
halten  gegenüber  einer  ausdrücklich  vom  Präsidenten  des  Bundes- 
kanzleramtes am  10.  Dez.  1870  im  Reichstage  abgegebenen 
Erklärung  (Sten.-Ber.  S.  167),  der  zufolge  man  sich  der  nicht 
blos  formellen  Bedeutung  der  durch  die  Einsetzung  der  Worte 
„Kaiser"  und  „Reich"  in  die  Reichsverfassung  verursachten  Ver- 

^'  Nur  in  den  Artt.  70  und  72  ersetzte  man  die  Bezeichnung  ^jPräsidium" 
durch  „Reichskanzler**,  weil  man  wohl,  wie  v.  Held  (Verf.  des  d.  Reiches 
1872,  S.  89)  und  Hrnsrl  (Annalen  1882,  S.  2)  mit  Recht  vermuten,  „die  durch 
die  fraglichen  Artikel  vorgeschriebene  Kontrolle  mit  der  kaiserlichen  Stellung 
unverträglich  erachten  mochte**.  Eine  sachliche  Aenderung  sollte  jedenfalls 
hierdurch  nicht  bewirkt  werden.  —  Gleiches  wird  davon  zu  halten  sein,  dass 
in  Art.  60  Satz  2  die  in  dem  Worte  „dasselbe**,  wie  es  die  nordd.  Bundes- 
verfassung aufweist,  zum  Ausdruck  gelangende  unmittelbare  Beziehung  auf 
das  Präsidium  nach  dem  Text  der  Reichsverfassung  fortgefallen  ist  zufolge 
der  Ersetzung  jenes  Wortes  durch  die  Wendung:  „die  von  ihm  bestellten 
Behörden.** 
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änderuDgen  bei  der  Redaktion  wohl  bewusst  war.  —  Aus  dem 
gleichen  Grande  können  auch  nicht;  wie  Labakd,  Rstr.  Bd.  I 
S.  186,  behauptet,  die  Ausdrücke  „Präsidium^  und  ,,Kaiser" 
TjSachlich  ganz  dasselbe^  bedeuten  ^^. 

Haekbl  (Stud.  Bd.  II  S.  27  ff.)  hat  als  erster  nach  dem 
Grande  für  die  Beibehaltung  des  Ausdruckes  Präsidium  an  den 
genannten  Orten  der  redigierten  Heichsverfassung  gesucht,  und 
zwar  findet  er  den  Grund  darin,  dass  die  „Präsidialstimme''  an 
diesen  Orten  Dicht  auf  das  Präsidium  des  Bundes,  sondern  des 
Bandesrates  bezogen  sei^^.  Dieser  Erklärungsversuch  aber  be- 
friedigt nicht.  Wäre  Dämlich  die  Beziehung  des  Ausdruckes 
„Präsidium''  auf  das  Bundesratspräsidium  zutreffend,  so  müssten 
alle  £echte  und  Pflichten,  welche  in  den  betreffenden  Be- 
Stimmungen  der  Reichsverfassung  dem  „Präsidium"  beigelegt 
werden,  im  Falle  der  Verhinderung  Preussens,  in  einem  einzelnen 
Falle  dem  Bundesrate  zu  präsidieren,  auf  den  nichtpreussischen 
stellvertretenden  Bundesratspräsidenten  übergehen  (Hensel  a.a.O.). 
Diese  Konsequenz  ist  aber  mit  Sicherheit  nur  hinsichtlich  Art.  7 
Abs.  2  zu  ziehen,  nach  welchem  das  Präsidium  verpflichtet  ist, 
Vorschläge  der  Bundesglieder  der  Beratung  des  Bundesrates  zu 
übergeben.  Hier  jedoch  handelt  es  sich  nicht  sowohl  um  ein 
Recht  als  vielmehr  um  eine  Pflicht,  und  dass  diese  Pflicht  jedem, 
auch  einem  etwaigen  nichtpreussischen  Bundesratsvorsitzenden 
obliegt,  ist  selbstverständlich. 

Zum  mindesten  zweifelhaft  wird  die  Sache  aber  schon  bei 
Art.  7  Abs.  3: 

„Bei    Stimmengleichheit    giebt    die    Präsidialstimme    den 
Aasschlag. '^ 


'*  Am  deutlichsten  tritt  dies  in  Art.  8  hervor,  wo  in  demselben  Absätze 
die  Ausdrücke  „Kaiser"  und  „Präsidium"  für  den  zum  Vorsitz  in  den  Bundes- 
ntsauBschuBsen  Berechtigten  gebraucht  werden. 

^  Ebenso  ScmiLZS,  Rstr.  S.  36;  Kettbl,  Preuss.  Hegemonie,  1896,  S.  38; 
anderer  Ansicht  Hbnsbl,  Annalen  1882,  S.  11;  Zorn,  Annalen  1886,  S.  318. 
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Soweit  ich  sehe,  hat  sich  nur  v.  Mohl  (ßstr.  S.  236)  für 

t  

die  Ansicht  erklärt,  dass  das  hier  statuierte  Recht  auch  auf  einen 
nicbtpreussischen  Bundesratspräsidenten  überginge;  sonst  wird  in 
der  Litteratur  einmütig  der  entgegengesetzte  Standpunkt  ver- 
treten ^^  meines  Erachtens  mit  Recht,  obwohl  die  dafür  anzu- 
führenden Gründe  als  vollständig  überzeugend  nicht  bezeichnet 
werden  können. 

Zunächst  könnte  man  gegen  v.  Mohl  geltend  machen,  das8 
dem  Reichstagspräsidium  das  Recht,  bei  Stimmengleichheit  im 
Reichstage  den  Ausschlag  zu  geben,  nicht  zusteht  (vgl.  Art.  28 
Abs.  1  R.-V.),  woraus  zu  folgern,  dass  die  Reichsverfassung  den 
Grundsatz  nicht  kenne,  dem  Leiter  der  Verhandlungen  als  solchem 
den  Ausschlag  bei  Stimmengleichheit  zuzuweisen;  darum  reiche 
der  Hinweis  auf  die  formale  Präsidialstellung  im  Bundesrate  nicht 
aus,  um  das  in  Art.  7  Abs.  3  statuierte  Vorzugsrecht  der  „Prä- 
sidialstimme ^  zu  erklären.  Die  Schwäche  dieses  Argumentes  ist 
nicht  zu  verkennen,  zumal  wenn  man  obendrein  bedenkt,  dass 
beispielsweise  in  der  Erfurter  Unionsverfassung  vom  26.  Mai  1849 
die  Frage  nach  dem  Recht  des  Stichentscheides  des  Präsidiums 
für  die  beiden  Häuser  des  Reichstags  einerseits  und  das  Fürsten- 
kollegium andererseits  auch  verschieden  geregelt  war,  indem  in 
letzterem  Preussen  und  bei  seiner  Verhinderung  am  Vorsitz 
Bayern  den  Ausschlag  bei  Stimmengleichheit  geben  sollte  (s.  Er- 
furter ünionsverf.  v.  26.  Mai  1849,  Abschn.  III  Art.  III  §§  76  f. 
u.  Abschn.  IV  Art.  V  §  96);  wenn  also  in  diesem  für  die  Reichs- 
verfassung in  vielen  Stücken  vorbildlichen  Erfurter  Entwürfe  der 
Fall  der  Stimmengleichheit  für  die  verschiedenen  Kollegien  ver- 
schieden geregelt  war,  weshalb  sollte  dies  nicht  auch  in  der  Reichs- 
verfassung der  Fall  sein  können? 

Weiterhin  könnte  man  sich  für  die  herrschende  Ansicht 
darauf  berufen,   dass  der  Vorsitz  im  Bundesrate   ein  Recht  des 


^*  Zweifelhaft  ist  die  Ausdrucksweise  bei  Kittel  a.  a.  0.  S.  37. 
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Kaisers  sei  gemäss  Art.  16  Abs.  1  R.-y.;  nach  Art.  6  £.-V. 
fahrten  aber  nur  die  Einzelstaaten  Stimmen  im  Bundesrate, 
nicht  der  Kaiser  als  solcher;  die  ausschlaggebende  Präsidial- 
stimme sei  also  nicht  ein  Recht  des  Bundesratspräsidenten  als 
solchen,  könne  daher  auch  nicht  auf  dessen  Vertreter  im  Vorsitz 
in  eben  dieser  Eigenschaft  übergehen.  Richtig  ist,  dass  der  Vor- 
sitz im  Bundesrate  ein  Recht  nicht  Preussens,  sondern  des  Kaisers 
ist^',  ebenso,  dass  nach  Art.  6  R.-V.  dem  Kaiser  als  solchem 
Stimmberechtigung  bei  der  Beschlussfassung  des  Bundesrats  nicht 
zugedacht  ist.  Aber  aus  der  Thatsache,  dass  der  Vorsitzende 
des  Bandesrats  in  seiner  Eigenschaft  als  kaiserlicher  Beamter 
regelmässig  nicht  stimmberechtigt  ist,  kann  nicht  mit  Sicherheit 
geschlossen  werden ,  dass  ihm  auch  ausnahmsweise,  nämlich  im 
Fall  der  Stimmengleichheit  der  übrigen  Stimmberechtigten,  kein 
Recht  auf  eine  Stimme  zusteht;  hat  doch,  um  einen  analogen  * 
Fall  heranzuziehen,  der  Vizepräsident  der  Vereinigten  Staateü 
voD  Nordamerika  als  Präsident  des  Senates  keine  Stimme,  aus- 
genommen wenn  die  Stimmen  der  Senatoren  gleich  geteilt  sind 
(Tgl.  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
vom  17.  Sept.  1787  Art.  1  Sekt.  III  Abs.  5). 

An  dritter  und  letzter  Stelle  spricht  für  die  herrschende 
Ansicht,  welche  das  Recht,  bei  Stimmengleichheit  den  Ausschlag 
zu  geben,  dem  nichtpreussischen  Stellvertreter  des  Bundespräsi- 
denten abspricht,  der  Umstand,  dass  —  was  schwerlich  einer 
weiteren  Ausfuhrung  bedarf  —  ^^  die  in  den  Artt.  5  und  37  R.-V. 
der  „Stimme  des  Präsidiums*^  beigelegten  Rechte  zweilillos  nicht 
auf  einen  ausserpreussischen  stellvertretenden  Bundesratsvor- 
sitzenden übergehen;    und  es   besteht   kein  Anhalt   für  die  An- 

''  So  aoeh  Habnbl,  Stad.  11.  S.  24f.;  Bmonfo,  Jahrb.  f.  Gesetzgebg.  etc. 
N.  F.  V  S.  379;  Hbmsbl  a.  a.  0.  S.  10;  Schulze,  Rstr.  S.  91;  anderer  Ansicht 
KiTTKL  a.  a.  O.  S.  37 ;  Laband,  Rstr.  I  S.  241 ;  Mbtsb,  Rstr.  S.  379  N.  6 ;  Setdbl, 
Jahrb.  f.  Gesetzgebung  N.  F.  III  S.  293;  Wuiteb,  Bundesrat  S.  69. 

'*  Aach  ist  das  Gegenteil  bisher  noch  von  keiner  Seite  behauptet 
worden. 
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nähme,  dass  ein  Unterschied  zu  machen  sei  zwischen  der  „Stimme 
des  Präsidiums''  der  Artt.  6  und  37  und  der  „Präsidialstimme'' 
des  Art.  7. 

Was  ferner  den  Art.  8  R.-V."  anlangt,  so  kann  in  ihm 
das  Wort  „Präsidium"  schon  deshalb  nicht  auf  das  Bundesrats- 
Präsidium  zu  beziehen  sein,  weil  es  auf  einer  Linie  mit  den 
Bundesstaaten  steht  und  darum  nicht  die  Person  des  Bundes- 
ratspräsidenten, sondern  den  Bundespräaidialstaat  bedeutet.  Aller- 
dings ist  weiterhin  die  Person  des  Kaisers  in  eine  Reihe  mit  dem 
Staate  Bayern  gestellt;  doch  erklärt  sich  dies  historisch  daraus, 
dass  in  der  norddeutschen  Bundesverfassung  die  nunmehr  dem 
Kaiser  zustehenden  Rechte  der  Person  des  Bundesfeldherm  zu- 
geschrieben waren.  Dass  es  in  der  That  nicht  die  Person  des 
Bundesratspräsidenten  bezw.  des  Kaisers  ist,  welche  durch  die 
von  dem  „Präsidium"  bezw.  Kaiser  ernannten  Mitglieder  in  den 
Bundesratsausschüssen  vertreten  ist,  geht  am  besten  daraus  hervor, 
dass  diese  Mitglieder  hinsichtlich  ihrer  Abstimmung  in  keiner 
Weise  an  Instruktionen  des  Reichskanzlers,  noch  weniger  seines 
Vertreters  im  Bundesratsvorsitz,  oder  des  Kaisers  als  solchen 
gebunden  sind;  lediglich  die  Instruktionen  der  sie  zum  Bundes- 
rate bevollmächtigenden  Staaten  sind  für  sie  massgebend.  Die 
notwendige  Konsequenz,  welche  die  Beziehung  des  „Prä- 
sidiums" auf  das  Bundesratspräsidium"  auch  in  Art.  8  R.-y.  er- 
geben müsste,  dass  nämlich  nötigenfalls  ein  nichtpreussischer 
Vertreter  des  Bundesratsvorsitzenden  einen  Nachfolger  für  eine 
erledigte  Stelle  in  einem  Bundesratsausschusse  bestellen  könnte, 
widerspricht  selbstverständlich  den  wahren  Verhältnissen. 


''  «Der  Bundesrat  bildet  aus  seiner  Mitte  daaemde  Aasschüsse  .  .  .' 
nin  jedem  dieser  Ausschüsse  werden  ausser  dem  Präsidium  mindestens 
vier  Bundesstaaten  vertreten  sein  ...  In  dem  Ausschuss  für  das 
Landheer  und  die  Festungen  hat  Bayern  einen  standigen  Sitz ,  die  übrigen 
Mitglieder  desselben,  sowie  die  Mitglieder  des  Ausschusses  für  das  See- 
wesen werden  vom  Kaiser  ernannt  .  .  .** 
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Eb  bliebe  somit  nur  noch  die  Frage  zu  erörtern,  ob  bezüg- 
lich der  Ueberschrift  des  Tit.  IV  R.-y.  die  Beziehung  auf  das 
Bondesratspräsidium  den  Grund  für  die  Beibehaltung  der  alten 
Bezeichnung  „Präsidium^  abgegeben  hat.  Indessen  ist  solches 
auch  von  Haekel,  Kittel  und  Schulze  nicht  behauptet.  Es 
bedarf  keines  weiteren  Beweises^  dass  eine  solche  Behauptung 
dorchaus  unzutreffend  wäre;  nur  darauf  mag  hingewiesen  werden, 
dass  man  anderenfalls  nicht  einen  besonderen  Abschnitt  der  Ver- 
fassung für  das  ,,Prä8idium"  in  gleicher  Reihe  mit  den  Ab- 
schnitten „Bundesrat*^  und  „Reichstag^  aufgestellt  haben  würde, 
sondern  für  das  „Präsidium^  höchstens  einen  Unterabschnitt 
unter  der  Rubrik  „Bundesrat"  hätte  bilden  können. 

Hiernach  trifft  die  zuerst  von  Haenel  behauptete  Beziehung 
der  Bezeichnung  ,,  Präsidium"  in  der  Reichsverfassung  auf  das 
Bondesratspräsidium  lediglich  auf  Art.  7  Abs.  2  zu.  Wie  aber 
erklärt  sich  die  Beibehaltung  des  Wortes  in  den  anderen  Fällen? 

Bezüglich  der  Ueberschrift  des  Abschnittes  IV  R.-V.  dürfte 
der  Grund  in  dem  Verlangen  zu  suchen  sein,  statt  eines  wenig 
sagenden  blossen  Titels  einen  den  Inhalt  der  kaiserlichen  Rechte 
kennzeichnenden  Ausdruck  an  die  Spitze  des  über  den  Kaiser 
handelnden  Abschnittes  zu  stellen,  ebenso  wie  die  Reichsverfassung 
vom  28.  März  1849  ihren  dritten  Titel  mit  ^Reichsoberhaupt^ 
oberschrieb;  ebenso  auch  der  Entwurf  der  17  Vertrauensmänner 
den  Abschnitt  A  seines  Art.  UI.  Die  Ersetzung  des  Kom- 
positums „Bundespräsidium^,  welches  die  Verfassung  des  nord- 
deutschen Bundes  an  dem  entsprechenden  Orte  aufweist,  durch  das 
scUichte  |,Präsidium^  ist  darauf  zurückzuführen,  dass  man  — 
nach  einer  Aeusserung  des  Fürsten  Bisharck  —  dem  Ausdruck 
«Bund^  nur  da  seine  Anwendung  belassen  wollte,  wo  die  Rechte 
der  einzelnen  Staaten,  der  Bundesglieder ^  in  den  Vordergrund 
treten;  dies  trifft  aber  bei  dem  Präsidium  am  allerwenigsten  zu. 

Bezüglich  der  Artt.  5  Abs.  2,  7  Abs.  3,  8  Abs.  2  und  37  ist 
der  Grund  für  die  Beibehaltung  der  Bezeichnung   „Präsidium^ 
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ein  gemeinschaftlicher.  Er  liegt  darin,  dass  es  sich  an  allen 
diesen  Orten  nicht  um  fechte  eines  Bundesorganes  als  solchen, 
weder  des  Bundespräsidiums  noch  des  Bundesratspräsidiums, 
bandelt,  sondern  um  besondere  Bechte  des  Einzelstaates  Preussen 
in  seiner  Eigenschaft  als  im  allgemeinen  gleichberechtigtes  Biindes- 
glied.  Hieraus  rechtfertigt  sich  allerdings  zunächst  nur,  dass  an 
diesen  Orten  die  Einsetzung  der  Bezeichnung  ^Kaiser^  unter- 
blieb, und  nicht  auch,  dass  die  zum  mindesten  missverständliche 
Bezeichnung  ^Präsidium''  erhalten  blieb;  rechtfertigen  lässt  sich 
aber  diese  letztere  Erscheinung  überhaupt  nicht,  sondern  nur  er- 
klären. 

Nach  den  Verfassungsentwürfen  wäre  eine  Unterscheidung 
zwischen  solchen  Rechten,  welche  Preussen  in  seiner  Eigenschaft 
als  gleichberechtigtem  Bundesgliede,  und  solchen,  welche  dem 
Präsidium  in  seiner  Eigenschaft  als  Bundesorgan  zustanden, 
praktisch  vollständig  belanglos  gewesen.  Denn  wenn  auch  diese 
Entwürfe  —  im  Gegensatz  zu  den  preussischen  Grundzügen  vom 
10.  Juni  1866  —  ein  Präsidium,  mit  umfangreichen,  nicht  bloss 
formellen  Befugnissen  ausgestattet,  äusserlich  auf  eine  Stufe  mit 
den  selbständigen  Organen  des  Bundes,  Bundesrat  und  Reichstag, 
stellen,  so  war  doch  ihrem  Wesen  nach  die  Stellung  des  Präsidiums 
im  Bunde  durchaus  unterschieden  von  der  Stellung  des  Bundes- 
rates und  des  Reichstages.  Der  Unterschied  bestand  kurz  darin, 
dass  —  abgesehen  von  den  beschränkten  Prärogativen  des  Prä- 
sidiums in  Gestalt  des  Bei-ufungs-,  Eröffnungs-,  Vertagungs-, 
Schliessungs-  und  Auflösungsrechtes  —  der  Bundesrat  und  der 
Reichstag  eine  vollständig  selbständige  Existenz  als  Bundesorgan 
haben  sollten,  während  das  Präsidium  untrennbar  mit  der  preussi- 
schen Staatsgewalt  verknüpft  und  nichts  anderes  sein  sollte  als 
eine  für  genau  bestimmte  Aufgaben  vorgenommene  Erweiterung 
der  Staatsgewalt  Preussens  auf  den  ganzen  Bund.  Die  wich- 
tigste Folge  einer  solchen  Konstruktion  des  Präsidiums  war,  dass 
die  von  dem  Präsidium   in  seiner  Thätigkeit   für  den  Bund  ver- 


—     45     -^ 

wandten  Hülfsorgane  allein  dem  preussischen  Staate  gegenüber 
rerantwortlich  waren;  es  war  darum  —  wie  bereits  angedeutet  — 
eine  Unterscheidung  zwischen  Rechten  Preussens  als  eines  Bundes- 
gliedstaates und  Rechten  des  Präsidiums  als  eines  Bundesorganes 
praktisch  ohne  jede  Bedeutung.  Nichtsdestoweniger  wäre  es  vom 
Standpunkte  strenger  Logik  richtiger  gewesen,  in  den  Verfassungs- 
entwürfen die  Bezeichnung  ^Präsidium^  da  zu  vermeiden,  wo 
das  Präsidium  als  solches,  genau  genommen,  nicht  in  Frage  stand. 
Aber  abgesehen  davon,  dass  man  sich  vermutlich  die  streng 
logischen  Beziehungen  regelmässig  nicht  nach  jeder  Richtung  hin 
klar  zu  machen  suchte,  lässt  sich  die  Verwendung  des  Ausdruckes 
«Präsidium^  an  Orten,  wo  es  sich  um  das  Präsidium  als  solches 
nicht  handelt,  sondern  um  besondere  Rechte  des  Bundesgliedes 
Preussen,  darauf  zurückführen,  dass  man  in  einer  gewissen  Cour- 
toisie es  vorzog,  für  die  Preussen  nun  einmal  nicht  zu  ver- 
veigernden  Vorrechte  einen  —  wenn  auch  nur  scheinbaren  — 
Anhaltspunkt  in  der  Bundesorganisation  hinzustellen,  anstatt  die- 
selben in  schroffer  Weise  ohne  jede  Anlehnung  an  Bundes- 
iostitutionen  Preussen  direkt  zuzusprechen. 

Infolge  der  Annahme   des  Amendements  v.  Qennigsen  als 
Schlusssatz  des  jetzigen  Art.  17  R.-V.: 

„Die  Anordnungen  und  Verfügungen  des  Bundespräsidiums 
werden  im  Namen  des  Bundes  erlassen  und  bedürfen  zu  ihrer 
Gültigkeit  der  Gegenzeichnung    des   Bundeskanzlers,    welcher 
dadurch  die  Verantwortlichkeit  übernimmt^, 
löste   sich  das  Bundespräsidium   als   selbständiges  Bundesorgan 
Ton  der  preussischen  Staatsgewalt  los,  und  damit  gewann  auch  die 
Unterscheidung  zwischen  Rechten  des  Bundespräsidiums  als  selb- 
ständigen Bundesorganes  und  Preussens  als  eines  im  allgemeinen 
gleichberechtigten  Bundesgliedes  praktische  Bedeutung.    Von  nun 
an  war  daher  jede  Verwendung  der  Bezeichnung  „Präsidium^  an 
Orten,   wo    eine  Beziehung   auf  das  Präsidium  in  seiner  Eigen- 
schaft als  ein  selbständiges  Bundesorgan  nicht  beabsichtigt  wurde. 
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vom  staatsrechtlichen  Standpunkte  aus  entschieden  falsch.  Dies 
mochte  vorerst  verdeckt  bleiben,  da  man  die  Konsequenzen  der 
Annahme  des  Amendements  v.  Benkigsen  zunächst  überhaupt 
nicht  übersah.  Aber  als  man  sich  bei  der  Redaktion  der  Reichs- 
verfassung anschickte,  in  einheitlicher  Terminologie  die  Bezeich- 
nung „Kaiser^  überall  da  einzuführen,  wo  das  Bundesoberhaupt 
als  selbständiges  Bundesorgan  erschien,  musste  jeder  unbemerkt 
erfolgte  Missbrauch  des  Ausdruckes  „Präsidium^  an  den  Tag 
kommen;  denn  in  der  Wiedererrichtung  des  deutschen  Kaiser- 
tums war  die  staatsrechtliche  Selbständigkeit  der  Bundespräsidial- 
gewalt  gegenüber  der  preussischen  Staatsgewalt  mit  solcher  Evi- 
denz hervorgetreten,  dass  die  Verwendung  der  Bezeichnung 
„Kaiser^  da,  wo  es  sich  um  Rechte  des  Bundesgliedes  Preussen 
handelte,  der  Redaktion  bei  einem  einigermassen  sorgfältigen 
Verfahren  —  und  dies  ist  durch  die  bereits  erwähnte  Versiche- 
rung Delbrück^s  verbürgt  —  unmöglich  scheinen  musste.  In 
solchen  Fällen  blieb  darum  nichts  anderes  übrig,  als  entweder 
den  bisherigen  inkorrekten  Ausdruck  beizubehalten  oder  die  Ge- 
legenheit zu  benutzen  und  die  allein  richtige  direkte  Beziehung 
auf  Preussen  einzusetzen;  jenen  Weg  hat  man  vorgezogen,  viel- 
leicht aus  Rücksicht  auf  die  zum  Teil  leicht  empfindlichen  ver- 
bündeten Regierungen,  vielleicht  auch  weil  man  sich  zu  dem  andern 
Ausweg  nicht  für  berechtigt  hielt. 

In  dieser  meines  Erachtens  einfachen  und  natürlichen  Weise 
ist  die  Beibehaltung  des  Ausdruckes  „Präsidium^  in  den  Artt.  5 
Abs.  2,  7  Abs.  3,  8  Abs.  2  und  37  zu  erklären.  Zum  Beweise 
dieser  Behauptung  bedarf  es  des  Nachweises,  dass  es  sich  an  den 
genannten  Orten  in  der  That  um  Rechte  des  Gliedstaates  Preussen 
und  nicht  des  Kaisers  in  seiner  Eigenschaft  als  Bundespräsidial- 
organ  handelt. 

Bereits  oben  (S.  39 ff.)  ist  nachgewiesen  worden,  dass  es 
sich  bei  den  fraglichen  Bestimmungen  um  Rechte  des  Bundes- 
ratspräsidiums nicht  handelt;    ebenso   unmöglich  erscheint  mir 
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eine  Beziehung  auf  das  Bundespräsidium.  Derselben  steht  nämlich 
bezüglich  des  Art.  8  Abs.  2  der  Umstand  entgegen,  dass  jeder 
Grand  gefehlt  haben  würde,  an  dieser  Stelle  die  Bezeichnung 
^Kaiser^  zu  vermeiden,  wo  man  in  dem  unmittelbar  folgenden 
Satze  eine  ganz  ähnliche  Befugnis  ohne  Bedenken  dem  „Kaiser^ 
zoschrieb. 

Dafür  dass  die  „Stimme  des  Präsidiums''  bezw.  die  „Vte- 
sidialstimme''  in  den  Artt.  6,  37  und  7  die  Stimme  eines  Glied- 
staates —  und  darum  eben  Preussens  — ,  nicht  etwa  die  Stimme 
des  Bundespräsidialorganes  als  solchen  ist,  spricht  schon  im  all- 
gemeinen der  Umstand,  dass  nach  der  prinzipiellen  Anlage  des 
Bandesrats  zur  MitgUedschaft  an  ihm  lediglich  die  Einzelstaaten 
berechtigt  sind,  vor  allem  dass  in  Art.  6  die  sämtlichen  Stimmen 
aaf  die  Staaten  verteilt  werden;  wollte  man  die  Präsidialstimme 
als  eine  nur  fiör  Ausnahmefalle  existierende,  neben  der  preussi- 
sehen  bestehende  Bundesstimme  erklären,  so  würde  man  sich  in 
direkten  Widerspruch  zu  Art.  6  setzen,  in  welchem  die  Gesamt- 
heit der  Bundesratsstimmen  ausdrücklich  auf  58  angegeben  wird. 
Ebensowenig  ist  es  aber  gerechtfertigt,  die  Präsidialstimme  als 
kaiserUche  und  preussische  Stimme  zugleich  aufzufassen^^;  denn 
die  Verantwortlichkeit  für  die  Instruktion  der  Präsidialstimme 
trägt  nicht  der  Reichskanzler  als  Reichsbeamter,  sondern  allein 
das  preussische  Gesamtministerium  ^^ 

flinsichtUch  des  hier  am  meisten  interessierenden  Art.  5  Abs.  2 
R.-V.  wird  die  Richtigkeit  unserer  Ansicht  obendrein  bestätigt 
durch  die  Worte,  mit  denen  der  Abg.  Twestek,  auf  dessen 
Antrag  Art.  5  Abs.  2  der  Verfassung  eingefügt  wurde,  diesen 
seinen  Antrag    im    sog.   konstituierenden   Reichstag   begründete 

*»  KoLBOW,  Archiv  f.  ö.  R.  V  S.  87. 

'*  BiSMABCK  hob  bei  der  Beratung  des  TwESTEN-MüNSTER^schen  An- 
trages im  Reichstag  des  nordd.  Bandes  1869  ausdrücklich  hervor,  dass  seine 
Instruktion  für  den  Bandesrat  „in  letzter  Instanz  nicht  von  dem  Präsidium 
des  Bundes,  sondern  von  S.  M.  dem  Könige  von  Preussen**  ausgehe  (s.  An- 
nalen  1886,  S.  340), 


48 

(Sten.  Ber.  S.  309);  diesen  Worten  zufolge  hat  man  durch  die 
Einfügung  des  Abs.  2  des  Art.  5  lediglich  babsichtigt,  der  Krone 
Preussen  ein  ihr  bisher  schon  zustehendes  .Becht  auch  für  die 
Zukunft  zu  wahren  und  an  irgend  eine  Beziehung  des  statuierten 
Vetorechts  auf  das  Bundespräsidium  als  Organ  des  Bundes  nicht 
gedacht. 

Nach  alledem  scheint  in  der  That  die  Behauptung  Bormhak's 
und  Fbicker's  (vgl.  oben  S.  37)  berechtigt,  dass  es  sich  in 
Art  5  Abs.  2  um  ein  Veto  Preussens  im  Bundesrate  bandle. 

Wenn  aber  Frickbb  und  Bornhak  weiterhin  behaupten,  aus 
einem  Widerspruchsrechte  Preussens  im  Bundesrate  sei  ein  Schluss 
auf  die  regelmässige  Verkündigungspflicht  des  Kaisers  unzulässig, 
so  ist  ihnen  hierin  nicht  beizutreten.  Allerdings  sind  ein  Wider- 
spruchsrecht Preussens  im  Bundesrate  und  ein  Vetorecht  dm  Kaisers 
sowohl  in  juristischer  als  in  politischer  Hinsicht  Dinge  von  ganz 
verschiedener  Bedeutung  und  könnten  darum  wohl  nebeneinander 
bestehen.  In  ihrer  Wirkung  würden  indessen  beide  Rechte 'voll- 
ständig gleichwertig  sein,  und  „bei  der  eminent  praktischen  Tendenz 
der  Reichsverfassung  lässt  sich  nicht  annehmen,  dass  dieselbe 
lediglich  einer  juristischen  Subtilität  zu  Liebe  zwei  derartige  Be- 
fugnisse gehäuft  habe''  (Meter,  Anteil  S.  67);  ebenso  unwahr- 
scheinlich ist  es,  dass  um  ihrer  möglicherweise  verschiedenen 
politischen  Bedeutung  willen  beide  Rechte  nebeneinander  von  der 
Reichsverfassung  statuiert  werden  sollten,  zumal  wo  die  Erkennt- 
nis der  Verschiedenheit  des  Wesens  dieser  Rechte  in  den  ersten 
Zeiten  schwerlich  sehr  deutlich  gewesen  ist.  Meines  Erachtens 
ist  darum  der  Schluss:  „unius  positio  alterius  exclusio'',  auf  das 
Verhältnis  des  Art.  5  Abs.  2  R.-V.  zu  Art.  5  Abs.  1  und  Art.  17 
ibid.  anwendbar,  mit  anderen  Worten:  das  partielle  Vetorecht 
des  „Präsidiums''  im  Bundesrate  schliesst  ein  allgemeines  Veto- 
recht des  Kaisers  aus. 

Mithin  lässt  Art.  5  R.-V.  sowohl  in  seinem  ersten  als  in 
seinem  zweiten  Absätze  als  Grundsatz  der  Reichsverfassung  un- 
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zweifelhaft  erkennen,  dass  dem  Kaiser  als  solchem  eine  materielle 
Teilnahme  an  der  Reichsgesetzgebung  nicht  zukommt. 

Die  Richtigkeit  4^8  gewonnenen  Resultates  wird  in  weitem 
Masse  bestätigt  durch  die  Verhandlungen  des  sog.  konstituierenden 
Reichstages.  Nicht  allein  ^dass  man  bei  der  Beratung  des  Abs.  2 
von  Art.  5  gar  nicht  auf  das  Yerkündigungsrecht  des  Präsidiums 
eingegangen  ist^  (Frickeb  a.  a.  O.  S.  10),  was  nur  zu  erklären 
ist  für  den  Fall,  dass  man  die  Yerkündigungspflicht  des  Prä- 
sidiums als  selbstverständlich  voraussetzte;  es  lassen  sich  sogar 
aus  allen  Stadien  der  Verhandlungen  Aeusserungen  der  ver- 
schiedensten Redner,  der  Abgeordneten  sowohl  als  der  Bundes- 
kommissare  bis  hinauf  zu  deren  Vorsitzenden,  Bismarck,  anführen  ^^, 
aus  denen  klar  erhellt,  dass  man  das  Präsidium  als  den  überein- 
stimmenden Beschlüssen  von  Bundesrat  und  Reichstag  unter- 
worfen and  zu  deren  Ausfertigung  und  Verkündigung  als  Bundes- 
gesetze verpflichtet  ansah,  während  auf  der  anderen  Seite  kon- 
statiert werden  kann,  dass  nicht  ein  einziges  Mal  die  gegenteilige 
Ansicht  laut  wurde.  Dafür  dass  späterhin  die  Auffassungen  des 
Reichstages  und  der  verbündeten  Regierungen  von  der  Organi- 
sation des  Reichsgesetzgebungsverfahrens  sich  nicht  geändert 
haben,  liefern  den  besten  Beweis  die  Verhandlungen  des  Reichs- 
tags über  den  Gesetzentwurf  betreffend  die  Wiedervereinigung 
von  Elsass-Lothringen  mit  dem  Deutschen  Reich,  in  deren  Verlauf, 
vie  nahe  lag,  die  Organisation  des  Reichsge^etzgebungsverfahrens 
wiederholt  zur  Sprache  kam^^. 

**  Es  sind  zu  nennen  von  den  Abgeordneten:  Eöster,  Sten.  Ber. 
S.  123;  V.  GrOTTBBBG,  ibid.  S.  141,1;  Schulze,  ibid.  S.  151,2;  302,1;  Baumstark, 
ibid.  S.  273,2;  y.  Gbrbbb,  ibid.  S.  290,2;  362,2;  Graf  Schwerin,  ibid.  S.  301,2 f.; 
T.  Stbel,  ibid.  S.  328,1;  v.  Watzdorf  (Weimar),  ibid.  S.  338,1;  677,2;  v.  Be- 
low,  ibid.  S.  423,1;  Waldeck,  ibid.  S.  537,1:  Robden,  ibid.  S.  618,2;  Miquel 
ibid.  S.  624,1:  Rbichsnbpbrgbr,  ibid.  S.  659,1;  WIghter,  ibid.  S.  661,2;  Braun 
(Wiesbaden),  ibid.  S.  672,2;  v.  Vincke  (Hagen),  ibid.  S.  715,2;  von  den 
Bondeskommissaren:  v.  Bismarck,  ibid.  S.  393,2  (s.  hierzu  unten  S.  80 
X.  57);  430,1 ;  V.  D.  Hkydt,  ibid.  S.  639,2;  v.  Saviony,  ibid.  S.  665,2  f. 

**  S.  insbesondere  eine  in  dem  von  Dr.  Lamky  erstatteten  Berichte  der 
Archiv  flir  öffentliches  Recht.  XIV.  l.  ^ 
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U.  1.  Wenn  im  bisherigen  als  ausgesprochene  Absicht  des 
Verfassungsgesetzgebers  gezeigt  worden  ist,  dass  der  Kaiser  als 
solcher  von  der  materiellen  Teilnahme  am  Reichsgesetzgebungs- 
verfahren ausgeschlossen  sei,  so  ist  hiermit  für  die  Interpretation 
der  Reichsverfassung  die  wichtige  Auslegungsregel  gewonnen,  dass 
falls  eine  Spezialbestimmung  der  Verfassung  eine  Deutung  sowohl 
im  Sinne  einer  freien  als  auch  im  Sinne  einer  gebundenen  Teil- 
nahme des  Kaisers  am  Reichsgesetzgebungsverfahren  zulässt,  die 
Vermutung  allemal  für  die  letztere  Annahme  spricht.  Dies  ist 
von  praktischer  Bedeutung  für  die  Interpretation  der  Art.  16 
und  17  R.-V. 

A.  Art.  16  lautet  in  seiner  jetzigen  Fassung: 

„Die  erforderlichen^^  Vorlagen  werden  nach  Massgabe  der 
Beschlüsse  des  Bundesrats  im  Namen  des  Kaisers  an  den 
Reichstag  gebracht,   wo  sie  durch  Mitglieder  des  Bundesrates 

Siebener  Kommission  wiedergegebene  Aeusserung  des  Bundesratakommissars, 
Justizministers  v.  Mittnacht  (abgedruckt  in  den  Annalen  1871,  S.  874).  — 
Bedenken  erregen  könnte  es  höchstens,  dass  y.  Bismarck  in  der  Reichstags- 
Sitzung  vom  25.  Mai  1871  kurzerhand  erklärte:  „Ohne  Zustimmung  des 
Kaisers  ist  kein  Gesetz  möglich'*  (Annalen  1871,  S.  934 f.);  zieht  man  aber 
hierzu  die  unmittelbar  vorhergehenden  Worte:  »Die  Sache  ist  gegen  meine 
Person  gerichtet,  denn  ich  kann  nach  derLagederDingein  der  Frage  nicht 
majorisiert  werden",  so  dürfte  die  Annahme  berechtigt  sein,  dass  v.  Bismarck 
nicht  die  staatsrechtliche,  sondern  die  durch  die  derzeitige  Lage  bedingte 
politische  Seite  der  Angelegenheit  im  Auge  hatte.  —  Dass  das  Bundeeprt- 
sidium  selbst  antäuglich  seine  persönliche  Zustimmung  nicht  als  zu  einem 
Bundesgesetze  wesentlich  erachtete,  kann  man  wohl  daraus  schliessen,  da^s 
die  Thronrede  vom.  26.  Okt.  1867,  mit  welcher  die  erste  ordentliche 
Session  des  nordd.  Reichstages  geschlossen  wurde,  ausdrücklich  hervorhebt, 
dass  die  vom  Reichstage  beschlossenen  Gesetzentwürfe  die  Zustimmung  des 
Bundesrats  erhalten  hätten ,  ohne  einer  Zustimmung  des  Präsidiums 
als  solchen  irgendwie  zu  gedenken. 

•*  Hierzu  bemerkt  richtig  Wssterkamp,  R.-V.  S.  117  N. :  „Das  Bei- 
wort , erforderlichen'  ist  bedeutungslos.  Die  Vorschrift  gilt  von  jeder  Vor- 
lage, welche  der  Bundesrat  an  den  Reichstag  zu  bringen  für  gut  befindet*  — 
Insbesondere  wäre  es  verfehlt,  aus  diesem  Worte  Rechte  für  den  Ejiiser  ab- 
zuleiten, indem  man  ihm  die  Entscheidung  zuschriebe,  ob  eine  Vorlage  „er- 
forderlich" sei. 
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oder  durch  besondere  von  letzterem  zu  ernennende  Kommissarien 
vertreten  werden." 
Sollte  der  Wortlaut  dieses  Artikels,  losgelöst  aus  dem 
Rahmen  der  Verfassung,  irgend  welchen  Zweifeln  darüber  Raum 
^eben,  ob  es  sich  in  Art.  16  um  ein  freies  Recht  oder  um  eine 
Terfassungsmässige  Pflicht  des  Kaisers  handle,  so  würde  schon 
aas  dem  Grunde  letzterer  Ansicht  der  Vorzug  zu  geben  sein, 
weil  sie  allein  mit  dem  in  Art.  5  R.-V.  ausgesprochenen  Grund- 
satz des  Reichsstaatsrechts  in  Einklang  steht.  Ausserdem  be- 
stätigt die  Geschichte  des  Art.  16  diese  Auffassung.  In  dem 
preassischen  Entwurf  zur  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes 
ist  die  entsprechende  Vorschrift  als  Art.  18  folgendermassen 
gefasst: 

„Das   Präsidium  hat  die  erforderlichen  Vorlagen  an  den 
Reichstag  zu  bringen,  wo  sie^  etc.  (wie  jetzt  Art.  16  R.-V.) 
Hierzu  wurde  im  Verlaufe  der  Beratungen,  welche  die  Bevoll- 
mächtigten der  verbündeten  Regierungen  über   den  preussischen 
Entwurf  hielten,  das  Amendement  gestellt: 

„hinter  , Vorlagen'  einzuschalten:  ,nach  Massgabe  der  Be- 
schlüsse des  Bundesrates'.^ 
Dieses  Amendement  wurde  angenommen,  und  in  der  so 
veränderten  Fassung  ging  der  Art.  18  des  preussischen  Entwurfes 
als  Art.  17  in  den  Entwurf  der  verbündeten  Regierungen  und 
weiterhin  als  Art.  16  in  die  definitive  Verfassung  des  norddeutschen 
Bundes  über.  Die  Redaktion  der  Reichsverfassung  hat  dem  Art.  16 
dann  endlich  seine  jetzige  Gestalt  gegeben,  welche  von  den  früheren 
Fassungen  besonders  durch  den  Mangel  der  Imperativischen  Form 
absticht. 

Verschiedene  Punkte  seiner  Entstehungsgeschichte  gestatten 
einen  Einblick  in  die  ursprüngliche  Tendenz  des  Artikels.  Zu- 
nächst ist  zu  beachten  die  noch  in  der  norddeutschen  Bundes- 
verfassung erscheinende  imperativische  Form  („das  Präsidium 
.  .  .  hat  zu  bringen^),   alsdann   der   Umstand,   dass   man   im 

4* 
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Kreise  der  verbündeten  Regierangen  trotz  der  schon  in  jener 
Form  hinreichend  enthaltenen  Markierung  der  Verpflichtung  des 
Präsidiums  den  Zusatz  „nach  Massgabe  der  Beschlüsse  des  Bundes- 
rates^ für  nötig  erachtete;  schon  diese  beiden  Punkte  lassen  es 
nicht  zweifelhaft,  dass  man  die  dem  Präsidium  in  Art.  16  zuge- 
wiesene Einbringung  der  Vorlagen  an  den  Reichstag  nicht  als 
dessen  freies  Recht,  sondern  als  eine  aus  seiner  Eigenschaft  als 
Bundesratspräsidium  von  selbst  sich  ergebende  Pflicht  betrachtet 
wissen  wollte  ^^.^  Dazu  kommt,*  dass  nur  diese  Auffassung  einen 
logischen  Zusammenhang  zwischen  der  ersten  und  zweiten  Hälfte 
des  Artikels  ermögUcht;  denn  die  Bestimmung,  dass  nur  Mit- 
glieder oder  Kommissare  des  Bundesrates  die  Vorlagen  beim 
Reichstag  vertreten  sollen,  also  nicht  vom  Kaiser  dazu  bestimmte 
Beamte,  hat  Sinn  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Kaiser 
materiell  an  der  Einbringung  der  Vorlagen  an  den  Reichstag 
vollständig  unbeteiligt  ist^^ 

Im  ofi'enbaren  Gegensatz  zu  der  Grundanschauung ,  nach 
welcher  Art.  16  eine  natürliche  Pflicht  des  Bundesratspräsidinms 
statuieren  wollte,  leitete  die  Praxis  vom  ersten  Tage  ab  ans 
diesem  Artikel  eine  Zuständigkeit  des  Bundespräsidiums.  Denn 
nicht  im  Namen  der  im  Bundesrate  vereinigten  verbündeten 
Regierungen  und  als  deren  Vertreter  brachte  der  Bundes- 
kanzler die  Bundesratsvorlagen  an  den  Reichstag ,  sondern  im 
Namen  des  Bundespräsidiums  und  in  dessen  Auftrag;  dies  er- 
giebt  die  bei  der  Einbringung  solcher  Vorlagen  gebräuchliche 
Formel: 

„Im  Namen  des  Präsidiums  des  norddeutschen  Bundes  be- 
ehrt sich  der  Bundeskanzler ;  den  Entwurf,  wie  solcher  vom 
Bundesrate  beschlossen  worden,  ..." 

Diese  der  Absicht  des  Gesetzgebers  nicht  entsprechende  An- 
wendung der  in  Art.  16  gegebenen  Bestimmung  hat  durch  die  Re- 

"  Vgl.  Habnel,  Stud.  II  S.  39. 
»•  Vgl.  Haenel  a.  a.  0.  S.  43. 
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daktion  der  Reichsverfassung  verfassungsmässige  Bestätigung  ge- 
funden. Nunmehr  ist  es  definitiv  festgestellt,  dass  das  in  Art.  16 
statuierte  Recht  ein  eigenes  und  nicht  ein  vom  Bundesrate  abge- 
leitetes Recht  des  Kaisers  ist.  Nur  so  ist  es  zu  erklären,  dass  man 
die  Bezeichnung  „Kaiser^  in  diesen  Artikel  übernahm,  und  dass  man 
die  frühere  Imperativische  Form  beseitigte,  während  man  sich 
anderenfalls  damit  begnügt  haben  würde  —  ähnlich  wie  in  den 
Ärtt.  70  und  72  —  den  Ausdruck  „Präsidium"  durch  „Reichs- 
kanzler" zu  ersetzen.  Unrichtig  wäre  es  aber,  wollte  man  aus 
der  Aenderung,  welche  Art.  16  bei  der  Redaktion  der  Reichs- 
verfassung erfahren  hat,  schliessen,  die  frühere  Verpflichtung  des 
Präsidiums  zur  Einbringung  der  Bundesratsvorlagen  an  den  Reichs- 
tag bestehe  für  den  „Kaiser"  nicht.  Einer  solchen  Behauptung  stehen 
—  abgesehen  von  den  klaren  Bestimmungen  des  Art.  5  R.-V.  — 
einmal  die  Worte:  „nach  Massgabe  der  Beschlüsse  des  Bundesrates" 
entgegen,  welche  bei  der  Redaktion  des  Art.  16  vollständig  un- 
verändert geblieben  sind;  weiterhin  würde,  wenn  durch  die  Aen- 
derung des  Wortlauts  dieses  Artikels  eine  materielle  Aenderung 
des  Yerfassungsrechtes  hätte  bewirkt  werden  sollen,  dies  aus- 
drückliche Erwähnung  in  den  Motiven  zu  dem  Gesetze  betr.  die 
Verfassung  des  Deutschen  Reiches  vom  16.  April  1871  gefunden 
haben.  Dieselben  versichern  ausdrücklich,  materielle  Aenderungen 
viirden  durch  die  Redaktion  nur,  soweit  dies  besonders  hervor- 
gehoben, bewirkt,  und  berühren  den  Art.  16  in  keiner  Weise. 
Mit  Recht  hat  endlich  noch  Haenel  ^^  darauf  hingewiesen,  dass, 
wenn  der  Kaiser  die  Bundesratsvorlagen  dem  Reichstag  vor- 
enthalten dürfte,  die  Stellung  der  beiden  legislativen  Körper- 
schaften des  Reiches  hinsichtlich  der  gesetzgeberischen  Initiative 
in  einer  dem  Geiste  der  Reichsverfassung  offenbar  widersprechenden 
Weise  verschieden  sein  würde,  indem  dann  einem  ungehemmten 
Rechte  zur  Initiative  auf  Seiten  des  Reichstages  ein  an  das  kaiser- 


"  Stod.  II S.  47  f. 
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liehe  Obergutachten  gebundenes  Initiativrecht  de»  Bundesrates 
gegenüberstehen  würde  ^®. 

Die  dem  Kaiser  in  Art.  17  R.-V.^^  zugewiesenen  Befugnisse 
tragen  denselben  rechtlichen  Charakter  ^  wie  die  in  Art.  16  be- 
gründete Zuständigkeit. 

Auch  hier  gelangt  die  oben  (S.  2)  aufgestellte  Inter- 
pretationsregel zu  praktischer  Bedeutung:  der  Wortlaut  des  Ar- 
tikels lässt  eine  Auslegung  sowohl  im  Sinne  eines  freien  Aus- 
fertigungs-  und  Verkündigungsrechtes  als  auch  im  Sinne  einer 
Ausfertigungs-  und  Verkündigungspflicht  des  Kaisers  zu;  da  aber 
jenes  freie  Recht  gleichbedeutend  wäre  mit  einem  Vetorechte 
und  darum  im  offenbaren  Widerspruche  zu  dem  Grundsatze  des 
Art.  5  It.-V.  stände  y  so  ist  der  zweiten  Auslegung  der  Vorzug 
zu  geben,  nach  welcher  der  Kaiser  zur  Ausfertigung  und  Ver- 
kündigung der  Reichsgesetze  verpflichtet  ist. 

Auch  hier  wird  unsere  Auffassung  bestätigt  durch  die  Ent- 
stehungsgeschichte des  Art.  17,  insofern  -als  während  der  Ver- 
handlungen des  konstituierenden  Reichstages  wiederholt  auf  die 
Verpflichtung  des  Präsidiums  hingewiesen  wurde,  auch  den  ihm 
nicht  genehmen  Bundesgesetzen  durch  die  nach  Art.  17  nur  ihm 
zustehenden  Akte  zur  Rechtsverbindlichkeit  zu  verhelfen '^ 


^  Der  hier  vertretenen  Ansicht  von  der  geschichtlichen  Entwickelungr 
des  in  Art.  16  R.-Y.  begründeten  kaiserlichen  Rechts  sind  u.  a.  Habnsl,  Stad. 
11 S.  43  fr.  und  Tbüdichüm ,  Jahrb.  f.  Gesetzgebung  etc.  I S.  26  N.  3,  anderer  Ansiebt : 
V.  Setdbl,  Kommentar  S.  171;  v.  Rönne,  Rstr.  I  S.  230  N.;  anscheinend  auch 
Mejer,  Einleitung  S.  296  f.  N.  15.  —  Die  Pflicht  des  Kaisers  zur  Einbringung 
der  BundesratsYorlagen  an  den  Reichstag  ist  in  der  Litteratur  allgemein 
anerkannt. 

'^  „Dem  Kaiser  steht  die  Ausfertigung  und  Verkündigung  der  Reichs- 
gesetze und  die  Ueberwachung  der  Ausführung  derselben  zu.  Die  Anord- 
nungen und  Verfügungen  des  Kaisers  werden  im  Namen  des  Reichs  erlassen 
und  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Gegenzeichnung  des  Reichskanzlen^ 
welcher  dadurch  die  Verantwortlichkeit  übernimmt.'' 

••  S.  bes.  die  Worte  des  Abg.  v.  Watzdorf  (Weimar) ,  Sten.  Ber. 
S.  338,1. 
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Andererseits  kann  man  sich  gegen  die  hier  vertretene  An- 
sicht nicht  darauf  berufen,  ihr  widerspräche  die  Thatsache,  dass 
Ausfertigung  und  Verkündigung  notwendige  Bestandteile  des 
Reichsgesetzgebungsverfahrens  seien  und  zur  ausschliesslichen  Zu- 
ständigkeit eines  unmittelbaren  und  selbständigen  Reichsorganes 
gehörten.  Es  ist  richtig  —  trotz  des  anscheinend  abweichenden 
Sprachgebrauches  der  preussischen  und  der  Reichsverfassung  — , 
dass  die  Ausfertigung  und  die  Verkündigung  der  Gesetze  wesent- 
liche Bestandteile  des  Reichsgesetzgebungsverfahrens  sind^^  Denn 
wenn  nach  Art.  2  R.-V.  die  Verkündigung  eben  derjenige  Akt 
ist,  durch  welchen  die  Rechtsverbindlichkeit  der  Reichsgesetze 
herbeigeführt  wird,  die  Ausfertigung  aber,  indem  sie  die  Existenz 
eines  verfassungsmässigen  Reichsgesetzgebungswillens  bestimmten 
Inhalts  beurkunden  soll,  nach  der  zweifellosen  Absicht  der  Ver- 
fassungsgesetzgeber  schon  für  die  Verkündigung  massgebend  sein 
soll,  so  sind  eben  Ausfertigung  und  Verkündigung  notwendige 
Akte  innerhalb  des  Reichsgesetzgebungsverfahrens.  Aber  beide 
bezwecken  lediglich,  die  notwendige  Erscheinungsform  des  Reichs- 
ge&etzgebungswillens  herzustellen,  mit  der  Bildung  des  gesetz- 
geberischen Willens  haben  sie  nichts  zu  schaffen;  sie  sind  darum, 
oh  wohl  sie  dem  Reichgesetzgebungsverfahren  angehören,  nicht 
Akte  der  gesetzgebenden,  sondern  der  vollziehenden  Gewalt.  Es 
ist  deshalb  begrifflich  durchaus  möglich,  dass  zur  Vornahme  der 
Ausfertigung  und  Verkündigung  eine  Verpflichtung  besteht.  Da- 
durch nun,  dass  eine  Verfassung  ein  bestimmtes  Organ  bestellt, 
darch  welches  allein  die  Ausfertigung  und  Verkündigung  rechts- 
gültig vorgenommen  werden  kann,  wird  an  der  rechtlichen  Mög- 
lichkeit, dass  die  Vornahme  jener  Akte  eine  Pflicht  dieses  Or- 

*'  Es  kaoD  hier  bei  den  positiven  Bestimmungen  der  Reichsverfassung 
%lich  dahingestellt  bleiben,  ob  Ausfertigung  und  Verkündigung  beide  aus 
dem  Wesen  des  Staates  entspringende  Erfordernisse  eines  jeden  Gesetzgebungs- 
verfahrens seien  (so  bes.  Laband  und  Zorn)  oder  nur  Forderungen  positiven 
Rechtes  (so  Gikrkb,  Zeitschr.  f.  d.  Privat-  und  öffentl.  Recht  VI  S.  280  f.  und 
MiTKB,  Annalen  1878,  S.  872 ff..  Rstr.  S.  495  N.,  bezüglich  der  Ausfertigung). 
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ganes  ist,  in  keiner  Weise  etwas  geändert,  selbst  dann  nicht, 
wenn  die  Verfassung  keine  ausdrücklichen  Bestimmungen  für 
den  Fall  treffen  sollte,  dass  das  berufene  Organ  die  Erfüllung 
seiner  Pflicht  verweigert.  Unter  der  letzten  Voraussetzung  erwächst 
allerdings  dem  zur  Ausfertigung  und  Verkündigung  berufenen 
Organe  die  thatsächliche  Möglichkeit  eines  Vetos  gegen  jedes  neue 
Gesetz;  aber  der  Gebrauch  dieser  Möglichkeit  wäre  ein  offenbarer 
Verfassungsbruch  und  darum  auch  —  abgesehen  von  einer 
eventuellen  rechtlichen  Verantwortlichkeit  —  zum  mindesten  ein 
politisch  gewagtes  Experiment.  Diese  Erörterung  mag  leicht  allzu 
selbstverständlich  erscheinen;  es  hat  aber  in  der  That  v.  Bcyille 
(Das  deutsche  Reich  etc.  S.  213)  daraus,  dass  die  Keichs- 
Verfassung  kein  Auskunftsmittel  für  den  Fall  angiebt,  dass  der 
Kaiser  einem  Gesetze  Ausfertigung  und  Verkündigung  verweigert, 
geschlossen,  Artt.  2  und  17  R.-V.  verliehen  dem  Kaiser  ein 
Recht  zu  jener  Weigerung.  Nein,  kein  Recht,  sondern  nur  — 
unter  Bruch  der  Grundlage  des  Staates,  der  Verfassung,  —  die 
thatsächliche  MögUchkeit  eines  Vetos  ist  dem  Kaiser  gegeben; 
wenn  aber  die  am  Gesetzgebungsverfahren  mitwirkenden  Organe 
des  Staates  in  dieser  ihrer  Thätigkeit  die  Verfassung  brechen 
wollten,  wie  könnten  sie  dann  von  den  Staatsangehörigen  Be- 
folgung der  Rechtsordnung  verlangen! 

Wenn  hiemach  Ausfertigung  und  Verkündigung  der  Reichs- 
gesetze verfassungsmässige  Pflichten  des  Kaisers  sind,  so  handelt 
dieser  doch  bei  Vornahme  jener  Akte  nicht  im  unmittelbaren 
Auftrage  vielleicht  des  Bundesrates  oder  des  Bundesrates  und 
Reichstages  gemeinsam  oder  der  verbündeten  Regierungen,  son- 
dern er  handelt  dabei  aus  eigenem  Rechte,  unmittelbar  auf 
Grund  der  Verfassung;  seine  Stellung  hier  ist  die  gleiche  wie  im 
Falle  des  Art  16.  Es  folgt  dies  daraus,  dass  unter  keinen  Um- 
ständen Bundesrat  und  Reichstag  oder  die  verbündeten  Re- 
gierungen oder  sonst  jemand  es  vermöchten,  unter  Umgehung  des 
Kaisers   einem   Reichsgesetze   verfassungsmässige  Verbindlichkeit 
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zu  Terscbaffen;  und  nur  unter  solcher  Voraussetzung  könnte  man 
sagen,  der  Kaiser  handle  bei  der  Ausfertigung  und  Verkündigung 
nicht  aus  eigenem  Rechte. 

Eine  wichtige  Einschränkung  erleidet  aber  der  Satz,  dass 
der  Kaiser  zur  Vornahme  der  nach  den  Artt.  16  und  17  B.-V. 
rechtswirksam  nur  von  ihm  zu  vollziehenden  Handlungen  ver- 
pfiichtet  ist,  durch  das  allgemeine  Prinzip,  dass  zu  gesetzwidrigen 
Handlungen  niemand  seine  Hand  bieten  darf,  d.  h.:  zur  Vorlage 
verfassungswidriger  Beschlüsse  des  Bundesrates  an  den  Reichstag 
iiod  zur  Ausfertigung  und  Verkündigung  verfassungswidriger  Ge- 
setzentwürfe ist  der  Kaiser  nicht  verpflichtet,  ja  nicht  einmal  be- 
rechtigt. Aber  die  Einschränkung  reicht  noch  weiter.  Da  näm- 
lich der  Kaiser  in  den  Fällen  der  genannten  Artikel  aus  eigenem 
Rechte  handelt,  so  kommt  die  Entscheidung  darüber,  ob  im  kon- 
kreten Falle  eine  verfassungsmässige  Pflicht  zum  Handeln  für  ihn 
besteht,  dem  Kaiser  allein  zu^^.  Das  allgemeine  Prinzip,  auf 
welchem  dieser  Satz  beruht,  ist  nicht  —  wie  v.  Rönne  behauptet 
—  ein  politisches,  sondern  rein  juristisch  und  führt  auch  nicht 
za  dem  Standpunkt  v.  Martitz';  denn  dieser  spricht  dem  Kaiser 
das  Recht  zu,  jedem  Gesetz  Ausfertigung  und  Verkündigung  zu 
Terweigem,  während  von  uns  ein  solches  Recht  nur  für  den  Fall 
der  Verfassungswidrigkeit  der  gesetzgeberischen  Willensbildung 
anerkannt  wird  und  es  als  Verfassungsbruch  charakterisiert  wird, 
wenn  der  Kaiser  ausser  jenem  gewiss  seltenen  Falle  Ausfertigung 


^  Dieser  Gedanke  findet  sich  in  der  Beschränkung  aaf  das  Verhältnis 
des  Bundeskanzlers  zu  den  Bundesratsbeschlüssen  bereits  bei  Meter, 
Urnndzüge  des  nordd.  Bundesrechtes  1868,  S.  87;  hierin  schloss  sich  ihm  zu- 
nächst y.  Rönne  (Annalen  1871,  S.  283  f.)  an.  Alsdann  hat  v.  Mohl  (Rstr. 
S.  292)  jenes  Prinzip ,  im  Gegensatz  zu  der  gesamten  ihm  voraufgehenden 
Litteratur,  auf  den  Kaiser  rücksichtlich  seiner  Pflichten  aus  den  Artt.  16  und 
n  R,-V.  angewandt;  die  späteren  Schriftsteller  haben  sich  ihm  angeschlossen, 
aotgenommen  T.  Rönne,  Rstr.  I  S.  231,  II  1  S.  60  N.  2,  v.  Setdel,  Jahrb.  f. 
^jesetzgeboQg  N.  F.  II  S.  425,  Kommentar  S.  174  und  Dtboff,  Annalen  1889, 
S.  930  N.  6, 
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und  Verkündigung  weigern  sollte  (vgl.  Kolbow  a.  a.  O.  S.  77). 
—  Richtig  ist  allerdings  —  woran  Setdkl  Anstoss  nimmt  —, 
dass  auch  der  Bundesrat  in  jedem  Falle  untersuchen  muss,  ob 
die  Voraussetzungen  gegeben  sind,  in  deren  Ermangelung  er  nicht 
vermöchte,  den  Bildungsprozess  des  Reichsgesetzgebungswillens 
gehörig  abzuschliessen,  wie  auch  dem  Reichstage  hinsichtlich  der 
Bundesratsvorlagen  ein  entsprechendes  Recht  zusteht;  aber  es  ist 
in  keiner  Weise  abzusehen,  inwiefern  durch  ein  solches  Recht 
des  Bundesrates  ein  selbständiges  Prüfungsrecht  des  Kaisers  un- 
möglich gemacht  wird.  Die  Berufung  Setdel's  auf  die  Unmittel- 
barkeit, in  welcher  die  deutschen  Souveräne  im  Bundesrate  ihren 
Willen  zum  Ausdruck  brächten,  vermag  schon  unter  dem  Ge- 
sichtspunkte nicht  als  genügend  zu  erscheinen,  dass  die  Souveräne 
der  Einzelstaaten  kein  Mittel  in  der  Hand  haben,  sich  gegen  die 
Folgen  eines  instruktionswidrigen  Stimmens  ihrer  Bevollmächtigten 
zu  schützen  (Fricker  a.  a.  0.  S.  23),  mit  anderen  Worten,  so 
unmittelbar,  wie  Seydel  glauben  machen  will,  sind  die  deutschen 
Souveräne  im  Bundesrate  gamicht  vertreten;  aber  selbst  wenn 
Seydel  —  was  indes  nicht  zugegeben  werden  kann  —  darin 
Recht  hätte,  dass  der  Bundesrat  der  Souverän  des  Reiches  wäre, 
so  wäre  damit  die  Befugnis  des  Kaisers,  seine  Mitwirkung  an 
verfassungswidrigen  Handlungen  selbst  gegen  den  Befehl  des 
Souveräns  zu  verweigern,  nicht  ausgeschlossen;  „nirgends  bietet 
die  Reichs  Verfassung  einen  Anhalt,  wonach  der  Kaiser  bei  der 
Prüfung,  ob  die  verfassungsmässigen  Voraussetzungen  für  die  Aus- 
übung seiner  Rechte  oder  Pflichten  vorliegen  oder  nicht,  an  die 
Entscheidung  irgend  einer  Instanz  gebunden  ist,  und  selbst  im 
monarchischen  Einheitsstaat  giebt  es  Behörden,  die  ausschliesslich 
dem  Gesetze  unterworfen  sind**  (Haenel)*^ 


**  Wbsterkamp  (R.-V.  S.  131)  glaubt,  das  Recht  der  Gesetzeaverkündi- 
gang  könne  als  ein  lediglich  formales  Recht  nicht  ein  Richteramt  bezägUch 
der  Legalität  der  von  Bundesrat  und  Reichstag  gefassten  Beschlüsse  gewahren. 
Indessen  „auch  formelle  Funktionen  dürfen  nur  vorgenommen  werden,  wenn 
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Es  ist  wiederholt,  besonders  v.  Kolbow  (a.  a.  O.  8.  105  ff.), 
nachdrücklich  betont  worden,  das  kaiserliche  Prüfungsrecht  be- 
schränke sich  auf  die  Untersuchung  der  Frage,  ob  in  jedem 
Einzelfalle  die  von  der  Verfassung  vorgeschriebenen  Formen  des 
Reichsgesetzgebungsvjerfahrens  beobachtet  worden  seien,  der  Kaiser 
babe  aber  nicht  das  Recht,  den  Inhalt  des  zu  erlassenden  Ge- 
setzes auf  seine  Verfassungsmässigkeit  hin  zu  prüfen;  nur  in 
V.  Holtzbndorff's  Encyklopädie  (5.  Aufl.,  Bd.  I  S.  1146)  wird 
auch  das  letztgenannte  Recht  für  den  Kaiser  in  Anspruch  ge- 
nommen. Eine  solche  Unterscheidung  ist  müssig  und  irreführend. 
Das  Reich  vermag  infolge  der  ihm  zustehenden  Kompetenz- 
Kompetenz,  Gesetze  jeden  Inhalts  zu  erlassen;  nur  der  Unter- 
schied besteht,  dass  für  Gesetze  bestimmter  Art  erschwerte  Formen 
der  Bildung  des  Reichsgesetzgebungswillens  vorgeschrieben  sind. 
Es  kann  darum  niemals  der  Inhalt  eines  Gesetzentwurfes  schlecht- 
hin als  verfassungswidrig  bezeichnet  werden,  sondern  es  kann  nur 
die  Form  der  Behandlungsweise  verfassungswidrig  sein;  die  kaiser- 
liche Prüfung  kann  sich  darum  im  Grunde  stets  nur  mit  der 
Frage  nach  der  Entstehungsform  der  ihm  zugegangenen  Gesetz- 
entwürfe beschäftigen,  insofern  jedoch  die  einzuhaltende  Form 
▼on  dem  jedesmaligen  Inhalte  abhängt,  hat  der  Kaiser  ohne 
Frage  auch  den  Inhalt  der  Gesetzentwürfe  einer  Prüfung  zu 
onterziehen. 

B.  Im  einzelnen  gestaltet  sich  die  in  den  Artt.  16  und  17 
R.-V.  begründete  kaiserUche  Kompetenz  in  der  Ausübung  fol- 
gendermasscn. 

Nur  dann  kann  im  konkreten  Falle  die  Frage  an  den  Kaiser 
herantreten,  ob  gemäss  Art.  16  für  ihn  eine  Pflicht  zur  Ein- 
bringung einer  Bundesratsvorlage  in  den  Reichstag  bestehe,  wenn 
ibm  von  dem  Vorsitzenden  des  Bundesrates  eine  solche  Vorlage 
behufs  Einbringung  in  den  Reichstag  zugestellt  worden  ist.    Als- 

ihre  gesetanässif^en  Voranssetzungen  zatreffeD,  hier  ein  rechtsgiltiger  gesetz- 
geberischer Beschltus*'  (Habnel). 
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dann  hat  der  Kaiser  zunächst  zu  prüfen,  ob  die  Behandlung  der 
Vorlage  im  Bundesrate  eine  verfassungsmässige  gewesen  ist.  Er- 
giebt  die  Prüfung  ein  negatives  Resultat,  so  hat  der  Kaiser  unter 
keinen  Umständen  das  Recht,  unter  seinem  Namen  die  Vorlage 
des  Bundesrates  an  den  Reichstag  zu  befordern;  anderenfalls 
aber  ist  es  seine  Pflicht,  die  Vorlage  im  Reichstage  einzubringen, 
selbst  wenn  der  materielle  Inhalt  der  Vorlage  ihm  nicht  zusagt. 
Der  Inhalt  dieser  kaiserlichen  Pflicht  ist  nicht  nur  der,  dass  die 
Vorlage  überhaupt  durch  ihn,  den  Kaiser,  an  den  Reichstag  ge- 
langt, sondern  auch  die  Verpflichtung  ist  aus  Art.  16  für  den 
Kaiser  abzuleiten ,  die  Einbringung  nicht  unnötig  zu  verzögern 
(vgl.  unten  S.  65).  Ebensowenig  darf  der  Kaiser  die  Vorlage  in 
modifizierter  Form  an  den  Reichstag  bringen.  —  Wenn  Art.  16 
vorschreibt,  die  erforderlichen  Vorlagen  seien  „im  Namen  des 
Kaisers^  an  den  Reichstag  zu  bringen,  so  ist  hiemach  nur  auf 
eine  ausdrückliche  „Anordnung"  des  Kaisers  eine  Vorlage  des 
Bundesrates  an  den  Reichstag  zu  bringen  ^^.  Diese  Anordnung 
bedarf  aber  nach  Art.  17  i.  f.  der  Gegenzeichnung  des  Reichs- 
kanzlers, welcher  damit  die  Verantwortlichkeit  übernimmt.  Als 
ein  neuer  notwendiger  Faktor  des  Reichsgesetzgebungsverfahrens 
erscheint  hier  also  der  Reichskanzler  in  seiner  Eigenschaft  als 
kaiserlicher  Beamter,  als  verantwortlicher  Reichsminister.  Als 
Gehülfe  des  Kaisers  tritt  der  Reichskanzler  hier  auf,  seine  Teil- 
nahme am  Gesetzgebungsverfahren  erstreckt  sich  daher  nicht 
weiter  als  die  des  Kaisers.  Dies  ist  wichtig  einmal  für  den  Um- 
fang der  Verantwortlichkeit,  welche  der  Reichskanzler  durch  seine 
Kontrasignatur  über  sich  nimmt:  nur  dafür,  dass  die  Behandlung, 
welche  der  Bundesrat  der  Vorlage  angedeihen  Hess,  den  Vor- 
schriften des  Reichsstaatsrechtes  entspricht,  ist  der  Reichskanzler 
nach  erfolgter  Gegenzeichnung  verantwortlich,  nicht  auch  fiir  die 
politische  oder  wirtschaftliche  Zweckmässigkeit  des  Inhaltes;  denn 
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Vgl.  V.  BisuARCK  im  Reichstag,  Sten.  Ber.  1881, 1  S.  30. 
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auch  der  Kaiser  hat  ohne  Rücksicht  darauf^  ob  ihm  der  Inhalt 
der  Vorlage  zusagt,  diese  schlechthin  nach  Massgabe  der  Be- 
schlüsse des  Bundesrates  an  den  Reichstag  zu  bringen^  wo  aber 
die  Freiheit  des  Handelns  für  den  Kaiser  ein  Ende  hat,  da  findet 
auch  die  Verantwortlichkeit  des  Ministers  für  die  Regierungs- 
handlnngen  des  unverantwortlichen  Staatsoberhauptes  ihr  Ende. 
Andererseits  erscheint  die  Kontrasignatur  der  kaiserlichen  An- 
ordnung, welche  die  Vorlage  eines  vom  Bundesrate  beschlossenen 
Gesetzentwurfes  an  den  Reichstag  befiehlt,  auch  insoweit  als 
Pflicht  des  Reichskanzlers,  als  der  Kaiser  verpflichtet  ist,  die 
Vorlage  an  den  Reichstag  zu  bringen;  d.  h.  soweit  nicht  die 
Ueberzeugung  von  der  Mangelhaftigkeit  der  Entstehungsform  des 
Bundesratsbeschlusses  die  Verpflichtung  des  Kaisers  ausschliesst, 
muss  der  Reichskanzler  jede  kaiserliche  Anordnung  gegen- 
zeichnen, in  welcher  die  Beförderung  dieses  Beschlusses  an 
den  Reichstag  befohlen  wird.  Darum  wie  der  Kaiser  niemals 
seine  Missbilligung  des  Inhalts  des  verfassungsmässig  entstan- 
denen Bundesratsbeschlusses  zum  Anlass  nehmen  darf,  die  Vor- 
legung desselben  vor  den  Reichstag  zu  verzögern  oder  ganz 
zu  unterlassen,  ebensowenig  darf  eine  solche  Missbilligung 
seitens  des  Reichskanzlers  hierzu  Anlass  geben.  Allerdings  hat 
der  Reichskanzler  in  solchen  Fällen  nach  §  36  des  Reichs- 
beamtengesetzes das  Recht,  ohne  weiteres  seine  Entlassung  zu 
fordern  und  sich  so  der  Mitwirkung  bei  einem  ihm  nicht  ge- 
nehmen Gesetze  zu  entziehen  ^^. 


**  Es  ist  freilich  der  Fall  denkbar,  dass  der  Reichskanzler  bei  einem 
ihm  nicht  genehmen  Gesetze,  dessen  Bedeutung  bei  kurzer  Verzögeruug  der 
Eiobringung  im  Reichstaf^e  vollständig  oder  zum  grossen  Teil  hintällt,  seinen 
Zweck,  dieses  Gesetz  zu  hintertreiben,  durch  eine  in  die  Form  eines  £nt- 
lassungsgesuches  gekleidete  Weigerung  der  Kontrasignatur  erreichen  kann; 
für  solche  Fälle  erscheint  es  zum  mindesten  zweifelhaft,  ob  nicht  der  Reichs- 
kanzler trotz  seines  fintlassungsgesuches  die  Vorlage  an  den  Reichstag  durch 
seine  Eontrasignatur  ermöglichen  muss  als  bei  einem  laufenden  unaufschieb- 
baren Regierungsgeschäfte. 
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Von  zwei  Fällen'*  aus  der  politischen  Praxis  wird  berichtet, 
in  welchen  vom  Bundesrate  angenommene  Gesetzesvorlagen  nicht 
an  den  Reichstag  gebracht  worden  sind;  die  betreffenden  Bundes- 
ratsbeschlüsse datieren  vom  26.  Febr.  bezw.  3.  April  1680.  Ge- 
legentlich einer  vom  Abg.  Richter  über  diese  Fälle  provozierten 
Debatte  in  der  Sitzung  des  Reichstages  vom  24.  Febr.  1881  hat 
BiSMARCK  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  dass  für  den  Fall,  dass 
eine  vom  Bundesrate  beschlossene  Gesetzesvorlage  nicht  an  den 
Reichstag  gelangt,  der  Bundesrat  selbst  allein  klagberechtigt  ist; 
wenn  dieser  sich  daher  mit  der  Nichteinbringung  ausdrücklich 
oder  stillschweigend  zufrieden  giebt,  so  entfallt  im  konkreten 
Falle  die  Verpflichtung  des  Kaisers  bezw.  des  Kanzlers ,  der 
Reichstag  insbesondere  hat  kein  Recht,  die  Vorlage  zu  fordern. 

Der  schlichte  Wortlaut  der  Artt.  6  und  17  R.-V.  könnte  zu 
der  Annahme  führen,  die  einfache  Thatsache,  dass  Bundesrat 
und  Reichstag  gleichlautende  Mehrheitsbeschlüsse  gefasst  hätten, 
oder  wenigstens  die  offizielle  Mitteilung  jeder  dieser  Beschlüsse 
seitens  des  den  Beschluss  fassenden  Organes  bewirke  einen  kon- 
kreten Fall  der  dem  Kaiser  aus  Art.  17  gebührenden  Kompetenz. 
Doch  ist  das  geltende  Recht  ein  anderes. 

Art.  7  Abs.  1  R.-V.  bestimmt : 

„Der  Bundesrat  beschliesst:  1.  über  die  dem  Reichstage 
zu  machenden  Vorlagen  und  die  von  demselben  gefassten  Be- 
Schlüsse,  .  .  .^ 

Es  ist  bestritten  —  und  zwar  nicht  ohne  Grund  —  ob 
die  Reichsverfassung  mit  der  hier  statuierten  Befugnis  des 
Bandesrates,  über  die  von  dem  Reichstage  gefassten  Beschlüsse 
zu  beschliessen ,  nur  auf  die  aus  der  Initiative  des  Reichstages 
hervorgegangenen  Gesetzentwürfe  und  die  von  ihm  amendirten 
Bundesratsvorlagen  habe  hinzielen  wollen  oder  auch  auf  die  der 
Bandesratsinitiative  entstammenden  Entwürfe,  welche  vom  Reichs- 

**  Vgl.  hierzu  bes.  Haenel,  Stud.  II  S.  46 ff.;  Laband,  Rstr.  I  S.  511 
N.  If.;  Mkykr,  Anteil  S.  73  ff. 
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tage  unTer  ändert  angenommen  worden  sind.  Für  die  erste  Ansicht 
spricht,  dass  die  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  die  nun- 
mehr in  Art.  7  Abs.  1  Ziff.  1  R.-V.  dem  Bundesrate  ausdrücklich 
statuierten  Rechte  noch  nicht  in  der  Allgemeinheit  der  jetzigen 
Fassang  ausdrücklich  aufstellte,  sondern  nur  in  der  Beschränkung 
aaf  „die  dem  Reichstage  vorzulegenden  oder  von  demselben 
angenommenen  unter  die  Bestimmung  des  Art.  35  fallenden  ge- 
setzlichen Anordnungen  einschliesslich  der  Handels-  und  Schiff- 
fahrt8?erträge"  (Nordd.  B.-V.  Art.  37  Abs.  1  Ziff.  1);  hätte  die 
zuerst  in  den  Versailler  Verträgen  vorgenommene  Verallgemeinerung 
derBestimmungen  dieses  Artikels  der  norddeutschen  Bundesverfas- 
sung eine  Aenderung  des  bisherigen  Rechtszustandes  bewirken  sollen, 
so  wäre  anzunehmen,  dass  dies  damals  besonders  hervorgehoben 
worden  wäre;  dies  ist  indes  nicht  geschehen,  und  so  könnte  man 
zn  dem  Schlüsse  geneigt  sein,  das  durch  eine  ausdrückliche  Er- 
klärung des  Bundeskommissars  v.  Saviony^^  für  den  ursprüng- 
lichen Gedankengang  der  norddeutschen  Bundesverfassung  bestätigte 
Prinzip,  dass  Bundesrat  und  Reichstag  „die  beiden  gleichberech- 
tigten Faktoren  für  die  Reichsgesetzgebung^  sein  sollten,  sei  nach 
jeder  Richtung  hin  im  geltenden  Reichsstaatsrecht  verwirklicht. 
Nichtsdestoweniger  trifft  die  entgegengesetzte  Ansicht  das  Richtige. 
Wenn  das  durch  v.  Savigny  proklamierte  Prinzip  überhaupt  jemals 
allgemeine  Anerkennung  genossen  hat,  so  ist  es  doch  wenigstens 
im  Laufe  der  Entwicklung  allgemein  aufgegeben,  natürlich  nicht 
in  der  Weise,  dass  rechtlich  einer  der  beiden  gesetzgebenden  Faktoren 
des  Reiches  etwas  von  seinem  Anspruch  verloren  hätte,  dass  kein 
Gesetz  ohne  oder  gar  gegen  seinen  Willen  erlassen  werde,  viel- 
mehr in  der  Weise,  dass  praktisch  die  Stellung  des  einen  der 
des  andern  überlegen  geworden  ist  (Näh.  hierzu  unten).  Es  ent- 
spricht der  Anschauung  des  in  seinem  weit  überwiegenden  Teile 
nicht  nur  monarchisch  regierten,  sondern  auch  monarchisch  ge- 


*^  Sten.  fier.  des  konst.  Reichstages  S.  665. 


64 

sinnten  deutschen  Volkes,  dass  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung 
die  Regierung,  wenn  sie  auch  allemal  die  Zustimmung  der  Volks- 
vertretung einzuholen  gebunden  sein  mag,  hinsichtlich  des  Erlasses 
neuer  Gesetze  das  endgültig  entscheidende  Wort  zu  sprechen  hat. 
Diese  in  sämtlichen  Einzelstaaten  praktisch  sich  bethätigende  An- 
schauung übte  notwendig  ihre  Wirkung  auch  auf  den  neu  ge- 
gründeten Bundesstaat;  und  bei  der  Redaktion  der  Reichsverfassung 
hat  sie  in  Art.  7  Abs.  1  Ziff.  1  zum  mindesten  einen  geeigneten 
Anhaltspunkt;  wenn  nicht  gar  ausdrückliche  Bestätigung  gefunden; 
für  die  letztere  Annahme  fällt  besonders  ins  Gewicht;  dass, 
während  nach  Art.  37  nordd.  B.-V.  der  Bundesrat  über  die  dem 
Reichstage  vorzulegenden  „oder"  von  demselben  angenommenen 
gesetzlichen  Anordnungen  der  näher  bestimmten  Art  zu  beschliessen 
hatte,  nach  Art.  7  R.-V.  der  Bundesrat  über  die  dem  Reichstage 
zu  machenden  Vorlagen  „und"  die  von  demselben  gefassten  Be- 
schlüsse beschliessen  soll.  Aber  auch  wer  diesem  letzterwähnten 
Umstand  Bedeutung  nicht  beimisst;  wird  zugeben  müssen,  dass 
es  —  unter  Förderung  durch  die  Wissenschaft  —  zum  unbestreit- 
baren Gewohnheitsrechte  im  Deutschen  Reiche  geworden  ist,  dass 
der  Bundesrat  über  alle  vom  Reichstage  angenommenen  Gesetz- 
entwürfe ohne  Unterschied,  ob  dieselben  bereits  einmal  in  der 
nämlichen  Form  vom  Bundesrate  beschlossen  worden  sind  oder 
nicht,  nach  erfolgter  Beschlussnahme  seitens  des  Reichstages 
seinerseits  einen  Beschluss  zu  fassen  hat.  Da  dieser  Beschluss 
des  Bundesrates,  wenn  er  überhaupt  einen  Sinn  haben  soll,  ein 
vollständig  freier  sein  muss,  so  ergiebt  sich,  dass  ein  Bundesrats- 
beschluss,  auf  welchen  hin  dem  Reichstage  ein  Gesetzentwurf 
zugeht,  nicht  schon  als  Entäusserung  des  ihm  an  der  Bildung  des 
Reichsgesetzgebungswillens  zukommenden  Anteils  anzusehen  ist; 
jener  Bundesratsbeschluss  hat  vielmehr  staatsrechtlich  nur  die 
Bedeutung;  dass  in  ihm  der  Wille  des  Bundesrates  hervortritt, 
über  den  vorliegenden  Gesetzentwurf  den  gesetzgeberischen  Willens- 
entscheid des  Reichstages   herbeizuführen;  gerade  sO;  wie  in  den 
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deatscfaen  Einzelmonarchien  der  König  sich  seines  gesetzgebe- 
rischen WiUens  nicht  schon  durch  die  Vorlegung  eines  Gesetz- 
entwurfes Tor  die  Kammern  entäussert  ^  sondern  erst  dadurch, 
dsas  er  dem  daraufhin  von  den  Kammern  gefassten  Beschluss 
seine  „Sanktion^  erteilt  oder  rerweigert^^ 

Die  geschilderte  Stellung  des  Bundesrates  zu  den  sämtlichen 
rom  Reichstage  angenommenen  Oesetzentwürfen  ist  für  die  dem 
Kaiser  aus  Art.  17  B.-V.  zustehenden  Bechte  der  Ausfertigung 
aad  Verkündigung  insofern  von  Bedeutung,  als  der  Kaiser  niemals 
Qiunittelbar  aus  einem  Reichstagsbeschluss  die  Berechtigung  em- 
pfangt, einen  Gesetzentwurf  als  Beichsgesetz  auszufertigen  und 
zu  Terkündigen,  selbst  dann  nicht,  wenn  der  Beichstag  eine  durch 
den  Kaiser  an  ihn  gebrachte  Bundesratsvorlage  unverändert  an- 
genommen haben  sollte;  sondern  immer  erst  auf  einen  nach  der 
Beschlussnahme  des  Beichstages  über  einen  Gesetzentwurf  er- 
gangenen gleichlautenden  Bundesratsbeschluss  hin  ist  der  Kaiser 
im  konkreten  Falle  zur  Ausfertigung  und  Verkündigung  befugt, 
Torausgesetzt  ausserdem,  dass  die  sonstigen  Bedingungen  er- 
fallt sind. 

Ist  ein  solcher  Bundesratsbeschluss  dem  Kaiser  durch  den 
Vorsitzenden  des  Bundesrats  übermittelt,  so  hat  der  Kaiser  — 
analog  dem  oben  (S.  59 f.)  behandelten  Falle,  wo  es  sich  um 
Einbringung  der  Bundesratsvorlagen  in  den  Beichstag  handelt  — 
zonächst  zu  prüfen,  ob  bis  dahin  die  verfassungsmässigen  Er- 
fordernisse des  Gesetzgebungsverfahrens  bezüglich  des  ihm  unter- 
breiteten Entwurfes  erfüllt  sind,  und  je  nach  dem  Ergebnis 
dieser  Prüfung  hat  er  dem  Entwürfe  Ausfertigung  und  Ver- 
kündigung entweder  zu  verweigern  oder  zu  erteilen,  und  zwar 
auch  dieses  wieder  ohne  unnötige  Verzögerung.  Unrichtig  ist  es, 
wenn  v.  Buville  (Das  deutsche  Beich  S.  213)  daraus,  dass  eine 
Frist,   innerhalb  deren  die  Verkündigung   vorgenommen  werden 

**  Das  hier  für  den  Baudesrat  beanspruchte  Recht  ist  in  der  Litteratnr 
fast  allgemein  anerkannt.    Anders  nur  GncsKB  bei  Grünhut  VI  S.  SSO. 
Archiv  Ar  Öffentliches  Recht.  XIV.  1.  5 
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muss,  ausdrücklich  in  der  Verfassung  nicht  vorgeschrieben  ist, 
den  Schluss  zieht,  es  sei  rechtlich  ganz  in  das  Belieben  des 
Kaisers  gestellt,  ob  und  wann  er  die  Publikation  vollziehen  wolle. 
Zum  mindesten  missverständlich  ist  es  aber  auch,  wenn  Meyeb 
(Rstr.  S.  508)  behauptet,  eine  Frist  für  die  Sanktion  und  Publi- 
kation der  vom  Reichstage  genehmigten  Gesetzentwürfe  bestehe 
im  Reiche  nur  insoweit,  als  dieselben  spätestens  bis  zum  Beginne 
der  neuen  Legislaturperiode  erfolgen  müssten.  Ob  es  bezüglich 
der  dem  Bundesrate  zustehenden  Sanktion  mit  der  Behauptung 
Meter^s  seine  Richtigkeit  hat,  ist  hier  nicht  näher  zu  erörtere; 
unrichtig  ist  es  jedenfalls,  wenn  Meter  in  der  zitierten  Aeusse- 
rung  dem  Kaiser  die  Befugnis  beimessen  will,  auch  nach  erfolgter 
Sanktion  seitens  des  Bundesrates  die  Ausfertigung  und  Ver- 
kündigung bis  zum  Beginne  einer  neuen  Legislaturperiode  hinaus- 
zuzögern. Meines  Erachtens  gilt  immer  noch  der  bereits  von 
Moser'*  ausgesprochene  Omndsatz: 

„Hinwiederum;  wann  etwas  einmahl  von  dem  Reich  be- 
schlossen worden  ist,  so  einer  Ausfertigung  bedarff,  solle  der- 
selben auch  kein  ungebührlicher  Anstand  gegeben  werden, 
zumahlen  wo  eine  Gefahr  auf  dem  Verzug  hafFtet.'^ 

Ueber  die  Form  der  Ausfertigung  sind  in  der  Reichsver- 
fassung nähere  Vorschriften  nicht  enthalten.  Bestimmte  Erforder- 
nisse ihrer  Form  ergeben  sich  indes  aus  ihrem  Zwecke,  welcher 
darin  besteht,  das  Zustandekommen  eines  Reichsgesetzes  und 
dessen  Inhalt  zu  beurkunden.  Die  gegebene  Form  einer  Aus- 
fertigung ist  hiemach  die  einer  vollständigen  Urkunde,  welche, 
unter  genauer  Angabe  von  Zeit  und  Ort  der  Ausstellung,  und 
versehen  mit  der  eigenhändigen  Unterschrift  des  Ausfertigenden, 
den  Inhalt  des  zu  erlassenden  Gesetzes  wiedergiebt  und  dabei 
erkennen  lässt,  dass  dieser  Inhalt  fortan  geltendes  Gesetz  dar- 
stelle;  hierzu   kommt  im  Deutschen  Reiche  noch  der  Beidruck 


**  Teutscbes  Staatsrecht,  L  S.  46  f. 
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des  Siegels  des  Ausfertigenden«  Die  Erfüllung  der  Formalien 
einer  Urkunde  wird  in  den  Ausfertigungen  der  Beichsgesetze  be- 
stätigt durch  einen  besonderen,  dem  Gesetzestexte  sich  anschliessen- 
den Schlusssatz,  welcher  regelmässig  lautet: 

„ürkundlichunterUnsererHöchsteigenhändigen  Unterschrift 
and  beigedruckten  kaiserlichen^^  Insiegel. 
Gegeben  .  •  .,  den  .  .  .^ 
Den  anderweitigen  Erfordernissen  der  Ausfertigung^  welche 
dahin  gehen,    dass   die  Thatsache   des  Erlasses  und  der  Inhalt 
des  neuen  Gesetzes  aus  der  Urkunde  erhellen,  wird  im  Deutschen 
Reiche  durch  wörtliche  Wiedergabe   des  Gesetzinhaltes  in  Ver- 
bindung mit  folgender  Eingangsformel  genügt: 

„Wir  .  .  .y  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König 
Ton  Preussen  etc.  verordnen  im  Namen  des  Deutschen  Eeiches, 
nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesrates   und  des  Reichs- 
tages, was  folgt  :^^^ 
Endlich  gehört  zu  einer  gültigen  Ausfertigung  gemäss  Art.  1 7 
Satz  2   R.-Y.    die   Kontrasignatur    des    Reichskanzlers.     Aller- 
dings    der     blosse     Wortlaut     dieser     Verfassungsbestimmung, 
welche  nur  von   „Anordnungen   und  Verfügungen   des  Kaisers^ 
spricht,  könnte  es  in  Zweifel  lassen,  ob  auch  die  Reichsgesetze 
mit  unter  sie  zu  rechnen  seien  oder  nicht.     Auf  Grund  der  Ent- 


*^  Bemerkenswert  ist,  dass  die  in  den  ersten  vier  Nummern  des  Bundes- 
gesetzblattes enthaltenen  Gesetze  und  Verordnungen  des  nordd.  Bundes  von 
dem  Beidruck  des  „Königlichen  Insiegels"  sprechen,  während  späterhin  die 
Gesetze  und  Verordnungen  des  nordd.  Bundes  von  beigedrucktem  „Bundes- 
Insiegel**  sprechen.  Vgl.  z.  B.  die  bei  Koller,  Archiv  des  nordd.  Bundes  und 
des  Zollvereins  I  S.  871  abgedruckte  „Verordnung ,  betr.  die  Einführung  des 
Bandesgesetzblattes  für  den  nordd.  Bund.    Vom  26.  Juli  1867**. 

*^  Vielfach  enthält  diese  Formel  weitere  Zusätze,  z.  B.  über  den  Geltungs. 
bereich  des  Gesetzes  oder  einen  Hinweis  auf  Verfassungsbestimmungen ;  vgl. 
z.  B.  Gea.  vom  21.  Joli  1870,  betr.  eine  zusätzliche  Bestimmung  zum  ersten  Satz 
des  Art.  24  der  Verf.  d.  nordd.  Bundes;  Ges.  betr.  die  privatrechtl.  Stellung 
der  Erwerbs-  and  Wirtschaftsgenossenschaften,  vom  4.  Juli  1808;  Ges.  wegen 
Aofhebung  der  ElbzÖUe,  vom  11.  Juni  1870. 

6* 
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stehnngsgeschichte  der  genannten  Bestimmung  hat  man  die  Frage 
zu  bejahen.  Der  preussische  Entwurf  enthielt  als  Art.  19  nur 
den  ersten  Satz  des  jetzigen  Art.  1 7 ;  im  Verlaufe  der  Verhand- 
lungen der  Bevollmächtigten  der  verbündeten  Regierungen  erhielt 
er  den  Zusatz:  ^Die  hiernach  von  dem  Präsidium  ausgehenden 
Anordnungen  werden  im  Namen  des  Bundes  erlassen  und  von 
dem  Bundeskanzler  mitanterzeichnet.^  Wäre  der  Elntwurf  in 
dieser  Form  Gesetz  geworden,  so  würde  ein  Zweifel  nicht  wohl 
aufkommen  darüber,  dass  auch  die  vom  Kaiser  zu  vollziehenden 
Akte  der  Ausfertigung  und  Verkündigung  zu  ihrer  Gültigkeit 
der  Gegenzeichnung  des  Kaisers  bedürfen^*.  Wenn  nun  infolge 
der  harten  Kämpfe,  welche  im  konstituierenden  Reichstage  über 
diesen  Satz  ausgefochten  wurden,  die  Deutlichkeit  der  ursprüng- 
lichen Fassung  in  gewisser  Beziehung  verloren  ging,  so  hat  das 
für  die  hier  interessierende  Frage,  ob  die  Form  Vorschriften  des 
fraglichen  Satzes  nach  wie  vor  auch  für  die  Ausfertigung  und 
Verkündigung  der  Gesetze  gelten  sollen,  weitere  Bedeutung  nicht; 
denn  in  keinem  Augenblick  ist  das  Bestreben  zu  Tage  getreten, 
in  dieser  Richtung  an  der  Regierungsvorlage  zu  ändern,  im  Gegen- 
teil hat  der  Abg.  Braun  ausdrücklich  als  seine  Auffitssung  erklärt, 
der  Bundeskanzler  habe  die  Bundesgesetze  zu  kontrasignieren 
(Sten.  Ber.  S.  343).  Des  weiteren  war  der  Zweck  des  Amendements 
y.  Bennigsen,  welches  dem  Art.  17  seine  jetzige  Gestalt  gab,  für 
alle  selbständigen  Regierungshandlungen  des  Bundespräsidiums 
einen  verantwortlichen  Minister  zu  gewinnen;  insofern  nun  Aus- 
fertigung und  Verkündigung  beide  die  selbständige  Prüfung  der 
gesetzgeberischen  Behandlung  einer  Vorlage  seitens  des  Kaisers 
voraussetzen,  hat  man  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  die 
Kontrasignatur  des  Reichskanzlers  auf  der  Ausfertigung  der 
Gesetze  zu  verlangen. 

Die  Verantwortlichkeit,   welche  der  Reichskanzler  durch  die 

^*  Vgl.  Habnbl,  Stnd.  11  S.  81;  ebenso  Hbnsel,  Annalen  188S,  S.  9; 
Held,  Verfassang  S.  106 ;  Sohxtlze,  Rstr.  S.  98 ;  zweifelhaft  Frickkr  a.a.O.S.26. 
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Gegenzeichoung  der  Ausfeiügangsurkunde  übernimmt,  erstreckt 
sich  ans  den  gleichen  Gründen,  wie  sie  oben  (S.  60 f.)  bezüg- 
lich der  Anordnungen  des  Kaisers  zur  Einbringung  von  Bundes- 
ratsTorlagen  in  den  Reichstag  dargelegt  worden  sind,  nicht  auf 
die  materielle  Seite  des  Gesetzes,  sondern  nur  darauf,  dass 
die  rerfassungsmässigen  Voraussetzungen  einer  gültigen  Aus- 
fertigung Torhanden  waren.  In  gleicher  Weise  ist  hier  analog 
anzuwenden,  was  oben  über  die  in  die  Form  eines  Entlassungs- 
gesaches  gekleidete  Weigerung  der  Kontrasignatur  gesagt  wurde, 
mit  der  einzigen  Modifikation,  dass  hier  neben  dem  Bundesrat 
aach  der  Reichstag  bei  unrechtmässiger  Weigerung  der  Kontra- 
Signatur  klagberechtigt  wäre.  Demnach  würde  die  Weigerung 
der  Ausfertigung  eines  von  Bundesrat  und  Reichstag  angenom- 
menen Gtesetzentwurfes  ein  viel  gefährlicheres  politisches  Experi- 
ment sein,  ab  die  Unterlassung  der  Einbringung  einer  Bundes- 
ratsvorlage in  den  Reichstag;  denn  schwerlich  würde  der  Reichs- 
tag in  solchem  Falle  von  seinem  verfassungsmässigen  Rechte, 
die  Ausfertigung  zu  fordern,  auf  gütlichem  Wege  abstehen.  Es 
ist  auch  meines  Wissens  der  Fall  verweigerter  Ausfertigung  eines 
Beichsgesetzes  noch  nicht  praktisch  geworden,  während  der  andere 
Fall  sich  bereits  wiederholt  hat. 

Für  die  dem  Kaiser  aus  Art.  17  neben  der  Ausfertigung 
noch  zustehende  Verkündigung  der  Reichsgesetze  schreibt  Art.  2 
R.-V.  eine  bestimmte  Form  vor,  ohne  deren  Einhaltung  der 
Kaiser  ebensowenig  wie  ein  anderer  Faktor  des  Reichsgesetz- 
gebungsverfahrens einem  Gesetzentwurfe  verbindliche  Kraft  zu 
Terachaffen  imstande  ist:  Verkündigung  von  Reichs  wegen  ver- 
mittelst eines  Reichsgesetzblattes,  welches  in  Berlin  ausgegeben 
werden  muss.  —  Der  Zweck  der  Verkündigung,  die  Rechtsver- 
bindlichkeit der  Gesetze  herbeizuführen,  verlangt,  dass  aus  ihrer 
Form  erhellt  die  Thatsache  des  Erlasses  und  der  Inhalt  des 
neuen  Gesetzes,  analog  wie  bei  der  Ausfertigung;  diesem  Er- 
fordernis wird  im  Deutschen  Reiche  genügt  dadurch,   dass   die 
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AusfertigungBurkuode  wörtlich  in  der  in  Art.  2  vorgeschriebeneB 
Form  publiziert  wird.     Der  Umstand;  dass  zum  Zwecke  der  Ver- 
kündigung  die  Ausfertigungsurkunde    wörtlich   im  Beichsgesetz- 
blatte  abgedruckt  wird^  hat  zu  der  Ansicht  Anlass  gegeben,  die 
Verkündigung   sei   der  Ausfertigung   gegenüber  nicht  als  selb- 
ständiger Willensakt  anzusehen  ^^.    Dem  ist  indes  nicht  beizu- 
treten; denn  „der  zweite  Akt  der  Aeusserung  eines  einheitlichen 
Willens  ist  nicht  als  Vollziehung  des  ersten  aufzufassen^  (Frickeb 
a.  a.  0.  S.  18).    Anderenfalls  würde  der  Kaiser  nicht  berechtigt 
sein,  wenn  er  nach  vollzogener  Ausfertigung  erst  bemerkte,  dass 
diese  wegen  eines  Mangels  in  der  gesetzgeberischen  Behandlung 
der  Vorlage   nicht  hätte  vorgenommen  werden  dürfen ^   die  Ver- 
kündigung zu  unterlassen.    In  der  Praxis  wird  allerdings  ein  deut- 
licher unterschied  zwischen  den  Handlungen  des  Kaisers,  welche 
sich  auf  die  Ausfertigung,  und  denen,  welche  sich  auf  die  Verkün- 
digung der  Reichsgesetze  beziehen,  nicht  hervortreten,  wenigstens 
nicht  regelmässig.  Denn  selbstverständlich  ist  der  Sinn  des  Art.  17 
nicht  der,  dass  der  Kaiser  den  ganzen  Akt  der  Ausfertigung  und 
den  ganzen  Akt  der  Verkündigung  höchsteigenhändig  zu  vollziehen 
habe.     Bei  der  Ausfertigung  beschränkt  sich  die  Thätigkeit  des 
£[aisers   auf  die  Prüfung  ihrer  Verfassungsmässigkeit   und   die 
Unterzeichnung  der  Ausfertigungsurkunde,  bei  der  Verkündigung 
gleichfalls  auf  die  Prüfung  ihrer  Verfassungsmässigkeit  und  den 
Befehl  zur  Vornahme  der  Verkündigung.    Die   letztere  Prüfung 
wird  regelmässig  mit  der  ersteren  zusammenfallen;  ebenso  genügt 
der  Inhalt  der  Ausfertigungsurkunde   vollauf  dem   für  die  Ver- 
kündigungsformel  des    Gesetzes    erforderlichen   Text,    so    dass 
auch  ein  solcher  nicht  besonders  hergestellt  zu  werden  braucht^^ 


*»  So  «.  B.  Zorn,  Rstr.  I  S.  418. 

**  Eine  besondere  Verkündigangsformel  neben  der  Ausfertigungsformel 
findet  sich  z.  B.  bei  dem  Einführungsgesetze  zum  Allgemeinen  deutschen 
Handelsgesetzbache  fiir  das  Königreich  Sachsen  vom  30.  Oktober  1861.  Das- 
selbe beginnt,  wie  folgt: 
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wenn  endlich  noch  für  die  Verkiindigangy  insofern  sie  eine  selb- 
ständige Begiernngshandlang  des  Kaisers  ist,  die  Gegenzeichnung 
des  Beicbskanzlers  erforderlich  ist,  so  muss  die  bei  der  Ausfer- 
^gQQg  geleistete  Gegenzeichnung  auch  für  die  Verkündigung  als 
aasreicbend  angesehen  werden;  denn  die  verfassungsmässigen 
Voraussetzungen  für  Ausfertigung  und  Verjkündigung  sind  die 
gleichen;  wenn  darum  der  Reichskanzler  für  die  Ausfertigung 
durch  seine  Kontrasignatur  die  Verantwortung  zu  übernehmen 
bereit  ist,  so  muss  er  gleichfalls  die  Verantwortung  für  die  Ver- 
kündigung übernehmen  wollen ;  glaubt  er  allerdings  späterhin, 
bevor  noch  die  Verkündigung  vollzogen  ist ,  die  Verantwortung 
nicht  mehr  tragen  zu  können,  so  kann  er  deren  Ausführung 
immer  noch  sistieren. 

Man  hat  vielfach  die  dem  Kaiser  aus  Art.  17  R.-V.  zu- 
stehenden Rechte  der  Ausfertigung  und  Verkündigung  insofern 
einschränken  wollen,  als  man  die  diesen  Akten  dienende  Ein- 
gangsformel der  Gesetze  der  Beschlussfassung  von  Bundesrat 
und  Reichstag  unterwerfen  wollte  ^^  Meines  Erachtens  bietet  aber 
die  Reichsverfassung  für  diese  Behauptung  keinen  Anhalt;  denn  da 
die  genannte  Formel  lediglich  den  Zwecken  der  dem  Kaiser  zu- 
stehenden Ausfertigung  und  Verkündigung  dient,  ist  nicht  er- 
findlich, weshalb  Bundesrat  und  Reichstag  deren  Wortlaut  sollen 
zu  bestimmen  haben;  die  Eingangsformel  ist  eben  nur  ein  Teil 
der  Gesetzesurkunde,  nicht  des  Gesetzes  selbst.  Freilich,  wenn 
die  Eingangsformel  eines  Gesetzes  zur  Aufnahme  materiellen 
Gesetzesinhaltes  missbraucht  wird,  indem  ihr  z.  B.  Bestimmungen 
über  räumliche    und   zeitliche   Geltung   des  Gesetzes   eingefugt 

„Wir  Johann,  von  Qoties  Gnaden  König  von  Sachsen  etc.,  verkünden 
„hierdnrch: 

«Nachdem   .   •   .,   so  haben  wir  mit  Zustimmung  unserer  getreuen 
•Stande  beschlossen  und  verordnen,  wie  folgt:  .  .  /. 

^  Vgl. z.B.  Habnkl,  Stud.  I  S.  260  N.  14;  Meyer,  Anteil  S.  67 ;  Labano, 
Bstr.  I  S.  619;  Kolbow,  Archiv  V  S.  97;  Thudichum,  Nordd.  Bund  u.  ZoU- 
▼erein  S.  96. 
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werden^*,  dann  anteiliegt  sie  insofern  zweifellos  der  Beschluss- 
fassung  von  Bundesrat  und  Reichstag^'. 

Wenn  nun  in  der  Praxis  des  Deutschen  Reiches  in  An- 
schluss  an  das  in  Preussen  herkömmliche  Verfahren  die  Ein- 
gangsformeln  der  Gesetze  dem  Bundesrate  und  dem  Reichstage 
unterbreitet  werden,  so  ist  hierin  nur  eine  „Mitteilung  über  die 
beabsichtigte  Fassung^  zu  sehen,  durch  welche  den  beiden  den 
Reichsgesetzgebungswillen  bildenden  Faktoren  Gelegenheit  ge- 
geben werden  soll,  etwaige  Bedenken  zu  äussern  (Dyboff,  An- 
nalen  1889,  S.  861);  keineswegs  darf  aus  dieser  Praxis,  wie 
Jellutek  (Gesetz  und  Verordnung  S.  332)  es  wiU,  auf  ein  Ge- 
wohnheitsrecht geschlossen  werden,  kraft  dessen  die  Mitwirkung 
des  Bundesrates  und  des  Reichstages  sich  auch  auf  die  Eingangs- 
formel  der  Reichsgesetze  erstrecken  würde. 

Vielfach  ist  es  als  ein  Grundsatz  des  konstitutionellen 
Staatsrechts  hingestellt,  dass  in  der  Eingangsformel  der  Gesetze 
der  erfolgten  Zustimmung  der  Kammern  ausdrücklich  Erwähnung 
gethan  werde  ^^  Man  hat  diesen  Grundsatz  entsprechend  in  das 
deutsche  Reichsstaatsrecht  übertragen  und  behauptet,  bei  der 
Ausfertigung  und  Verkündigimg  der  Reichsgesetze  müsse  not- 
wendig der  erfolgten  Zustinunung  von  Bundesrat  und  Reichstag 
gedacht  werden,    sodass  in  dieser  Hinsicht   die  dem  Kaiser  aus 


^  Vgl.  z.  B.  Gesetz,  betr.  die  Erhebung  einer  Abgabe  von  der  Brannt- 
weinbereitung  in  den  hobenzoU.  Landen  vom  4.  Mai  1868;  Gesetze  wegen  Be- 
steuerang  des  Braumalzes  in  verschiedenen  zum  nordd.  Bunde  gehörenden 
Staaten  und  Gebietsteilen  vom  4.  Juli  1868. 

^'  So  hat  der  Reichstag  z.B.  üeberschrift  und  Eingangsformel  desGeaetsei 
betr.  die  Besteuerung  des  Brantweins  etc.  vom  8.  Juli  1868,  und  die  des  Gesetzes 
betr.  die  subsidiarische  Haftung  des  Brennereiuntemehmers  etc.,  vom  8.  Juli 
1868,  geändert. 

*^  So  Gbrbbb,  Grundzuge  1.  Aufl.  S.  148;  v.  Bonns,  Pr.  Str.,  4.  Aufl.  I 
S.  864  N.  2 ;  Zeitschr.  f.  deuUches  StaaUrecht  I  S.  401  f.,  Rstr.  II,  1  S.  6S£; 
Zorn,  Zeitschrift  f.  d.  ges.  Staatawissensch.  XXXVI  S.  36 f.;  anderer  Ansicht 
Zeitschr.  f.  deutsches  Staatsrecht  I  S.  188  ff.  (E.  A.  OHa.  v.  Stockxar)  und 
ibid.  S.  256  (John). 
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Art  17  zustehenden  Bechte  eine  besondere  Einschränkung  er- 
iabren.  —  Als  allgemeines  Prinzip  des  konstitutionellen  Staats- 
rechtes ist  jener  y  besonders  durch  v.  Bönne  vertretene  ^  Satz 
jeden&lls  nicht  anzusehen;  wenn  es  nämlich  der  Zweck  der  Aus- 
fertigung und  Verkündigung  ist,  die  Thatsache  des  Erlasses  und 
den  Inhalt  eines  Gesetzes  zu  beurkunden  bezw.  bekannt  zu 
machen,  so  folgt  daraus  nur,  dass  die  hierbei  verwandten  For- 
meln darüber  Aufschluss  geben  müssen ,  dass  das  verfassungs- 
mäasige  Verfahren  hinsichtlich  des  neuen  Gesetzes  beobachtet 
worden  sei  Weshalb  nun  lediglich  die  ausdrückliche  Versiche- 
nug  unter  besonderer  Benennung  jedes  einzelnen  Organes  und 
nicht  schon  die  allgemeine  Versicherung,  die  gesetzlichen  Er- 
fordernisse des  Verfahrens  seien  gewahrt,  eine  genügende  Ge- 
wissheit fiir  die  Verfassungsmässigkeit  der  Entstehungsform  des 
neuen  Gesetzes  giebt,  ist  nicht  abzusehen.  Vielfach  freilich  ist 
es  Vorschrift  positiven  Bechtes,  dass  der  Monarch  in  der  Ein- 
Ssngsformel  der  Gesetze  die  erfolgte  Zustimmung  der  Kammern 
ausdrücklich  erwähnt,  sei  es  auf  Grund  ausdrücklicher  Ver- 
fissungsvorschrift  —  vgl.  z.  B.  bayer.  Verf.-Urk.  Tit.  VII  §  30 
"  oder  zufolge  langdauemder,  ein  Gewohnheitsrecht  begründen- 
der Uebung.  Letzteres  gilt  auch  für  das  Deutsche  Beich:  nach- 
dem vom  ersten  Tage  des  Bestehens  des  norddeutschen  Bundes 
.an  die  Bundes-  bezw.  Beichsgesetze  in  ihrer  Eingangsformel  stets 
die  erfolgte  Zustimmung  von  Bundesrat  und  Beichstag  ausdrück- 
lich hervorgehoben  haben,  ist  es  als  ein  gewohnheitsrechtlicher 
Satz  des  Beichsstaatsrechtes  anzusehen,  dass  dies  auch  ferner^ 
hin  za  geschehen  habe;  insofern  erleiden  also  die  dem  Kaiser 
ans  Art.  17  zustehenden  Befugnisse  eine  geringe  Einschränkung. 
Endlich  ist  noch  die  Bestimmung  des  Art.  17: 

„Die  Anordnungen  und  Verfügungen  des  Kaisers  werden 
im  Namen  des  Beichs  erlassen", 
dazn  verwertet  worden,  den  Kaiser  als  hinsichtlich  der  Abfassung 
der  Eingangsformeln   der  Beichsgesetze  gebunden   zu   erklären, 
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indem  behauptet  worden  ist,  jener  Bestimmung  zufolge  müBsten 
die  Worte  ^im  Namen  des  Reichs^  in  der  Eingangsformel  der 
Reichsgesetze  enthalten  sein^*.  Richtig  ist  freilich,  diese  Be- 
stimmung auch  auf  die  Reichsgesetze  zu  beziehen,  da  nach  den 
obigen  Ausführungen  zu  den  „Anordnungen  und  Verfugungen 
des  Eüsers^im  Sinne  des  Art.  17  auch  die  Reichsgesetze  zu 
zählen  sind.  Aber  weshalb  ein  „Erlass  im  Namen  des  Reichs^ 
nur  durch  ausdrückliche  Einsetzung  der  Worte  ^im  Namen  des 
Reichs^  in  die  Eingangsformel  der  Gesetze  soll  geschehen 
können,  ist  nicht  verständlich;  hiemach  würde  die  Eingangsformel 
auch  noch  die  Worte  „von  Reichswegen^  enthalten  müssen,  da 
Art.  2  R.-y.  ausdrücklich  eine  ^Verkündigung  von  Reidlswegen^ 
vorschreibt.  Die  fragliche  Bestimmung  des  Art.  17  ist  an  erster 
Stelle  von  entscheidender  materieller  Bedeutung,  indem  sie 
einen  Gegensatz  zum  Staatenbund  bedeutet;  in  formeller  Hin- 
sicht geschieht  ihr  vollkommen  Genüge,  wenn  aus  der  Form  der 
Ausfertigung  und  Verkündigung  hervorgeht,  dass  der  Elaiser 
als  solcher,  nicht  etwa  als  König  von  Preussen,  diese  Akte  vor- 
nimmt; hierzu  bedarf  es  aber  nicht  notwendig  der  Einfügung  der 
Worte  ^im  Namen  des  Reichs^  in  die  Eingangsformel  der  Ge- 
,  setze.  —  Sollte  einmal  aus  der  Form  der  Ausfertigung  und 
Verkündigung  nicht  hervorgehen,  dass  das  Gesetz  „im  Namen 
des  Reichs  erlassen^  sei,  so  liegt  ein  gültiges  Gesetz  nicht  vor; 
dies  folgt  aus  dem  Wesen  der  Publikation,  welche  ihren  Zweck, 
den  Erlass  eines  Gesetzes  kenntlich  zu  machen,  nur  dann  er- 
reichen kann,  wenn  aus  ihr  zu  ersehen  ist,  wer  das  Gesetz  er- 
lässt.  Unrichtig  ist  es,  mit  S£TD£L(Kommentar  S.  175)  daraus, 
dass  die  Worte  des  Art.  17:  „bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit^,  uor 
der  zweiten  Hälfte  des  Satzes,  welcher  von  der  Kontrasignatar 
des  Reichskanzlers  handelt,  beigegeben  seien,  e  contrario  zu 
schliessen,    dass   die  Nichtbeachtung  der  übrigen  Bestimmungen 


*'  So  e.  B.  Sbtdbl,  Komm.  S.  44  und  176. 


—  To- 
des Satzes  die  Ungültigkeit  eines  Gesetzes  nicht  nach  sich  zu 
ziehen  yermöge.  Im  Regierungsentwurf  hatte  es^  ohne  irgend- 
welcheu  Unterschied  im  Ausdruck  ^  der  auf  eine  yerschiedene 
Wirknng  der  Nichtbeachtung  der  beiden  Vorsofartften  hätte  hin- 
imtm  können,  einEach  geheissen: 

„Die  hiernach  von  dem  Präsidium  ausgehenden  Anord- 
nungen werden  im  Namen  des  Bundes  erlassen  und  von  dem 
Bandeskanzler  mit  unterzeichnet^; 
es  ist  anzunehmen,  dass,  wenn  später  in  den  Beichstagsverhand- 
langen  die  Worte:  „bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit^,  nur  der 
zweiten  Hälfte  des  Satzes  beigefugt  worden  sind,  dies  lediglich 
eine  Folge  der  harten  Kämpfe  um  den  verantwortlichen  Kanzler 
gewesen  ist,  welche  die  ursprünglich  gleiche  Tragweite  der 
Nichtbeachtung  der  beiden  Vorschriften  jenes  Satzes  in  ihrem 
gegenseitigen  Verhältnis  nicht  verschoben  hat;  nach  dem 
Regierungsentwurf  hätte  zweifellos  die  Nichtbeachtung  einer 
jeden  von  ihnen  das  Zustandekommen  eines  gültigen  Gesetzes 
gehindert. 

Wie  man  einerseits  das  kaiserliche  Becht  der  Ausfertigung 
and  Verkündigung  in  seiner  an  sich  schon  geringen  Bedeutung 
noch  hat  beschneiden  wollen,  so  hat  man  andererseits  auf 
Grand  der  herkömmlichen  Eingangsformel  der  Beichsgesetze  die 
Rechte  des  Kaisers  am  Beichsgesetzgebungsverfahren  in  einer 
der  Verfassung  geradezu  widersprechenden  Weise  zu  erweitern 
gesucht. 

Es  ist  zuzugeben  und  kaum  bestritten,  dass  die  gebräuch- 
liche Eüngangsformel  der  Beichsgesetze  (vgl.  oben  S.  67)  ein 
kkres  Bild  von  dem  Gange  des  Beichsgesetzgebungsverfahrens 
nicht  giebt;  denn  sie  erweckt  jedem  unbefangenen  Leser  den 
Eindruck,  als  ob  der  Kaiser  neben  Bundesrat  und  Beichstag 
materiell  zur  Bildung  der  Beichsgesetze  mitzuwirken  berechtigt 
sei,  während  doch  nach  den  unzweideutigen  Vorschriften  der 
Verüassungsurkunde  allein  Bundesrat  und  Beichstag  hierzu  berufen 
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sind.   Der  Beichsverfassang  entspräche  wohl  am  besten  folgende 
Formel: 

„Wir  . . .  von  Gk>tte8  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König 
von  Preussen  etc.,  verkünden  im  Namen  des  Beichs  auf  Grund 
übereinstimmender  Mehrheitsbeschlüsse  des  Bundesrates  und  des 
Beichstages  als  Gesetz,  was  folgt:  ..." 

Die  Mangelhaftigkeit  der  üblichen  Publikationsformel  be- 
rechtigt aber  nicht,  die  unzweideutigen  Vorschriften  der  Beichs* 
Verfassung  kurzerhand  umzustossen,  wie  dies  Fbicker  (a.  a.  0. 
S.  26  £f.)  und  besonders  Bobkhak  (Archiv  VIII  S.  463  £f.)  thun. 
Zunächst  verdient  unbeschränkte  Zustimmung  nicht  einmal 
die  Behauptung,  dass  der  Kaiser  nach  der  Publikationsformel 
die  „gesetzgeberische  Anordnung  erlasse  und  damit  die  Sanktion 
erteile";  denn  diese  Formel  lässt  nebenher  auch  noch  die  Deu- 
tung zu,  dass  der  Kaiser  nur  den  Worten  nach  der  unmittelbare 
Erteiler  des  Gesetzesbefehls  ist,  während  er  in  der  That  ledig- 
lich als  Vermittler  einer  verfassungsmässigen  Pflicht  gemäss  den 
Befehl  von  dem  eigentlichen  Gesetzgeber  an  die  Unterthanen 
übermittelt,  wie  es  ja  eine  tägliche  Erscheinung  ist  —  man  denke 
nur  an  militärische  Kommandos  — ,  dass  jemand  als  unmittelbar 
befehlend  auftritt,  wo  er  zum  Erlass  eben  des  von  ihm  erteilten 
Befehls,  selbst  wenn  er  diesen  für  unzweckmässig  hält,  ver- 
pflichtet ist,  und  doch  nimmt  niemand  Anstoss  daran,  dass  er 
den  Befehl  scheinbar  als  eigenen  erteilt.  —  Unrichtig  ist  femer 
die  Behauptung,  dass  der  Kaiser  in  der  Publikationsformel  als 
„Träger  der  gesetzgebenden  Gewalt"  des  Beichs  erscheine; 
denn  wenn  der  Begri£f  des  Trägers  der  Gewalt  überhaupt  eine 
Bedeutung  haben  soll,  so  muss  er  aufgefasst  werden  im  Gegen- 
satz zum  Organ  der  Gewalt  (Fbicker  a.  a.  O.  S.  18);  da  aber 
unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  der  Kaiser  sich  selbst  in  der 
Publikationsformel  als  blosses  Organ  und  das  Beich  als  den 
Träger  der  gesetzgebenden  Gewalt  hinstellt.  —  Auch  kann  man 
nicht  dem  Kaiser,    blos  weil  er  zu  jedem  Gesetze  das  «Wir  — 
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Terordnen''  spricht^  die  Sanktion  zuschreiben  *^;  denn  er  handelt 
hierbei  in  Ausübung  einer  Terfassungsmässigen  Pflicht.  Wenn 
anch  der  Satz,  dass  die  Sanktion  frei  sein  müsse,  aus  der  Mon- 
archie abstrahiert  ist,  so  gilt  er  doch  über  das  monarchische 
Staatsrecht  hinaus.  Denn  nicht  nur  die  Behauptung  der  Frei- 
heit der  Sanktion,  sondern  der  ganze  Begriff  der  Sanktion  ist 
aas  der  Monarchie  abstrahiert;  will  man  daher  diesen  Begriff 
auf  das  Staatsrecht  nichtmonarchischer  Staaten  übertragen,  so 
hat  man  seine  sämtlichen  wesentlichen  Merkmale  mitzuüberneh- 
men, zu  denen  in  erster  Linie  das  Merkmal  der  Freiheit  ge- 
hört"**.  —  Vollends  unmöglich  ist  es  endlich,  mit  Bobnhak 
die  Verpflichtung  des  Kaisers  zur  Verkündung  der  Reichsgesetze 
ans  dem  Grunde  zu  leugnen,  weil  die  Faktoren  der  Reichsgesetz- 
gebung  durch  stete  Anerkennung  der  jetzt  gebräuchlichen  Ein- 
gangsformel der  Gesetze  ein  das  Nichtbestehen  einer  solchen 
Verpflichtung  enthaltendes  Gewohnheitsrecht  begründet  hätten; 
denn  einmal  ist  die  Eingangsformel  der  Reichsgesetze  mit  der 
Verpflichtung  des  Kaisers  vereinbar,   und  dann  haben  im  Laufe 

**  Dies  woUen  Bornhak  a.  a.  0.  S.  465  fr.,  und  bes.  Frickbr  a.  a.  0. 
S.  d6f.  —  Zweideutig  ist  es  auch,  wenn  v.  Rönmx,  Rstr.  I  S.  230,  sagt,  dem 
Kaiser  stunde  regelmässig  nicht  das  Recht  zu,  die  Sanktion  an  yerweigem. 
*^  Allerdings  lassen  einzelne  monarchisch  konstruierte  Verfassungen  die 
Möglichkeit,  dass  auch  gegen  den  Willen  des  Monarchen  ein  Gesetz  entstehe ; 
doch  wird  in  solchen  Fallen  der  Monarch  nie  zur  Sanktion  gezwangen, 
•ondem  von  der  Sanktion  ganz  abgesehen.  S.  bes.  §  79  des  geltenden  nor* 
wegischen  Grundgesetzes^  Jahrb.  f.  Gesetzgebung  etc.  N.  F.  VU  S.  1340. 

**  Ed.  Hsn^FBON,  Das  Gemeine  Privatr.  des  deutschen  Reichs  I  2,  2.  Aufl. 
B.  137  y.  4,  weist  darauf  hin,  dass  es  in  der  Eingangsformel  der  Reiohsgesetze 
heiise:  „nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesrates  und  des  Reichtages**, 
in  der  Verkundigungsformel  der  preass.  Gesetze  dagegen:  ^mit  (oder  unter) 
Znatimmung  beider  Häuser  des  Landtages";  hierin  käme  zum  Ausdruck,  dass 
im  Reich  der  Kaiser  die  an  sich  schon   durch  die  Ueberein Stimmung  Ton 
Boadesrat   und    Reichstag    entstandenen    Gesetze   nur  zu  publizieren  habe, 
während  in  Preussen  der  König  als  die  Gesetze  sanktionierend  auch  in  deren 
Eingingsformel  erscheine.    Indes  glaube  ich,  dass  dem  von  Hkilfron  be- 
merkten Umstände  besondere  Absicht  nicht  unterliegt  und  dass  ihr  darum 
Bedeutung  auch  nicht  beizumessen  ist 
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der  Entwickelung  die  gesetzgebenden  Faktoren  des  Reichs  die 
Gebundenheit  der  kaiserlichen  Teibahme  am  Reichsgesetzgebungs- 
verfahren so  oft  als  ihrer  Auffassung  entsprechend  anerkannt, 
dass  von  der  Begründung  eines  gegenteiligen  Gewohnheitsrechts 
ihrerseits  schlechterdings  die  Rede  nicht  sein  kann. 

2.  Wenn  nach  den  bisherigen  Erörterungen  die  Artt.  16 
und  17  R.-y.,  in  welchen  der  Kaiser  als  unmittelbai*er  und  not- 
wendiger Faktor  des  Reichsgesetzgebungsverfahrens  erscheint, 
ihm  nicht  das  Recht  auf  materielle  Teilnahme  an  demselbm  ge- 
währen,  so  versteht  es  sich  fast  von  selbst,  dass  da,  wo  er  nur 
unmittelbar  oder  in  nicht  ausschliesslicher  Kompetenz  zu  dem 
Gesetzgebungsverfahren  in  Beziehung  tritt,  seine  Stimme  auch 
nicht  materielle  Bedeutung  haben  darf.  Hierauf  ist  noch  in 
Kürze  einzugehen. 

Nach  Art.  12  R.-Y.  steht  es  dem  Kaiser  zu,  den  Bundesrat 
und  den  Reichstag  zu  berufen,  zu  eröffnen,  zu  vertagen  und  zu 
schliessen.  Diese  anscheinend  weiten  Befugnisse  des  Kaisers  sind 
jedoch  durch  eine  Reihe  von  Einzelbestimmnngen  der  Verfassung 
bedeutend  eingeschränkt: 

Die  Berufung  des  Bundesrates  sowohl  als  des  Reichstages 
hat  alljährlich  zum  mindesten  einmal  zu  geschehen.  Der  Bundesrat 
insbesondere  muss  stets  berufen  werden,  wenn  der  Reichstag  be- 
rufen wird;  „zur  Vorbereitung  der  Arbeiten"  kann  der  Bundes- 
rat auch  allein  —  ohne  den  Reichstag  —  einberufen  werden 
(Art.  13  R.-V.).  Ausserdem  hat  die  Berufung  des  Bundesrates 
stets  zu  erfolgen,  wenn  sie  von  einem  Drittel  der  Stimmenzahl 
verlangt  wird  (Art.  14). 

Die  Eröffnung  des  Bundesrates  und  des  Reichstages  — 
gleich  der  Berufung  eine  notwendige  Bedingung  für  ein  ver- 
fassungsmässiges und  staatsrechtlich  erhebliches  Tagen  jeder  dieser 
Körperschaften  —  darf,  wenn  dies  auch  nicht  ausdrücklich  in  der 
Verfassung  ausgesprochen  ist,  nicht  über  den  Zeitpunkt  hinaus 
ungebührlich  verzögert  werden,  bis  zu  welchem  die  Berufung  nach 
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der  Yerfassang  stattfiDden  mnsste.  —  Die  Eröffnung  des  Reichs- 
tages geschieht  in  der  Praxis  nicht  ^im  Namen  des  Kaisers^, 
sondern  ^im  Namen  der  verbündeten  Regierungen  auf  Allerhöch- 
sten PrasidialbefehP,  was  nicht  zu  billigen  ist;  denn  die  Eröff- 
nung des  Reichstages  ist  ein  vollständig  eigenes  Recht  des 
Kaisers,  beruhend  unmittelbar  auf  der  Verfassung  und  gebunden 
nur  an  die  aus  der  Verfassung  sich  ergebenden  Vorschriften,  die 
rerbündeten  Regierungen  sind  in  keiner  Weise  an  der  Eröffnung 
des  Reichstages  beteiligt;  die  Unrichtigkeit  der  gebräuchlichen 
Formel  erhellt  insbesondere  noch  daraus,  dass  nach  Art.  16  R.-V. 
sogar  die  Bundesratsvorlagen  ^im  Namen  des  Kaisers^  an 
den  Reichstag  zu  bringen  sind. 

Die  Vertagung  des  Reichstages  darf  der  Kaiser  ohne  Zu- 
stimmung dieser  Körperschaft  über  30  Tage  nicht  ausdehnen 
aod  im  Laufe  derselben  Session  nicht  wiederholen  (Art.  26).  — 
Den  Bundesrat  kann  der  Kaiser  überhaupt  nicht  vertagen,  wenn 
ein  Drittel  der  Stimmen  einer  Vertagung  widerspricht;  ausserdem 
ist  jede  Vertagung  des  Bundesrates  von  einer  gleichzeitigen  Ver- 
tagung, Schliessung  oder  Auflösung  des  Reichstages  abhängig. 

Das  Recht  des  Kaisers,  den  Bundesrat  zu  schliessen,  ist 
iosofem  beschränkt,  als  durch  den  Widerspruch  von  einem  Drittel 
der  Stimmen  eine  vom  Kaiser  beabsichtigte  Auflösung  vereitelt  wird. 
Hinsichtlich  des  Reichstages  gilt  diese  Beschränkung  nicht  ^^; 
doch  darf  der  Kaiser  den  Reichstag  ohne  Zustimmung  des 
Bondesrates  nicht  eher  schliessen,  als  der  Reichstag  die  von 
diesem  gemachten  Vorlagen  durchberaten  hat,  da  sonst  das  Prä- 
sidium, das  zur  Einbringung  der  Vorlagen  verpflichtet  ist,  ein 
\Cttel  in  der  Hand  hätte^  die  Annahme  derselben  unmöglich  zu 
machen  ^^  ^\  —  Die  Schliessung  des  Reichstages  geschieht  ebenso 


"  Anderer  Ansicht  Hiersbmknzsl,  Verfassang  S.  62. 
^  G.  Mktkb,  Qrnndzüge  des  nordd.  Bandesrechtes  S.  77  £ 
**  Von  dem  gleichen  Gesichtspunkte  ans  ist  zu  fol^m,  dass,  wenn 
der  Bundesrat  auf  Verlangen  von   einem  Drittel  der  Stimmen  durch  den 


—    so- 
wie die  Eröfifnnng  unter  der  inkorrekten  Formel  „im  Namen  der 
verbündeten  B.egierungen''  ^\ 

Den  Beschlüsse  den  Reichstag  aufzulösen,  fasst  der  Bundes* 
rat,  in  der  Weise  aber^  dass  der  Kaiser  gegen  diesen  BescUiiss 
das  Kecht  des  Veto  hat  (Art.  24).  Dieses  Vetorecht  steht  dem 
Kaiser  als  solchem  zu,  nicht  etwa  in  seiner  Eigenschaft  als  König 
von  Preussen,  wie  Setdel  (Kommentar  S.  205)  behauptet.  J)& 
Kaiser  fährt  den  Auflösungsbeschluss  aus^^  Im  Falle  der  Auf* 
lösung  des  Reichstages  hat  der  Kaiser  innerhalb  eines  ZeitraumeB 
von  60  Tagen  Neuwahlen  vornehmen  zu  lassen  und  innerh^ 
eines  Zeitraumes  von  90  Tagen  den  neuen  Reichstag  zu  ver- 
sammeln (Art.  25).  Demnach  darf  der  Kaiser  einen  neugewählten 
Reichstag  nicht  auflösen,  bevor  dieser  zum  ersten  Male  versammelt 
worden  ist*®. 

3.  EQermit  ist  die  Reihe  der  Beziehungen,  in  welche  dis 
Recht  der  Verfassungsurkunde  den  Kaiser  zum  Reichsgeseti- 
gebungsverfahren  setzt,  erschöpft.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dasB 
der  Kreis  der  Befugnisse,  welche  dem  Kaiser  als  solchem  an  der 
Gesetzgebung  durch  die  Gründer  des  Reiches  zugedacht  wordoi 


Kaiser  berafen  ist  und  eine  aus  der  Initiative  einer  der  verbimdeten  Begie 
rangen  hervorgegangene  G-esetzesvorlage  angenommen  hat,  der  Kaiser  nanmekr 
den  Reichstag  berufen  muss,  um  diesem  die  vom  Bundesrate  angenommeDe 
Vorlage  zu  unterbreiten.  Auf  diese  Weise  vermögen  also  auch  die  verbondeten 
Regierungen  die  Berufung  des  Reichstages  zu  erzwingen. 

^  Vgl.  z.  B.  Sten.  Ber.  des  Reichstages,  4.  Leg. -Per.  4.  Session  1881. 
Bd.  I  S.  2  und  4.  Session  1882,  Bd.  11  S.  1786 ;  in  der  an  diesem  Orte  ab- 
gedruckten allerhöchsten  Botschaft  hatte  der  Kaiser  den  Staatminister  v.  Bot- 
ticher  ermächtigt,  die  Sitzungen  des  Reichstages  in  seinem  (des  Kaisers)  and 
der  verbündeten  Regierungen  Namen  zu  schliessen,  gleichwohl  geschah  die 
Schliessung  lediglich  im  Namen  der  verbündeten  Regierungen. 

"^  Die  gelegentlich  von  Bisharck  im  konstituierenden  Reichstage  (Stau 
Ber.  S.  393,2)  geäusserte  Ansicht,  das  preuss.  Ministerium  könne,  wenn 
es  sich  den  übereinstimmenden  Beschlüssen  des  Bundesrates  and  des  Reichs- 
tages nicht  fugen  wolle,  durch  das  Präsidium  eine  Auflösung  des  Reicfastagei 
extrahieren,  ist  richtig  widerlegt  von  Hoebsbmenzsl  (Verf.  S.  66). 

'"  Vgl.  Sbtokl,  Kommentar  S.  206;  Thudichum,  Verfassoogsrecht  S.  161 
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sind,  überaus  eng  begrenzt  ist,  ja  dermassen  eng  begrenzt  ist, 
dass  die  onabweislich  notwendige  nahe  Verbindung  zwischen  der 
gesetzgebenden  und  der  yollziehenden  Gewalt  des  Beichs  be- 
denklich gefährdet  ist.  Dieser  Mangel  im  Bau  des  Beichs  hat 
sich  bald  nach  seiner  Gründung  zeigen  müssen,  und  die  Ent- 
wicklung ist  daraufhin  von  selbst  einen  Weg  gegangen,  auf 
welchem  wenigstens  teilweise  eine  Nachbesserung  des  Beichs- 
staatsrechtes  stattfinden  konnte. 

Ein  Hauptmangel  war  es,  dass  der  Kaiser  bezw.  das  Bundes- 
präsidium des  norddeutschen  Bundes  yon  der  materiellen  Initia- 
tive zur  Gesetzgebung  ausgeschlossen  war.  Durch  Art.  7  Abs.  2 
ß.-Y.  ist  jedem  Bundesgliede  das  Becht  der  Initiative  im  Bundes- 
rate eingeräumt;  Bundesglieder  aber  sind  einzig  und  allein  die 
Einzelstaaten,  nicht  auch  der  Kaiser  als  solcher;  ihm  war  ein 
solches  Becht  von  Yomherein  überhaupt  nicht  zugedacht.  Diese 
Regelung  war  natürlich,  solange  man  sich  das  Präsidium  ohne 
selbständige  Stellung  gegenüber  der  preussischen  Staatsgewalt 
dachte.  Als  aber  zufolge  der  Annahme  des  Amendements 
V.  Bennigs£n  (Art.  17  Satz  2  B.-V.)  das  Präsidialorgan  der 
preussischen  Staatsgewalt  gegenüber  selbständig  geworden  war  und 
sich  demgemäss  (Errichtung  des  Bundeskanzleramtes!)  in  den 
höchsten  Verwaltungszweigen  eine  selbständige  Begierung  durch 
das  Bundespräsidium  verwirklichte,  da  war  die  Ausschliessung  des 
Präsidiums  von  dem  Bechte^  in  dieser  seiner  Eigenschaft  als 
Präsidialorgan  im  Bundesrate  die  Initiative  zu  Gesetzesvorlagen 
zu  nehmen,  zum  mindesten  unnatürlich.  Nichtsdestoweniger  blieb 
man  auf  dem  alten  Standpunkte  mit  einer  merkwürdigen  Be- 
harrUchkeit,  wofür  die  Bedaktion  der  Beichsverfassung  in  der 
Behandlung  des  Art.  61  Abs.  2  einen  charakteristischen  Be- 
leg giebt**. 

**  Wahrend  nämlich  nach  der  nordd.  Bandes verfassang  „das  Bundes- 
präiidiam"  „nach  gleichmässiger Durchführung  der Bundeskriegsorganisation 
ein  umfassendes  Bundesmüitärgesetz  dem  Beichstage  und  dem  Bundesrate  — 
ArchiT  fBr  dffenilicheB  Reoht.  XTV.  t.  ß 
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In  der  Praxis  aber  zeigte  sich  ein  Zustand,  bei  welchem  das 
Hauptorgan  der  Vollziehung  von  der  Initiative  zur  Gesetzgebung 
ausgeschlossen  war,  als  unhaltbar.  Unter  stillschweigender  Zu- 
stimmung sämtlicher  Reichsgesetzgebungsfaktoren  hat  sich  infolge 
dessen  in  langdauernder  Uebung  ein  Gewohnheitsrecht  gebildet,  kraft 
dessen  der  Kaiser  als  solcher  die  Initiative  zu  Gesetzentwürfen  im 
Bundesrate  hat.  Vollkommen  unzweideutig  werden  Gesetzentwürfe 
Yom  Reichskanzler  unter  der  Formel  „im  Auftrage  S.  M.  des 
Kaisers^,  „im  Namen  des  E^aisers^  an  den  Bundesrat  gebracht. 
Gegenüber  dieser  kaiserlichen  Initiative  ist  die  preussische  In- 
itiative zu  Gesetzentwürfen  im  Bundesrate  bedeutend  zurück- 
geblieben  •^^^ 

Von  materieller  Bedeutung  für  die  Reichsgesetzgebung  ist 
aber  dieses  dem  Kaiser  aus  der  Gewohnheit  erwachsene  Initiativ- 
recht nicht.  Auf  Grund  desselben  nimmt  der  Kaiser  nicht  etwa 
materiellen  Anteil  an  der  gesetzgeberischen  Willensbildung  des 
Reichs*,  ob  die  kaiserliche  Vorlage  zum  Gesetze  erhoben  werden 

TorlegeQ**  sollte,  bestimmt  die  redigierte  ReichsverfassuDg  einfach,  dass  „ein 
umfassendes  Reichsmilitärgesetz  dem  Reichstage  und  dem  Bundesrate  —  vor- 
gelegt*' werden  solle,  ohne  anzugeben,  wer  dasselbe  vorlegen  solle. 

^  Wie  eine  bei  Bormhak,  Arch.  VIII  S.  457  N.,  abgedruckte,  der  Nordd. 
AUgem.  Zeitung  vom  3.  Okt.  1892  entnommene  Zusammenstellung  ergiebt, 
sind  vom  Jahre  1884  ab  bis  Anfang  Okt.  1892  nur  25  preuss.  Gesetzes- 
vorlagen im  Bundesrate  eingebracht  worden  gegenüber  296  kaiserlichen. 

*^  Vgl.  Haembl,  Stud.  US.  42 f.;  Bindino,  Jahrb.  f.  Gesetzgebung  etc. 
N.  F.  Y  S.  380;  Bornhak,  Arch.  VIII  S.  455 ff.;  Fischer,  Recht  des  deuUchen 
Kaisers  S.  149  ff. ;  Laband,  Rstr.  I S.  208 ;  Meter,  Rstr.  S.  507.  —  Anders  Sbtdel. 
Kommentar  S.  145  und  ausfuhrlich  Grassmank,  Arch.  XI  S.  339.  Darin  bat 
Grassmann  ohne  Frage  Recht,  dass  das  Recht,  die  preuss.  Stimmen  im 
Bundesrate  zu  instruieren,  beim  preuss.  Ministerium  geblieben  und  nicht  auf  den 
Reichskanzler  übergegangen  ist.  Aber  wie  häufig  hat  jemand  das  Recht,  in 
einer  Versammlung  Anträge  zu  stellen,  ohne  dass  er  in  dieser  Ver- 
sammlung Stimmrecht  hat,  und  nur  ein  solches  Recht  wird  für  den  Kaiser 
beansprucht:  er  kann  im  Bundesrate  Antrage  stellen,  die  Entscheidung  ist 
von  ihm  völlig  unabhängig.  Bei  dieser  Auffassung  verlieren  auch  die  übrigen 
von  Grassmann  gegen  die  hier  vertretene  Ansicht  gemachten  Einwände  ihr 
Gewicht 
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soll,  entscheiden  Bundesrat  und  Reichstag,  und  eine  Vorlage, 
welche  der  Kaiser  zu  machen  sich  weigert,  kann  jederzeit  aus 
der  Mitte  des  Bundesrates  oder  des  Reichstages  heraus  auch  ent- 
gegen dem  Willen  des  Kaisers  eingebracht  werden.  Ja,  regel- 
loassig  wird  für  die  kaiserliche  Vorlage  seitens  der  kaiserlichen 
Regierung  vorher  erst  die  Zustimmung  des  preussischen  Staats- 
ministeriums eingeholt  sein,  da  sonst  ein  schwerer  politischer 
Fehler  gemacht  sein  würde,  wenn  nachher  das  preussische  Staats- 
ministerium  die  preussischen  BundesratsbevoUmächtigten  anweisen 
wollte,  gegen  die  kaiserliche  Vorlage  zu  stimmen. 

Wie  oben  näher  dargelegt  wurde,  hatte  man  ursprüng- 
lich auch  nicht  an  ein  Initiativrecht  des  Kaisers  gegenüber 
dem  Reichstage  gedacht;  nur  bezüglich  der  Rechnungslegung 
(Art  72  R.-V.)  war  hiervon  eine  offenbare  Ausnahme  gemacht. 
Id  einem  eigentümlichen  Entwicklungsgange  ist  man  dann  all- 
fflähhch  dahin  gekommen,  wenigstens  formell  die  Initiative  für 
Regierungsvorlagen,  die  an  den  Reichstag  gehen  sollen ^  dem 
Kaiser  zu  überlassen,  während  sie  materiell  dem  Bundesrate  nach 
wie  vor  allein  zusteht.  Dem  anfanglichen  Plane,  dem  Kaiser 
weder  dem  Bundesrate  noch  dem  Reichstage  gegenüber  ein 
Initiativrecht  einzuräumen,  entsprach  es,  die  Vertretung  der 
Regierungsvorlagen  gleichfalls  dem  Kaiser  vorzuenthalten;  sonach 
bestimmte  denn  auch  Art.  16  R.-V.,  dass  Mitglieder  des  Bundes- 
rates oder  besondere  von  letzterem  zu  ernennende  Kommissarien 
die  Bundesratsvorlagen  im  Reichstage  vertreten  sollten.  Wie  es 
aber  Brauch  wurde,  dass  der  Kaiser  als  solcher  von  seinen  Be- 
amten ausgearbeitete  Gesetzentwürfe  an  den  Bundesrat  *  brachte, 
da  wurde  es  in  unumgänglicher  Konsequenz  hiervon  des  weiteren 
Brauch,  dass'  der  Kaiser  seine  Vorlagen  zunächst  im  Bundesrate 
oüd  dann  auch  im  Reichstage  durch  seine  Beamten  vertreten  liess. 
Hiernach  gilt  es  heute  als  ein  ^^selbstverständliches  und  unbe- 
streitbares Recht  des  Reichskanzlers  und  seiner  Vertreter,  Zutritt 
^d  QehÖT  im  Reichstage  zu  haben,   nicht  in  ihrer  Eigenschaft 

6* 
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als  preussische  BeToUmächtigte  oder  Kommissare  des  Bundes- 
rates, sondern  als  kaiserliche  Beamte  zur  Vertretung  der  selb- 
ständigen Politik  des  Reiches*^''.  Aber  auch  dieses  dem  Kaiser 
aus  der  Praxis  erwachsene  Recht  hat  lediglich  formelle  Bedeu- 
tung: die  Vertretung  der  Vorlagen  durch  den  Reichskanzler  und 
seine  Vertreter  in  ihrer  Eigenschaft  als  kaiserliche  Beamte  hat 
durchaus  im  Sinne  des  Bundesratsbeschlusses  zu  geschehen;  ein 
Unding  wäre  es,  wenn  der  Kaiser  in  seinem  Namen  eine  Vorlage 
an  den  Reichstag  brächte  und  diese  selbige  Vorlage  im  Reichstag 
bekämpfte.     Verfehlt  ist  es  sonach,  den  Art.  9  R.-V.: 

„Jedes  Mitglied  des  Bundesrates  hat  das  Recht,  im  Reichs- 
tage zu  erscheinen  und  muss  daselbst  auf  Verlangen  jederzeit 
gehört  werden,  um  die  Ansichten  seiner  Regierung  zu  vertreten, 
auch  dann,  wenn  dieselben  von  der  Majorität  des  Bundesrates 
nicht  adoptiert  worden  sind*^, 
auf  den  Reichskanzler,  als  wäre  er  Vertreter  einer  selbständigen 
Regierung,  anzuwenden,   wie  dies  von  H£ns£L  (a.  a.  O.  S.  15) 
geschieht.     Die  Bestimmung  des  jetzigen  Art.  9  bezog  sich  in 
den  Verfassungsentwürfen  zweifellos  lediglich  auf  die  Regierungen 
der  Einzelstaaten,   weil  ja  diese  Entwürfe  eine  von  der  preussi- 
sehen   getrennte   selbständige  Bundesregierung   überhaupt   nicht 
kannten;  die  Bedeutung  der  fraghchen  Bestimmung  war  —  auch 
hierüber  kann  ein  Zweifel  nicht  wohl  bestehen  —  eine  Verstär- 
kung des  förderativen  Elementes  in  der  Bundesverfassung;  nach- 
dem nun  zufolge  der  Beschlüsse  des  sog.  konstituierenden  Reichs- 
tages eine  selbständige,  auch  von  der  preussischen  unterschiedene 
Bundesregierung  ins  Leben  getreten  ist,  ist  es  meines  Erachtens 
unzulässig,  jene  zur  Verstärkung  des  förderativen  Elementes  der 
Verfassung  gegebene  Vorschrift  des  Art.  9  R.-V.  nunmehr  zur 
Verstärkung  des  unitarischen  Elementes  auszunutzen,  indem  man 


*'  Hainbl,  Stud.  II  S.  48.  —  Ebenso  Bommo,  Jahrb.  f.  Gesetsgebung  etc. 
N.  F.  V  S.  880.;  Hbnsbl,  Annalen  1882,  S.  16  N.  8;  Fischkb  a.  a.  0. 8.  152. 
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sie  auf  die  ursprünglich  gar  nicht  vorgesehene  selbständige  Bundes- 
regiemng  anwendet. 

III.  Nachdem  bisher  die  Thätigkeit  des  Kaisers  am  Beichs- 
gesetzgebangsyerfahren  für  sich  allein  erörtert  worden  ist;  er- 
übrigt nunmehr  noch,  ein  Bild  von  dem  Reichsgesetzgebungs- 
verfahren  als  einem  einheitlichen  Ganzen  zu  entwerfen,  da  man 
erst  bei  diesem  Hintergrunde  einen  richtigen  Gesamteindruck  von 
der  Beteiligung  des  Kaisers  an  der  Reichsgesetzgebung  zu  ge- 
winnen vermag. 

Zwei  Momente  sind  in  jedem  Gesetzgebungsverfahren  wohl 
ZQ  unterscheiden:  die  Bildung  des  staatlichen  Gesetzgebungs- 
willens  und  die  Erzeugung  der  Bechtsverbindlichkeit  des  zum 
Inhalte  des  Staatswillens  erhobenen  Rechtsgedankens.  Das  positive 
Staatsrecht  vermag  den  Gang  des  Gesetzgebungsverfahrens  be- 
züglich jedes  dieser  beiden  Momente  in  der  mannigfachsten  Weise 
zu  gestalten.  Hier  interessiert  vor  allem  der  Gang  der  Gesetz- 
gebung in  der  konstitutionellen  Monarchie,  weil  die  Verfassung 
des  Deutschen  Reiches,  welches  in  der  Hauptsache  aus  konsti- 
tutionellen Monarchien  hervorgegangen  ist  und  noch  besteht,  eine 
Reihe  von  Zügen  aufweist,  gerade  auch  bezüglich  des  Gesetz- 
gebungsverfahrens, welche  an  das  konstitutionell- monarchische 
erinnern. 

Für  den  Begriff  der  konstitutionellen  Monarchie  ist  es 
wesentlich,  dass  die  Gesetzgebung  sich  vollzieht  durch  ein  Zu- 
sammenwirken von  Monarch  und  Volksvertretung,  in  der  Weise, 
dass  jedes  dieser  Organe  in  seiner  gesetzgeberischen  Thätigkeit 
dem  anderen  in  voller  Selbständigkeit  gegenübersteht,  mit  anderen 
Worten:  beide  sind  in  dieser  Hinsicht  unmittelbare  Staatsorgane. 
Hieran  ändern  nichts  die  Rechte  der  Ea-one,  die  Thätigkeit  der 
Volksvertretung  in  Gang  zu  setzen  und  im  Gange  zu  erhalten; 
denn  in  dieser  Kompetenz  ist  zugleich  die  verfassungsmässige 
Pflicht  zur  Vornahme  der  betreffenden  Handlungen  unter  gewissen, 
r^elmässig   wiederkehrenden   Voraussetzungen    enthalten.     Die- 
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jenigen  Akte  des  GesetzgebungsverfahrenS;  welche  auf  die  Er- 
zeugung der  Bechtsverbindlichkeit  des  neu  gebildeten  StaatswiUens 
hinzielen,  gehören  in  der  konstitutionellen  Monarchie  regelmässig 
zur  ausschliesslichen  Kompetenz  des  Monarchen.  Die  Mitwirkung 
der  Volksvertretung  an  dem  Gesetzgebungsverfahren  beschränkt 
sich  auf  die  Bildung  des  staatlichen  Gesetzgebungswillens,  indem 
Monaroh  und  Volksvertretung  gemeinsam  den  gesetzgeberischen 
Willen  des  Staates  bilden,  und  zwar  in  der  Weise,  dass  beider 
Anteil  hieran  vom  staatsrechtlichen  Gesichtspunkte  aus 
materiell  ein  vollständig  gleicher  ist.  Dies  gilt  selbst  da, 
wo  dem  Monarchen  das  Recht  der  „Sanktion*^  zukommt;  denn 
die  Bedeutung  der  Sanktion  besteht  nur  darin,  dass  in  ihr  der  Ab- 
schluss  der  Bildung  des  gesetzgeberischen  Gesamtwillens  des 
Staates  zum  Ausdruck  kommt.  Ein  Gesetz  kann,  wenn  es  sich 
überhaupt  um  eine  wahre  konstitutionelle  Monarchie  handelt, 
ebensowenig  ohne  oder  gegen  die  Zustimmung  der  Volksver- 
tretung als  ohne  oder  gegen  die  Zustimmung  des  Monarchen 
Zustandekommen-,  demnach  ist  ein  materieller  Unterschied  zwischen 
der  Zustimmung  der  Volksvertretung  und  der  des  Monarchen 
hinsichtlich  ihrer  Bedeutung  für  die  Bildung  des  Staatswillens 
nicht  erfindlich.  Mag  immerhin  die  Absicht  der  Urheber  der 
Verfassung  oder  die  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  un- 
ausgesprochen zu  Tage  tretende  Tendenz  darauf  gerichtet  gewesen 
sein,  dem  Monarchen  mit  der  Sanktion  nur  ein  absolutes  oder 
suspensives  Veto  oder  umgekehrt  das  Hecht,  allein  den  gesetz- 
geberischen Beschluss  zu  fassen  (Art.  57  der  Wiener  Schlussakte!), 
oder  endlich  die  gleiche  rechtliche  Stellung  wie  der  Volksvertretung 
bezüglich  der  Bildung  des  Staatswillens  einzuräumen  *",  all  dies  ist, 
wofern  nur  Monarch  und  Volksvertretung  beide  die  Stellung  un- 
mittelbarer Staatsorgane  einnehmen,  nicht  von  materiellstaatsrecht- 
licher, sondern  lediglich  von  historischer  und  politischer  Bedeutung. 

^  Diese  dreifache  Möglichkeit  der  Bedeutung  der  Sanktion  behauptet 
z.  B.  Harnkl,  Stud.  11  S.  160£ 
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Die  herrschende,  besonders  von  Laband  und  Zorn,  mit  ge- 
ringer [Modifikation  auch  von  Jellinek  vertretene  Lehre  ist 
eine  andere.  Nach  ihr  ist  die  Sanktion  die  Erteilung  des  Ge- 
setzesbefehls, in  welchem  Akte  die  begrifflich  notwendige  Einheit 
der  staatlichen  Gesetzgebung  zum  Ausdruck  kommen  soll,  darum 
allein  der  eigentliche  Gesetzgebungsakt;  der  gesetzgeberische 
Wille  des  Monarchen  soll  allein  den  staatlichen  Gesetzgebungs- 
willen darsteUen,  die  Zustimmung  der  Volksvertretung  nur  eine 
Bedingung  für  dessen  Gültigkeit  sein.  Indes  die  mit  vollem 
Rechte  geforderte  Einheit  des  Staatswillens  zwingt  nicht  zu  dem 
Schlüsse,  dass  dieser  Staatswille  stets  in  einem  einzigen  Organe, 
welchem  man  den  Titel  „Träger  der  Staatsgewalt^  verleiht,  zum 
Ausdruck  kommen  müsse.  „Die  Lehre,  dass  die  notwendige 
Einheit  der  Leitung  und  die  Planmässigkeit  des  Zusammenwirkens 
der  Organe  wenigstens  im  Staate  oder  doch  in  der  Monarchie 
aasschliesslich  durch  die  rechtliche  Konzentrierung  aller  Rechte 
der  Staatsgewalt  in  einem  Hauptorgane  bewirkt  werden  könne, 
beruht  auf  einer  politischen  Doktrin,  welche  in  einem  unauflös- 
lichen Widerspruch  mit  den  positivrechtlichenVerfassungen  steht ^  ^^. 
Ebensowenig  kann  zugegeben  werden,  dass  die  Erteilung  des  Ge- 
setzesbefehls ein  Charakteristikum  des  Sanktionsaktes  sei.  Nur 
soviel  ist  richtig,  dass  mit  der  Sanktion  der  in  dem  Gesetz  ent- 
haltene Befehl  erst  perfekt  wird.  Jedem  Befehle  liegt  ein  Wille 
za  Grunde,  dem  Gesetzesbefehle  der  Staatswille;  der  Staatswille 
ist  aber  da,  wo  mehrere  Organe  zu  seiner  Bildung  mitwirken, 
nicht  der  Wille  eines  einzelnen  dieser  Organe,  sondern  deren 
nach  bestimmten  Rechtssätzen  zustandegekommener  Gesamtwille, 
an  dem  jedes  Organ  gleichen  Anteil  hat.  Darum  ist  auch  der 
Gesetzesbefehl  nicht  als  der  Willensakt  des  Monarchen  allein  in 
der  konstitutionellen  Monarchie  anzusehen,  vielmehr  haben  Mon- 

^  RisiCEL,  Rstr.  I  S.  93.  —  Ebenso  Meter,  Anteil  S.  11  und  die  hier 
N.  3  Zitierten;  Gikbks  bei  Grünhnt  VI  S.  230;  LtBONi,  Archiv  I  S.  607; 
Schulze,  Rstr.  S.  30;  Trieps,  Das  deutsche  Reich  S.  110  N.  2. 
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arch  und  YolkavertretuDg  durchaus  gleichen  Anteil  an  dem  Ge- 
setzesbefehl ®'^.  Die  Bedeutung  des  dem  Monarchen  in  der  kon- 
stitutionellen Monarchie  zukommenden  „Sanktionsrechtes*^  ist 
meines  Erachtens  lediglich  eine  praktische^  insofern  nämlich,  als 
der  Monarch  sich  seines  gesetzgeberischen  Willens  stets  erst  nach 
der  Volksvertretung  zu  entäussem  hat;  mit  anderen  Worten:  der 
Monarch  bleibt  der  Volksvertretung  gegenüber  mit  seiner  Ent- 
scheidung stets  in  Hinterhand.  Dieses  für  die  Entstehung  des 
Staats  willens  begrifflich  belanglose,  für  die  praktische  Politik 
indes  höchst  bedeutungsvolle  Verhältnis  zwischen  Monarch  and 
Volksvertretung  im  Gesetzgebungsverfahren  ist  in  einzelnen  konsti- 
tutionell-monarchischen Verfassungen  ausdrücklich  ausgesprochen, 
z.  B.  verleiht  die  Verfassung  von  Sachsen-Weimar  den  Ständen 
das  Recht  nur  „vorgängigen^  Beirates  und  Zustimmung;  aber 
auch  da,  wo  ausdrückliche  Bestimmungen  dieser  Art  fehlen,  besteht 
kein  Zweifel,  dass  der  Monarch  kraft  Gewohnheitsrechtes  in  seiner 
gesetzgeberischen  Entscheidung  frei  ist  bis  zur  Beschlussfassung  der 
Volksvertretung.  Es  möchte  scheinen,  dass  man  den  Begriff  der 
Sanktion,  wenn  man  ihm  lediglich  eine  praktische  Bedeutung  zu- 
kommen lassen  will,  am  besten  ganz  aufgebe;  indes  ist  diese  prakti- 
sche Bedeutung  meines  Erachtens  so  gross,  dass  allein  ihretwegen  die 
Beibehaltung  der  Bezeichnung  „Sanktion^  gerechtfertigt  erscheint. 
Dasselbe  Verhältnis,  welches  hinsichtlich  der  Teilnahme  an 
der  Bildung  des  staatlichen  Gesetzgebungswillens  zwischen  Monarch 
und  Volksvertretung  in  der  konstitutionellen  Monarchie  besteht, 
besteht  zwischen  Bundesrat  und  Beichstag  im  Deutschen  Reiche. 
Materiell  stehen  sich  beide  Organe  in  Ansehung  ihrer  legislativen 
Befugnisse   durchaus   gleich ^^.     Da   aber,   wie  oben   ausgeführt 


**  üeber  den  Einwand,  der  Monarch  sei  Inhaber  der  gesamten  Staats- 
gewalt, 8.  Seliomann,  Beiträge  zur  Lehre  vom  Staatsgesetz  und  Staatsver- 
trag II  S.  261. 

^  Haknsl,  Stud.  11  S.  150f.;  Wbstbbkamp,  R.-V.  S.  110;  Aübrb4CB^ 
Verf,  S.  67. 


—     89     — 

worden  ist,  der  Bandesrat  in  allen  Fällen  seine  definitiv  bindende 
Entscheidung  stets  erst  nach  dem  Beichstage  abzugeben  berechtigt 
ist,  so  zeigt  sich  praktisch  seine  Stellung  im  Reichsgesetzgebungs- 
Terfahren  der  des  Beichstages  überlegen,  und  zwar  hat  er  vor 
dem  Reichstage  gerade  das  yoraus,  was  bei  dem  Monarchen  des 
konstitutionellen  Staates  als  Sanktionsrecht  bezeichnet  wird.  Mit 
fiecht  misst  man  also  dem  Bundesrat  das  Sanktionsrecht  hin- 
sichtUch  des  Eeichsgesetzgebungsverfahrens  bei,  wie  dies  auch 
thatsachlich,  allerdings  meist  in  anderem  Sinne,  von  der  herr- 
schenden Lehre  geschieht  ^^.  Auch  der  Kaiser  nimmt  an  dem 
auf  die  Bildung  des  Reichsgesetzgebungswillens  gerichteten  Ver- 
fahren teil,  freilich  ohne  einen  Anspruch  auf  materielle  Mit- 
wirkang;  seine  Befugnisse  sind  rein  formell  und  zwar  sind  es 
folgende:  einmal  das  Recht,  im  Bundesrate  die  Initiati?e  zu  G-e- 
setzesvorlagen  zu  ergreifen,  femer  das  Recht,  diese  Vorlagen  im 
Reichstage  yertreten  zu  lassen,  endlich  das  Recht,  die  Vorlagen 
des  Bundesrates  unter  seinem  kaiserlichen  Namen  an  den  Reichs- 
tag za  bringen;  auch  sind  hierher  noch  zu  rechnen  die  in  Art.  12 
statuierten  Befugnisse  des  Kaisers,  den  Bundesrat  und  den  Reichs- 
tag zu  berufen,  zu  eröffnen,  zu  vertagen  und  zu  schliessen.  Wenn 
diese  Befugnisse  auch  nicht  von  materiellem  Inhalte  sind,  so 
stehen  sie  doch  dem  Kaiser  aus  eigenem  Rechte  unmittelbar  auf 
Grand  der  Verfassung  zu,  und  handelt  er  bei  ihrer  Ausübung 
nicht  etwa  auf  Befehl  eines  anderen  Organes®^;  hieraus  ergiebt 
sich  für  den  Kaiser  die  thatsächliche  Möglichkeit  eines  Vetos, 
keineswegs  aber  ein  verfassungsmässiges  Vetorecht. 

An  dem  zweiten  Stadium  des  Gesetzgebungsverfahrens, 
welches  bezweckt,  nach  vollzogener  Bildung  des  staatlichen  Ge- 
setzeswillens diesem  die  Rechtsverbindlichkeit  zu  verschaffen,  hat 
in  der  konstitutionellen  Monarchie  die  Volksvertretung  keinen 
Teil,  vielmehr  gehört  diese  Thätigkeit  zur  ausschliesslichen  Kom- 

"  Vgl.  z.  B.  Mbtkr,  Rstr.  S.  504  f.  N.  4  und  die  daselbst  Zitierten. 
**  Auf  dem  entgegengesetzten  Standpunkte  steht  SeydsLi  Kommentar  S.126. 


90     - 

petenz  des  Monarchen;  er  ist  nach  aussenhin  der  Repräsentant 
des  Staates,  indem  er  sowohl  dem  Auslande  gegenüber  als  auch 
den  eigenen  Unterthanen  den  Willen  des  Staates  vermittelt. 

Die  Verfassung  des  Deutschen  Reichs  hat  von  diesen  Ein- 
richtungen der  konstitutionellen  Monarchie  soviel  übernommen, 
dass  zunächst  der  Reichstag  an  dem  zweiten  Stadium  des  Gesetz- 
gebungsverfahrens  keinen  Anteil  erhalten  hat.  Ferner  aber  ist 
sie,  obwohl  sie  einen  konstitutionell-monarchischen  Einheitsstaat 
nicht  schaffen  wollte,  den  Einrichtungen  der  konstitutionellen 
Monarchie  auch  darin  gefolgt,  dass  sie  eine  individuelle  Persön- 
lichkeit zum  Repräsentanten  des  Reichswillens  bestellte.  Es  fand 
also  eine  Zerreissung  des  Anteils,  welchen  der  konstitutionell  be- 
schränkte Monarch  an  der  Gesetzgebung  hat,  statt:  diejenigen 
Befugnisse,  kraft  deren  er  auf  die  Bildung  des  Staatswillens  be- 
stinunend  einzuwirken  hat,  wurden  bei  Gründung  des  Deutschen 
Reichs  dem  Bundesrate  zugewiesen;  als  Repräsentant  des  ge- 
setzgeberischen Willens  des  Bundesrates  dem  Reichstage  gegen- 
über wurde  der  Kaiser  bestellt;  gleichfalls  wurden  dem  £[aiser 
diejenigen  Handlungen  zugewiesen,  welche  auf  die  Herbeiführung 
der  Rechtsverbindlichkeit  des  fertigen  Reichswillens  gerichtet 
sind;  endlich  fielen  ihm  auch  die  Befugnisse  zu,  die  Thatigkeit 
der  beiden  gesetzgebenden  Körperschaften  in  Gang  zu  setzen  und 
im  Gange  zu  erhalten. 

Man  hat  die  Bestimmungen  des  Reichsstaatsrechtea  über 
das  Gesetzgebungsverfahren  vielfach  getadelt  und  Verbesserucgs- 
vorschläge  gemacht,  nach  welchen  die  behaupteten  Mängel  zu 
beseitigen  seien.  Soweit  sich  die  Tadel  auf  den  Mangel  eines 
kaiserlichen  Vetos  gegen  die  Reichsgesetze  gründen,  erscheinen 
sie  nicht  gerechtfertigt;  durch  Einführung  eines  solchen  Vetos 
wäre  ein  vollkommener  konstitutionell -monarchischer  Einheits- 
staat hergestellt,  welcher  den  Wünschen  eines  grossen  Teils  der 
deutschen  Regierungen  und  des  deutschen  Volkes  widersprach 
und  noch  widerspricht.     Allerdings  ein  unbedingtes  Initiativrecht 
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sowohl  dem  Bundesrate  als  dem  Beichstage  gegenüber,  ferner  die 
BefagniB,  in  diesen  beiden  Körperschaften  eine  selbständige  An- 
sicht zu  vertreten,  hätten  dem  selbständigen  Bundespräsidialorgan 
TOD  vornherein  zugewiesen  werden  müssen,  da  ihm  ein  Hauptteil 
der  Vollziehung  für  den  Bund  zufiel;  indes  hat  die  Entwicklung 
ron  selbst,  wenigstens  teilweise ;  zur  Erfüllung  dieser  Erforder- 
nisse gefuhrt.  —  Die  Gefahr,  welche,  wie  besonders  v.  Mohl 
behauptet  hat,  für  die  Aufrechterhaltung  der  Verfassung  daraus 
erwachsen  soll,  dass  einem  der  Hauptorgane  des  Reichs  die 
thatsachliche  Möglichkeit  gegeben  ist,  unter  Verweigerung  seiner 
durch  nichts  zu  ergänzenden  Thätigkeit  durch  Bruch  der  Ver- 
fassung jedes  Reichsgesetz  zu  verhindern,  —  diese  Gefahr  ist  in 
WirkUchkeit  auch  nicht  so  gross,  wie  es  auf  den  ersten  Blick 
allerdings  scheinen  möchte.  Von  der  Stellung  des  Kaisers  im 
Reichsgesetzgebungsverfahren  gilt  der  Spruch:  „Fortiter  in  re, 
suaviter  in  modo.''  Die  politische  Macht  des  Kaisers  in  An- 
sehung des  materiellen  Ganges  der  Reichsgesetzgebung  ist  mit 
den  geringen  Befugnissen,  die  ihm  in  seiner  Eigenschaft  als  Reichs- 
organ kraft  der  Verfassung  zustehen,  nicht  erschöpft.  Das  deutsche 
Kaisertum  ist  untrennbar  verknüpft  mit  dem  preussischen  König- 
tum; die  ganze  Macht,  welche  der  König  von  Preussen  auf  den 
materiellen  Gang  der  Reichsgesetzgebung  auszuüben  vermag, 
steht  politisch  thatsächlich  auch  dem  deutschen  Kaiser  zu  Gebote. 
Die  Macht  des  Königs  von  Preussen  ist  aber  eine  überaus  be- 
deutende; zum  Teil  ist  sie  die  natürliche  Folge  der  bei  Abfassung 
des  Reichsgrundgesetzes  befolgten  Prinzipien,  so  die  17  Stimmen 
im  Bundesrate,  zum  Teil  beruht  sie  auf  exzeptionellen  Verfassungs- 
bestimmungen, so  das  partielle  Veto  in  Art.  5  Abs.  2.  Hiemach 
vermag  der  König  von  Preussen  einmal  alle  Verfassungsändeinin gen 
2u  hindern,  ausserdem  jedes  Gesetz,  welches  auf  dem  Gebiete 
des  Mititärwesens,  der  Kriegsmarine  oder  der  in  Art.  35  be- 
zeichneten Abgaben  eine  Aenderung  der  bestehenden  Einrichtungen 
bezweckt.      Da    nun    zufolge    der    unlöslichen   Verbindung   des 
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deutschen  Kaisertums  mit  dem  preussischen  Königtume  materiell 
diese  gleichen  Befugnisse  auch  dem  Kaiser  zugute  kommen,  so 
muss  die  Gefahr ,  dass  der  Kaiser  ein  ihm  missliebiges  Gesetz 
dulden  und  fördern  müsse,  bedeutend  kleiner  erscheinen.  Voll- 
ständig ausgeschlossen  ist  freilich  auch  durch  dieses  Surrogat 
des  fehlenden  kaiserlichen  Vetorechtes  die  Möglichkeit  nicht, 
dass  ein  schwerer  Bruch  entsteht  zufolge  eines  Konfliktes  der 
kaiserlich- preussischen  unitarischen  Interessen  und  der  centri- 
fugalen  Einzelstaatsinteressen,  und  gewiss  ist  dies  als  ein  Mangel 
der  Beichsverfassung  zu  bezeichnen.  Indes  ist  nicht  zu  über- 
sehen, dass  dieser  Mangel  auch  sein  Gutes  hat,  indem  er  die 
gesetzgebenden  Faktoren  des  Reichs,  insbesondere  den  Bundes- 
rat, anweist,  nicht  starr  festzuhalten  an  dem,  was  des  Kaisers 
Ansicht  mit  dem  Wohle  des  Reichs  nicht  vereinen  kann,  die- 
selben yielmehr  dahin  drängt,  wenn  auch  unter  sanftem  Zwange, 
so  doch  in  gewissem  Sinne  aus  freien  Stücken,  sich  der  auf- 
richtigen Ueberzeugung  des  Kaisers  von  dem,  was  dem  Reiche 
not  thut,  anzupassen.  Wohl  ist  dem  Bundesrate,  welcher  hier 
eigentlich  allein  in  Betracht  kommt,  vom  Standpunkte  der  Ver- 
fassung das  Recht  nicht  abzusprechen,  das  Nachgeben  des  Kaisers 
zu  verlangen;  aber  im  öffentlichen  Rechte  gilt,  wie  Gneist^^  ein- 
mal mit  Recht  bemerkt  hat,  der  Satz:  „qui  iure  suo  utitur, 
neminem  laedit^  in  seiner  ümkehrung:  „sie  iure  tuo  utere,  ut 
neminem  laedas.^  Sollte  der  Bundesrat  thatsächlich  einmal  dem 
Kaiser  gegenüber  in  seiner  Politik  diese  Maxime  unbefolgt  lassen, 
so  würde  der  Bundesrat  aus  dem  dann  unvermeidlichen  Kampfe 
schwerUch  siegreich  hervorgehen;  denn  wenn  auch  gegenüber  den 
verbündeten  Regierungen  in  eine  rücksichtsvolle  Form  gekleidet, 
ist  die  politische  Macht  des  deutschen  Kaisers  in  Wahrheit  doch 
eine  überaus  feste,  überall  gilt  von  ihr  das  Wort:  „fortiter  in 
re,  suaviter  in  modo.*' 

••  Gesetz  und  Budget  S.  188. 
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Das  Bürgerliche  Recht  und  das  Gesinderecht. 

Von 
Dr.  Ludwig  Fuld,  Rechtsanwalt  in  Mainz. 


Die  übergrosse  Aengstliehkeit,  mit  welcher  der  Reichsgesetz- 
geber es  yermieden  hat;  bei  der  Kodifikation  des  bürgerlichen 
Rechts  auch  die  Regelung  öffentlich-rechtlicher  Materien  in  den 
Bereich  des  einheitlichen  Rechts  aufzunehmen,  ist  in  erster  Linie 
dafür  yerantwortlich  zu  machen,  dass  auf  dem  Gebiete  des  Oe- 
sinderechts  auch  fernerhin  jener  veraltete;  verworrene  und  im 
Einzelnen  schwer  zu  übersehende  Rechtszustand  geltend  sein 
wird,  der  bisher  schon  eine  der  Eigenthümlichkeiten  des  deut- 
schen Rechtslebens  bildete;  ob  dieselbe  zu  den  sog.  berechtigten 
Eigenthümlichkeiten  zu  zählen  ist  dürfte  auch  demjenigen  recht 
zweifelhaft  sein,  welcher  weit  davon  entfernt  ist  zu  verkennen, 
dass  die  Verschiedenheit  der  wirthschaftlichen  und  gesellschaft- 
lichen Verhältnisse  in  den  einzelnen  Theilen  Deutschlands  bezüglich 
mancher  Rechtsverhältnisse  der  gleichheitlichen  Ordnung  schwer 
zu  überwindende  Hindernisse  entgegenstellt.  Bekanntlich  ist 
die  Rechtsverschiedenheit,  die  bezüglich  der  Normirung  der 
Pflichten  und  Rechte  des  Gesindes  in  Deutschlands  besteht,  ganz 
besonders  gross,  wie  aus  der  Durchmusterung  des  von  £[a£HLER 
mit  grossem  Fleisse  gesammelten  Materials  hervorgeht  ^     Nicht 

*  Kaislbr,  Gesindewesen  und  G^sinderecht  in  Deutschland  (Jena,  Gustav 
Sicher,  1896). 
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nur  gelten  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  verschiedene  Gesinde- 
gesetze sondern  auch  in  den  verschiedenen  Theilen  der  grösseren 
Bundesstaaten  bestehen  auf  diesem  Gebiete  ledigUch  für  den 
engeren  Verwaltungsbezirk  geltende  Gesetze  und  Verordnungen 
und  selbst  der  grösste  Bundesstaat,  Preussen,  hat  sich  zu  dem 
Erlass  eines  für  den  ganzen  Bereich  seines  Gebietes  gültigen 
Gesinderechts  noch  nicht  veranlasst  gesehen.  Der  Eindruck, 
welchen  dieses  zerstreute  Gesetzesmaterial  auf  den  unbefangenen 
und  vorurtheilsfreien  Kritiker  macht,  ist  keineswegs  ein  erfreu- 
licher, unwillkürlich  muss  er  an  die  Versteinerungen  denken, 
welche  die  Natur  uns  getreu  aufbewahrt.  Von  dem  Geiste  des 
modernen  Rechts,  von  der  Anschauung,  welche  das  heutige  Ar- 
beits- und  Dienstrecht  beherrscht,  ist  darin  keine  Spur  zu  finden, 
vielmehr  ist  es  der  Niederschlag  der  Rechtsüberzeugung  einer 
vergangenen,  theilweise  schon  weit  hinter  uns  liegenden,  längst 
überwundenen  Zeit,  der  in  den  betreffenden  Vorschriften  ver- 
körpert erscheint.  Zu  den  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuchs über  den  Arbeits-  und  Dieustvertrag  steht  dieses  Recht 
in  denkbar  schärfstem  Gegensatze,  und  wer  das  eine  mit  dem 
andern  vergleicht,  könnte  auf  die  Vermuthung  kommen,  dass  es 
sich  um  die  Gesetzgebung  zweier  um  ein  Jahrhundert  von  ein- 
ander getrennter  Epochen  der  Rechtsentwicklung  handelt.  Wäh- 
rend nach  dem  ersten  Entwürfe  des  Einführungsgesetzes  lediglich 
diejenigen  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  auch  be- 
züglich des  Gesindes  zur  Anwendung  kommen  sollten,  welche  sich 
auf  die  Geschäftsfähigkeit,  die  Haftung  für  das  Verschulden  der 
Gehülfen,  die  Maximaldauer  des  Dienstvertrags,  die  Haftpflicht 
für  unerlaubte  Handlungen  und  die  Einwilligung  des  Ehemanns 
zu  einem  Rechtsgeschäfte  beziehen,  durch  das  die  Ehefrau  zu 
einer  in  Person  zu  bewirkenden  Leistung  sich  verpflichtet,  hat 
der  Kreis  der  anwendbaren  Normen  bei  der  endgültigen  Redak- 
tion desselben  eine  Erweiterung  dahin  erfahren,  dass  auch  die 
wichtigsten  Vorschriften  des  Gesetzbuchs  über  die  Schutzfursorge- 
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pflicht  des  Dienstherrn  gegenüber  dem  G-esinde  nicht  aus- 
geschlossen sein  sollen.  Zu  welchen  praktischen  Konsequenzen 
diese  Vorschrift  in  den  einzelnen  Theilen  des  Reichsgebietes  mit 
Räcksicht  auf  die  zwischen  den  einzelnen  Gesindeordnungen  be- 
stehenden Verschiedenheiten  führt  wird  im  Verlaufe  der  folgenden 
Erörterungen  gezeigt  werden.  Nach  Art.  95  Einf.-G.  bleiben 
uoberührt  die  landesgesetzlichen  Vorschriften,  welche  dem  Ge- 
sinderecht  angehören;  dies  gilt  insbesondere  auch  von  den  Vor- 
schriften über  die  Schadensersatzpflicht  desjenigen,  welcher  Ge- 
binde zum  widerrechtlichen  Verlassen  des  Dienstes  Terleitet  oder 
in  Eenntniss  eines  noch  bestehenden  Gesindeverhältnisses  in 
Dienst  nimmt  oder  ein  unrichtiges  Dienstzeugniss  ertheilt.  Die 
Vorschriften  der  §§  104—115,  131,  278,  617—619,  624,  831, 
des  §  840  Abs.  2  und  des  §  1358  B.  G.-B.  finden  jedoch  An- 
wendung. Aus  den  Motiven  dieser  Bestimmung  ergiebt  sich 
ohne  Weiteres,  dass  zu  den  Befugnissen  der  Landesgesetzgebung 
nicht  nur  die  Regelung  des  Gesindevertrags  und  seines  Inhaltes 
gehört,  sondern  auch  die  Bestimmung  des  Begriffs  „Gesinde^ 
imd  der  demselben  eigenen  Tragweite,  dass  es  ihr  femer  gestattet 
ist,  zwischen  den  einzelnen  Kategorien  des  Gesindes  zu  unter- 
scheiden und  auszusprechen,  dass  die  eine  und  andere  Vorschrift 
des  Gesinderechts  entweder  für  alle  Kategorien  oder  nur  für 
tixaelne  gelten  solle.  Die  Berücksichtigung  der  Tragweite  dieser 
Befugniss  führt  zu  dem  Ergebniss,  dass  die  Einbeziehung  gewisser 
Kkssen  der  gegen  Lohn  oder  Gehalt  Dienste  leistenden  Personen 
in  den  Kreis  der  zu  dem  Gesinde  gehörigen  Personen  in  den 
einzelnen  Gebieten  eine  verschiedene  ist.  Im  Allgemeinen  ver- 
stehen die  Landesgesetze  unter  dem  Gesinde  solche  Personen, 
▼eiche  sich  zur  Leistung  von  häuslichen  oder  wirthschaftlichen 
Diensten  niederer  Art  einem  bestimmten  Dienstherrn  gegenüber 
gegen  Lohn  verpflichten.  Vgl.  z.  B.  preuss.  Gesinde-0.  vom 
8.  Xov.  1810  §  1,  Gesinde-0.  für  die  Bheinprovinz  vom  19.  Aug. 
1844  §  1,    hess.  Gesinde-0.  vom   28.  April  1877  §  2.      AUent- 
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halben  werden  Personen,  welche  vermöge  wissenschaftlicher  Bil- 
dung und  sozialer  Stellung  über  das  Verhältniss  des  Dienstboten 
hinausreichen,  nicht  zu  dem  Gesinde  gerechnet,  wie  z.  B.  Gou- 
vernanten, Erzieherinnen;  Privatsekretare,  Hauslehrer  a.  dgl.  m. 
Zweifel  bestehen  jedoch  in  Ansehung  zahlreicher  Personen,  welche 
eine  Mittelstellung  einnehmen  zwischen  den  Dienstboten  einer- 
seits, den  mit  einer  höheren  Bildung  versehenen  Personen  ander- 
seits;  so  z.  B.  bezüglich  der  sog.  Kindergärtnerinnen;  der  An- 
gestellten in  den  Froeberschen  Kindergärten  und  Kleinkinder- 
bewahranstalteu;  der  Diakonen  und  Diakonissinnen;  welche  nicht 
im  Dienste  eines  religiösen  Ordens  oder  einer  religiösen  Genossen- 
Schaft  stehen  sondern  von  einem  Vereine  angestellt  sind. 
Welch'  verschiedene  Stellung  die  Praxis  in  den  einzelnen  Bundes- 
gebieten zu  der  Frage  einnimmt,  ob  diese  Personen  dem  Gesinde 
zuzurechnen  sind  oder  nicht  zeigen  die  zahlreichen,  bei  Anwen- 
dung des  Gesetzes  über  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
ergangenen  Entscheidungen.  Von  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  an  erhält  dieselbe  eine  besondere  Bedeutung,  da  von 
der  Beantwortung  der  Frage  die  Unterstellung  derselben  unter 
die  Bestimmungen  dieses  abhängig  ist.  Die  Landesgesetzgebung 
ist  durch  die  Beichsgesetzgebung  in  keiner  Weise  gehindert;  den 
Begriff  des  Gesindes  nach  ihrem  Ermessen  und  Belieben  auch 
auf  die  genannten  Personen  auszudehnen;  sie  kann  auch  bestimmen^ 
dass  beispielsweise  diejenigen  Personen;  welche  das  preussische 
Landrecht  zu  den  Hausoffizianten  rechnet  und  den  Dienstboten 
gegenüberstellt,  zu  dem  Gesinde  zu  zählen  sind.  Das  Landrecht 
unterscheidet  drei  Klassen  unter  den  Personen,  welche  sich  gegen 
Lohn  zur  Leistung  häuslicher  oder  wirthschaftlicher  Dienste  ver- 
pflichten, einmal  das  gemeine  Gesinde,  sodann  die  Hausoffizianten, 
denen  nur  ein  bestimmtes  Geschäft  in  der  Haushaltung  oder 
Wirthschafb  oder  die  Aufsicht  über  einen  gewissen  Theil  derselben 
übertragen  wird  und  in  dritter  Linie  Personen,  die  mit  erlernten 
Wissenschaften  und  schönen  Künsten  im  Hanse  Dienste  leisten. 
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Zq  den  Hausoffizianten  gehören  z.  B.  Inspektoren;  WirthBchaf- 
terinnen,  Silberbeschliesserinnen,  Wirthschaftssekretäre;  man  hat 
aber  in  der  Praxis  auch  schon  Hausdamen ,  Repräsentantinnen, 
Stützen  der  Hausfrau^  Privatsekretäre  u.  dgl.  m.  dazu  gerechnet, 
trotzdem  kaum  bestritten  werden  kann,  dass  hiermit  in  die 
Sphäre  derjenigen  Personen  eingegriffen  wurde,  welche  in  gesell- 
schafUicher  Hinsicht  und  in  Ansehung  ihrer  Bildung  über  jenen 
stehen. 

Da  die  Hausoffizianten  nach  dem  Landrecht  zwar  in  den 
meisten  Beziehungen  dieselben  Sechte  und  Pflichten  haben  wie 
das  Gresinde  aber  gleichwohl  nicht  zu  demselben  gehören  so 
unterliegen  sie  vom  1.  Jan.  1900  an  nicht  mehr  den  Bestimmungen 
des  preussischen  Gesinderechts  sondern  lediglich  denjenigen  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs;  diese  Verbesserung  ihrer  bisherigen 
Rechtsstellung  wird  ihnen  aber  lediglich  um  deswillen  zu  Tbeil, 
veil  das  Landrecht  sie  zwar  dem  Gesinderecht  unterworfen,  aber 
nicht  zu  dem  Gesinde  gezählt  hat;  denn  die  Befugniss  der 
Landesgesetzgebung  reicht  nicht  so  weit  zu  bestimmen,  dass 
aach  solche  Personen  dem  Gesinderecht  unterworfen  sein  sollen, 
welche  sie  selbst  nicht  als  Gesinde  betrachtet.  Hätte  das 
preussische  Landrecht  dagegen  zwischen  Hausoffizianten  und  Ge- 
sinde nicht  unterschieden  oder  würde  durch  ein  preussisches 
Aosfuhrungsgesetz,  dessen  Zulässigkeit  nicht  bezweifelt  werden 
könnte,  bestimmt,  dass  die  Hausoffizianten  von  Beginn  des  neuen 
Jahrhunderts  zu  dem  Gesinde  gerechnet  werden  so  würde  auch 
das  Gesinderecht  auf  sie  vollinhaltlich  Anwendung  finden.  Man 
kann  daher  Jastrow'  durchaus  beipflichten  wenn  er  sagt, 
die  Unterstellung  der  Hausoffizianten  unter  das  Bürgerliche 
Gesetzbuch  beruhe  auf  einem  unglaubUchen  Formalismus,  dass 
die  preussische  Gesetzgebung  anstatt  der  Scheidung  derselben 
▼on  dem  Gesinde  auch  hätte  sagen  können,  die  Hausoffizianten 


'  Jastbow  in  der  Sozialen  Praxis,  VI.  Jahrg.  S.  1254—1266. 
ArehiT  fflr  dffentÜoheB  Beoht.  XrV.  1.  7 
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gehören  zwar  zum  Gesinde ,  jedoch  finden  die  Vorschriften  der 
Oesindeordnungen  in  folgenden  Punkten  nicht  auf  sie  An- 
wendung. Es  ist  ohne  Weiteres  ersichtlich,  dass  sie  mittelst 
dieser  Formulirung  den  gleichen  Zweck  würde  erreicht  haben, 
und  dass  alsdann  das  neue  bürgerliche  Recht  auf  die  gedachten 
Personen  nur  in  Ansehung  vereinzelter  Punkte  hätte  erstreckt 
werden  können. 

Obschon  nun  das  Reich  den  Einzelstaaten  gestattet  zu  be- 
stimmen,  was  unter  dem  Begriffe  „Gesinde^  zu  verstehen  ist  so 
muss  doch  auch  in  dieser  Hinsicht  der  Gesetzgebungsgewalt  der- 
selben eine  Grenze  gezogen  sein.  Wenn  Jastrow  in  dem  an- 
gefahrten Aufsatze  bemerkt,  die  Landesgesetzgebung  könne  nicht 
nur  Hauslehrer  und  Erzieherinnen  sondern  auch  die  mit  kamera- 
listischer  Bildung  ausgestatteten  Güterdirektoren  der  Grossgrund- 
besitzer zu  dem  Gesinde  zählen  so  muss  hiergegen  Widerspruch 
erhoben  werden;  wollte  man  die  Ansicht  des  genannten  Schrift- 
stellers als  richtig  erachten  so  wären  die  Einzelstaaten  in  der 
Lage  die  aus  sozialpolitischen  Gründen  seitens  der  Reichsgesetz- 
gebung durchgeführte  Verbesserung  des  Arbeits-  und  Dienstrechts 
einfach  dadurch  illusorisch  zu  machen,  dass  sie  die  Zugehörigkeit 
der  betreffenden  Personen  zu  dem  Gesinde  kurzer  Hand  de- 
kretirten;  ein  stattlicher  Theil  der  Privatbeamten  könnte  hier- 
durch in  die  Kategorie  der  Dienstboten  eingereiht  werden  z.  B. 
auch  der  an  der  Spitze  der  Vermögensverwaltung  mediatisirter 
Standesherren  stehende  Verwalter,  welcher  vor  seinem  Eintritt  in 
diese  Stellung  Amtsrichter  oder  Landrath  war.  Die  Reichs- 
gesetzgebung hat  nicht  daran  gedacht  und  nicht  daran  denken 
können  der  Landesgesetzgebung  zu  erlauben,  die  feststehenden 
Grenzen  zwischen  dem  Gesinde  und  den  Angestellten ,  welche 
Dienste  höherer  Art  leisten,  zum  Nachtheil  dieser  zu  verändern, 
aus  dem  Inhalte  der  Vorschriften  über  den  Dienstvertrag  geht 
in  vollständig  zweifelfreier  Weise  hervor,  dass  der  Unterschied 
zwischen  diesen  beiden  Personenkategorien  festgehalten  worden 


I 


—     99     — 

ist  und  der  Reichgesetzgeber  in  keiner  Weise  beabsichtigte,  die 
Angehörigen  der  letzteren  zu  den  Personen  des  Gesindestandes 
zu  zählen.  Nach  §  622  kann  das  Dienstverhältniss  der  mit  festen 
Bezügen  zur  Leistung  von  Diensten  höherer  Art  Angestellten, 
deren  Erwerbsthätigkeit  durch  das  Dienstverhältniss  vollständig 
oder  hauptsächlich  in  Anspruch  genommen  wird,  nur  für  den 
Schluss  eines  Ealendervierteljabres  und  nur  unter  Einhaltung 
einer  Kündigungsfrist  von  sechs  Wochen  gekündigt  werden  auch 
wenn  die  Vergütung  nach  kürzeren  Zeitabschnitten  als  Viertel- 
jahren bemessen  ist;  als  Beispiele  dieser  Angestellten  nennt  das 
Gesetz  Lehrer,  Erzieher,  Privatbeamte,  Gesellschafterinnen.  Es 
wurde  also  unmittelbar  gegen  das  Beichsgesetz  Verstössen  wenn 
ein  Landesgesetz  bestimmte,  dass  die  soeben  genannten  Personen 
dem  Gesinde  beizuzählen  sind;  eine  derartige  Bestimmung  wäre 
ungültig,  der  mit  ihrer  Anwendung  befasste  Richter  würde  zu 
erwägen  haben,  dass  das  Landesgesetz  die  ihm  gewährte  Zu- 
ständigkeit überschritten  hat  indem  es  Personen,  welche  das 
Reichsrecht  als  Angestellte  höherer  Art  bezeichnet,  zu  dem  Ge- 
sinde rechnet.  Hiemach  ist  die  obenerwähnte  Freiheit  der 
Landesgesetzgebung  in  der  Bestimmung  des  Gesindebegriffs  da- 
durch beschränkt,  dass  sie  schlechthin  nicht  in  der  Lage  ist  ihre 
Normen  auf  die  Dienstleistungen  der  Personen  zu  erstrecken, 
welche  in  §  622  B.  G.-B.  genannt  sind.  Bei  Aufstellung  dieser 
Bestimmung  war  man  sich  vollkommen  der  Thatsache  bewusst, 
dass  sich  eine  feste  ein  für  allemal  gültige  Grenze  zwischen 
den  zu  höheren  und  den  zu  niederen  Dienstleistungen  Angestellten 
nicht  ziehen  lasse  sondern  nur  eine  relative,  indessen  wurde  die 
ans  dem  einzelnen  Fall  sich  ergebende  Unbestimmtheit  nicht  für 
so  schwerwiegend  erachtet,  dass  um  ihretwillen  auf  die  Hervor- 
hebang  einer  besonderen  Klasse  Angestellter  zu  verzichten  sei 
da  ja  das  Maass  der  Vorbildung  und  die  gesellschaftliche  Stellung 
ausreichende  Anhaltspunkte  für  die  Beurtheilung  gewährten  und 
die  Anfuhrung   der   wichtigsten   Beispiele    die  Anwendung   und 
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Auslegung  des  Gesetzes  erleichtere^.  Es  kommt  also  auf  diese 
beiden  Momente  an  um  festzustellen,  wo  die  Grenze  ist,  welche 
die  nach  §  96  Einf.-G.  zulässigen  landesgesetzlichen  Vorschriften 
von  den  unzulässigen  trennt;  wenn  die  Laudesgesetzgebung  den 
zu  dem  Gesinde  gehörigen  Personenkreis  dadurch  erweitert,  dass 
sie  solche  Personen  dazu  zählt,  welche  im  Hinblick  auf  diese 
beiden  Momente  der  allgemeinen  Auffassung  zu  Folge  von  dem 
Gesinde  getrennt  werden  und  unter  §  622  B.  G.-B.  fallen,  so 
können  die  betreffenden  Vorschriften  keine  Gültigkeit  beanspruchen 
gleichviel  ob  sie  aus  älterer  Zeit  stammen  oder  in  den  zur  Aus- 
führung des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  erlassenen  Gesetzen  ent- 
halten sind.  Insoweit  ist  also  die  Ansicht  Jastrow's  in  dem 
angeführten  Aufsatze  zu  berichtigen  und  es  besteht  nicht  einmal 
theoretisch  die  Gefahr,  dass  Mitglieder  der  höchsten  Gesellschafts- 
kreise dem  Privatrecht  entrückt  werden.  Zutreffend  hat  dagegen 
der  mehrfach  erwähnte  Schriftsteller  darauf  hingewiesen,  dass 
die  praktisch  wichtigste  Bestimmung  des  Gesetzbuches,  soweit  die 
Regelung  des  Dienstvertrags  in  Betracht  kommt,  die  Schutzvor- 
schrift des  §  618  ftir  das  Gesinde  trotz  der  reichsgesetzlichen 
Anwendung  auf  dasselbe,  so  gut  wie  bedeutungslos  bleibt,  wenn 
und  so  lange  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über  die  Straf- 
barkeit des  Vertragsbruches  des  Gesindes  aufrecht  erhalten  werden. 
Nach  dem  soeben  angeführten  Paragraphen  hat  der  Dienst- 
berechtigte Räume,  Vorrichtungen  oder  Geräthschaften,  die  es 
zur  Verrichtung  der  Dienste  zu  beschaffen  hat,  so  einzurichten 
und  zu  unterhalten  und  die  unter  seiner  Anordnung  oder  seiner 
Leitung  vorzunehmenden  Dienstleistungen  so  zu  regeln,  dass  der 
Dienstverpflichtete  gegen  Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit  soweit 
geschützt  ist  als  die  Natur  der  Dienstleistung  es  gestattet  (Abs.  1). 
Ist  der  Verpflichtete  in  die  häusliche  Gemeinschaft  aufgenommen 
so  hat  der  Dienstberechtigte  in  Ansehung  des  Wohn-  und  Schlaf- 

'  Vgl.  die  Stelle  aus  den  EommissioDsprotokollen  bei  HAn>LSN,  Das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  Bd.  I  S.  689  Anm.  zu  §  622. 
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raumeSy  der  Verpflegung,  sowie  der  Arbeits-  und  Erholungszeit 
diejenigen  Einrichtungen  und  Anordnungen  zu  treffen,  welche 
mit  Rücksicht  auf  die  Gesundheit,  die  Sittlichkeit  und  die  Reli- 
gion des  Verpflichteten  erforderlich  sind  (Abs.  2).  Erfüllt  der 
Dienstberechtigte  die  ihm  in  Ansehung  des  Lebens  und  der  Oe- 
sandheit  des  Verpflichteten  obliegenden  Verpflichtungen  nicht  so 
ist  er  nach  näherer  Bestimmung  der  Vorschriften  über  die  Schaden- 
ersatzpflicht auf  Grund  unerlaubter  Handlungen  dem  hierdurch 
Geschädigten  zum  Schadenersatz  verbunden  (Abs.  3).  So  wichtig 
dieses  Recht  des  Dienstverpflichteten  auch  ist  so  beansprucht 
doch  eine  andere  Befugniss  desselben  für  den  praktischen  Rechts- 
Terkehr  eine  weit  grössere  Bedeutung;  nach  §  626  kann  das 
Dienstverhältniss  von  jedem  Theile  ohne  Einhaltung  der  Kün- 
digungsfrist gekündigt  werden,  wenn  ein  wichtiger  Grund  vorliegt 
and  es  hat  nach  §  628  Abs.  2  derjenige  Theil,  welcher  den 
anderen  durch  vertragswidriges  Verhalten  zu  der  Kündigung  ver- 
anlasst, demselben  den  durch  die  Aufhebung  des  Dienstverhält- 
nisses entstehenden  Schaden  zu  ersetzen.  Es  kann  nicht  zweifelhaft 
sein,  dass  die  Vernachlässigung  der  dem  Dienstherrn  nach  §  618 
obliegenden  Verpflichtungen,  welche  unter  den  Schutz  des  öffent- 
lichen Rechts  gestellt  sind,  einen  wichtigen  Grund  für  die  sofortige 
Auflösung  des  Dienstverhältnisses  bildet  und  dieserhalb  der  be- 
treffende Dienstverpflichtete  zum  Austritt  ohne  Einhaltung  einer 
Kündigungsfrist  befugt  ist  gleichwohl  aber  die  Fortzahlung  des 
Gehaltes  für  eine  bestimmte  Zeit  verlangen  kann.  Der  Dienst- 
verpflichtete braucht  also  nicht  zu  warten  bis  er  in  Folge  der 
Pflicbtvemachlässigung  des  Dienstberechtigten  an  seinem  Leben 
oder  seiner  Gesundheit  einen  vielleicht  nicht  wieder  gut  zu 
machenden  Schaden  erlitten  hat  sondern  er  kann  schon  vorher- 
sein Interesse  dadurch  wahren,  dass  er  den  Dienst  verlässt  in 
welchem  ihm  diese  Benachtheiligung  droht.  Ausserdem  berechtigt 
den  Dienstverpflichteten  zur  Schadessersatzklage  nur  diejenige 
Nichterfüllung  der  Pflichten  .des  Dienstberechtigten,  welche  ihn 
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an  dem  Leben  oder  der  Gesundheit  schädigt;  für  Benachtheiligung 
seiner  Sittlichkeit  hierdurch  kann  er  keinen  Schadenersatz  be- 
gehren; dagegen  ist  er  wenn  der  Dienstberechtigte  die  ihm  in 
Ansehung  der  Sittlichkeit  des  Dienstverpflichteten  obliegende 
Verbindlichkeiten  nicht  erTiillt  zum  sofortigen  Austritt  berechtigt, 
beispielsweise  also  der  weibliche  Dienstverpflichtete  dann  wenn  ihm 
ein  Schlafzimmer  angewiesen  wird,  durch  welches  männliche 
Personen  hindurchgehen  um  zu  dem  fär  sie  bestimmten  Schlaf- 
raum zu  gelangen.  Nunmehr  kann  dieses  Austrittsrecht  ohne 
Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  von  den  zu  dem  Gesinde  ge- 
hörigen Personen  in  weiten  Gebieten  des  Reichs  nicht  ausgeübt 
werden  weil  der  Austritt  ohne  Kündigung  ihnen  unter  Strafan- 
drohung und  Androhung  polizeilichen  Zwangs  vielfach  verboten 
ist  soweit  nicht  die  in  den  Gesindeordnungen  für  die  ausser- 
ordentliche Lösung  des  Dienstverhältnisses  aufgestellten  Voraus- 
setzungen vorhanden  sind.  Nach  der  altpreussischen  Gesinde- 
ordnung von  1810  darf  das  Gesinde  den  Dienst  nur  aus  den  in 
ihr  bezeichneten  Gründen  verlassen;  darunter  befinden  sich  aller- 
dings Verweigerung  der  nothdürftigen  Kost  und  Angriff  auf  die 
Sittlichkeit  aliein  es  ist  ohne  Weiteres  ersichtlich,  dass  es  auch 
bei  ausdehnender  und  freier  Auslegung  nicht  möglich  ist 
die  Vernachlässigung  der  nach  Obigem  dem  Dienstberechtigten 
obliegenden  Verpflichtungen  unter  eine  dieser  beiden  Kategorien 
zu  subsumiren;  um  bei  dem  angeführten  Beispiel  zu  bleiben  so 
wird  im  Geltungsgebiete  der  altpreussischen  Gesindeordnung  der 
weibliche  Dienstbote  kein  Recht  haben  den  Dienst  ohne  Kündi- 
gung zu  verlassen  wenn  ihm  ein  Schlafzimmer  von  der  bezeichneten 
Beschaffenheit  zur  Verfugung  gestellt  wird ,  er  könnte  dies  auch 
dann  nicht  thun  wenn  der  Dienstherr  ihm  zumuthet  sich  mit 
vier  Stunden  Schlafenszeit  zu  begnügen.  In  den  neueren  Gesinde- 
ordnungen  ist  den  Dienstboten  theilweise  das  Recht  verlieben 
ohne  Aufkündigung  den  Dienst  zu  verlassen  wenn  die  Dienst- 
herrschaft sich  solcher  Handlungen  schuldig  macht,  welche  mit 
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den  dem  Gesinde  nach  dem  DienstbotenVerhältniss  zustehenden 
Anforderangen  unvereinbarlich  sind  vgl.  z.  B.  Grossh.  Hess. 
(jesinde-0.  vom  28.  April  1877  Art.  16  No.  7,  Rhein.  Gesinde-O.  vom 
19.  Aug.  1844  §  33;  diese  Formulirungen  gestatten  wohl  bei 
freier  Interpretation  die  Subsumtion  der  Gesammtheit  aller  Ver- 
nachlässigungen, welche  sich  der  Dienstgeber  in  Ansehung  des 
§618  zu  Schulden  kommen  lässt,  immerhin  ist  auch  dies  nicht 
imfraglich  und  es  hängt  die  Entscheidung  der  Frage  zum  guten 
Theile  von  der  Auffassung  des  Richters  und  seiner  Stellung  zu 
den  Aufgaben  der  Sozialpolitik  ab;  der  Richter ^  welcher  der 
Ansicht  huldigt,  die  die  ältere  Gesindegesetzgebung  beherrscht  hat, 
wird  vielleicht  nicht  geneigt  sein  die  Vernachlässigung  der  in  An- 
sehung des  Schlafraumes  nach  §  618  dem  Dienstherrn  obliegenden 
Verpflichtungen  als  eine  Handlung  zu  bezeichnen;  welche  mit  den 
Anforderungen  unverträglich  ist,  die  das  Gesinde  nach  der  Natur 
des  Gesindeverhältnisses  zu  stellen  berechtigt  ist.  Aber  auch 
ohne  Rücksicht  hierauf  muss  der  Zustand  der  Rechtsverschieden- 
beit,  welcher  auf  Grund  des  Gesagten  entstehen  wird,  geradezu 
als  eine  Parodie  auf  die  durch  die  Kodifikation  des  Bürgerlichen 
Rechts  geschaffene  Rechtseinheit  erscheinen.  Man  muss  sich  nur 
die  praktischen  Konsequenzen  derselben  vergegenwärtigen  um 
diese  Bezeichnung  als  keineswegs  zu  scharf  zu  erachten ;  ein  Dienst- 
bote, welchem  in  Köln  ein  feuchter  Raum  als  Schlafzimmer  an- 
gewiesen wird,  kann  den  Dienst  sofort  verlassen  und  Fortzahlung 
des  Lohnes  bis  zu  dem  Ende  der  vertragsmässigen  oder  gesetz- 
lichen Dauer  des  Miethverhältnisses  begehren,  der  Dienstbote 
dagegen,  welchem  dieses  in  Berlin  geschieht,  muss  bis  zu  dem 
ersten  zulässigen  Kündigungstermin  in  der  Stellung  bleiben,  mag 
immerhin  auch  seine  Gesundheit  und  damit  sein  einziges  Kapital, 
das  er  besitzt,  in  schwerster  Weise  geschädigt  werden.  Lässt 
man  auch  die  sozialpolitische  Seite  gänzlich  ausser  Betracht,  so 
ist  es  doch  sicherlich  ein  ganz  unerhörter  Zustand,  dass  das 
Reich  Schutzvorschriften  erlässt,  welche  aber  in  Folge  veralteter 
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landesgesetzlicher  Vorschriften  nicht  zur  Anwendung  und  nicht 
zur  Durchführung  kommen!  Das  Reich,  welches  doch  sonst  dafür 
zu  sorgen  weiss^  dass  die  von  ihm  erlassenen  Rechtsnormen  auch 
voll  und  ganz  im  Rechts-  und  Wirthschaftsleben  greifbare  Gestalt 
erhalten,  giebt  sich  auf  diesem  Gebiete  damit  zufrieden ,  dass 
wichtige  von  ihm  angeordnete  Bestimmungen  todte  Buchstaben 
bleiben,  dass  sie  nur  auf  dem  Papier  stehen.  Dem  Ausländer, 
auch  wenn  er  sich  in  dem  rechtlichen  Irrgarten  Deutschlands 
ganz  gut  auskennt,  dies  begreiflich  und  verständlich  zu  machen  wird 
iu  den  meisten  Fällen  verlorene  Arbeit  sein,  er  wird  und  wahrlich 
nicht  mit  Unrecht  dies  zu  den  Unbegreiflichkeiten  rechnen,  welche 
das  deutsche  Rechtsleben  in  nicht  kleiner  Zahl  aufweist  auch 
noch  im  zwanzigsten  Jahrhundert.  Soll  die  Ausdehnung  der 
Schutzvorschrift  des  §  618  auf  die  Gesindeverhältnisse  und  die 
zu  dem  Gesindestand  gehörigen  Personen  in  praktischer  Hinsicht 
den  Werth  haben,  welchen  man  ihr  vielfach  beilegt,  soll  sie  mit 
der  Wirkung  verbunden  sein,  dass  auch  das  Gesinde  so  gut  wie 
die  Angehörigen  der  sogenannten  liberalen  Berufe  und  die  dem 
Handelsrecht  unterliegenden  Handlungsgehülfen  den  Dienst  ver- 
lassen kann,  wenn  der  Arbeitgeber  die  ihm  gegenüber  demselben 
obliegenden  Pflichten  vernachlässigt  so  muss  das  Reich  auch 
dafür  bedacht  sein,  dass  nicht  die  Landesgesetzgebung  den  Aus- 
tritt des  Gesindes  ohne  Kündigung  regelmässig  als  strafbaren 
Vertragsbruch  erachtet  und  nur  in  einer  ganz  kleinen  Anzahl 
von  Fällen  erlaubt,  welche  hinter  dem  thatsächlichen  Bedürfniss 
weit  zurückbleiben.  Die  Aufrechthaltung  des  Standpunktes,  dass 
der  Vertragsbruch  wenn  von  Personen  des  Gesindestandes  verübt 
strafbar  sein  solle  steht  mit  der  Stellung  in  stärkstem  Wider- 
spruch, welche  die  Gesetzgebung  zu  der  Frage  der  Erzwingung 
der  aus  dem  Arbeitsvertrag  entspringenden  Verpflichtungen  ein- 
genommen hat.  So  lange  die  Gesetzgebung  der  Ansicht  war. 
dass  die  Vertragserfüllung  des  Arbeiters  durch  den  rein  civilrecht- 
lichen  Erfüllungszwang   nicht   in    genügendem   Maasse    gesichert 
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werde,  dass  es  vielmehr  geboten  sei  zum  Zwecke  ausreichender 
Garantirang  der  Erfüllung  der  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
die  Strafbarkeit  des  Vertragsbruchs  auszusprechen  mochte  auch 
gegen  die  Poenalisirung  des  Vertragsbruches  des  Gesindes  ein 
haltbarer  Einwand  nicht  erhoben  werden  können;  thatsächlich 
zeigt  auch  die  historische  Würdigung  der  früheren  Gesetzgebungen^ 
dass  bei  der  Poenalisirung  zwischen  Arbeitern,  Dienstboten,  Hand- 
werkern und  Tagelöhnern  nicht  unterschieden  wurde,  der  Gesetzgeber 
rielmehr  den  Vertragsbruch  der  einen  Kategorie  für  nicht  minder 
schädlich  und  nicht  minder  verwerflich  erachtete  wie  denjenigen 
der  anderen.  Auf  diesem  Standpunkte  stehen  insbesondere  die 
Reicbspolizeiordnungen  des  16.  Jahrhunderts;  welche  den  Landes- 
obrigkeiten die  Verpflichtung  auferlegten  für  die  genannten  Per- 
sonen Satzungen  aufzustellen,  „damit  sie  ihres  Gefallens  nicht 
aas  den  Diensten  und  Arbeit  treten  und  derselben  ungehorsam 
and  eignem  Will  fürkommen  werde^.  Nachdem  aber  die  Gesetz- 
gebung denselben  als  unberechtigt  aufgegeben  und  an  Stelle  der 
früheren  Organisation  der  Arbeitsleistungen  den  Güteraustausch- 
Tertrag  gesetzt,  die  locatio  conductio  operarum,  ist  die  grund- 
satzliche Voraussetzung  für  die  Strafbarkeit  des  von  Personen 
des  Gesindes  begangenen  Vertragsbruchs  hinweggefallen.  Mit 
Recht  sagt  Steinbach  in  seinem  eigenartigen  Buche  über  die 
Rechtsgeschäfte  der  wirtbschaftlichen  Organisation,  dass  die  Straf- 
bestimmungen gegenüber  dem  Gesinde  nur  so  lange  allenfalls 
eine  Berechtigung  hatten,  als  der  Dienstbote  gegründete  Hoffnung 
besass  bei  gutem  Benehmen  sein  ganzes  Leben  in  einem  und 
demselben  Hause  zuzubringen  und  dort  auch  für  den  Krankheits- 
und  Arbeitsunfahigkeitsfall  versorgt  zu  sein;  grundsätzlich  konnte 
aUerdings  auch  schon  zu  jener  Zeit  als  diese  Form  patriarcha- 
lischer Organisation  des  Wirthschaftslebens  noch  lebendige  Kraft 
besass  kaum  ein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  Ejriminalstrafen 
als  Zwang  zur  Vertragserfüllung  vollständig  unberechtigt  seien. 
Diese  Organisation^  welche  ihre  Bedeutung  hatte  und  auch  der 
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inneren  Rechtfertigung  nicht  entbehrte,  ist  längst  verschwunden, 
selbst  in  Gebieten,  welche  den  Charakter  des  älteren  Wirthscbafts- 
lebens  getreuer  bewahrten,  existirt  sie  nicht  mehr;  wenn  trotzdem 
der  Gesetzgeber  die  alten  Straf  bestimmungen  und  den  polizeilichen 
ErfuUungszwang  auf  dem  Gebiete  des  Gesinderechts  noch  aufrecht 
erhält  so  beweist  dies,  dass  er  aus  den  wirthschaftlichen  Vor- 
gängen und  den  Veränderungen  des  Wirthschaftslebens  die  ent- 
sprechenden Konsequenzen  noch  nicht  gezogen  hat.  Es  lässt 
sich  mit  Nichten  behaupten,  dass  für  die  unterschiedhche  Be- 
handlung der  gewerblichen  Arbeiter  einerseits  der  Dienstboten 
anderseits  in  Ansehung  dieses  Punktes  besondere  aus  der 
Natur  des  Dienstbotenverhältnisses  sich  ergebende  Gründe 
geltend  gemacht  werden  könnten.  Selbst  wenn  man  die  von 
LoENiNG^  aufgestellte  Behauptung  als  richtig  anerkennen  wollte, 
dass  da,  wo  es  sich  nicht  blos  um  generisch  bestimmte  sondern 
um  zeitlich  individualisirte  Leistungen  handle,  eine  nachträgliche 
Erfüllung  des  Vertrags  ganz  oder  theilweise  unmöglich  sei  und 
dieserhalb  die  von  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Vertrags- 
rechts abweichende  Ordnung  berechtigt  erscheine  würde  sich 
gleichwohl  die  Poenalisirung  des  Vertragsbruchs  des  Gesindes 
nicht  vertheidigen  lassen;  es  ist  nicht  einzusehen,  dass 
die  Arbeitsleistung  des  häuslichen  und  landwirthschaftlichen 
Dienstboten  in  rechthcher  Hinsicht  anders  bescha£fen  ist 
als  die  des  Hauslehrers,  Erziehers,  des  Privatbeamten  und  der 
Repräsentantin  deren  Vertragsbruch  zu  bestrafen  doch  von  keiner 
Seite  empfohlen  wird  mag  immerhin  jene  auch  als  eine  minder 
entbehrliche  zu  bezeichnen  sein  als  die  Arbeitsleistung  dieser 
Indessen  ist  diese  ganze  Argumentation  Loeninq^s  keine  zu- 
treffende wie  Steinbach  ^  in  durchaus  überzeugender  Weise  dar- 
thut;  es  kann  nicht  zugegeben  werden,  dass  es  sich  bei  dem 
Arbeitsvertrag  namentlich   für  den  Arbeitgeber  um  zeitlich  indi- 

*  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  I  S.  754. 

'  Rechtsgeschäfte  der  wirthschaftlichen  Organisation  S.  128,  129. 
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Tidnalisirte  Leistungen  handelt,  dass  überhaupt  bei  demselben 
eine  besonders  enge  Verbindung  von  Leistung  und  Zeit  besteht. 
Dieses  Verhältniss  ist  beim  Arbeitsverträge  gerade  so  wechselnd 
wie  bei  allen  anderen  Verträgen  und  es  wird  sogar  zuzugeben 
sein,  dass  das  Verhältniss  zwischen  Leistung  und  Zeit  beim  Arbeits- 
rertrag  in  der  Regel  weniger  eng  sei  als  beim  Mieth-  oder 
Pachtvertrag  oder  beim  Lieferungskauf  mit  fixem  Termin;  dass 
sich  gerade  für  den  Arbeitsvertrag  des  Gresindes  die  Nothwendig- 
keit  der  öffentlichen  Bestrafung  des  Vertragsbruchs  nachweisen 
lasse,  kann  selbst  von  den  eifrigsten  Freunden  des  überlieferten 
Gesinderechts  nicht  behauptet  werden.  Der  beste  Beweis  dafür, 
dass  ein  Bedürfniss  in  dieser  Richtung  nicht  vorhanden  ist,  liegt 
ia  der  Thatssiche,  dass  in  Frankreich,  England  und  Amerika  ein 
von  den  Bestimmungen  des  allgemeinen  Dienstvertragsrechts  ab* 
weichendes  Gesinderecht  nicht  besteht  ohne  dass  die  Gesinde- 
verhältnisse dieserhalb  schlechter  und  minder  befriedigend  wären 
wie  in  den  Theilen  Deutschlands,  in  welchen  der  Vertragsbruch 
bestraft  wird  und  mit  Nichten  lassen  sich  die  in  diesen  Ländern 
gemachten  Erfahrungen  zu  Gunsten  der  Annahme  verwerthen, 
dass  durch  das  dem  französischen  Recht  eigene  System  die  Zahl 
der  von  den  Personen  des  Gesindes  begangenen  Vertragsbrüche 
anmittelbar  gesteigert  würde.  Nach  alledem  sind  es  nur  höchst 
fadenscheinige  Gründe,  mit  welchen  man  die  fernere  Aufrecht- 
haltung der  Strafbarkeit  des  Vertragsbruchs  des  Gesindes  recht- 
fertigt und  es  wäre  gewiss  keine  besonders  kühne  Reform  wenn 
das  Reich  dieselbe  ebenso  beseitigte  wie  es  die  Strafbarkeit  des 
Vertragsbruchs  der  gewerblichen  Arbeiter  beseitigt  hat. 

Nach  Art.  95  Abs.  3  des  Einf.-Ges.  zum  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuch steht  der  Dienstherrschaft  ein  Züchtigungsrecht  über 
das  Gesinde  nicht  zu.  Diese  dem  ersten  Entwurf  des  Gesetzes 
noch  nicht  bekannte  Vorschrift  hat  weniger  praktischen  Werth 
als  es  auf  den  ersten  Blick  der  Fall  zu  sein  scheint;  diejenigen 
Gesmdeordnungen,  welche  dem  Dienstherrn  ausdrücklich  und  un- 
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mittelbar  ein  Züchtigangsrecht  gegenüber  dem  Gesinde  gewähren, 
bilden  eine  ganz  kleine  Zahl;  die  preussische  Gesindeordnung 
von  1810  gehört  nicht  zu  denselben ,  sie  bestimmt  vielmehr  in 
§  73,  dass  wenn  das  Gesinde  die  Herrschaft  durch  ungebühr- 
liches Betragen  zum  Zorne  reizt  und  von  ihr  mit  Scheltworten 
oder  geringen  Thätlichkeiten  behandelt  wird,  es  hierfür  keine  ge- 
richtliche Genugthuung  fordern  kann.  Nach  Ansicht  des  Reichs- 
gerichts*^, welche  allerdings  von  den  kriminalistischen  Schrift- 
stellern nicht  durchaus  getheilt  wird',  ist  diese  Bestimmung  durch 
das  Strafgesetzbuch  nicht  aufgehoben  worden  und  es  wird  sich 
nun  die  Frage  aufwerfen,  welchen  Einfluss  die  angeführte  Vor- 
schrift des  Einfuhrungsgesetzes  auf  sie  ausüben  wird?  Jastbow 
nimmt  an,  dass  die  Praxis  auch  fernerhin  sich  für  die  fort- 
dauernde Geltung  aussprechen  werde  weil  es  sich  ja  nicht  sowohl 
um  ein  Züchtigungsrecht  als  vielmehr  um  einen  Strafausschliessungs- 
grund  im  Sinne  der  §§  199  und  200  St.-G.-B.  handle.  Auch 
das  frühere  Obertribunal  hat  ein  Züchtigungsrecht  auf  Giiind 
derselben  stets  in  Abrede  gestellt  und  nur  dem  Affekt  ent- 
schuldigende Wirkung  beigelegt  ein  Standpunkt,  welchen  auch 
das  Reichsgericht  in  der  genannten  Entscheidung  vertritt  ^ 
während  die  sächsische  Gerichtspraxis  die  Bestimmung  der  säch- 
sischen Gesindeordnung,  welche  der  erwähnten  altpreussischen 
fast  wörtlich  nachgebildet  ist^  im  Sinne  der  Einräumung  eines 
Züchtigungsrechts  ausgelegt  hat.  Binding*  ist  der  Meinung, 
dass  man  wo  nicht  ein  Recht  leichter  Züchtigung  ausdrücklich 
versagt  ist  in  exorbitanten  Fällen ,  in  welchen  die  Rüge  nicht 
ausreicht  und  die  sofortige  Entlassung  nicht  thunlich  ist  etwa 
bei  grober  Beschimpfung  des  Familienoberhauptes  vor  den  Kindern, 
bei  grober  Unsittlichkeit  im  Hause   ein  Züchtigungsrecht;    weil 


*  Entscheidung;  vom  12.  April  1880,  RechtsprechuDg  Bd.  I  S.  573. 

'  Vgl.  die  Zitate  bei  BiKomo,  Handbuch  des  Strafrechts  I S.  799  Anm.  ^• 

•  BiNDiNO  a.  a.  0.  S.  800. 
»  A.  a.  0.  S.  799. 
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durch  das  Bedürfniss  verlangt  ^  anzuerkennen  habe.  Hiernach 
würde  sich  das  in  Art.  95  enthaltene  Verbot  auf  die  Gesammt- 
heit  aller  Gesindeordnungen  in  Deutschland  beziehen.  Indessen 
lisst  sich  dieser  Auffassung  nicht  beitreten;  ein  Züchtigungsrecht 
hat  nur  da  bestanden,  wo  die  Gesetzgebung  dasselbe  mittelbar 
oder  unmittelbar  der  Dienstherrschaft  eingeräumt  hat.  Auch 
mittelbar  kann  diese  abnorme  Befugniss  gewährt  werden,  was 
Ton  denjenigen  übersehen  wird,  welche  mit  Jastrow  yerneinen, 
dass  in  der  angeführten  Vorschrift  der  altpreussischen  Gesinde- 
ordnung ein  solches  Becht  zur  Anerkennung  gelangt  sei.  Wenn 
der  Gesetzgeber  ausspricht,  dass  eine  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen —  Affekt  der  Dienstherrschaft  —  verübte  Thätlichkeit 
oicht  als  strafbare  Handlung  gelte  und  den  von  ihr  Betroffenen 
nicht  dazu  berechtige  den  Schutz  des  Staates  zur  Wahrung 
seiner  Person  anzurufen  und  die  entsprechende  Bestrafung  des 
Thäters  in  Gemässheit  des  allgemeinen  Gesetzes  zu  verlangen 
so  ist  hierdurch  mittelbar  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  dem 
Thater  die  Züchtigungsbefugniss  zusteht.  Der  praktischen  Wirkung 
nach  ist  die  Bechtslage  vollständig  die  gleiche  wie  dann  wenn 
der  Gesetzgeber  unmittelbar  ausspricht,  dass  dem  Dienstherrn 
ein  Recht  dieses  Inhaltes  eingeräumt  sei  in  dem  einen  wie  in 
dem  anderen  Falle  kann  der  Dienstbote,  welcher  gezüchtigt  wird, 
diese  Handlung  nicht  der  gerichtlichen  Beurtheilung  unter  dem 
Gesichtspunkte  der  Beleidigung  oder  der  leichten  Körperverletzung 
unterziehen  lassen.  Ist  dies  richtig  dann  wird  der  in  Bede 
stehende  Artikel  der  altpreussischen  Gesindeordnung  mit  dem 
Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  seine  Gültigkeit  ver- 
lieren; die  Dienstherrschaft  kann  dann  nicht  mehr  auf  Straflosig- 
keit rechnen  wenn  sie  im  Zorne  den  Dienstboten  beleidigt  oder 
misshandelt  soweit  und  sofern  nicht  nach  den  Bestimmungen  des 
Strafgesetzbuchs  ihr  Entschuldigungsgründe  zur  Seite  stehen, 
velche  die  Straflosigkeit  begründen.  Der  Zweck  des  Art.  96 
geht  dahin  jedes  Züchtigungsrecht  der  Dienstherrschaft   zu  be- 
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seitigeD;  welches  in  dem  geltenden  Rechte  anerkannt  ist^  gleich- 
viel ob  es  ein  mittelbar  oder  unmittelbar  anerkanntes  ist  und  mit 
diesem  Zweck  setzt  sich  eine  Auslegung  in  Widerspruch,  welche 
nur  das  unmittelbare  unter  die  Vorschrift  stellen  will.  Da  wie 
gesagt  dieses  nur  in  ganz  wenigen  Gesindegesetzen  sich  findet 
so  würde  es  sich  für  den  Reichsgesetzgeber  kaum  gelohnt  haben 
diesem  fast  schon  verschwundenen  Recht  seine  Aufmerksamkeit 
zuzuwenden.  Die  entgegengesetzte  Auffassung  fuhrt  zu  ganz  un- 
haltbaren Ergebnissen,  welche  geradezu  als  unverständliche  Bi- 
zarrerien  zu  bezeichnen  sind ;  so  lange  nicht  unbedingt  zwingende 
Gründe  dafür  sprechen,  dass  die  Gesetzgebung  solche  gewollt 
hat  wird  man  aber  immerhin  zu  der  Auslegung  sich  für  be- 
rechtigt halten  dürfen,  welche  diese  Konsequenz  vermeidet.  Dem- 
gemäss  wird  aber  Art.  95  Abs.  3  Einf.-Ges.  die  Wirkung  haben, 
dass  in  keiner  Form  mehr  eine  Züchtigungsbefugniss  der  Dienst- 
herrschaft über  das  Gesinde  anerkannt  wird  und  dass  demgemäss 
jede  Züchtigung  desselben  nach  Maassgabe  der  allgemeinen  ge- 
setzlichen Vorschriften  zu  beurtheilen  ist  einerseits  der  straf- 
rechtlichen andererseits  der  civilrechtlichen;  die  letztere  Konsequenz 
ist  noch  weit  bedeutungsvoller  denn  die  erstere  da  unter  Um- 
ständen allerdings  nicht  immer  sowohl  die  Beleidigung  als  auch 
die  IVIisshandlung  sich  als  ein  zu  dem  sofortigen  Austritt  des 
Dienstboten  ohne  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  berechtigender 
wichtiger  Grund  im  Sinne  derjenigen  Gesindeordnungen  quali- 
fiziren  lassen  wird,  welche  das  Austrittsrecht  in  allen  Fällen  an- 
erkennen in  denen  sich  die  Dienstherrschaft  einer  Handlung 
schuldig  macht  die  mit  den  Verpflichtungen  in  Widerspruch 
steht,  welche  ihr  nach  dem  Wesen  des  Dienstverhältnisses  dem 
Gesinde  gegenüber  obliegen.  Es  ergiebt  sich  aus  dem  Vor- 
stehenden, dass  die  Einwirkungen  der  neuen  Kodifikation  des 
bürgerlichen  Rechts  auf  das  Gesinderecht  und  die  Gesinde- 
verhältnisse sehr  gering  sind  und  dass  selbst  diejenigen  Be- 
stimmungen jenes,  welche  zu  Folge  ausdrücklicher  Vorschrift  der 
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Reichsgesetzgebung  von  der  Anwendung  auf  dieses  Sonderrecht 
nicht  ausgeschlossen  sein  sollen,  in  Folge  der  eigen thümlichen 
Gestaltung  desselben  nur  in  denjenigen  Theilen  des  Reichs- 
gebietes voll  und  ganz  zur  Entfaltung  kommen  können,  in  welchen 
die  Regelung  der  zwischen  der  Dienstherrschaft  und  dem  Gesinde 
entstehenden  Rechtsverhältnisse  entweder  lediglich  nach  den 
Grundsätzen  des  Obligationenrechts  oder  doch  nach  einem  Sonder- 
gesetz beurtheilt  wird  das  sich  diesen  Grundsätzen  durchweg 
anschliesst;  der  thatsächliche  Rechtszustand  wird  hiernach  auch 
nach  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzbuchs  nach  wie  vor  in  den 
verschiedenen  Theilen  des  Reiches  ein  recht  verschiedener  sein 
und  als  polare  Gegensätze  werden  in  dieser  Hinsicht  einander 
gegenüberstehen  einerseits  die  Reichslande,  wo  eine  besondere 
Gesindeordnung  überhaupt  nicht  besteht,  andererseits  die  östlichen 
Provinzen  Preussens,  wo  die  Aufrechterhaltung  feudalistischer 
Traditionen  in  Verbindung  mit  der  den  Eindruck  der  Versteine- 
rung machenden  altpreussischen  Gesindeordnuug  von  1810  es  er- 
möglicht, dass  die  Gesindeverhältnisse  vielfach  noch  an  die  Zeiten 
erinnern  in  welchen  das  Gesinde  aus  unfreien  Personen  bestand. 
Allerdings  ist  ja  nach  Ansicht  der  Motive  des  Einführungs- 
gesetzes eine  Verschiedenheit  des  diesbezüglichen  Rechtszustandes 
in  Deutschland  gar  nicht  zu  vermeiden;  „eine  Regelung  des  Ge- 
sinderechts^,  sagen  dieselben,  „durch  Reichsgesetz  ist  unaus- 
führbar; die  maassgebenden  wirthschaftlichen  und  sozialen  Ver- 
hältnisse sind  in  den  einzelnen  Staaten  Deutschlands  vielfach  sogar 
in  den  einzelnen  Theilen  desselben  Staates  so  mannigfaltig,  dass 
sie  der  einheitlichen  Regelung  sich  entziehen.  Auch  in  Preussen 
ist  von  der  Erlassung  einer  einheitlichen  Gesindeordnung  für  den 
ganzen  Umfang  der  Monarchie  abgesehen  worden.  Bei  der  Er- 
wägung dieser  Frage  hat  man  nicht  nur  das  Vorhandensein  eines 
praktischen  Bedürfnisses  für  eine  einheitliche  Regelung  des  Ge- 
sindewesens verneint  sondern  auch  anerkannt;  dass  eine  solche 
Regelung  bei  der  verschiedenartigen  Gestaltung  der  Verhältnisse 
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zwischen  Dienstherrschaft  und  Gesinde  in  den  yerschiedenen 
Landestheilen  auf  unüberwindliche  Schwierigkeiten  stossen  möchte^. 
Diese  Ausführungen  würden  nur  dann  als  richtig  anzuerkeimeo 
sein  wenn  es  sich  um  den  Erlass  eines  Reichsgesindegesetzes 
handelte,  welches  in  detailirtester  Weise  alle  Einzelfragen  regeln 
sollte.  Hiervon  ist  jedoch  keine  Rede;  Aufgabe  des  Reichs  ist 
es  nur  durch  den  Erlass  zwingender  Vorschriften  dafür  zu  sorgen, 
dass  die  nach  seinem  Willen  auf  die  Gesindeverhältnisse  anwend- 
baren Normen  dem  Gesinde  auch  in  der  Tbat  ohne  Rücksicht 
auf  das  Landesgesetz  zu  Gute  kommen  und  der  Erfüllung  der- 
selben steht  die  Verschiedenheit  der  wirthschaftlichen  und  ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse  und  Zustände  in  den  einzelnen  Landes- 
theilen mit  Nichten  im  Wege.  Ohne  ein  solches  Gesetz  wird 
die  in  Abs.  1  des  Art.  95  Einf.-Ges.  enthaltene  Vorschrifib  für 
den  grössten  Theil  des  Reichsgebietes  todter  Buchstabe  bleiben, 
wird  in  der  Praxis  des  Rechtslebens  kaum  zu  bemerken  sein, 
dass  die  Reichsgesetzgebung  auch  auf  das  Gesinde  die  bedeut- 
samsten Bestimmungen  des  modernen  Arbeits-  und  Dienstrecbts 
angewendet  wissen  will. 
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Ottellen  und  Entscheidungen. 


Das  Königliche  Oberverwaltungsgericht  zu^Berlin 

und  die  Baupolizei. 

Von 

Otto  Gerland, 

Senator  und  Polizeidirektor  zu  Hildesheim. 


Das  Ober?erwaltungsgericht  hat  bezüglich  des  Begriffs  der 
Baupolizei  einen  Standpunkt  eingenommen,  wonach  dieser 
Zweig  der  Polizei  allmählich  alle  anderen  mit  ihm  in  Berührung 
kommenden  Zweige  der  Polizeiverwaltung  vollständig  über- 
wuchert, ja  man  kann  sagen,  aufsaugt.  Es  verlohnt  sich  deshalb 
der  Mühe,  diesen  Standpunkt  auf  seine  Berechtigung  zu  unter- 
suchen. 

Es  liegen  uns  in  dieser  Richtung  eine  Brcihe  Entscheidungen 
von  1879 — 1897  vor,  welche  anfangs  nur  für  Städte  ergangen 
sind,  in  denen  eine  Königliche  Polizeiverwaltung  für  die  Hand- 
habung der  allgemeinen  Polizei  bestand,  während  die  „Bau- 
polizei" der  städtischen  Verwaltung  infolge  besonderer  Ver- 
leihung sei  es  vor  oder  nach  dem  Erlass  des  Polizeikosten- 
gesetzes von  1892  übertragen  war,  dann  aber  auch  für  Städte, 
in  denen  neben  dem  mit  der  „Baupolizei*^  betrauten  Magistrat 
eine  städtische  Polizeiverwaltung  zur  Handhabung  der  allgemeinen 
Polizei  vorhanden  ist.  Aber  auch  inhaltlich  hat  sich  die  Kecht- 
sprechung    zu    Gunsten    der   Ausdehnung    der    Baupolizei    ent- 

ArebiT  för  öffentliches  Beoht.  XIV.  1.  g 
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wickelt.  Das  Urteil  vom  1.  Mai  1879^  nahm  noch  in  einem 
Fall,  „in  welchem  es  sich  um  die  Kanalisation  einzelner  Stadt- 
teile mittelst  Thonrohrleitungen  und  um  die  Einführung  des  Tage- 
und  Wirtschaftswassers  aus  den  öffentlichen  Strassen  und  den 
anstossenden  Grundstücken  nach  dem  Schiffahrtskanal  und  der 
Spree  handelte^,  an,  es  fehle  dabei  an  jedem  zulänglichen  An- 
tialt  dafür,  dass  irgend  ein  baupolizeiliches  Interesse  in  Frage 
stehe,  „die  baupolizeilichen  Interessen  .  .  .  treten  nach  Lage  der 
Sache  hinter  den  selbständigen  wasser-,  Strassen-  und  gesundheits- 
polizeilichen Interessen  soweit  zurück,  dass  es  nur  verwirrend 
auf  die  Verwaltung  der  Polizei  wirken  könnte,  wenn  angenommen 
werden  sollte,  eine  Verfügung,  mittelst  welcher  aus  Gründen  der 
letzteren  Art  die  Anlage  einer  Kanalisation  verboten  oder  unter 
Bedingungen  genehmigt  ...  sei,  um  deswillen  mit  einer  Klage 
aus  §  155  des  Zuständigkeitsgesetzes ^  anzufechten,  weil  neben 
den  massgebenden  sonstigen  polizeiUchen  Interessen  auch  bau- 
polizeiliche Interessen  geltend  gemacht  werden  könnten^.  Aber 
schon  am  10.  Juni  1892  erklärte  das  Oberverwaltungsgericht  ^ 
die  Auflage ,  eine  als  ungesund  befundene  Wohnung  zu  räumen, 
als  eine  baupolizeiliche,  weil  die  verfugende  Polizeiverwaltung 
vorausgesetzt  habe,  dass  zur  Hebung  des  gesundheitsschädlichen 
Zustandes  bauliche  Vorkehrungen  getroffen  werden  müssten.  Am 
14.  Nov.  1894  wurde  eine  Verfügung,  welche  die  Ableitung  verun- 
reinigter Wässer  nach  dem  Rinnstein  und  die  Anlage  einer  Sammel 
grübe  zu  deren  Aufnahme  vorschrieb,  als  dem  Gebiet  der  Baupolizei 
gehörig  anerkannt^,  weil  die  Verfügung,  wie  die  Entwässerung  eines 
Grundstücks  eingerichtet  werden  soUe^  eine  Angelegenheit  betreffe, 
^deren  Regelung  nach  dem  Begriff  und  der  Aufgabe  der  Baupolizei 
dieser  zugehört".    Und  am  7.  Nov.  1894  entschied  der  Gerichts- 


^  Entscheidangen  des  Oberverwaltungsgerichts  Bd.V  S.  360  ff.,  nament- 
lich S.  d66. 

*  Der  §  155  Zu8t.-Gefl.  vom  26.  Juli  1876  ist  ersetzt  durch  §§  127  ff. 
L.-Verw.-G.  vom  30.  Juli  1883. 

'  Entscheidungen  Bd.  XXTTT  S.  315  ff. 

*  Entscheidungen  Bd.  XXYII  S.  386  ff.,  namentlich  S.  389  ff.,  auch  ab- 
gedruckt im  PreuBsischen  Verwaltungsblatt  Jahrg.  XVI  S.  272. 
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hof  ^,  dass  die  Anlage  einer  Schlanimkiste  zur  Abhaltung  des  Ein- 
laofs  unreiner  Abwässer  von  einem  Grundstück  in  das  Strassensiel 
gleichfalls  zum  Gebiete  der  Baupolizei  gehöre.  Damit  dürfte  die 
Entscheidung  vom  I.Mai  1879  als  überholt  anzusehen  sein,  wenn 
auch  das  Gericht  auf  deren  Begründung  öfter  zurückkommt. 

Das  Oberverwaltungsgericht  begründet  seine  Ansicht,  indem 
es  sagt^:  ,, Zuzugeben  ist  .  .  .,  dass  das  Gebiet  der  Baupolizei 
nicht  scharf  begrenzt  ist.  Neben  baupolizeilichen  Gesichtspunkten 
im  engeren  Sinne  (bautechnischen),  machen  sich  auch  noch  ander- 
weite polizeiliche  Interessen,  namentlich  solche  der  Feuerpolizei 
und  der  Gesundheitspflege  geltend,  und  die  Baupolizeiordnungen 
greifen,  namentlich  insoweit  es  sich  bei  einem  Bau  um  Neben- 
anlagen handelt,  nicht  selten  aus  dem  eigentlichen  engeren  bau- 
polizeilichen Gebiete  in  verwandte  polizeiliche  Gebiete  hinüber. '^ 
Genau  dementsprechend  und  im  besten  logischen  Zusammenhang 
damit  heisst  es  weiter^:  „Da  die  Baupolizei  in  einem  unlösbaren 
Zusammenhang  mit  zahlreichen  anderweiten  Gebieten  steht  .  .  ., 
namentlich  auch  dem  der  Gesundheitspolizei,  so  ist,  wenn  die 
Baupolizei  einer  anderen  Behörde  übertragen  wird  als  die  son- 
stigen Zweige  der  Polizeiverwaltung,  eine  strenge  Scheidung 
dessen,  was  zur  Baupolizei  gehört,  und  dessen,  was  dabei  der 
aligemeinen  Polizei  verbleibt,  sachlich  oft  kaum  möglich.  Hier- 
aus ergiebt  sich,  dass  an  einem  Ort,  in  welchem  ...  die  Bau- 
polizei aus  der  allgemeinen  Polizei  als  besonderer  Zweig  der 
Polizei  ohne  nähere  Bestimmung  ausgesondert  wird,  über  die 
Grenzen  der  so  geschaffenen  ßechtsgebiete  sich  notwendig  viel- 
fache Zweifel  ergeben  werden,  die  aber  schliesslich  für  die  Hand- 
habung im  Einzelfall  gelöst  werden  müssen,  da  es  nicht  angäng- 
lich  erscheint,  dass  zwei  verschiedene  Polizeibehörden  für  ein 
und  dasselbe  polizeiliche  Gebiet  von  demselben  polizeilichen  Stand- 
punkt aus  und  zu  demselben  polizeilichen  Zwecke  gleichzeitig 
zuständig  seien  oder  dass  etwa  die  Zuständigkeit  davon  abhängig 

*  In   Sachen   Spengler  gegen   die   Polixei  -  Direktion   zu   HüdeBheim, 
O.-V.-G.  IV  1362. 

*  Entscheidung  vom  1.  Mai  1879. 
'  Urteü  vom  10.  Juni  1892. 

8* 
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..     .Uli  lvuiu4tt)|   welche  Behörde  sich  zunächst  der  be- 

Vti.M  lijljüuhait   angenommen   hat.*^     Sehr   richtig   sagt 

,1.  ii.  1  itiil  vom  14.  Nor.  1894:  ^Es  ist  nicht  angängig, 
;  ,1  i.  Iiiiu.linii  (Uiarakter  einer  polizeilichen  Verfügung  ...  in 
I  I  \\>>.u  /Ai  i^urlegen^,  eine  solche  Zerlegung  finde  aber  statt, 
,.  IUI  iit.iu  (tio  XU  erlassende  Verfügung  auf  die  verschiedenen 
ii.  1  ilii  ui  Hutracht  kommenden  Gesichtspunkte  prüft  ,,und  — 
)•.  iiiKliiltui  man  den  einen  oder  anderen  Teil  als  den  prävalie- 
i<u'li;ii  i4U(tt»ht  —  nunmehr  die  ganze  Verfügung  dem  so  ge- 
„•.Mitt.iinii  Gesichtspunkt  unterstellt^  .  .  .  „Denn  abgesehen 
il.Koii,  (luHii  es  immer  dem  subjektiven  Ermessen  mehr  oder 
,f*.iii^iu'  aiiheimgestellt  bleiben  wird,  welcher  Teil  der  Verfügung 
.tU  iUiV  (irävalierende  anzusehen  sei,  wird  man  auf  diesem  Wege 
i\(itt  Kiiordernissen  für  eine  einheitliche  Verfügung  auch  einen 
^.iiihttillichen  rechtlichen  Charakter  festzustellen,  nicht  gerecht.'' 
Mhii  w(irde  annehmen  müssen,  dass  auch  damit  die  Begründung 
Mi  iUiUi  Urteil  vom  1.  Mai  1879,  welche  festgestellt  wissen 
^ollid,  welches  Interesse  das  vorwiegende  sei,  widerlegt  sein 
iidllttif  wenn  das  Urteil  nicht  fortführe:  ^Der  Gerichtshof  .  .  . 
Iiiilt  daran  fest,  dass  regelmässig  immer  nur  eine  der  in  Be- 
iriir.lit  kommenden  polizeilichen  Behörden  zum  Erlass  einer  ein- 
heitlichen ortspolizeilichen  Verfügung  für  zuständig  wird  erachtet 
wurden  können  und  dass  nach  Lage  des  einzelnen  Falles  zu  be- 
Mtiiumen  ist,  welche  Behörde  gerade  zum  Erlasse  einer  solchen 
tliatsächlich  erlassenen  Verfügung  zuständig  war.  Dabei  werden 
Mich  freihch  Zweifel  und  Schwierigkeiten  dann  ergeben,  wenn . . . 
die  Baupolizei  einschliesslich  der  Strassenbaupolizei  aus  der  all- 
l^emeinen  Polizei  ohne  nähere  Bestimmung  ausgesondert  und 
einer  besonderen  Behörde  .  .  .  übertragen  worden  ist.  Denn 
eine  strenge  Scheidung  dessen,  was  zur  Baupolizei  und  Strassen- 
baupolizei gehört  und  dessen,  was  der  allgemeinen  Polizei  ver- 
bleiben soll,  lässt  sich  kaum  aufstellen,  und  auch  für  den  ein- 
zelnen Fall  wird  die  Unterscheidung  dadurch  schwierig,  dass 
die  Baupolizei  in  einem  unlösbaren  Zusammenhang  mit  zahl- 
reichen anderweiten  polizeilichen  Gebieten  steht,  namentlich  auch 
mit  dem  der  Gesundheitspolizei.     Wenn  nun  aber  gleichwohl  im 
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Einzelfall  eine  Entscheidung  getroffen  werden  muss,  so  kann 
diese,  wie  schon  hieraus  hervorgeht,  nicht  daraus  entnommen 
werden,  ob  ausschliesslich  oder  vorzugsweise  baupolizeiliche  oder 
gesundheitspolizeiliche  oder  sicherheitspolizeiliche  oder  anderweite 
polizeiliche  Motive  massgebend  für  den  Erlass  der  angefochtenen 
Verfügung  gewesen  sind.  Denn  baupolizeilichen  Anordnungen  liegt 
häufig  genug  ein  gesundheitspolizeiliches  oder  sicherheitspolizeiliches 
Motiv  zu  Grunde,  ohne  dass  man  deshalb  an  dem  Charakter  der 
Anordnung  als  einer  baupolizeilichen  zweifeln  könnte,  wie  denn  auch 
die  meisten  Vorschriften  der  Bauordnungen  auf  sanitäre  oder 
sicherheitspolizeiliche  Rücksichten  zurückzuführen  sind.  Anderer- 
seits kann  wiederum  nicht  entscheidend  sein,  dass  gerade  eine 
bauhche  Massnahme  vorgeschrieben  —  dass  eine  bauliche  An- 
lage verlangt  oder  eine  bauliche  Abänderung  aufgegeben  wird; 
denn  die  Notwendigkeit  einer  solchen  kann  sich  auch  auf  Ge- 
bieten ergeben,  die  nicht  zur  BaupoUzei  gehören.^  Die  Ent- 
scbeidungsgründe  vom  10.  Juni  1892  werden  allerdings  damit 
aufgehoben,  nach  denen  es  gerade  auf  die  Motive,  dass  man 
bauliche  Aenderungen  erwarte,  und  ferner  auch  darauf  ankommen 
sollte,  dass  gerade,  weil  es  sich  um  Vornahme  von  Bauarbeiten 
handle,  von  einer  Handlung  auf  dem  Gebiete  der  Gesundheits- 
polizei keine  Rede  sein  könne. 

Das  Oberverwaltungsgericht   folgert   aber  wieder  weiter  zu 
Gunsten  des  baupolizeilichen  Charakters  der  in  Frage  kommen- 
den Verfügungen.     Das   letzterwähnte  Urteil   sagt   im   ferneren: 
„Die  angefochtene  Verfügung  betrifft  die  Entwässerung  des  .  .  . 
Grundstücks.     Sie    schreibt   vor,    wie  Kläger    die  Entwässerung 
einzurichten  hat,    nachdem   die  bisherige  Art  der  Entwässerung 
zu  polizeiwidrigen  Missständen  geführt  hat.     Die  Verfügung  hält 
sich  also  auf  einem  Gebiet,  welches  unbedenklich  der  Baupolizei 
anheimfällt;  sie  bezielt  eine  Angelegenheit  —  die  Entwässerung 
eines  bebauten  Grundstücks   —   deren  Regelung  nach   dem  Be- 
griff und  der  Aufgabe   der  Baupolizei    dieser  zugehört   und  die 
daher  auch  in   den  meisten  Baupolizeiordnungen  der  Baupolizei 
überwiesen  ist  .  .  .     Ist  dies  aber  richtig,  so  kann  die  Beklagte 
auch  mit  der  jetzt  angefochtenen  Verfügung,  mag  dieselbe  auch 
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in  Missstanden  ihre  Veranlassung  haben,  die  sich  in  sanitärer 
oder  strassenpolizeilicher  Hinsicht  bemerkbar  machten ,  nicht  in 
ein  anderes  polizeiliches  Gebiet  hinüber  gegriffen  haben. ^ 

Am  aliergründlichsten  wird  nun  die  Anschauung  des  Ober- 
TerwaltuDgsgerichts  in  zwei  noch  nicht  abgedruckten  Hildesheimer 
Sachen  ausgesprochen.  „Es  ist  .  .  .  nicht  anzuerkennen^,  sagt  das 
schon  erwähnte,  das  erstinstanzliche  Urteil  aufhebende  Urteil  vom 
7.  Not.  1894,  „dass  die  Verfügung  sich  als  eine  gesundheits- 
polizeiliche darstelle.  Die  Verfügung  ist  vielmehr  als  eine  bau- 
polizeiliche anzusehen.  Wo  für  die  Zuständigkeit  zwischen  Sicher- 
heits-,  Ordnungs-,  Bau-  und  Gesundheitspolizei  unterschieden  wird, 
kann  man  nicht  jede  Angelegenheit  schon  um  deswillen,  weil  bei 
ihr  die  Gesundheit  im  allgemeinen  gefördert  wird,  der  Gesund- 
heitspolizei  zuzählen,  vielmehr  kommt  es  darauf  an,  welcher  Lei- 
stung es  zu  diesem  Zweck  bedarf  und  ob  diese  Leistung  ihrer 
Natur  nach  einem  anderen  polizeilichen  Gebiet  angehört.  Han- 
delt es  sich  um  eine  Leistung  baulicher  Art,  welche  die  Bebau- 
ung der  Grundstücke  oder  auch  deren  Herstellung  in  einer  das 
Bewohnen  derselben  ermöglichenden  Art  betrifft,  so  fallt  diese  in 
das  Gebiet  der  Baupolizei  im  weiteren  Sinne,  auch  wenn  mit  der 
polizeiUch  angeordneten  Leistung  die  Förderung  der  allgemeinen 
Gesundheit  oder  vielmehr  die  Abwendung  von  Gefahren  für  den 
allgemeinen  Gesundheitszustand  bezweckt  wird.  So  wenig  die  die 
bauliche  Konstruktion  der  Gebäude  aus  Rücksicht  auf  den  Gesund- 
heitszustand regelnde  polizeiliche  Anordnung  dem  Gebiete  der  Ge- 
sundheitspolizei im  Gegensatz  zur  Baupolizei  angehört,  so  wenig 
trifft  dies  fiir  Aenderungen  zu,  welche  aus  gleicher  Rücksicht  für 
die  Entwässerung  der  Gebäude  und  der  Baugrundstticke  eine  be- 
stimmte bauliche  Einrichtung  vorschreiben.^ 

Noch  viel  schärfer  aber  spricht  sich  das  —  letzte  —  Urteil 
vom  29.  Nov.  1897  aus.  Es  wird  darin  zwar  zunächst  gesagt: 
„Das  Oberverwaltungsgericht  hat  mehrfach  .  .  .  sich  mit  den 
Schwierigkeiten  beschäftigt,  welche  bezüglich  der  Abgrenzung  des 
Gebiets  der  Baupolizei  von  dem  der  sonstigen  örtlichen  Polizei, 
insbesondere  auch  der  Gesundheitspolizei  entstehen  können,  wenn 
diese  Zweige  der  Polizeiverwaltung  verschiedenen  Behörden  über- 
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tragen   sind.     Insbesondere   ist  Bd.  XXVII   S.  391   ausgeführt, 
es  könne  der  baupolizeiliche  Charakter  einer  Anordnung  nicht 
lediglich  deshalb  verneint  werden,   weil  ihr  gesundheitspolizeiliche 
Motive   zugrunde   liegen ,  noch  sei  es  deshalb  unbedingt  zu  be- 
jahen,    wenn  eine  bauliche  Massnahme    vorgeschrieben    werde.  ^ 
Tappen  wir  danach  wieder  vollkommen  im  Dunkel  und  sind  wie- 
der darauf  hingewiesen,  in  jedem  einzelnen  Fall  —  wie  schon 
gesagt,  nicht  im  Interesse  der  Sache,  sondern  der  Form  —  fest- 
zustellen,  was   denn   nun    eigentlich   das   massgebende,   wo   der 
springende  Punkt  sein  soll,  von  dem  die  Entscheidung  abhängen 
muss,    so    versucht    das    Oberverwaltungsgericht    in    der    letzt- 
genannten Entscheidung   dies  Dunkel  nun   wie   folgt  zu  lichten: 
^Im    vorliegenden    Fall    kommt    in    Betracht,    dass    die    Vor- 
schriften über  die  Art   der  Einrichtung   von  Abortgruben   zwar 
zu  einem  grossen  Teil  auf  sanitätspolizeilichen  Motiven  beruhen, 
dass  sie  aber  regelmässig   in  Verbindung  mit  den  Vorschriften 
über   die    Errichtung   der   Häuser,    zu    denen    sie    gehören,    in 
den    Bauordnungen    behandelt,    mithin    zum    Gebiet    der   Bau- 
polizei gerechnet  werden.     So  ist  auch  in  Hildesheim   das   be- 
stehende Dunstrohr  von  dem  Ma^strat  baupolizeilich  genehmigt 
worden,  die  Anordnung,  in  Abänderung  dieser  baupolizeilich  ge- 
nehmigten Anlage  ein  anders  gestaltetes  Dunstrohr  anzubringen, 
gehört  deshalb   gleichfalls  in    das  Gebiet  der  Baupolizei.     Bau- 
polizeüiche  Verfügungen   im   Sinne   des  §  127   des   L.-Verw.-G. 
zu  erlassen,  ist   aber  nach   dem   Statut  vom  31.  Okt.  1892  nur 
der  Magistrat,  nicht  die  Polizeidirektion  zuständig  .  .  .  Letztere 
hat  .  .  .  eine  Anzahl  nach  Erlass  des  Statuts  von  1892  auf  Be- 
schwerden ergangener  Einzelentscheidungen  des  Regierungspräsi- 
denten und  des  Oberpräsidenten  vorgelegt,  in  denen  die  Zustän- 
digkeit der  Polizeidirektion  anerkannt  ist.    Es  handelt  sich  dabei 
am  Niederlegung  eines  baufälligen   Hinterhauses,   um   Abbruch 
eiaes  baufälligen  Abortes,   um   Auflage  von  Reparaturen   eines 
baufälligen   Hauses    und    um    Ausbesserung    einer    Abortanlage 
hauptsächlich    in    gesundheitspolizeilichem    Interesse.     Hiemach 
scheint  es  allerdings,   dass  die  genannten  Behörden  der  Polizei- 
direktion   weitergehende    Befugnisse   zuerkannt   haben',    als    dies 
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n  i>  U  hihult   des  Statuts  gerechtfertigt  ist.     Für  die   diesseitige 
hjniiv  luuilung    kann   jedoch    dieser   Umstand    nicht   massgebend 

l>uuiit  sind  wir  dazu  gelangt,  was  das  Oberverwaltungsgericht 
jot^t  rUr  massgebend  hält  und  halten  muss^  um  zu  beurteilen,  ob 
\\{\\a  Auflage  eine  baupolizeiliche  ist  oder  dem  Gebiet  der  all- 
KiMiiüinen  Polizei  angehört.     Der  Gerichtshof  kann  sich  nun  da- 
mit helfen,  dass  er  alles ,  worüber  eine  Bestimmung  in  der  Bau- 
et rd  nun  g  getroffen  ist   oder  wo  eine  bauliche  Leistung  erwartet 
wird,  dem  Gebiete  der  Baupolizei  zurechnet,  alles  übrige  der  all- 
gemeinen Polizei  zuweist,  damit  aber  haben  wir  auch  den  Grund 
gefunden,  von  dem   aus  in  die  Entscheidungen  des  Oberverwal- 
tungsgerichts und  damit  in  die  polizeiliche  Praxis  die  Verwirrung 
gelangt  ist.    Das  Oberverwaltungsgericht  hat  von  Anfang  an  mit 
einer  unrichtigen  Auffassung  des  Begriffs  „BaupoUzei^  gerechnet 
und   kann   deshalb  nicht  wieder  auf  einen  befriedigenden  Stand- 
punkt gelangen;  es  vereinigt  die  verschiedenen  Thätigkeiten,  die 
man  früher,  als  man  so  ziemlich  jede  verwaltende  Thätigkeit  als 
Polizei  bezeichnete,  unter  dem  Begriff  der  Baupolizei  vereinigte, 
unter  diesen  Begriff,   statt,   der  jetzt   üblich  gewordenen  Unter- 
scheidung zwischen  der  verwaltenden  und  der  polizeilichen  Thätig- 
keit im  engeren  Sinne  entsprechend,  auch  die  Baupolizei  in  ihrem 
verwaltenden  Teil,  die  Baugenehmigung  und  was  zu  deren  Durch- 
führung gehört,  und  den  aus  anderen  polizeilichen  Gründen  not- 
wendigen baulichen  Auflagen  zu  unterscheiden.    Würde  das  Ge- 
richt eine   solche   Unterscheidung   gemacht  haben,   so  wäre   die 
jetzt  auf  diesem  Gebiet  herrschende  Verwirrung  erspart  geblieben. 
Und  doch  hätte  zu  einer  solchen  Unterscheidung  die  Veranlassung 
vorgelegen,   da  z.  B.  das  Urteil  vom  14.  Nov.  1894  sich   darauf 
beruft,  dass  der  Stadtgemeinde  Posen  „die  Baupolizei  einschliess- 
lich der  StrassenbaupoUzei^   überwiesen  ist,  unter  Strassen bau- 
polizei  aber  doch   nur  die  Thätigkeit  verstanden  werden   kann, 
welche  sich  auf  die  Anlegung,   Regulierung,  Entwässerung  und 


*  Urteil  in  Sachen  Böttcher  gegen  Polizei-Direktion  Hildesheim,  O.-V.-G. 
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Unterhaltung  der  Strassen  bezieht '^.     Dies   ist  eine  rein  verwal- 
tende Thätigkeit,  wie  sie  dem  Magistrat  zukommt,  und  wenn  man 
dem  Magistrat  daneben  auch  noch  die  Mittel  in  die  Hand  geben 
will,  um  die  zur  Erreichung  der  gedachten  Zwecke  nötigen  Mass- 
nahmen erzwingen  zu  können,  so   ist  alles  geschehen,   was  not- 
wendig ist,  um  der  städtischen  Verwaltung  die  für  die  Entwick- 
lang der  Städte  so  notwendige  freie  Hand  bezüglich  der  Anlagen 
der  Strassen  zu  gestatten.     Nur  im  Interesse  der  Städte  würde 
es   dann    liegen,   wenn  nun    die   GesundheitspoUzeibehörde    sich 
gleichfalls  dafür  interessieren  dürfte,   dass  nichts  geschähe,   was 
den  bezüglich  der  ordnungsmässigen  Anlage  und  Erhaltung  der 
Strassen  erlassenen  Bestimmungen  oder  Grundbegri£fen  entgegen 
Bein  würde,  wie  z.  B.  das  Ablaufenlassen  übelriechender  Flüssig- 
keiten auf  die  Strasse;  so  würde  das  ebensowenig  die  städtische 
Strassenbauverwaltung  stören  als  wie  z.  B.  die  mit  der  Strassen- 
polizei  (nicht  Strassenbaupolizei)  betraute  Behörde  unzweifelhaft 
für  die  Wegsamkeit  der  Strassen  zu  sorgen  hat  und  ein  den  Ver- 
kehr störendes  Aufreissen  der  Strassen  hindern,  bezw.  derart  be- 
einflussen kann,  dass   der  Verkehr  immer   möglich    bleibt.     Es 
bedarf  keiner  Bemerkung,   dass   die  Behörde  der  Strassen-,  6e- 
sQudheits-  etc.-Polizei  sich  dabei  nach  den  ftir  die  Anlage  und  In- 
standhaltung  der  Strassen   von    dem  zuständigen  Magistrat   er- 
lassenen Vorschriften  zu  richten  hat.     Würde  man  diese  Unter- 
scheidung zwischen  der  Bauverwaltung,  ich  will  sagen  Baupolizei 
im  weiteren  Sinne,  und  der  mit  der  Gesundheits- ,   Sicherheits-, 
Ordnungs-   u.  s.  w.   Polizei   zusanmienhängenden    Baupolizei   im 
engeren  Sinne  an  Stelle  der  jetzigen  vom  Oberverwaltungsgericht 
beliebten  Begründung   für  die  Entscheidung   der  Frage,   welche 
Behörde  in  baulichen  Sachen  die  zuständige  Polizeibehörde  sei, 
massgebend   sein  lassen,    dann  würde  man  auch  nie  in  die  jetzt 
sich  immer  mehr  häufenden  Schwierigkeiten  geraten  sein,  weil  es 
dann  klar  wäre,  welche  Behörde  zu  entscheiden  hätte,  nämhch  in 
Sachen,  die  nur  mit  der  Errichtung  eines  Neubaus  und  der  Inne- 


*  Fbikdbicbs,  Das  Gesetz  betr.   die  Anlegung  und  Veränderung  von 
Struten  und  Plätzen  vom  2.  JuU  1876,  3.  Aufl.,  Berlin  1894,  S.  56. 
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sicv  iU«u  erteilten  Genehmigung,  sowie  bezüglich  des  Er- 
.  .  ^  U\>^'  Hedingungen^  unter  welchen  eine  solche  Genehmigung 
,vnt  wtmlan  darf,  d.h.  also  des  Erlasses  der  Bauordnungen 
siivv  H^upolizeibehörde,  in  allen  übrigen  Angelegenheiten  die 
nouttt  xuütändige  Polizeibehörde.  Da  aber  die  Bauordnung  die 
Uruudla^e  für  alle  baulichen  Anlagen  bildet,  so  versteht  es  sich 
Viiu  HülbHt,  dass  man  auch  aus  anderen  als  baupolizeilichen  Grün* 
nicht  mehr  verlangen  kann,  als  die  Bauordnung  verlangt.  Nun 
tttöüst  sich  das  Oberverwaltungsgericht  daran,  dass  die  Bauord- 
nungen doch  auch  im  Interesse  der  Gesundheits-,  Sicherheits-  etc. 
Polizei  erlassen  seien  oder  doch  darauf  bezügliche  Bestimmungen 
enthielten  ^^,  aber  es  stösst  sich  hieran  mit  Unrecht.  Denn  die 
bautechnischen  Bestimmungen  entspringen  doch  nur  der  Absicht, 
Wohnungen  zu  scha£fen,  welche  zur  Aufnahme  von  Menschen  ge- 
eignet sind,  und  müssen  deshalb  selbstverständlich  alles  das  be- 
rücksichtigen,  was  nötig  ist,  um  dies  zu  ermöglichen;  wollte  man 
dies  nicht  zugeben,  sondern  nur  die  eine  Behörde  massgebend 
sein  lassen,  dann  würde  wieder  die  Sicherheits-  und  Gesundheits- 
polizei in  das  Gebiet  der  Baupolizei  übergreifen. 

Man  darf  hoffen,  dass  das  Oberverwaltungsgericht  seine  bis- 
herige Praxis  verlassen  werde,  wenn  man  sich  nur  die  Folgerungen 
klar  macht,  die  aus  den  bisherigen  Entscheidungsgründen  ab- 
geleitet werden  müssen.  Es  soll  danach  nicht  nur  alles,  was  „in 
den  Bauordnungen  behandelt  wird^,  zum  „Gebiete  der  Baupolizei 
gerechnet  werden'^  ^^,  sondern  auch  jede  Verfügung,  bei  der  „es  sich 
um  eine  Leistung  baulicher  Art''  handelt,  „welche  die  Bebauung 
der  Grundstücke  oder  auch  deren  Herstellung  in  einer  das  Be- 
wohnen derselben  ermöglichenden  Art  betrifft"  ^*  und  endlich  alle 
Auflagen,  bei  denen  die  verfügende  Polizeiverwaltung  voraus- 
gesetzt hat,  dass  zur  Hebung  des  (gesundheitsschädlichen)  Zu- 
standes  bauliche  Vorkehrungen  getroffen  werden   müssen  ^^.    Da- 


'•  Urteil  vom  14.  Nov.  1894. 
"  ürteü  vom  29.  Nov.  1897. 
"  Urteil  vom  7.  Nov.  1894. 
"  Urteil  vom  10.  Juni  1892. 
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nach  würden  folgende  Gegenstände  in  das  Gebiet  der  Baupolizei 
fallen: 

1.  Die  Räumung  einer  Wohnung,  deren  schädliche  Eigen- 
schaften nur  durch  Vornahme  baulicher  Arbeiten  beseitigt  werden 
können  ". 

2.  Das  Verbot  der  Ableitung  der  Abwässer  von  Grund- 
stücken auf  die  Strasse  und  die  Auflage  der  Herstellung  von 
Sammelgruben  ^\ 

3.  Die  Anlage  einer  Schlammkiste  zur  Reinigung  der  Ab- 
wässer vor  deren  Einlauf  in  das  StrassensieP^. 

4.  Die  Vorschriften  wegen  Anbringung  oder  Erhöhung  eines 
Danstrohrs  an  einer  Abortgrube  ^^. 

5.  Die  Niederlegung  eines  baufälligen  Hauses  oder  eines  bau- 
fälligen Aborts  ^^ 

6.  Die  Ausbesserung  baufälliger  Gebäude  ^^. 

7.  Die  Untersuchung  der  Gasleitungen  zu  Theatern  und  son- 
stigen grösseren  Versammlungsräumen  auf  ihre  Sicherheit,  wie 
das  der  Finanzminister,  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
und  der  Minister  des  Innern,  im  Anschluss  an  die  Rechtsprech- 
ung des  Oberverwaltungsgerichts  vom  21.  Juni  1896  entschieden 
haben «^ 

8.  In  Anlehnung  an  das  zu  1  erwähnte  wird  auch  die  poli- 
zeiliche Beaufsichtigung  der  Kostgängerwohnungen,  sobald  es  sich 
um  Räumung  einer  nur  durch  Bauarbeiten  brauchbar  zu  machen- 
den Wohnung  oder  der  baulichen  Instandsetzung  nicht  mehr  der 
allgemeinen,  sondern  der  Baupolizei  zuzurechnen  sein. 

9.  Die  Instandsetzung  von  Dachrinnen,  aus  denen  wegen 
ihrer  Schadhaftigkeit  Wasser  über  die  Strasse  fliesst,  geht  aus 
dem  Gebiet  der  Strassenpolizei  in  das  der  Baupolizei  über,  weil 


"  Urteil  vom  10.  Juni  1892. 

»  Urteil  vom  14.  Nov.  1894. 

'*  Urteil  vom  7.  Nov.  1894. 

"  Urteil  vom  29.  Nov.  1897. 

"  Wie  vor. 

»»  Wie  vor. 

»•  Min.-Bl.  S.  170. 
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die   Dachrinnen  regelmässig  in   den   Bauordnungen   Erwähnung 
finden. 

10.  In  Verfolg  der  Entscheidung  zu  7  wird  die  Beaufsichti- 
gung der  Theater-  und  sonstigen  Versammlungsräume  nicht  mehr 
der  Sicherheits-,  sondern  der  Baupolizei  zufallen. 

11.  Die  schadhaften  Bedeckungen  der  Abort-  oder  Dünger- 
gruben hat  die  Baupolizeibehörde  ausbessern  zu  lassen,  desgleichen 

12.  die  schadhafte  Abdeckung  eines  Kellerhalses,  eines  Keller- 
fensters oder  einer  sonstigen  Oeffnung  in  der  Strassenfläche;  es 
wird  damit  ein  Teil  der  Sorge  für  die  Weg^amkeit  der  Strassen 
der  Strassenpolizei  entzogen. 

13.  Da  die  Auflagen  der  bei  der  Feuerschau  mangelhaft  be- 
fundenen Feuerungsanlagen  sich  an  die  Bestimmungen  der  Bau- 
ordnungen anlehnen  müssen,  so  hat  nicht  mehr  die  Sicherheits-, 
sondern  die  Baupolizei  die  Feuerschau  abzuhalten. 

14.  Die  Revision  der  zur  Aufnahme  von  Mineralölen  oder 

15.  zur  Lagerung  von  Sprengstoffen  bestimmten  Räume  wird, 
sobald  der  bauliche  Zustand  in  Betracht  kommt,  der  Baupolizei 
angehören,  welche  nun  wohl 

16.  auch  anstatt  der  Behörde  der  Gewerbepolizei  die  nach 
§  120  a — d  R.-Gew.-O.  zu  erlassenden  Verfügungen  zum  Schutz 
der  gewerblichen  Arbeiter  zu  erlassen  hat,  sobald  damit  irgend 
eine  bauliche  Thätigkeit  verlangt  wird.     Auch  würde 

17.  die  in  Gemässheit  des  §  33  R.-Gew.-O.  einzuholende 
Aeusserung  der  Polizeibehörde  über  das  zur  Anlage  einer  Wirt- 
schaft bestimmte  Lokal  bezüglich  seiner  baulichen  Beschaffenheit 
der  Baupolizeibehörde  obliegen. 

Diese  Beispiele,  welche  sich  leicht  noch  bedeutend  ver- 
mehren liessen,  mögen  genügen,  um  zu  zeigen,  wohin  man  auf 
der  vom  Oberverwaltungsgericht  eingeschlagenen  Bahn  gelangt; 
es  wird  danach  die  Baupolizei  in  jedes  andere  Gebiet  der  Polizei- 
verwaltung eingreifen  und  dies  auf  das  empfindlichste  lähmen  können. 

Dazu  kommt  nun  noch,  dass  das,  was  das  Oberverwaltungs- 
gericht gerade  vermieden  wissen  wilP^,  den  rechtlichen  Charakter 


"  Urteil  vom  14.  Nov.  1894. 
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einer  Verfügung  zu  zerlegen,  so  dass  danach  verschiedene  Be- 
hörden zuständig  würden^  jetzt  gerade  unvermeidlich  wird,  wie 
sich  an  der  Hand  der  oben  gegebenen  Beispiele  leicht  zeigen  lässt. 

Wird  eine  Wohnung  auf  ihren  gesundheitlichen  Zustand 
(oben  1)  oder  eine  Kostgängerwohnung  auf  ihre  Bewohnbarkeit 
(oben  8)  besichtigt,  so  hat  die  allgemeine  Polizei  wegen  aller 
übrigen  Mängel,  die  Baupolizeibehörde  aber  wegen  der  bauliche 
Vornahmen  nach  sich  ziehenden  Mängel  einzuschreiten. 

Wird  Wasser  auf  die  Strasse  abgeleitet,  so  muss,  wenn  das 
Zweigsiel  etwa  verstopft  ist,  die  allgemeine  Polizei,  wenn  das  Siel 
schadhaft  ist,  die  Baupolizei  die  Verfügung  erlassen  (oben  2 — 3). 

Theatersäle  und  Versammlungsräume  sind  von  der  Sicherheits- 
polizei darauf  hin  zu  revidieren,  ob  die  Notlampe  vorhanden  ist 
oder  brennt,  ob  die  Notausgänge  geöffnet  sind,  ob  das  etwa 
erforderliche  Feuerwehrpersonal  vorhanden  ist,  ob  die  Gänge 
nicht  durch  Stühle  etc.  versetzt  sind;  sowie  es  sich  um  eine 
Mangelhaftigkeit  der  Gas-  oder  Wasserleitung  handelt,  hat  aber 
die  Baupolizei  die  erforderlichen  Andordnungen  zu  treffen  (oben 
7,  10);  der  gleiche  Unterschied  tritt  bei  der  Aeusserung  auf 
Grund  des  §  33  R.-Gew.-O.  ein  (oben  17). 

Die  Verstopfung  einer  Dachrinne  verhindert  die  Strasseu- 
polizei,  die  Schadhaftigkeit  die  Baupolizei  (oben  9). 

Ist  eine  Abortgrube  überfüllt,  so  wird  dies  von  der  Gesund- 
heitspolizei gerügt,  ist  sie  oder  ihre  Bedeckung  schadhaft,  so  fällt 
dies  der  Baupolizei  zu  (oben  11). 

Bei  der  Feuerschau  hat  die  Sicherheitspolizei  alles  zu  be- 
seitigen, was  daran  durch  gefährliches  Lagern  oder  Aufstellen 
von  Gegenständen  Bedenken  erregt,  die  Baupolizei  alles,  was  mit 
dem  Bauwerk  zusammenhängt  (oben  13). 

Entsprechend  wird  die  Beaufsichtigung  der  Lager  von  Mineral- 
ölen (oben  14)  und  von  Sprengstoffen  (oben  15)  zwischen  der 
Sicherheitspolizei  und  der  Baupolizei  geteilt. 

Auch  die  Verfügungen  zum  Schutz  der  gewerblichen  Arbeiter 
werden  entsprechend  geteilt  werden  müssen  (oben  16). 

Wo  nun  den  verschiedenen  Zweigen  der  Polizeiverwaltuug 
verschiedene    Organe    zur    Verfügung    stehen,    muss    sich    das 
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Publikum  eine  doppelte  Besichtigung  gefallen  lassen ;  was  zur 
Folge  haben  wird,  dass  sich  des  Publikums  eine  arge  Yerstim- 
muDg  bemächtigt.  Wenn  die  Besichtigungen  durch  dieselben 
Organe  bewirkt  werden,  so  haben  diese  doppelt  zu  berichten  oder 
ihre  vorgesetzte  Behörde  hat  den  sie  nicht  berührenden  Teil  des 
Berichts  der  Schwesterbehörde  mitzuteilen,  und  das  Publikum 
gerät  wegen  der  doppelten  Verfügungen  in  Verwirrung;  es  kann 
aber  auch  kommen,  dass  beide  Behörden  verschiedener  Ansicht 
sind  und  deshalb  in  Meinungsverschiedenheit  geraten,  was  auch 
den  Dienst  nicht  fordert.  Da  es  aber  in  vielen  Fällen  zweifel- 
haft ist,  wer  einschreiten  soll,  niemand  aber  die  Neigung  besitzt, 
seine  Befugnisse  zu  überschreiten,  so  wird  in  zahlreichen  Fällen 
lieber  niemand  einschreiten,  als  dass  sich  eine  Behörde  den  Vor- 
wurf  der  Ueberschreitung  ihrer  Zuständigkeit  machen  lässt  — 
und  darunter  leidet  das  ö£fentliche  Interesse  erst  recht. 

Ob  es  nun  im  Interesse  der  Sache  liegt,  wenn  in  jeder  der- 
artigen Sache  vor  der  höheren  Instanz  oder  dem  Verwaltungs- 
gericht der  Beweis  geführt  werden  muss,  welches  Interesse  über- 
wiege, ob  das  baupolizeiliche  oder  das  der  allgemeinen  Polizei  — 
was  man  vielleicht  auch  als  Ansicht  des  Oberverwaltungsgerichts 
ansehen  könnte  —  das  mag  billig  dahin  gestellt  sein;  es  wird 
sehr  interessante  wissenschaftlich  begründete  Verhandlungen  und 
Entscheidungen  ins  Leben  rufen,  der  materiellen  Verwaltung, 
dem  gemeinen  Wohl  wird  aber  nicht  damit  gedient,  es  wird  damit 
—  man  darf  es  wohl  ungescheut  aussprechen  —  die  Sache  der 
Form  geopfert. 

Wäre  es  da  nicht  zweckmässiger,  beide  Behörden,  sowohl 
die  der  allgemeinen  Polizei  als  die  der  Baupolizei  für  zuständig 
zu  erklären,  wenn  es  sich  um  Gebiete  handelt,  auf  denen  beide 
ihre  Zusändigkeit  geltend  machen  könnten?  Warum  soll  dies 
geradezu  „eine  Anomalie*'  sein,  wie  das  urteil  vom  14.  Nov. 
1894  sagt?  Es  kommt  doch  auch  auf  anderen  Gebieten  vor, 
dass  mehrere  Behörden  gleichzeitig  zum  Einschreiten  berechtigt 
sind,  z.  B.  die  Polizei  oder  die  Amtsanwaltschaft  oder  ver- 
schiedene Anklage-  oder  Gerichtsbehörden  in  Gemässheit  der 
§§  7-^1   der  St.-P.-0.     Es   entscheidet  in  solchen  Fällen  der 
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erste  Angriff,  und  ebenso  gut  könnte  es  bei  den  hier  erörterten 
Auflagen  gehalten  werden. 

In  den  eigentlichen  bautechnischen  Fragen,  bezüglich  der 
Genehmigung  von  Neubauten  u.  dergl.,  würde  unzweifelhaft  die 
Baupolizei  die  allein  massgebende  Behörde  sein,  überall  wo  es 
sich  ausserdem  um  die  in  §  10  Tit.  17  Teil  II  A.  L.-R.  oder 
dem  §  6  der  verschiedenen  Pohzeigesetze  vorgesehenen  Fälle 
handelt,  die  allgemeine  Polizei ;  in  zweifelhaften  Fällen  entscheidet 
das  erste  Einschreiten. 

Möchte  doch  die  hier  besprochene  Angelegenheit  aus  ihrer 
jetzigen  Verworrenheit  zu  einer  alle  Teile  befriedigenden  Klarheit 
geführt  werden,  indem  das  Oberverwaltungsgcricht  die  bisher  ver- 
tretene Ansicht  zu  Gunsten  der  allgemeinen  Polizeiverwaltung 
abänderte.  Anderenfalls  dürfte  nichts  übrigbleiben,  als  für  die 
einzelnen  Städte  auf  dem  Wege  des  Ortsstatuts  eine  ander- 
weite j  der  Praxis  besser  entsprechende  Regelung  der  Zuständig- 
keit bezüglich  der  Baupolizei  herbeizuführen. 
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Hehoeoy  Das  Recht  der  Kommunalyerbände  in  Preussen.  Leipzig, 
F.  A.  Brockhaus,  1897.    XV  und  508  S.    M.  10.-. 

Dass  das  Werk  als  Ergänzungsband  zu:  „von  Roenne,  Das  Staatsrecht 
der  preussischen  Monarchie"  einem  Bedürfniss  entspricht,  wird  jedem  Kenner 
des  preussischen  Verwaltungsrechts  unzweifelhaft  sein.  Von  Bobnhak's 
anderen  Zwecken  dienender  ^.Geschichte  des  preussischen  Verwaltungsrechts^ 
abgesehen,  fehlte  es  an  einer  theoretischen  Gesammtdarstellung,  die  durch 
mehr  gelegentliche  Ausführungen  in  den  Handbüchern  des  preussischen 
Staatsrechts  und  die  verdienstYollen  Artikel  des  v.  STENOBL*schen  AVörtet^ 
bnchs  des  Verwaltungsrechts  um  so  weniger  ersetzt  werden  konnte,  als  der 
laudläufige  Kommentar  der  Verwaltungsgesetze  von  v.  Brauchttsch  trotz 
seiner  Vorzüge,  die  in  dem  engen  Anschluss  an  die  parlamentarischen  Vor- 
arbeiten und  der  getreuen  Wiedergabe  der  Rechtsprechung  des  Oberver- 
waltungsgerichts zu  finden  sind,  eines  selbständigen  wissenschaftlichen 
Werthes  entbehrt  und  nicht  zum  wenigsten  dadurch  von  verhängnissvollem 
Einfluss  auf  einen  Theil  der  Praxis  geworden  ist.  Immerhin  bleibt  es  nicht 
gauz  verständlich,  wesshalb  die  verdienten  Männer,  welche  nach  v.  Brauchttsch*» 
allzufrühem  Tode  die  sich  in  rascher  Folge  drängenden  Auflagen  jenes 
Werks  herausgegeben  haben,  jegliche  Anknüpfung  an  theoretische  Erörte- 
rungen, die  in  Einzeldarstellungen  reichlich  vorhanden  waren,  anscheinend 
grrundsätzlich  vermieden  und  auch  in  eine  ernsthafte  Kritik  der  durchaus 
nicht  überall  einwandsfreien  Entscheidungen  des  Oberverwaltungsgerichts 
niemals  eingetreten  sind,  die  doch  das  Reichsgericht  nur  zu  seinem  Vortheil 
in  so  vollem  Maasse  über  sich  ergehen  lassen  muss. 

Alles  dies  sind  Erscheinungen,  die  in  ihrem  tiefsten  Grunde  sich  wohl 
aus  dem  Umstände  erklären,  dass  die  Wissenschaft  des  Verwaltungsrechts 
überhaupt,  besonders  aber  der  preussische  Zweig  derselben,  noch  überaus 
jung  ist,  so  dass  die  Praxis,  weil  sie  mit  der  Theorie  noch  keine  Fühlung 
gewonnen  hat,  sich  an  Präjudizien  anklammert,  Analogien  aber  aus  fremden 
Rechtsgebieten  aus  dem  Wege  geht  und  dadurch  in  die  Gefahr  einer  Ein- 
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seitigkeit  verfällt,  die  es  möglich  macht,  dass  bei  den  Regierungen  das  ver- 
waltnngsrechtliche  Dezernat,  die  Geschäfte  des  Bezirksausschusses,  häufig 
genug  als  nicht  völlig  gleichwertig  der  administrativen  Thätigkeit  im 
engeren  Sinne  angesehen  wird. 

Der  Verf.  kennt  als  früherer  Verwaltungsbeamter  sicherlich  die  Mängel, 
welche  aus  jener  Abwendung  von  der  „grauen  Theorie **  entstanden  sind. 
Sein  vortreffliches  Buch  wird  in  erster  Linie  dazu  dienen,  die  für  beide 
Theile  fruchtbringende  Verbindung  von  Wissenschaft  und  Praxis  her- 
zustellen. 

Ist  schon  trotz  des  kommenden  Bürgerlichen  Gresetzbuchs  die  aus- 
giebige Benutzung  des  noch  geltenden  Privatrechts  rühmenswerth,  wie  sie 
z.  B.  S.  73  ff.  zu  Tage  tritt,  so  machen  die  Anknüpfung  an  die  geschicht- 
liche Entwicklung  und  die  lückenlose  Benutzung  der  vorhandenen  Literatur 
das  Buch  zu  einem  besonders  werthvollen.  Dabei  ist  die  Darstellung,  die, 
um  das  Werk  auch  für  Nachschlagezwecke  brauchbar  zu  gestalten,  einzelne 
Wiederholungen  und  zahlreiche  Verweisungen  nicht  scheuen  darf,  klar  und 
systematisch  wohlgeordnet,  so  dass  nachfolgende  Ausstellungen  den  günstigen 
Gesammteindruck  abzuschwächen  nicht  geeignet  sein  werden. 

Der  noch  immer  auf  der  Tagesordnung  stehenden  Streitfrage  nach 
einer  Begriffsbestimmung  der  „Selbstverwaltung^  geht  der  Verf.  selbst- 
redend nicht  aus  dem  Wege.  Dass,  geschichtlich  betrachtet,  dieser  Begriff 
in  Preussen  einen  sehr  verschiedenen  Inhalt  haben  kann,  so  dass  das  Wort 
...Selbstverwaltung**  in  der  politischen  Diskussion  wie  im  wissenschaftlichen 
Streite  nur  mit  Vorsicht  zu  gebrauchen  ist,  entbindet  die  Theorie  nicht  von 
der  Verpflichtung,  für  die  Zukunft  nach  einer  abschliessenden  Definition  der 
«Selbstverwaltung''  zu  suchen. 

Wenn  nun  der  Verf.  auf  S.  6  zu  dem  Schlüsse  gelangt:  „Selbstverwal- 
tung ist  die  Verrichtung  staatlicher  Funktionen  durch  dem  Staate  unter- 
geordnete, aber  innerhalb  ihres  Wirkungskreises  selbständige  Persönlich- 
keiten", so  ist  dem  ohne  Weiteres  beizustimmen,  falls  der  Begriff  der  von 
den  Kommunen  zu  verrichtenden  „staatlichen  Funktionen"  nicht  allzuweit 
ausgelegt  wird.  Verf.  aber  überspannt  diesen  Begriff,  wenn  er  —  S.  8  — 
zu  den  vom  Staate  den  Kommunen  gestellten  Aufgaben  auch  die  Fürsorge 
für  ihre  eigene  wirthschafbliche  Erhaltung  rechnet,  so  dass  die  rein  privat- 
rechtliche Verfolgung  wirthschaftlicher  Zwecke,  z.  B.  die  Verwaltung  eines 
der  Gemeinde  gehörigen  Landguts  oder  eines  kommunalen  Forstes,  unter 
die  „Selbstverwaltung"  fallen  würde.  Richtig  ist,  dass  der  Staat  sich,  vor- 
namlich  im  18.  Jahrb.,  starke  Eingriffe  in  jenes  Gebiet  kommunaler  Thätig- 
keit erlaubte,  welches  seit  der  Städteordnung  von  1808  begrifflich  als  der 
antonome  Wirkungskreis  der  Kommunen  gilt,  da  ja  „die  wirthscbaftliche 
Krfaaltiing"  eines  Kommunalvcrbandes  immer  „im  Interesse  des  Staates" 
liegt  —  vgl.  S.  8  — .  Dass  dieser  Umstand  aber  kein  brauchbares  Kriterium 
der  „Selbstverwaltung^  abgeben  durfte,  mag  man  daraus  entnehmen,  dass 
ArehiT  für  öffentliches  Recht.  XIY.  1.  9 
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im  letzten  Grunde  dem  Staate  an  „der  wirthschaftlichen  Erhaltnng''  jeder 
physischen  oder  jaristischen  Einzelpersönlichkeit  gelegen  sein  mass«  oKd^ 
dass  die  auf  das  gleiche  Ziel  gerichtete  Thätigkeit  des  Einzelnen  eine  ihn 
Yom  Staate  gestellte  Au%abe  erfüllt.  Es  genügt,  wenn  die  Fürsorge  for 
öffentliche  Zwecke,  wie  für  Armenpflege,  Strassen-  und  Verkehrswesen,  als 
Aufgabe  der  „Selbstverwaltung"  angesehen  wird,  wozu  sich  die  Gemetode 
selbständig  die  Mittel,  sei  es  durch  eine  sorgsame  Pflege  des  Kammcrä- 
Vermögens,  sei  es  durch  Auflagen,  beschaffen  mag. 

Charakteristisch  ist  übrigens,  dass  gerade  das  Institut  der  Zwangs- 
etatisirung  zwecks  Erfüllung  der  den  Kommunen  „gesetzlich  obliegenden 
Leistungen**,  welches  mit  dem  Verf.  folgerichtig  doch  auch  priyatrechtliche  Ver- 
pflichtungen als  Ausflüsse  der  Privatwirthschaft  der  Gemeinden  sicher  stelleo 
sollte,  nicht  zur  Erzwingung  dieser  Prästationen  verwandt  werden  darf  — 
S.  338  — .  Dient  eine  Leistung,  die  zur  wirthschaftlichen  Erhaltang  der 
Gemeinde  nöthig  ist,  in  der  That  zur  Erfüllung  einer  derKommone  seiteos 
des  Staates  gestellten  Aufgabe,  so  wäre  der  Verf.  gezwungen,  dem  Staate 
hinsichtlich  ihrer  für  die  Zukunft  das  Recht  der  Zwaugsetatisirung  za  reklt- 
miren,  da  der  Gemeinde  damit  eine  den  übrigen  durchaus  gleichwerthige 
Selbstverwaltungsaufgabe  obliegen  würde. 

Hätte  übrigens  der  Verf.  nicht,  ohne  Rücksicht  auf  das  geschichtlich  Ge- 
wordene, jede  eigene  Lebensäusserung  der  Gemeinde  grundsätzlich  in  Ab- 
rede gestellt  —  S.  14  — ,  welche,  echt  napoleonisch  gedacht,  nur  eine  Funktion 
in  dem  Räderwerke  des  Staates  zu  erfüllen  hat,  so  würde  er  sogar  dazu  gelangt 
sein,  Gemeindeaufgaben,  die  aus  dem  Nachbarverbande  stammend  älter  al« 
•der  Staat  sind,  aus  dem  Bereiche  der  „Selbstverwaltung"  auszuscheiden. 

Nicht  ganz  einwandsfrei  ist  —  S.  350  —  die  eigenartige  Entwicklung 
•dargestellt,  nach  welcher  aus  Einzelgemeinden  der  Rheinprovinz  die  Bürger- 
meisterei mit  den  charakteristischen  Eigenthümlichkeiten  einer  Sammt- 
gemeinde  zusammenwuchs,  deren  Verfassung  S.  193,  207  geschildert  wird. 
Nicht  planmässig,  sondern  nur  unter  dem  Schwergewicht  der  Thataachr. 
dass  die  Vorsteher  der  Einzelgemeinden  in  der  Regel  der  fremden  Sprache 
nicht  mächtig  waren,  bildete  sich  der  Brauch  heraus,  dass  die  französische 
Behörde  mit  dem  Vorsteher  derjenigen  Gemeinde  in  Verkehr  trat,  der  die 
Geschäftssprache  zu  beherrschen  wusste.  Die  Verwaltungsberichte  der  ersten 
preussischen  Zeit,  die  in  dem  Archiv  des  Berliner  Ministeriums  des  Innern 
ruhen,  erwähnen  ausdrücklich,  dass  die  Landbürgermeistereien  diesem  Spiel 
des  Zufalls  ihre  Abgrenzung  verdanken.  Dass  diese  Entwicklung  für  L««nde$- 
theile,  die  dem  Königreich  Westphalen  angehörten,  nicht  zutreffen  kann, 
liegt  auf  der  Hand,  da  dort  der  Verkehr  der  Aufsichtsbehörden  mit  deii 
Gemeinden  in  deutscher  Sprache  erfolgte.  Hier  hat  die  bewusste  Zusammen- 
legung der  Landgemeinden  eine  Rolle  gespielt. 

Die  Darstellung  der  Kolonisation  Schlesiens  kann  nur,  wenn  ma:. 
die  knappe  Aeusserung  des  Verfassers  S.  44  mit  seiner  Ausführung   S.  4T 
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zusammenhält,  richtig  aufgrefasst  werden.  In  der  Regel  ging  die  Besiedlung 
mit  Dentschen  nicht  von  der  Landesherrschaft,  sondern  von  Rittern,  Stiftern, 
Städten  ans,  so  dass  hier  von  Anfang  an  eine  Gutsherrschaft  yorhanden  war. 
Unerwähnt  ist  der  wichtige  Umstand  geblieben,  dass  in  Schlesien  häufig  ge- 
nug rein  polnischen  Hintersassen  deutsches  Recht  verliehen  wurde,  deren 
Verhältniss  <sur  Gntsherrschaft  allmählich  auch  die  rechtliche  Lage  der  ein- 
gewanderten Siedler  zu  deren  Ungunsten  beeinflusste. 

Dass  Verf.  S.  45  eine  Lehnsassekuration  „Friedrich  L"  von  1782  er- 
wähnt und  S.  54  Anm.  3  bei  der  Besprechung  der  kommunalen  Qualität 
der  Auengrundstücke  Gemeinde  und  „Domaine"  anstatt  Dominium  d.  i. 
Rittei^ut  gegenüberstellt,  fällt  wohl  mehr  in  die  Kategorie  der  Druckfehler. 

Verf.  hat  in  der  Besprechung  der  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  auf- 
gestellten Entwürfe  einer  Landgemeindeordnu-ng  für  den  Gesammt- 
staat  nur  das  KoBHLBR*sche  Projekt,  nicht  aber  die  Arbeit  der  auf  Grund 
einer  Kabinetsordre  zusammengetretenen  Immediatkommission  vom  7.  Aug. 
1820  augefuhrt,  obwohl  diese  zweifellos  den  endgültigen  Niederschlag  der 
Stimmungen  in  den  Kreisen  um  Hardenberg  darstellt.  Unsicherheiten  in 
der  Werthschätzung  dieser  Vorarbeiten  konnten  freilich  nur  bei  einer  ge- 
naueren Einsichtnahme  vermieden  werden,  die  über  den  Rahmen  der  Arbeit 
hinausgegangen  wäre. 

Die  Bedeutung  der  Erhebung  eines  kommunalen  Verbandes  zur  öffent- 
lichen Korporation  hat  der  Verf.  S.  71,  72,  besonders  aber  dort  ge- 
würdiget  —  S.  350,  357  — ,  wo  es  sich  um  Verleihung  von  Korporations- 
rechten an  den  Zweckverband  der  Landgemeindeordnung  vom  3.  Juli  1891 
bandelt,  der  ohne  diese  Massregel  privatrechtlich  nicht  als  juristische  Person, 
sondern  als  ein  Gesellschaftsverhältniss  unter  Einzelgemeinden  behandelt 
wird.  Welche  Bedeutung  die  Korporationseigenschaft  für  die  öffentlich- 
rechtliche  Seite  dieses  Zweckverbandes  hat,  lässt  sich  aus  der  Landgemeinde- 
ordnnng  nicht  entnehmen,  da  dessen  Organisation  und  dessen  publizistische 
Befugnisse  durchaus  mit  denen  des  Zweckverbandes  ohne  Korporationsrecht 
übereinstimmen.  Daraus  ergiebt  sich  zum  mindesten,  dass  kommunale  Bil- 
dungen möglich  sind,  die,  publizistisch  voll  ausgestaltet,  öffentliche  Funk- 
tionen mit  eigenen  Organen,  Behörden  und  Beamten  ausüben  und  durch 
die  Verleihung  korporativer  Rechte  nur  eine  Ergänzung  ihrer  Persönlich- 
keit in  privatrechtlicher  Beziehung  erlangen.  Die  Ausübung  von  öffentlichen 
Rechten  kann  demnach  begrifflich  nicht  an  das  Vorhandensein  einer  öffent- 
lichen Korporation  gebunden  sein,  was  Verf.  S.  71  behaupten  will.  Der 
Begriff  der  öffentlich-rechtlichen  Körperschaft  harrt  vielmehr  noch  einer 
Rerision. 

In  wie  weit  die  Kommune  für  Pflichtverletzungen  ihrer  Be- 
amten haftet,  ist  S.  76 — 78  etwas  knapp  behandelt,  obwohl  mit  Rücksicht 
auf  Art.  77  E.-G.  z.  B.  G.-B.  die  gegenwärtig  geltenden  landesrechtlichen 
Bestimmungen  auch  nach  dem  1.  Jan.  1900  andauernd  Interesse  haben. 

9* 
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Den  Glanzpunkt  der  Darstellung  bietet  die  Wiedergabe  des  Finanz- 
rechts der  Gemeinde  —  S.  209  ff.  — ,  des  Kreises  —  S.  411  ff.  —  und  der 
Provinz  —  S.  463  ff.  — ,  dessen  verwickelte  Nonnen  klar  und  durchaus  zu- 
verlässig behandelt  wurden.  Bedauerlich  bleibt  es  immerhin,  dass  der  Verl 
lediglich  juristisch  vorgeht  und  z.  B.  auf  eine  volkswirthschaftliche  Definition 
des  Begriffs  der  direkten  und  indirekten  Steuern,  wie  er  sich  in  Preussen 
gebildet  hat,  verzichten  zu  können  glaubt  —  S.  262,  268  — .  Schon  der 
Versuch  einer  Begriffsbestimmung  würde  hier  eine  That  gewesen  sein. 

Mit  Unrecht  wird  des  weiteren  bestritten,  dass  die  kommunalen 
Steuerordnungen  zu  ihrer  Gültigkeit  einer  Bekanntmachung  bedürfen  — 
S.  265  — .  Das  Gegentheil  dürfte  aus  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  hervor- 
gehen; ebenso,  wie  die  Gesetze,  bedürfen  Rechtsverordnungen,  um  die  es 
sich  hier  handelt,  nach  ihrer  Sanktion  und  Ausfertigung  einer  förmlichen 
Publikation,  deren  Art  und  Weise  im  üebrigen  die  denkbar  einfachste  sein 
kann.  Die  gegentheilige  Argumentation  des  Oberverwaltungsgerichts  — 
Entsch.  Bd.  XXV  S.  16,  17  —  ist  nicht  überzeugend. 

Bei  der  Bearbeitung  des  Gutsbezirks,  dessen  historische  Entwick- 
lung S.  46  ff.  skizzirt  ist,  hätten  die  Obliegenheiten  des  Gutsvorstehers,  so- 
fern er  nicht  mit  dem  Gutsbesitzer  zusammenfallt,  ausführlicher  behandelt 
werden  können.  Der  scharfe  Gegensatz  in  der  Stellung  desselben  zum  Guts- 
besitzer ohne  obrigkeitliches  Amt,  wenn  finanzielle  Anforderungen  an  den 
Gutsbezirk  herantreten,  würde  wohl  eine  weniger  summarische  Behandlung 
verdient  haben  —  S.  346  ff.  — . 

Breslau.  Dr.  Keil. 


Dr.  (i^astaT  Heidler^  a.  o.  Professor  an  der  Wiener  Universität,  ZurLehre 
vom  Gewohnheitsrecht  auf  dem  Gebiete   des  österreichi- 
schen Staats-  und  Verwaltungsrechts.     Stuttgart,  J.  G.  Cotta 
Nachfolger,  1898.    44  S.    gr.  8.    M.  1.20. 
Verf.  will  eine  Lanze  brechen  für  das  Gewohnheitsrecht  gegen  die  Ein- 
schränkungen, womit  der  österreichische  Verwaltungsgerichtshof  und  meine 
Ausführungen  in  D.  V.-R.  I  S.  130  ff.  es  bedrohen.  Wenn  er  die  Grundanschan- 
ung  vom  Wesen  des  Gewohnheitsrechts  aus   dem  bekannten  Aufsatz  Zitel- 
mann's  in  Arch.  f.  civ.  Pr.  Bd.  66  schöpft,  so  hat  er  es  damit  nicht  glücklich 
getroffen.     Zit^lmann  ist  dort  der   nämliche,  wie  in   seiner  Erstlingsarbeit: 
ausgezeichnet  in  der  Behandlung  der  bisherigen  Meinungen,   gänzlich  unzu- 
reichend in  der  an  die  Stelle  zu  setzenden  Theorie;    „er   hat  keinen  Ersatz 
zu  bieten  als  das  gähnende  Nichts",  sagt  Gierka  von  ihm  (D.  Pr.-R.  I  S.  166 
Note  27).     Dem  Verf.  aber  genügt  diese  Begründung  auf  die  „Vorstellung 
eines  korrekt  denkenden  Menschen,  dass  ein  Satz  gelte";  er  will  demgemäss 
die  Bildung   von  Gewohnheitsrecht  geachtet  wissen  als  einen   „der  Gesetz- 


—     133     — 

geboog  entrückteu  psychologischen  Prozess"  (S.  30),  am  daraus  seine  Folge- 
rungen zu  ziehen. 

Er  verkennt  nicht,  dass  das  Recht  der  öffentlichen  Verbände  „den 
geradezu  klassischen  Boden  bildet  für  die  Entstehung  von  Gewohnheitsrecht" 
(S.  35).  Er  gibt  auch  zu,  dass  der  von  mir  vorgebrachte  Erklärungsgrund 
au  sich  richtig  sei,  dass  nämlich  die  staatlichen  Behörden  hier  „eine  der 
des  Civilrichters  verwandte  Stellung  haben,  indem  sie  beauftragt  sind,  das 
Recht  so  zu  handhaben,  wie  es  sich  zwischen  den  Betheiligten  als  thatsäch- 
lich  eingehaltene  Uebung  herausgebildet  hat"  (S.  43).  Auf  diesen  Beob- 
achtungen hatte  ich  nun  meinerseits  weiter  gebaut.  Warum  ist  die  üebung 
Rechtsquelle?  Doch  nur,  weil  der  Amtsauftrag  der  öffentlichen  Gewalt  die 
Behörde  darauf  verweist,  wie  dies  schon  von  Rühelin  in  Jahrb.  f.  Dogm. 
Bd.  27  8.  204 ff.  sehr  schön  auseinandergetzt  wurde.  Alle  Lehrmeinungen, 
welche  die  Geltung  des  Gewohnheitsrechts  auf  eine  staatliche  Anerkennung 
oder  Gestattung  zurückfuhren,  haben  in  dem  nämlichen  Gedanken  ihren  ge- 
sunden Kern.  Schliesslich  ist  ja  auch  die  Geltung  des  Gesetzesrechts  nur 
auf  diese  Weise  zu  erklären:  Recht  ist  jede  Regel  für  äusseres  Verhalten, 
für  deren  Aufrechterhaltung  die  öffentliche  Gewalt  eintritt.  Daraus  ergibt 
sich  aber  weiter,  dass  eine  Bildung  von  Gewohnheitsrecht  in  der  Verwal- 
tung, über  das  Verbandsrecht  hinaus,  nur  dann  denkbar  wäre,  wenn  eine 
gleiche  bindende  Verweisung  der  Behörden  auf  zu  handhabende  Regeln  der 
Uebung  auch  hier  stillschweigend  bestünde.  Ich  habe  dai^ethan,  dass  es 
nicht  der  Fall  ist,  einfach  schon  desshalb  nicht,  weil  es  für  die  Verwaltung 
eine  innere  Nothwendigkeit,  durch  Rechtssätze  gebunden  zu  sein  —  jenen 
«Heisshunger  nach  Rechtssätzen",  wie  man  ihn  der  Justiz  nachgesagt  hat  — 
nicht  gibt.  Wo  eine  gesetzliche  Grundlage  verlangt  wird  zu  Eingriffen  in 
Freiheit  und  Eigenthum  und  ebenso  wo  umgekehrt  die  Behörden  vom  Ge- 
setz angevdesen  sind,  nach  freiem  Ermessen  der  Nützlichkeit  und  Zweck- 
mässigkeit den  Einzelfall  zu  ordnen,  wäre  ein  stellvertretendes  Gewohuheits- 
recht  geradezu  widersinnig.  Auf  diese  Weise  erhält  die  Thatsache,  dass  wir 
nur  im  Verbandsrecht  der  Gewohnheit  als  wirksamer  Rechtsquelle  begegnen, 
ihre  wissenschaftliche  Begründung. 

Die  Widerlegung,  welche  der  Verf.  mir  widmet,  beachtet  zunächst 
den  Hauptpunkt  gar  nicht.  Für  die  wesentlich  verschiedene  Stellung  zur 
Rechtsordnung,  welche  die  Verwaltung  und  die  Justiz  einnimmt,  ist  die 
«psychologische  Thatsache"  unempfindlich.  Dass  sie  neben  den  gesetz- 
lichen Ermächtigungen  ^ Lücken^  ausfüllen  kann,  gilt  als  selbstverständ- 
lich. Und  wo  der  Gesetzgeber  freies  Ermessen  gewährt,  geschieht  es  nach 
der  Ansicht  des  Verf.  bloss  desshalb,  weil  dieser  selbst  „eine  entsprechende 
Norm  nicht  findet";  er  muss  dankbar  sein,  wenn  die  Verwaltungsbehörde 
—  geschickter  als  er  —  im  Wege  des  Gewohnheitsrechts  eine  solche 
herausbilden  hilft  (S.  42).  Uns  scheint  das  die  verkehrte  Welt  zu  wer- 
den.    Doch   kommt  nichts  dabei  heraus,  mit  solch  unklaren  und  unfertigen 
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Theorien  sich  herum  zu  streiteo ;  das  Richtige  wird  sich  halten  durch  eigene 
Kraft. 

Worauf  wir  aber  besonders  gespannt  w&ren,  das  ist  diejenige  Art  ron 
Widerlegung,  auf  die  doch  schliesslich  alles  ankommt:  der  Nachweis  von 
▼erwaltungsrechtlichem  Gewohnheitsrecht  ausserhalb  des  Verbandsrechts. 
Je  nachdem  wird  selbstverständlich  auch  die  Theorie  sich  fügen  müssen. 
Was  erhalten  wir  da?  Die  Beispiele  aus  dem  Verfassungsrechte  lassen 
wir  bei  Seite.  Erwähnt  sei  nur  die  eigenthümliche  Aufstellung  (S.  83),  dass 
die  absolute  Gewalt  des  Kaisers  von   Oesterreich   bis  Eur  Verfassung  vom 

4.  März  1849  auf  Gewohnheitsrecht  beruhte,  nach  Beseitigung  dieser  Ver^ 
fassung  durch  Patent  vom  31.  Dez.  1867  auf  „gesetztem  Recht ^.  Aber  für 
das  Verfassungsrecht  gelten  eigene  Regeln,  die  nach  dem  besonderen  Wesen 
dieser  Rechtsart  zu  erkennen  sind;  die  Sache  ist  wohl  nicht  so  einfach,  ab 
der  Verf.  meint.    Doch  handelt  es   sich  hier  nur  um  das  Verwaltungsrecht. 

In  dieser  Beziehung  finden  wir  in  der  vorliegenden  Schrift  folgende 
Belege  für  Gewohnheitsrecht  ausser  Verbandsrecht  aufgeführt.  Die  Grund- 
sätze des  Verfahrens  der  Verwaltungsbehörden  sind  in  Oesterreich  nicht  ge- 
setzlich geregelt.  Daher  „die  Fruchtbarkeit  der  Gewohnheit  auf  diesem 
Rechtsgebiete **  (S.  40).  Ganz  sicher  ist  die  Sache  nicht;  das  GewohnheiU- 
recht  ist  noch  „in  der  Entwicklung",  nur  gewisse  wichtige  Grundsätze  haben 
jetzt  schon  „die  Kraft  des  Gewohnheitsrechts  erlangt**  (S.  38).  Der  Verf. 
beruft  sich  dafür  auf  Tezner,  Administratiwerfahren  S.  12  fr.  Leider  aber 
müssen  wir  sagen,  dass  Tbznbr^s  Ausfuhrung  ihn  dazu  keineswegs  ermächtigt. 
Dieser  stellt  ganz  richtig  fest,  dass  die  Regeln  des  „administrativen  Pro- 
zesses", wie  er  es  nennt,  auf  „Rechtssätzen  des  Juristenrechts"  beruhen^ 
d.  h.  auf  Regeln,  welche  das  Verwaltungsgericht  aus  dem  Wesen  dieses  Ver- 
fahrens folgert  (a.  a.  0.  S.  16,  16).  Wenn  der  Verf.  das  als  Gewohnheits- 
recht nimmt,  so  ist  das  ein  Beweis,  wie  genügsam  er  mit  seinen  Belegen 
ist.  Mit  derselben  Genügsamkeit  hat  er  auch  (S.  13  Note  2)  Setdel  unter 
denjenigen  angeführt,  welche  das  Gewohnheitsrecht  anerkennen  (man  muss 
nur  nachlesen  1),  und  beruft  er  sich  am  Schluss  (S.  44)  auf  Rf^HSLiN  a.  a.  0. 

5.  229:  der  soll  darthun,  dass  die  besondere  Stellung  der  Verwaltungs- 
behörden das  Gewohnheitsrecht  durchaus  nicht  ausschliesst,  weil  er  die 
Wichtigkeit  der  Uebung  für  sie  hervorhebt;  Rümelin  meint  diese  aber  ge- 
rade im  Gegensatz  zum  Gewohnheitsrecht.     Das  ist  also  alles  nichts. 

Weiter!  Als  weiteren  Beleg  erhalten  wir  den  Fall  der  österreichischen 
Gemeindeordnungen:  „indem  wohl  eine  Bestimmung  über  die  Zulässigkeit 
der  Sistirung  von  Dezernaten  der  Gemeindeausschüsse,  nicht  auch  der  Ge- 
meindevorsteher seitens  der  Aufsichtsbehörden  getroffen  ist"  (S.  41).  Da 
sollte  also  ein  Gewohnheitsrecht  sich  bilden  können,  wonach  auch  die 
letzteren  sistirt  werden  dürften.  Wir  hielten  das  für  überflüssig,  da  man 
diese  Beschlüsse  ja  einfach  aufheben  kann  (Ulbrich,  Oesterr.  St.-R.  S.  286). 
Jedenfalls    behauptet   Verf.   selbst   nicht,   dass   hier   ein   Gewohnheitsrecht 
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wirklich  bestehe;  er  will  bloss  sagen:  hier  sei  ein  Platz,  wo  Gewohnheits- 
recht entstehen  könnte,  falls  solches,  wie  er  behauptet,  auf  dem  Gebiete  der 
Verwaltung  zulässig  wäre.    Lassen  wir  das  dahingestellt. 

Und  weiter?    Ja,  nun  ist  es  zu  Ende.    Weiteres  Beweismaterial  hat 
der  Verf.  nicht  zu  bieten. 

Es  giebt  eben  Monographien,  die  überhaupt  nichts  Anderes  beweisen 
als  den  lebhaften  Wunsch  ihres  Verf.,  etwas  zu  der  Sache  zu  sagen. 

Otto  Mayer. 


Dr.  Johann  Zolger,  k.  k.  Statthalterei-Konzeptspraktikant  in  Graz,  0 öster- 
reichisches Verordnungsrecht,  verwaltungsrechtlich  dargestellt. 
Innsbruck,  Wagnerische  Universitätsbuchhandlung,  1898.  VII  u.  424  S. 
gr.  8.   M.  6.—. 

Ein  dankbarer  Gegenstand  ist  hier  mit  grossem  Fieiss  und  Scharfsinn 
behandelt.  Der  Verf.  bewährt  wieder  einmal  den  hervorragenden  Sinn  der 
neueren  österreichischen  Juristen  fiir  dogmatische  Behandlung  des  öffent- 
lichen Rechts.  Man  wird  natürlich  bei  dem  Buche  sofort  an  Rosin' s  Folizei- 
verordnungsrecht  in  Preussen  denken.  Wir  möchten  es  diesem  nicht  gerade 
gleichstellen.  Aber  immerhin  kann  es  sich  noch  daneben  sehen  lassen.  Da- 
mit ist  unseres  Erachtens  schon  viel  gesagt. 

Es  geschah  vielleicht  unter  dem  Einflüsse  dieses  Vorbildes,  wenn  Verf. 
auch  seinerseits  den  Titel  mit  dem  Zusätze  versah:  „verwaltungsrechtlich 
dargestellt".  Allein  das  durfte  wohl  Rosin  von  seinem  Polizeiverordnungs- 
rechte sagen,  nicht  aber  der  Verf.,  der  seine  Aufgabe  ausgedehnter  bestimmt 
hat:  das  Verordnungsrecht  des  Kaisers,  die  Nothverordnung,  die  zeitweilige 
Ansserkraftsetzung  gewisser  Verfassnngsbestimmungen  und  manches  andere, 
was  er  dieser  Aufgabe  gemäss  bringt  und  bringen  muss,  entspricht  nicht  der 
durch  jenen  Zusatz  angedeuteten  Beschränkung.  Nicht  verwaltungsrechtlich  im 
Gegensatz  zu  staatsrechtlich,  wie  er  in  der  Vorrede  es  erläutern  will,  ist 
seine  Darstellung,  sondern  staatsrechtlich  und  verwaltungsrechtlich. 

Der  Gang,  den  diese  Darstellung  nimmt,  trifft  im  Wesentlichen  mit  der 
RosiN*s  überein;  er  ist  durch  die  Natur  der  Sache  gegeben.  Kap.  I  bringt 
den  Begriff  der  Verordnung,  Kap.  II  und  HL  das  Verhältniss  zum  Gesetz 
and  den  Grund  des  Verordnungsrechts,  Kap.  IV  die  Verordnungsberechtigten. 
In  Kap.  V  wird  der  Inhalt  der  Verordnung  behandelt,  der  der  Strafverord- 
nong  insbesondere.  Kap.  VI,  VII  und  IX  geben  die  Regeln  für  Erlassuug, 
Wirksamkeit  und  Erlöschen  der  Verordnung;  eingeschoben  sind  in  Kap.  VIII 
die  Kontrolen  des  Verordnungsrechts.  Den  Schluss  bilden  in  Kap.  X: 
„Einige  typische  Verordnungsformen  des  österreichischen  Rechts",  wie  es 
im  Inhaltsverzeichnisse,  „Einige  besonders  wichtige  Verordnungsarten ",  wie 
es  in  der  Textuberschrift  heisst.  Die  letztere  Bezeichnung  ist  die  richtigere. 
Denn  wir  finden  hier  durchaus  nichts  typisch  Oesterreichisches,  sondern  wohl- 
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bekaunte  lostitate  des  allgemeinen  Staatsrechts:  AusfuhrungsTerordnnng,  Noth- 
Verordnung  und  gewisse  Stücke  des  Belagerungszustandes  —  bei  welchen  es  frei- 
lich zweifelhaft  sein  kann,  ob  der  Name  Verordnung  noch  dafür  passt.  Der  Verf. 
verfährt  mit  diesem  etwas  eigenartig;  wir  werden  noch  darauf  zurückkommes. 

Vor  Allem  sei  nun  gesagt,  dass  uns  in  diesem  Rahmen  sehr  viel  An- 
ziehendes und  Lehrreiches  geboten  wird.  Das  Rechtsinstitut  entfaltet  den 
Reichthum  seiner  Formen;  manchmal  etwas  breit  wird  er  auseinandd^elegt 
und  nicht  ohne  Wiederholungen,  aber  gründlich  und  sorgfältig.  Den  Stof 
liefern  nicht  blosse  Lehrmeinungen  und  Schulbegriffe,  sondern  das  lebendige 
Recht  soll  es  sein  in  enger  Anlehnung  an  die  Wirklichkeit  der  RechtshaDd- 
habung.  Die  Aussprüche  des  Verwaltungsgerichtshofes  und  anderer  Behörden 
spielen  die  Hauptrollo.  Aus  einer  Fülle  von  Einzelbeispielen  erfahren  wir, 
wie  es  gemeint  ist.  Der  Verf.  begleitet  alles  mit  lebhafter  Kritik,  meift 
einleuchtend  und  verständig,  dazwischen  vielleicht  allzu  spitz  und  tiftelif^.  Jeden- 
falls hat  man  etwas  davon.  In  dieser  Verwerthung  der  Praxis  möchte  ich 
das  Hauptverdienst  des  Buches  sehen. 

In  weniger  günstigem  Lichte  zeigt  sich  sein  Verhältniss  zur  Literator. 
In  dieser  Beziehung  ist  der  Verf.,  wie  es  scheint,  nicht  genügend  ge- 
rüstet. Die  neuere  deutsche  Literatur  hat  er  nicht  verfolgt,  aus  der  franzc'- 
sischen  führt  bis  gegen  das  Ende  hin  Dejammb  eine  Art  Alleinherrschtft. 
Selbst  Rosin,  der  doch  von  grundlegender  Bedeutung  für  ihn  ist,  benutzt 
Verf.  nur  in  der  ursprünglichen  Gestalt  der  ersten  Auflage  von  1882.  Damit 
hängt  zusammen,  dass  er  sich  an  die  Schriftsteller,  die  er  kennt,  desto  nn- 
bedingter  anschliesst.  So  dient  z.  B.  für  die  Lehre  von  der  Anfechtung 
der  Verordnungen  (S.  337  ff.)  die  Ansicht  Bernatzik's  über  Gnmd  ukI 
Wesen  der  Rechtskraft  schlechthin  als  Richtschnur:  Rechtskraft  ist  nach 
Naturgesetzen  eine  Eigenschaft  der  Anwendung  eines  allgemeinen  Satzes  aof 
den  Einzelfall,  des  logischen  Schlusses,  der  Entscheidung.  Warum  das  so 
sei,  das  macht  dem  Verf.  keine  Skrupel;  jurat  in  verba  magistri.  Nun  ist  js 
Bernatzik's  Buch  bekanntlich  sehr  geistvoll  geschrieben;  aber  so  ganz  über- 
sehen darf  man  desswegen  doch  nicht,  dass  in  der  Literatur  bezüglich  des 
Wesens  und  Grundes  der  Rechtskraft  sehr  viele  Leute  anderer  Ansicht  sind. 

Die  schwache  Seite  des  Buches  wird  naturgemäss  da  am  meisten  fühlbar, 
wo  es  sich  um  die  allgemeineren  wissenschaftlichen  Grundlagen  handelt  und 
die  unmittelbare  Anlehnung  an  die  Praxis  versagt.  Die  Art,  wie  der  Verf. 
den  Verordnungs begriff  abgränzt,  mag  das  belegen. 

Die  Verordnung  scheidet  sich  vom  Gesetz  formell,  durch  ihren  Aos- 
gangspunkt:  sie  ist  ein  Akt  der  Staatsgewalt,  der  „auf  dem  Verwaltongs* 
wege  zu  Stande  kommt"  (S.  8).  Von  anderen  Akten  der  Verwaltung  scheidet 
sie  sich  durch  ihren  Inhalt:  „Die  Verordnung  ist  ein  Rechtssatz,  objektive 
Rechtsnorm **  (S.  28).  Damit  könnten  wir  auskommen;  denn  der  Rechtssitz 
ist  uns  eine  sehr  bestimmte,  klar  abgegrenzte  Erscheinung.  Dem  Vert  aber 
nicht;  ihm  verflüchtigt  sich  dieser  Begriff  zu  dem   allgemeinen  Bilde  der 
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»Regelung  abstrakter  Thatbestände",  der  „abstrakten  Norm",  und  in  Folge 
davon  kämpft  er  erst  noch  mühsam  um  die  Grenzlinie  gegen  andere  abstrakte 
Normen,  die  er  ohne  Weiteres  als  gleichbedeutend  mit  Rechtssätzen  hin- 
nimmt. Da  sind  vor  Allem  die  „yereinbarten  Satzungen":  die  Statuten 
der  Aktiengesellschaft  sind  nach  ihm  Rechtsnormen  (S.  34)  und  nur  desshalb 
nicht  Verordnungen,  weil  sie  nicht  „obrigkeitlich"  festgesetzt  werden.  Ebenso 
sind  Hansordnungen,  Fabrikordnungen,  Betriebsreglements,  auch  die  beson- 
deren Ordnungen  staatlicher  und  gemeindlicher  Anstalten,  wie  Kranken- 
häuser, Bibliotheken,  Schulen  u.  s.  w.  —  „Rechtsnormen  auf  dem  Boden  des 
Vertragsrechts"  (S.  40 ff.)*  Freilich  können  sie  auch  Verordnungen  sein; 
dann  nämlich,  wenn  sie  „von  Organen  erlassen  werden,  welche  mit  obrigkeit- 
licher Gewalt  ausgestattet  sind"  (S.  44).  Der  Verf.  hebt  aber  selbst  mehr- 
fach hervor,  wie  schwierig  das  oft  zu  unterscheiden  sei. 

Dazu  kommen  nun  noch  die  „Normalien",  worunter  Verf.  allgemein 
Dienstanweisungen,  Instruktionen  versteht.  Gegen  Laband,  welcher  (mit 
vielen  Anderen)  von  diesen  sog.  Verwaltungsverordnungen  behauptet,  sie 
gäben  keine  Rechtssätze,  wendet  sich  der  Verf.  mit  Entschiedenheit  und 
glaabt  ihn  „schon  dadurch  zu  widerlegen,  dass  Laband  selbst  diesen  Ver- 
ordnungen „Rechtswirkungen"  zuerkennt";  das,  meint  er,  genüge,  um  der 
Norm  den  Charakter  einer  Rechtsvorschrift  zu  geben  wie  bei  der  Verord- 
nung, nur  der  erkennbare  Zusammenhang  mit  der  „Dienstherrlichkeit"  ver- 
anlasst eine  Reihe  von  Eigen thümlichkeiten. 

Auf  diese  Weise  ist  für  die  öffentlich-rechtliche  Anstaltsordnung,  wie 
für  die  mancherlei  anderen  Verwaltungsvorschriften,  welche  weder  Rechts- 
sätze noch  allgemeinen  Vertragsinhalt  geben,  also  für  die  in  neuerer  Zeit 
mehr&ch  genauer  untersuchten  Generalverfügungen,  selbstverständlich  keine 
Würdigung  zu  finden;  dem  Vei*f.  sind  sie  in  ihrer  Eigenart  gar  nicht  auf- 
gefallen. Vor  Allem  aber  ist  der  feste  Begriff  der  rechtssatzschaffenden 
Verordnung  aufs  Bedauerlichste  verwischt. 

Die  nachtheiligen  Folgen  davon  bleiben  nicht  aus.  S.  93  ff.  z.  B.  be- 
handelt Verf.  die  Frage,  ob  der  Verwaltung  ein  selbständiges  Verord- 
nungsrecht  zustehe,  ein  solches  also,  welches  unabhängig  ist  von  gesetz- 
licher oder  verfassungsrechtlicher  Grundlage.  Er  bejaht  sie.  Zunächst  mit 
der  alten  Formel:  der  Monarch  habe  durch  Gewährung  der  Verfassung  nur 
auf  die  darin  ausdrücklich  dem  Gesetze  zugewiesenen  Befugnisse  verzichtet 
(S.  99).  Arndt  mit  seinem  Verordnungsrecht  im  Deutschen  Reich  ist  sein 
Gewährsmann.  Bedeutsamer  schiene  es  uns,  wenn  es  wahr  wäre,  was  Verf. 
behauptet :  dass  nämlich  die  österreichische  Praxis  zahlreiche  Beispiele  von 
solchen  selbständigen  Verordnungen  aufwiese  (S.  101).  Von  den  Polizei- 
verordnungen, die  er  am  Schlüsse  nennt,  dürfen  wir  wohl  absehen;  denn 
diese  scheinen  nach  seinen  eigenen  Ausführungen  der  gesetzlichen  Grundlage 
nicht  zu  entbehren.  An  der  Spitze  aber  führt  er  auf:  „viele  Verordnungen, 
welche  die  Regelung  des  Staatsdienstverhältnisses  zum  Gegenstande  haben." 
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Das  sind  natürlich  lauter  Verwaltuzigsyorschriften,  ebenso  wie  die  vereinzelten 
Beispiele  anderer  Art,  die  er  hinzufügt.  Die  nnklare  Abgrenzung  des  Be- 
griffs der  Verordnung  und  des  Reehtssatzes  hat  ihn  irre  geföhrL 

Doch  genug  der  Ausstellungen.  Es  wäre  noch  manches  zu  sagen. 
Gleichwohl  kann  ich  nur  wiederholen,  dass  ich  das  Buch  für  eine  werthToUe 
Bereicherung  der  staatsrechtlichen  Literatur  ansehe. 

Otto  Mayer. 


Dr.  A.  Igricola»  Reichsgerichtsrath  a.  D.,  Bekenntnissgebundenheit 
und  Lehrfreiheit  unter  dem  Gesichtspunkt  des  Rechts. 
Eisenach,  R.  WUkens,  1898.    49  S.    gr.  8.   M.  —.80. 

Die  Frage,  welche  Sohm  so  mächtig  angeregt,  will  Verf.  nach  ihren 
beiden  wichtigsten  Beziehungen  ohne  alle  politischen  Nebengedanken  ^^^^^^ 
▼om  rechtlichen  Standpunkte"  erörtern.  Es  handelt  sich  um  die  bindende 
Kraft  der  evangelischen  Bekenntnisssohriften  für  Geistliche  einerseits,  für 
Theologieprofesaoren  andererseits.  In  ersterer  Beziehung  gelangt  er  alsbald 
zu  dem  Satz:  »Die  Predigt  des  Wortes  nach  dem  Verständnisse  des  Be- 
kenntnisses wird  zur  rechtlich  bindenden  Amtspflicht  des  Predigers  und  die 
Berufung  wie  üeberwachnog  desselben  nach  Massgabe  des  ersteren  zur 
Amtspflicht  wie  zum  Amtsrecht  des  Kirchenregiments**  (S.  18).  Dass  diese 
formale  Strenge  Schwierigkeiten  macht,  bemerkt  Verf.  selbst.  Die  Losung 
findet  er  darin,  dass  nicht  der  Buchstabe  des  Bekenntnisses  massgebend  ist, 
sondern  der  Geist  des  Ganzen.  Aber  nicht  der  Geist  des  Bekenntnisses,  wie 
ihn  der  Einzelne  darin  findet,  sondern  wie  er  in  der  Glaubensgemeinschaft 
lebendig  ist.  Auch  die  Glaubensgemeinschaft  ist  nicht  unmittelbar  mass- 
gebend, sondern  der  Geist  in  deren  Haupt  und  Vertretern,  im  Kirchen- 
regiment. V  Damit  wird  die  Entscheidung  vorwiegend  in  das  Gewissen  der 
Urtheilenden  gelegt*  (S.  21).  Wie  sehr  insbesondere  der  preussische  Ober- 
Idrchenrath  zu  solcher  Entscheidung  geeignet  ist,  wird  dann  des  Näheren  aus- 
geiiihrt. 

Anders  steht  es  mit  den  Theologieprofessoren.  Sie  haben  Wissenschaft 
an  lehren  und  die  Wissenschaft  ist  frei.  Auch  haben  sie  kein  Kirchenamt, 
stehen  nicht  im  Dienst  der  Kirche ;  diese  kann  ihnen  also  die  Ausübung  des 
Amtes  nicht  untersagen  (S.  41).  Wohl  aber  kann  sie  ihre  Dienstleistungen 
«ablehnen^  —  durch  „Verbot  und  Warnung*  an  die  Studenten,  bei  ihnen 
zu  hÖreu,  sowie  durch  ^Berücksichtigung  bei  Prüfung  und  Anstellung  der 
Kandidaten"  (S.  42).  Das  sind  freilich  nur  NothbeheUe:  »Direktere  und  be- 
friedigendere Hülfe  würde  nur  durch  Disposition  der  Kirche  über  Besetzung 
der  theologischen  Fakultäten  zu  gewinnen  sein."  In  gewissem  Sinne  scheint 
dem  Verf.  das  Verlangen  der  Kirche  nach  einer  Mitwirkung  dabei  be- 
rechtigt, —  ein  erst  werdendes,  noch  nicht  formulirtes  Recht,  nennt  er  das 
(S.4Ö). 
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Der  Verf.  schreitet  uns  doch  za  gewaltig  aus,  als  dass  wir  ihm  so  ohne 
Weiteres  folgen  könnten.  Wo  ist  die  evangelische  Kirche  eigentlich?  möchten 
wir  fragen.  Wenn  der  so  vielfach  angernfene  Geist  des  evangelischen  Bekennt- 
nisses massgebend  sein  soll,  so  hat  der  sich,  dünkt  ans,  im  Laufe  der  Ge- 
schichte unserer  Kirche  lebendiger  erwiesen  an  den  Universitäten  als  in  den 
Konsistorien,  und  in  das  Gewissen  eines  Theologieprofessors  kann  man  am 
Ende  eine  Entscheidung  ebenso  wohl  stellen,  wie  in  das  eines  Konsistorial- 
rathea.  Otto  Mayer. 


Lenke  und  Loewenfeld,  Die  Rechtsverfolgung  im  internationalen 
Verkehr.  11.  Bd.  Berliu,  Heymann's  Verlag,  1897.  XXTT  u.  1124  S. 
gr.  8. 

Man  wird  dem  Kritiker  keinen  Vorwarf  daraus  machen  können,  dass 
er  eine  geraume  Zeit  hat  verstreichen  lassen,  bevor  er  sich  ein  endgültiges 
Urtheil  über  ein  Werk  der  hier  fraglichen  Art  bildete.  Ein  Werk,  welches 
in  erster  Linie  der  Praxis  dienen  soll,  muss  eine  längere  Zeit  benutzt  worden 
sein,  um  beurtheilt  werden  zu  können.  Man  wird  nunmehr  etwaige  Zweifel, 
welche  in  der  ersten  Zeit  auftauchten,  bei  Seite  legen  dürfen  und  versichern 
können,  dass  auch  der  zweite  Band  seinen  Zweck  erreicht  hat.  Die  inter- 
nationale Praxis  im  Verkehr  mit  den  behandelten  Staaten  ist  ohne  Zweifel 
bedeutend  erleichtert  worden.  Der  Verf.  dieser  Zeilen  hat  insbesondere  die 
Aufsätze  über  die  Türkei,  Russland  und  Dänemark  praktisch  brauchbar  und 
zuverlässig  befunden.  Es  ist  gewiss  richtig,  dass  der  zweite  Band  auch  eine 
Reihe  von  Staaten  behandelt,  mit  welchen  nur  sehr  wenige  Auserwählte  in 
Berührung  kommen  werden,  und  man  könnte  die  Frage  aufwerfen,  ob  die 
Herren  Herausgeber  diesen  letzteren  Staaten  nicht  eine  zu  grosse  Bedeutung 
beigemessen  haben.  Andererseits  ist  allerdings  nicht  zu  verkennen,  dass  ein 
Werk,  welches  zunächst  die  Bedürfnisse  der  Praktiker  eines  Staates  im  Auge 
hat,  dessen  Handel  keine  Grenzen  mehr  kennt  und  überall  eindringt,  keinen 
Staat  unberücksichtigt  lassen  darf.  Dass  ein  Werk,  wie  das  vorliegende,  im 
Deutschen  Reiche  mit  Aussicht  auf  Erfolg  und  Beifall  herausgegeben  werden 
konnte,  hat  ohne  Zweifel  seinen  Grund  darin,  dass  der  deutsche  Handel  das 
Bednrfniss  für  ein  derartiges  Werk  geschaffen  hat.  Im  Gegensatz  zu  der 
Rechtswissenschaft,  welche  auf  selbst  gewähltem  Felde  arbeitet,  hat  sich  die 
Praxis  mit  dem  zu  beschäftigen,  was  ihr  von  der  Klientel  gebracht  wird. 
Im  modernen  Deutschen  Reiche,  dessen  kommerzielle  Entwickelung  viele 
fremde  Staaten  beunruhigt,  nimmt  die  Ziffer  der  internationalen  Rechts- 
sachen beständig  zu;  dies  nöthigt  den  deutschen  Praktiker,  dem  Handel  zu 
folgen  und  sich  um  ausländische  Rechtsverhältnisse  zu  kümmern,  welche  er 
früher  getrost  der  Wissenschaft  überlassen  konnte. 

Zweifelhaft  erscheint  es,  ob  der  Abschnitt  „Vollmachtsformalare''  wirk- 
lich den  praktischen  Werth  hat,  den  die  Herren  Herausgeber  erwartet  haben. 
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Die  meisten  der  gegebenen  Formulare  wirken  nicht  nor  nicht  einladend, 
sondern  geradezu  abschreckend. 

Die  Zusammenstellung  der  Justizministerialyerfiigungen,  eine  Zasammoh 
stellung,  welche  leider  auf  Freussen  beschränkt  geblieben  ist,  wird  als  höchst 
willkommen  bezeichnet  werden  können.  Es  ist  zu  wünschen,  daas  alle  prenssi- 
sehen  Amtsgerichte  das  auf  S.  1005  abgedruckte  Formular  adoptiren. 

London.  Dr.  G.  H.  P.  Inhülsen. 


Familien fideikommisse  von  Paul  Hager^  Doktor  der  Staatswissenschaftei 
und  der  Rechte.  (Staatswissenschaftliche  Studien,  herausgeg.  von  Prol 
Dr.  Ludwig  Elster,  Bd.  VI  Heft  5.)  Jena,  G.Fischer,  1897.  YIl 
u.  60  S.    gr.  8.    M.  1.20. 

Der  Verf.  kommt  nach  einer  Skizze  des  Rechtsznstandes  der  Familie::- 
fideikommisse  Yomehmlich  in  Freussen,  Bayern  und  Oesterreich   und  eicer 
Zusammenstellung   der  für  und  wider  die  Familienfideikommisse  erbobecer 
Gründe  zu  folgenden  Vorschlägen  für  eine  nach  seiner  Ansicht  erwunsclt? 
(ygl.   dagegen   mit   Recht   die  Motive   zum   B.  G.-B  Bd.  HI  S.  6)  reichs- 
gesetzliche Regelung  der  Familienfideikommisse:  Bildung  einer  FideikoIn^li^^ 
behörde   mit  nicht  bloss  formalen  Befugnissen  —  (3)  Mitglieder  des  Ob?r- 
landesgerichts  und  (2)  Landwirthe  — ,  Nothwendigkeit  der  Verbindung  eiiit*' 
Geldfideikommisses  mit  jedem  Grundfideikommisse ,    Erleichterung  der  Ab- 
trennung kleiner  Farzellen,  Verhinderung  der  Latifundienbildung  dnrc'f 
Bestimmung   des  grössten  Umfangs  eines  Familienfideikommisses  (der  V^rf 
erwähnt  hierbei  nicht,  dass  eine  solche  Schranke  schon  jetzt  in  Baden  l-^ 
steht)  und  Beseitigung   der  ewigen  Dauer   der  Familienfideikommisse. 
indem  derjenige,  der  das  Familienfideikommiss  50  Jahre  nach  seiner  £ITic^ 
tung   innehat,   darüber  solle  befinden  dürfen,  ob  es   nach  seinem  Tfi- 
allodial   werden   solle.    Gerade   in  diesem  wichtigsten  Funkte  der  gani« 
Familienfideikommissfrage  erscheint   mir  die  Lösung  des  Verf.  jedoch  aic£t 
zutreffend.  Die  Misserfolge  der  preussischen  Landgütergesetzgebung  lehren  rr 
Genüge,  dass  es  verfehlt  ist,  die  Umwandlung  des  üblichen  Vererbungsreckt; 
von  einer  positiven  Erklärung  abhängig  zu  machen.    Die  bekannte  Forderon; 
CoNBAD*s  verdient   hiergegen   den  Vorzug.    Für  diese   ganze  Frage  ist  e* 
übrigens  unerlässlich,  auf  die  reiche  Fraxis  des  fideikommissähnlichen  Recht.«- 
instituts  in  England,  der  (allerdings  aus  geschichtlichen  Gründen)  zeiuicL 
beschränkten  entails,  einzugehen.     Dass  sich  der  Verf.  dessen  enthalten  hit, 
bedeutet  für  seine  Schrift  einen  empfindlichen  Mangel.  —  Brauchbare  Beigti>A 
des  Buches  sind  mehrere  statistische  Tabellen  für  Freussen  und  Bayern,  f'-^ 
Oesterreich  genügt  die  für  das  Jahr  1882  gegebene  Aufstellung  nicht  mn^ 
Die  neueste,   aber  amtlich  noch  nicht  veröffentlichte,  Statistik  gewährt  z>: 
den  Stand  vom  Jahre  1897  Aufschluss.    Aus  ihren  mir  vom  österreichiKh< 
Ministerium  des  Linem  zugänglich  gemachten  Ergebnissen  mag  hier  herr.^r 
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geboben  werden,  dass  die  Zahl  der  Familienfideikommisse  während  der  letzten 
15  Jahre  nm  nur  fünf  gestiegen  ist  —  Freussen  hatte  yon  1881 — 1895  einen 
Zugang  von  136  Familienfideikommissen.  (Vgl.  Zeitschr.  f.  Sozialwissenschaft 
1898  S.  224,  246). 


Zahl  der 
Familien- 
fidei- 
kommisse 


Flächeninhalt  der  Familien- 
fideikommisse 


in  ha 


in  7»  de» 
Staatsgebiets 


Darunter  Wälder 

in  Yo  des  ges. 

Familienfidei- 

kommisses 


Insg^esammt  hatte 
Oesterreich  1897  . 
PreuBsen      1895  . 

Breslau. 


297 
1045 


1200104 
2  121  412 


4,00 

6,09 


66,10 
45,00 


Dr.  Max  Fleischmann. 


Emannel  Adler^  Ueber  die  Lage  des  Handwerks  in  Oesterreich, 
a.  u.  d.  T.  Wiener  Staatswissenschaftliche  Forschungen,  herausgeg. 
von  E.  Bernatzik  und  E.  v.  Philippovich.  Bd.  I  Heft  1.  Frei- 
burg i.  B.,  Mohr,  1898.  III  u.  130  S.  gr.  8.  M.  3.20. 
Bekanntlich  hat  der  „Verein  für  Sozialpolitik"  sich  in  den  letzten 
Jahren  in  der  eingehendsten  Weise  mit  der  Lage  des  Handwerks  beschäftigt, 
and  Prof.  BücHSR-Leipzig,  der  Hauptredakteur  der  grossen  Enquete  des  Ver- 
eins, hat  dann  auf  dem  Kölner  Kongresse  in  einem  ausgezeichneten  Referate 
alle  EEauptgesichtspunkte  der  Handwerkerfrage  zusammengefasst.  Unter  dem 
lebhaften  und  nachhaltigen  Eindrucke  dieser  BüCHER'schen  Kritik,  die  den 
Kolner  Kongress  siegreich  beherrschte,  standen  offensichtlich  die  beiden  neue- 
sten Darsteller  der  österreichischen  Handwerkergesetzgebung,  H.  Waentio' 
und  E.  Adlkb.  Die  Hauptpunkte  ihrer  an  Ort  und  Stelle  gesammelten  Er- 
fahrxmgen  hatte  zwar  schon  v.  Philippovich  in  Köln  in  seinem  Korreferat 
vorweggenommen;  die  jetzt  vorliegenden  ausführlicheren  Untersuchungen  in 
Buchform,  die  beide  gleich  wertvoll  sind  und  im  Wesentlichen  auch  auf 
denselben,  umfassend  benutzten,  Quellen  beruhen,  haben  indessen  dadurch 
von  ihrer  Bedeutung  nichts  verloren.  Beide  Schriften  sind  spontan  ent- 
standen, ohne  dass  die  Verf.  mit  einander  Fühlung  genommen  hätten;  um 
80  bemerkenswerther  ist  die  volle  Uebereinstimmung  in  ihren  Schlussergeb- 
nissen. Waentig  ist  der  temperamentvollere  von  Beiden.  Sein  Buch  liest 
sich  wie  eine  Anklageschrift,  deren  Klagepunkte  durch  reichliche  Material- 

^  Gewerbliche  Mittelstandspolitik.  Eine  rechtshistorisch- wirthschafts- 
politiache  Studie  auf  Grund  österreichischer  Quellen.  Leipzig,  Duncker 
&  Hnmblot,  1898. 
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auszöge  und  zahlreiche,  freilioh,  wie  er  selbst  zugiebt,  nicht  unbedingt  zu- 
yerlässige,  statistische  Belege  bekräftigt  werden.  Adlbr's  Schrift,  kompress 
und  doch  überaus  klar  geschrieben,  ist  um  Vieles  nüchterner  gehalten;  er 
beschränkt  sich  darauf,  auf  seine  Quellen  nur  zu  verweisen,  ohne  sie  zu 
ezzerpiren  und  giebt  gleichsam  einen  Epilog  zu  den  erregten  gewerbepoliti- 
schen Debatten  der  letzten  Jahre.  Seine  Studie,  mit  der  wir  es  hier  nur 
allein  zu  thun  haben,  bietet  zwar  in  ihren  ersten  Theilen  für  den  Kenner  der 
Enquete  des  Vereins  für  Sozialpolitik  und  der  vorigjährigen  Verhaudlungeo 
desselben  in  Köln  wenig  Neues;  immerhin  wird  der  übersichtlich  disponirte 
und  kritisch  zusammengestellte  Auszug,  wie  er  hier  vorliegt,  auch  jenem  will- 
kommen sein.  In  jedem  Falle  erscheint  er  vortrefflich  geeignet,  einem 
grösseren  Publikum  den  Komplex  von  Verhältnissen  inner-  und  ausserhalb 
des  Handwerks,  der  seinen  Niedergang  herbeigeführt  hat,  zu  vergegen- 
wärtigen. Zu  diesem  einer  Belehrung  bedürftigen  Publikum,  das  auf  diesem 
Wege  befriedigt  werden  kann,  dürfte  übrigens  auch  mancher  Fachmann  und 
Politiker  gehören;  denn  es  setzt  wirklich  ein  besonders  lebhaftes  Interesse 
zur  Sache  voraus,  wenn  man  sich  der  Mühe  unterziehen  will,  sich  durch 
das  massenhafte  und  spröde  Beobachtungsmaterial  der  verschiedenen 
Originalenqueten  durchzuarbeiten.  Besonders  instruktiv  ist  das  fünfte 
(Haupt-)  Kapitel  „Die  Versuche  zur  Lösung  der  Handwerkerfrage*'.  Hier 
werden  die  „kleinen**  und  „grossen  Mittel"  eingehend  gewürdigt  und  gleich- 
zeitig die  Gesetzgebung  in  ihren  mannigfachen  Phasen  kritisch  geprüft  So- 
wohl der  Kreis  derjenigen  Bestrebungen,  deren  primärer  Zweck  die  Hebung 
und  Stärkung  des  Kleingewerbes  im  Rahmen  der  Gewerbefreiheit  ist,  Ver- 
besserung des  technischen  Arbeitsprozesses  (Kleinmotoren),  Erweiterung  der 
Kreditorganisation  (Genossenschaftskassen  und  -Banken),  neue  Untemch- 
mungsformen)  u.  s.  w.,  als  auch  das  Programm  der  grossen  Mittel,  Zwangs- 
innung,  Lehrlingsreform,  Befähigung^-  und  Verwendungsnachweis  findet  eine, 
überall  gleich  subtile  und  objektive  Analyse.  Dass  die  Zwangsinnung  einen 
völligen  Misserfolg  gezeitigt  hat,  wird  jetzt  auch  in  Oesterreich  nirgends 
mehr  ernstlich  bestritten.  Das  Fiasko,  das  man  mit  der  Einführung  des 
Befähigungsnachweis  gemacht  hat,  hängt  hiermit  eng  zusammen.  Auch  die 
Neuregelung  des  Lehrlingswesens,  vielleicht  der  wichtigste  Punkt  von  allen, 
muss  als  verfehlte  angesehen  werden.  Hier  befürwortet  der  Verf.  Ausdeh- 
nung der  Arbeiterschutzgesetzgebung,  gründliche  Verbesserung  des  gewerb- 
lichen Fortbildungsschulwesens,  Errichtung  von  Lehrwerkstätten  u.  dgl.  m. 
Man  sieht,  das  Resultat,  zu  dem  die  Untersuchung  gelangt  und  eigentlich 
auch  gelangen  muss,  ist  ein  vorwiegend  negatives.  Für  Adler  ist  die  Hand- 
werkerfrage im  Wesentlichen  eine  Bildungsfrage.  Die  Zukunft  der  meisten 
Arbeitsgewerbe,  auch  die  der  durch  Konkurrenz  von  Industrie  und  Verlag 
verstümmelten,  hängt  nach  ihm  von  der  besseren  Fach-  und  Genossenschafts- 
ausbildung der  Betheiligten  ab.  Auch  wir  erblicken  hierin  den  Kernpunkt  der 
Sache;  freilich  sind  wir  um  Vieles  skeptischer.  Die  sog.  „Produktionsgewerbe **, 


-  -     143 

die  den  Wettbewerb  des  grosskapitalistischen  MaschiDenbetriebs  zu  ertragen 
haben,  scheint  auch  Adler  als  verloren  anzusehen.  In  den  grossen  Städten  mit 
ihrer  fiedarfskonzentration  und  zunehmenden  Abhängigkeit  des  Handwerks  vom 
Handel  hat  dieser  Verdrängungsprozess  schon  rapide  Fortschritte  gemacht. 
Ob  hier  Produktivgenossenschaften  wirklich  dauernde  Abhilfe  schaffen  können, 
erscheint  uns  mehr  als  zweifelhaft.  Adler  ist  hier  nicht  ganz  frei  von  einem 
gewissen  Optimismus. 

Greifswald.  Prof.  Dr.  jur.  M.  Biermer. 


A.  PiUety  Les  Lois  actuelles  de  la  Guerre.  Paris,  Arthur  Rousseau, 
1898. 
Die  Ausdehnung  seines  Kolonialbesitzes  und  seiner  aussereuropäischen 
Protektorate  in  Asien  und  Afrika  hat  Frankreich  in  den  letzten  Jahrzehnten 
zu  einer  grossen  Zahl  von  Eriegsuntemehmungen  genötigt,  so  dass  die  Unter- 
suchung der  Grundlagen  des  Kriegsrechts  für  die  französische  Völkerrechts- 
lehre durchaus  aktuellen  Charakter  hat.  Dass  bei  diesen  Untersuchungen 
sich  das  vorliegende,  im  Ganzen  gehaltvolle,  auf  quellengeschichtlichen  Grund- 
lagen ruhende,  fleissige  Buch  auch  auf  ältere  Vorgänge  zuriickgreifb,  ist  ebenso 
verständlich,  wie  dass  es  gewisse  Reminiscenzen  aus  den  Jahren  des  deutsch- 
französischen Krieges  stellenweise  zu  einseitigen  Urtheilen  fähren.  Eine  weitere 
Fehlerquelle  für  Pillet's  Arbeit  liegt  in  der  Heranziehung  von  Fragen,  die 
offenbar  mehr  technischer  als  juristischer  Natur  sind,  so  ist  die  Kontroverse 
über  den  Festungscharakter  von  Paris,  über  die  Werthrelation  zwischen  Bom- 
bardement und  Aushungerung  als  kriegerische  Zwangsmittel  sicherlich  nicht 
auf  dem  Boden  juristischer  Dogmatik  zu  lösen.  Je  weniger  solche  Fragen 
in  den  Mittelpunkt  der  Darstellung  gerückt  werden,  um  so  deutlicher  können 
Bücher  der  vorliegenden  Art  erkennen  lassen,  wie  weit  es  bereits  gelungen 
ist,  in  der  überaus  schwierigen  Materie  eine  Concordia  discordantium  canonum 
herzustellen.  Der  Verf.,  der  mit  Fauchille  eine  führende  Stellung  in  der 
französischen  Publizistik  einnimmt,  gewährt  uns  im  vorliegenden  Werke  ge- 
nauen Einblick  in  den  gegenwärtigen  Stand  zahlreicher,  für  das  Völkerleben 
in  Krieg  und  Frieden  entscheidender  Fragen,  und  wenn  wir  auch  in  vielen 
Punkten  uns  seiner  Meinung  nicht  anschliessen  können,  so  giebt  er  doch 
seiner  wissenschaftlichen  Ueberzeugung  so  klaren  und  loyalen  Ausdruck,  dass 
nach  der  Formel:  clara  pacti,  boni  amici,  —  der  Weg  zu  einem  wechsel- 
seitigen Verstehen  mindestens  nicht  mehr  versperrt  ist. 

Stoerk. 
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Max  Choiiblier,  La  Question  d^orient,  depuis  le  trait^  de  Berlin. 

Paris,  Arthur  Rousseaq,  1897. 
Gaston  de  Monicaulty   La  Question  d'orient.    Le   traitS  de  Paris. 

Paris,  Arthur  Rousseau,  1698. 
Die  Untersuchungen  über  die  juristischen  Elemente  der  sog.  orien- 
talischen  Frage  erhalten  durch  die  beiden  im  Titel  bezeichneten  umfang- 
reichen Schriften  neue,  auch  die  jüngsten  zeitgenössischen  Ereignisse  ver- 
werthende  Beiträge.  Max  GflOUBLiSR's  fleissige  Arbeit  erweitert  ihr  Thema 
zu  einer  quellenmässigen  Geschichte  der  Verfassungsrechte  der  Staaten  der 
Balkanhalbinsel,  während  Gaston  de  Monicaült  mit  Erfolg  die  rechts- 
geschichtlichen Schicksale  des  türkischen  Reiches  au  der  Hand  des  genossen- 
schaftlichen Prinzips  der  europäischen  Staatengesellschafb  einer  Prüfung  unter- 
zieht. In  beiden  Darstellungen  findet  das  yon  den  eui'opäischen  Gross- 
mächten  arrogierte  Interventionsrecht  in  Sachen  der  Pforte  und  deren  offen 
zu  Tage  tretende  Unfähigkeit  zur  Entfaltung  einer  ernsten  und  wirksamen 
Aktion  die  entsprechende  Würdigung  und  verdiente  niedrige  Einschätzung. 
Auch  die  ruckweisen  Eingriffe  des  europäischen  Konzerts  entspringen  eben 
aus  der  grossen  Selbsttäuschung  der  Theorie,  —  und  auch  unsere  leitenden 
Diplomaten  sind  an  dieser  Stelle  Theoretiker!  —  über  den  Festigkeitsgrad 
des  Zusammenschlusses  der  Staatenfamilie.  Qui  trop  embrasse  mal  etreint  — 
ist  das  Thema  probandum  der  beiden  gehaltvollen  Studien  über  die  orien- 
tausche  Frage.  Stoerk. 


Manuel  de  droit  international  public  par  Henry  Bonflls,  deuxi^me 
Edition.  Revue  et  mise  au  courant  par  Paul  Fauchille.  Paris, 
Arthur  Rousseau,  1898. 

Die  anerkannte  Arbeit  Bonfils  hat  nach  dem  Tode  des  Toulouser  Ge- 
lehrten eine  tüchtige  und  umfassende  Neubearbeitung  gefunden,  die  sich 
namentlich  durch  eine  sorgfältige  Berücksichtigung  der  deutschen  Fach- 
litteratur  auszeichnet.  Die  Gesammtarbeit  sucht  den  Boden  der  positiven 
Rechtsbildung  nicht  zu  verlassen  und  lässt  auch  bei  aller  streng  nationalen 
Färbung  juristischer  Postulate  in  den  skizzierten  Zukunftsbildern  politischen 
Bonsens  und  kritischen  Scharfsinn  nicht  vermissen.  St. 


—     145     — 


Aufsätze. 


Berichtigung  der  in  verkündeten  Gesetzen 
enthaltenen  Redaktionsversehen. 

Von 

O.  Lindemann,  Gericbtsassessor. 


In  No.  7  des  Reichs-Gesetzblatts  von  1898  ist  auf  S.  33 
folgende,  eine  Unterschrift  nicht  aufweisende  Veröffentlichung 
erfolgt: 

„Berichtigung. 

In  dem  in  No.  18  des  Beichs-Gesetzblatts  für  1891  (S.  261  ff.) 
abgedruckten  Gesetze  ^  betreffend  Abänderung  der  Gewerbe- 
ordnung, vom  1.  Juni  1891  sind  8.  283  im  letzten  Absätze 
des  §  138a  in  Folge  eines  Versehens  die  Worte:  ^Ziffer  2 
und  3^  an  Stelle  der  Worte:  „Ziffer  3  und  4^  gesetzt 
worden.  Der  letzte  Absatz  des  §  138  a  hat  richtig,  wie  folgt, 
zu  lauten:  „Die  untere  Verwaltungsbehörde  kann  die  Be- 
schäftigung von  Arbeiterinnen  über  sechzehn  Jahre,  welche  kein 
Hauswesen  zu  besorgen  haben  und  eine  Fortbildungsschule 
nicht  besuchen,  bei  den  im  §  105c  Absatz  1  unter  Ziffer  3 
und  4  bezeichneten  Arbeiten  an  Sonnabenden  und  Vor- 
abenden von  Festtagen    Nachmittags    nach    fünfeinhalb  Uhr, 

ArchiT  fir  öffentliches  Recht.  XIV.  2.  20 
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jedoch  nicht  über  achteinhalb  Uhr  Abends  hinaus,  gestatten. 

Die  Erlaubniss  ist  schriftlich  zu  ertheilen  und  vom  Arbeitgeber 

zu  verwahren." 

Die  Frage,  ob  eine  derartige  „Berichtigung"  eines  Reichs- 
gesetzes rechtlich  für  zulässig  zu  erachten  und  welche  Bedeutung 
ihr  beizulegen  sei,  hat  bereits  den  Gegenstand  mannigfacher  Er- 
örterungen gebildet.  Schon  gleich  nach  dem  Erscheinen  der  Be- 
richtigung nahm  die  Tagespresse  zu  der  Frage  Stellung;  dem- 
nächst beschäftigte  sich  mit  ihr  der  Reichstag  auf  Grund  eines 
Antrags  der  Abgeordneten  Aueb  und  Genossen,  den  Reichs- 
kanzler zu  ersuchen,  „dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  in  No.  7 
des  Reichs-Gesetzblatts  von  1898  als  „Berichtigung"  bezeichnete 
Veröffentlichung  als  rechtsungültig  im  Reichs-Gesetzblatte  be- 
zeichnet werde"  (vgl.  Stenogr.  Berichte  1898,  72.  Sitzung  S.  1863 
bis  1873);  auch  in  juristischen  Fachzeitschriften  ist  die  Frage 
bereits  besprochen  worden  (vgl.  Arch.  f.  soziale  Gesetzgebung 
u.  Statistik  Bd.  12  Heft  3  u.  4  S.  429  ff.). 

Die  Berichtigung  wurde  veranlasst  durch  folgenden  That- 
bestand.  Wie  sich  aus  dem  oben  wiedergegebenen  Wortlaute 
der  Berichtigung  ergiebt,  gestattet  der  durch  das  Gesetz  vom 
1.  Juni  1891  geschaffene  §  138  a  Gew.-O.  die  Beschäftigung 
von  Arbeiterinnen  mit  gewissen  Arbeiten  an  Sonnabenden  und 
Vorabenden  von  Festtagen  Nachmittags  nach  fünfeinhalb  Uhr. 
Die  zulässigen  Arbeiten  waren  in  dem  Gesetzentwurfe  durch  Be- 
zugnahme auf  die  No.  2  und  3  des  §  106  c  bezeichnet.  Die  Be- 
stimmung wurde  von  der  Reichstagskommission  sowie  vom  Reichs- 
tage selbst  in  zweiter  und  dritter  Berathung  (vgl.  Stenogr.  Berichte 
1890/91  S.  2437—2441,  2805)  gebilligt.  Vor  der  am  Schlüsse 
der  dritten  Berathung  stattfindenden  Gesammtabstimmung  wurde 
aber  bei  Zusammenstellung  der  Beschlüsse  des  Reichstags  in  Folge 
der  Einschiebung  einer  No.  la  eine  Aenderung  der  Ziffern  im 
§  105c  vorgenommen  dergestalt,  dass  aus  No.  2  und  3  No.  3 
und  4   wurde.     Die    entsprechende   Aenderung    der  Verweisung 
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im  §  138  a  anterblieb  jedoch  ^     Der  so  entstandene  Fehler  ging 
in  den  pablizirten  Gesetzestext  über. 

Dass  der  Reichstag  bei  der  einen  wesentlich  formellen 
Charakter  tragenden  Gesammtabstimmung  über  den  inhaltlich 
bereits  durch  die  vorausgegangenen  Beschlüsse  zweiter  und  dritter 
Berathung  festgestellten  Gesetzestext  keine  sachliche  Aenderung 
des  §  138  a  mehr  vornehmen  wollte,  kann  fiigUch  nicht  in  Zweifel 
gezogen  werden.  Auch  der  Bnndesrath  ist  offenbar  bei  Ertheilung 
seiner  Zustimmung  von  der  Voraussetzung  ausgegangen,  dass  eine 
sachliche  Aenderung  des  §  138  a  nicht  stattgefunden  habe.  Es 
entsprach  also  der  ursprünglich  pubUzirte  Text  des  §  138  a  nicht 
der  wirklichen  Willensmeinung  der  gesetzgebenden  Faktoren. 

Der  Fall,  dass  der  gesetzgeberische  Wille  in  dem  pubUzirten 
Gesetzestext  einen  unrichtigen  Ausdruck  findet,  steht  nicht  ver- 
einzelt da.  Eine  solche  Divergenz  des  gesetzgeberischen  Willens 
and  des  pubhzirten  Gesetzes  kann  auf  sehr  verschiedene  Ursachen 
zurückzuführen  sein.  Die  Ursache  wird  bisweilen  darin  liegen, 
dass  der  Gesetzgeber  fttr  den  seinem  Willen  entsprechenden  Ge- 
danken eine  unzutreffende  Fassung  gewählt  hat,  indem  er  z.  B. 
die  vollen,  von  ihm  gar  nicht  beabsichtigten  Konsequenzen  einer 
von  ihm  gesetzten  Bestimmung  nicht  erkannt  hat.  Von  einem 
solchen  Fehlgehen  des  Gedankenganges  des  Gesetzgebers  wesent- 
lich verschieden  ist  der  Fall,  dass  der  Gesetzgeber  das  Richtige 
gedacht  hat  und  bei  der  Verlautbarung  seines  Willens  den  seinen 
Willen  richtig  wiedergebenden  Ausdruck  zu  setzen  glaubt,  that- 
s&chlich  aber  einen  anderen  gar  nicht  von  ihm  gewollten  Aus- 
drack  setzt.  Der  Unterschied  beider  Fälle  entspricht  der  für 
privatrechtliche  Willenserklärungen  vorzunehmenden  Scheidung 
zwischen:  Irrthum  über  den  Inhalt  der  Erklärung  und  Irrthum 
in  der  Erklärungshandlung  (vgl.  Motive  zum  B.  G.-B.  Bd.  I 
S.  196).    In    den  Fällen,  in   denen  der  Gesetzgeber  in  der  Er- 

'  Vgl.  Dracksachen  des  Beicfastags,  8.  Legislatnrp.  I.  Seuion  1890/91, 
Jfo.  4,  804,  479;  Stenogr.  Ber.  S.  2813. 

10* 
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klärungshandlung  seines  Willens  irrt,  kann  die  Entstehung  dieses 
Irrthums  eine  mannigfaltige  sein.  Es  ist  möglich,  dass  bei  der 
Beurkundung  einer  von  dem  Verfasser  des  Gesetzentwurfis  oder 
von  einem  Gesetzgebungsfaktor  voigeschlagenen  Bestimmung  ein 
Verschreiben,  Verdrucken  stattfindet  und  auf  diese  Weise,  weil 
die  Divergenz  der  verlautbarten  und  der  gewollten  Gesetzes- 
bestimmung nicht  bemerkt  wird,  formell  die  fehlerhafte  Bestimmung 
die  Zustimmung  einiger  oder  sämmtlicher  Gesetzgebungsfaktoren 
erhält,  ohne  dass  dieselbe  inhaltlich  gewollt  ist.  Möglich  ist  es 
ferner,  dass  zwar  ursprünglich  die  Niederschrift  der  als  Gesetz 
gedachten  Bestimmung  durchaus  dem  gesetzgeberischen  Willen 
entspricht,  dass  jedoch  durch  die  in  einem  späteren  Stadium  des 
Werdeganges  des  Gesetzes  vorgenommene  Aenderung  einer  anderen 
Gesetzesbestimmung  zugleich  eine  Verschiebung  der  Bedeutung 
der  ersteren  Bestimmung  bewirkt  wird,  ohne  dass  diese  Ver- 
schiebung dem  Gesetzgeber  zum  Bewusstsein  kommt.  Schliesslich 
kann  bei  der  durch  das  Zusammenwirken  mehrerer  Gesetz- 
gebungsfaktoren und  durch  wiederholte  Aenderungen  des  Textes 
häufig  nothwendig  werdenden  Schlussfeststellung  des  Gesammt* 
resultats  der  gesetzgeberischen  Arbeiten,  mag  diese  zum  Gegen- 
stand einer  nochmaUgen  Beschlussfassung  gemacht  werden  oder 
nicht,  ein  Irrthum  unterlaufen  und  etwas  als  beschlossen  fest- 
gestellt werden,  was  in  Wirklichkeit  nicht  beschlossen  ist.  Diese 
verschiedenen  Möglichkeiten  der  Entstehung  eines  Irrthums  des 
Gesetzgebers  in  der  Erklärungshandlung  seines  Willens  sind  unter 
der  Bezeichnung:  „Bedaktionsversehen  des  Gesetzgebers^  zu- 
sammenzufassen. Die  letzterwähnte  Möglichkeit  der  Entstehung 
eines  Redaktionsversehens  unterscheidet  sich  zwar  dann  von  den 
beiden  voraufgeftihrten,  wenn  keine  Beschlussfassung  eines  Qe- 
setzgebungsfaktors  bezügUch  des  fehlerhaften  Textes  mehr  statt- 
gefunden  hat,  und  es  mag  mit  Rücksicht  hierauf  eine  gevnsse 
Berechtigung  haben,  wenn  man  einen  solchen  Fall  durch  die  Be- 
zeichnung „reiner  Redaktionsfebler^  von  den  übrigen  zu  sondern 
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strebt^;  jedenfalls  ist  er  jedoch  nicht  den  Fällen  gleichzustellen, 
in  denen  darch  einen  Druckfehler,  der  sich  erst  bei  der  Publi- 
kation des  Gesetzes  in  dem  dazu  bestimmten  Organe  einschleicht, 
die  Divergenz  zwischen  der  gewollten  und  der  publizirten  Ge- 
setzesbestimmung herbeigeführt  wird.  Denn  während  der  sog. 
„reine  Redaktionsfehler ^  einem  Stadium  angehört,  in  dem  das 
Gesetz  als  Oanzes  noch  gar  nicht  vorliegt,  sondern  erst  aus  den 
einzelnen,  von  den  Gesetzgebungsfaktoren  beschlossenen  Stücken 
zusammengestellt  wird,  ist  im  Falle  des  blossen  Druckfehlers  ein 
fehlerfreier,  authentischer  Gesetzestext  vorhanden,  der  nur  bei 
der  rein  mechanischen  Arbeit  der  Drucklegung  unrichtig  wieder- 
gegeben wird. 

Dass  der  Fall  des  §  138  a  Gew.-O.  ein  Redaktionsver- 
sehen des  Gesetzgebers  darstellt,  kann  nicht  zweifelhaft  er- 
scheinen: die  durch  Aenderung  der  Numerirung  des  §  105  c 
eingetretene  Verschiebung  der  Bedeutung  des  Citats  im  §  138  a 
ist  bei  der  schliesslichen  Feststellung  des  Gesammttextes  des  Ge- 
setzes, die  besonderer  Abstimmung  unterlag,  übersehen  worden, 
wodurch  formell  eine  Bestimmung  zum  Gesetz  erhoben  ist,  die 
dem  gesetzgeberischen  Willen  nicht  entspricht. 

Noch  in  mehreren  anderen  Reichsgesetzen  finden  sich  Re- 
daktionsversehen, und  auch  das  im  Falle  des  §  138a  Gew.-O. 
eingeschlagene  Berichtigungsverfahren  ist,  wie  bereits  in  der  oben 
erwähnten  Reichstagsverhandlung  hervorgehoben  wurde  (vgl. 
Stenogr.  Berichte  S.  1868C),  im  Reiche  nicht  ohne  Vorgang.  So- 
weit ersichtlich,  sind  es  ausser  dem  Falle  des  §  138  a  Gew.-O. 
zwei  Fälle,  in  denen  ein  in  einem  Reichsgesetze  vorgekommenes 
Redakt] ons versehen  durch  eine  unterschriftslose  Bekanntmachung 
im  Reichs-Gesetzblatte  „berichtigt''  worden  ist. 

Der  §  95  Abs.  1  M.-St.-G.-B.  für  das  Deutsche  Reich  vom 
20.  Juni  1872  lautete  nach  der  ursprünglichen  Publikation: 

'  Vgl.  hierüber  Sontao,  Redaktionsvers,  des  Gesetzgebers,  Freibuig  i.  B. 
ia74,  S.  Idff. 
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„Wird  eine  der  im  §  94  bezeichneten  Handlangen  vor  Ter- 
sammelter  Mannschaft  oder  gegen  den  Befehl,  unter  das  Ge- 
wehr zu  treten,  öder  unter  dem  Gewehr  begangen,  so  tritt 
Gefangniss  oder  Festungshaft  nicht  unter  einem  Jahre  ein.^ 
(R.-G.-B1.  1872  S.  174). 
Im  Reichs-Gesetzblatte  von  1873  ist  folgende  unterschrifts- 
lose Berichtigung  veröffentlicht  worden  (8.  138): 

„In  dem  im  18.  Stück  des  Beichs-Gksetzblatts  für  1872 
sub    No.  838  abgedruckten  Militär-Strafgesetzbuche    fiir  das 
Deutsche  Reich  vom  20.  Juni  1872  (R.-G.-B1.  für  1872  No.  18) 
sind  S.  191  im   ersten  Abs.  des  §  96  zwischen  den  Worten: 
„Festungshaft^  und  „nicht^  in  Folge  eines  Druckereiversehens 
die  nachstehenden  Woi*te  ausgelassen   worden:     „bis  zu   fünf 
Jahren,  im  Felde  Gefangniss  oder  Festungshaft.^ 
Der  erste  Absatz  des  §  95  hat  hiemach,  wie  folgt,  zu  lauten: 
„Wird  eine   der  in  dem  §  94   bezeichneten  Handlungen 
vor  versammelter  Mannschaft    oder   gegen  den  Befehl,  unter 
das  Gewehr  zu  treten,   oder  unter  dem  Gewehr  begangen,  so 
tritt  Gefangniss  oder  Festungshaft  bis  zu  fünf  Jahren,  im  Felde 
Gef&ngniss  oder  Festungshaft  nicht  unter  Einem  Jahre  ein.^ 
Der  Fehler  ist  dadurch  entstanden,  dass,  wie  sich  aus  einer 
Yergleichung   des  Textes   der  Regierungsvorlage  mit  dem  durch 
die  Reichstagskommission  beschlossenen  Texte  bei  Berücksichti- 
gung der  Kommissionsverhandlungen  zweifellos  ergiebt,  lediglich 
aus  Versehen  die  fehlenden  Worte  bei  Drucklegung  der  Beschlüsse 
der  Reichstagskommission  ausgelassen  worden  sind^.     Das  Ver- 
sehen blieb  zunächst  unbemerkt,   der  unrichtige  Text  wurde  der 

'  Diese  Sachlage  soll  auch  offenbar  durch  das  in  der  Berichtigung  ge- 
brauchte Wort  „Druckerei-Versehen"  zum  Ausdrucke  gebracht,  keineswegs  soll 
damit  gesagt  sein,  dass  es  sich  um  einen  erst  bei  der  Publikation  vor- 
gekommenen Druckfehler  handele.  Der  Vorwurf,  die  Berichtigung  besage 
^fälschlich"  in  Folge  eines  Druckerei- Versehens  seien  jene  Worte  ausgelassen 
worden  (Bn^DUfo,  Grundriss  des  Strafrechts  Bd.  I  §  19  No.  1  S.  61),  ist  dess- 
halb  nicht  berechtigt. 
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zweiten  und  dritten  Lesung  des  Gesetzes  im  Reichstage  zu  Grunde 
gelegt  und  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Reichstags  und  Bundes- 
raths  publizirt^. 

Den  zweiten  Fall  stellt  die  Berichtigung  des  §  1  des  Ge- 
setzes, betreffend  die  Pflichten  der  Eaufleute  bei  Aufbewahrung 
fremder  Werthpapiere,  vom  6.  Juli  1896  dar.  §  1  lautete  nach 
der  ursprünglichen  Publikation  (R.-G.-Bl.  1896  S.  183): 

„Ein  Kaufmann,  welchem  im  Betriebe  seines  Handels- 
gewerbes Aktien,  Kuxe,  Interimsscheine,  Erneuerungsscheine 
(Talons),  auf  den  Inhaber  lautende  oder  durch  Indossament 
übertragbare  Schuldverschreibungen  oder  vertretbare  andere 
Werthpapiere  mit  Ausnahme  von  Banknoten  unverschlossen 
zur  Verwahrung  oder  als  Pfand  übergeben  sind,  ist  verpflichtet: 

1 

2 

Das  Recht  und  die  Pflicht  des  Verwahrers  oder  Pfandgläubigers, 
im  Interesse  des  Bünterlegers  oder  Verpfanders  Verfügungen 
oder  Verwaltungshandlungen  vorzunehmen,  wird  durch  die  Be- 
stimmung unter  Ziffer  1  nicht  berührt.^ 

Nach  der  im  Reichs-Gesetzblatte  desselben  Jahres  (8.  194) 
veröffentlichten  unterschriftslosen  Berichtigung  soll  hinter  ^Bank- 
noten^ eingefügt  werden  „und  Papiergeld''  und  statt  „das  Recht 
und  die  Pflicht**  gesetzt  werden  „Etwaige  Rechte  und  Pflichten** 
sowie  statt  „wird**  „werden**.  Auch  hier  handelt  es  sich  um  ein 
Redaktionsversehen.  Durch  die  Reichstagskommission  waren  in  dem 
Texte  des  §  1,  welcher  in  der  Vorlage  so  lautete,  wie  er  ursprüng- 
lich publizirt  worden  ist,  die  in  der  Berichtigung  wiedergegebenen 
Aenderungen  vorgenommen  worden,  mit  diesen  Aenderungen  war 
§  1  vom  Reichstag  angenommen  worden.  Demnächst  beschloss 
zwar  der  Bundesrath  dem  Gesetzentwurf  „in  der  vom  Reichstage 
beschlossenen  Fassung  die  Zustimmung  zu  ertheilen^,  legte  aber 

*  Vgl.  Drucksachen  des  ReichstagB,  1.  Legislatnrp.  IQ.  Session  1872, 
Aktenst.  No.  5  §  108,  No.  90  §  98,  No.  122  §  95. 
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seiner  Berathung  einen  Text  zu  Q  runde,  welcher  im  §  1  unter 
Weglassung  der  vom  Reichstage  beschlossenen  Aenderungen 
lediglich  den  Text  der  Vorlage  enthielt^.  Da  also  der  Fehler 
nicht  erst  bei  der  Publikation  des  Gesetzes^  sondern  bereits  in 
einem  früheren  Stadium  entstanden  ist  und  der  fehlerhafte  Text 
sogar  der  Beschlussfassung  des  Bundesraths  zu  Ghnnde  gelegen 
hat^  so  ist  es  unzutreffend,  wenn  man  diesen  Fall  als  eine  blosse 
Druckfehlerberichtigung  hinstellen  will®. 

Neben  diesen  drei  berichtigten  Bedaktionsversehen  finden 
sich  in  Bundes-  und  Reichsgesetzen  andere,  bezüglich  deren  eine 
Berichtigung  nicht  veröffentlicht  worden  ist.  Ein  im  §  90 
No.  2  St.-G.-B.  für  den  Norddeutschen  Bund  enthaltenes  Re- 
daktionsversehen  ist  erst  bei  der  Neuredaktion  des  Strafgesetz- 
buchs durch  das  Gesetz  vom  15.  Mai  1871  beseitigt  worden.  In 
§  90  No.  2  hiess  es  nach  der  ursprünglichen  Publikation  des 
Strafgesetzbuchs  vom  31.  Mai  1870  (B.  G.-Bl.  1870  8.  197): 
^Vorräthe  von  Waffen,  Schiessbedarf  oder  andere  Kriegsbedürf- 
nisse", es  musste  aber  heissen  ^oder  anderen  Kriegsbedürf- 
nissen". Denn  diese  letztere  Fassung  war  in  Uebereinstimmung 
mit  der  Regierungsvorlage  vom  Reichstag  in  zweiter  und  dritter 
Berathung  gebilligt  worden,  erst  bei  der  Zusammenstellung  der 
Beschlüsse  des  Reichstags  in  dritter  Berathung  schlich  sich  der 
Fehler  ein,  sodass  ebenso  wie  im  Falle  des  §  138  a  Gew.-O. 
der  fehlerhafte  Text  vom  Reichstage  bei  der  Schlussabstimmung 
angenommen  und  demnächst  publizirt  wurde  ^.  —  Im  §  7  des 
Freizügigkeits-G.  vom  1.  Nov.  1867  ist  irrthümlich  auf  §  5  statt 


^  Vgl.  Drucksachen  des  Reichstags,  9.  Legislaturp.  IV.  Session  1895/96, 
Ko.  342;  Stenogr.  Ber.,  9.  Legislaturp.  lY.  Session,  S.  2682 ff.,  2685;  Proto- 
kolle über  die  Verhandlungen  des  Bundesraths  1896  §  382,  Anlage  DI 
S.  233  §  413. 

'  Vgl.  Stenogr.  Ber.  des  Reichtags  1898,  72.  Sitzung  S.  1872A;  v.  Schulz 
im  Arch.  f.  soziale  Gesetzg.  a.  a.  0.  S.  442. 

'  Vgl.  Drucksachen  des  Reichstags  des  Nordd.  Bandes,  1.  Legislaturp. 
Sitzungsp.  1870,  No.  132  §  88  bezw.  87,  No.  212  §  90;  Stenogr.  Ber.  S.  1187. 
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auf  §  6  verwiesen;  der  Fehler  ist  dadurch  eDtstanden,  dass  vom 
Reichstage  des  Norddeutschen  Bundes  in  den  Entwurf  ein  neuer 
Paragraph  eingeschoben  und  dadurch  §  5  des  Entwurfs  zum  §  6 
gemacht  wurde,  wobei  man  jedoch  übersah,  die  Verweisung  ent- 
sprechend zu  ändern^.  —  Auf  gleiche  Weise  ist  die  irrige  Ver- 
weisung in  Art.  I  §  3  No.  7  des  Gesetzes  wegen  Abänderung 
des  Gesetzes ;  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen 
Schutzgebiete,  vom  15.  März  1888  auf  No.  3  statt  auf  No.  4 
entstanden;  durch  die  Reichtagskommission  wurde  zwischen  No.  2 
und  3  des  Entwurfs  eine  neue  No.  3  eingeschoben,  dadurch  die 
bisherige  No.  3  zur  No.  4  gemacht,  die  entsprechende  Aenderung 
des  Citats  aber  unterlassen^.  —  In  der  Civilprozessordnung  finden 
sich  zwei  Redaktionsversehen.  Im  §  756  Abs.  1  ist  fälschlich 
statt  auf  §  37  auf  §  36  verwiesen,  ein  Fehler,  der  sich  bereits 
im  zweiten  Entwürfe  der  Civilprozessordnung  findet  und  dadurch 
entstanden  ist,  dass  zwar  die  Numerirung  der  Paragraphen  des 
ersten  Entwurfs  geändert,  die  Aenderung  des  der  Numerirung 
des  ersten  Entwurfs  entsprechenden  Citats  aber  aus  Versehen 
unterlassen  wurde  ^®.  Für  Preussen  wurde  übrigens  die  Wir- 
kung dieses  Redaktionsversehens  beseitigt  durch  das  Gesetz  vom 
4.  März  1879,  indem  der  gerade  mit  Rücksicht  auf  das  in  §  756 
C.-P.-O.  vorgekommene  Versehen  in  das  Gesetz  aufgenommene 
§  4  den  §  37  C.-P.-O.  inhaltUch  wiedergiebt".  Im  §  431 
C.-P.-O.  steht  in  Folge  eines  Redaktionsversehens  das  der  Ter- 
minologie der  CivUprozessordnung  völlig  fremde  Wort  „Eides- 
form^    statt   „Eidesnorm".     Die  fragliche   Bestimmung   („Auch 


^  Vgl.  Dmoksachen  des  Beichstags  des  Nordd.  Bundes,  1.  Legislatorp. 
Session  1867,  Aktenst.  Ko.  49,  109,  147. 

*  Vgl.  Drucksachen  des  Reichstaf^,  7.  Legislaturp.  II.  Session  1887/88, 
Aktenst.  Ko.  72,  146,  186,  208. 

"  Vgl.  Gaupp,  Komm,  zur  C.-P.-O.  Anm.  zu  §  756;  v.  Bülow  in  Rassow- 
Küntzel  Bd.  XXHI  S.  290. 

"  Vgl.  Begründung  des  Gesetzentwürfe,  Anl.  zu  den  Verhandl.  des 
Abgeordn.-Hau8es  1878/79,  Aktenst.  No.  43. 
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können  unerhebliche  Umstände,  welche  in  die  Eidesnorm  auf- 
genommen sind,  berichtigt  werden")  beruht  auf  einem  Beschlüsse 
der  Justizkommission  deä  Reichstags  und  hat  in  den  Protokollen 
dieser  Konmiission  ihren  richtigen  Ausdruck  gefunden;  bei  Fest- 
stellung des  Textes  des  Entwurfs  nach  den  Beschlüssen  des 
Reichstags  in  zweiter  Berathung  wurde  aber  das  Wort  „Eides- 
norm" in  der  bezeichneten  Weise  entstellt,  und  mit  diesem  Fehler 
hat  der  Entwurf  in  dritter  Lesung  die  Zustimmung  des  Reichs- 
tags erhalten^'.  Beide  Redaktionsversehen  sind  durch  das  Ge- 
setz, betreffend  Aenderungen  derCivilprozessordnung,  vom  17,  Mai 
1898  für  die  Zeit  vom  1.  Jan.  1900  ab  beseitigt,  indem  durch 
das  bezeichnete  Gesetz  §  756  gestrichen  und  bezüglich  des  §  431 
bestimmt  ist:  „Im.  §  431  Satz  2  wird  das  Wort  „Eidesform" 
ersetzt  durch  das  Wort:  „Eidesnorm"." 

Auch  in  der  Publikation  des  Allgemeinen  Deutschen  Handels- 
gesetzbuchs als  Gesetz  des  Norddeutschen  Bundes  vom  5.  Juni 
1869  sind  zwei  Redaktionsversehen  enthalten.  Art.  653  Abs.  2 
lautet  nach  dieser  Publikation: 

„Die  in  das  Konnossement  nicht  aufgenommenen  Be- 
stimmungen desFrachtvertrages  haben  gegenüber  dem  Empfanger 
keine  rechtliche  Wirkung,  sofern  nicht  auf  dieselben  ausdrücklich 
Bezug  genommen  ist.  Wird  in  Ansehung  der  Fracht  auf  den 
Frachtvertrag  verwiesen  (z.  B.  durch  die  Worte :  „Fracht  laut 
Chartepartie"),  so  sind  hierin  die  Bestimmungen  über  Lösch- 
zeit, Ueberliegezeit  und  Liegezeit  nicht  als  einbegriffen 
anzusehen." 

Statt  „Liegezeit"  muss  es  heissen  „Liegegeld".  Das  Be- 
stehen dieses  Fehlers  ist  in  einem  Urtheile  des  Reichs- Ober- 
handelsgerichts vom  14.  Febr.  1872  (Entsch.  Bd.  V  S.  132,  133) 
durch  die  Bemerkung,  dass  statt  Liegezeit  „rectius  Liegegeld" 


'*  Vgl.  Drucksachen  des  Eeichstags,  2.  Legislaturp.  IV.  Session  1876, 
No.  6  §  414,  No.  60  §  431. 
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zu  lesen  sei,   anerkannt,    and  bezüglich  der  Entstehung  bemerkt 
der  Einsender  des  Urtheils  in  einer  Anmerkung  Folgendes: 

^  Schon  in  dem  Entwürfe  eines  Allgemeinen  Deutschen 
Handelsgesetzbuchs,  welchen  die  Kommission  vorlegte  (Bei- 
lagenband zu  der  offiziellen  Ausgabe  der  Protokolle,  erster 
Theil),  lautet  der  Schluss  des  zweiten  Absatzes  des  Art.  653: 
7,30  sind  hierin  die  Bestimmungen  über  Löschzeit;  TJeberliege- 
zeit  und  Liegezeit  nicht  als  einbegriffen  anzusehen",  und  dieser 
Wortlaut  ist  dann  auch  bei  Einführung  des  Handelsgesetzbuchs 
in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  sowie  bei  der  Publikation 
desselben  als  Gesetz  des  Norddeutschen  Bundes  beibehalten 
worden.  Derselbe  beruht  aber  ersichtlich  nur  auf  einem  Druck- 
fehler,  indem  es  statt  ^Liegezeit"  vielmehr  „Liegegeld"  heissen 
mnss.  Wenn  es  nämlich  schon  auffallend  ist,  dass  das  Handels- 
gesetzbuch in  Art.  653  zwischen  „Ueberliegezeit"  und  „Liege- 
zeit" unterscheidet,  ohne  anzugeben,  was  unter  dem  letzteren 
Ausdruck,  dessen  es  sich  an  keiner  anderen  Stelle  bedient,  zu 
verstehen  sei,  so  zeigt  die  Entstehung  des  Art.  653  ganz 
deutlich,  dass  vielmehr  „Liegegeld"  zu  lesen  ist.  Denn  bei 
der  ersten  Lesung  (vgl.  Prot.  S.  3226 — 2228)  bildete  gerade 
die  Frage,  ob  die  in  dem  Konnossemente  enthaltenen  Worte 
„Fracht  laut  Chartepartie"  nicht  nur  auf  Accessorien  der 
Fracht,  auf  Kaplaken,  Primage  a.  s.  w.,  sondern  auch  auf  das 
eventuell  für  die  Löschung  festgesetzte  Liegegeld  zu  beziehen 
seien,  den  Gegenstand  der  Diskussion,  und  der  aus  letzterer 
hervorgegangene  Entwurf  erster  Lesung  (Beilagenband,  erster 
Theil)  redet  denn  auch  in  dem  entsprechenden  Art.  525  von 
Bestimmungen  über  „Löschzeit,  TJeberliegezeit  und  Liegegeld". 
Nach  den  Berathungen  bei  der  zweiten  Lesung  (vgl.  Prot. 
S.  4007  und  4008)  hat  aber  in  dieser  Beziehung  Nichts  ge- 
ändert werden  sollen." 
Eigenartig  liegt  der  Fall  des  in  Art.  520  H.-G.-B  enthaltenen 
Fehlers.     Art.  520   ist  sowohl  bei  der  Einführang  des  Handels- 
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jedoch  nicht  über  achteinhalb  Uhr  Abends  hinaus,  gestatten. 

Die  Erlaubniss  ist  schriftlich  zu  ertheilen  und  vom  Arbeitgeber 

zu  verwahren." 

Die  Frage,  ob  eine  derartige  „Berichtigung''  eines  Reichs- 
gesetzes  rechtlich  für  zulässig  zu  erachten  und  welche  Bedeutung 
ihr  beizulegen  sei,  hat  bereits  den  Gegenstand  mannigfacher  Gr* 
örterungen  gebildet.  Schon  gleich  nach  dem  Erscheinen  der  Be- 
richtigung nahm  die  Tagespresse  zu  der  Frage  Stellung;  dem- 
nächst beschäftigte  sich  mit  ihr  der  B«ichstag  auf  Grund  eines 
Antrags  der  Abgeordneten  Auer  und  Genossen,  den  Reichs- 
kanzler zu  ersuchen,  „dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  in  No.  7 
des  Reichs-Gesetzblatts  yon  1898  als  „Berichtigung''  bezeichnete 
Veröffentlichung  als  rechtsungültig  im  Reichs-Gesetzblatte  be- 
zeichnet werde"  (vgl.  Stenogr.  Berichte  1898,  72.  Sitzung  S.  1863 
bis  1873);  auch  in  juristischen  Fachzeitschriften  ist  die  Frage 
bereits  besprochen  worden  (vgl.  Arch.  f.  soziale  Gesetzgebung 
u.  Statistik  Bd.  12  Heft  3  u.  4  S.  429  ff.). 

Die  Berichtigung  wurde  veranlasst  durch  folgenden  That- 
bestand.  Wie  sich  aus  dem  oben  wiedergegebenen  Wortlaute 
der  Berichtigung  ergiebt,  gestattet  der  durch  das  Gesetz  vom 
1.  Juni  1891  geschaffene  §  138  a  Gew.-O.  die  Beschäftigung 
von  Arbeiterinnen  mit  gewissen  Arbeiten  an  Sonnabenden  und 
Vorabenden  von  Festtagen  Nachmittags  nach  fünfeinhalb  Uhr. 
Die  zulässigen  Arbeiten  waren  in  dem  Gesetzentwurfe  durch  Be- 
zugnahme auf  die  No.  2  und  3  des  §  105  c  bezeichnet.  Die  Be- 
stimmung wurde  von  der  Reichstagskommission  sowie  vom  Reichs- 
tage selbst  in  zweiter  und  dritter  Berathung  (vgl.  Stenogr.  Berichte 
1890/91  S.  2437—2441,  2805)  gebilligt.  Vor  der  am  Schlüsse 
der  dritten  Berathung  stattfindenden  Gesammtabstimmung  wurde 
aber  bei  Zusammenstellung  der  Beschlüsse  des  Reichstags  in  Folge 
der  Einschiebung  einer  No.  la  eine  Aenderung  der  Ziffern  im 
§  105c  vorgenommen  dergestalt,  dass  aus  No.  2  und  3  No.  3 
und  4   wurde.     Die    entsprechende   Aenderung   der  Verweisung 
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im  §  138  a  uaterblieb  jedoch  ^  Der  so  entstandene  Fehler  ging 
in  den  publizirten  Gesetzestext  über. 

Dass  der  Reichstag  bei  der  einen  wesentlich  formellen 
Charakter  tragenden  Gesammtabstimmung  über  den  inhaltlich 
bereits  durch  die  vorausgegangenen  Beschlüsse  zweiter  und  dritter 
Berathung  festgestellten  Gesetzestext  keine  sachliche  Aenderung 
des  §  138  a  mehr  vornehmen  wollte,  kann  füglich  nicht  in  Zweifel 
gezogen  werden.  Auch  der  Bundesrath  ist  offenbar  bei  Ertheilung 
seiner  Zustimmung  von  der  Voraussetzung  ausgegangen,  dass  eine 
sachliche  Aenderung  des  §  138  a  nicht  stattgefunden  habe.  Es 
entsprach  also  der  ursprünglich  publizirte  Text  des  §  138  a  nicht 
der  wirklichen  Willensmeinung  der  gesetzgebenden  Faktoren. 

Der  Fall,  dass  der  gesetzgeberische  Wille  in  dem  publizirten 
Gesetzestext  einen  unrichtigen  Ausdruck  findet,  steht  nicht  ver- 
einzelt da.  Eine  solche  Divergenz  des  gesetzgeberischen  Willens 
and  des  publizirten  Gesetzes  kann  auf  sehr  verschiedene  Ursachen 
zurückzufuhren  sein.  Die  Ursache  wird  bisweilen  darin  liegen, 
dass  der  Gesetzgeber  für  den  seinem  Willen  entsprechenden  Ge- 
danken eine  unzutreffende  Fassung  gewählt  hat,  indem  er  z.  B. 
die  vollen,  von  ihm  gar  nicht  beabsichtigten  Konsequenzen  einer 
von  ihm  gesetzten  Bestimmung  nicht  erkannt  hat.  Von  einem 
solchen  Fehlgehen  des  Gedankenganges  des  Gesetzgebers  wesent- 
lich verschieden  ist  der  Fall,  dass  der  Gesetzgeber  das  Richtige 
gedacht  bat  und  bei  der  Verlautbarung  seines  Willens  den  seinen 
Willen  richtig  wiedergebenden  Ausdruck  zu  setzen  glaubt,  that- 
sächlich  aber  einen  anderen  gar  nicht  von  ihm  gewollten  Aus- 
druck setzt.  Der  Unterschied  beider  Fälle  entspricht  der  für 
privatrechtliche  Willenserklärungen  vorzunehmenden  Scheidung 
zwischen:  Irrthum  über  den  Inhalt  der  Erklärung  und  Irrthum 
in  der  Erklärungshandlung  (vgl.  Motive  zum  B.  G.-B.  Bd.  I 
S.  196).     In   den  Fällen,  in   denen  der  Gesetzgeber  in  der  Er- 

^  Vgl.  Dracksachen  des  Reichstags,  8.  Legislatorp.  I.  Session  1890/91, 
2^0.  4,  304,  479;  Stenogr.  Ber.  S.  2813. 
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kläningshandluDg  seines  Willens  irrt,  kann  die  Entstehung  dieses 
Irrthums  eine  mannigfaltige  sein.  Es  ist  möglich,  dass  bei  der 
Beurkundung  einer  von  dem  Verfasser  des  Gesetzentwürfe  oder 
von  einem  Gesetzgebungsüaktor  vorgeschlagenen  Bestimmung  ein 
Verschreiben,  Verdrucken  stattfindet  und  auf  diese  Weise,  weil 
die  Divergenz  der  verlautbarten  und  der  gewollten  Gesetzes- 
bestimmung nicht  bemerkt  wird,  formell  die  fehlerhafte  Bestimmung 
die  Zustimmung  einiger  oder  sämmtlicher  Gesetzgebungsfaktoren 
erhält,  ohne  dass  dieselbe  inhaltlich  gewollt  ist.  Möglich  ist  es 
ferner,  dass  zwar  ursprünglich  die  Niederschrift  der  als  Gesetz 
gedachten  Bestimmung  durchaus  dem  gesetzgeberischen  Willen 
entspricht,  dass  jedoch  durch  die  in  einem  späteren  Stadium  dea 
Werdeganges  des  Gesetzes  vorgenommene  Aenderung  einer  anderen 
Gesetzesbestimmung  zugleich  eine  Verschiebung  der  Bedeutung 
der  ersteren  Bestimmung  bewirkt  wird,  ohne  dass  diese  Ver- 
schiebung dem  Gesetzgeber  zum  Bewusstsein  kommt.  Schliesslich 
kann  bei  der  durch  das  Zusammenwirken  mehrerer  Gesetz- 
gebungsfaktoren und  durch  wiederholte  Aenderungen  des  Textes 
häufig  nothwendig  werdenden  Schlussfeststellung  des  Gesammt- 
resultats  der  gesetzgeberischen  Arbeiten,  mag  diese  zum  Gegen- 
stand einer  nochmaligen  Beschlussfassung  gemacht  werden  oder 
nicht,  ein  Irrthum  unterlaufen  und  etwas  als  beschlossen  fest- 
gestellt werden,  was  in  Wirklichkeit  nicht  beschlossen  ist.  Diese 
verschiedenen  Möglichkeiten  der  Entstehung  eines  Irrthums  des 
Gesetzgebers  in  der  Erklärungshandlung  seines  Willens  sind  unter 
der  Bezeichnung:  „Bedaktionsversehen  des  Gesetzgebers^  zu- 
sammenzufassen. Die  letzterwähnte  Möglichkeit  der  Entstehung 
eines  Redaktionsversehens  unterscheidet  sich  zwar  dann  von  den 
beiden  voraufgefährten,  wenn  keine  Beschluss£assung  eines  Ge- 
setzgebungsfaktors bezüglich  des  fehlerhaften  Textes  mehr  statt- 
gefunden hat,  und  es  mag  mit  Rücksicht  hierauf  eine  gewisse 
Berechtigung  haben,  wenn  man  einen  solchen  Fall  durch  die  Be- 
zeichnung ,)reiner  Redaktionsfehler ^  von  den  übrigen  zu  sondern 
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strebt*;  jedenfalls  ist  er  jedoch  nicht  den  Fällen  gleichzustellen, 
in  denen  durch  einen  Druckfehler,  der  sich  erst  bei  der  Publi- 
kation des  Gesetzes  in  dem  dazu  bestimmten  Organe  einschleicht, 
die  Divergenz  zwischen  der  gewollten  und  der  publizirten  G-e- 
setzesbestimmung  herbeigeführt  wird.  Denn  während  der  sog. 
y,reine  Itedaktionsfehler^  einem  Stadium  angehört,  in  dem  das 
Gesetz  als  Ganzes  noch  gar  nicht  vorUegt,  sondern  erst  aus  den 
einzelnen,  von  den  Gesetzgebungsfaktoren  beschlossenen  Stücken 
zusammengestellt  wird,  ist  im  Falle  des  blossen  Druckfehlers  ein 
fehlerfreier,  authentischer  Gesetzestext  vorhanden,  der  nur  bei 
der  rein  mechanischen  Arbeit  der  Drucklegung  unrichtig  wieder- 
gegeben wird. 

Dass  der  Fall  des  §  138  a  Gew.-O.  ein  Redaktionsver- 
sehen des  Gesetzgebers  darstellt,  kann  nicht  zweifelhaft  er- 
scheinen: die  durch  Aenderung  der  Numerirung  des  §  105  c 
eingetretene  Verschiebung  der  Bedeutung  des  Citats  im  §  138  a 
ist  bei  der  schliesslichen  Feststellung  des  Gesammttextes  des  Ge- 
setzes, die  besonderer  Abstimmung  unterlag,  übersehen  worden, 
wodurch  formell  eine  Bestimmung  zum  Gesetz  erhoben  ist,  die 
dem  gesetzgeberischen  Willen  nicht  entspricht. 

Noch  in  mehreren  anderen  Beichsgesetzen  finden  sich  Re- 
daktionsversehen, und  auch  das  im  Falle  des  §  138a  Gew.-O. 
eingeschlagene  Berichtigungsverfahren  ist,  wie  bereits  in  der  oben 
erwähnten  Reichstagsverhandlung  hervorgehoben  wurde  (vgl. 
Stenogr.  Berichte  S.  1868C),  im  Reiche  nicht  ohne  Vorgang.  So- 
weit ersichtlich,  sind  es  ausser  dem  Falle  des  §  138  a  Gew.-O. 
zwei  Fälle,  in  denen  ein  in  einem  Reichsgesetze  vorgekommenes 
Redaktionsversehen  durch  eine  unterschriftslose  Bekanntmachung 
im  Reichs-Gesetzblatte  „berichtigt^  worden  ist. 

Der  §  96  Abs.  1  M.-St.-G.-B.  für  das  Deutsche  Reich  vom 
20.  Juni  1872  lautete  nach  der  ursprünglichen  Publikation: 

'  Vgl.  hierüber  Sontag,  Redaktionsvers.  des  Gesetzgebers,  Freiburg  i.  B. 
1874,  S.  ISff. 
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„  Wird  eine  der  im  §  94  bezeichneten  Handlungen  vor  Ter- 
sammelter  Mannschaft  oder  gegen  den  Befehl,  unter  dae  Ge- 
wehr zu  treten,  oder  unter  dem  Gewehr  begangen,  so  tritt 
Gefangniss  oder  Festungshaft  nicht  unter  einem  Jahre  ein.^ 
(R.-G.-B1.  1872  S.  174). 
Im  Reichs-Gesetzblatte  von  1873  ist  folgende  unterschrifte- 
lose  Berichtigung  veröffentlicht  worden  (S.  138): 

„In  dem  im  18.  Stück  des  Reichs-Gesetzblatts  für  1872 
sub    No.   838  abgedruckten   Militär-Strafgesetzbuche    für  das 
Deutsche  Reich  vom  20.  Juni  1872  (R.-G.-BI  für  1872  No.  18) 
sind  S.  191  im   ersten  Abs.  des  §  96  zwischen  den  Worten: 
„Festungshaft^  und  „nicht^  in  Folge  eines  Druckereiversehens 
die  nachstehenden  Woiie  ausgelassen   worden:     „bis  zu   fünf 
Jahren,  im  Felde  Gefangniss  oder  Festungshaft.^ 
Der  erste  Absatz  des  §  96  hat  hiernach,  wie  folgt,  zu  lauten: 
„Wird  eine  der  in  dem  §  94   bezeichneten  Handlungen 
vor  versammelter  Mannschaft    oder   gegen  den  Befehl,  unter 
das  Gewehr  zu  treten,   oder  unter  dem  Gewehr  begangen,  so 
tritt  Gefangniss  oder  Festungshaft  bis  zu  fünf  Jahren,  im  Felde 
Gefangniss   oder  Festungshaft  nicht  unter  Einem  Jahre  ein.^ 
Der  Fehler  ist  dadurch  entstanden,  dass,  wie  sich  aus  einer 
Yergleichung   des  Textes    der  Regierungsvorlage  mit  dem  durch 
die  Reichstagskommission  beschlossenen  Texte  bei  Berücksichti- 
gung der  Kommissionsverhandlungen  zweifellos  ergiebt,  lediglich 
aus  Versehen  die  fehlenden  Worte  bei  Drucklegung  der  Beschlüsse 
der  Reichstagskommission  ausgelassen  worden  sind^.     Das  Ver- 
sehen blieb  zunächst  unbemerkt,   der  unrichtige  Text  wurde  der 

'  Diese  Sachlage  soll  auch  offenbar  durch  das  in  der  Berichtigung  ge- 
brauchte Wort  „Druckerei-Versehen**  zum  Ausdrucke  gebracht,  keineswegs  soll 
damit  gesagt  seiu,  dass  es  sich  um  einen  erst  bei  der  Publikation  vor- 
gekommenen Druckfehler  handele.  Der  Vorwurf,  die  Berichtigung  besage 
„fälschlich**  in  Folge  eines  Druckerei- Versehens  seien  jene  Worte  ausgelassen 
worden  (Binddyg,  Orundriss  des  Strafrechts  Bd.  I  §  19  No.  1  S.  61) ,  ist  dess- 
halb  nicht  berechtigt. 
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zweiten  und  dritten  Lesung  des  Gesetzes  im  Beichstage  zu  Grunde 
gelegt  und  nach  erfolgter  Zustinunung  des  Reichstags  und  Bundes- 
raths  publizirt^. 

Den  zweiten  Fall  stellt  die  Berichtigung  des  §  1  des  Ge- 
setzes, betreffend  die  Pflichten  der  Kaufleute  bei  Aufbewahrung 
fremder  Werthpapiere,  vom  5.  Juli  1896  dar.  §  1  lautete  nach 
der  ursprünglichen  Publikation  (B.-G.-BL  1896  S.  183): 

„Ein  Kaufmann,  welchem  im  Betriebe  seines  Handels- 
gewerbes Aktien,  Kuxe,  Interimsscheine,  Erneuerungsscheine 
(Talons),  auf  den  Inhaber  lautende  oder  durch  Indossament 
übertragbare  Schuldverschreibungen  oder  vertretbare  andere 
Werthpapiere  mit  Ausnahme  von  Banknoten  unverschlossen 
ZOT  Verwahrung  oder  als  Pfand  übergeben  sind,  ist  verpflichtet: 

1 

2 

Das  Becht  und  die  Pflicht  des  Verwahrers  oder  Pfandgläubigers, 
im  Interesse  des  Hinterlegers  oder  Verpfanders  Verfügungen 
oder  Verwaltungshandlungen  vorzunehmen,  wird  durch  die  Be- 
stimmung unter  Ziffer  1  nicht  berührt.^ 

Nach  der  im  Reichs-Gesetzblatte  desselben  Jahres  (S.  194) 
TeröffentUchten  unterschriftslosen  Berichtigung  soll  hinter  „Bank- 
noten^ eingefugt  werden  „und  Papiergeld^  und  statt  „das  Recht 
und  die  Pflicht^  gesetzt  werden  „Etwaige  Rechte  und  Pflichten'^ 
sowie  statt  „wird^  „werden^.  Auch  hier  handelt  es  sich  um  ein 
Redaktionsversehen.  Durch  die  Reichstagskommission  waren  in  dem 
Texte  des  §  1,  welcher  in  der  Vorlage  so  lautete,  wie  er  ursprüng- 
lich publizirt  worden  ist,  die  in  der  Berichtigung  wiedergegebenen 
Aenderungen  vorgenommen  worden,  mit  diesen  Aenderungen  war 
§  1  vom  Reichstag  angenommen  worden.  Demnächst  beschloss 
zwar  der  Bundesrath  dem  Gesetzentwurf  „in  der  vom  Reichstage 
beschlossenen  Fassung  die  Zustimmung  zu  ertheilen^,  legte  aber 

*  Vgl.  Dmckaaofaen  des  Reichstags,  1.  Legislatnrp.  HE.  Session  1872, 
Akienst.  No.  6  §  108,  No.  90  §  98,  No.  1S2  §  95. 
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seiner  Berathung  einen  Text  zu  Grunde,  weicher  im  §  I  unter 
Weglassung  der  vom  Reichstage  beschlossenen  Aenderungen 
lediglich  den  Text  der  Vorlage  enthielt^.  Da  also  der  Fehler 
nicht  erst  bei  der  Publikation  des  Gesetzes,  sondern  bereits  in 
einem  früheren  Stadium  entstanden  ist  und  der  fehlerhafte  Text 
sogar  der  Beschlussfassung  des  Bundesraths  zu  Grunde  gelegen 
hat,  so  ist  es  unzutrefifend,  wenn  man  diesen  Fall  als  eine  blosse 
Druckfehlerberichtigung  hinstellen  will®. 

Neben  diesen  drei  berichtigten  Bedaktionsversehen  finden 
sich  in  Bundes-  und  Reichsgesetzen  andere,  bezüglich  deren  eine 
Berichtigung  nicht  veröffentlicht  worden  ist.  Ein  im  §  90 
No.  2  St.-G.-B.  für  den  Norddeutschen  Bund  enthaltenes  Re- 
daktionsversehen ist  erst  bei  der  Neuredaktion  des  Strafgesetz- 
buchs durch  das  Gesetz  vom  15.  Mai  1871  beseitigt  worden.  In 
§  90  No.  2  hiess  es  nach  der  ursprünglichen  Publikation  des 
Strafgesetzbuchs  vom  31.  Mai  1870  (B.  G.-Bl.  1870  S.  197): 
„Vorräthe  von  Waffen,  Schiessbedarf  oder  andere  Kriegsbedürf- 
nisse^,  es  musste  aber  heissen  „oder  anderen  Kriegsbedürf- 
nissen^.  Denn  diese  letztere  Fassung  war  in  Uebereinstimmung 
mit  der  Regierungsvorlage  vom  Reichstag  in  zweiter  und  dritter 
Berathung  gebilligt  worden,  erst  bei  der  Zusanmienstellung  der 
Beschlüsse  des  Reichstags  in  dritter  Berathung  schlich  sich  der 
Fehler  ein,  sodass  ebenso  wie  im  Falle  des  §  138  a  Gew.-O. 
der  fehlerhafte  Text  vom  Reichstage  bei  der  Schlussabstimmung 
angenommen  und  demnächst  publizirt  wurde  ^.  —  Im  §  7  des 
Freizügigkeits-G.  vom  1.  Nov.  1867  ist  irrthümlich  auf  §  5  statt 


^  Vgl.  Dracksachen  des  Reichstags,  9.  Legislaturp.  IV.  Session  1895/96, 
No.  342;  Stenogr.  Ber.,  9.  Legislaturp.  IV.  SessioD,  S.  2682  ff.,  2685;  Proto- 
kolle über  die  Verhandlungen  des  Bundesraths  1896  §  382,  Anlage  m 
S.  233  §  413. 

^  Vgl.  Stenogr.  Ber.  des  Reichtags  1898,  72.  Sitzung  S.  1872  A;  v.  Schulz 
im  Arch.  f.  soziale  Gesetzg.  a.  a.  0.  S.  442. 

^  Vgl.  Drucksachen  des  Reichstags  des  Nordd.  Bundes,  1.  Legislaturp. 
Sitzungsp.  1670,  No.  132  §  88  bezw.  87,  No.  212  §  90;  Stenogr.  Ber.  S.  1187. 
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auf  §  6  verwiesen;  der  Fehler  ist  dadurch  entstanden,  dass  vom 
Reichstage  des  Norddeutschen  Bundes  in  den  Entwurf  ein  neuer 
Paragraph  eingeschoben  und  dadurch  §  5  des  Entwurfs  zum  §  6 
gemacht  wurde,  wobei  man  jedoch  übersah,  die  Verweisung  ent- 
sprechend zu  ändern^.  —  Auf  gleiche  Weise  ist  die  irrige  Ver- 
weisung in  Art.  I  §  3  No»  7  des  Gesetzes  wegen  Abänderung 
des  Gesetzes,  betreffend  die  Rechtsyerhältnisse  der  deutschen 
Schutzgebiete,  vom  15.  März  1888  auf  No.  3  statt  auf  No.  4 
entstanden;  durch  die  Reich tagskommission  wurde  zwischen  No.  2 
und  3  des  Entwurfs  eine  neue  No.  3  eingeschoben,  dadurch  die 
bisherige  No.  3  zur  No.  4  gemacht,  die  entsprechende  Aenderung 
des  Citats  aber  unterlassen^.  —  In  der  CiTÜprozessordnung  finden 
sich  zwei  Redaktionsversehen.  Im  §  756  Abs.  1  ist  fälschlich 
statt  auf  §  37  auf  §  36  yerwiesen,  ein  Fehler,  der  sich  bereits 
im  zweiten  Entwürfe  der  Civilprozessordnung  findet  und  dadurch 
entstanden  ist,  dass  zwar  die  Numerirung  der  Paragraphen  des 
ersten  Entwurfs  geändert,  die  Aenderung  des  der  Numerirung 
des  ersten  Entwurfs  entsprechenden  Citats  aber  aus  Versehen 
unterlassen  wurde  ^®.  Für  Preussen  wurde  übrigens  die  Wir- 
kung dieses  Redaktionsversehens  beseitigt  durch  das  Gesetz  vom 
4.  März  1879,  indem  der  gerade  mit  Rücksicht  auf  das  in  §  756 
C.-P.-O.  vorgekommene  Versehen  in  das  Gesetz  aufgenommene 
§  4  den  §  37  C.-P.-O.  inhaltlich  wiedergiebt  ^^  Im  §  431 
C.*P.-0.  steht  in  Folge  eines  Redaktionsversehens  das  der  Ter- 
minologie der  Civilprozessordnung  völlig  fremde  Wort  „Eides- 
form^    statt   „Eidesnorm^.     Die  fragliche   Bestimmung  („Auch 


*  Vgl.  DnickBachen  des  Reiohstags  des  Nordd.  Bundes,  1.  Legislaturp. 
Senion  1867,  Aktenst.  No.  49,  109,  147. 

*  Vgl.  Drucksachen  des  Reichstanfs,  7.  Legislaturp.  II.  Session  1887/88, 
Aktenst.  No.  72,  146,  186,  208. 

'^  Vgl.  Gaupp,  Komm,  zur  C.-P.-O.  Anm.  zu  §756;  v.  BüLOW  in  Rassow- 
Küntzel  Bd.  XXUI  S.  290. 

"  VgL  Begründung  des  Qesetzentwurft,  Anl.  zu  den  Verhandl.  des 
Abgeordn.-HauBe8  1878/79,  Aktenst.  No.  43. 
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können  unerhebliche  Umstände,  welche  in  die  Eidesnorm  aof^ 
genommen  sind,  berichtigt  werden^)  beruht  auf  einem  Beschlosae 
der  Jttstizkommission  des  Reichstags  und  hat  in  den  Protokollen 
dieser  Kommission  ihren  richtigen  Ausdruck  gefunden;  bei  Fest- 
stellung des  Textes  des  Entwurfs  nach  den  Beschlüssen  des 
Reichstags  in  zweiter  Berathung  wurde  aber  das  Wort  „Eädes- 
norm^  in  der  bezeichneten  Weise  entstellt,  und  mit  diesem  Fehler 
hat  der  Entwurf  in  dritter  Lesung  die  Zustimmung  des  B^ichs- 
tags  erhalten^*.  Beide  Redaktionsversehen  sind  durch  das  Ge- 
setz, betrefifend  Aenderungen  derCivilprozessordnung,  vom  17.  Mai 
1898  für  die  Zeit  vom  1.  Jan.  1900  ab  beseitigt,  indem  durch 
das  bezeichnete  Gesetz  §  756  gestrichen  und  bezüglich  des  §  431 
bestimmt  ist:  „Im.  §  431  Satz  2  wird  das  Wort  „Eidesform^ 
ersetzt  durch  das  Wort:  „ Eidesnorm ^.^ 

Auch  in  der  Publikation  des  Allgemeinen  Deutschen  Handels* 
gesetzbuchs  als  Gesetz  des  Norddeutschen  Bundes  vom  5.  Juni 
1869  sind  zwei  Redaktionsversehen  enthalten.  Art.  653  Abs.  2 
lautet  nach  dieser  Publikation: 

„Die  in  das  Konnossement  nicht  aufgenommenen  Be- 
stimmungen des  Frachtvertrages  haben  gegenüber  dem  Empfanger 
keine  rechtliche  Wirkung,  sofern  nicht  auf  dieselben  ausdrücklich 
Bezug  genommen  ist.  Wird  in  Ansehung  der  Fracht  auf  den 
Frachtvertrag  verwiesen  (z.  B.  durch  die  Worte :  „Fracht  laut 
Chartepartie^),  so  sind  hierin  die  Bestimmungen  über  Lösch- 
zeit, üeberliegezeit  und  Liegezeit  nicht  als  einbegriffen 
anzusehen.^ 

Statt  „Liegezeit''  muss  es  heissen  „Liegegeld'^.  Das  Be- 
stehen dieses  Fehlers  ist  in  einem  ürtheile  des  Reichs- Ober- 
handelsgerichts vom  14.  Febr.  1872  (Entsch.  Bd.  Y  S.  132,  133) 
durch  die  Bemerkung,   dass  statt  Liegezeit  „rectius  Liegegeld'' 


"  Vgl.  Dracksachen  des  Reichitags,  9.  Legislatorp.  IV.  Sewion  1876, 
No.  6  §  414,  No.  60  §  431. 


156     — 

zu  lesen  sei,  anerkannt,   und  bezüglich  der  Entstehung  bemerkt 
der  Einsender  des  Urtheils  in  einer  Anmerkung  Folgendes: 

„Schon  in  dem  Entwürfe  eines  Allgemeinen  Deutschen 
Handelsgesetzbuchs,  welchen  die  Kommission  vorlegte  (Bei- 
lagenband zu  der  offiziellen  Ausgabe  der  Protokolle,  erster 
Theil),  lautet  der  Schluss  des  zweiten  Absatzes  des  Art.  653: 
„so  sind  hierin  die  Bestimmungen  über  Löschzeit;  Ueberliege- 
zeit  und  Liegezeit  nicht  als  einbegrififen  anzusehen",  und  dieser 
Wortlaut  ist  dann  auch  bei  Einfahrung  des  Handelsgesetzbuchs 
in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  sowie  bei  der  Publikation 
desselben  als  (j^esetz  des  Norddeutschen  Bundes  beibehalten 
worden.  Derselbe  beruht  aber  ersichtlich  nur  auf  einem  Druck- 
fehler, indem  es  statt  „Liegezeit"  vielmehr  „Liegegeld"  heissen 
moss.  Wenn  es  nämlich  schon  auffallend  ist,  dass  das  Handels- 
gesetzbuch in  Art.  653  zwischen  „Ueberliegezeit"  und  „Liege- 
zeit" unterscheidet,  ohne  anzugeben,  was  unter  dem  letzteren 
Ausdruck,  dessen  es  sich  an  keiner  anderen  Stelle  bedient,  zu 
Terstehen  sei,  so  zeigt  die  Entstehung  des  Art.  653  ganz 
deutlich,  dass  viehnehr  „Liegegeld"  zu  lesen  ist.  Denn  bei 
der  ersten  Lesung  (vgl.  Prot.  S.  2326 — 2228)  bildete  gerade 
die  Frage,  ob  die  in  dem  Konnossemente  enthaltenen  Worte 
„Fracht  laut  Chartepartie"  nicht  nur  auf  Accessorien  der 
Fracht,  auf  Kaplaken,  Primage  a.  s.  w.,  sondern  auch  auf  das 
eventuell  für  die  Löschung  festgesetzte  Liegegeld  zu  beziehen 
seien,  den  Gegenstand  der  Diskussion,  und  der  aus  letzterer 
hervorgegangene  Entwurf  erster  Lesung  (Beilagenband,  erster 
Theil)  redet  denn  auch  in  dem  entsprechenden  Art.  525  von 
Bestimmungen  über  „Löschzeit,  Ueberliegezeit  und  Liegegeld". 
Nach  den  Berathungen  bei  der  zweiten  Lesung  (vgl.  Prot. 
8.  4007  und  4008)  hat  aber  in  dieser  Beziehung  Nichts  ge- 
ändert werden  sollen." 
Eigenartig  liegt  der  Fall  des  in  Art.  520  H.-G.-B  enthaltenen 
Fehlers.     Art.  520  ist  sowohl  bei  der  Einführung  des  Handels- 
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gesetzbuchs  in  Preusseu  (Ges. -Samml.  1861  S.  449,  480),  als 
auch  bei  der  Einführung  desselben  als  Bundesgesetz  (B.-6.-B1. 
1869  S.  379,  404)  sowie  bei  der  Einführung  in  Eisass- 
Lothringen  (Ges.-Bl.  f.  Els.-Lothr.  1872  S.  213,  242)  in  folgender 
Fassung  publizirt  worden: 

„Endet  die  Bückreise  des  Schiffs  nicht  in  dem  Heimaths- 
hafen,  und  war  der  Schiffer  für  die  Aus*  und  Bückreise  oder 
auf  bestimmte  Zeit  angestellt,  so  hat  der  Schiffer  Anspruch 
auf  freie  Zurückbeforderung  nach  dem  Hafen,  wo  er  geheuert 
worden  ist,  und  auf  Fortbezug  der  Heuer  während  der  Reise 
oder  nach  seiner  Wahl  auf  eine  entsprechende  Vergütung.'' 
Es   muss  jedoch   statt   „auf  bestimmte  Zeit^   heissen  „auf 
unbestimmte  Zeit''.    In  Freussen  ist  in  der  G-esetz-Sammlung  von 
1877   (S.  218)   eine   unterschriftslose  Berichtigung  veröffentlicht 
worden,  für  das  Reich  und  für  Elsass-Lothringen  ist  ein  Gleiches 
nicht    geschehen.     Das   Reichsgericht    bemerkt    in    seiner  Ent* 
Scheidung  vom   19.  Sept.  1892    (Beilage  zum  Deutschen  Reichs- 
und Preussischen  Staats- Anzeiger  1893  S.  99)  betreffs  des  Art.  520: 
„In  Betreff  der  vorliegend  in  Frage  kommenden  gesetz- 
lichen Bestimmungen  hat  das  Berufungsgericht  zunächst  über- 
zeugend  ausgeführt,   dass   es   auf  einem  blossen   Druckfehler 
beruht,   wenn   es  in   der  jetzigen   gesetzlichen  Grundlage  des 
Handelsgesetzbuchs  —  dem    in  der  Anlage  C  des    Bandes- 
gesetzes  vom    6.  Juni    1869,   betreffend   die   Einführung  der 
Allgemeinen  Deutschen  Wechselordnung  und  des  Allgemeinen 
Deutschen  Handelsgesetzbuchs  als  Bundesgesetze,  im  Gesetz- 
blatt  des  Norddeutschen  Bundes   publizirten   Abdruck  —  im 
Art.  620  heisst:    „oder   auf  bestimmte  Zeit  angestellt^,  und 
dass  es  statt  dessen  nach  dem  Willen  des  Gesetzgebers  heissen 
sollte  und  müsste:    „oder  auf  unbestimmte  Zeit^.     Die   vom 
Berufungsgericht  angezogenen  Stellen  aus  den  von  Lutz  ver- 
öffentlichten Kommissionsprotokollen  über  die  Berathung  des 
Handelsgesetzbuchs    nebst  Beilagen    ergeben    ganz  zweifellos. 
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dass  der  von  dem  damaUgen  Deutschen  Bunde  den  Regierungen 
der  Einzelstaaten  zur  Annahme  und  Veröffentlichung  empfohlene 
schliessliche  Entwurf  (dritter  Lesung),  wie  er  in  dem  Beilage- 
band n  der  Protokolle  abgedruckt  ist,  keinen  Fehler  enthält, 
sondern  es  Tielmehr  den  Berathungen  und  Beschlüssen  der 
Kommission  entspricht,  wenn  es  daselbst  in  Art.  620  heisst: 
„auf  unbestimmte  Zeit^.  In  Uebereinstimmung  mit  diesem 
Text  ist  denn  auch  in  anderen  Bundesstaaten,  speziell  auch 
in  Bremen,  die  Publikation  des  Handelsgesetzbuchs  erfolgt, 
während  die  Abweichung  hiervon,  welche  sich  in  das  Gesetz- 
blatt des  Norddeutschen  Bundes  eingeschlichen  hat,  sich  zur 
Qenüge  daraus  erklärt,  dass  man  dem  Abdruck  muthmasslich 
den  Text  der  preussischen  Publikation  (vgl.  Ges.-Samml.  von 
1861  S.  692)  zu  Grunde  gelegt  hat,  worin  es  in  Folge  eines 
laut  Ges.-Samml.  von  1877  8.  218  nachträglich  anerkannten 
und  berichtigten  Druckfehlers  anstatt  „unbestimmte^  vielmehr 
„bestimmte^  Zeit  heisst.  Auch  darin  ist  dem  Berufungsgericht 
beizustimmen,  dass,  obwohl  für  das  jetzt  ausschliesslich  mass- 
gebende Beichsgesetz  eine  gleiche  Berichtigung  bisher  nicht 
erfolgt  ist,  dies  den  Richter  nicht  abhalten  darf,  den  zweifel- 
losen Druckfehler  als  solchen  zu  behandeln  und  das  Gesetz 
80  anzuwenden,  wie  man  es  ausweise  der  im  Auftrage  der 
Kommission  erfolgten  und  von  der  Bundesversammlung  des 
vormaligen  Deutschen  Bundes  als  authentisch  anerkannten  Publi- 
kation seinerzeit  in  den  Gesetz-  und  Begierungsblättem  der 
Einzelstaaten  und  später  im  Bundesgesetzblatt  des  Nord- 
deutschen  Bundes  hat  veröffentlichen  wollen.^ 

Für  Preussen  dürfte  es  sich  hier  allerdings  um  einen  blossen 
Druckfehler  handeln,  denn  der  den  Kammern  vorgelegte  Text, 
welcher  von  diesen  unverändert  angenommen  wurde,  enthielt  den 
Fehler  nicht  ^'.     Wenn   man  aber,  wie  das   Reichsgericht  wohl 


"  Vgl.  Yerhandl.  des  Hanses  der  Abgeordneten  1861,   AoL  No.  117, 
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mit  Recht  annimmt,  dem  Abdrucke  des  Handelsgesetzbuchs  im 
Bundes- Gesetzblatt  (und  wohl  auch  im  G-esetzblatte  fUr  Elsass- 
Lothringen)  „muthmasslich  den  Text  der  preussischen  Publikation 
zu  Grunde  gelegt  hat^,  so  handelt  es  sich  bei  diesen  beiden 
Publikationen  nicht  mehr  um  einen  blossen  Druckfehler,  sondern 
um  ein  bei  der  Feststellung  des  beschlossenen  und  zur  Publikation 
bestimmten  Textes  untergelaufenes  Bedaktionsversehen. 

In  dem  neuen  Handelsgesetzbuche  für  das  Deutsche  Reich  vom 
10.  Mai  1897  sind  übrigens  beide  Fehler,  sowohl  der  in  Art.  653 
Abs.  2,  als  auch  der  in  Art.  520  enthaltene,  ausgemerzt  ^^. 

Wie  schon  die  voraufgeführten  Beispiele  von  nicht  berich- 
tigten Redaktionsversehen  in  Reichsgesetzen  ergeben,  entbehren 
Erwägungen  über  die  durch  Publikation  eines  auf  Redaktions- 
versehen  beruhenden  Gesetzestextes  geschaffene  Rechtslage  keines- 
wegs der  praktischen  Bedeutung,  die  Beurtheilung  dieser  Rechtslage 
ist  aber  auch  grundlegend  für  die  Entscheidung  über  Zulässigkeit 
und  Bedeutung  der  Berichtigungen.  Nicht  zu  billigen  ist  es, 
wenn  der  durch  Redaktionsversehen  entstellte  Gesetzestext  den 
allgemeinen  Regeln  der  Gesetzes -Auslegung  unterstellt  und  die 
Frage,  ob  der  das  Gesetz  Anwendende,  insbesondere  der  Richter, 
zur  Beseitigung  des  Redaktionsversehens  und  zur  Korrektur  des 
Gesetzestextes  befugt  ist,  zusammengeworfen  wird  mit  der 
wesentlich  verschiedenen  Frage,  inwieweit  durch  Auslegung  des 
vom  Gesetzgeber  gewählten  Ausdrucks  dem  eigentlichen  gesetz- 
geberischen Gedanken  zur  Verwirklichung  geholfen  werden  darf  ^^. 


Stenogr.  Ber.  8.  1526;  Stenogr.  Ber.  über  die  Verhandl.  des  Herrenkaiues 
1861,  S.  693. 

^*  Vgl.  Denkschrift  zam  Entwurf  eines  Handelsgesetzb.  S.  280,  288. 

'*  Lediglich  unter  den  gleichen  Gesichtspunkten  wie  die  Geseties- 
AuslegUDg  wird  die  Frage  z.  B.  behandelt  von  Msukkl  in  HoltzendorfiTs  Handb. 
des  Strafr.  Bd.  II  S.  67  ff.,  insbes.  S.  70,  v.  Schütze  in  Goltdammer's  Arch. 
1872  S.  d50ff.,  V.  MoHL  im  Aroh.  für  Krim. -Recht,  Neue  Folge  1842,  S.214; 
auf  die  Unrichtigkeit  dieses  Verfahrens  macht  bereits  Sontag  (Redaktionavers. 
S.  26 ff.)  aufmerksam. 
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Nicht  um  Auslegung  des  vom  Gesetzgeber  gewählten  Ausdrucks 
handelt   es  sich,    sondern  um  Ersetzung  des  vom  Gesetzgeber 
irrthümlich  kundgegebenen,  nicht  gewollten  Ausdrucks  durch  den 
wirklich  gewollten  Ausdruck,  um  eine  Texteskritik  im  weiteren 
Sinne.     Die  Frage  der  Behandlung  der  Redaktionsversehen  muss 
durchaus  selbständig  als  eine  quaestio  sui  generis  geprüft  werden. 
Als  abwegig  ist  es  nun  zu  bezeichnen,  wenn  man  den  publi- 
zirten   Gesetzestext   schlechthin   als   massgebend   hinstellen   und 
jede  Ej-itik  ihm  gegenüber  ausschliessen  will.     Konsequent  durch- 
geführt würde  dieser  Grundsatz  dazu  fuhren,  dass  auch  das  durch 
Druckfehler  völlig  widersinnig  gewordene  Gesetz  zur  Anwendung 
gebradit  werden  müsste,  und  in  der  That  scheinen  einige  Ver- 
treter der  bezeichneten  Ansicht  auch  diese  äusserste  Konsequenz 
ziehen    zu   wollen.     So    sagt  John  in  HoltzendorfiTs  Handbuch 
des  Strafrechts   Bd.  UI  S.  74 ff.:    „Der  Richter   ist   überhaupt 
nicht  befugt,    die  Gesetze   zu   korrigiren.     Er  hat   den    Willen 
des   Gesetzgebers,    sowie   derselbe   durch   die   Publikation   zum 
Ausdrucke    gelangt  ist,  in  Anwendung    zu    bringen  .  .  .     Auch 
dem  ungereimten  Gesetze  gegenüber  hat  der  Richter  die  Pflicht, 
dasselbe  anzuwenden '';   und  Hefftee   in  Goltdammer's  Archiv 
Bd.  I  S.  31ff. :    „Sind  bei  der  Verkündigung  die  wirklichen  Be- 
schlüsse der  legislativen  Organe  unvollständig  oder  unrichtig  mit- 
getheilt,  so  wird  ein  etwaiges  Versehen  durch  eine  nachträgliche 
korrektere  Publikation   der   wirklichen  Beschlüsse   zu  verbessern 
.  .  .  sein.     Inzwischen  aber  wird  das  verkündete  Gesetz,  wie  es 
lautet,  dennoch  zu  befolgen  sein"^®.    Es  erscheint  überflüssig  zu 
zeigen,  zu  welchen  Resultaten   die  unbedingte  und  kritiklose  An- 
wendung selbst  des  durch  Druckfehler  entstellten  Gesetzestextes 
fuhren  würde;  schwerlich  wird  sich  ein  Richter  finden,  der  einer 


■*  Auch  Vakobbow  (Fand.  I  §  23  N.  1)  hält  „bei  neueren  Qetetien, 
wdehe  noch  in,  anter  öffentlicher  Antoritat  Teranstalteten,  Abdrücken  vor> 
handen  tind",  jede  Texteskritik  für  antgeschloesen;  vgl.  dagegen  v.  Savi&ht, 
System  I  S.  S4d;  DBBMinme,  Fand.  I  §  36  N.  1. 
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Bestimmung^  die  lediglich  durch  einen  Zufall,  etwa  durch  die 
Unaufmerksamkeit  eines  Setzers,  die  Form  eines  Gesetzes  erhalten 
hat,  bloss  dieser  Form  wegen  gesetzliche  Geltung  zubilligt.  Giebt 
man  aber  die  NichtVerbindlichkeit  des  publizirten  G^etzestextes 
im  Falle  eines  Druckfehlers  zu,  so  wird  man  sich  der  gleichen 
Folgerung  für  den  Fall  eines  Bedaktionsversehens  nicht  entziehen 
können,  denn  auch  in  letzterem  Falle  ist  es  ledighch  ein  Zufall, 
der  einer  Bestimmung^  die  niemals  als  Gesetz  gewollt  ist,  die 
Form  eines  Gesetzes  verleiht.  Durchans  verfehlt  ist  es^  wenn 
man  sich  behufs  Begründung  der  angeblichen  Verpflichtung  zur 
unbedingten  Anwendung  des  publizirten  Gesetzestextes  auf  Ver« 
fassungsbestimmungen  beruft,  durch  welche  das  Recht  zur  Prüfung 
der  Bechtsgültigkeit  gehörig  publizirter  Gesetze  eingeschränkt 
wird,  z.  B.  auf  Art.  106  der  preussischen  Verfassung: 

„Gesetze  und  Verordnungen  sind   verbindlich,  wenn   sie 

in  der  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Form  bekannt  gemacht 

worden  sind. 

Die   Prüfung    der    Bechtsgültigkeit    gehörig    verkündeter 

Königlicher  Verordnungen  steht  nicht  den  Behörden,  sondern 

nur  den  Kammern  zu^  ^^. 

Durch  derartige  Verfassungsbestimmungen  soll  ledighch  die 
Prüfung  der  Frage,  ob  ein  Gesetz  auf  verfassungsmässigem  Wege 
zu  Stande  gekonmien  ist,  ob  insbesondere  die  verfassungsmässige 

17  So  Hbfftkb  a.  a.  0.  S.  32:  «In  dem  Wenn  des  Art  106  hegt  zu. 
gleich  das  Wie  mitenthalten** ;  femer  v.  Schulze  a.  a.  0.  S.  444 ff.:  „Die 
Prüfung,  zu  welcher  die  Richter,  sowie  alle  übrigen  Personen  hinsichtlich 
der  Existenz  der  Beichsgesetze  verpflichtet  sind,  ist  auf  die  äussere  Form 
des  Gesetzes  zu  richten,  sodass  man  nur  festzustellen  hat,  ob  ein  Beichsgesetz 
in  dem  Reichs-Oesetzblatte  in  der  dem  Art.  17  der  Reichs  Verfassung  ent- 
sprechenden Art  und  Weise  abgedruckt  und  mit  der  Gegenzeichnung  des 
Reichskanzlers  versehen  ist.  Ebensowenig  wie  in  Preussen  die  Richter  und 
sämmtliche  Staatsbürger  die  Richtigkeit  des  Inhalts  eines  Gtesetzea  nach- 
zuprüfen haben  (Art.  106  Abs.  2  der  Preoss.  Ver&ssnngsurknnde)  steht  ea 
den  Genannten  zu,  Reichsgesetze,  welche  von  dem  Kaiser  vor  der  Aus- 
fertigung zu  prüfen  sind,  einer  Nachprüfung  zu  unterziehen." 
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Mitwirkung  der  Volksvertretung  stattgefunden  hat,  den  Behörden 
entzogen,  nicht  aber  inhaltlich  der  Buchstabe  des  publizirten 
Qesetzestextes  schlechthin  als  massgebend  bezeichnet  werden^". 
Die  Richtigkeit  des  Satzes,  dass  ein  auf  einem  Redaktions- 
versehen  beruhender  Wortlaut  keine  verpflichtende  KtslÜ  hat, 
ist  denn  auch  bereits  mehrfach  anerkannt  worden^*.  Eüerbei 
kann  man  jedoch  nicht  stehen  bleiben.  Wollte  man  weder  die 
publizirte  Gesetzesbestimmung  mangels  eines  ihr  zu  Grunde 
liegenden  gesetzgeberischen  WilleAS,  noch  die  gewollte  Gesetzes- 
bestimmung mangels  einer  ihr  entsprechenden  Publikation  gelten 
lassen,  so  würde  eine  Reihe  von  Gesetzeslücken  und  die  bedenk- 
lichste Rechtsunsicherheit  entstehen.  Mit  Nothwendigkeit  wird 
man  also  dazu  gedrängt,  von  dem  das  Gesetz  Anwendenden,  ins- 
besondere von  dem  Richter,  zu  verlangen,  dass  er  das  Redaktiöns- 
Yersehen  bei  der  Anwendung  des  Gesetzes  richtig  stelle  und  die 
Bestimmung,  welche  der  Gesetzgeber  auszusprechen  glaubte,  an 
Stelle  der  nur  irrthümlich  ausgesprochenen  setze.  Ganz  allgemein 
spricht  dies  aus  Sontag  (Redaktionsversehen  S.  33): 

„Auf  Grund  aller  dieser  Erwägungen  glauben  wir  behaupten 
zu  müssen,  dass  der  Richter  unbedingt  befugt  ist,  den  auf 
Redaktionsfehler  beruhenden  Gesetzestext  dem  gesetzgeberischen 
Gedanken  gemäss  zu  berichtigen.  Die  selbstverständliche,  aber 
auch  einzige  Voraussetzung  für  diese  Aenderung  ist  der  zweifel- 
lose Nachweis  des  Redaktionsfehlers.^ 

Yen  zahlreichen   anderen  Schriftstellern  wird  zwar  ein  all- 
gemein   gültiges    Prinzip    bezüglich    der  Behandlung   von   Re- 


>'  So  schon  V.  MoHL  im  Arcfa.  für  Krim.-Recht  S.  286;  ferner  Sontag 
a.  a.  O.  S.  10  N.  3.  Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  wirklich  die  Prüfung 
der  Yerfiusungsmässigkeit  der  Reichsgesetze  für  den  Bichter  schlechthin  aus- 
geechlossen  ist,  erübrigt  sich  an  dieser  Stelle.  Vgl.  hierüber  einerseits 
liABAND,  Staatsr.  Bd.  I  S.  626 ff.;  Zorn,  Staatsr.  Bd.  I  S.  418;  andererseits 
HlMEL,  Studien  zum  Deutsch.  Staatsr.  Bd.  I  S.  263  ff. 

>*  So  E.  B.  Mkbkel  in  Holtzendorff*s  Handb.  Bd.  IE  S.  70;  v.  Mohl 
a.  a.  0.  S.  241,  242. 

Arehir  tSa  öffentliches  Becht.  XIV.  2.  n 
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daktionsTersehen  nicht  aufgestellt^  jedoch  im  einzcloen  Falle  der 
eben  entwickelte  Orundsatz  ztir  Anwendung  gebracht,  indem 
entweder  ohne  Weiteres  beim  Abdrucke  des  auf  einem  Redak- 
tionsversehen  beruhenden  Gesetzestextes  die  richtige  Bestimmung 
an  Stelle  der  irrthümUch  publizirten  gesetzt  oder  doch  in  einer 
Anmerkung  zu  dem  fehlerhaften  Gesetzestext  auf  die  Noth- 
wendigkeit  der  Korrektur  hingewiesen  wird.  So  werden  fast  in 
sämmtlichen  Kommentaren  der  Civilprozessordnung  die  in  §  431 
und  §  766  enthaltenen  Redaktionsversehen  entsprechend  be- 
richtigt ^^  Ebenso  wird  die  Nothwendigkeit  der  Korrektur  der 
Redaktionsversehen  in  §  7  des  Freizügigkeits-G.  und  in  §  3  des 
Gesetzes  vom  16.  März  1888  von  mehreren  Schriftstellern  an- 
erkannt'^  Bezüglich  des  §  138a  Gew.-O.  haben  sich  bereits 
vor  der  Veröffentlichung  der  Berichtigung  im  Reichs -Gesetz- 
blatte die  meisten  Kommentatoren  der  Gewerbeordnung  dahin 
ausgesprochen,  dass  das  Redaktionsversehen  bei  Anwendung  des 
Gesetzes  richtig  zu  stellen  sei'*,  eine  Ansicht,  zu  der  sich 
ebenso  das  sächsische  Ministerium  des  Innern  in  einer  Verordnung 
vom  30.  Mai  1893  bekannt  hat". 

Auch  von  den  obersten  Gerichten  ist  die  richterliche  Korrektur 
der  Redaktionsversehen  für  zulässig  erachtet  worden.  Für  die 
Zulässigkeit  hat  sich  insbesondere  das  frühere  Königl.  Preuss. 
Ober-Tribunal  in  einer  Entscheidung  vom  17.  Nov.  1871  (Golt- 
DAM>££R,  Arch.  Bd.  XIX  S.  804ff.)  sowie  der  oberste  Gerichtshof 


^  Vgl.  Gadpp  §  4dl  und  Anm.  zu  §  756  S.  514;  Seüffert  §  4dl  und 
Anm.  2  zu  §  756;  Wilv.-Levt  §  431;  ferner  Brettnbb  in  Ztschr.  für  Civil- 
prozess  Bd.  III  S.  840;  Ortenaü,  Subhastationsordn.  für  das  Königreich 
Bayern  8.  4  N.  1. 

'*  Vgl.  Setdel,  Bayr.  Staatsr.  Bd.  V  S.  65  Anm.  1;  Qrill,  Komm, 
zum  Freizügigkeits-G.  §  7  Anm.  1 ;  Y.  Stengel,  Die  deutschen  Schutzgebiete, 
Separatabdruck  aus  den  „Annalen  des  Deutschen  Rechts^  1895  S.  202. 

"  Vgl.  die  Kommentare  von  Schenkel,  Landmann,  v.  Bernewitz,  Rboxr 
zu  §  138  a. 

"  Bbobr,  Entsch.  d.  Gerichte  u.  Verwaltungsbeh.  etc.  Bd.  XIII  S.  346. 
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far  Bayern  in  einer  solchen  vom  8.  Juni  1872  (Samml.  vonEntsch. 
dieses  Gerichtshofs  Bd.  II  S.  174  fF.)  ausgesprochen.  Beide 
Entscheidungen  betreffen  den  §  96  ß.-St.-G.-B.  Dieser  (durch 
die  Novelle  vom  26.  Febr.  1876  geänderte)  Paragraph  bedrohte 
in  seiner  ursprünglichen  Fassung  Majestätsbeleidigung  mit  ^Oe- 
fangniss  nicht  unter  zwei  Monaten  oder  mit  Festungshaft  bis  zu 
fnnf  Jahren".  Beide  Entscheidungen  stellen  übereinstimmend 
fest,  es  beruhe  auf  einem  Redaktionsversehen,  dass  in  diesem 
Paragraphen  ein  bestimmtes  Strafminimum  für  die  Festungsstrafe 
nicht  vorgeschrieben  sei  und  demgemäss  der  gesetzliche  Mindest- 
betrag dieser  Strafart  von  einem  Tage  Platz  greifen  könne;  es 
sei  vielmehr  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  folgenden 
Strafbestimmungen  auch  im  §  95  ein  Mindestmaass  von  zwei 
Monaten  Festungshaft  als  von  dem  Gesetzgeber  gewollt  anzu- 
sehen und  demgemäss  von  dem  Richter  zu  erkennen.  Mag  man 
auch  das  Vorhandensein  der  thatsächlichen  Voraussetzung  der 
richterlichen  Korrektur  des  Gesetzestextes  —  die  zweifellose 
Feststellung  des  Redaktionsversehens  —  für  den  Fall  des  §  95 
St.-G.-B.  vielleicht  mit  Recht  in  Zweifel  ziehen  ^^,  so  ist  doch 
jedenfalls  in  beiden  Urtheilen  die  prinzipielle  Zulässigkeit  der 
richterlichen  Korrektur  anerkannt.  Auch  aus  den  beiden  bereits 
citirten Urtheilen  desReichs-Oberhandelsgerichts  vom  14.  Febr.  1872 
(Entsch.  Bd.  V  S.  132^  133)  und  des  Reichsgerichts  vom  19.  Sept. 
1892  (Beilage  zum  Deutschen  Reichs-  und  Preussischen  Staats- 
Anzeiger  1893  S.  99)  ist  zu  folgern,  dass  diese  beiden  Gerichtshöfe 
die  richterliche  Korrektur  gegenüber  den  in  den  bezeichneten 
Urtheilen  behandelten  Redaktionsversehen  für  zulässig  erachten. 
Auf  dieser  Rechtsanschauung,  dass  bei  der  Anwendung  des 
Gesetzes  der  gesetzgeberische  Wille  maassgebend  sein  muss  und 
der  auf  ein  Redaktionsversehen  zurückzuführende  Text  demgemäss 
richtig  zu  stellen  ist,  beruhen  nun  auch  offensichtlich  die  in  den 


"  Vgl.  hierüber  Sontao  a.  a.  0.  S.  37  ff. 

11 
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Oesetzblättern  veröffentlichten  „Berichtigungen^.  Dass  der  Be- 
griff der  authentischen  Interpretation  —  ein  Ausdruck,  Ton  dem 
gelegentlich  der  Berichtigung  der  Oewerbeordnung  Gebrauch  ge- 
macht worden  ist'^  —  in  keiner  Weise  die  Bedeutung  der  Be- 
richtigung  trifft,  folgt  schon  daraus,  dass  es  sich;  wie  bereits  aus- 
geführt, gar  nicht  um  Interpretation^  sondern  um  Korrektur  des 
Gesetzestextes  handelt.  Sodann  versteht  man  unter  authentischer 
Interpretation  nur  die  durch  eine  Gesetzesvorschrift  erfolgende 
Auslegung  einer  Bechtsregel.  Die  Berichtigung  ist  aber  kein 
Gesetz,  da  sie  weder  den  materiellen  Voraussetzungen  eines  rechts- 
gültigen Reichsgesetzes  (Reichs-Yerf.  Art.  6)  genügt,  noch  in  der 
Form  eines  Gesetzes  publizirt  ist.  Hat  also  die  Berichtigung 
keine  Gesetzeskraft,  so  kann  durch  sie  auch  keineswegs  eine 
„Gesetzesänderung^  eintreten.  Durchaus  grundlos  ist  demnach 
sowohl  der  anlässlich  der  Berichtigung  der  Gewerbeordnung  er- 
hobene Vorwurf,  die  Berichtigung  sei  verfassungswidrig,  weil  ver- 
sucht worden  sei,  durch  sie  „ein  neues  Gesetz  zu  schaffen,  in 
Widerspruch  mit  dem  Beschlüsse  des  Reichstags  und  ohne  seine 
Genehmigung^  ^*,  als  auch  die  Befürchtung,  es  könne,  „wenn  die 
in  Betracht  kommenden  Kreise  über  die  Nothwendigkeit  einer 
Berichtigung  sich  irren,  .  .  .  durch  eine  Notiz  im  Reichs-Gesetz- 
blatt das  eben  dort  gültig  publizirte  Gesetz  ohne  jeden  von  den  Or- 
ganen der  Gesetzgebung  begangenen  Fehler  abgeändert^  werden  *'. 
Muss  man  sich  hiernach  auf  der  einen  Seite  davor  hüten 
der  Berichtigung  eine  ihr  nicht  zukommende  Bedeutung  bei- 
zumessen, so   ist  es  doch  andererseits  ebenso  wenig  zu  billigen, 

«^  Vgl.  Sienogr.  £er.  des  Beichstags  1898,  72.  Sitzung  S.  1869  O,  D, 
1870  B;  V.  Schulz  a.  a.  0.  S.  446  N.  d. 

'«  Vgl.  Stenogr.  Ber.  des  Eeiohstags  1898,  72.  Sitzung  S.  1864  A. 

*^  V.  Schulz  a.  a.  0.  S.  480;  Stenogr.  Ber.  des  Reichstags  1898, 
72.  Sitzung  S.  1871  A;  auch  die  Behauptung  Laband^s,  die  Berichtigung  des 
§  96  M.-St.-G.-B.  sei  „eine  Oesetzesverbesserung,  die  eine  nicht  ganz  weg- 
zuleugnende Aehnlichkeit  mit  einer  bona  mente  verübten  Gesetzesfalschnng'' 
(Staatsr.  I  §  65  N.  3)  habe,  erledigt  sich  damit. 
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wenn  man  die  Berichtigung  als  „gänzlich  bedeutungslos^  be- 
zeichnet (BiNDiNG,  Grundr.  d.  Strafr.  Bd.  I  §  19  No.  1  S.  61). 
Bindend  fiir  die  Oerichte  ist  die  Berichtigung  allerdings  nicht, 
weil  sie  eben  nicht  Gesetz  ist;  den  Gerichten  bleibt  nach  wie 
vor  dem  Erscheinen  der  Berichtigung  freie  Hand  bei  Prüfung 
dessen,  was  Gesetz  ist.  Aber  die  Bedeutung  hat  jedenfalls  eine 
Berichtigung^  dass  seitens  der  Behörde  ^  welche  dafür  zu  sorgen 
hat,  dass  der  gesetzgeberische  Wille  zur  allgemeinen  Kenntniss 
gebracht  werde,  thatsächlich  festgestellt  wird,  in  dem  betreffenden 
Falle  entspreche  in  Folge  eines  Redaktionsversehens  die  Publi- 
kation nicht  dem  gesetzgeberischen  Willen,  die  wirkliche  Willens- 
meinung des  Gesetzgebers  sei  eine  andere.  Durch  die  Veröffent- 
lichung dieser  Feststellung  wird  der  Gefahr  vorgebeugt,  dass  der 
das  Gesetz  Anwendende  in  Unkenntniss  des  vorgefallenen  Ver- 
sehens sich  schlechthin  an  den  publizirten  Gesetzestext  hält;  es 
wird  die  Verpflichtung  für  den  das  Gesetz  Anwendenden  be- 
gründet, seinerseits  nunmehr  zu  prüfen,  ob  wirklich  in  dem  be- 
treffenden Falle  der  gesetzgeberische  Wille  in  Folge  eines  Re- 
daktionsversehens einen  unrichtigen  Ausdruck  gefunden  hat,  und 
im  Falle  der  Bejahung  diejenige  Bestimmung,  welche  der  Gesetz- 
geber auszusprechen  beabsichtigte,  nicht  aber  die  irrthümlich  aus- 
gesprochene zur  Anwendung  zu  bringen.  Ein  Hinweis  auf  das 
vorgekommene  Versehen,  ein  Wegweiser  zur  richtigen  Anwendung 
des  Gesetzes  ist  die  Berichtigung. 

Behält  man  diese  Bedeutung  der  Berichtigung  im  Auge,  so 
ergiebt  sich  auch,  dass  der  in  der  bereits  mehrfach  citirten  Reichs- 
tagsverhandlung gestellte  Antrag:  „Der  Reichstag  wolle  be- 
schliessen  unter  Ablehnung  des  Antrags  Auer  und  Genossen 
nachträglich  seine  Zustimmung  zu  der  im  Reichs-Gesetzblatt  von 
1898  No.  7  S.  33  veröffentlichten  Richtigstellung  des  letzten 
Absatzes  des  Art.  138  a  Gew.O.  zu  ertheilen"  (Stenogr.  Berichte 
S.  1867  C)  sowie  das  gelegentlich  dieser  Verhandlung  geäusserte 
Verlangen,    „dass   künftig   derartige   sogenannte   Berichtigungen 
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nicht  vorgenommen  werden  können,  ohne  dass  sofort  oder  spater 
der  Reichstag  in  einer  genügenden  Form  seine  Zustimmung  dazu 
giebt^  (Stenogr.  Berichte  S.  1871  B),  auf  irrigen  Voraussetzangen 
beruhen.  Ein  Recht  des  Reichstags,  zu  verlangen,  um  seine  Zu- 
stimmung zu  einer  Berichtigung  angegangen  zu  werden,  könnte 
nach  Massgabe  der  Reichsverfassung  nur  in  Frage  kommen, 
wenn  die  Berichtigung  einen  gesetzgeberischen  Akt  darstellte. 
Das  ist  aber,  wie  bereits  festgestellt,  nicht  der  Fall.  Abgesehen 
davon,  dass  also  aus  den  in  der  Reichsvei*fassung  erschöpfend 
geregelten  Rechten  des  Reichstags  ein  Recht  der  Zustimmung  zu 
Berichtigungen  unmöglich  hergeleitet  werden  kann,  würde  es  aber 
auch  mit  Rücksicht  auf  die  vorher  dargelegte  Bedeutung  der  Be- 
richtigung gänzlich  irrelevant  sein,  ob  der  Reichstag  seine  Zu- 
stimmung ertheilt  oder  sie  verweigert;  ersteres  würde  der  Berich- 
tigung in  keiner  Weise  eine  weittragendere  Bedeutung  verleihen, 
letzteres  würde  einer  Berichtigung,  die  in  der  That  ein  zweifelloses 
Redaktionsversehen  betrifft,  ihre  Bedeutung  nicht  nehmen  können. 
Was  die  Form  der  Berichtigung  anbetrifft,  so  ist  es  durch- 
aus zweckentsprechend,  wenn  die  Berichtigung  in  demselben  Or- 
gane veröffentlicht  wird,  in  welchem  auch  die  Publikation  des 
Gesetzes  erfolgt  ist.  Denn  die  Aufnahme  in  dieses  Organ  er- 
leichtert die  Auffindung  der  Berichtigung  und  verbürgt  die  Kennt- 
nissnahme  der  betheiligten  Kreise.  Die  Behauptung,  eine  Be- 
richtigung gehöre  nicht  in  das  Reichs-Gesetzblatt,  und  der  Ver- 
such, dies  aus  der  auch  für  das  Reichs-Gesetzblatt  massgebenden 
Verordnung,  betreffend  die  Einführung  des  Bundes-Gesetzblatts 
für  den  Norddeutschen  Bund,  vom  26.  Juli  1867  (B.-G.-BL  8.24) 
zu  begründen  ^^,  sind  unzutreffend.  Wenn  §  1  der  citirten  Ver- 
ordnung bestimmt,  dass  durch  das  Bundes-Gesetzblatt  „sämmtliche 
Bundesgesetze  und  Anordnungen  und  Verfügungen  des  Bundes- 
Fräsidiums  verkündet  werden  sollen'',  so  hat  dadurch  doch  sicher- 

'^  Vgl.  V.  Schulz  a.  a.  0.  S.  442  N.  4;  Stenogr.  Ber.  dee  BeichsUgs 
1898,  72.  Sitzung  S.  1866  C,  1872  A. 
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lieh  nicht  die  Aufnahme  einer  Bekanntmachung,  welche  mit  dem 
Inhalte  der  ^Gesetze^Yerordnungen  und  Verfügungen^  in  so  untrenn- 
barem Zusammenhange  steht  wie  die  Berichtigung  eines  Bedaktions- 
Yorsehens  oder  eines  Druckfehlers,  ausgeschlossen  werden  solleu. 
Ebenso  wird  den  im  Reichs-Gesetzblatt  erschienenen  Be- 
richtigungen mit  Unrecht  zum  Vorwurfe  gemacht,  dass  sie  nicht 
die  Unterschrift  eines  verantwortUchen  Beamten  aufweisen^*.  Die 
Herausgabe  des  Beichs-Gesetzblatts  erfolgt  unter  Verantwortlich- 
keit des  Reichskanzlers  bezw.  einer  ihn  vertretenden  obersten 
Reichsbehörde,  und  diese  Verantwortlichkeit  erstreckt  sich  auf 
den  ganzen  Inhalt  des  Reichs-Gesetzblatts,  also  auch  auf  die  ohne 
Unterschrift  erscheinenden  Berichtigungsyermerke.  Diese  Ver- 
antwortlichkeit der  obersten  Reichsbehörde  für  den  Inhalt  des 
Reichs- Gesetzblatts  auch  beim  Fehlen  einer  den  Inhalt  deckenden 
Unterschrift  wird  Tom  Reichsgericht  in  seiner  Entscheidung  vom 
24.  Jan.  1898  (Beilage  zum  Deutschen  Reichs-  und  Preussischen 
Staats- Anzeiger  1898  S.  125  ff.)  anerkannt.  Es  wird  nämlich  in 
diesem  Urtheile  bezüglich  des  Weltpostvertrags,  welcher,  wie  bei 
Staatsverträgen  üblich,  im  Reichs-Gesetzblatt  ohne  Unterschrift 
veröffentlicht  ist,  ausgeführt,  wenn  sich  auch  in  der  Publikation 
nicht  angegeben  finde,  von  welcher  Stelle  die  am  Schlüsse  befind- 
liche Bemerkung,  dass  der  Weltpostvertrag  sammt  den  angefügten 
Uebereinkommen  ratifizirt  worden  sei,  auch  die  Uebergabe  der 
Ratifikationsurkunden  stattgefunden  habe,  ausgehe,  so  könne  doch 
„nach  der  bekannten  Einrichtung  des  die  Herstellung  und  die 
Ausgabe  des  Reichs-Gesetzblatts  betreffenden  Verfahrens  nicht 
zweifelhaft  sein,  dass  sie  mit  Billigung  der  obersten  Reichs- 
behörde erfolgt  sei,  ihre  Richtigkeit  also  von  dieser  anerkannt 
werde**'^.     Die  ausdrückliche  Bescheinigung  der  Verantwortlich- 


^  Vgl.  y.  Schulz  a.  a.  0.  S.  442 ff.;  Labakd  a.  a.  0.  §  55  N.  3; 
FuascmfANN,  Weg  der  Gesetzgebung  in  Preussen  S.  08 ff.;  Stenogr.  Ber.  des 
Reichstags  1898,  72.  Sitzung  S.  1866  C. 

*>  Labamd  (a.  a.  0.  S.  537)   erkennt  zwar  die  Verantwortlichkeit  des 
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keit  des  Reichskanzlers  für  den  Inhalt  der  Berichtigung  dnrch 
Unterzeichnung  erscheint  daher  zum  mindesten  als  entbehrlich. 
Da  aber  die  Unterzeichnung  leicht  ein  Missverständniss  über  die 
Natur  des  Aktes  hervorrufen  könnte,  so  dürfte  die  Form  der 
unterschriftslosen  Berichtigung  sogar  vorzuziehen  sein. 

Erscheint  schon  nach  diesen  Erwägungen  das  im  Reiche  bei 
Berichtigungen  beobachtete  Verfahren  als  durchaus  gesetzmassig 
und  zweckentsprechend,  so  zeigt  eine  die  letzten  Jahrzehnte  um- 
fassende Durchsicht  der  Gesetzblätter  einzelner  deutscher  Bundes- 
staaten, dass  in  diesen  ein  wesentlich  gleiches  Verfahren  be- 
obachtet wird. 

In  Preussen  dürfte  wohl  die  erste  nach  Einführung  der  Ver- 
fassung erfolgte  Berichtigung  eines  Redaktionsversehens  die  Be- 
richtigung des  §  32  der  Fischerei-0.  für  das  kurische  Haff  vom 
7.  März  1845  in  der  Gesetz-Sammlung  von  1850  (S.  363)  sein. 
Diese  Berichtigung  lautet: 

„In  dem  §  32  der  im  achten  Stück  der  Gesetz-Sammlung, 
Jahrgang  1846,  abgedruckten  Fischerei-Ordnung  für  das  kurische 
Haffvom7.März  1845  ist  nachträglich  ein  Fehler  entdeckt  worden. 
Es  muss  nämlich  im  zweiten  Alinea  des  gedachten  §  32  statt: 
Flügel  wie  Mettritze  dürfen  nicht  mehr  als  einen  und 
einen  halben  Fuss  in  der  Breite  haben, 
heissen: 

Flügel  wie  Mettritze   dürfen  nicht  mehr  als  einen  und 
einen  halben  Faden  in  der  Breite  haben, 
was  hierdurch  zur  öffentlichen  Kenntniss  gebracht  wird. 
Berlin,  den  10.  August  1850. 
Für  den  Minister  für  landwirthschaftliche  Angelegenheiten. 

Im  Allerhöchsten  Auftrage: 
gez.  V.  Manteuffel." 

Reichskanzlers  für  den  gesammten  Inhalt  des  Reichs-G^setzblatts  ao,  fordert 
aber  trotzdem  seine  oder  seines  zuständigen  Stellvertreters  Unterschrift  sogar 
fiir  Drackfehlerberiohtigungen. 
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Dass   die  Verwechselung  der  Worte  „Faden"   und  „Puss" 
nicht    auf  einen   blossen  Druckfehler  zurückzuführen  ist,    dürfte 
aus  der  Vermeidung  dieser  Bezeichnung  in  der  Berichtigung  sowie 
aus  der  besonderen  Form  der  letzteren  hervorgehen.     Während 
diese  Berichtigung  eine  Unterschrift  aufweist,  ist  in  Preussen  f&r 
die  Folgezeit   die  Praxis,   dass  Berichtigungen  ohne  Unterschrift 
in  der  Oesetz-Sammlung  bekannt  gemacht  werden,  eine  ständige 
geworden.     So   ist  in   dieser  Form   das  falsche  Citat  in  §   189 
St.'G.-B.    für    die    Preussischen    Staaten    vom   14.   April   1851 
(statt  zwölfter  Titel  ist  zu  lesen  dreizehnter  Titel)  in  der  Oesetz- 
Sammlung   von  1856    zwischen    der   chronologischen   üebersicht 
und   dem  Sachregister  berichtigt.     Das  Redaktionsversehen  ent- 
stand auf  folgende  Weise.     Die  Kommission  der  zweiten  Kammer 
schob   in  den  Entwurf  zwischen   den  achten   und  neunten  Titel 
einen    neuen    Titel,    „falsche    Anschuldigung^    betreffend,    ein 
und    änderte    in    Folge    dessen    bei    der    Schlussredaktion    die 
Numerirung  der  folgenden  Titel,  übersah  jedoch,  dass  der  eben- 
falls von  ihr  eingeschobene  §  173  b  (später  §  189)  nach  Maass- 
gabe   des    Entwurfs    den    zwölften    Titel    als    von    den    „Ehr- 
Terletzungen''    handelnd    citirte    und    unterliess    die    durch    die 
Umnumerirung  des  zwölften  Titels  nothwendig  gewordene  Aende- 
rung  des  Citats.     Mit  dem  Bedaktionsfehler  wurde  der  Gesetz- 
entwurf von    der   zweiten    und    demnächst   auch  von  der  ersten 
Kammer  angenommen'^.     In   der  gleichen  Form  ist  ein  Redak- 
tionsrersehen    in    dem   Kostentarife  zum  Gesetze,  betreffend  die 
Einführung   von  Grund-    und  Hypothekenbüchern   und  die  Ver- 
pfandung von  Seeschiffen   in  Neu -Vorpommern  und  Bügen,  vom 
21.  März  1868  (in  §  3  ist  statt  „ausschliesslich"  zu  lesen  „ein- 
schliesslich") in  der  Gesetz>Sammlung  von  1868  am  Schlüsse  der 
chronologischen  üebersicht  (S.  XXXVI)  berichtigt  worden.    Der 

'^  Vgl.  Anl.  za  den  Yerhandl.  der  zweiten  Kammer  1851,  Aktensi 
Ko.  9,  86,  87;  Sienogr.  Ber.  über  die  Verhandl.  der  ersten  Kammer  1861, 
S.  1015  ff. 
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Fehler  war  bereits  in  dem  vom  Herrenhaus  and  demnächst  auch 
Tom  Abgeordnetenhause  gebilligten  Entwürfe  vorhanden  *'. 

Im  Königreiche  Sachsen  wird  dasselbe  Verfahren  beobachtet. 
Das  Gesetz,  die  Presse  betreffend,   yom   24.  März  1870  enthält 
in  Art.  6  No.  2    ein  Kedaktionsyersehen.     Die   betreffende  Be- 
stimmung lautet  nämlich  nach  der  ursprünglichen  Publikation: 
yyVon  Zeitungen  und  allen  sonstigen,  in  monatlichen  oder 
kürzeren,   wenn   auch  unregelmässigen   Fristen   erscheinenden 
Zeitschriften  muss  jedes  Stück  oder  Heft  oder  jede  Nummer 

a)       

b)       

c)  den  Namen  des  verantwortlichen  Bedakteurs  oder  des 

Herausgebers  enthalten." 
Nach  der  ohne  Unterschrift  im  Gesetz-  und  Verordnnngs- 
blatte  von  1870  (S.  120)  veröffentlichten  Berichtigung  soll  das 
Wort  „des"  vor  dem  Worte  „Herausgebers"  entfernt  werden. 
Der  Fehler  scheint  dadurch  entstanden  zu  sein,  dass  bei  der 
Schlussredaktion  des  Gesetzes  irriger  Weise  auf  den  Text  der 
B.egierungsvorlage  zurückgegriffen  ist,  welche  vorschrieb:  „den 
Namen  des  verantwortlichen  Redakteurs  sowie  des  Herausgebers", 
während  von  beiden  Kammern  der  in  der  Berichtigung  enthaltene 
Wortlaut  beschlossen  worden  war'*.  Die  Revidirte  Städte-Ord- 
nung vom  24.  April  1873  enthält  im  §  68  No.  2  a  ein  auf  einem 
Redaktionsversehen  beruhendes  falsches  Citat  (statt  „unter  bund 
4"  ist  zu  lesen  „unter  b  und  5").  Die  Regierungsvorlage  citirte 
sachlich  richtig  „sub  3  und  4".  Durch  die  Beschlüsse  beider 
Kammern  wurde  die  Vorlage  dahin  geändert,  dass  aus  No.  3 
No.  2  b  gemacht  und  No.  3  und  3  b  neu  eingeschoben  wurde. 
Nach  den  Beschlüssen    der  E[ammem   war  demgemäss,  ebenfalls 


"  Vgl.  Anl.  za  den  Verhandl.  des  Herrenhaoses  1868,  Aktenst.  Ko.  82; 
Stenogr.  Ber.  über  die  Verhandl.  des  Abgeordnetenhauses  1868,  S.  1902. 

**  Vgl.  Landtagsakten  1869/70  No.  17;  Mitth.  über  die  Verhandl.  des 
ordentl.  Landtags  1869/70,  zweite  Kammer  S.  1107  ff.,  erste  Kammer  S.  664  ff. 
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sachlich  richtig;  citirt  „unter  b  und  4^.  Bei  der  endgültigen 
Redaktion  des  Gesetzestextes  wurde  aber  aus  No.  db  No.  4  und 
aus  No.  4  No.  5  gemacht,  die  dadurch  nothwendig  gewordene 
Aenderung  des  Citats  aber  unterlassen^^.  Die  Berichtigung  ist 
ohne  Unterschrift  im  Gesetz-  und  Yerordnungsblatte  von  1873 
(S.  530)  veröffentlicht. 

In  Württemberg  hat  sogar  die  im  Regierungsblatte  von  1894 
(S.  11)  ohne  Unterschrift  erfolgte  Berichtigung  eines  vom  stän- 
dischen Ausschusse  zur  Sprache  gebrachten  Redaktionsversehens 
in  dem  Gesetze,  betreffend  das  landwirthschaftliche  Nachbarrecht, 
?om  16.  Juni  1893  die  ausdrückliche  Billigung  dieser  Körper- 
schaft gefunden '^  Nach  der  ursprünglichen  Publikation  war  im 
Art.  9  Abs.  3  und  4  des  bezeichneten  Gesetzes  vorgeschrieben , 
dass  Mauern  und  andere  Einfriedigungen  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen ohne  Einhaltung  eines  Abstandes  „auf  die  Grenze^ 
gesetzt  werden  dürften,  während  es  nach  der  Berichtigung  so- 
wohl im  Abs.  3  wie  im  Abs.  4  heissen  soll  „an  die  Grenze^. 
In  der  Regierungsvorlage  stand  im  Abs.  3  „an  die  Grenze'',  im 
Abs.  4  „auf  die  Grenze'' ;  durch  Beschluss  beider  Kammern  war 
statt  dessen  auch  im  Abs.  4  „an  die  Grenze"  gesetzt  worden^®. 
Nach  der  Erklärung,  des  Staatsministeriums,  die  auf  eine  Zuschrift 
des  ständischen  Ausschusses  an.  das  Ministerium  des  Innern^  in 
welcher  die  in  der  Publikation  enthaltenen  Abweichungen  von 
dem  durch  die  Kammern  beschlossenen  Texte  gerügt  wurden, 
erging'^,  sind  die  Fehler  „durch  ein  Expeditionsversehen  bei  der 
Ausfertigung  des  Gesetzes"  entstanden. 

Im  Grossherzogthum  Baden   weist  das   Gewerbegesetz  vom 

»♦  Vgl.  Landtagsakten  1871/73  No.  21  und  139. 

**  Vgl.  Beil.  zu  den  Verhandl.  der  Kammer  der  Abgeordn.  1803/d4, 
Xo.  82  §  12  leUt.  Abs. 

"*  Vgl.  Beil.  SU  den  Verhandl.  der  Kammer  der  Abgeordn.  1803/94, 
No.  50,  64.  69. 

"  Vgl.  BeU.  zu  den  Verhandl.  der  Kammer  der  Abgeordn.  1893/94, 
No.  82  §  12. 
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^in  hitpt.  1862  im  letzten  Absätze  des  Art.  10  ein  falsches  Citat 
uat  /btatt  Art.  13  ist  zu  lesen  Art.  12).  Der  Fehler  findet  sich 
tii^xkito  in  dem  nach  den  Beschlüssen  der  Kommission  der  zweiten 
Kauimer  festgestellten  Entwürfe,  wo  in  dem  dem  Art.  10  des 
G^betzes  entsprechenden  Art.  11  des  Entwurfs  Art.  14  citirt  ist, 
während  Art.  13  (Art.  12  des  Gesetzes)  gemeint  ist  Mit  dem 
Fehler  ist  der  Entwurf  von  beiden  Kammern  angenommen 
worden'^.  Der  Fehler  ist  durch  eine  ohne  Unterschrift  im 
Grossherzoglich  Badischen  Regierungsblatte  desselben  Jahres 
(S.  432)  erschienene  Berichtigung  korrigirt.  —  Eine  besondere 
Form  ist  fUr  die  Berichtigung  mehrerer  Bedaktionsversehen,  die 
in  dem  Gesetze,  die  Organisation  der  inneren  Verwaltung  betreffend, 
vom  5.  Okt.  1863  enthalten  waren,  gewählt  worden.  Die  im 
Grossherzoglich  Badischen  Regierungsblatte  yon  1864  (S.  177) 
veröffentlichte  Berichtigung  lautet  nämlich  folgendermassen: 

„Mit  höchster  Ermächtigung  Seiner  Königlichen  Hoheit 
des  Grossherzogs  aus  Grossherzoglichem  Staatsministerium  vom 
9.  d.  M.,  No.  397,  werden  einige  in  dem  Gesetze  vom  6.  Okt. 
y.  Js.,  die  Organisation  der  inneren  Verwaltung  betreffend, 
Regierungsblatt  No.  44,  bei  der  schliesslichen  Zusammenstellung 
der  Paragraphen  dieses  Gesetzes  aus  Versehen  stehen  gebliebene 
unrichtige  Verweisungen  dahin  berichtigt: 

In  §  10  Abs.  4  ist  statt  §  16  zu  lesen:  §  18; 
in  §  15  Ziff.  6  ist  statt  §§  29   und  29  a  P.-St.-G.-B.  zu 
lesen:  §§  30  und  31  P.-St.-G.-B.; 

in  §  31  ist  statt  (§  24  Ziff.  1)  zu  lesen:   (§  27  Ziff.  1); 
in  §  36  ist  statt  (§§  29  und  32)  zu  lesen:    (§  27  Ziff.  1 
und  2). 

Karlsruhe,  den  12.  Mai  1864. 

Grossherzogliches  Ministerium  des  Innern. 

A.  Lamey." 

■•  Vgl.  Anl.   zu  den  Protok.  der  zweiten  Kammer  1861/63,   S.  81  ff., 
Protok.  der  zweiten  Kammer  1861/63,  S.  156,  276  ff. 
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Die  falschen  Citate  in  §  10  Abs.  4,  §  16  No.  5  nnd  §  31 
Abs.  1  hatten  der  Beschlussfassung  der  Kammern  unterlegen  und 
entsprachen  der  damaligen^  nicht  aber  der  „bei  der  schliesslichen 
Zusammenstellung  der  Paragraphen^  yeränderten  Numerirung ''. 
Das  falsche  Citat  im  §  36  war  in  dem  den  Elammerverhand- 
lungen  zu  Grunde  liegenden  Entwürfe  noch  gar  nicht  enthalten 
gewesen*®. 

Die  gleiche  Anzahl  falscher  Verweisungen  wie  in  dem  letzt- 
erwähnten Falle  findet  sich  in  dem  Elsass-Lothringischen  Gesetze, 
betreffend  die  Ausfuhrung  der  Civilprozessordnung,  der  Konkurs- 
ordnung und  der  Strafprozessordnung,  vom  8.  Juli  1879.  Die 
im  Gesetzblatte  für  Elass-Lothringen  von  1879  (S.  80)  ohne  Unter- 
schrift veröffentlichte  Berichtigung  lautet: 

„In  dem  in  No.  11  des  Gesetzblatts  für  Elsass-Lothringen 
fär  1879  abgedruckten  Gesetze,  betreffend  die  Ausführung  der 
Civilprozessordnung,  der  Konkursordnung  und  der  Strafprozess- 
ordnung, vom  8.  Juli  1879  (S.  67)  muss  es  heissen: 
in  §  23  Zeile  3:  §  20  statt:  §  21, 
in  §  37  letzte  Zeile:  §  34  statt:  §  35, 
in  §  39  vorletzte  Zeile:  §  40  statt:  §  41, 
in  §  41  erste  Zeile:  §  39  statt:  §  40.'' 
Die  Fehler  sind  dadurch  entstanden,   dass  die  Kommission 
des  Landesausschusses   einen  Paragraphen   gestrichen  und  dem- 
gemäss  die  folgenden  Paragraphenzahlen  um  eine  Ziffer  zurück- 
gerückt,    es  jedoch    unterlassen    hatte,    die   Verweisungen    ent- 
sprechend zu   ändern.    In  dieser  fehlerhaften   Fassung   ist   das 
Gesetz  in  zweiter  und  dritter  Lesung  vom  Landesausschuss  an- 


**  Vgl.  1.  bezgl.  §  10  Abs.  4  Beil.  zu  den  Protok.  der  zweiten  Kammer 
1661/63,  S.  955 ff.,  Protok.  der  zweiten  Kammer  1861/63,  S.  700 ff.;  2.  bezgl. 
§  16  Ko.  5  Beü.  8.  581  ff.,  955 ff.,  455 ff.,  Begierungsblatt  1863  S.  439 ff.; 
3.  bezgl.  §  31  Abs.  1  Beil.  zu  den  Protok.  der  zweiten  Kammer  1861/63, 
S.  937  §  28,  Protok.  der  zweiten  Kammer  1861/63,  S.  700  ff. 

««  Vgl.  Beil.  S.  585ff.  §  31,  S.  956ff.  §  31;  Protok.  S.  700ff.  §  31. 
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genommen  und  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesraths  publi- 
zirt  worden". 

Auch  in  der  Gesetzgebung  des  Auslandes  finden  sich  Fälle, 
in  denen  Redaktionsversehen  durch  eine  amtliche  Bekanntmachung 
in  dem  zur  Publikation  der  Gesetze  bestimmten  Organe  berichtigt 
worden  sind.  So  ist  z.  B.  in  Oesterreich  im  Reichs-Gesetz- 
blatte  für  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
von  1884  (S.  164)  folgende  unterschriftslose  Berichtigung  yer- 
öffentlicht : 

„In  dem  am  25.  März  1884  ausgegebenen  X.  Stück  des 
Reichsgesetzblatts  und  zwar  in  dem  darin  sub  No.  36  ent- 
haltenen Gesetze  Tom  16.  März  1884  über  die  Anfechtung  von 
Rechtshan dlungen^  welche  das  Vermögen  eines  zahlungsunfähigen 
Schuldners  betreffen^  sollen  auf  S.  76  die  Eingangsworte  des 
§  13  anstatt: 

„unter  den  Voraussetzungen  der  §§  2  und  3^ 
richtig  lauten: 

„Nach  Massgabe  der  §§  2  und  3  ad  1^." 
Die  berichtigte  Bestimmung,  welche  in  der  Regierungsvorlage 
noch  nicht  enthalten  war,  beruht  auf  einem  Beschlüsse  des  Herren- 
hauses; der  Wortlaut  dieses  Beschlusses  ist  in  No.  726  der 
Beilagen  zu  den  stenographischen  Protokollen  des  Abgeordneten- 
hauses so  angegeben^  wie  er  nach  der  Berichtigung  lauten  soll, 
in  No.  848  aber  so,  wie  er  ursprünglich  publizirt  worden  ist. 
Diese  letztere  Fassung  ist  vom  Abgeordnetenhause  in  zweiter  und 
dritter  Lesung  angenommen  worden  ^^ 

In  Frankreich  ist  eine  untei-schriftslose  Berichtigung  der 
Loi  portant  modification  k  la  Legislation  des  Faillites  du  4  Mars 


**  Vgl.  Yerhandl.  des  LandesauBschasseB,  VI.  Session  Jan.-April  1879, 
Bd.  I  Vorlagen  No.  6,  Bd.  II  Sitzungsberichte  S.  Bdlff.,  398  ff.,  417ff. 

^'  Vgl.  Beil.  zu  den  stenogr.  Protok.  des  Hauses  der  Abgeordn.  1883, 
No.  726  und  848;  Stenogr.  Protok.  des  Hauses  der  Abgeordn.,  IX.  Session, 
S.  11 669  ff.,  11701. 
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1889  im  Bulletin  des  lois  von  1889  (S.  340)  erfolgt.  Wenn 
auch  der  Fehler  (statt  „ou  n'excödant  pas  mille  cinq  cents  francs^ 
ist  zu  lesen  „ou  exc§dant  mille  cinq  cents  francs^)  in  dem  von 
der  Deputirtenkammer  und  vom  Senate  genehmigten  Texte  noch 
nicht  enthalten  ist^^,  so  wird  man  doch  mit  Bücksicht  darauf, 
dass  sich  der  gleiche  Fehler  schon  in  der  Publikation  des  Gesetzes 
im  Journal  officiel  vom  6.  März  1889  (S.  1133  ff.)  findet,  nicht 
Ton  einem  blossen  Druckfehler  sprechen  können,  vielmehr  ein 
bereits  bei  der  endgültigen  Feststellung  des  zur  Publikation  be- 
stimmten Textes  untergelaufenes  Redaktionsversehen  annehmen 
müssen. 

Die  Zahl  der  Beispiele  für  amtliche  Berichtigungen  von 
Redaktionsversehen  liesse  sich  ohne  Zweifel  noch  vermehren.  Aus 
den  angeführten  Fällen  dürfte  sich  jedoch  bereits  zur  Genüge 
ergeben,  dass  das  im  Reiche  bei  Redaktionsversehen  beobachtete 
Berichtigungsverfahren  weder  eine  auf  das  Reich  beschränkte 
Besonderheit,  noch  eine  erst  in  jüngster  Zeit  beliebte  Neuerung 
darstellt,  vielmehr  im  Einklänge  steht  mit  einer  schon  jahrzehnte- 
lang in  den  meisten  deutschen  Bundesstaaten  und  auch  im  Aus- 
lande bethätigten  üebung. 


**  Vgl.  Annexes  de  la  Chambre  des  d^pat^s,  Session  1869,  S.  lOTfif.; 
Debats  parlementaires,  Chambre  des  deput^s,  Seance  du  7  fövrier  1889, 
S.  341  ff. 
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Zollpflicht  und  freier  Verkehr. 

Von 

Christian  BehR;  Rath  der  Senatskommission  fiir  das  Zollwesen 

in  Hamburg. 


Die  einleitenden  Bestimmungen  der  §§  3  und  4  V.-Z.-G. 
vom  1.  Juli  1869  (B.-G.-Bl.  8.  317)  führen  die  grundlegenden 
und  praktisch  wichtigen  Begriffe  der  Zollpflicht  und  des  freien 
Verkehrs  in  das  Zollrecht  ein^. 

Die  Begriffe  sind  scheinbar  gegensätzliche:  die  Zollpflicht 
der  Gegenstände  kennzeichnet  den  gebundenen ;  die  Zollfreiheit 
den  freien  Verkehr.  Die  Zollpflicht  ist  das  Korrelat  der  publi- 
zistischen Zollansprüche  des  Staatsschatzes ;  mit  dem  freien  Ver- 
kehr hören  im  Allgemeinen  die  Rechte  des  Zollfiskus  an  der 
Waare  auf.  Allein  die  Untersuchung  wird  ergeben,  dass  die  im 
freien  Verkehr  befindlichen  Gegenstände  nicht  schlechthin  Ton 
der  Zollpflicht  befreit  sind,  während  andererseits  zollfreie  Waaren 
dem  freien  Verkehr  entzogen  sein  können*. 

^  §  8:  Die  aus  dem  Yereinsauslaxide  eingehenden  Gegenstände  sind  zoll- 
frei, soweit  nicht  der  Yereinszolltarif  einen  Eingangszoll  festsetzt 
§  4:  Im  letzteren  Falle  tritt  mit  den  im  gegenwartigen  Gesetz  (§§  111 
bis  118)  bestimmten  Ausnahmen  die  Zollpflichtigkeit  ohne 
Riicksicht  auf  die  etwaige  Abstammung  der  Gegenstande  ans 
dem  freien  Verkehr  des  Zollvereins  ein. 
"  Vgl.  §§  21,  41  Abs.  5,  66,  Abs.  8  V.-Z.-G. 

Die  Grenzbezirk-Eontrolen  (§§  119  ff.  V.-Z.-G.)  hindern  den  iroien 
Verkehr  der  Waaren  nicht. 
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Die  rechtliche  Natur  der  Zollpflicht  ist  umstritten  und  näherer 
Untersuchung,  bedürftig.  Der  Begriff  des  freien  Verkehrs  findet 
im  Zollrecht  vielfache  Anwendung.*  Die  Feststellung;  dass  eine 
Waare  dem  freien  Verkehr  entstammt,  ist  oft  Voraussetzung  be- 
Torzugter  Zollbehandlung.  Die  Herkunft  aus  dem  freien  Verkehr 
des  Inlandes  ist  Bedingung  zahlreicher  Zollbefreiungen  und 
Begünstigungen';  die  Abstammung  aus  dem  freien  Verkehr  des 
Auslandes  ist  zufolge  des  dritten  Artikels  des*  deutsch*Ö8ter- 
reichischen  Handelsvertrags  vom  6.  Dez.  1891  (R.-G.-B1.  von  1892 
S.  4)  entscheidend  für  die  Anwendung  der  beiderseits  vereinbarten 
Vertragstarife  ^.  Der  Begriff  des  freien  Verkehrs  hat  somit  auch 
fiir  das  internationale  Zollrecht  Bedeutung  erlangt. 

Wesen  der  Zollpflicht. 

Nach  der  Ausdrucksweise  des  Gesetzes  ruht  der  Zoll  auf 
der  eingehenden  Waare;  diese  wird  als  zollpflichtig  bezeichnete 
Die  aus  dem  Auslande  eingehenden  zollpflichtigen  Gegenstände 
sind  dem  freien  Verkehr  entzogen:  ihre  Einfuhr  unterliegt  ört- 
lichen und  zeitlichen  Beschränkungen  (§§  21,  36  V.-Z.-G.);  auf 
dem  Transporte  wie  während  der  Lagerung  unterstehen  sie  der 
ZollkontrolC;  welche  entweder  eine  effektive  ist,  d.  h.  durch  amt- 
lichen Gewahrsam  oder  ZoUverschluss  die  Waare  der  Verfügung 
des  Inhabers  thatsächlich  entzieht,  oder  aber  sich  auf  die  Regelung 
und  Beaufsichtigung  des  Transports  oder  der  Lagerung  beschränkt 
(§§  39 ff.,   97 ff.  V.-Z.-G.).    Von  privatrechtlicher  Bedeutung  ist 


«  Vgl.  z.  B.  §§  Hl,  112,  113,  118  V.-Z.-G.;  §  7  ZiflF.  1  ZoUtarif..Ö. 
(R.-G.-B1.  V.  1894  S.  336). 

*  Art.  3  Abs.  1 :  Die  vertragschliesseoden  Tbeile  sind  übereingekommen, 
dass  bei  der  Einfobr  ans  dem  freien  Verkehr  im  Gebiet  des  einen  in  das 
Gebiet  des  anderen  Theiles  in  dem  deutschen  Zollgebiete  von  den  in  der 
Anlage  A  und  im  österreichisch-ungarischen  Zollgebiete  von  den  in  der  An- 
lage B  bezeichneten  Waaren  keine  bezw.  keine  höheren  als  die  in  diesen 
Anlagen  bezeichneten  Eingangszölle  erhoben  werden  sollen. 

»  Vgl.  z.  B.  §§  4,  14,  21,  108,  136  V.-Z.-G. 
Archiv  ffür  öffentliches  Recht.  XIV.  9.  22 
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die  Bestimmung  in  §  14  Y.-Z.-G.;  nach  welcher  die  zollpflichtigen 
Gegenstände  ohne  Bücksicht  auf  die  Rechte  eines  Dritten  für  den 
auf  ihnen  ruhenden  Zoll  haften,  dem  Zurückbehaltungs-  UBd 
Beschlagnahmerecht  der  Zollbehörde  unterliegen  und  vor  Ent- 
richtung der  Abgabe  weder  an  die  Gerichte  noch  an  Gläubiger 
oder  Gütervertreter  bei  Konkursen  verabfolgt  zu  werden  brauchen^. 
Für  die  rechtliche  Natur  der  Zollpflicht  entnimmt  Laband  ^  hieraus 
folgende  Sätze: 

„Die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  des  Zolles  ist  ihrem 
juristischen  Wesen  nach  keine  Obligation,  auch  keine  obligatio 
ex  lege,  sondern  eine  auf  dem  zollpflichtigen  Gegenstande 
ruhende  Belastung.  Der  Staat  gestattet  nicht,  dass  die 
Waare  im  Inland  in  den  freien  Verkehr  tritt,  wenn  ihm  nicht 
der  Zoll  dafür  entrichtet  wird;  die  Bezahlung  des  Zolles  ist 
die  Bedingung,  unter  welcher  der  Staat  den  Verkehr  mit  der 
Waare  gestattet,  und  eine  Verpflichtung  besteht  daher  nur  in 
dem  Sinne,  dass  Jemand,  der  eine  Waare  in  den  freien  Ver- 
kehr bringen  will,  diese  Bedingung  vorher  erfüllen  muss.  Die 
Zollpflicht  lastet  daher  nicht  nach  Art  einer  Obligation  auf 
einem  bestimmten  Schuldner,  sondern  nach  Art  eines  dinglichen 
Rechts  auf  einer  bestimmten  Waare.  Dieses  dingliche  Recht 
äussert  sich  zunächst  darin,  dass  die  Zollbehörde  die  Waare 
unter  Verschluss  (oder  Mitverschluss)  oder  Kontrole  nimmt 
und  jede  Verfügung,  durch  welche  die  Waare  in  den  Inlands- 
verkehr  gebracht  werden  könnte,  verhindert.  Die  Zollpflichtig- 
keit der  Waare  begründet  für  die  Zollverwaltung  das  Recht 
zur  Retention  und  zur  Beschlagnahme.  Durch  Bezahlung  des 
Zolles  wird  diese  rechtliche  Verstrickung,  dieses  Verkehrsverbot, 
abgelöst«    Der  Zollpflicht  kann  man  daher  in  doppelter  Weise 

•  Vffl  §  41  Ziff.  1  Konk.>0.  vom  la  Febr.  1877  (R.-G.-BL  S.  369). 

*  .StMtsrctoht  ilo«  IXMit9chen  Reiches''»  S.  Aufl.  II.  S.  940 ff.  (bei  weitem 
ili«»  irrUiulUohati^  Kriirienuigf  die9es  Gegeustandes,  welche  dem  Verf.  be- 
ktinut  int)» 
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genügen,  entweder  durch  Bezahlung  (event.  Kreditirung)  oder 
durch  Hingabe  der  Waare  unter  Zollkontrole  (Niederlegung)^. 
Nun  aber  bestimmt  §  13  V.-Z.-6.,  dass  zur  Entrichtung  des 
Zolles  dem  Staate  gegenüber  derjenige  verpflichtet  sein  solle, 
welcher  zur  Zeit,  wo  der  Zoll  zu  entrichten,  Inhaber  (natürlicher 
Besitzer)  des  zollpflichtigen  Gegenstandes  ist.  Das  Gesetz  redet 
somit  ausser  von  der  objektiven  Zollpflicht  der  eingebrachten 
Waare  von  der  subjektiven  Zollschuld  des  Waaren-Inhabers ; 
auch  dieser  wird  als  „Zollpflichtiger^  bezeichnete  Einseitig  aus 
diesem  Gesichtspunkte  beurtheilt  Haekstein^  die  rechtliche 
Natur  der  Zollpflicht,  wenn  er  gegen  Laband  bemerkt: 

„Die  Verpflichtung  zur  Zollentrichtung  lastet  nicht  als 
dingliches  Becht  auf  der  Waare,  wie  Laband  darlegt,  sondern 
als  persönUche  Verpflichtung  auf  dem  Inhaber.  Das  Becht  des 
Staates  zur  Beschlagnahme  und  Betention  ist  mit  letzterer 
Auffassung  ebenso  vereinbar  wie  mit  ersterer,  und  die  Zoll- 
erlasse wegen  zufälligen  Untergangs  oder  Verminderung  der 
Waare  beim  Transport  auf  Begleitschein  oder  Ladungsverzeichniss 
bezw.  in  der  Niederlage  sind  nicht  allgemeine  Eonsequenzen 
aus  dem  Wesen  der  Zollpflicht,  sondern  nicht  auszudehnende 
Ausnahmen  aus  Billigkeitsrücksichten.  Die  LABAND'sche  An- 
sicht widerspricht  dem  Wortlaute  des  Paragraphen  und  scheitert 
an  dem  Umstände,  dass  der  Zoll  den  Werth  des  Gegenstandes 
mitunter  übersteigt,  dass  der  Importeur  sich  nicht  durch  ab- 
sichtliche Vernichtung  der  Waare  vor  den  Augen  der  Zoll- 
behörde bezw.  in  der  Niederlage  oder  durch  ihre  Ueberlassung 
an  den  Fiskus  seiner  Zollverbindlichkeit  entziehen  kann,  sondern 
nur  —  und  lediglich  auf  Grund  von  Ministerialreskripten  — 
durch  Zurückscha£fung  der  Waare  über  die  Grenze  unter  gewissen 


•  Vgl.  z.  B.  §§  29  Abs.  7,  31  V.-Z.-G. 

'  „Die  Zollgesetzgebimg  des  Beiohs^,  Berlin  1892,  Anxn.  2  za  §  13 
Y.-Z.-G.  Wie  Havenstbin  auch  Lkhr  im  Handwörterbuch  der  StaatswisBen- 
«chaOen  Bd.  VI  zam  Artikel  „Zölle",  S.  837. 

12* 
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Yoraussetzungen,  dass  endlich  das  Einbringen  der  Waare  in 
eine  ö£fentliche  Niederlage  den  Zollanspruch  des  Staates  gegen 
den  Einlagerer  nicht  aufhebt,  sondern  nur  den  Zweck  einer 
Kreditirung  der  Zollgefalle  für  bestimmte  Zeit  unter  entsprechen- 
der Sicherung  des  Staates  und  gewissen  Vergünstigungen  für 
den  Niederleger  verfolgt.^ 

Diese  Einwendungen  werden  nur  theilweise  als  zutreffend 
anerkiannt  werden  können.  Zuzugeben  ist,  dass  ein  Recht  des 
zollpflichtigen  Waaren-Inhabers,  sich  durch  Dereliktion  oder  auch 
nur  durch  Wiederausfuhr  der  Waare  von  der  Zollschuld  zu  be- 
freien, nirgends  anerkannt  worden  ist;  und  mit  Recht  wird  hieraus 
ein  Beweisgrund  gegen  die  Annahme  des  ausschliesslich  dinglichen 
Charakters  der  Zollpflicht  entnommen.  Dagegen  bedarf  die  Be- 
hauptung des  Beweises,  dass  beim  Einbringen  der  Waare  in  eine 
öffentUche  Niederlage  der  Zollanspruch  des  Staates  gegen  den 
Einlagerer  fortdauere.  Auch  ist  nicht  einzusehen;  inwiefern  aus 
Laband's  Auffassung  ein  Recht  des  Waarendisponenten  gefolgert 
werden  könnte,  die  mit  der  Zollpflicht  behaftete  Waare  vor  den 
Augen  der  Zollbehörde  oder  in  der  Niederlage  zu  vernichten. 
Dem  Gesetze  scheint  mir  weder  die  eine  noch  die  andere  Auf- 
fassung völlig  zu  entsprechen;  es  wird  vielmehr  davon  auszugehen 
seiu;  dass  die  Rechte  des  Fiskus  sowohl  durch  die  dingliche 
Zollpflicht  der  Waare  ^^  wie  durch  die  persönliche  Haftung  des 
Zollpflichtigen  gesichert  sind^^. 

Dass  die  dingliche  Zollpflicht  nicht  lediglich  eine  accessorische; 
pfiEtndrechtliche  Verhaftung  des  Pflichtigen  Gegenstandes  für  die 
persönliche  Zollschuld;   sondern  eine  selbständige   dingliche  Qe- 

>®  Die  Bemerkang  des  Verf.  in  dem  Aufsatz:  „Zolldefraudation  oder 
Betrug?",  Gerichtssaal  Bd.  LIV  8.  224  N.  2,  trifft  nicht  zu  und  wird  hiermit 
zurückgenommen. 

'^  Im  österreichischen  Zollgesetze  ist  die  Unterscheidung  zwischen 
„sächlicher  und  persönlicher  Haftung  für  die  Zollgebühr*  mit  grösserer 
Schärfe  entwickelt;  vgl.  Eglauer,  Zoll-  und  Staatsmonopolsordnung,  Wien 
1893,  S.  77  ff. 
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bnndenheit  der  zollpflichtigen  Sache  für  die  Ansprüche  des  Fiskus 
bedeutet;  erhellt  schon  daraus,  dass  unter  Umständen  die  objektive 
Zollhaft  ohne  subjektive  Zollverpflichtung  zur  Entstehung  kommt. 
Wenn  Gegenstände  durdi  Naturereignisse;  ohne  menschliches 
Zuthun,  über  die  Zollgrenze  geworfen  werden  (z.  B.  Strandgüter) 
oder  wenn  sonst  ein  Grenzeingang  ohne  Transportflihrer  statt- 
findet, —  man  denke  z.  B.  an  entlaufenes  Vieh  —  so  tritt  die 
Zollpflicht  des  Gegenstandes  und  die  zollrechtliche  Behandlung 
desselben  in  gleichem  Sinne  und  nach  den  gleichen  Regeln  ein, 
als  wenn  ein  zollpflichtiger  Waarenfährer  vorhanden  wäre^^.  Aber 
auch  wenn  —  was  die  Regel  ist  —  der  dingliche  Zollanspruch 
and  die  persönliche  Obligation  des  Zollpflichtigen  neben  einander 
bestehen,  so  hat  ersterer  gegenüber  der  letzteren  eine  selb- 
ständige Existenz.  Dies  ergiebt  sich  aus  einer  näheren  Prüfung 
der  Voraussetzungen,  unter  welchen  die  Zollansprüche  des  Staates 
entstehen  und  erlöschen.    - 

Entstehung  der  Zollansprfiche. 

Die  Zollpflicht  entsteht  mit  dem  Momente  der  Grenzüber- 
schreitung  ^'.     Wo  das  Grenzzollamt   nicht   unmittelbar   an  der 


'*  Andererseits  ist  die  Entstehung  einer  persönlichen  Zoll  Verpflichtung 
ohne  die  Unterlage  einer  dinglichen  ZoUpflicht  nicht  unmöglich.  Durch  das 
Reichsgesetz  vom  21.  Dez.  1687,  betreffend  die  Abänderung  des  Zolltarifs 
(R.-6.-B1.  S.  683),  wurden  die  Zollsätze  für  Getreide  und  Mühlenfabrikate 
rückwirkend  vom  26.  Nov.  1887  ab  erhöht.  Den  hierdurch  gegen  die  Waaren- 
Einbringer  begründeten  Ansprüchen  auf  Nachzahlung  der  ZoUdifPerenz  fehlte 
in  allen  Fällen,  in  denen  die  Waare  bereits  in  den  Konsum  gelangt  war,  die 
Grundlage  einer  dinglichen  Zollpflicht. 

"  §§8,4V.-Z.-G.;  §  1  ZoUtarif-G.  vom  16.  JuK  1879.  —  Vgl.  G.  Mktkb, 
Verwaltungsrecht  §  278;  HAVENSTsm  a.  a.  0.  Anm.  2  zu  §  9  Y.-Z.-G. ;  BuLLmo, 
Archiv  für  Strafrecht  Bd.  XLI  S.  120.  Entsch.  des  Reichsgerichts  (IV  St-S.) 
vom  29.  April  1889*,  £.  XIX  S.  194.  —  Bei  den  auf  Grund  von  Staats- 
vertriigen  im  Auslande  errichteten  (sog.  exponirten)  Zollstellen  bildet  das 
Zollamt  selbst  die  fingirte  Zollgrenze.  Die  Wirkungen  der  Zollpflicht  treten 
hier  bereits  mit  der  Anmeldung  der  Waare  bei  dem  Zollamte  ein:    Entsch. 
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Zolllinie  belegen  ist,  besteht  somit  die  Zollpflicht  schon  während 
des  Transports  der  Waare  zur  Zollstätte.  Daher  schreibt  der 
§  36  Y.-Z.-Gr.  vor,  dass  der  Weg  von  der  Zolllinie  bis  zum 
Grenzzollamte  auf  der  Zollstrasse  ohne  Abweichung  und  will- 
kürlichen Aufenthalt  und  ohne  dass  die  Ladung  eine  Veränderung 
erleidet^  fortgesetzt  werden  muss.  Zuwiderhandlungen  gegen 
dieses  Gebot  sollen  nach  §  136  Ziff.  6  (§  137)  V.-Z.-G.  bis 
zum  Beweise  des  Gegentheils  als  Defraude  behandelt  werden  ^^. 
Dagegen  existirt  ein  persönlich  Zollpflichtiger  nach  §  13 
y.-Z.-G.  erst  von  dem  Zeitpunkte  ab,  in  welchem  der  Zoll  zu 
entrichten  ist.  Dieser  Zeitpunkt  kann  ein  früherer  als  der  der 
Erreichung  des  Grenzzollamts  nicht  sein.  Es  ist  desshalb  un- 
erheblich,  wer  auf  der  Zwischenstrecke  den  Transport  geleitet 
hat.  Wer  die  Waare  dem  Zollamte  vorführt,  ist  der  nach  §  13 
zollpflichtige  Waaren-Inhaber.  Ein  Wechsel  in  der  Führung  des 
Waarentransports  von  der  Grenze  bis  zum  Zollamte  ist  vom 
Gesetze  nicht  untersagt.  Der  letzte  Waarenführer  ist  hier  wie 
beim  Begleitschein -Verfahren  (§  44  V.-Z.-G.)  der  zollrechtUch 
Verantwortliche.  Wird  die  Waare  vor  Erreichung  der  Zollstätte 
derelinquirty  so  wird  eine  persönliche  Haftung  für  die  Zollgefalle 
nicht  geltend  gemacht  werden  können  ^^ 


des  Reichsgerichts  (II  St.-S.)  vom  19.  März  1886  und  (I  St.*S.)  vom  19.  Nov. 
1888,  E.  Xin  S.  410,  XVni  S.  241. 

**  Es  ist  nicht  wohl  verständlich,  wie  in  der  Entsch.  des  Reichsgerichts 
a  St.-S.)  vom  21.  Okt.  1886  (E.  XV  S.  2  f.)  aus  den  §§  16,  17,  136  b  V.-Z.-G. 
gefolgert  werden  kann,  die  Zwisohenstrecke  von  der  Grenze  bis  zur  Zoll- 
station sei  für  den  zollgesetzlichen  Begriff  der  Ein-  und  Durchfuhr  nicht  ent- 
scheidend, und  der  Uebertritt  zollpflichtiger  Waaren  von  dem  einen  Zoll- 
gebiete in  ein  anderes  werde  erst  beim  Zollamte  als  erfolgend  rechtlich 
gedacht.  —  Den  meines  Erachtens  richtigen  Standpunkt  vertritt  das  Reichs- 
gericht (IV  St.-S.)  in  der  Entscheidung  vom  11.  Juli  1890  (£.  XXI  S.59ff.). 
Vgl.  Trautvbttkr,  Das  Strafrecht  der  Zoll-  und  Verbrauchssteueigeaeize, 
Berlin  1894,  S.  2  Ziff.  2. 

'*  Vgl.  auch  §  157  V.-Z.-G.  Die  Strafverfolgung  wegen  Defraude  setzt 
selbstverständlich  nicht  eine  persönliche  Haftung  des  Thaters  fiir  die  ZoU- 
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Einfloss  des  freien  Verkehrs  auf  die  Zollansprüche. 
a)  Begriff  des  freien  Verkehrs. 

Nach  Einfuhr  der  Waare  in  das  Zollgebiet  tritt  die  selb- 
ständige Bedeutung  der  dinglichen  Zollpflicht  gegenüber  der 
persönlichen  Zollschuld  zurück,  wenn  die  Waare  bereits  an  der 
Grenze  dem  freien  Verkehr  übergeben  wird  (§§  32,  39  V.-Z.-G.). 

Die  Waare  tritt  in  den  freien  Verkehr,  wenn  sie  von  der 
Zollbehörde  aus  amtlichem  Gewahrsam  oder  sonstiger  Zollkontrole 
entlassen  wird.  Das  Wesen  des  gebundenen  Verkehrs  ist  Kontrole 
des  Verbleibs  der  Waare,  ihres  Transports,  ihrer  Lagerung  oder 
Verarbeitung;  Beaufsichtigung  der  Waare  selbst  unter  Fest- 
baltung  ihrer  Identität.  Die  Ausübung  der  Zollaufsicht  schliesst 
nicht  aus,  dass  die  Waare  unter  Verzichtleistung  auf  amtlichen 
Gewahrsam  oder  Mitverschluss  dem  Zollpflichtigen  anvertraut 
wird.  Dies  geschieht  ausser  bei  Zulassung  der  Waaren  zu  fort- 
laufenden Konten  oder  Privatlagern,  die  nicht  unter  amtlichem 
Mitverschluss  stehen,  unter  Umständen  auch  dann,  wenn  Gegen- 
stände zur  Veredelung  (§115  V.-Z.-G.)  oder  zum  vorübergehenden 
Gebrauche  (§  114  V.-Z.-G.)  unter  der  Bedingung  der  Wieder- 
ausfuhr zollfrei  eingeführt  werden  ^^  Die  Zollkontrole,  welche 
diese  Waaren  dem  freien  Verkehr  entzieht  ^^^  beschränkt  sich  in 
der  Regel   auf  eine  Beaufsichtigung   der  Buchführung   und  des 

gefalle  voraas,  da  der  dingliche  Zollansprach  des  Staates  so  gut  wie  der 
persönliche  Gegenstand  der  Zollhinterziehung  sein  kann.  Das  Gegentheil 
folgt  nicht  etwa  aus  der  Bestimmung  des  §  185  Y.-Z.-G-.,  nach  welcher  neben 
der  Strafe  die  Abgaben  zu  entrichten  sind.  Die  Festsetzung  der  Abgabe 
liegt  ausserhalb  des  Strafverfahrens  und  ist  (ähnlich  wie  die  Zuerkennung 
einer  Busse  im  Strafverfahren)  an  die  allgemeinen  Voraussetzungen  gebunden. 
Vgl  Lobe,  Das  deuUche  Zollstrafrecht,  Leipzig  1890,  N.  18  zu  §  136  V.-Z.-G. ; 
Hayenbtiin  a.  a.  0.  N.  12  zu  §136;  Traqtyetter  a.a.O.  S.27;  Olshausbk, 
R.-St.-G..B.  N.  14  zu  §  188. 

^*  Vgl.  z.  B.  auch  das  Zoll-Begulativ  für  Reissohäbmühlen,  Centralblatt 
für  das  DeuUche  Reich  von  1888  S.  832. 

"  Anderer  Meinung  Labahd  a.  a.  0   §  121  Anm.  1. 
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allgemeinen  Betriebes  des  Waaxen-Inhabers.  Das  freie  Verfugangs- 
recht  des  Letzteren  ist  nicht  entscheidend  für  den  Begri£f  des 
freien  Verkehrs.  Es  besteht  in  gleicher  Weise  bei  der  Zolassong 
zu  unverschlossenem  Privatlager  und  fortlaufendem  Konto.  Auch 
bei  der  Abfertigung  auf  Begleitschein  II  wird  in  der  Regel  ^®  die 
Waare  der  freien  Verfügung  des  Begleitschein-Extrahenten  über- 
lassen; ohne  doch  in  den  freien  Verkehr  zu  treten^'.  Allein  in 
allen  Fällen,  in  welchen  die  Waare  der  freien  Verfügung  des 
Inhabers  überlassen  wird,  steht  es  diesem  frei,  sie  der  Zollkontrole 
zu  entziehen,  d.  h.  sie  in  den  freien  Verkehr  zu  setzen'®.  Dies 
geschieht  z.  B.  durch  Veräusserung  oder  durch  Wiederausfuhr 
der  Waare  ohne  zollamtliche  Kontrole  des  Ausgangs.  Wird  da- 
gegen die  Waare  behufs  Erledigung  des  resolutiv  bedingten  Zoll- 
anspruchs  Yorschriftsmässig  zur  Ausfuhr  angemeldet  (§  66  V.-Z.-G.), 
so  ist  sie  der  Zollaufsicht  unterstellt  geblieben,  und  ihre  Aus- 
fuhr kann  als  aus  dem  freien  Verkehr  erfolgt  nicht  angesehen 
werden  *^. 


*'  Vgl.  Begleitschein-Begulativ  §  48  Abs.  2  (Centralblatt  für  das  Deutsche 
Beich  von  1888  S.  613). 

"  Arg.  §  15  V.-Z..G. 

'^  Ungenau  ist  die  Ausdrucksweise  in  dem  oben  S.  180  N.  10  angezogenen 
Aufsätze  des  Verf.  S.  224.  Vgl.  §  16  Abs.  2  Privatl.-Begul.  (Centralblatt 
für  das  Deutsche  Reich  von  1888,  S.  238.) 

*'  Die  dargelegte  Auffassung  ist  nicht  ohne  Konsequenz  für  die  Ent- 
scheidung der  Frage,  nach  welchen  Vorschriften  die  eventuelle  Zoilerhebiuig 
stattzufinden  hat,  falls  in  der  Zeit  zwischen  Einfuhr  und  Verzollung  eine 
Aenderung  des  Zollgesetzes  eintritt.  Die  Frage  ist  für  die  auf  Begleitschein  II 
abgefertigten  und  für  die  auf  Privatkreditlager  angeschriebenen  Waaren  durch 
§  9  V.-Z.-G.  dahin  entschieden,  dass  der  Zeitpunkt  der  Eingangsabfertignng 
entscheidend  ist.  Für  die  auf  Begleitschein  I  sowie  für  die  zu  anderweiten 
Lagern  abgefertigten  Waaren  folgt  hieraus,  dass  für  ihre  Verzollung  der  Zeit- 
punkt der  schliesslichen  Abfertigung  maassgebend  ist.  Das  Gleiche  muss  für 
die  behufs  Veredelang  oder  aus  sonstigen  Gründen  temporär  zugelassenen 
Waaren  gelten.  Nur  wenn  man  mit  Laband  annimmt,  dass  diese  Waaren 
gleich  beim  Eingange  in  den  freien  Verkehr  treten,  wird  man  die  Eingangs- 
abfertigung als  Verzollung  im  Sinne  des  §  9  Ziff.  1  V.-Z.-G.  anzusehen  be- 
rechtigt sein.    Für  die  letztere  Meinung  hat  sich  der  Bundesrath  durch  Be- 
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Dies  darf  indess  nioht  dahin  verstanden  werden^  als  werde 
dia  Waare  dadurch,  dass  die  Thatsache  ihrer  Ausfuhr  zollamt- 
licher Feststellung  unterliegt,  dem  freien  Verkehr  entzogen.  Der 
Ausgangskontrole  bedürfen  auch  Bonifikationsgüter,  d.  h.  Waareu', 
für  deren  Ausfuhr  Vergütungen  aus  der  Staatskasse  gezahlt 
werden.  Die  Ausfuhr  ans  dem  freien  Verkehr  ist  hier  sogar  oft 
Voraussetzung  der  Bonifikation^'.  Nicht  selten  wird  auch  die 
amtliche  Feststellung  des  Ausgangs  zur  Sicherung  des  Beweises 
nachgesucht,  wenn  die  zollfreie  Wiedereinfuhr  der  Waare  be- 
absichtigt wird;  wo  dann  wiederum  die  Herstammung  aus  dem 
freien  Verkehr  Bedingung  der  Zollbegünstigung  ist  (§  118  V.-Z.-O.). 
Die  Ausfuhr  unter  Zollkontrole  erfolgt  mithin  nur  dann  nicht 
ao8  dem  freien  Verkehr,  wenn  sie  die  Erledigung  eines  resolutiv 
bedingten  Zollanspruchs  bezweckt. 

Dieser  Anspruch  ist  ein  nur  eventueller  (möglicher),  wenn 
der  Deklaration  nach  zollfreie  Waaren  im  gebundenen  Verkehr 
durchgeführt  werden  (§  41  Abs.  5  V.-Z.-G.).  Der  Anspruch 
ruht  der  Regel  nach  auf  der  ausgeführten  Waare  selbst.  Eine 
Ausnahme  findet  statt,  soweit  durch  positive  gesetzliche  Be- 
stimmung der  Identitätsnachweis  aufgehoben  ist.  Die  zollrecht- 
liche Konstruktion  ist  in  diesem  Falle  von  besonderem  Interesse. 

Der  Inhaber  eines  Getreide-Transitlagers  oder  einer  Export- 
mühle entlastet  sein  Konto  nicht  nur  durch  Ausfuhr  der  ein- 
gelagerten Auslandswaare,  sondern  ist  berechtigt,  an  deren  Stelle 
inländisches    Getreide    der   gleichen  Art   (beziehentlich   Mühlen- 


schlau  vom  29.  Mai  1877  (§  296  der  Frotok.)  entschieden.  (Centralblatt  für 
daa  Deutsche  Reich  von  1877  S.  844;  Ziff.  27  der  Anweisung  zur  Ausführung 
des  Yereinszollgesetzes,  Centralblatt  von  1888  S.  493.)  Vgl.  auch  den  Erlass 
des  preuss.  Finanzministers  vom  29.  Aug.  1893  im  Preuss.  Centralblatt  für 
Abgaben-Gesetzgebung  etc;  von  1893  S.  276. 

^  ^gl*  §  30  des  Gesetzes  betr.  die  Besteuerung  des  Tabaks  vom  16.  Juli 
1879  (R..G.-BI.  S.  253);  §§  12,  4dc  des  Gesetzes  betr.  die  Besteuerung  des 
Braontweins  vom  16.  Juni  1896  (R.-G.-B1.  S.  262,  296);  §  7  Zolltarif-G.  in 
der  Fassung  des  Gesetzes  vom  14.  April  1894  (R.-G.-B1.  S.  335). 
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fabrikate  aus  inländischem  Material)  zur  Ausfuhr  zu  bringen''. 
Es  entsteht  die  Frage,  ob  in  diesen  Fällen  die  Ausfuhr  nur  dann 
als  aus  dem  gebundenen  Verkehr  erfolgend  anzusehen  ist,  wenn 
die  mit  dem  Zollanspruch  behaftete  Auslandswaare  vom  Konto 
abgemeldet  wird,  oder  auch  dann,  wenn  inländische,  dem  freien 
Verkehr  entnommene  Waare  unter  Entlastung  des  Zollkontos 
zur  Ausfuhr  gelangt.  Die  Entscheidung  kann  uicht  da?on  ab- 
hängen, ob  auf  der  ausgeführten  Waare  ein  Zollanspruch  haftet, 
da  ja  auch  zollfreie  Waaren  im  gebundenen  Verkehr  zur  Ausfabr 
gelangen.  Es  wird  vielmehr  darauf  ankommen,  ob  das  Ausfuhr- 
gut schon  vor  der  Anmeldung  zur  Ausfuhr  unter  Zollkontrole 
gestanden  hat.  Da  dies  nur  der  Fall  ist,  wenn  die  identische, 
zum  Konto  angeschriebene  Auslandswaare  wieder  ausgeführt  wird, 
so  scheint  es,  als  ob  nur  in  diesem  Falle  die  Ausfuhr  aas  dem 
gebundenen  Verkehr,  andernfalls  aber,  —  wenn  von  dem  Becht 
der  Vertauschung  mit  inländischer  Waare  Gebrauch  gemacht 
wird;  —  aus  dem  freien  Verkehr  erfolge.  Allein  diese  Auffassung 
ist  praktisch  nicht  brauchbar,  da  über  die  Herstammung  der  znr 
Ausfuhr  abgemeldeten  Waare  keine  Kontrole  geübt  vmrd  und  die 
Mischung  inländischer  mit  ausländischer  Waare  zulässig  ist.  Vom 
Standpunkte  des  Zollrechts  muss  angenommen  werden,  dass  die 
Ausfuhr  in  keinem  Falle  aus  dem  freien  Verkehr  erfolgt,  mag  die 
Waare  dem  Auslande  oder  dem  Inlande  entstammen.  Die  zoll* 
rechtliche  Behandlung  beruht  in  diesen  Fällen  auf  der  Fiktion, 
dass,  wie  im  regelmässigen  Zollverkehr,  die  eingelagerte  Waare 
wieder  ausgeführt  wird.  Die  Vertauschung  mit  inländischer  Waare 
wird  gleichsam  nur  stillschweigend  gestattet'^.  Desshalb  pflegt 
man  hier,  scheinbar  ungenau,  von  Aufhebung  des  Identitäts- 


'^  Vgl.  die  Keichsgesetze  betr.  die  Abändenmg  des  ZoUtari^esetxes 
vom  23.  Juni  1882  (R.-G.-B1.  S.  59),  vom  22.  Mai  1885  (R.-a.-BLS.  94,  lldfi' 
und  vom  14.  Apnl  1894  (R.-a.-Bl.  S.  335ff.). 

'*  Vgl.  die  bezüglichen  Regulative  des  Bundearaths,  Gentralblatt  inr 
das  Deutsche  Reich  von  1894  S.  207 ff.,  248 ff.;  von  1898  S.  2 ff. 
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nach  weises  za  sprechen^  während  es  sich  um  den  Verzicht  auf 
Identität  überhaupt  handelt.  Der  wirthschaftliche  Zweck  dieser 
Zollbegünstigungen,  welcher  auf  die  Bonifizirung  des  Getreide-; 
Mehl-  und  Oelezports  gerichtet  ist;  darf  nicht  beirren  bei  der 
Yerwaltungsrechtlichen  Beurtheilung^*^.  Für  das  Zollrecht  handelt 
es  sich  nicht  um  Bonifikationen;  vielmehr  finden  die  allgemeinen 
Grundsätze  des  Lager-  und  Yeredelungsverkehrs  Anwendung,  in 
deren  Formen  jene  Zollbegünstigungen  sich  vollziehen  ^^ 

b)  Fortdauer  der  Zollansprüche  unerachtet  des  freien 

Verkehrs. 
Mit  dem  Begriffe  des  freien  Verkehrs  wird  hiernach  das 
thatsächliche  Verhältniss  der  Freiheit  von  ZoUkontroleU;  nicht 
das  Rechtsverhältniss  der  Freiheit  von  Zollpflicht  bezeichnete^. 
Weder  die  dingliche  Zollpflicht  noch  die  Schuld  des  Zollpflich- 
tigen erledigt  sich  schlechtbin  mit  dem  Uebergange  der  Waare 
in  den  freien  Verkehr.  Die  unter  Hinterziehung  der  Abgaben 
eingeschwärzte  Waare  befindet  sich  unbeschadet  der  Ansprüche 
des  Fiskus   thatsächlich   im   freien  Verkehr.     Aber  selbst  dann. 


"  Die  AufstelluDg  des  gleichen  Grundsatzes  für  die  strafrechtliche 
Beortheüung  war  Zweck  des  mehrerwähnten  Aufsatzes  im  Gerichtssaal 
Bd.  LIV  Heft  3. 

**  Die  Frage,  ob  das  aas  Oesterreich-Ungarn  zur  Einfuhr  gelangende, 
im  sog.  zollfreien  Mahlverkehr  hergestellte  Mehl  (vgl.  Eglauer  a.  a.  O. 
S.  286 f.)  als  dem  freien  Verkehr  Oesterreich-Ungam  entstammend  anzusehen 
and  somit  auf  Grund  des  Art.  3  des  Handelsvertrages  (vgl.  oben  S.  177)  zum 
vertragsmässigen  Zollsatze  einzulassen  ist,  würde  unter  Anwendung  der  obigen 
Grandsätze  za  verneinen  sein.  Hiermit  ist  indess  die  Frage  nicht  entschieden, 
ob  die  gedachte  Waare  nicht  als  Produkt  der  Industrie  Oesterreich -Ungarns 
Mf  Grund  der  Meistbegünstigungsklausel  des  Art.  2  des  Vertrages  Anspruch 
auf  die  vertragsmSssige  ZoUerleichterong  hat.  —  Bei  Anwendung  des  öster- 
reichischen Zollrechts  dürfte  sich  mit  Bezug  auf  Art.  3  des  Vertrages  die 
gleiche  Entscheidung  ergeben;  vgl.  besonders  die  österreichischen  Gesetze 
vom  25.  Mai  1882  and  vom  21.  Mai  1887;  Eolaüeb  a.  a.  O.  S.  500ff. 

"  Vgl.  auch  §§  3,  6  Zuckerst-G.  vom  27.  Mai  1896  (R.-G.-Bl.  S.117ff.) 
imd  die  Entsch.  des  Reichsgerichts  (IV.  G.-S.)  v.  18.  Dez,  1890,  E.  XXVII S.  44ff. 
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wenn  die  vorscfariftsmässig  angemeldete  und  abgefertigte  Waare 
Yon  der  Zollbehörde  in  den  freien  Verkehr  gesetzt  worden  ist 
können  die  Zollansprüche  fortdauern.  Die  zollpflichtige  Waare 
kann  mit  unrecht  zollfrei  belassen  oder  unrichtig  tarifirt,  der  Zoll 
kann  irrthümlich  berechnet  sein.  Es  bedarf  keiner  AnsfELhnmg, 
dass  in  solchen  Fällen  nicht  nur  Nachzahlung  des  Zolles  von 
dem  nach  §  13  Zollpflichtigen  gefordert,  sondern  nach  Befinden 
auch  das  Pfandrecht  des  §  14  V.-Z.-G.  geltend  gemacht  werden 
kann.  Das  Gleiche  gilt;  wenn  die  Waare  von  dem  verfügungs- 
berechtigten Inhaber  in  den  freien  Verkehr  gesetzt  wird.  Die 
Zollpflicht  ist  in  ihrer  Existenz  nicht  abhängig  von  den  Zoll- 
kontrolen,  welche  nur  Mittel  zur  ßealisirung  der  dinglichen  Zoll- 
ansprüche des  Fiskus  sind.  Diese  dauern  fort,  bis  sie  durch 
Entrichtung  der  Zollgefälle  befriedigt  sind.  Die  Zahlung  geschieht 
von  Seiten  der  Inhaber  unverschlossener  Privatläger  oder  fort- 
laufender Konten  periodisch  auf  Grund  von  Abrechnungen  mit 
der  beaufsichtigenden  Zollbehörde^^.  Beim  Vormerkverkehr  wird 
mit  dem  Ablaufe  der  Wiederausfuhrfrist  und  der  definitiven  Ter- 
einnahmung  der  hinterlegten  Sicherheit  die  Zahlung  regelmässie 
als  bewirkt  anzusehen  sein.  Bis  dahin  unterliegt  die  zollpflichtige 
Waare  ohne  Rücksicht  auf  die  Rechte  Dritter  nach  §  14  V.-Z.-G. 
dem  Zugrifle  des  Zollfiskus.  Nur  soweit  die  Yoraussetzongen 
des  Art.  306  H.-G.-B.  vorliegen,  wird  die  Zollpflicht  als  er- 
loschen anzusehen  sein:  der  redliche  Erwerber  erwirbt  nach 
Handelsrecht  das  freie  Eigenthum  an  der  Waare**. 


>»  Vgl.  Frivatlager-Regulativ  §  16,  Eonten-Regalativ  §  31  (OeotralbUtt 
für  das  Deutsche  Reich  von  1888  S.  238,  von  1887  S.  694). 

'0  Eine  schwierige  Frage  der  Gesetzesauslegung,  welche  übereinstimmeiMi 
von  Havenstbin  (a.  a.  0.  Anm.  2  zu  §  14  Y.-Z.-G.)  beantwortet  wird.  Mein«« 
Erachtens  geht  jedoch  dieser  Schriftsteller  zu  weit,  wenn  er  auch  besogiicbc 
Vorschriften  der  Partikularrecbte  (z.  B.  §§  17  ff.  I  15  Allg.  L.-R.)  dem  i» 
§  14  y.-Z.-G.  sich  ergebenden  fiskalischen  Kechte  voranstellt.  —  Anderer 
Meinung  anscheinend  Dittmar,  Der  deutsche  Zollverein,  2.  Aufl.,  Leipx^ 
1868,  Bd.  II  S.  437. 
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ErlBschen  der  Zollansprfiche  durch  Zahlung. 

Die  Zollpflicht  erlischt  somit  wie  die  Zollschuld  nur  durch 
rite  erfolgte  Zahlung  der  Eingangsabgaben "®.  Die  Stundung  der 
GeiaUe  steht  der  Zahlung  nicht  gleich.  Dies  versteht  sich  von 
selbst,  wenn  die  Waare  zur  Sicherung  des  gestundeten  Zoll- 
ansprachs  unter  Kontrole  behalten  wird.  (Begleitschein-,  Lager-, 
Vormerkverkehr.)  Die  hier  regelmässig  geforderte  Sicherheits- 
leistung hat  selbst  dann  nicht  die  Wirkung  der  Zahlung,  wenn 
zufolge  positiver  Verwaltungsvorschrift  im  einzelnen  Falle  der 
hinterlegte  Betrag  von  den  Zollämtern  als  definitive  Einnahme 
gebucht  werden  sollte ^^  Die  Stundung  der  Zollabgaben  steht 
aber  auch  dann  der  Zahlung  nicht  gleich  ^',  wenn  sie  auf  Grund 
persönlichen  Kredits  des  Zollpflichtigen  mit  der  Maassgabe  er- 
folgt, dass  die  Waare  sogleich  in  den  freien  Verkehr  gesetzt 
wird*'.  Der  Staat  begnügt  sich  hier  mit  der  persönlichen  Haf- 
tung des  Kreditnehmers  und  entlässt  gegen  Schuldanerkenntniss 
und  Sicherheitsleistung  die  Waare  aus  der  Zollkontrole;  —  nicht 
jedoch  aus  der  ZoUpflicht.  Einen  Verzicht  auf  die  Rechte  des 
§  14  V.-Z.-G.  aus  der  Kreditgewährung  zu  entnehmen,  scheint 
mir  nicht  angängig.  Für  den  Fall  der  Insolvenz  des  Zoll- 
pflichtigen, beziehentlich  der  Unzulänglichkeit  der  geleisteten 
Sicherheit  ist  meines  Erachtens  der  Zollfiskus  nicht  gehin- 
dert, das   Pfandprivileg   des    §    14  mit  Bezug  auf  die  in   den 

**  Die  Zahlung  kann  auch  durch  einen  Dritten  erfolgen:  §  14  V.-Z.-G. 
WniDSCHsm,  Pandekten  Bd.  II  §  342  ZiiF.  4;  Okrtmaitn  im  Arch.  f.  civ.  Praxis 
Bd.  TiXXXTT  S.  896. 

'*  Vgl.  das  Reskript  des  preuss.  Finanzministers  vom  11.  Febr.  1866 
betr.  die  von  französischen  Handlungsreisenden  für  Waarenmuster  deponirten 
Gefsllebeträge:  Dittmar  a.a.O.  Bd.  11  S. 462;  Appblt-Bbhrend, Kommentar 
zum  deutschen  ZoUtarif,  8.  Aufl.,  Wittenberg  1889,  S.  51  Anm.  2. 

"  Anderer  Meinung  Laband;  vgl.  die  oben  S.  179  citirte  Stelle. 

"  Bundesrathsbesohluss  vom  2.  Juni  1869  (§  79  der  Protok.);  v.Adtsess 
Die  ZöUe  und  Steuern  des  Deutschen  Reichs,   in  Hirth's  Axmalen  von  1893 
S.  892. 
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freien    Verkehr    gelangten    zollpflichtigen    Waaren    geltend    zu 
machen  **. 

Besondere  Regeln  gelten  für  den  sogenannten  eisernen  Zoll- 
kredit, welcher  nach  Mäassgahe  des  vom  Bundesrathe  erlassenen 
Regulativs  yom  8./21.  Juni  1888  für  Weine  und  Spirituosen  ge- 
währt wird^^.  Ein  Kreditlager  im  eigentlichen  Sinne  ist  hier 
nur  in  Ansehung  der  ursprünglich  unter  Zollkreditirung  ein- 
gelagerten Weine  vorhanden.  Diese  haften  nach  den  für  Kredit- 
lager geltenden  allgemeinen  Grundsätzen  für  die  gestundeten  Ge- 
fälle bis  zu  deren  Entrichtung.  Sie  unterstehen  der  Zollkontrole 
des  KreditlagerSy  sind  mithin  nicht  Waaren  des  freien  Verkehrs. 
Im  Uebrigen  aber  handelt  es  sich  nur  der  Form  nach  um  ein 
Kreditlager,  da  die  den  regelmässigen  Lagerbestand  bildenden 
Weine  weder  der  Zollpflicht  noch  in  d  e  m  Sinne  der  Zollkontrole 
unterliegen,  dass  sie  als  im  freien  Verkehr  befindlich  nicht  an- 
gesehen werden  könnten  ^^.  Die  Gewährung  des  eisernen  Kredits 
verfolgt  den  Zweck,  die  materiellen  Wirkungen  der  Zollpflicht 
bis  zum  Uebergang  der  Weine  in  den  inländischen  Konsum  zu 
suspendiren'^.  Es  wird  desshalb  der  Zollbetrag  für  eine  dem 
regelmässigen  Lagerbestande  entsprechende  Weinmenge  fortlaufend 
gestundet.  Insoweit  haben  die  Kontrolen  über  den  Lagerbestand 
nur  die  Bedeutung,  den  Kreditgenuss  auf  ein  dem  regelmässigen, 
durchschnittlichen  Lagerbestande  entsprechendes  Weinquantum 
zu  beschränken.  Allein  es  wäre  irrig,  hieraus  die  Folgerung  zu 
ziehen,  dass  bei  Insuffizienz  der  Sicherheit  der  Bestand  des 
Kreditlagers  nicht  für  die  Zollschuld  sollte  haftbar  gemacht 
werden  können.     Die  Haftung  kann  auf  einer  publizistischen  ZoU* 

*^  Anderer  Meinung  Wiesingbr,  Das  YereinszoUgesetc,  Ansbach  1896, 
Anm.  zu  §  14  c. 

•*  Gentralblatt  für  das  Deutsche  Reich  von  1888  S.  268,  967  ff. 

**  Vgl.  §  11  Abs.  2  Weinl.-Regul. :  ^in  diesen  Bestand  wird  blos  der 
im  freien  Verkehr  befindliche  fremde  Wein  des  Kreditnehmers  eingerechnet* 

"  Vgl.  Instruktion  des  preass.  Finanzministers  vom  28.  Juni  1865 
Ziff.  6:  DiTTMAR  a.  a.  0.  Bd.  II  S.  437. 
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pflicht  nicht  beruhen,  da  diese  mit  der  Zollentrichtung  erloschen 
ist.  Sie  beruht  auf  der  in  dem  Antrage  auf  Bewilligung  des  eisernen 
Kredits  liegenden  vertragsmässigen  Unterwerfung  des  künftigen 
Lagerzugangs  (bis  zur  Höhe  der  gestundeten  Abgaben)  unter  die 
zollfiskalische  Pfandhaft,  wogegen  der  Abgang  vom  Lager  aus 
der  Haftung  scheidet.  Der  jeweilige  Lagerbestand  stellt  somit 
ein  „eisernes  Pfand''  für  die  Ansprüche  des  Fiskus  dar^®. 

Es  ergiebt  sich,  dass  bei  Uebergang  der  Waare  in  den 
freien  Verkehr  die  Zollpflicht  den  Charakter  einer  Pfandhaft  der 
Waare  fiir  die  Zollschuld  annimmt.  Dies  zeigt  sich  auch  darin, 
dass  bei  Yerjähmng  der  persönlichen  Zollforderungen  gemäss  §  15 
y.-Z.-G*.  auch  die  Zollpflicht  erlischt.  Allein  es  wäre  irrig,  dieser- 
balb  die  Selbständigkeit  der  dinglichen  Zollpflicht  zu  leugnen.  Die 
Zahlung,  welche  die  Zollschuld  tilgt,  bewirkt  zugleich  die  Ablösung 
der  Zollpflicht.  M«i  hat  daher  mit  Recht  betont,  dass  die  Zoll* 
Zahlung'  nicht  lediglich  den  Charakter  einer  Schuldzahlung  habe  ^*. 

Wechsel  der  Person  des  Zollpflichtigen  im  gebundenen  Verkehr« 

Die  selbständige  Existenz  der  Zollpflicht  gegenüber  dem 
persönlichen  Zollanspruche  zeigt  sich  deutlich,  wenn  die  Waare 
nach  Ueberschreitung  der  Grenze  nicht  in  den  freien  Verkehr 
tritt,  sondern  unter  Zollkontrole  yerbleibt.  Hier  tritt  bei  Ueber- 
weisung  auf  ein  Amt  im  Linern  oder  Abfertigung  zur  Durchfuhr 
mit  Begleitschein  I  (§§  41  ff.  V.-Z.-G.)  der  Begleitschein-Extra- 
hent,  der  mit  dem  ursprünglich  zollpflichtigen  Waarenbesitzer 
(§  13  y.-Z.-G.)  nicht  nothwendig  identisch  ist,  in  die  persönliche 
Zollschuld  ein.  Jener  übernimmt  durch  Unterzeichnung  des  Be- 
gleitscheins I  die  Haftung  für  den  Eingangszoll  (§  44  V.-Z.-G.)". 

"  Vgl.  WiNOSOHSiD,  Pandekten,  6.  Aufl.  Bd.  I  §  226  a  N.  4;  Stobbib, 
Handbuch  des  deutschen  Privatrechts,  8.  Aufl.  Bd.  I  §  68  N.  5. 

"*  Vgl.  Laband  a.  a.  0.:  oben  S.  178;  Bullino  a.  a.  0.;  Oesterreichische 
Zoll'  und  Staatsmonopol-Ordnyng  §  199;  Eolaubr  a.  a.  0.  S.  259. 

*^  Vgl.  Begleitschein-Regulativ  §§  18,  47  (Centralblatt  für  das  Deutsche 
Reich  von  1888  S.  605,  513). 
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Bei  der  Waareneinfuhr  auf  Eisenbahnen  ist  es  der  Zugführer 
oder  sonstige  Bevollmächtigte  der  Eisenbahnyerwaltung,  der  bei 
Ueberweisung  der  Frachtgüter  auf  Ladungsverzeichniss  die  eren- 
tuelle  Haftung  für  die  Entrichtung  des  höchsten  tarifinässigen  Sin- 
gangszolles  zu  übernehmen  hat  (§  64  y.-Z.-G.)^^  Geht  die  Waare 
auf  ein  privates  Zolllager  oder  wird  sie  auf  ein  Konto  an- 
geschrieben, so  geht  der  persönliche  Zollanspruch  auf  den 
Lager-  oder  Konten-Inhaber  über  (§  108  Abs.  2  Y.Z.G.yK 
Bei  Aufnahme  der  Waare  in  eine  öffentliche  Niederlage  (§§  40, 
97  ff.  V.-Z.-G.)  erlischt  der  persönliche  Zollanspruch  auf  den 
Waaren-Einbringer.  Die  oben  erwähnto  gegentheilige  Annahme 
Havenstein's  entbehrt  meines  Erachtens  der  Begründung.  Gtegen 
die  Fortdauer  der  Haftung  des  Niederlegers  spricht  schon  die 
Fassung  des  §  13  V.-Z.-G.,  nach  welcher  -dem  zollpflichtigen 
Waaren -Inhaber  derjenige  gleichsteht,  der  den  zollpflichtigen 
Gegenstand  aus  einer  öffentlichen  Niederlage  entnimmt.  In  An- 
sehung der  Entstehung  einer  persönlichen  Zollschuld  soll  somit 
die  öffentliche  Niederlage  dem  Zollauslande  gleichstehen^'.  Die 
Haftung  des  Niederlegers  würde  voraussetzen,  dass  er  die  Gefahr 
des  Untergangs  oder  Verderbs  der  Waare  mit  Bezug  auf  die 
Zollansprüche  trüge,  was  nach  der  Bestimmung  in  §  103  Abs.  4 
V.-Z.-G.  nicht  der  Fall  ist.  Wollte  man  aber  auch  mit  Haven- 
STEiK   annehmen,    dass  es  sich  hier  um  einen  auf  Billigkeit  be* 


*^  Vgl.  Eisenbahn-Zollregolativ  §§  17,  88  (Centralblatt  für  das  Dentache 
Reich  von  1888  S.  577,  685). 

**  Vgl.  Frivatlagei^Regulativ  §  4  (Centralblatt  fiir  das  Deutsche  Reich 
von  1888  S.  285),  Konten-Regulativ  §§  81fif.  (Centralblatt  fdr  das  Deutsche 
Reich  von  1887  S.  694  ff.). 

*'  Wenn  allgemein  gesagt  wird,  die  Niederlagen  seien  ,,gewisser- 
maassen  ad  hoc  exterritoriale  Räume'',  Enklaven  des  Auslands  (v.  Mavk 
in  V.  StengeFs  Wörterbuch  des  deutschen  Yerwaltungsrechts  Bd.  II  S.  948; 
Laband  a.  a.  0.  §  121  Bd.  I  Ziff.  1  N.  2),  so  wird  man  sich  hüten  müssen, 
hieraus  falsche  Folgerungen  zu  ziehen.  Nicht  einmal  Freilager  (freie  Nieder- 
lagen) dürfen  schlechthin  als  Ausland  behandelt  werden  (§  107  Abs.  2 
V.-Z.-G.V 
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ruhenden  Verzicht  auf  den  formalen  Zollanspruch  handele  ^^,  so 
läge  doch  kein  Grund  vor^  von  der  Geltendmachung  der  persön- 
lichen Zollpflicht  des  Niederlegers  abzusehen^  wenn  dieser  sich 
nach  Ablauf  der  Lagerfrist  mit  der  Abholung  der  Waare  aus 
der  Niederlage  im  Verzuge  befindet.  Allein  das  Gesetz  schreibt 
für  diesen  Fall  in  §  104  nur  yor,  dass  zum  öffentlichen  Verkaufe 
der  Waaren  zu  schreiten  und  der  Erlös  nach  Abzug  der  Kosten 
and  Abgaben  dem  Eigenthümer  oder  Disponenten  zuzustellen 
sei.  Bleibt  das  Meistgebot  hinter  dem  Betrage  des  Eingangs- 
zolles zurück,  so  wird  zwar  in  der  Begel  der  Zuschlag  versagt; 
Yon  einer  Nachzahlungspflicht  des  Niederlegers  ist  indess  keine 
Rede^^.  Die  aus  dem  Niederlage-Regulatiy  sich  ergebenden  Ver- 
pflichtungen des  Niederlegers  (z.  B.  in  Betreff  der  Aufsicht  über 
die  lagernden  Waaren)^®  originiren  aus  dem  mit  der  Nieder- 
legung konstituirten  öffentlich-rechtlichen  Vertragsverhältnisse 
zwischen  dem  Fiskus  und  dem  Niederleger,  nicht  aus  einer  sub- 
jektiven Zollverpflichtung  des  Letzteren.  Uebrigens  ist  als  Nieder- 
leger im  Sinne  des  Niederlage-Regulativs  nicht  derjenige  an- 
zusehen, welcher  die  Waaren  niedergelegt  hat,  sondern  derjenige, 
welchen  die  Zollbehörde  als  zur  Disposition  über  die  nieder- 
gelegten Waaren  befugt  anerkennt,  mithin  der  wechselnde  In- 
haber des  Niederlage-Scheins^^. 

ErlSschen  der  Zollansprfiche  durch  Wiederausfuhr. 

Die    Zollansprüche    des    Staates    erlöschen    ausser    durch 
Zahlung   oder  Verjährung    durch  Wiederausfuhr   der   zollpflich- 


**  Dagegen  spricht  u.  a.  §  64  der  preuas.  Zollordnung  yom  13.  Jan. 
183S,  in  welchem  von  einem  ,, Anspruch  aaf  ZoUerlass*'  die  Rede  ist  (DiTniAa 
a.  t.  0.  fid.  n  S.  92). 

^  Anweisung  zur  Ausfuhrung  des  Vereinszollgesetzes  Ziff.  22;  Nieder- 
lage-Regulativ §  40  (CentralbUatt  für  das  Deutsche  Reich  von  1888  S.  493, 
659);  Labamd  a.  a.  0.  S.  943. 

**  NiederUge-Regulativ  §§  16,  17. 

«'  Niederlage-Regulativ  §§  1,  12. 
Archiv  tax  öffentliches  Recht.  XIV.  2.  13 
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tigen  Waare  unter  der  Voraussetzung  der  vorgeschriebenen 
Kontrole  des  Transports  (oder  der  Lagerung)  und  des  Wieder- 
ausgangs. 

Die  Auffassung,  dass  bei  der  Waarendurchfuhr  eine  Zoll- 
pflicbt  überhaupt  nicht  zur  Entstehung  komme,  wenn  die  Waare 
vom  Augenblicke  ihres  Eintritts  in  das  Zollgebiet  bis  zum  Ver- 
lassen desselben  unter  ZoUkontrole  verbleibe  ^^,  scheint  mir  nicht 
zutreffend.  Was  die  dingliche  Zollpflicht  anlangt,  so  wird  ihre 
Existenz  gerade  durch  die  Zollkon troien  bewiesen ^^'  und  für  den 
Fall  der  Miederlegung  in  öffentlicher  Niederlage  überdies  in 
§  100  V.-Z.-6.  ausdrücklich  ausgesprochen.  Aber  auch  der 
persönliche  Zollanspruch  wird  mit  der  Erreichung  des  Grenzzoll- 
amts existent  und  bei  der  Abfertigung  auf  Begleitschein,  Nieder- 
legung in  privater  Niederlage  oder  Kontirung  lediglich  dem  Zoll- 
schuldner gestundet  (§§  51^  108  V.-Z.-G.)*  Daher  ist  dieser 
zur  Sicherheitsleistung  verbunden  (§  45  V.-Z.-6.)^*  und  bei 
Untergang  oder  Verderb  der  Waare  während  des  Transports 
oder  während  der  Lagerung  kann  ein  Anspruch  auf  Zollbefrei- 
ung in  keinem  Falle  geltend  gemacht  werden.  Lediglich  aus 
Rücksichten  der  Billigkeit  wird  unter  gewissen  Voraussetzungen 
ein  ZoUnachlass  zugestanden^®.  Die  Zollansprüche  entstehen  mit 
allen  Wirkungen  bei  Ueberschreitung  der  Grenze  bezw.  Erreichung 


««  Laband  a.  a.  0.  §  121  Ziff.  I  1. 

*^  Wie  dies  aach  von  Laband  wiederholt  heryorgehoben  wird:  vgl. 
a.  a.  0.  §  121  Ziff.  II  S.  940,  Ziff.  IV  S.  945. 

**  Vgl.  auch  Fritvatlager-Regalativ  §  4  Abs.  4;  Konten-Regulativ  §  5; 
§  5  Ziff.  6  ZoUtarif-G. 

*«  §§  47,  48V.-Z.-G.,  §  20  Privatl.-Regul.  (vgl.  unten  S.  197  N.  59). 
A.  M.  V.  Mayr  a.  a.  0.  S.  950  §  13.  —  Die  Bestimmung  des  §  9  V.-Z.a.,  nach 
welcher  bei  der  Verzollung  der  auf  Begleitschein  I  oder  zu  Niederlagen  abge- 
fertigten Güter  die  zur  Zeit  der  Verzollung  (nicht  des  Eingangs)  grültigen  Tarif- 
sätze anzuwenden  sind,  ist  nach  Obigem  eine  Anomalie  nnd  beweist  nicht  die 
suspensive  Bedingtheit  der  Zollpflicht.  Zutreffend  Havknstein  a.  a.  0.  Anin. 
2  zu  §  9  V.-Z.-G.  Vgl.  auch  §  1  Ziff.  2  des  Weinlager-Eegulativs  (Centralblatt 
für  das  DeuUohe  Reich  von  1888  S.  253). 
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des  Grenzzollamts,    sind  jedoch   auflösend   bedingt   durch   den 
Beweis  vorschriftsmässiger  Wiederausfuhr  ^^ 

Die  blosse  Tbatsache  der  Wiederausfuhr  ohne  Erfüllung 
der  zollgesetzlichen  Bedingungen*^'  hebt  die  formale  Zollpflicht 
nicht  auf  (§  56  Abs.  2  V.-Z.-G.)-  Dies  würde  man  bestreiten 
müssen,  wenn  man  mit  Laband  davon  ausgeht,  dass  die  Zoll- 
pflicht die  Natur  einer  ^^rechtlichen  Verstrickung''  habe,  welche 
das  Inverkehrbringen  der  Waare  nur  bedingungsweise  zulasse; 
denn  mit  Bezug  auf  Waaren,  die  sich  im  Auslande  befinden, 
wird  nicht  wohl  von  einem  „Verkehrsverbote''  die  Rede  sein 
können.  Allein  die  BegriffsbeKtimmung  Labakd's  dürfte  eine  aus 
wirthschaftlicher  Anschauung  entsprungene  Beimischung  enthalten, 
welche  man  gut  thun  wird  bei  rein  juristischer  Betrachtung  aus- 
zuscheiden. '  Die  materielle  Zollpflicht  im  Sinne  Laband's  ergiebt 
sich  aus  dem  wirthschaftlichen  Zwecke  dea  Zolles  als  einer  Ab- 
gabe von  den  in  den  inländischen  Verbrauch  gelangenden  Auslands- 
waaren.  Sie  haftet  weder  auf  der  wiederausgeführten  Auslands- 
waare  noch  auf  der  dem  freien  Verkehr  des  Zollgebietes 
entstammenden  Inlandswaare,  die  aus  dem  Auslande  wieder 
eingebracht  wird.  Für  den  formalen  Zollanspruch  des  Staates 
ist  jedoch  die  Wiederausfuhr  an  sich  so  wenig,  wie  nach  der 
ausdrücklichen  Vorschrift  des  §  4  V.-Z.-O.  die  Abstammung  aus 
dem  freien  Verkehr  des  Zollvereins  von  Erheblichkeit^'.  Gleich- 
wohl aber  ist  der  materielle  Begriff  der  Zollpflicht  für  das  Ver* 
ständniss  und  die  Anwendung  des  Zollrechts  nicht  entbehrlich. 
Das  Fehlen  der  eigentlichen  Zollpflicht  in  diesem  wirthschaftlichen 
Sinne  bildet  die  Billigkeitsgrundlage  zahlreicher  auf  Gesetz  oder 

"  Vgl.  Gericht'ssaal  von  1897  S.  228  N.  1. 

**  Die  zollgesetzlichen  Yonohriften  kommen  hier  nur  insoweit  in  Be* 
tineht,  als  sie  Bedingungen  der  Zollfreiheit,  nicht  blosse  Ordnungs- 
vorschriften darstellen,  eine  Unterscheidung,  deren  Durchführung  im  einzelnen 
Falle  zu  Zweifeln  Veranlassung  geben  kann. 

**  Vgl.  die  Entsch.  des  Reichsgerichts  vom  2.  Juli  1888  (III.  St.-S., 
£.  n  S.  42ff.  und  vom  19.  März  1886  (H.  St.-S.),  £.  XIU.  S.  415  ff. 

18* 
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Verwaltungspraxis  beruhender  Zollbefreiungen,  insbesondere  des 
sogenannten  Zwischenauslandsyerkebrs  (§  111  V.-Z.-G.)  sowie 
der  Zollfreiheit  inländischer  und  ausländischer  £etourwaaren 
(§§  112—118  V.-Z.-G.)"*-  Hierher  gehört  auch  die  von  Haven- 
STEIN  berührte,  durch  wiederholte  Reskripte  des  preussischen 
Einanzministeriums  bestätigte  Praxis,  nach  welcher  dem  Importeur 
die  Wiederausfuhr  der  eingebrachten  Waare  so  lange  gestattet 
wird,  als  nicht  das  Abfertigungsyerfahren  durch  Gefälle-Entrich* 
tung  abgeschlossen  ist^^. 

ErlSschen  der  Zollansprfiche  bei  Yerwendnng  der  Waare  sn 

Bollfreien  Zwecken. 

Ausser  im  Falle  der  Wiederausfuhr  ist  der  Zollanspruch 
des  Staates  in  objektiver  und  subjektiver  Richtung  ein  auflösend 
bedingter,  wenn  die  Waare  unter  der  Bedingung  der  Denaturirung 
oder  der  Verwendung  zu  einem  bestimmten  Zwecke  Zollfreiheit 
geniesst^*.  Mit  der  Denaturirung  beziehentlich  nach  vorschrifts- 
mässiger  Verwendung  erlischt  die  Zollpflicht  der  Waare  und  des 
Zollschuldners  ^^.  Die  Verwendung  pflegt  wie  die  Wiederausfuhr 
besonderen  Kontroivorschriften  unterworfen  zu  sein,  deren  Be- 
achtung auch  hier  in  der  Regel  Bedingung  der  Zollfreiheit  sein 
wird^^.    Ohne  Erfüllung  dieser  Bedingung  wird  unerachtet  der 

^  In  der  Eegel  werden  nur  die  nach  §  113  V.-Z.-G.  zollfreien  Inlands- 
waaren  als  Retourwaaren  bezeichnet. 

**  Vgl.  HAVENSTKDf  a.  a.  0.  Anm.  2  za  §  13,  Anm.  1  zu  §  32.  HmTH*8 
Annalen  Bd.  I  S.  70  Anm.;  Dittmar  a.  a.  0.  Bd.  II  S.  19,  78. 

**  So  auch  das  Reichsgericht  (11.  St-S.)  in  der  Entsch.  vom  16.  Jan. 
1885,  E.  XI  S.  366ff:    (R.  VII  S.  37). 

"  Vgl.  z.  B.  §  6  Ziff.  10  Zolltarif-G.  vom  15.  Juli  1879  und  folgende 
Positionen  des  Zolltarifs:  Ib  Anm.;  17 e  Anm.  1;  22a4  Anm;  25k  Anm. 2; 
25 w  Anm.;  29b  Anm.  1  und  8  (R.-G.-B1.  von  1885  S.  114,  117 ff.). 

**  Wo  der  Bezug  der  Waare  aus  dem  Auslande  und  die  Verwendung 
nicht  in  einer  Hand  liegt,  pflegen  die  Kontrolen  sich  auf  den  Bezug  und  die 
Verwendung  zu  erstrecken;  vgl.  die  Bundesrathsvorsohriften  vom  26.  Not, 
1896  über  die  zollfreie  Ablassung  von  Mineralöl  zu  Raffinations-  und  anderen 
gewerblichen  Zwecken.    (Gentralblatt  für  das  Deutsche  Reich  S.  593  ff.) 
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« 

thatsächlich  erfolgten  Yerwendung  zu  dem  zollfreien  Zwecke  der 
formale  ZoUansprucb  nicht  befriedigt.  Jedoch  befolgt  auch  hier 
der  Bundesrath  die  Praxis,  dem  Wegfall  der  materiellen  Zollpflicht 
aus  Rücksichten  der  Billigkeit  durch  Erlass  des  Zolles  Rechnung 
zu  tragen. 

Fortdauer  der  persSnlichen  Zollpflioht  bei  Untergang  der 

Bollpflichtigen  Sache. 

Beim  Erlöschen  der  Zollpflicht  durch  Untergang  der  zoll- 
pflichtigen Sache  sichert  der  Fortbestand  der  persönlichen  Zoll- 
schuld die  Realisirung  der  fiskalischen  Rechte.  Wenn  der  Staat 
ex  aequitate  unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  hier  auf  die 
Geltendmachung  des  formalen  Zollanspruchs  Verzicht  leistet  ^^, 
so  wird  auch  hierin  wieder  nur  das  Anerkenntniss  des  Wegfalls 
der  Zollpflicht  im  wirthschaftlichen  Sinne,  nicht,  wie  Laband  an- 
nimmt, ein  Beweis  für  die  rein  dingliche  Natar  der  Zollpflicht 
zu  erblicken  sein. 

Die  Zollpflicht  ist  nach  dem  Ergebnisse  der  Untersuchung 
in  erster  Linie  das  Korrelat  eines  selbständigen  dinglichen  Rechts 
des  Staates  an  einer  Waare,  dessen  Zweck  die  Realisirung  des 
durch  die  Waaren-Einfuhr  begründeten  fiskalischen  Abgaben- 
anspruchs   ist®®.     Daneben    bestehen    indess    obligatorische    Be- 


"  §§  47,  48,  66  Abs.  5,  67  V.-Z.-G.,  §§  12,  20  Privatl.-Regul.  (oben 
S.  194  N.  60) ;  Ziff.  14  der  Anweisung  zur  Ausfuhrung  des  Yereinszollgesetzes 
(Gentralblatt  für  das  Deutsche  Beich  von  1888  S.  492) ;  Bundesrathsbeschluss 
Tom5.Nov.  1891,  betr.  den  ZoUerlass  für  Gegenstände,  welche  nach  derVer- 
sollang  Yor  den  Augen  der  Zollbeamten  zu  Grunde  gehen.  (Gentralblatt  für 
das  Deutsche  Reich  von  1891  S.  314.) 

^  Einen  analogen  Charakter  hat  die  Steuerpflicht  auf  dem  Gebiete  der 
Konsum-Besteuerung;  vgl.  §§  17,  19  Tabak8t.-G.  vom  16.  Juli  1879,  §§  3, 
39,  40  Zuckerst.-G.  vom  27.  Mai  1896.  —  Uebrigens  war  auch  das  römische 
vectigal  eine  dingliche  Abgabe :  vgl.  1.  7  pr.  D.  de  publicanis  et  vectigalibus  et 
commissis  (39,  4);  Puchta,  Institutionen  Bd.  11  §  246  a;  Stobbk,  Deutsches 
PHTstrecht  Bd.  11  §  101  S.  240;  Windscheid  Bd.  I  §  220  N.  6. 
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Ziehungen  des  Fiskus  zu  den  im  einzelnen  Falle  abgabepflichtigen 
Personen. 

Der  dingliche  Zollanspruch  enthält  das  doppelte  ßecht  der 
Kontrole  und  eyentuell  der  Befriedigung  aus  dem  Verkaufserlöse. 
Bei  Verzichtleistung  auf  das  Kontrolrecht  durch  Zulassung  der 
Waare  zum  freien  Verkehr  nimmt  somit  die  Zollpflicht  den 
Charakter  einer  Pfandhaft  für  die  persönlichen  Ansprüche  des 
Staates  an. 

Der  Versuch,  die  Zollpflicht  zu  umgehen,  lässt  das  staatliche 
Recht  an  der  Sache  zum  Eigenthumsrecht  konvalesziren  ^^ 


"  §§  135,  154,  156  V.-Z.-G.,  1.  14  D.  h.  t. 
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Der  Wegfall  bewilligter  Unfall-,  Alters-  oder 

Invaliden-RenteiL 


Von 


Stadtrath  H.  y.  Frankenberg,  Vorsitzendem  des  Schiedsgerichts 
der  Versicherungsanstalt  in  Braunschweig. 


Die  Leistungen  der  deutschen  Arbeiterversicherung  enthalten 
ihrem  Wesen  und  Zwecke  nach  nicht  die  widerrufliche  Gewährung 
einer  in  Höhe  und  Dauer  unbestimmten  Unterstützung,  sondern 
sie  geschehen  in  Erfüllung  einer  genau  abgemessenen  öfifentlich- 
rechtlichen  Verbindlichkeit,  welche  der  zahlungspflichtigen  Stelle 
aas  wohlerwogenen  Gründen  im  Interesse  der  Gesammtheit  auf- 
erlegt ist.  Der  Empfanger  besitzt  ein  nöthigen  Falls  durch 
Klage-  und  Zwangsmittel  zu  schützendes  Recht  auf  die  Fort- 
setzung der  innerhalb  des  gesetzlichen  Rahmens  liegenden  Bezüge. 

Wenn  der  willkürlichen  Handhabung  durch  die  gleichzeitig 
als  Partei  und  als  erste  Instanz  in  Betracht  kommenden  Träger 
der  Versicherung  demnach  ein  Riegel  Torgeschoben  ist,  so  er- 
giebt  sich  doch  aus  dem  Gesetze  eine  Reihe  Ton  Fällen,  in 
welchen  die  zugebilligte  Unfall-^  Invaliden-  oder  Altersrente  später 
ganz  oder  theilweise  entzogen  werden  kann.  Das  hierbei  zu 
beobachtende  Verfahren  ist,  wenigstens  in  seinen  Grundzügen, 
so  geregelt,  dass  die  Bezugsberechtigten  gegen  den  plötzlichen 
Fortfall  der  oft  nach  langen  Streitigkeiten  erlangten  Rente  in 
geeigneter  Weise  sich  yertheidigen  können. 
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Unter  den  Gründen  für  die  Einstellung  der  Rentenzahlung 
steht  naturgemäsB  der  Tod  des  Empfangers  obenan.  Es  hört 
mit  demselben  die  Voraussetzung  auf,  unter  welcher  der  Gesetz- 
geber die  an  eine  bestimmte  Person  geknüpfte  Unterstützung 
beabsichtigte;  es  fehlt  an  einem  inneren  Grunde,  den  Erben  des 
Berechtigten  Leistungen  zuzuwenden,  welche  lediglich  für  den 
Unterhalt  des  letzteren  berechnet  und  in  dem  Rentenbescheide 
thatsächlich  auch  nur  ihm  selbst  zugesprochen  waren  ^. 

Ganz  unabhängig  von  dieser  Schlussfolgerung  ist  selbstyer- 
ständlich  die  Frage,  ob  nicht  die  Erben  bezw.  die  Hinterbliebenen 
des  bisherigen  Empfanges  nach  dessen  Ableben  die  Gewährung 
einer  Rente  aus  eigenem  Rechte  für  sich  in  Anspruch  nehmen 
können. 

Diese  Möglichkeit  bleibt  bei  der  Invaliden-  und  der  Alters- 
rente ausser  Berücksichtigung,  weil  eine  allgemeine  Wittwen-  und 
Waisenversorgung  leider  für  die  Gegenwart  und  die  absehbare 
Zukunft  noch  ausserhalb  des  Bereichs  der  Zwangsversicherung 
liegt  ^.  Selbst  die  bescheidene  Hinterbliebenen-Zuwendung,  welche 
durch  §  31  I.-  u.  A.-V.-G.  geboten  wird  (Erstattung  des  halben 
Werthes  der  geleisteten  Versicherungsbeiträge),  ist  den  Ange- 
hörigen desjenigen  versagt,  dessen  Tod  erfolgte,  nachdem  er  in 
den  Genuss"  einer  Invaliden-  oder  Altersrente  gelangt  war,  mag 
die  Bezugszeit  auch  noch  so  kurz  gewesen  sein. 


^  Wef^en  der  Bückerstattung  des  Bruchtheils  der  Rente  für  den  Sterbe- 
monat vgl.  unten  S.  231  Anm.  60  und  „Arbeiterversorfirang''  Bd.  XV  S.  437. 

*  Bei  dem  Erlasse  des  Invaliditats-  und  Altersversicherungsgesetxes, 
also  schon  vor  zehn  Jahren,  wurde  sowohl  von  der  Beichsregierung  als  von 
den  Parteien  im  Beichstage  die  Ergänzung  des  Werkes  durch  Einfuhrung 
der  Beliktenfursorge  als  sehr  wünschenswerth,  ja  als  nächste  Aufgabe  der 
sozialpolitischen  Gesetzgebung  bezeichnet  (Kommissionsbericht  No.  141  der 
Beichstagsdrucksachen  von  1888/89  S.  96fif.). 

'  Nach  der  nicht  ganz  einwandfreien  Auslegung  des  Beichsversichemngs- 
amts  ist  unter  dem.  Zeitpunkte  des  „Genusses"  die  Zustellung  des  Beuten- 
bewilligungs-Bescheides,  nicht  der  thatsächliche  Empfang  der  Bentenbetrage 
zu  verstehen  (Amtl.  Nachr.   des  B.-y.-A.  1897    No.  602  S.  416;   vgl  den 
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Sehr  oft  kommt  aber  auf  dem  Gebiete  des  Unfall-Rechts 
das  Entstehen  eines  ßentenanspruchs  der  Hinterbliebenen  nach 
dem  Tode  eines  im  Betriebe  yerunglückten  Rentenempfängers  vor. 
Uebrigens  ist  es  einerlei,  ob  der  Verletzte  selbst  bis  zum  Ableben 
Unfallrente  bezogen  hat  oder  aus  ünkenntniss,  aus  Widersetzlich- 
keit gegen  Anordnung  eines  Krankenhausaufenthalts  bezw.  wegen 
Nichterfüllung  des  Karenz -Vierteljahres  die  Rechtswohlthat  ent- 
behren musste.  Der  Anspruch  der  Angehörigen  ist  von  dem  seinen 
unabhängig,  obgleich  er  in  derselben  Voraussetzung,  der  Schädi- 
gung des  Versicherten  durch  einen  Unfall  im  Betriebe^  seinen  Ur- 
sprung hat.  Es  genügt  aber  nicht,  dass  die  Schädigung  und  der 
Tod  feststehen,  sondern  der  letzte  muss  mit  Sicherheit  oder  doch 
mit  überwiegender  Wahrscheinlichkeit  als  die  Folge  des  Unfalls 
zu  betrachten  sein,  sei  es  dass  andere  Gründe  mitgewirkt  haben, 
sei  es  dass  der  Unfall  die  alleinige  Todesursache  war. 

Von  einer  eigentlichen  Entziehung  der  Rente  kann  man 
freilich  bei  dem  Tode  des  Berechtigten  nicht  reden,  wohl  aber 
bei  dem  häufigsten  Falle  des  Erlöschens  eines  noch  lebenden 
Empfangers:  bei  Besserung  der  Erwerbsfähigkeit  desselben. 
Im  Unfallrechte  findet  bekanntlich  eine  möglichst  genaue 
Anpassung  der  Entschädigung  an  das  Maass  der  Erwerbs- 
beschränkung statt,  welche  sich  aus  der  Verletzung  im  Betriebe 
ergiebt.  Wer  nichts  mehr  verdienen  kann,  bezieht  die  Vollrente 
(V'  des  bisherigen  Arbeitsverdienstes):  wer  noch  halb  erwerbs- 
fähig ist,  enthält  eine  halbe  Vollrente.  Wenn  nun  durch  Ge- 
wöhnung, durch  natürliche  oder  künstliche  Mittel  (Heilverfahren) 
die  Arbeitsfähigkeit  des  Beschädigten  im  Laufe  der  Zeit  wieder 
steigt,  so  muss  folgerichtig  die  Unfallrente  diese  Aenderung  in 
umgekehrtem  Verhältnisse  mit  machen.  Deshalb  schreibt  denn 
auch  §  65  U.-V.-G.    vor,    dass    bei  einer  wesentlichen  Hebung 

Ao&atz  i,Rente  oder  Beitragsentattong^  in  der  Fbt  und  ZKLLBB*8ohen  Ztschr. 
Bd.Yn  S.  73  ff.).  S.  auch  den  Entwarf  des  am  19.  Janoar  1899  dem  Beicha- 
tige  vorgelegten  „ Invaliden versicherungragesetzes**  bei  §  81. 
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der  Erwerbsfahigkeit  die  Berufsgenossenschaft  70  n  Amts  wegen 
eine  anderweitige  Feststellung  bewirken  kann.  Dabei  kommt  ei 
weder  auf  etwaige  günstigere  Arbeitsgelegenheit  im  Allgemeinen^ 
noch  anf  die  besonderen  Umstände  an,  welche  vielleicht  gerade 
dem  Verletzten  eine  vortheilhaftere  Ausnutzung  seiner  Kräfte 
und  Fähigkeiten  ermöglichen  (Wohlwollen  eines  Arbeitgebers, 
Steigen  der  Löhne,  starke  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  u.  s.  w.l 
Ausschliesslich  maassgebend  bleibt  die  objektive,  von  ärztlicher 
Seite  nöthigen  Falls  aufs  Neue  zu  begutachtende  Möglichkeit,  wie 
viel  der  Verletzte  bei  dem  körperlichen  und  geistigen  Zustande, 
in  welchem  er  sich  zur  Zeit  befindet,  voraussichtlich  noch  durch 
angemessene  Lohnarbeit  verdienen  kann,  und  wieviel  er  ohne 
die  Folgen  des  Unfalls  würde  verdienen  können.  Das  Beichs- 
versicherungsamt  hat  wiederholt  dringend  davor  gewarnt,  yon  der 
wichtigen  Befugniss,  welche  durch  §  65  den  Oenossenschaftsvor* 
ständen  gegeben  ist,  einen  übertriebenen  Gebrauch  zu  machen; 
insbesondere  wird  empfohlen,  nicht  allzuoft  an  den  getroffenen 
Feststellungen  zu  rütteln,  derart,  dass  schon  bei  jeder  geringen 
Besserung  sofort  ein  paar  Prozent  der  Entschädigung  gekänt 
würden^.  Es  steht  zu  hoffen,  dass  diese  Mahnungen  im  Literesse 
aller  Theile  immer  mehr  Beherzigung  finden. 

Bei  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  hat  der 
Bentenempfanger  in  geringerem  Umfange  die  nachträghehe  Be- 
einflussung seiner  Bezüge  durch  Besserung  in  seinem  Befinden 
zu  erwarten. 

Betreffs  der  Altersrente  liegt  es,  da  sie  von  dem  Nach- 
weis der  Erwerbsunfähigkeit  unabhängig  ist  (§  9  Abs.  4  I.-  il 
A.-V.-G.),  in  der  Natur  der  Sache,  dass  sie  durch  Schwankungen 
in  dem  Zustande  des  Berechtigten  nicht  berührt  wird. 


*  Amtl.  Nachr.  des  R.-V.-A.  1888  S.  290  No.  568. 

*  Ebenda  1888  S.  298  No.  681;  Randschreiben  vom  20.  Juni  1891 
S.  221  No.  1;  als  weaentliche  Veränderung  ist  eine  Steigerung  um  5  t.  H. 
nicht  aufzufassen  —  1897  S.  267  No.  1582b. 
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Bei  der  Inyalidenrente  dagegen  ist  dayon  auszugehen^ 
dass  sie  ganz  vorübergehenden  Beeinträchtigungen  der  Er- 
werbsfähigkeit nicht  Rechnung  trägt,  sondern  nur  dann  gewährt 
werden  soll,  wenn  auf  die  Dauer,  also  ohne  nennenswerthe 
Wahrscheinlichkeit  nachhaltiger  Besserung,  die  Aussicht  auf 
einen  ArbeitsTerdienst  in  bestimmter  Höhe®  geschwunden  ist, 
oder  wenn  ein  Jahr  hindurch  die  Erwerbsunfähigkeit  ohne  Unter- 
brechung bestanden  hat  (§  9  bezw.  10).  Die  Fälle  der  Ge- 
nehmigung sind  hier  in  Folge  dessen  seltener,  als  bei  der  Un- 
fallversicherung, zumal  da  diese  regelmässig  mit  äusseren,  zeitig 
zu  erkennenden  Schäden  rechnen  muss,  während  bei  den  Inva- 
lidenrentnern  die  mit  inneren  Krankheiten  Behafteten  weitaus 
die  Mehrzahl  bilden^.  Ausserdem  ist  eine  Besserung  dann 
unwesentlich,  wenn  das  Maass  der  gesteigerten  Erwerbsfähigkeit 
sich  nicht  über  die  Grenze  des  §  9  erhebt. 

Entwickeln  sich  aber  durch  das  veränderte  körperliche  oder 
geistige  Befinden  des  bisherigen  Invaliden  dessen  Verhältnisse 
derart,  dass  er  wieder  mindestens  den  fraglichen  Betrag  durch 
Lohnarbeit  zu  erwerben  vermag,  dann  steht  dem  Wegfalle  der 
ohne  Abstufungen  gewährten,  nur  nach  den  Beitragsklassen  ver- 
schieden bemessenen  Invalidenrente  kein  Hindemiss  entgegen  (§  33 
Abs.  1).  Mit  Becht  wird  zur  Begründung  hierfür  betont,  dass 
es  zu  ungerechtfertigten  Belastungen  der  Versicherungsanstalten 
und  des  Reichs  führe,  wenn  man  auf  derartige  Umgestaltungen 
der  Sachlage  keine  Bücksichten  nehmen  wolle;  mit  dem  Aufhören 
der  Voraussetzungen  muss  die  Rente  selbst  ihr  Ende  finden  ^ 


*  An' Stelle  der  yerwickelten  Berechnung,  welche  §  9  des  Gesetzes  in  Folge 
eines  Kompromisses  s wischen  den  Verfechtern  der  Berufs-  und  der  allgemeinen 
Invalidität  eingeführt  hat,  wird  yoraussichtlich  durch  die  Novelle  der  einfachere 
Satz  von  V*  des  üblichen  Tagelohns  eines  gesunden  Arbeiters  derselben  Art 
treten;  damit  fällt  auch  der  scheinbare  Gegensatz  zu  §  4  Abs.  2  fort. 

'  Vgl.  die  Statistik  der  Ursachen  der  Erwerbsunfähigkeit  (Invalidität), 
Beiheft  zu  den  „Amtl.  Nachr.  des  R.-V.-A.''  1898. 

*  Motive  S.  90  bei  §  34  des  Entw.  des  I.-  u.  A.-V.-G. 


—     204     — 

Es  darf  aber  nicht  übersehen  werden^  dass  die  Versicherungs- 
anstalten nar  berechtigt,  nicht  verpflichtet  sind,  gegebenen 
Falles  die  Entziehung  der  Invalidenrente  zu  verfügen.  Obgleich 
sie  das  Interesse  der  Gesammtheit  wahrzunehmen  und  die  übrigen 
Versicherungsanstalten,  die  Kasseneinrichtungen  und  das  B«ich 
mit  zu  vertreten  haben,  ist  ihnen  insofern  doch  ein  gewisser  Spiel- 
raum billigen  Ermessens  gelassen:  es  trifft  sie  also  keine  Ver- 
antwortung und  kein  Vorwurf,  wenn  sie  nach  pflichtmässiger 
Prüfung  einem  Rentenempfänger,  dessen  Verdienst  sich  allmählich 
wieder  über  die  gesetzliche  G-renze  von  einem  Drittel  des  Normalen 
zu  heben  beginnt,  einstweilen  die  Unterstützung  noch  belassen, 
theils  um  die  guten  Zwecke  der  ganzen  Einrichtung  nicht  durch 
zu  strenge  Handhabung  zu  gefährden,  theils  um  durch  längere 
Beobachtung  des  bisherigen  Invaliden  seitens  der  Vertrauens- 
männer, Kontroibeamten  und  Aerzte  ein  möglichst  bestimmtes, 
abschliessendes  Urtheil  zu  gewinnen.  Auf  Grund  desselben  lässt 
sich  dann  mit  grösserer  Sicherheit  erwarten,  dass  auch  die  femer 
angerufenen  Instanzen  (Schiedsgericht,  Reichs versicherungsamt) 
der  etwa  für  erforderlich  gehaltenen  Rentenentziehung  ihre  Zu- 
stimmung nicht  versagen  werden. 

Wie  hier  mit  Nothwendigkeit  das  Erlöschen  des  Renten- 
rechts aus  der  Beseitigung  einer  Hauptbedingung  des  Bezuges 
abzuleiten  ist,  so  kehrt  derselbe  Gedankengang  bei  den  anderen 
Entziehungsfallen  wieder. 

Die  Gewährung  einer  Unfallrente  von  20  v.  H.  des  Arbeits- 
verdienstes an  Ascendenten  eines  Getödteten,  der  ihr  einziger 
Ernährer  war,  erfolgt  grundsätzlich  auf  Lebenszeit  (§  6  No.  2 
unter  b  U.-V.-G.);  sie  ist  aber  vom  Anfang  bis  zum  Ende  ab- 
hängig von  der  Bedürftigkeit  der  Empfanger.  Wenn  sich  im 
Laufe  der  Zeit  ein  Umstand  ereignet,  der  fortan  die  Unter- 
stützung seitens  der  Bemfsgenossenschaft  nicht  mehr  erforderlich 
macht  (z.  B.  Lotteriegewinne,  Erbschaft,  guter  eigener  Verdienst, 
Heranwachsen     unterhaltspflichtiger    und   -bereiter   Verwandten 
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u.s.w.);  dann  kann  gemäss  des  hier  ebenfalls  anwendbaren  §  66 
die  Einstellung  der  Rentenzahlung  yerfügt  werden^.  Vorüber- 
gehende Gunst  der  Verhältnisse  wird  natürlich  nicht  entscheiden; 
es  muss  ein  dauernder  Zustand  eintreten,  welcher  die  Weiter- 
gewährung der  ßente  als  eine  überflüssige  und  desshalb  nicht  zu 
rechtfertigende  Wohlthat  erscheinen  lassen  würde.  Die  blosse 
Hofihung  auf  irgend  welche  Einnahmen  (z.  B.  auf  Unterstützung 
durch  Verwandte,  welche  rechtlich  nicht  zur  Alimentation  ver- 
pflichtet sind  oder  thatsächlich  sich  bisher  der  Fürsorge  entzogen 
haben,  ist  ebensowenig  ausschlaggebend,  wie  eine  geringfügige 
Verbesserung  des  elterlichen  Vermögensstandes  ^^. 

Von  selbst  leuchtet  es  ein,  dass  die  den  Angehörigen  eines 
Verletzten  während  der  Krankenhausbehandlung  desselben  zu 
leistende,  in  gleicher  Höhe  wie  eine  Hinterbliebenen-Rente  zu 
bemessende  Beihülfe  (§  7  Abs.  2  U.-V.-G-.)  mit  der  Entlassung 
des  Eamilienhauptes  aus  der  Anstaltspflege  aufhören  muss.  Dem- 
gemäss  bestimmt  §  25  Anl.  des  R.-V.-A.  für  die  zur  Feststellung 
der  Entschädigung  zuständigen  berufsgenossenschaftlichen  Organe 
Yom  11.  Jan.  1888  (Amtl.  Nachr.  1888  S.  48ff.): 

„Zug  um  Zug  mit  der  Anordnung  der  Entlassung  aus 
dem  Ejrankenhause  ist  dem  Verletzten,  mag  er  früher  bereits 
eine  Rente  bezogen  haben  oder  nicht,  ein  anderweiter  form- 
Ucher  Bescheid  zu  ertheilen,  durch  welchen  eine  Rente  festge- 
stellt oder  abgelehnt  wird. 

Zugleich  sind  die  etwaigen  Leistungen  an  Ange- 
hörige einzustellen.^ 
Was  im  Uebrigen  die  Familienunterstützungen  betri£Pt,  so  ist 
zu  beachten,  dass  die  Waisenrente  mit  dem  Tage  der  Erfüllung 
des  15.  Lebensjahres  für  das  betreffende  Kind  erlischt,  und  dass 


*  Verschlechtert  sich  später  die  Vermögenslage,  so  lebt  die  weggefallene 
Ascendentenrente  wieder  auf;  „Arbeiterversorgung'^  Bd.  XV  S.  445. 

«•Amtl.  Nachr.  des  R-V.-A.  1885  S.  870  No.  92;  1886  S.  228ff. 
Xo.  208—204;  1893  S.  193  No.  1241. 
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bei  der  Wiederverheirathung  die  Wittwe  den  Rentenansprach 
nach  §  5  No.  3a  einbüsst.  Weil  man  indess  nicht  ohne  Grund 
die  fiesorgniss  hegte,  es  würde  diese '  G-efahr  des  Sentenverlustes 
für  die  Wittwe  leicht  einen  Anlass  zur  Eingehung  ausserehelicher 
Verhältnisse  bieten  können,  so  ist  für  den  Fall  der  Wiederver- 
heirathung die  G-e Währung  einer  ziemlich  auskömmlichen  Ab- 
findung im  dreifachen  Jahresbetrage  der  Wittwenrente  vor- 
gesehen (Motive  S.  47). 

Die  Thatsache,  dass  die  Yermögensverhältnisse  des  Renten- 
empfangers  besser  geworden  sind,  ist  im  Allgemeinen,  von  der 
schon  erwähnten  Ausnahmestellung  der  Ascendenten  eines  Verun- 
glückten abgesehen,  kein  Grund  fUr  die  Aufhebung  der  Unter- 
stützung, da  diese  Jedermann  nach  gleichem  Maassstabe  ohne 
Rücksicht  auf  die  im  Einzelfalle  obwaltenden  persönlichen  Um^ 
stände  zusteht. 

Diese  an  und  für  sich  durchaus  zu  billigende  Auffassung, 
ohne  welche  eine  grosse  Rechtsunsicherheit  für  die  Empfanger 
eintreten  würde,  ist  von  dem  Unfall-  auf  das  Invaliden-  und 
Altersversicherungsgesetz  im  Wesentlichen  übergegangen.  Es 
ist  aber  zweckmässig  erschienen,  einige  Ausnahmen  zuzulassen, 
bei  denen  ein  Festhalten  an  den  leitenden  Gedanken  thörichte 
Prinzipienreiterei  gewesen  wäre  und  den  Bedürfnissen  des  täg- 
lichen Lebens  nicht  entsprochen  hätte. 

Wer  durch  eine  Einrichtung  der  Arbeiterversicherung  bereits 
auskömmlich  versorgt  vrird,  für  den  sollen  nicht  mehr  alle 
Leistungen  einer  anderen,  ähnlichen  Stelle  in  Betracht  kommen. 
Alters-  und  Invalidenrente  können  nicht  nebeneinander  gewährt 
werden,  sie  schliessen  sich  gegenseitig  aus^  diejenige  von  beiden, 
deren  Betrag  höher  ist,  bringt  von  ihrem  Entstehungstage  an 
die  andere  niedrigere  Rente  in  Wegfall.  Wenn  indessen  ein 
Altersrentner  in  der  irrthümlichen  Voraussetzung,  dass  er  sich  bei 
dem  Bezüge,  einer  Invalidenrente  vortheilhafter  stehen  werde, 
den  Antrag  auf  Gewährung  der  letzteren  gestellt  hat  (oder  um- 
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gekehrt),  so  ist  die  angerufene  Behörde  verpflichteti  das  Gesuch 
abzulehnen,  weil  sie  als  Hüterin  des  wohlwollenden  Greistes 
unserer  sozial-politischen  Gesetze  das  wirkliche  Interesse  des  Be- 
rechtigten selbst  gegen  dessen  Willen  wahren  solPK 

Auch  durch  das  Recht  auf  ünfallrente  kann  der  Invaliden- 
oder Altersrentenanspruch  ausgeschlossen  werden  (§§  9,  34 
No.  1  I.-  u.  A.-V.-G.),  und  zwar  in  folgenden  Fällen: 
1.  Es  ist  nicht  angängig,  wegen  der  durch  einen  Betriebsunfall 
herbeigeführten  Erwerbsunfähigkeit  gleichzeitig  die  volle 
Invaliden-  und  Unfallrente  zu  beziehen.  Wenn  die  Unfall- 
rente ausnahmsweise  niedriger  ist  als  die  Invalidenrente^'» 
so  ist  nur  so  viel  von  der  letzteren  zu  gewähren,  als  unter 
Anrechnung  der  Unfallrente  auf  d^n  Soll-Betrag  zu  decken 
bleibt.  Ist  dagegen  die  Unfallrente,  wie  es  meist  der  Fall 
zu  sein  pflegt,  höher  oder  wenigstens  ebenso  hoch  als  die 
gesetzliche  Invalidenrente,  so  wird  die  letztere  ganz  ausser 
Hebung  gesetzt.  Es  kann  nur  für  die  ersten  13  Wochen 
nach  Eintritt  des  Unfalls  die  Gewährung  der  Invalidenrente 
in  Frage  kommen,  wenn  schon  damals  die  Hoffnung  auf 
Wiedererlangung  der  Erwerbsfähigkeit  nach  menschlicher 
Voraussicht  für  absehbare  Zeit  geschwunden  war^^.  Ausser- 
dem ist  die  Invalidenrente  gewissermaassen  als  ein  Vorschuss 
auf  Rechnung  der  verpflichteten  Berufsgenossenschaft  einst- 
weilen zu  zahlen,  wenn  und  so  lange  die  Bewilligung 
einer  Unfallrente  wegen  der  nämlichen  Erwerbsunfähigkeit 
noch  nicht  erfolgt,  aber  zu  erwarten  ist.  Die  Versicherungs- 
anstalt hat  wegen  der  Leistungen  für  die  fragliche 
Zeit  den  Rückgriff  gegen  die  Berufsgenossenschaft,  ja  sie 
kann  sogar  selbständig  in  den  Renteninstanzen  der  Unfall- 
versicherung  den  Anspruch   des  Invaliden   vertreten  (§  76 

"  AmtL  Nachr.,  I-.  u.  A.-V.,  1893  S.  161  No.  308. 
'*  Ebenda  1895  S.  112  No.  416. 
**  Ebenda  1894  S.  176  No.  399. 
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I-.  u.  A.-Y.-G.).     Sobald   die   Bewilligang   einer   höheren 
Unfalbrente  erzielt  ist;  muss  sie  die  Invalidenrente  einstellen. 

2.  Dem  Bezüge  von  Alters-  und  Unfallrente  neben  einander 
steht  nur  dann  ein  gesetzliches  Hindemiss  entgegen,  wenn 
beide  Renten  zusammengerechnet  jährlich  mehr  als  416  M. 
betragen  (die  Novelle  schlägt  450  M.  vor).  Der  Mehrbetrag 
der  Altersrente  ruht  alsdann.  Gleichgültig  ist  es,  ob  die 
Unfallrente  wegen  einer  unmittelbaren  Beschädigung  des 
Empfangers  geleistet  wurde,  oder  ob  sie  ihm  den  Verlast  des 
Ernährers  ersetzen  soll  (Wittwen-,  Ascendentenrente). 

3.  Das  unter  No.  2  Gesagte  gilt  auch  bei  einer  Invaliden- 
rente, die  mit  einer  Unfallentschädigung  konkurrirt,  ohne 
dass  ein  innerer  Zusammenhang  zwischen  dem  die  Invalidität 
bewirkenden  Körper-  oder  Geisteszustände  und  den  Gründen 
besteht,  die  fcLr  die  Gewährung  der  Unfallrente  maassgebend 
waren  (z.  B.  Unfall  durch  Verlust  eines  Auges,  Invalidität 
durch  Lähmung  oder  Altersschwäche). 

Wie  hier  die  Summe  beider  Bezüge  nicht  mehr  als  415  M.  jähr- 
lich betragen  darf;  so  gilt  dasselbe  auch  bei  Pensionen  oder  Warte- 
geldem,  welche  an  Beamte  des  Reichs,  eines  Bundesstaates^ 
eines  Kommunalverbandes  oder  einer  anderen,  durch  Beschluss 
des  Bundesraths  nach  §  7  I.-  u.  A.-V.-G.  gleichgestellten  Körper- 
schaft^^ gewährt  werden.  Es  muss  aber  ein  Rechtsanspruch 
auf  diese  Leistungen  der  betreffenden  Verbände  bestehen.  Eine 
im  Gnadenwege  erfolgte,  widerrufliche  Bewilligung  reicht  nicht 
aus,  um  die  Gleichstellung  mit  der  Unfallrente  zu  begründen. 
Ohne  Bedeutung  ist  es  dagegen,   ob  vom  Anfang  der  Dienst- 

1*  Dahin  gehören  die  mit  Pensionsberechtiguig  angestellten  Beamten 
der  landesherrlichen  Hof-,  Domanial-,  Kameral-,  Forst-  und  ahnlichen  Ver- 
waltungen, der  pommersohen,  schlesischen,  der  ost-  und  der  wettpreossischen» 
der  braunschweigischen  Landschaft,  zahlreicher  Versicherungsanstalten  und 
Berufsgenossensohaften,  Eirohengemeinden,  kirchlichen  Institute  u«  a.  m. 
N&heres  s.  bei  Qötzb-Schindlbr,  Tasohenkalender  Th.  11  Anm.  1  zu  §  7 
I.-  u.  A.-V.-G. 
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leistung  an,  ja  überhaupt  während  derselben  gegen  die  genannten 
öffentlich-rechtlichen  Korporationen  u.  s.  w.  der  Rechtsanspruch 
bestand.  Eine  früher  von  der  französischen  Staatsregierung  ge* 
währte  y  aber  durch  den  Frankfurter  Frieden  vom  Deutschen 
Reiche  übernommene  Pension  wird  ebenso  behandelt  ^\  Bei  der 
freiwillig  zugestandenen,  rechtsyerbindlichen  Pensionszusicherung 
an  einen  aus  dem  Dienste  scheidenden,  bisher  ohne  Pensions- 
berechtigung beschäftigten  Geroeindebeamten  wird  man  sich  gleich- 
falls fUr  das  Ruhen  des  Invaliden-  oder  Altersrentenanspruchs 
entscheiden  müssen. 

In  allen  diesen  Fällen  besteht  nämlich  ein  theoretisch  be- 
gründeter Anspruch  auf  jene  Renten,  und  nur  die  Auszahlung 
wird  gehindert,  so  lange  die  als  besonders  gesichert  geltenden 
anderweitigen  Bezüge  fortdauern.  Die  einzige  Ausnahme  macht 
der  unter  No.  1  besprochene  Fall  einer  Herbeiführung  der  In- 
validität durch  Betriebsunfall:  hier  wird  das  Recht  auf  Invaliden- 
rente vollständig  ausgeschlossen,  soweit  eine  Unfallrente  zu  ge- 
währen ist,  deren  Höhe  die  der  Invalidenrente  übersteigt^®. 

Ein  eigenartiges  Seitenstück  zu  diesen  Beschränkungen  des 
Rentenrechts  wegen  anderer  genügender  Versorgung  bildet  das 
Buhen  der  Invaliden-  oder  Altersrente  bei  Yerbüssung  einer 
Freiheitsstrafe  von  mehr  als  einmonatlicher  Dauer,  oder  bei 
Unterbringung  in  einer  Besserungsanstalt  bezw.  einem  Arbeits- 
hause.  Diese  Bestimmung  befand  sich  zunächst,  jedoch  ganz 
allgemein  für  Freiheitsstrafen  jedweder  Dauer,  in  §  9  des  Ent- 
wurfs (Abs.  2).  Die  Motive  (S.  82)  bemerkten  dazu,  während 
der  Dauer  der  Detention  dürfe  eine  Alters-  oder  Invalidenrente 
nicht  gewährt  werden,  weil  die  Möglichkeit  freien  Arbeitserwerbs 
auch  ohne  Rücksicht  auf  Invalidität  oder  hohes  Alter  ausgeschlossen, 
and  weil  für  den  Lebensunterhalt  ohnehin  aus  öffentlichen  Mitteln 


"  Amtl.  Nachr.  1892  No.  162;  ebenso  bei  der  Pension  des  Beamten 
einer  vom  Staate  angekauften  Privatbahn,  das.  1893  No.d09;  1896  No.  534. 
»  Ebenda  1895  S.  112  No.  415. 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XIV.  2.  ^4 
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gesorgt  sei.  Dieser  Auffassung  stimmte  die  Reichstagskommission 
in  erster  Lesung  grundsätzlich  zu,  fügte  aber  die  Mindestgrenze 
der  einmonatlichen  Haftdauer  ein,  weil  man  sich  sagte,  dass  bei 
einem  geringeren  Strafmaasse  die  Anordnung  des  Ruhens  der  Rente 
unerwünschte  Weitläufigkeiten  fiir  die  Behörden  und  eine  un- 
gerechtfertigte Härte  für  die  Betroffenen  in  sich  schliesse^^.  In 
der  zweisen  Lesung  ist  dann  die  Vorschrift  zweckmässiger  Weise 
mit  den  übrigen,  jetzt  in  §  34  des  Gesetzes  befindlichen  Be- 
stimmungen über  das  Ruhen  einer  Rente  zusammengestellt  ^^ 

Nicht  gebilligt  kann  es  werden,  wenn  die  Erwägungen,  welche 
hier  zu  der  Ausnahmebestimmung  geführt  haben,  auch  im  Bereiche 
der  Unfallversicherung,  welche  der  gesetzlichen  Regelung  insoweit 
entbehrt,  schlechtweg  für  anwendbar  erachtet  werden.  Dieser 
irrigen  Anschauung,  welche  begreiflicher  Weise  in  den  Reihen 
der  Berufsgenossenschaften  ihre  Hauptvertheidiger  gefunden  bat, 
ist  das  Reichsyersichemngsamt  zu  wiederholten  Malen  entgegen 
getreten^*.  Und  es  ist  ja  unverkennbar,  dass  die  analoge  Hand- 
habung, zumal  da  die  in  §  34  I.-  u.  A.-V.-Gr.  erfolgte  Abgrenzung 
der  einmonatlichen  Dauer  einer  Freiheitsentziehung  ganz  singulär 
ist,  in  Willkür  ausarten  müsste.  Schliesslich  käme  man  dann 
auch  zu  der  Folgerung,  dass  im  Bereiche  der  Krankenversicherung 
und  bei  allen  anderen  staatlich  vorgeschriebenen  Bezügen  u.  s.  w. 
ohne  gesetzliche  Unterlage  rein  aus  Zweckmässigkeitsgründen  ein 
ähnlicher  Verlust  des  Anspruchs  einzutreten  habe  ^^  und  es  lässt 
sich  verstehen,  wenn  eine  Berufsgenossenschaft  in  fernerer  Aus- 
gestaltung dieser  verfehlten  Ansicht  schon  die  steckbriefliche  Ver- 
folgung eines  Rentenempfängers  für  einen  ausreichenden  Grund 

^'  Eommissionsbericht  No.  141  der  Reichstagsdracksachen  vod  1888/89 

S.  22. 

>B  Daselbst  S.  183—134. 

"  Amtl.  Nachr.  1888  S.  298  No.  582;  1893  (ünf.-Vers.)  S.  191  No.  1240; 
vgl,  „ArbeiterverBorgnng**  Bd.  X  S.  104fir. 

'^  Vgl.  gegen  das  Buhen  des  Krankengeldes  bei  Heft  „ Arbeiterversorgong* 
Bd.  X  S.  467  No.  4,  Bd.  HS.  103  No.  8. 
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erachtet  hat,  um  fiir  die  Zukunft  die  Zahlungen  an  ihn  ein- 
zustellen'^ 

Besonders  eigenartig  ist  die  Streitfrage  dann,  wenn  Ascen- 
denten  eines  Getödteten  eine  Unfallrente  beziehen  und  Freiheits- 
strafen zu  verbüssen  haben  ^^.  Hier  darf  man  nicht  schlechtweg 
für  die  Weiterzahlung  dieser  Rente  sich  entscheiden ,  sondern 
muss  darauf  Rücksicht  nehmen,  dass  die  Bedürftigkeit  der  Empfänger 
Voraussetzung  ftir  die  Fortgewährung  bildet  (oben  S.  204 — 205). 
Es  wird  von  Fall  zu  Fall  zu  prüfen  sein,  ob  bei  kürzerer  Dauer  der 
Haft  überhaupt  von  einem  Aufhören  der  Bedürftigkeit  gesprochen 
werden  kann;  das  Vorhandensein  alimentationsberechtigter  Ver- 
wandten,  die  bisher  von  der  Rente  mit  gelebt  haben,  bildet  dagegen 
keinen  Grund  für  die  Fortzahlung,  da  es  zu  weit  führen  würde, 
die  Unterstützung  über  die  persönlichen  Lebensbedürfnisse  des 
Ascendenten  hinaus  eintreten  zu  lassen. 

Von  einer  Entziehung  der  Rente  zur  Strafe  für  begangenes 
Unrecht  kann  hier  nicht  wohl  die  Rede  sein.  Der  Gesichtspunkt 
der  Sühne  für  eigene  Schuld  kommt  allenfalls,  obgleich  es  sich 
nicht  um  strafrechtlich  verfolgbare  Verstösse  handelt,  bei  dem- 
jenigen Versicherten  in  Betracht,  welcher  als  Kranker  oder 
Verletzter  sich  ungehorsam  gegen  die  von  der  Versicherungs- 
stelle getroffenen  Anordnungen  erweist  und  die  Durchführung 
des  Heilverfahrens  vereitelt. 

Dem  Unfallrechte  fehlen  ausdrückliche  Vorschriften  über  der- 
artige Fälle  der  Widersetzlichkeit.  Die  Berufsgenossenschaften 
sind  laut  §  5  Abs.  2  No.  1  U.-V.-G.  dem  Verletzten  auch  in- 
sofern zu  Schadenersatz  verpflichtet,  als  sie  vom  Beginne  der 
14.  Woche  nach  dem  Eintritte  des  Unfalls  die  ferneren  Kosten 
des  Heilverfahrens  tragen  müssen,  und  §  7  giebt  ihnen  nach 
freier  Wahl  das  Recht,  statt  der  in  §  6  erwähnten  Leistungen 
(ärztUche  Pflege  nebst  Zubehör  in  eigener  Wohnung  und  Rente) 

"  Amtl.  Nachr.  1889  S.  139  No.  666. 
"  Arbeitcrversorgung  Bd.  XV  S.  133  flf. 

14* 
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bis  zum  beendigten  Heilverfahren  freie  Kur  und  Pflege  in  einem 
Krankenbause  darzubieten.  §  76  c  K.-Y.-ti^.  bat,  den  mehr  und 
mehr  hervorgetretenen  Bedürfnissen  Rechnung  tragend,  diese 
wichtige  Befugniss  dahin  ergänzt,  dass  schon  in  den  ersten  13 
Wochen  nach  dem  Unfälle  die  Pflege  seitens  der  Berufsgenossen- 
schaft der  Krankenkasse  abgenommen  werden  darf.  Die  vom 
Gesetzgeber  untei*lassenen  Schlussfolgerungen  hinsichtlich  der 
Kechtsnachtbeile  einer  Weigerung  des  Verletzten  sind  durch  die 
Praxis  gezogen.  Sie  halten  sich  auf  einer  Mittellinie,  welche 
weder  dem  Interesse  der  Berufsgenossenschaften  noch  dem  Selbst- 
bestimmungsrechte der  Versicherten  zu  nahe  tritt. 

Auszugehen  istdavon,  dass  nur  während  desHeilverfahrens 
derartige  Verfugungen  mit  zwingender  Kraft  ergehen  könncD. 
Die  hierdurch  gezogenen  Schranken  sind  nicht  beengend.  Solange 
noch  Hoffnung  auf  Besserung  durch  geeignete  ärztliche  Maass- 
regeln vorhanden  ist,  darf  ein  entsprechendes  Verhalten  des 
Patienten  gefordert  werden  ^^.  Wenn  aber  z.  B.  eine  vollständige 
Wundvernarbung  stattgefunden  hat,  dann  ist  es  unzulässig,  zu 
verlangen,  dass  der  durch  die  Unfallfolgen  im  Erwerbe  Beschränkte 
an  sich  Maassnahmen  vollziehen  lasse,  durch  welche  das  Wieder- 
aufbrechen der  Wunde  und  die  Beseitigung  etwaiger  Knochen- 
splitter, schiefer  Verheilung  von  Knochenbrüchen  u.  dgl.  herbei- 
geführt werden  solP^.  Ausserdem  wird  zwar  der  dem  Verletzten 
ungünstigste  Schluss,  dass  nämlich  das  beabsichtigte  Heilverfahren 
den  vollsten,  von  der  ärztlichen  Wissenschaft  als  möglich  be- 
zeichneten Erfolg  gehabt  hätte,  gezogen  werden  dürfen.  Soweit 
es  sich  aber  zugleich  um  unheilbare  Schäden  handelt  (z.  B.  um 
einen  vor  der  Anordnung  bereits  eingetretenen  Verlust  von  Glied- 
maassen),  müssen  dieselben  nach  wie  vor  berücksichtigt  werden. 
Die   Kentenkürzung   darf  also   nur   innerhalb   des   ursachUchen 


»»  Amtl.  Nachr.  1891  No.  969  S.  211. 
*«  Daselbst  1889  No.  762  S.  868. 
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Zusammenhangs  zwischen  der  Weigerung  und  den  muthmaass- 
lichen  Folgen  derselben  vor  sich  gehen  ^^. 

Dass  bei  einem  Verhalten  des  Patienten,  welches  die  Heilung 
ganz  oder  theilweise  verhindert,  die  Rente  entsprechend  herab- 
gesetzt werden  kann,  beruht  auf  durchaus  yerständigen  Erwägungen. 
Es  wird  gewissermaassen  fingirt,  es  sei  nach  Ablauf  der  voraus« 
sichtlich  nothwendigen  Zeit  der  gewünschte  gute  Erfolg  eingetreten, 
welcher  nach  §  65  Ü.-Y.-G.  zur  anderweiten  Feststellung  der 
Rente  wegen  veränderter  Voraussetzungen  berechtigen  würde.  Für 
die  Zeit  des  angebotenen  Heilverfahrens  ist  darauf  hinzuweisen,  dass 
statt  der  Unfallrente  und  der  Behandlung  in  eigener  Behausung 
die  Ejrankenhausbehandlung  vermöge  des  Wahlrechts  der  Berufs-- 
genossenschaft  (facultas  alternativa)  zum  Gegenstande  der  Erfül- 
lung ihrer  Verbindlichkeit  gemacht  ist  und  nicht  beliebig  seitens  des 
Patienten  durch  die  Rentenforderung  aus  dem  Felde  geschlagen 
werden  kann.  Die  Ablehnung  der  Krankenanstaltspflege  bringt 
auch  für  die  Angehörigen  den  Nachtheil  mit  sich,  dass  sie  die  Unter- 
stützung  des   §  7  Abs.  2  U.-V.-6.  nicht  beanspruchen  können. 

Dieselbe  Anschauung  ist  in  entsprechender  Weise  bei  §  12 
Abs.  4  I.-  u.  A.-V.-G.  zum  Ausdrucke  gelangt.  Der  Regierungs- 
entwarf enthielt  keine  derartige  Bestimmung,  wie  er  überhaupt 
das  ganze;  jetzt  so  bedeutsam  gewordene  Heilverfahren  unerwähnt 
gelassen  hatte.  Es  ist  auch  hier  das  Verdienst  der  Reichstags- 
kommission, auf  die  gesetzgeberische  Lücke  aufmerksam  gemacht 
und  eine  Fassung  in  Vorschlag  gebracht  zu  haben,  die  sich  in 
der  Hauptsache  mit  den  aus  der  Praxis  der  Unfallversicherung 
abgeleiteten  obigen  Grundsätzen  deckt. 

Wird  in  Folge  seiner  Krankheit  der  Versicherte  erwerbs- 
unfähig, so  geht  er,  falls  er  sich  dem  rechtmässig  von  der  Ver- 
sicherungsanstalt^^ angeordneten  Heilverfahren  entzogen  hat,  seines 


»  Amtl.  Nachr.  1898  No.  1719  S.  362. 

^  Der  Ungehorsam  gegen  Anordnungen  einer  BerufsgenoBsenBchaft 
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Anspruchs  aaf  Inyalidenrente  verlastig,  sofern  es  wahrscheinlich 
ist;  dass  seine  Erwerbsunfähigkeit  durch  dies  Verhalten  verursacht 
ist  (Amtl.  Nachr.  1898  S.  391  No.  671).  Unter  „Erwerbsunfähig* 
keit^  ist  hier  selbstverständlich  nur  derjenige  dauernde  Zustand 
zu  verstehen,  welcher  an  sich  zur  Erhebung  der  Invalidenrente  be- 
rechtigen würde  y  welcher  also  entweder  ein  Jahr  hindurch  un- 
unterbrochen mit  Aussicht  auf  Besserung  bestanden  hat  oder  bei 
kürzerer  Dauer  die  Hoffnung  auf  Genesung  für  absehbare  Zeit 
nicht  aufkommen  lässt. 

Daraus  folgt  von  selbst,  dass  diejenigen  Personen,  welche 
zur  Zeit  der  Anordnung  des  Heilverfahrens  schon  dauernd  (oder 
ununterbrochen  ein  Jahr  lang)  erwerbsunfähig  gewesen  sind,  durch 
die  Ablehnung  des  Angebotes  nicht  mehr  eine  Einbusse  an  der 
Invalidenrente  erleiden  können,  weil  bei  ihnen  die  „Erwerbs- 
unfähigkeit^ im  Sinne  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungs- 
gesetzes schon  eingetreten  und  nicht  mehr  „als  Folge  der  Erankheit 
zu  besorgen  ist**  (§12  Abs.  1)^^ 

Weil  aber  die  Möglichkeit  vorliegt,  dass  auch  bei  den 
Empfängern  von  Invalidenrente  ein  wirksames  Heilverfahren  ein- 
geleitet werden  kann,  und  weil  es  an  einem  inneren  Grunde 
dafiir  fehlt,  dieselben  hinsichtlich  des  Rechts  der  Ablehnung  anders 
zu  stellen  als  die  noch  nicht  InvaUden,  so  ist  es  als  wünschens- 
werth  zu  bezeichnen,  dass  diesem  üebelstande  abgeholfen  werde, 
umsomehr  als  die  Versicherungsanstalten  und  die  Vertreter  der 
ärztlichen  Wissenschaft  in  der  letzten  Zeit  durch  die  Genesungs* 
heime,  Sanatorien,  medikomechanischen  Institute  u.  s.  w.  viele 
schätzbare  Erfahrungen  gesammelt  haben.  Voraussichtlich  wird 
denn  auch  die  Novelle  zum  Invaliditäts-  und  Altersversicherungs- 
gesetze   eine    entsprechende  Ergänzung   des  §  12  bezw.  §  33  in 


giebt  der  VersicherungBanstalt  kein  Entziehungsrecht;    Amtl.  Nachr.   1897 
Xo.  597  S.  412. 

"  Amtl.  Nachr.  1896  S.  358  No.  521 ;   „Die  Inv.-  u.  Alt.- Versicherung" 
Bd.  IV  S.  149. 
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der  Weise  bringen,  dass  die  fraglichen  Befugnisse  derVersicherungs- 
anstalt  gegen  solche  Empfanger  einer  Invalidenrente  zustehen 
soUeUi  bei  denen  Grand  zu  der  Annahme  vorliegt^  dass  sie  bei 
Darchfuhrnng  des  Heilverfahrens  die  Erwerbsfahigkeit  wieder  er- 
langen werden.  Entzieht  sich  der  Invalidenrentner  den  Maass- 
nahmen,  so  wird  er  der  Rente  demnächst  verlustig  erklärt  werden 
können,  falls  anzunehmen  ist,  dass  er  durch  sein  Verhalten  die 
Wiedererlangung  der  Erwerbsfähigkeit  vereitelt  hat^^. 

Eine  hauptsächlich  auf  Gründe  der  Zweckmässigkeit  sich 
stützende  Einschränkung  des  Rentenanspruchs  berührt  Personen, 
die  sich  im  Auslande,  d.  h.  ausserhalb  des  Deutschen  Reiches 
aufhalten.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  die  Zahlung  an  dieselben 
mit  grossen  Weiterungen  verbunden  ist,  sowohl  wegen  der  allgemein 
za  fordernden  Beglaubigung  des  Lebens  und  der  Unterschrift 
des  Berechtigten,  als  auch  wegen  der  Schwierigkeit,  ausländische 
Stellen  mit  der  Ausführung  der  Geldangelegenheit  zu  betrauen. 

Der  Entwurf  des  Unfallversicherungsgesetzes  wollte  mit  Rück- 
sicht hierauf  ein  Ruhen  der  Rente  bei  Uebersiedlung  des  Empfangers 
in  das  Ausland  eintreten  lassen.  Die  Reichstagskommission  hielt 
indess  die  Benachtheiligung  in  solcher  Ausdehnung  für  bedenklich^*, 
und  so  verständigte  man  sich  über  einen  Vermittlungsvorschlag  (§  67 
D.-V.-G.);  wonach  die  Berufsgenossenschaft  diejenigen  Ausländer, 
welche  dauernd  das  Reichsgebiet  verlassen,  durch  eine 
Kapitalzahlung  für  ihren  Entschädigungsanspruch  abfinden  kann. 

»«  „Die  luv.-  u.  Alt.- Versicherung"  Bd.  VI  S.  164.  Wenn  der  Renten- 
empiSnger  der  Aufforderung^  zum  Eintritte  in  ein  Krankenhaus  oder  zu  dem 
gleichgestellten  Aufenthalte  an  einem  Kurorte  Folge  leistet,  so  soll  ihm 
neben  der  Pflege  die  Invalidenrente  weiter  gewährt  werden;  auf  diese  Weise 
wird  dann  eine  besondere  Angehörigenunterstntzung  entbehrlich.  —  Dass 
tQch  Bolchen  Invaliden,  welche  die  Rente  wegen  Nichterfüllung  der  Warte* 
seit  oder  aus  anderen  Qründen  nicht  beziehen,  das  Heilverfahren  angeboten 
werden  kann,  halte  ich  für  unbedenklich;  das  Qegentheil  würde  für  diese 
Bedauemswerthen  doppelt  hart  sein.  Andererseits  fehlt  ihnen  gegenüber 
ein  Zwangsmittel,  es  sei  denn,  dass  sie  wieder  erwerbsfähig  würden. 

••  S.  bei  V.  WoEDTKK,  Kommentar  §  67  Ü.-V.-G. 
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Jene  von  der  Reichsregierung  angestrebte,  weitergehende 
Schmälerung  des  Anspruchs  hat  dagegen  in  dem  Bau-Ünfall- 
versicherungsgesetze  vom  11.  Juli  1897  (§39  Abs.  1)  und  in  dem 
See-Unfallversicherungsgesetze  vom  13.  Juli  1887  (§  75  Abs.  1) 
Geltung  erlangt,  derart,  dass  bei  Berechtigten,  die  nicht  im  In- 
lande  wohnen,  die  Berufsgenossenschaft  befugt  ist,  einstweilen, 
d.  h.  bis  zur  Wiederbegründung  des  Wohnsitzes  im  Inlande,  die 
Zahlung  der  Entschädigung  einzustellen.  Daneben  bleibt  für  die 
ausländischen  Rentenberechtigten  die  Möglichkeit  einer  Abfindung, 
und  zwar  wie   bei  wieder  heirathenden  Wittwen  mit  dem   drei* 

■ 

fachen   Jahresbetrage   der   Rente,    dem    Ermessen   der  Berufs- 
genossenschaft  anheimgestellt. 

Der  letztere  Rechtszustand  ist  mit  einigen  vom  Reichstage 
vorgenommenen  Ergänzungen  auch  für  das  Oebiet  der  Invaliden- 
und  Altersversicherung  eingetreten.  Ein  Ruhen  der  Rente  findet 
statt  für  die  nicht  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  wohnenden 
Personen,  einerlei  ob  sie  die  fremde  oder  die  deutsche  Staats- 
angehörigkeit besitzen;  nach  §  34  No.  4  I.-u.  A.-V.-G.  kann  je- 
doch, einer  Anregung  der  Kommission  entsprechend,  der  Bundes- 
rath  für  einzelne  G-renzbezirke  Ausnahmen  hiervon  zulassen'®. 


'^  Dies  ist  in  ausgiebigem  Maasse  durch  die  Bundesrathsbeschlüsse  vom 
80.  April  1891,  7.  April  1692  und  24.  Okt.  1895  geschehen.  Danach  tritt 
kein  Ruhen  der  Rente  ein  für  nachstehende  ausländische  Grenzgebiete:  1.  In 
den  Österreich-ungarischen  Bezirkshauptmannschaften  Bregenz,  Reutte, 
Kufstein,  Salzburg  (nebst  dem  Stadtmagistratsbezirke  daselbst),  Schärding, 
Rohrbach,  Krumau,  Prachatitz,  Schüttenhofen,  Strakonitz,  Klattau,  Taus, 
Eger,  Asch,  Graslitz,  Joachimsthal,  Kaaden,  Brüx,  Teplitz,  Aussig,  Tetscheo, 
Schluckenau,  Rumburg,  Gabel,  Reichenberg,  Friedland,  Gablonz,  Starkenbach, 
Hohenelbe,  Trautenau,  Braunau,  Neustadt,  Reichenau,  Senftenberg,  Schön- 
berg, Freiwaiden,  Jägemdorf,  Freudenthal,  Troppau,  Neu-Titsohein,  Mistek, 
Freistadt,  Teschen,  Bielitz,  Bisohofteinitz,  Tachau,  Plan,  Schwaz,  sowie  in 
den  Bezirken  Biala  undChrzanow.  —  2.  In  den  russischen,  zwischen  der 
deutschen  Reichsgrenze  und  Sosnowice  belegenen  Orten  Alt-Sosnowice,  Sielce, 
Bogupja,  Dembowo-Göra,  Ostro-Gortea,  Milowice  und  Niwka.  —  3.  In  der 
dänischen  Ortschaft  Yamdrup.  —  4.  In  den  niederländischen  Pro- 
vinzen Groningen,  Drenthe,  Oberyssel,  Gelderiand,  Limburg,  sowie  in  dem 


—     217       - 

Ausländische  Berechtigte,  die  bisher  einen  Wohnsitz  im 
Deutschen  Beiche  hatten,  können  mit  dem  dreifachen  Betrage 
der  ihnen  zustehenden  Jahresrente  ein  für  alle  Mal  abgefunden 
werden  (§  14  I.-  n.  A.-V--Ö.)-  Ein  Versuch,  hier  abweichend  von 
der  Bau-  und  See-Unfallversicherung  den  sechsfachen  Jahres- 
betrag der  Rente  einzuführen,  scheiterte  an  dem  Widerspruche 
des  Reichstages  (Stenogr.  Bericht  S.  1245).  Ein  Anspruch  des 
Ausländers  auf  die  Abfindung  besteht  nicht  (Amtl.  Nachr.  1898 
No.  675  S.  395). 

Die  aufgezählten  Gründe  für  die  Entziehung  einer  Rente 
sind  ausschliesslicher  Natur.  Sie  lassen  eine  analoge  Er- 
weiterung nicht  zu^^,  und  noch  weniger  ist  es  statthaft,  einen 
Rentenanspruch  um  desswillen  wieder  zu  beseitigen,  weil  die  fest- 
setzende Stelle  sich  bei  der  Bewilligung  in  einem  Irrtbume 
befunden  hat,  mag  dieser  entschuldbar  sein  oder  nicht.  Eine 
bedenkliche  Rechtsunsicherheit  würde  entstehen,  wenn  es  z.  B. 
erlaubt  sein  sollte,  die  Zahlung  einer  rechtskräftig  zugesprochenen 
Altersrente  plötzlich  wieder  einzustellen,  wenn  durch  ungenaue 
Fassung  der  Arbeitsbescheinigungen  über  die  Beschäftigungszeit 
aus  den  Jahren  1888 — 1890  (den  sog«  vorgesetzlichen  Arbeits' 

Deotnlen  Gebiete  Moresnet.  —  5.  In  den  belgischen  AirondiitamenU 
Lüttich  Verrien  (Provinz  Lattich),  Marche,  Bastogne  (Provioz  Luxemburg),  — 
6.1s  demGroaaherzogthnm  Lazembnrg.  —  7.  In  folgenden  fcbweize' 
ritchen  Gebieten:  Kanton  Bern,  soweit  derselbe  nördlich  und  nordwestlich 
der  Zihl  and  der  Aare,  vom  Einfluss  der  Zihl  abwärts  gerechnet,  belegen 
ist;  Kaatone  Solothnm,  Basel-Stadt  und  -Land,  Aiugau,  Zürich,  SchaflThausen, 
T1iiii]gaa,  Sc  Gallen,  Appenzell  (Ausser-  und  Inner-Rboden).  VgL  AnitJ. 
Xackr.  des  B.-V.-A.  1891  8.  147,  1892  a  39,  1896  B.  2»L  IHe  Zaiüoog 
der  BcBieD  erfolgt  in  diesen  Grenzbeziriien  durdi  eine  dem  Wohnorte  des 
BoeeUgtcn  bfnechbarte  inländische  Postanstalt,  deren  Auswahl  dem  W/r- 
itande  der  VesaichenmgHUistalt  obliegt  (vgL  ebenda  1892  8.  42  Xo,  129^ 

**  Eme  VeQafanmg  findet  bei  den  InTaUden-  nod  Altersrentcrn  weder 
wcfu  der  emadncn  Monatsrate  noch  wegen  des  Anspruchs  im  Ganzen  statt 
«AstL  Xa^r.  1897  8.  287  Xo.  aOOi.  Da»»e]be  gilt  für  UofisiireDtea  'das. 
IttS  S.179  So.l2iS|;  betreff  der  zweijihrigen  Ver^iihrDug  rfjr  der  BewilU- 
BcBte  TfL  jedodi  §  59  Abs.  2.  §  <»  AU.  2  LVVXr. 
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nachweis  des  §  157  I.-  u.  A.-y.-G.)  der  Anstaltsvorstand  irre- 
geführt war  und  nachträglich  den  begangenen  Fehler  erkennt. 
Auch  der  Versuch,  den  Berechtigten  durch  Zureden  zu  einem 
Verzichte  auf  die  ferneren  Leistungen  zu  bestimmen,  findet  in 
dem  öffentlich-rechtlichen  Charakter  der  Arbeiterrersicherung  sein 
unübersteigliches  Hindemiss ''. 

Und  doch  sind  die  Versicherungsanstalten  und  Berufsgenossen- 
schaften nicht  wehrlos  den-  Wirkungen  der  von  ihnen  erlassenen 
rechtskräftigen  Bescheide  preisgegeben,  sondern  sie  verfugen  über 
ein  ausserordentliches  Bechtsmittel,  die  Wiederaufnahme  des 
Verfahrens,  unter  den  Voraussetzungen  und  in  den  Formen 
der  §§  541,  643  C.-P.-O.  ^^  Insbesondere  können  sie  also  gegenüber 
offenbareUi  in  betrügerischer  Absicht  bewirkten  Täuschungen, 
sowie  bei  der  Aufdeckung  aller  sonstigen  strafbaren  Handlungen, 
durch  welche  die  Rentenbewilligung  erschlichen  ist,  mit  aller  Ent- 
schiedenheit ihre  Interessen  wahren  und  dem  allgemeinen  Rechts- 
bewusstsein  zum  Siege  über  formale  Schwierigkeiten  verhelfen. 

Schon  im  ünfallrechte  hat  sich  die  Zulassung  derartiger 
Ausnahmemittel,  deren  das  Gesetz  nicht  gedenkt,  als  eine  Noth- 
wendigkeit  herausgestellt.  Das  Keichsversicherungsamt  hat  es 
unternommen,  im  Laufe  der  Jahre  die  Gesichtspunkte  klar  zu 
legen,  von  welchen  die  Entscheidung  solcher  Fälle  beherrscht 
wird^^  Es  handelt  sich  im  Wesentlichen  uro  die  Anfechtung 
wegen  Betruges,  Urkundenfälschung,  vorsätzlicher  oder  fahrlässiger 
Verletzung  der  Eidespflicht,  falls  sich  das  Urtheil  (der  Bescheid) 
auf  die  unrichtige  Aussage  stützt,  femer  wegen  nachträglicher 
Auffindung  wichtiger  Urkunden  *^,  wegen  grober  Verstösse  gegen 

«  §  99  ü.-V.-G.;  Amtl.  Nachr.  1897  S.  466  No.  1648. 

»  Neue  Fassung  §§  578,  580. 

^  Amtl.  Nachr.  1890  S.  192  No.  818;  1892  No.  1186  S.  843;  1893 
(I.-  u.  A.-V.)  No.  261;  1894  (desgl.)  No.  378;  1895  (Ü.-V.)  S.  253 
No.  1467  ff. 

**  Als  neue  wichtige  Urkunde  ist  nicht  anzusehen  ein  höchsünstans- 
liches,  einen  ähnlichen  Fall  in  abweichender  Weise  erledigendes  Urtheil ;  nur 
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die  ProzessYorschriften,  z.  S.  bei  anyorschriftsmässiger  Besetzung 
des  Gerichts  u.  a.  in.  (Nichtigkeitsklage).  Es  darf  aber  weder 
die  Möglichkeit  vorgelegen  haben,  die  fraglichen  Umstände  schon 
durch  ein  ordentliches  Bechtsmittel  geltend  zu  machen,  noch 
darf  die  unterlassene  Berücksichtigung  in  dem  früheren ,  rechts- 
kräftig abgeschlossenen  Verfahren  auf  ein  Verschulden  der  Ver- 
sicherungsstelle zurückzuführen  sein  (Amtl.  Nachr.  1898  S.  360 
No.  1716). 

Bei  Erlass  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetzes 
konnte  im  Hinblick  auf  die  Erfahrungen  in  Unfallsachen  die  aus- 
drückliche Anerkennung  derartiger  besonderer  Bechtsbehelfe  er- 
folgen (§  82).  Dabei  ist  lediglich  auf  die  Bestimmungen  der 
Beichscivilprozessordnung  verwiesen ,  und  daneben  hat  man  dem 
Bundesrathe  freie  Hand  gelassen,  durch  Kaiserliche  Verordnung 
Ergänzungen  und  Abänderungen  betreffs  der  Form  und  der 
Yoraussetzungen  einer  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  einzufuhren. 
Ein  dringendes  Bedürfniss  hierfür  ist  bisher  nicht  hervorgetreten. 
Desshalb  sind  die  Verhandlungen  über  eine  vomBeichsversicherungs- 
amte  angeregte  Festlegung  der  Wiederaufnahmegründe  ^®  ergebniss- 
los verlaufen,  da  die  im  November  1894  gehaltene  Konferenz 
▼on  Vertretern  der  Landesversicherungsämter  und  Invaliditäts- 
rnid  Altersversicherungsanstalten  den  JSrlass  einer  entsprechenden 
Verordnung  einstweilen  nicht  für  erforderlich  erklärt  hat^^. 

Nachdem  im  Vorstehenden  die  Gründe  besprochen  sind,  welche 
für  den  Fortfall  bewilligter  Beuten  maassgebend  sein  können,  ist 

SehrifUtfioke,  die  sich  anmittelbar  auf  die  konkrete  Angelegenheit  beziehen 
and  zom  Beweise  von  Rechten  oder  Bechtsverhältnissen  von  Erheblichkeit 
lind,  kommen  hier  in  Betracht  (Amtl.  Nachr.  1897  No.  1638  S.  407,  vgl. 
ebenda  I-  n.  A.-V.  1892  S.  76  No.  148). 

**  Der  vom  Beichsversicherungsamt  aufgestellte  Entwarf  („Arbeiter- 
venorgiuQg«>  1892  S.  537)  schlag  vor,  nur  solche  Thatsachen  oder  Beweis- 
mittel zu  berücksichtigen,  „welche  die  Partei  in  dem  früheren  Verfahren 
nicht  gekannt  hatte  oder  ohne  Verschalden  ausser  Stande  war,  geltend  zu 
machen**. 

"  „Die  I.-  u.  A.-V.»  Bd.  V  S.  20  No.  11. 
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nunmehr  die  Art  und  Weise  zu  erörtern,  wie  in  solchen  Fällen 
die  Bentenentziehung  vor  sich  geht  und  wirksam  wird. 

Hinsichtlich  der  Form  für  die  Verfügung  des  Wegfalls  von 
Beuten  ist  zu  unterscheiden  zwischen  der  mehr  dem  inneren 
Dienste  angehörenden  Anweisung  der  zuständigen  Postanstalt 
wegen  Einstellung  fernerer  Zahlungen  und  der  Benachrichtigung 
des  betroffenen  Bentenempfängers. 

In  welcher  Weise  die  Postanstalt,  welcher  nach  §  69  U.-Y.-G. 
und  §  91  I.-  u.  A.-V.-G.  vorschussweise  die  monatliche  Auszahlung 
der  Beuten  obliegt,  von  der  eintretenden  Aenderung  in  Kenntniss 
gesetzt  wird,  ist  ausführlich  durch  die  Bekanntmachungen  des 
Beichsversicherungsamts  geregelt  ^®. 

Wenn  aus  irgend  einem  Grunde  die  Zahlung  der  durch 
eine  Benachrichtigung  angewiesenen  Beträge  ganz  oder  zum  Theil 
einzustellen  ist,  so  hat  der  Vorstand  der  betreffenden  Berufs- 
genossenschaft oder  Versicherungsanstalt  eine  Anweisung  zur  Be- 
endigung der  Zahlungen  („Wegfallanweisung'')  der  oberen  Post- 
behörde nach  einem  vorgeschriebenen  Muster  zuzusenden  (§  7 
bezw.  §  6  der  in  Anm.  38  aufgeführten  Bestimmungen).  Als 
obere  Postbehörde  gilt  im  Beichspostgebiete  die  Oberpostdirektion, 
in  Bayern  das  Oberpostamt,  in  Württemberg  die  Generaldirektion 
der  Posten  und  Telegraph^  in  Stuttgart.  Diese  Dienststellen 
besorgen  die  Weitersendung  an  die  mit  der  Auszahlung  beauf- 
tragte Postanstalt. 

Wenn  bei  fortlaufenden  Zahlungen,  abgesehen  von  dem 
Falle  der  Wohnsitzverlegung  und  ähnlichen  Anlässen,  Umstände 
eintreten,  welche  eine  Aenderung  der  Zahlungsanweisung  nöthig 

^  Geschäftsanweisung  für  die  Vontände  der  BenifiigenoBsenBchaiteD, 
betreffend  die  Autzahlungen  durch  die  Post,  yom  7.  Dez.  1880  (Amtl.  Nachr. 
1889  S.  899,  vgl.  die  frühere  Anweisimg  Tom  27.  Sept  1885,  ebenda  1885 
S.  468  ff.).  —  Gesohäftsanweisiing  für  die  Vorstände  der  auf  Grand  des  In- 
validitfits-  und  Altersyersieherungsgeseties  errichteten  Versicheningsanstalten 
vom  29.  April  1895  (daselbst  1895  S.  117,  frühere  Anweisung  vom  29.  Okt. 
1890,  daselbst  1891  S.  55). 
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machen,  z.  B.  Herabsetzung  der  Rente  im  schiedsgerichtlichen  oder 
Rekurs-  bezw.  Reyisionsyer£ahren,  Ausscheiden  eines  yon  mehreren 
entschädignngsberechtigten  Sandern  des  Verunglückten  durch 
YoUendung  des  16.  Lebensjahres;  Tod  u.  s.  w.,  so  hat  der  Vor- 
stand eine  Wegfallanweisung  bezüglich  der  bisherigen  Zahlungen, 
and  gleichzeitig  eine  neue  Zahlungsanweisung  an  die  obere  Post- 
behörde gelangen  zu  lassen  (§  9  bezw.  8  daselbst). 

Hat  der  Rentenempfänger  in  Folge  der  Wegfallanweisung 
nichts  mehr,  oder  doch  weniger  als  bisher  zu  erheben,  so  soll 
ihm  der  Vorstand  der  Versicherungsträgerin;  neben  der  an  die 
Post  zu  erlassenden  Benachrichtigung,  sofort  eine  Anzeige  yon 
der  getroffenen  Verfugung  zustellen.  Zugleich  ist  es  gestattet; 
diejenige  Postanstalt,  welche  bislang  die  Zahlung  ausführte,  un- 
mittelbar und  in  eiligen  Fällen  (d.  h.  insbesondere  kurz  yor  dem 
Monatsersten)  telegraphisch  in  Kenntniss  zu  setzen.  Es  wird 
mit  Recht  darauf  hingewiesen,  dass  dies  yereinfachte  Verfahren 
in  solchen  Fällen,  in  denen  sonst  eine  Wiedereinforderung  zu 
yiel  erhobener  Beträge  (durch  Einbehalt  der  späteren  Renten, 
gewöhnliche  Klage  u.  s.  w.)  gewisse  Härten  mit  sich  bringen 
würde,  auch  den  Interessen  der  Rentenempfänger  yoUkommen 
entspreche  (§  10  bezw.  §  9  ebenda). 

Streng  genommen  ist  es  übrigens  mit  einem  formlosen 
Benachrichtigungsschreiben  an  die  Berechtigten  niemals  gethan. 
Man  wird  grundsätzlich  sagen  müssen,  dass  die  Form  der  Renten- 
entziehung oder  -Kürzung  sich  mit  der  einer  ursprünglichen  Be- 
willigung oder  Versagung  decken  müsse:  prout  quidque  con- 
tractum  est,  ita  et  solyi  debet.  So  schreibt  denn  auch  ganz 
konsequent  §  66  Abs.  2  (letzter  Satz)  U.-V.-G.  yor,  dass  hier 
die  Bestimmungen  über  Form  und  Instanzenzug  der  Rentenfest- 
stellungen (§§  67 — 64)  maassgebend  sein  sollen.  Ebenso  finden 
nach  §  85  I.-  u.  A.-V.-G.  die  Vorschriften  der  §§  76—84  das. 
auf  die  Rentenentziehung  entsprechende  Anwendung.  Es  kann 
keinem  Zweifel   unterliegen,    dass   ähnlich   in   solchen  Fällen  zu 


i 


—     222       - 

verfahren  ist^  in  welchen  keine  eigentliche  Entziehung  des  Renten* 
anspruchs  in  seiner  Vollständigkeit;  sondern  eine  nachträgliche, 
ganz  oder  theilweise  ausgeführte  Einbehaltung  (wegen  des  Ruhens 
der  Forderung  nach  §  34  vgl.  oben.  S.  209)  oder  eine  Herab- 
setzung (z.  B.  wegen  Anfechtung  der'  Höhe  einer  durch  über- 
triebene Lohnangaben  erlangten  Altersrente)  in  Frage  kommt*'. 

Dennoch  ist  unbedenklich  ^  bei  einer  Anzahl  häufig  ein- 
tretender,  wenig  Schwierigkeiten  bietender  Fälle,  in  welchen  die 
Rente  einzustellen  ist,  eine  Ausnahme  zu  machen,  derart  dass 
einstweilen  kein  förmlicher,  mit  Belehrung  über  Form  und 
Frist  der  Berufung  versehener  Bescheid  ergeht,  sondern  dass 
zunächst  regelmässig  nur  ein  einfaches  Schreiben  des  Vorstandes 
an  den  Berechtigten  (oder  dessen  Erben)  erlassen  wird,  in  welchem 
die  Thatsache  des  Rentenwegfalls  unter  Angabe  des  Zeitpunktes 
und  des  Grundes  Erwähnung  findet;  so  z.  B.  bei  Tod  des  Em- 
pfangers, bei  Erfüllung  des  16.  Lebensjahres  durch  das  Kind 
eines  Verunglückten  ^^  Entsteht  hier  aber  Streit,  z.  B.  über  die 
Thatsache  oder  den  Tag  des  Todes  bezw.  der  üeberschreitung 
jener  Altersgrenze,  dann  kann  die  Versicherungsstelle  nicht  um- 
hin, durch  Abgabe  eines  formgerecht^n  Bescheides  auf  den  Weg 
der  Berufung  hinzuweisen ^^  Wenn  sie  es  ablehnen  wollte,  einen 
solchen  Bescheid  zu  ertheilen,  so  kann  sie  im  Wege  der  Be- 
schwerde seitens  des  Reichversicherungsamtes  durch  Ordnungs- 
strafen bis  zu  1000  M.  im  Aufsichtswege  hierzu  gezwungen 
werden**. 

Sobald  ihrerseits  irgend  eine  schriftliche  Verfügung  betrefis 
des  Wegfalls  oder  der  Kürzung  an  den  Berechtigten  ergangen 
ist,    so   kann    dieselbe   trotz   ihrer   etwaigen  Formmängel  sofort 

'^  Für  die  Fälle  des  Rabens  der  Rente  ist  die  Zulassigkeit  des  schieds- 
gerichtlichen Verfahrens  und  der  Revision  anerkannt  darch  die  Rey.-Entscfa. 
No.  162  (Amtl.  Nachr.  1882  S.  116).    Vgl.  jetzt  Novelle  §  85. 

••  Amtl.  Nachr.  1886  No.  139. 

*»  Motive  des  Ü.-V.-G.  S.  73. 

"  §§  87 ff.  Ü.-V.-G.;  §§  181,  134  L-  u.  A.-V.-G. 
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durch  die  Berufung  angefochten  werden,  weil  überall,  wo  die 
Pflicht  zur  Erteilung  eines  formgerechten,  berufungsfähigen 
Bescheides  bestand,  die  Möglichkeit  der  Einlegung  des  Bechts* 
mittels  gegeben  ist,  selbst  wenn  die  Absicht  der  Bescheidsabgabe 
bei  dem  Vorstände  nicht  vorhanden  war^^.  Die  unterlassene 
Rechtsbelehrung  kommt  insofern  dem  Berufungkläger  zu  statten, 
als  die  Berufungsfrist  durch  den  formlosen  Bescheid  nicht  in 
Lauf  gesetzt  wird.    Eine  Versäumung  kann  also  nicht  eintreten. 

In  einigen  Fällen  des  Erlöschens  von  Renten  hat  der  Vor- 
stand von  selbst  Veranlassung,  den  Wegfall  und  dessen  Zeitpunkt 
gegen  den  Berechtigten  zu  erwähnen :  bei  Gewährung  einer  Ab- 
findung an  wiederheiratende  Wittwen  von  Verunglückten  (§  6 
Abs.  2  unter  a  Abs.  3  U.-V.-G.),  an  ausländische  Bewerber 
(§  67  das.;  §  39  Bau-Ü.-V.-G.;  §  14  I.-  u.  A.-V.-G.  s.  oben 
S.  215ff),  an  Altersrentner,  die  fortan  eine  Invalidenrente  erhalten 
(§  29  das.,  Schlusssatz;  auch  der  umgekehrte  Fall  ist  denkbar, 
wenn  die  Wartezeit  für  Altersrente  vor  Eintritt  der  Invalidität 
erfüllt  wurde),  ferner  die  Bewilligung  einer  Wittwenrente  an  die 
Ehefrau,  deren  Mann  bisher  Unfallrente  bezog,  an  den  Folgen 
des  Unfalls  stirbt  und  nun  von  ihr  beerbt  wird.  Hier  pflegt  die 
Nachricht  über  den  Fortfall  der  bisherigen  Rente  mit  der  Be- 
willigung der  neuen  Zahlung  verknüpft  zu  werden,  so  dass  die 
Belehrung  über  Form  und  Frist  der  Berufung  nicht  nur  auf  den 
positiven,  bewilligenden  Inhalt  des  Bescheids,  sondern  auch  auf 
dessen  negativen  Theil  (Entziehung  oder  Kürzung)  bezogen 
werden  kann. 

Wenn  nicht  einer  der  gewöhnlichen  Gründe  für  das  Auf- 
hören der  Rentenleistung  vorliegt,  sondern  wenn  im  Wege  der 
Wiederaufnahme  des  Verfahrens  die  Entziehung  bewerkstelligt 
werden  soll  (oben  8.  218),  dann  ist  zu  berücksichtigen,  dass 
nach  den   für  dies  besondere  Rechtsmittel  maassgebenden  Vor« 

"*  Amtl.  Nachr.;  I.-  u.  A.-y.  1898  No.  268 ff.;  1894  No.  822;  1896 
No.  464;  1896  No.  617;  ^Die  L-  u.  A.-V.«  Bd.  VII  S.  188. 
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Schriften   in  §  547  C.-P.-O.   ausschliesslich   zuständig   dasjenige 
Gericht  ist,   welches  in  erster  Instanz  erkannt  hat,  falls  es  sich 
nicht  um  die  An^^^tung  eines  in  der  Berufungs-,  Kekurs-  oder 
Bevisionsinstanz  ergangenen  Urtheils  handelt.    Es  muss  also  der 
Q^nossenschafts-  oder  Anstaltsvorstand,  der  sich  in  der  Doppel- 
rolle als  Partei  und  als  rentenfestsetzende  Stelle  befindet,  seinen 
eigenen,  rechskräftig  gewordenen  Bescheid  im  Wege  der  Wieder- 
aufnahme anfechten.    Dass  er   zu  diesem  Zwecke  nicht  erst  bei 
sich  selbst  eine  ^E[lage^  einzureichen  braucht,  wie  sonst  erforder- 
lich wäre,   ist   der  Einfachheit  halber  anzunehmend^.     Eine  ans- 
drückliche  Bestimmung,  den  Rentenempfänger  vor  der  Entziehung 
über  dieselbe  und  deren  Unterlagen  zu  hören,  ist  nicht  vorhanden. 
Dem  Ermessen  der  Vorstände  ist  diese  Befragung  anheimgestellt; 
sie  werden  davon  häufig  absehen,  um  keine  Zeit  zu  verlieren  und 
um   fernere  Bentenbeträge  einzusparen.    Dagegen  wird  bei  Ent- 
ziehung von  Invalidenrenten  die  vorgängige  Anhörung  der  Ver- 
trauensmänner und  der  Krankenkasse  nicht  unterbleiben  dürfen, 
auch  ist  hierbei  an  der  Nothwendigkeit  des  Gutachtens  der  unteren 
Verwaltungsbehörde  festzuhalten,  weil  aUe  diese  Maassregeln  die 
Voraussetzungen  der  Bentengewährung  bildeten  und  nach  §  85 
I.  u.  A.-V.-G.  auf  das  Entziehungsverfahren  anzuwenden  sind. 

Auch  der  Staatskommissar  (§  63  I.-  u.  A.-V.-G.)  ist  befugt, 
den  Antrag  auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  bei  dem  Vor- 
stande der  Versicherungsanstalt  zu  stellen.  Dabei  ist  die  Inne- 
haltung der  Nothfrist  eines  Monats,  nachdem  er  von  dem  An« 
fechtungsgrunde  Kenntniss  erhalten  hatte,  das  aus  §  549  C.-P.-O. 
abzuleitende  Erfordernisse^.  Wenn  der  Staatskommissar  die 
Nothfrist  versäumt,  so  wird  der  Anstaltsvorstand  dennoch  zur 
Entziehung  schreiten  können,  wenn  wenigstens  er  selbst  innerhalb 
Monatsfrist  nach  erhaltener  Kenntniss  der  Anfechtbarkeit  seinen 
ersten  Bescheid  authebt. 


««  Amtl.  Naohr.  1896  No.  597  S.  394. 

«•  Amtl.  Naohr.  1893  S.  109  No.  261;  1894  S.  149  No.  377. 
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Hatte  zuletzt  das  Schiedsgericht  oder  das  Reichsversicherungs- 
amt  rechtskräftig  entschieden,  so  geht  die  Wiederaufnahmeklage  an 
das  Schiedsgericht.  Nur  gegen  ein  Yom  Beichsyersicherungsamte 
erlassenes  Urtheil,  das  mit  der  Nichtigkeitsklage  angefochten 
werden  soll  (§  642  C.-P.-O.),  oder  betreffs  dessen  behauptet  wird, 
es  sei  seitens  eines  Parteivertreters  oder  eines  Richters  eine  straf- 
bare Handlung  ^^  untergelaufen  (§  643  No.  4,  6),  ist  die  Klage 
bei  der  obersten  Spruchbehörde  zu  erheben,  weil  es  ebenso  wie 
in  bürgerlichen  Bechtsstreitigkeiten  der  Bedeutung  und  dem  An- 
sehen der  höchsten  Instanz  nicht  entsprechen  würde,  wenn  man 
über  diese,  sie  so  sehr  berührenden  Fragen  eine  andere,  ihr 
untergeordnete  Stelle  zunächst  zu  Gericht  sitzen  lassen  wollte. 

In  welcher  Weise  wird  die  Bentenentziehung  wirk- 
sam? Einige  gesetzliche  Vorschriften  sind  hierüber  gegeben, 
aber  sie  können  als  erschöpfend  nicht  bezeichnet  werden. 

Nach  Abs.  4  §  66  U.-Y.-6»  tritt  eine  Aufhebung  oder 
Minderung  von  dem  Tage  ab  in  Wirksamkeit,  an  welchem  der 
sie  aussprechende  Bescheid  dem  Entschädigungsberechtigten  zu- 
gestellt ist.  Das  Gleiche  wird  in  §  33  Abs.  2  I.-  u.  A.-Y.-G. 
für  die  Entziehung  einer  Inyalidenrente  vorgeschrieben  und  hat 
sbogemäss  auch  fUr  theilweise  erfolgende  Entziehungen  (z.  B. 
wegen  Gewährung  einer  Staatspension  in  geringerem  Betrage  als 
415  Mk.,  vgl.  oben  S.  208)  zu  gelten,  ohne  dass  es  darauf  an- 
kommt, von  welchem  Tage  ab  die  Entziehung  (bzw.  Einbehaltung 
wegen  des  Ruhens  der  Forderung)  frühestens  zulässig  gewesen 
wäre.  Es  ist  also  nicht  angängig,  die  Wegfallverfügung  mit 
rückwirkender  Kraft  zu  erlassen,  dergestalt,  dass  die  schon  er- 
folgten Zahlungen  nachträglich  als  zu  Unrecht  geschehen  hingestellt 
Verden  könnten.  Es  bedarf  ja  auch  kaum  des  Hinweises  darauf, 
wie  leicht  eine  derartige  Maassregel  zu  Härten  und  Weiterungen 
fthren  würde.    Wenn  etwa  gar  die  Yersicherungsstelle  die  Rtick- 

^  Z.  B.  Beugung  des  Rechts,  Unterdrückung  yon  Urkunden,  Annahme 
von  Geld  als  Bestechungsmittel. 

Arehir  für  öffentliches  Recht.  XIV.  2.  15 
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erstattung  des  angeblich  zu  Unrecht  erhobenen  Betrages  durch 
den  Rentenempfänger  y  der  regeknässig  über  Kapitalvermögen 
nicht  verfügen  wird,  verlangen  und  mit  Zwangsmitteln  durchsetzen 
wollte,  so  stände  der  Eindruck,  den  dies  Vorgehen  in  den  be- 
theiligten Kreisen  hervorriefe,  mit  dem  versöhnenden  Zwecke 
unserer  Arbeiterversicherung  in  bedenklichem  Widerspruche. 

Nur  eine  Ausnahme  muss  man  zulassen:  wenn  im  Wege 
der  Wiederaufnahme  (oben  S.  218 — 219)  die  Bentenbe willigung 
nachträglich  aufgehoben  und  für  ungültig  erklärt  bezw.  nach 
Höhe  und  Anfangstag  zu  Ungunsten  des  Empfangers  geändert 
wird,  dann  erstreckt  sich  dieser  Spruch  auch  auf  die  Ver- 
gangenheit, ebenso  wie  es  bei  der  Entscheidung  der  höheren 
Instanz  im  ordentlichen  Rechtsmittelverfahren  der  Fall  ist,  und 
die  Berufsgenossenschaft  oder  Versicherungsanstalt  könnte  grund- 
sätzlich von  dem  Prozessgegner  das  Grezahlte  wieder  einfordern. 
Eine  verständige  ELandhabung,  wie  sie  erfreulicher  Weise  nicht 
selten  beobachtet  wird,  ninmit  indess  bei  dieser  Erstattung  thun- 
liebste  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse  des  Betreffenden,  gewährt 
lange  Fristen,  erlaubt  allmähliche  Abtragung  der  Schuld  oder 
versteht  sich  sogar  zur  Niederschlagung. 

Am  besten  wäre  es,  derartige  Rückforderungen  zu  beschränken 
auf  solche  Fälle,  in  denen  durch  eine  strafbare  Handlung  (Betrug 
u.  dgl.)  der  Bewerber  sich  die  Rente  verschafft  hat. 

In  diese  Bahnen  will  die  Reichsregierung  efnlenken:  die 
Invalidenversicherungs-Novelle  (Fassung  vom  Herbst  1896)  sieht 
in  §  81a  vor,  dass  eine  Rückforderung  der  vorläufig  ^^  gezahlten 
Rentenbeträge  ausgeschlossen  sein  soll,  wenn  nicht  durch  straf- 
gerichtliches Erkenntniss  festgestellt  ist,  dass  der  Rentenbetrag 


*^  Das  Wort  „vorläufig''  wird  ohne  Schaden  entbehrt  werden  können, 
da  zu  einer  Beachränkung  auf  die  Zahlungen,  welche  wegen  der  vorläufigen 
Vollstreckbarkeit  der  Rentenbewilligungen  erfolgt  sind,  kein  genügender 
Grund  vorliegt;  es  kommen  doch  hier  auch  die  rechtskräftig  sugesprochenen, 
später  durch  Wiederau&ahme  des  Verfahrens  aberkannten  Renten  in  Betracht 
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erschlichen  war.  Die  Begründniig  hierfür  darf  sich  darauf 
st&tzen,  dass  es  dem  allgemeinen  Bechtsgefühle  entspreche,  wenn 
bei  doloser  Erlangung  der  Rente  eine  Wiederbeitreibung  stattfinde, 
dass  es  aber  misslich  sei,  vor  Abschluss  eines  Strafverfahrens 
das  Vorliegen  einer  betrügerischen  Absicht  in  den  Benteninstanzen 
festzustellen,  mit  welchen  nachher  der  Strafrichter  bei  selb- 
ständiger Prüfung  yielleicht  in  peinliche  Meinungsyerschiedenheiten 
gerathen  könnte  (vgl.  Novelle  von  1899,  Begründung  S.  313  f.). 

Wenn  das  Schiedsgericht  eine  Alters-  oder  InvaUdenrente, 
gegen  deren  Bewilligung  seitens  der  Versicherungsanstalt  der 
Staatskommissar  als  Hüter  des  allgemeinen  Interesses  Berufung 
verfolgt  hatte,  durch  ürtheil  aberkennt,  dann  ist  der  Anstalts- 
vorstand zur  sofortigen  Einstellung  der  Zahlungen  einstweilen 
befugt,  weil  die  etwa  von  dem  Bewerber  einzulegende  Revision 
nach  §  79  I.-  u.  A.-V.-G.  keine  aufschiebende  Wirkung  hat. 

Basselbe  gilt  bei  der  Entziehung  der  Rente  durch  den  An- 
staltsvorstand selbst.  Die  Berufung  des  bisher  Berechtigten 
gegen  den  Wegfallbescheid  hat  nicht  zur  Folge,  dass  die 
Leistung  vorläufig  fortgesetzt  werden  muss.  Anderer  Meinung 
istv.  WoBDTKE  (Kommentar  Anm.  1  zu  §  85  I.e.),  mit  dem 
Hinweise  darauf,  dass  dies  der  ratio  legis  entspreche.  Von  der 
Richtigkeit  seiner  Auffassung  vermag  ich  mich  nicht  zu  über- 
zeugen, da  §  77  Abs.  3  ganz  allgemein  und  klar  der  Berufung 
die  aufschiebende  Wirkung  genommen  hat.  Es  wäre  doch  auch 
merkwürdig,  wenn  der  von  der  Entziehung  Betroffene  es  in  der 
Hand  haben  sollte,  die  Belassung  der  Rente  auf  ein  halbes  Jahr 
hinaus  und  länger  zu  erzielen,  indem  er  das  Rechtsmittel  dicht 
▼or  Ablauf  der  vierwöchigen  Berufungsfrist  einlegte,  später  Be- 
weisanträge, Gesuche  um  Vertagung  der  Schiedsgerichtssitzung 
wegen  persönlicher  Behinderung  u.  dgl.  einreichte  und  bei  un- 
günstigem Ausfalle  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  dasselbe 
hinhaltende  Spiel  durch  Verfolgung  der  Revision  fortsetzen  dürfte, 
deren  Erledigung  durch  das  stark  beschäftigte  Reichsversicherungs- 

15* 
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amt  erfahningsmässig  erst  nach  einer  Breihe  von  Monaten  möglich 
ist.  In  der  Natur  der  Sache  liegt  es  und  der  Bedeutung  der 
Spruchbehörden  entspricht  es  am  meisten^  jede  Entscheidung, 
mag  sie  dem  Bewerber  günstig  oder  ungünstig  lauten,  sofort 
zur  Durchführung  zu  bringen  und  dem  Rechtsmittel  die  auf- 
schiebende Kraft  zu  versagen. 

Aus  diesem  Grunde  ist  es  nicht  folgerichtig^  wenn  in  der 
Novelle  beabsichtigt  wird,  diejenigen  Schiedsgerichtsurtheile,  durch 
welche  dem  Bewerber  B^nte  zugesprochen  wird,  im  Falle  der 
Einlegung  der  Revision  seitens  der  Versicherungsanstalt  oder 
des  Staatskommissars  nur  insoweit  flir  vollstreckbar  zu  erklären, 
als  es  sich  um  Beträge  handelt,  die  für  die  Zeit  nach  dem  Er- 
lasse der  angefochtenen  Entscheidung  fernerhin  gezahlt  werden 
sollen  ^^  Nur  finanzielle  Erwägungen  können  es  sein,  welche 
diese  Abweichung  von  dem  Grundsatze  des  jetzigen  §  77  Abs.  3 
und  §  79  I.-  u.  A.*Y.-G.  empfohlen  haben.  Ihnen  gegenüber 
muss  allen  Ernstes  gefragt  werden,  ob  die  Gefahr,  welche  für 
die  Versicherungsanstalten  in  der  Anordnung  sofortiger  Nach- 
zahlung angesichts  der  Hoffnung  des  Obsiegens  in  letzter  Instanz 
liegt,  wirklich  grössere  Rücksichtnahme  erfordert,  als  das  wirth- 
schafthche  Bedürfniss  der  Versicherten.  Nach  Eintritt  der  In- 
validität warten  sie  oft  in  bitterer  Noth  sehnsüchtig  auf  den  Beginn 
der  Rentenzahlungen  und  empfangen  durch  die  alsbaldige  volle 
Ausfuhrung  des  ihnen  günstigen  Schiedsgerichtsurtheils  einen 
willkommenen  Baarbetrag,  der  sie  der  beschämenden  Nothwendig- 
keit  überhebt,  die  Privatwohlthätigkeit  oder  gar  die  öffentliche 
Armenunterstützung  anrufen  zu  müssen. 

Uebrigens  liegt  im  ünfallrechte  die  Sache  ganz  ähnlich,  ab- 
gesehen davon,  dass  hier  kein  Staatskommissar  in  Thätigkeit 
tritt.  In  §  63  Abs.  1  (Schlusssatz)  Ü.-V.-G.  ist  dem  Rekurs 
an    das  Reichs versicherungsamt    die    aufschiebende    Kraft    aus- 

«  §  80  Abs.  1  Nov.-Entw.,  S.  180  der  ^I.-  u.  A.-V."  Bd.  VI.  Der 
Entwurf  von  1899  verfolgt  das  gleiche  Ziel. 
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drücklich  entzogen.  In  der  Geschäftsanweisung  des  Reichver- 
sicherungsamts vom  11.  Jan.  1888  (Amtl  Nachr.  S.  48)  werden 
die  berufsgenossenschaftlichen  Organe  durch  §  19  auf  die  ent- 
sprechenden Pflichten  aufmerksam  gemacht: 

„Wenn    durch   schiedsgerichtliches  ürtheil,    entgegen  der 
Ablehnung  seitens  des  Feststellungsorgans,  dem  Verletzten  eine 
Rente  zugesprochen  ist  .  .  .^   so   ist   dieselbe    ungesäumt 
zur  Zahlung  anzuweisen,  und  dem  Berufungskläger  der  Be- 
richtigungsausweis zu  ertheilen,    selbst  wenn,   der  Genossen- 
schaftsvorstand  Rekurs  einlegt^«  .  . 
Nur  eine  willkürliche  Auslegung  kann  hieraus  folgern,  dass 
es  genüge,  wenn  die  Rente  für  die  Zukunft  angewiesen  werde, 
vorbehaltlich  der  Frage  der  Nachzahlungen  aus  der  Vergangenheit. 
Wie   im  ürtheile    das  Schiedsgericht   die  Rente   zuerkannt  hat, 
in  derselben  Höhe  und  von  demselben  Anfangstage  ab  ist  alsbald 
die  Zahlung  zu  veranlassen.     Weder    der  Berechtigte   noch  das 
Schiedsgericht  brauchen  es  sich  gefallen  zu  lassen,  wenn  sich  der 
Genossenschaftsvorstand  über  den  Inhalt  des  ihn  verurtheilenden 
Erkenntnisses  zum  Theil  hinwegsetzt  und  den  Spruch  des  Reichs- 
Tersicherungsamts   abwarten   will,    ehe   er    die   Rückstände    der 
Rente  zahlt.     Er  kann  hierzu  auf  Beschwerde  durch  Ordnungs- 
strafen gezwungen  werden. 

Im  Vorstehenden  sind  die  Rechtswirkungen  der  Rentenent- 
adehnng  hinsichtlich  der  verflossenen  Zeiträume  besprochen. 
Es  fragt  sich  femer,  welchen  Einfluss  die  Entziehung 
für  die  Zukunft  hat. 

Schon  oben  (S.  226)  war  erwähnt,  dass  der  Tag  der  Zu- 
stellung des  Wegfallbescheides  maassgebend  sein  solle  für  das 
Aufhören    des   Rentenrechts  ^^.     Das    Unzulängliche    dieser  Be- 


*^  Eine  Aasnahme  tritt  ein,  wenn  bei  Erlass  des  BewiUigangsbescheides 
der  Wegfall  schon  eingetreten  ist  Es  kann  dann  dnroh  einheitliche  Yer* 
fögDng  die  Gewährung  und  die  Entziehung  neben  einander  ausgesprochen 
werden,   derart,   dass   die  letztere   als  vollzogen  bezeichnet  wird  mit  dem- 
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Btinunnng,  bei  deren  Erlass  mehr  Theorie  als  Praxis  zu  Worte 
gekommen  ist,  ergiebt  sich  klar,  wemi  man  sich  yeigegenwärtigt, 
dass  im  Voraus  am  ersten  Tage  jedes  Kalendermonats  die  anf 
denselben  entfallenden  Rentenbeträge  bei  der  zuständigen  Postan* 
stalt  erhoben  zu  werden  pflegen  (§  66  Abs.  2  U.-V.-G.;  §  26  Abs.  4 
I.-  u.  A.-V.-G.).  Offenbar  wird  der  Zweck  der  Bentengewähning, 
die  wirthschaftliche  Sicherstellung,  besser  dadurch  erreicht  als  bei 
Zahlung  nach  Ablauf  des  betreffenden  Monats.  Wird  nun  z.B. 
am  10.  oder  15.  des  Monats  der  Entziehungsbescheid  zugestellt, 
80  verliert  der  Empfänger  für  den  Rest  des  Monats  das  Anrecht 
auf  die  schon  erhobene  Rente  und  kann  zur  Zurückzahlung  an- 
gehalten werden :  die  Nachtheile  und  Schwierigkeiten  einer  solchen 
Wiedereinziehung  (S.  226)  kommen  auch  hier  in  Betracht.  Der 
Vorstand  der  Berufsgenossenschaft  oder  Versicherungsanstalt 
kann  erst  bei  Eingang  der  Zustellungsurkunde  aktenmässig  fest- 
stellen, Yon  welchem  Tage  ab  der  Fortfall  der  Rente  eingetreten 
ist,  während  yorher  nur  mit  Vermuthungen  zu  rechnen  war. 
Der  Rentenempfänger  ohne  festen  Wohnsitz  vermag  durch 
Wechsel  des  Aufenthalts,  Unterlassen  polizeilicher  Anmeldung 
u.  dgl.  die  Zustellung  des  Wegfallbescheides  und  damit  das  In- 
krafttreten der  Entziehung  hinauszuschieben. 

Das  ist  ein  seltsamer  Rechtszustand.  Weit  einfacher  und 
zweckmässiger  scheint  es  mir,  die  Entziehungsverfugimg  in  der 
Weise  wirksam  werden  zu  lassen,  dass  durch  dieselbe  ein  zu- 
künftiger Tag,  und  zwar  regelmässig  der  letzte  Tag  des  laufenden 
Monats,  als  Zeitpunkt  bezeichnet  wird,  mit  welchem  das  Be- 
zugsrecht aufhören  soll.     Bis  dahin  wird  sich  fast  immer  sowohl 

jenigen  Ereignisse,  welches  den  Entziehungsgrund  bildet  (z.  B.  Rückkehr 
der  Erwerbsiähigkeit  eines  Invaliden,  Heirath  der  Wittwe  eines  Verunglückten 
u.  dgl.).  Betreffs  der  Unterstützung  der  Augehörigen  eines  im  Kranken- 
hause verpflegten  Unfallverletzten  (§  7  U.-V.-G.)  nimmt  das  Beichs versiehe- 
rungsamt  an,  dass  mit  der  Entlassung  des  Familienhauptes  aus  der  Anstalta- 
pflege  die  Angehörigenrente  ohne  Weiteres  erlösche  (Amtl.  Nachr.  1889 
S.  368  No.  761). 
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die  Zustellung  an  den  bisherigen  Empfanger,  als  auch  die  Be« 
nachrichtigung  der  zuständigen  Postanstalt  nöthigenfalls  tele- 
graphisch  bewerkstelligen  lassen,  es  steht  sofort  der  Tag  des 
WegÜBdls  urkundlich  fest^  und  es  werden  Zuyielzahlungen  und 
Wiedereinforderungen  vermieden. 

In  ähnlicher  Weise ,  aber  mit  einer  bemerkenswerthen  Ab- 
weichung will  die  Novelle  zum  Invaliditäts-  und  Altersversicherungs- 
gesetz  Abhülfe  schaffen.  Zunächst  soll  als  Ergänzung  zu  dem 
Schlusssatze  des  §  26  vorgeschrieben  werden: 

Für  denjenigen  Kalendermonat,  in  welchem  die  den  Wegfall 
oder  das  Buhen  des  Rentenanspruchs  bewirkende  Thatsache  ein- 
tritt, ist  der  gezahlte  volle  Monatsbetrag  der  Beute  zu  belassen  ^^. 

In  §  33  Abs.  2  beabsichtigt  man  femer  einzuschalten,  dass 
erst  mit  Ablauf  des  Monats,  in  welchem  der  Entziehungs- 
bescheid zugestellt  wird,  die  Entziehung  wirksam  werde. 

Rathsam  dürfte  es  sein,  nicht  den  Zustellungsmonat,  sondern 
den  Monat,  in  welchem  der  Entziehungsbescheid  von  dem  Anstalts- 
vorstande erlassen  wird,  maassgebend  sein  zulassen,  nicht  nur 
weU  der  fragliche  Zeitpunkt  sogleich  bei  der  Abschickung  akten- 

**  Nach  der  Begründung  erfordert  die  Berechnung  nach  eineinen  Tagen 
des  Monats  einen  unverhältnissmässig  grossen  Aufwand  von  Zeit  und  Arbeit 
bei  den  Yersichenug^sanstalten  und  dem  Rechnungsbureau  des  Reichs- 
Tcnicherungsamts.  „Viel  bedenklicher  aber  als  dieser  Arbeitsaufwand  ist 
der  nicht  unberechtigte  Unwille,  welcher  bei  den  meist  unbemittelten  Erben 
eines  jerstorbenen  Rentenempfängers  entsteht,  wenn  sie  die  über  den  Todestag 
hinsos  gezahlten  Theilbeträge  der  Monatsrate  wieder  herausgeben  sollen;  die 
Kosten  eines  etwaigen  Einziehungsverfahrens  sind  oft  höher  als  die  wieder 
einzuziehenden  Rentenbeträge  und  werden,  sofern  der  Versuch  der  Ein- 
ziehong  wegen  Mittellosigkeit  des  Schuldners  fruchtlos  bleibt,  von  der  Ver- 
sicherungsanstalt nutzlos  aufgewendet.  Dieser  Umstand  hat  bei  einzelnen 
Versicherungsanstalten  auch  bereits  dahin  gefuhrt,  grundsätzlich  von  der 
Wiedereinziehung,  die  das  Reichsversicherungsamt  neuerdings  dem  pflicht- 
mlssigen  Ermessen  der  Vorstände  überlassen  hat,  Abstand  zu  nehmen.  Um 
so  mehr  empfiehlt  es  sich,  durch  ausdrückliche  Bestimmung  des  Gesetzes 
allgemein  dahin  Vorsorge  zu  treffen,  dass  bereits  gezahlte  oder  doch  fällige 
Monatsbeträge  in  allen  Fällen  belassen  werden  müssen.**  Vgl.  für  Leib- 
renten die  Vorschrift  in  §  760  Abs.  3  B.  G.-B. 
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kundig  gemacht  werden  kann,  sondern  auch  um  in  den  Filloi, 
in  welchen  die  Zustellung  mit  oder  ohne  den  Willen  des  Empfangen 
durch  Aufenthalt  desselben  im  Auslande ,  durch  wechsehides 
Domizil  u.  dgl.  erschwert  und  verzögert  wird,  eine  Handhabe  zu 
gewinnen.  Von  untergeordneter  Bedeutung  ist  es,  ob  der  Augoi- 
blick,  in  welchem  der  Entziehungsbescheid  yerfiigt,  oder  der,  m 
welchem  er  abgesendet  wird,  die  entscheidende  Aolle  spielen  soll. 
Der  Anstaltsvorstand  kann  und  wird  es  so  einrichten,  dass  b»de 
Zeitpunkte  auf  denselben  Tag  oder  doch  wenigstens  in  denselben 
Monat  fallen,  da  er  im  eigenen  Interesse  die  daneben  zu  erlassende 
Benachrichtigung  der  Postanstalt  thunlichst  beschleunigen  muss. 
Der  Kontrole  wegen  halte  ich  es  für  richtiger ,  wenn  der  Ab- 
sendungstag entscheidet. 

Es  ist  sehr  zu  wünschen,  dass  diese  Grundsätze  auch  tüi 
die  Unfallversicherung  Anwendung  erhalten,  und  dass  bei  den 
dort  so  häufigen  Bentenkürzungen  dasselbe  gilt,  was  von  der 
vollständigen  Entziehung  gesagt  ist.  Man  vermeidet  damit  die 
jetzt  oft  sehr  drückende  Einbehaltung  von  Theilen  der  BeDte 
als  Gegenstand  der  Aufrechnung  mit  den  überhobenen  Betragen. 

In  solchen  Fällen,  in  welchen  die  bisher  bezogene,  nun  weg- 
fallende Beute  ein  Hindemiss  für  die  Geltendmachung  anderer 
Forderungen  bildete,  können  diese  mit  der  Entziehung  in  Wak 
samkeit  treten,  und  zwar  ex  nunc  oder  ex  tunc,  je  nachdem  die 
Entziehung  nur  die  Zukunft  betrifft  oder  sich,  wie  bei  der  Wieder- 
aufnahme des  Verfahrens  und  bei  der  Aufhebung  einer  nicbt 
rechtskräftigen  Bewilligung  der  Yorinstanzen  durch  die  höhere 
Spruchstelle,  auch  auf  die  Vergangenheit  bezieht. 

Dies  gilt  zunächst  für  den  Wiedereintritt  der  Haftpflicht 
nach  dem  Haftpflichtgesetze  und  sonstigen  Bechtsbestimmungen. 
deren  Anwendung  nach  §  95  U.-V.-G.  bei  den  Betriebsunfällen 
der  nach  Maassgabe  dieses  Gesetzes  versicherten  Personen  aus- 
geschlossen zu  sein  schien.  Wenn  anfanglich  das  Vorhandensein 
eines  Betriebsunfalls  in  einem  versicherten  Betriebe  angenommeD 
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war  und  es  sich  nachträglich  herausstellt,  dass  die  B^nte  zu 
Unrecht  bewilligt  ist,  weil  kein  Unfall,  sondern  eine  gewerbliche 
Krankheit  vorliegt,  oder  weil  der  Betrieb  nicht  zu  den  ver- 
sicherangspflichtigen  Unternehmungen  gehört,  dann  haften  die 
Betriebsinhaber  und  deren  Vertreter  ohne  die  Schranken  des 
§  96,  sobald  die  Unfallrente  abgesprochen  wird. 

Derselbe  Grundsatz  gewinnt  besondere  Bedeutung  ftir  die- 
jenigen Fälle,  in  welchen  eine  bestimmte  Art  von  Rente  lediglich 
um  desswillen  nicht  (oder  nicht  mehr)  gewährt  werden  konnte, 
weil  die  Bewilligung  einer  anderen  Bentengattung  jener  im  Wege 
stand  (oben  S.  206  ff.),  also  bei  dem  Zusammentreffen  von  Alters- 
und Invalidenrente,  von  Unfall-  und  Invalidenrente  wegen  einer 
durch  Unfall  herbeigeführten  Erwerbsunfähigkeit  im  Sinne  der 
§§  4,  9,  10  I.-  u.  A.-Y.-Gr.,  oder  bei  Bezug  einer  Unfallrente,  so- 
weit diese  mit  der  daneben  zustehenden  Invaliden-  oder  Alters- 
rente den  Betrag  von  415  M.  jährlich  übersteigt  (vgl.  AmtU 
Nachr.  1898  S.  393  No.  673). 

Wenn  z.  B.  Jemand  von  Erfüllung  des  siebzigsten  Lebens- 
jahres ab  eine  jährliche  Altersrente  von  150  M.  bezogen  und  ein 
halbes  Jahr  später  eine  Unfallrente  von  400  M.  erhalten  hat,  so 
ruht  in  Folge  der  letzteren  der  Altersrentenanspruch  bis  auf  die 
an  415  M.  fehlenden  16  M.  (§  34  No.  1   I.-  u.  A.-V.-G.). 

Wird  die  vom  Schiedsgerichte  zugesprochene  Unfallrente  etwa 
in  der  Rekursinstanz  vom  Beichsversicherungsamte  aberkannt  oder 
im  Wege  der  Wiederau&ahme  entzogen,  dann  kann  auf  Grund 
dieser  neuen  Entscheidung  die  Neuverwilligung  des  Bestes  der 
Altersrente  (150  —  15=  136  M.  jährlich)  verlangt  werden '^^ 

Es  ist  nicht  zulässig,  bei  dieser  Gelegenheit  die  sämmtUchen 
Bedingungen  und  Grundlagen  für  die  Gewährung  dieser  Rente 


^^  Auch  für  die  Vei'gaiigenheit,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Berufsge- 
nosseiiBchaft  die  vorläufigen  Zahlungen  zurückfordert  oder  nicht  (Amtl.  Nachr., 
L-  u.  A.-V.  1894  No.  375  S.  147).  Der  Wegfall  oder  die  Kürzung  der  Unfall- 
nnte  bei  Anwendung  des  §  05  U.-Y.-G.  wirkt  dagegen  nur  für  die  Zukunft. 


—     234    — 

—  Erfüllung  der  gesetzlichen  Wartezeit,  Anfangstag,  Höhe  — 
noch  einmal  selbständig  nachzuprüfen:  es  wird  sich  nur  darum 
handeln,  ob  und  seit  wann  die  Voraussetzungen  ftLr  das  Ruhen 
der  Altersrente  hinfallig  geworden  sind,  so  dass  sie  voll  wieder 
aufleben  darf.  Da  sie  einmal  rechtskräftig  bewilligt  war,  so  konnte 
nicht  mehr  von  res  integra  die  Bede  sein,  und  die  Renten- 
instanzen sind  in  Bezug  auf  die  Festsetzung  durch  die  frühere 
Entscheidung  gebunden. 

Granz  ähnlich  ist  ein  eigenartiger  Bechtsfall  zu  benrtheüen, 
welcher  kürzlich  das  Schiedsgericht  der  hiesigen  Invaliditäts-  und 
Altersversicherungsanstalt  beschäftigte.  Es  war  einem  69  Jahre 
alten  Arbeiter  die  Invalidenrente,  obwohl  der  Arzt  ihn  seit 
Januar  1897  für  dauernd  erwerbsunfähig  erklärt  hatte,  erst  von 
Juli  1897  ab  bewilligt.  Er  beruhigte  sich  bei  dieser  Ent- 
scheidung. Anfang  1898  wurde  er  70  Jahre  alt  und  erhielt,  da 
er  in  seinen  Quittungskarten  die  nöthige  Zahl  von  Beitrags- 
marken aufweisen  konnte,  die  Altersrente  zugesprochen,  die  von 
da  ab  an  die  Stelle  der  niedrigeren  Invalidenrente  trat.  Auf 
die  Berufung  des  Staatskommissars  sah  sich  das  Schiedsgericht 
veranlasst,  die  Altersrente  wieder  abzusprechen,  weil  die  letzten, 
die  Wartezeit  erfällenden  Beitragsmarken  für  Beschäftigung  nach 
dem  ärztlicherseits  angenommenen  Zeitpunkte  der  Invalidität 
verwendet  und  desshalb  unwirksam  waren.  Obgleich  sich  das 
Schiedsgericht  hierdurch  in  Gegensatz  zu  der  Begründung  des 
rechtskräftigen  Anstaltsbescheides,  betreffend  die  Invalidenrente, 
begab,  welcher  die  Invalidität  erst  vom  JuU  1897  ab  rechnete, 
vermochte  es  dennoch  nicht  dem  ferneren  Antrage  des  Staats- 
kommissars auf  Nachverwilligung  der  Invalidenrente  für  das  erste 
halbe  Jahr  von  1897  Folge  zu  geben,  weil  der  frühere  Bescheid 
vollinhaltlich  wieder  in  Kraft  trat  und  nicht  mehr  zu  Gunsten  des 
Rentenberechtigten  abgeändert  werden  konnte. 

Nicht  mit  einer  Entziehung,  sondern  mit  einer  Ueber- 
.tragung  des  Rentenanspruchs  durch  cessio  legis  haben  wir  es 
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za  thun,  wenn  auf  Gemeinden  oder  Arm enyerbände^'  wegen  der 
von  ihnen  in  Eirfüllang  gesetzlicher  Vorschriften  gewährten  Unter- 
stützungen hül&bedtirftiger  Personen  der  den  letzteren  für  die 
nämliche  Zeit  zustehende  Bentenanspmch  übergegangen  ist  (§  8 
Ü.-V.-G.;  §  36  I..  u.  A..V.-G.)- 

Schon  aas  dem  Grunde  kann  man  hier  nicht  von  einer 
Entziehung  reden,  weil  die  Rente  thatsächlich  in  voller  Höhe 
weiterhin  gewährt  wird;  nur  das  berechtigte  Subjekt  ist  ein 
anderes  geworden.  Es  ist  ausserdem  darauf  hinzuweisen ,  dass 
diese  Uebertragung  sich  nach  der  herrschenden  Auffassung  regel- 
mässig nur  auf  die  Vergangenheit  beziehen  soll.  Nach  einer 
Verfügung  vom  13.  Okt.  1896  (11  7170)  hält  das  Reichs- 
versicherungsamt  es  nicht  für  statthaft,  zukünftige  Rentenbeträge 
einem  Armenverbande  zur  Deckung  seiner  ferneren  Aufwendungen 
zu  überweisen;  lediglich  ein  Ersatz  der  schon  gewährten  Unter- 
stützungen soll  durch  die  für  den  gleichen  Zeitabschnitt  fallig 
gewordene,  noch  unerhobene  Rente  stattfinden.  Ist  die  Rente 
dem  ursprünglich  Berechtigten  für  diese  Zeit  schon  ausgezahlt, 
so  hat  der  Armenverband  das  Nachsehen. 

Es  darf  zugegeben  werden,  dass  diese  Einschränkung  des 
Rückgriffs  auf  die  Rente  viel  für  sich  hat.  Verfehlt  ist  es,  wenn 
von  einzelnen  Seiten  immer  wieder  der  Versuch  unternommen 
wird,  auch  aus  der  zukünftigen  Rente  Erstattung  für  vergangene 


**  Den  Organen  der  Armenpflege  sind  Betriebsunternehmer  und  Kassen 
gleichgestellt,  welche  die  jenen  obliegenden  armenrechtlichen  Yerpflicbtungen 
anf  Grand  gesetzlicher  Vorschrift  erfüllt  haben.  Anderen  Kassen,  insbeson- 
dere den  Krankenkassen,  ist  diese  Zwangsabtretung  nicht  zugestanden,  so- 
weit es  sich  um  Invaliden-  oder  Altersrente  handelt.  Eine  dieser  beiden 
Renten  und  das  E^rankengeld  können  also  ungekürzt  neben  einander  bezogen 
werden  (Amtl.  Nachr.,  L-  u.  A.-V.  1895  S.  109  No.  414).  Anders  liegt  die 
Sache  bei  der  Unfallversicherung.  Hier  ist  in  §  8  Abs.  1  U.-V.-Q.  den  ein- 
geschriebenen Hülfskassen,  sowie  den  sonstigen  Kranken-,  Sterbe-,  Invaliden- 
und  anderen  Ünterstützungskassen  dasselbe  Recht  auf  die  Rente  wie  den 
Armenverbänden  eingeräumt. 
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armenrechtliche  Aufwendungen  zu  beanspruchen^'.  Wie  die  Ver- 
pfandung und  die  freie  Uebertragung  der  Beute  vollständig  aus- 
geschlossen, und  die  Beschlagnahme  nur  für  die  in  §  749  Abs.  4 
B.-C.-P.-O.  bezeichneten  Forderungen  der  Ehefrau  und  der  Kinder 
und  die  der  ersatzberechtigten  Gemeinden  und  Armenverbände 
zulässig  ist  (§  68  Ü.-V.-G.;  §  40  I.-  u.  A.-V.-G.),  so  soll  auch  in 
jenen  Fällen  eine  Schmälerung  der  Rechte  des  Empfangers  nur 
ganz  ausnahmsweise  eintreten. 

Dennoch  ist  in  der  Frans  das  Bedürfniss  hervorgetreten, 
die  Sicherstellung  der  Armenverbände  anders  und  einfacher  zu 
regeln.  Wenn  Jemand  in  laufender  Armenunterstützung  steht 
und  auch  fernerhin  trotz  der  Bentenbewilligung  bleiben  muss 
(z.  B.  weil  er  sich  in  der  sog.  ^^geschlossenen  Armenpflege"  eines 
Armen-  oder  Siechenhauses,  einer  Irrenanstalt  u.  dgl.  befindet, 
oder  weil  die  Beute  nicht  hoch  genug  ist,  um  ihn  und  die  Seinigen 
vor  Noth  zu  schützen),  dann  wäre  es  ganz  unbedenklich,  die 
volle  Beute  auch  für  die  Zukunft  dem  Armenverbande  zu  über- 
weisen und  insoweit  dem  Berechtigten  selbst  zu  entziehen,  welchem 
die  demüthigenden  Folgen  des  Empfanges  von  Armenunterstützung 
(Verlust  des  Beichstagswahlrechts  u.  s.  w.)  ohnehin  nicht  erspart 
bleiben  würden.  Dies  Verfahren  böte  sogar  den  Vortheil,  dass 
ein  leichtsinniger  Bentenempfanger  davor  bewahrt  würde,  den  am 
Monatsersten  erhaltenen  Betrag  schleunigst  zu  vergeuden.  Die 
Organe  der  Armenpflege  können  Naturalien  davon  beschaffen, 
für  die  Miethe  etwas  zurücklegen,  Pflegegeld  für  seine  anderwärts 
untergebrachten  Eander  bezahlen,  kleinere  Baarbeträge  ihm  etwa 
am  1.  und  15.  des  Monats  zukommen  lassen  u.  s.  w. 

Mit  Bücksicht  hierauf  ist  der  Vorschlag  der  Invaliden- 
versicherungsnovelle als  unzulänglich  zu  bezeichnen.  Derselbe 
will  neben  der  entbehrlichen  Zulassung  des  Begresses  für  frühere 


^  So  V.  WoBDTKB,  Nachtrag  zum  Kommentar  bei  §  35  I.-  u.A.-y.-G* 
Dagegen  das  Reichs verBicherongsamt,  Amtl.  Nachr.,  U.-V.  1892  S.  331  No.  1181; 
1896  S.  494  No.  1565. 
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Unterstützungen  (vgl.  bei  Anm.  53)  die  Eente  bis  zur  Hälfte 
ihres  Betrages  den  Gemeinden  und  Armenverbänden  auf  ihren 
Antrag  fortlaufend  überweisen,  sofern  sie  dem  Anstaltsvorstande 
glaubhaft  den  Nachweis  erbringen,  dass  sie  dem  Rentenempfänger 
mindestens  bis  zu  dem  zu  überweisenden  Betrage  fortlaufend 
Unterstützungen  auf  Grund  der  öffentlichen  Armenpflege  zu  ge- 
währen haben.  In  solchen  Fällen  soll  die  andere  Hälfte  von  der 
Gemeinde  oder  dem  Armenverbande  nicht  in  Anspruch  genommen 
werden  dürfen**. 

Der  Versuch,  auf  diese  Weise  die  Frage  zu  regeln,  scheitert 
daran,  dass  die  Armenbehörden,  welche  ihre  Unterstützungen  auf 
das  unbedingt  nothwendige  Maass  zu  beschränken  berechtigt  und 
sogar  verpflichtet  sind,  den  Eentenempfangem  gegenüber  statt 
der  Inanspruchnahme  der  halben  Rente  einfach  die  monatliche 
haare  Armenbeihülfe  um  den  Betrag  der  vollen  Rente  kürzen 
werden  —  ein  Verfahren,  das  man  ihnen  nicht  wohl  verbieten 
kann,  und  das  nur  dann  unausführbar  ist,  wenn  der  Renten- 
herechtigte  keine  Baarunterstützung  bezieht. 

Aus  den  oben  angeführten  Gründen  scheint  mir  die  volle 
Ueberweisung  der  Rente  an  die  Armenverbände  den  Vorzug  zu 
verdienen.  Eine  Bescheinigung  der  Aufsichtsbehörde  darüber, 
dass  dem  Rentenempfänger  mindestens  bis  zu  dem  beanspruchten 
Rentenbetrage  fortgesetzt  Armenbeihülfe  zu  leisten  sei,  ist  nicht 
unter  allen  Umständen  nothwendig.  Es  wird  genügen,  wenn  eine 
allgemeine  Glaubhaftmachung  gefordert,  und  wenn  es  dem  Er- 
messen der  Rentenfestsetzungsinstanzen  ^^  überlassen  wird,  ob  der 


^  Die  BegründoDg  dazu  bemerkt,  dass  sich  die  völlige  Entziehung  der 
Rente  im  Hinblick  aof  die  Natur  der  öffentlichen  Armennnterstützung  als 
einer  höchst  subsidiären  und  nur  beim  gänzlichen  Fehlen  aller  anderen  Sub- 
sistenzmittel  eintretenden  Einrichtung  zwar  theoretisch  rechtfertigen  lasse, 
aber  doch  aus  sozialpolitischen  Rücksichten  Bedenken  hervorrufe.  Aus  diesen 
Gründen  sei  bei  fortlaufender  Armenunterstützung  eine  fortlaufende  Ueber- 
weisung der  halben  Rente  in  Aussicht  genommen. 

^  Das  Reichs versicherungsamt   vertritt   die  Auffassung,   dass  über  die 
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Beweis  der  Unterstützung  durch  Urkunden  ^  Zeugen  u.  dgl.  ge- 
fuhrt werden,  oder  ob  die  entsprechende  Erklärung  der  Armen- 
behörde ausreichen  soll;  in  grossen  Städten  wird  letzteres  meisteuB 
ganz  unbedenklich  geschehen  können,  zumal  da  die  Ausstellung 
der  Bescheinigungen  für  die  Aufsichtsbehörde  eine  erhebliche 
Arbeitslast  bedeuten  würde.  Der  Novellenentwurf  von  1899  hat 
denn  auch  im  Gegensatze  zu  dem  früheren  Vorschlage  von  einer 
Beschränkung  der  Beweisführung  abgesehen  und  verlangt  in 
§  36  a  Abs.  1  nur  bei  Ersatzansprüchen  für  vorübergehende 
Unterstützung  die  Anmeldung  binnen  S  Monaten  nach  deren 
Beendigung. 


Frage,  ob  und  inwieweit  der  Uebergang  einer  Kente  auf  Gemeinden  u.  s.  w. 
stattgefunden  habe,  bei  Streitigkeiten  mit  dem  ursprünglich  Bereohtigten 
nicht  die  Renteninstanzen,  sondern  die  ordentlichen  Gerichte  zu  entscheiden 
haben  sollen  (AmU.  Nachr.,  L-  u.  A.-y.  1898  S.  167  No.  818;  1896  S.  238  ff. 
No.  485  und  486).  Der  Einheitlichkeit  wegen  empfiehlt  es  sich  indeaa  in 
hohem  Grade,  auch  für  diesen  Streitpunkt  das  schiedsgerichtliche  Verfahren 
und  den  Spruch  des  Reichsyersicherungsamts  maassgebend  sein  zu  lassen« 
Auch  der  Entwurf  von  1899  will  den  ordentlichen  Gerichten  diese  Fälle 
abnehmen  und  unter  Hinweis  auf  die  gleichartige  Regelung  in  §§  57  Abs.  2 
und  3,  58  Abs.  2  des  Krankenvers.-Gesetzes  dem  Verwaltungsstreitverfahren 
bezw.  der  Erledigung  nach  §§  20,  21  R.-G.-O.  tiberweisen.  Einfacher  scheint 
es  mir,  ganz  allgemein  auch  hier  die  Zuständigkeit  der  Renteninstansen 
anzuerkennen. 
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Zur  Entwicklungsgesdiichte  der  dentschen 

Staatslehre. 

Von 

Dr.  jur.  et  phil.  Emil  Lingg  in  Prag. 


Als  PuFENDORF,  der  Vater  der  deutschen  Staatswissenschaft  ^ 
sein  berühmtes  Buch  „de  statu  imperii  Germanici^  schrieb,  da  hüllte 
er  sich  in  den  Mantel  der  Anonymität.  Denn  seine  epochemachende 
Schrift  handelte  nicht  blos  von  der  Geschichte  des  Deutschen 
Reiches  von  ihren  Uranfängen  an,  und  nicht  blos  von  £[aupt,  Glie- 
dern und  Staatsform  des  Deutschen  Reiches ,  sondern  auch  von 
„Deutschlands  Macht  und  Deutschlands  Schwäche^  und  von 
„Deutschlands  Krankheiten^,  und  er  war  auch  so  kühn,  fremde 
und  eigene  Vorschläge  für  die  Heilung  der  Krankheiten  Deutsch- 
lands zu  erörtern. 

So  gab  nicht  theoretisches  Interesse,  sondern  die  Noth  und 
das  patriotische  Bestreben,  denen  den  richtigen  Weg  zu  zeigen, 
denen  „der  Zufall  eher  unverdiente  Macht,  als  das  Geschick,  sie 
zu  gebrauchen,  verliehen^,  den  Anstoss,  sich  mit  dem  Staate  über- 
haupt zu  beschäftigen  und  die  sieht-  und  greifbaren  Schäden, 
welche  das  irrationelle  „monstrum^  Deutschland  dem  gemeinen 
Menschenverstand  aufwies,  drängten  dazu,   aus  eben  dieser  Er- 


'  Althusius  geht  ihm  in  der  Zeit  und  im  Range  voran,  aber  er  hat 
nicht  ^Schule''  gemacht  und  wurde  ernt  durch  Gierke's  Verdienst  der 
Vergessenheit  entrissen.  (Bluntschli,  Geschichte  der  Staatswissenschafl  S.  77.) 
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kenntnissquelle,  aus  der  VerDunft,  einen  besseren  und  den  richtigen 
Staat  aufzubauen.  Püfendorf  selbst  hatte  sich  noch  nicht  damit 
begnügt,  das  Bestehende  einfach  zu  ignoriren  und  sich  nur  mit 
dem  Rezepte  für  das,  was  sein  soll^  zu  beschäftigen.  Um  dar- 
zuthun,  dass  das  Deutschland  seiner  Zeit  ein  monstrum  sei,  zeigte 
er,  wie  es  durch  seine  geschichtliche  Entwicklung  zum  monstrum 
wurde.  Da  er  erkannte,  wie  die  Parteiungen  und  die  Reibungen 
der  politischen  Machtfaktoren  Deutschlands  die  Schäden  seiner 
monströsen  Verfassung  verstärkten,  berücksichtigt  er  eingehend 
die  Parteien  und  Machtverhältnisse  innerhalb  Deutschlands:  ihm 
ist  es  „Thorheit,  ohne  Kenntniss  der  Politik  sich  an  die  Be- 
arbeitung des  Staatsrechtes  zu  machen^.  Er  macht  wohl  „eigene 
Vorschläge^,  aber  er  vereinigt  noch  historische  Begründung, 
pohtische  Individualisirung  und  rationelle  Konstruktion  und  Eate- 
gorisirung. 

Die  nach  ihm  daran  gingen,  sich  mit  der  Wissenschaft  vom 
Staate  zu  beschäftigen,  erachteten  sich  —  ob  mit  klarem  Bewusst- 
sein  oder  nicht,  ist  nicht  entscheidend  —  der  vouPufendorf  bereits 
gegebenen  Begründung  überhoben:  ihnen  kam  es  nunmehr  darauf 
an,  das  auszusprechen,  was  ihrer  Ansicht  nach  sein  sollte,  ihre 
Staatssysteme  aus  der  einzig  ergiebigen  Erkenntnissquelle,  der 
Vernunft,  abzuleiten,  nachdem  aus  dem,  dem  Chaos  ähnlichen 
monstrum  des  Gewordenen  kein  Weg  zu  dem  Vernünftigen  und 
durch  die  Vernunft  an  sich  als  richtig  Erkennbaren  fährte  oder 
doch  ihnen  zu  fuhren  schien.  Sie  wandten  sich  demnach,  während 
zu  Beginn  der  Staatswissenschaft  noch  Oeschichte  und  Politik 
mit  in  den  Rahmen  der  Wissenschaft  vom  Staate  einbezogen  wur- 
den, lediglich  der  logischen  Behandlung  derselben,  der  Systematik,, 
zu.  Nur  freilich,  dass  sie  nicht  Staatsrecht,  nicht  das  positiv  im 
Staate  geltende  Becht,  behandelten,  sondern  lediglich  apriorische 
und  daher  zum  namhaften  Theil  höchst  subjektive  Systeme  für 
Staatsrecht  ausgaben  —  wir  haben  gesehen,  wieso  das  kam.  Von 
Leibnitz,  Thomasius,  Wolf  und  Kakt  bis  Hegel,  Rotteck: 
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und  Welckbr  reicht  die  Kette  der  Denker  über  den  Staat,  die 
ihre  Vorstellangen  über  den  Staat  und  dessen  Einrichtungen  aus 
dem  Natur-  und  Vernunft-Recht  schöpften,  und  wenn  die  Späteren 
dieser  Reihe  immer  mehr  an  konkrete  Verhältnisse  anknüpften^ 
je  mehr  eben  die  Unzulänglichkeiten  der  vorausgehenden  Ent- 
wicklung zum  Bewusstsein  kamen,  so  wurzelten  alle  diese  Systeme 
doch  schliesslich  im  Apriorismus,  bis  dessen  Oedankeninhalt  voll- 
ständig ausgeschöpft  war,  und  die  dadurch  hervorgerufene  Ver- 
flachung des  Stromes  der  Wissenschaft  eine  Ablenkung  in  eine 
ganz  neue  Richtung  hervorrief. 

Das  war  die  Frucht  der  Einwirkung  der  historischen 
Rechtsschule,  welche  von  dem  Gebiete  des  Privatrechtes  auch 
auf  die  anderen  Rechtsgebiete  übergreifend  den  Historismus  in  der 
Staatswissenschaft  erzeugte. 

Während  die  früheren  Männer  der  Staatswissenschaft  den 
Bahnen  Pufendorf's  folgend  von  dem  geschichtlich  Oegebenen  erst 
ganz  abstrahirten  und  später  doch  nur  daran  anknüpften,  um  ihre 
apriorisch  gewonnenen  Vorstellungen  vom  Staate  daran  auszuspinnen, 
haben  die  Männer  der  historischen  Staatswissenschaft  ihre  Auf« 
merksamkeit  lediglich  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Staates 
und  der  historischen  Ableitung  des  Gegenwärtigen  aus  seinen  An- 
fangen und  Uranfangen  zugewendet.  Hieher  müssen  wir  nicht  blos 
die  NiEBUHB  und  Waitz  rechnen,  sondern  auch  —  und  zwar  bei 
aller  schuldigen  Hochachtung  ihrer  hervorragenden  Verdienste  für 
die  StaatsrechtswissenschaftjWenn  auch  nur  zum  Theile  in  der  Staats- 
rechtswissenschaft —  ihre  Nachfolger  von  heute,  die  Gierke  u.  A. 

Braucht  es  heute  keiner  Widerlegung  des  Vemunftrechtes 
mehr,  sondern  nur  der  Hervorhebung  seines  Inhaltes,  um  seine 
Unzulänglichkeit  zu  erkennen,  so  ist  die  Unzulänglichkeit  der 
historischen  Behandlung  des  Staatsrechtes,  so  klar  sie  auch  ist, 
doch  noch  nicht  in  gleichem  Maasse  communis  opinio,  und  es 
sei  demnach  hier  citirt,  wie  der  führende  Mann  der  heutigen 
Staatsrechtswissenschaft,  Laband,  dieselbe  charakterisirt. 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  XIV.  2.  X6 
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^AUe  historische  Betrachtungen  —  so  werthvoU  sie  an  und 
für  sich  sein  mögen  —  sind  für  die  Dogmatik  eines  konkreten 
Brechtsstoffes  ohne  Belang  und  dienen  nur  zu  häufig  dazu,  den 
Mangel  an  konstruktiver  Arbeit  zu  verhüllen^ '. 

„Es  kann  doch  nicht  als  ein  wissenschaftliches  Erfordemiss 
angesehen  werden ,  jede  juristische  Erörterung  mit  den  Yolks- 
rechten  oder  der  Germania  des  Tacitus  oder  gar  mit  den  Zwölf- 
tafelgesetzen zu  beginnen,  um  dem  Vorwurf  des  geschichtslosen 
Anfanges  zu  entgehen^  ^. 

Hatte  die  Unmöglichkeit,  auf  dem  Boden  der  apriorischen 
Vernunftrechtssysteme  zu  einer  Lösung  der  akuten  praktischen 
Fragen  des  Staatslebens  zu  gelangen,  zu  der  Abwendung  vom 
reinen  Denken  und  zu  der  Betrachtung  der  historischen  Quellen 
des  Bestehenden  geführt,  so  führt  die  Ueberfluthung  mit  histori- 
schen Details,  deren  Kenntniss  zwar  zum  vollen  Yerständniss 
mit  nothwendig  ist,  aber  doch  keine  Antwort  auf  präzise  Rechts- 
fragen bot  und  nur  den  „Mangel  an  konstruktiver  Arbeit"  ver- 
hüllte, wieder  zu  einer  Zuwendung  zu  den  politischen  Problemen 
des  Staatslebens,  und  die  Wissenschaft  vom  Staate  schlug  jene 
historisch-politische  Methode  ein,  die  ohne  dogmatische  Grund- 
legung die  politische,  subjektive  Auffassung  des  Autors  mit  nach 
seinem  Bedürfniss  herbeigezogenen  historischen  Beminiszenzen 
verbrämte  und  „oberflächliche  Zweckmässigkeitser wägungen  und 
aus  dem  Zusammenhang  gerissene  historische  Notizen  für  staats- 
rechtliche Untersuchungen  ausgab^  ^. 

So  unbefriedigend  diese  Epoche  der  Staatswissenschaft  uns 
heute  erscheint,    so   war  sie  doch    eine  noth wendige  Stufe   der 

*  Vorrede  zur  zweiten  Auflage  des  Staatsrechtes  des  deutschen  Reiches 
S.  XI. 

'  Staatsrecht  Bd.  I  S.  9.  Vgl.  Linog,  Die  staatsrechtliche  Stellung  der 
im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  der  Österr.-ungarischen 
Monarchie  (Prager  Jurist.  Vierteljahresschr.  Bd.  VIII  S.  129  ff.). 

*  Laband,  Vorrede  zur  zweiten  Auflage  des  Staatsrechtes  des  deutschen 
Reiches  S.  XII. 
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Entwicklung.  Politische  Erwägungen  und  politische  Koth  hatten 
dazu  gefuhrt,  das  Arcanum  für  die  trostlose  Gegenwart  bei  der 
Vernunft  zu  suchen.  Aber  es  führte  keine  Brücke  von  der  Idee 
zur  realen  Welt,  und  so  suchte  man .  die  Erkenntniss  des  Be- 
stehenden aus  der  Art,  wie  es  geworden.  Aber  die  Auf- 
zählung, wie  es  geworden,  führte  noch  immer  nicht  zur  Erkennt- 
niss dessen,  was  ist,  und  sa  suchte  man  zu  dieser  Erkenntniss 
zu  gehingen,  indem  man  dem,  wodurch  es  geworden,  nach- 
spürte, dem  movens  agens  der  Entwicklung,  und  nachdem  sich 
dieses  in  der  Vergangenheit  nur  schwer  oder  auch  gar  nicht 
aufspüren  Hess,  so  wandte  sich  die  Staatswissenschaft  wieder  der 
Gegenwart,  „den  das  Staatsleben  formenden  und  bewegenden 
Kräften"^,  den  politischen  Parteien,  deren  Bestrebungen  und 
Streit  zu. 

In  diesem  Zustande  befand  sich  die  Staats  Wissenschaft,  als 
ihr  IlABAKD^s  bahnbrechendes  Genie  die  juristische  Methode  auf- 
zwang: Laband  hatte  den  Scharfblick  und  den  Muth,  sich  von 
der  historischen  Methode,  die  bis  dahin  und  bei  Manchen  noch 
heute  als  die  wissenschaftlich  allein  seligmachende  gilt,  zu  emanzi- 
piren  und  —  die  Kechtsgeschichte  auf  ihr  eigentliches  Gebiet 
verweisend  —  aus  der  Staats  Wissenschaft  die  Staatsrechts- 
wissenschaft herauszulösen.  Seit  Labakd  weiss  die  Staatsrechts- 
wissenschaft, dass  ihre  Aufgabe  ist,  das,  was  ist,  losgelöst 
Ton  dem,  was  war  und  was  angeblich  oder  wirklich  sein 
soll,  analysirend  zu  erfassen,  begrifflich  zum  Bewusst- 
sein  zu  bringen  und  systematisch  darzustellen. 

Es  ist  bekannt,  in  welch'  glänzender  Weise  es  Laband  ge- 
lungen ist;  nicht  blos  für  das  Gebiet  des  Deutschen  Reiches  und 
des  deutschen  Beichsrechtes  diese  Aufgabe  zu  erfüllen,  sondern 
auch  der  ganzen  Staatsrechtswisseuschaft  die  Eichtung  zu  geben, 
und  wenn   die   LABAKD'sche  juristische   Methode   nicht  überall 


'  Zorn  im  Arch.  f.  öffentl.  Recht  Bd.  X  S.  283. 

16 
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durchgegriffen  und  speziell  auf  dem  Gebiete  des  österreichischen 
Staatsrechtes^  nur  vereinzelt  praktische  Anwendung  gefunden 
hat,  so  schmälert  das  nicht  sein  Verdienst. 

Der  von  Stoerk  in  seiner  oft  genannten  trefflichen  Schrift 
„Zur  Methodik  des  öffentlichen  Rechtes^  nachdrücklich  erhobene 
Hinweis,  dass  die  öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  im  Gegen- 
satz zu  den  privatrechtlichen  individuell  gestaltet  sind^,  und  die 
sich  hieraus  ergebende  Forderung,  dass  das  Staatsrecht  jedes 
Staates  nach  dessen  besonderen  Verhältnissen  individualisirend 
beurtheilt  werden  müsse ,  wurde  —  von  den  Einen  mit  Lob, 
von  den  Anderen  mit  Tadel  —  als  eine  neuerliche  Reaktion 
gegen  die  dogmatische  Behandlung  der  juristischen  Methode 
betrachtet. 

An  sich  wäre  eine  solche  Reaktion  weder  auffällig,  noch 
eine  Minderung  des  Werthes  dessen;  was  Laband  für  die  Wissen- 
schaft geleistet.  Jede  Wissenschaft  hat  ihre  Strömungen^,  von 
denen  keine  die  letzte  ist.  Wenn  eine  neue  Richtung  eingeschlagen 
wird,  muss  sie,  um  sich  zur  Geltung  zu  bringen,  mit  einer  ge- 
wissen Kraft  betont  werden.  Durch  die  kräftige  Hervorhebung 
des  neuen  Ergebnisses  wird  das  Endglied  der  ursprünglichen 
Vorstellungsreihe  zum  Ausgangspunkt  aller  späteren  Vorstellungs- 
reihen.   Wird  aber  bei  diesem  angeknüpft;  so  wird  -*  nach  dem 


*  So  ist  z.  B.  Ulbrich*8  Oesterreichisches  Staatsrecht,  von  dessen  „trockener 
Reprodozirung  des  Gresetzesstoffes"  Stoerk  (in  Grünhuts  Zeitschrift  Bd.  XII 
S.  160)  urtheilt,  dass  „man  nicht  zweifelhaft  sein  kann,  dass  in  dieser  referi- 
renden  Richtung  die  Zukunft  unserer  Lehre  nicht  liegen  kann",  ein  Typus 
jenes  von  Laband  bekämpften  „Dilettantismus,  der  mit  einer  gedankenlosen 
Zusammenstellung  von  Gesetzen  und  Gesetzgebungsmaterialien  sich  begnügt". 

^  „Hier  (bei  den  Staatsreohtserscheinuugen)  tritt  das  Typische  in  den 
Hintergrund,  und  das  Individuelle  des  nationalen,  historischen,  wirthschafl- 
lichen  Thatbestandes  verlangt  aus  der  Masse  herausgegriffen,  auf  seine  spe- 
zifische Substanz  geprüft  und  im  logischen  Zusammenhang  untersucht  zu 
werden"  (Grünhuts  Zeitschrift  Bd.  XII  S.  153). 

'  Vgl.  LiNOO,  Wesen  und  Au%aben  der  Rechtsphilosophie  (in  Grünhnts 
Zeitschria  Bd.  XVni  S.  42). 
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psychologischen  Gesetze  der  Reihenreproduktion  —  nunmehr  die 
vorausgegangene  Vorstellungsreihe  nicht  mehr  mit  voller  Klarheit 
reprodnzirt,  und  es  verfallt  die  von  diesem  Ausgangspunkte  als 
einem  Fixpunkt  ausgehende  folgende  Vorstellungsreihe  in  eine 
Einseitigkeit,  gegen  welche  sich  die  Reaktion  einer  neuen  wissen- 
schaftlichen Strömung  geltend  macht ,  die  wiederum  demselben 
Eutwicldungsgange  anheimfällt.  Zorn^  rühmt  es  denn  auch  an 
Stoerk,  dass  er  gegen  Laband's  formal  juristische  Behandlung 
die  „Unentbehrlichkeit  der  Geschichte  fär  die  Darstellung  des 
positiven  Staatsrechtes^  restituirt  habe.  Dagegen  bekämpft 
Jellixek^®  die  Forderung  Stoerk^s  nach  Berücksichtigung  der 
individuellen  Besonderheiten  der  Staaten  mit  dem  Hinweis,  dass 
sich  doch  in  der  Struktur  der  verschiedenen  Staaten  konstante 
Formen  nachweisen  lassen  müssen.  Trotz  aller  Schärfe,  mit  der 
sich  Stoerk  in  seiner  vor  13  Jahren  erschienenen  Schrift  gegen 
Laband  aussprach,  und  trotz  seiner  Ironisirung  der  ,,Tschin- 
Etiquette^  der  juristischen  Methode  glauben  wir  einen  durch- 
greifenden Gegensatz  der  publizistischen  zur  juristischen  Methode 
nicht  annehmen  zu  müssen. 

Nach  L ABAND  ^^  ist  es  die  Aufgabe  des  Staatsrechtsforschers, 
zunächst  die  Gesammtheit  der  positiven  Bechtssätze  zu  erforschen, 
sodann  die  einzelnen  Bechtssätze  auf  allgemeinere  Begriffe  zurück- 
zuführen und  die  Folgerungen  aus  diesen  Begriffen  zu  ziehen, 
hiebei  aber  immer  ^^  die  Uebereinstimmung  der  theoretischen  Er- 
gebnisse mit  den  thatsächlich  bestehenden  Einrichtungen  im  Auge 
zu  behalten. 

Nach  Stoerk  soll  der  Staatsrechtsforscher  das  Individuelle 
des  Thatbestandes  herausgreifen,  auf  seine  spezifische  Substanz 
prüfen  und  den  logischen  Zusammenhang  untersuchen. 


•  Im  Arch.  f.  öffentl.  Recht  Bd.  XHI  S.  267. 
'"^  System  des  öffentl.  Rechtes  S.  19. 
"  Vorrede  zur  zweiten  AaÜage  S.  XI. 
"  Vorrede  zur  ersten  Auflage  S.  VII. 
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Den  Tbatbestand  auf  die  spezifische  Substanz  prüfen^  kann 
doch  für  den  Staatsrechtsforscher  nichts  Anderes  heissen,  als  ihn 

auf  seine  Bechtssubstanz  prüfen,  also  wiederum  nichts  wesentlich 

« 

Anderes,  als  die  darin  enthaltene  Eechtsmaterie  erforschen,  und 
die  Rechtsmaterie  im  logischen  Zusammenhang  untersuchen ,  ist 
doch  wiederum  nichts  Anderes ^  als  die  einzelnen  Rechtssatze 
unter  dem  Gesichtspunkte  der  Konstruktion  der  Rechtsinstitute 
betrachten. 

Allerdings,  wenn  StO£RK  sagt,  dass  „die  Mannigfaltigkeit 
der  individuellen  Merkmale  bei  den  öffentlich-rechtlichen  Er- 
scheinungen die  Gewinnung  abstrakter  Formeln  unmöglich  macht 
und  damit  auch  die  Subsumption  thatsächlicher  Gestaltungen 
unter  abstrakte  Typen  verbietet^  ^'^  so  stellt  er  sich  in  den 
schärfsten  Gegensatz  zu  dem  Bestreben,  jene  Mannigfaltigkeit 
systematisch  zu  erfassen. 

Allein  die  Möglichkeit,  dass  die  Analyse  der  öffentlich-recht- 
lichen Verhältnisse  in  dem  einen  Staat  dieselben  systematischen 
Ergebnisse  liefert  wie  die  Analyse  dieser  Verhältnisse  in  dem 
anderen  Staate;  die  Gewissheit,  dass  „kraft  der  innerhalb  gewisser 
Grenzen  gleichen  Anlage  der  Kulturvölker  und  der  Gleichheit 
der  Staatsziele^  ^^  gewisse  öffentlich-rechtliche  Verhältnisse  in 
mehreren  oder  selbst  in  allen  Kulturstaaten  wiederkehren;  die 
Nothwendigkeit  aus  jener  Analyse  allgemeinere  Rechtsbegriffe 
abzuleitend^,  alles  dies  kann  weder  verkannt,  noch  geleugnet 
werden,  und  wird  auch  von  Stoerk  im  weiteren  Verlauf  seiner 
Untersuchungen  implicite  anerkannt:  ausdrücklich  findet  das 
„konstruktive  Element^  in  der  publizistischen  Methode  einen 
breiten  Raum,  und  wenn  auch  Stoerk  gegenüber  Feuesbacb^s 
Lehre,  „die  Geschichte  lehrt,  wie  Etwas  geworden  ist,  wie  und 
was  dieses  Etwas  sei,  lehrt  die  Geschichte  nicht",  die  Anschauung 


''  Stokbk  a.  a.  0.    S.  111.  ^*  Jellinsk  a.  a.  0. 

'*  Laband  a.  a.  0. 
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Stahl's,  „dass  die  Vergangenheit  nicht  blos  die  transitorische, 
sondern  die  immanente  Ursache  der  Gegenwart  sei^,  tief  begründet 
findet,  und  wenn  er  auch  mit  Ihering  den  „Irrwahn"  bekämpft,  „der 
die  Jurisprudenz  zu  einer  Mathematik  des  Rechtes  hinaufschrauben 
will",  so  verkennt  er  andererseits  doch  nicht,  dass  die,  die  juristi- 
sche Konstruktion  grundsätzlich  ablehnende  sogenannte  historisch- 
politische Methode  zu  einer  Auflösung  der  Disziplin  führt"  ^% 
und  anerkennt  in  der,  die  historisch-politische  Methode  bekämpfen- 
den Richtung  „die  offene  und  ehrliche  Scheu  vor  dem  Gebrauch 
un?erarbeiteter  Begriffe  und  deren  energisches  Bestreben  nach 
einer  sorgfaltigen  Berücksichtigung  und  Aufdeckung  des,  den 
breiten  Raum  des  öffentUchen  Rechtes  ausfüllenden  juristisch- 
dogmatischen Stoffes"  ^^. 

Auf  der  anderen  Seite  lehrt  aber  Laband  selbst:  „Mit  der 
Auffindung  der  allgemeinen  Prinzipien  ist  die  Aufgabe  noch  nicht 
Tollständig  gelöst;  es  müssen  auch  die  aus  den  gefundenen 
Prinzipien  sich  ergebenden  Folgerungen  entwickelt  werden,  und 
68  muss  ihre  Uebereinstimmung  mit  den  thatsächlich 
bestehenden  Einrichtungen  und  den  positiven  Anordnungen 
der  Gesetze  dargethan  werden."  Und  hier  ist  es,  wo  die  von 
Stoerk  —  in  Fortbildung,  nicht  im  Gegensatze  zu  Laband^s 
Lehren  —  urgirte  Indiridualisirung  zu  ihrem  Rechte  kommen  muss. 

Die  Folgerungen  mögen  logisch  untadelhaft  richtig  sein,  wenn 
sie  nicht  in  Uebereinstimmung  sind  mit  den  thatsächlichen  Ver- 
hältnissen, dann  sind  sie  eben  unrichtig.  Dass  es  aber  möglich 
ist,  dass  richtig  abgeleitete  Folgerungen  doch  praktisch  unrichtig 
sind,  das  rührt  eben  davon  her,  dass  die  Prämissen,  die  gefundenen 
Prinzipien,  doch  nur  per  inductionem,  und  zwar  der  Natur  der 
Sache  nach  nur  vermöge  einer  unvollständigen  Induktion  ge- 
fanden werden  konnten.    Die  mangelnde  Präzision  der  Induktion 


'<  S.  Methodik  des  öffenÜichen  Reohts  a.  a.  0.  S.  186. 
"  8.  187. 


248 

und  insbesondere  deren  UnvoUständigkeit  kann  aber  wiederum 
verschiedene  Wurzeln  haben.  Es  kann  eine  und  dieselbe  Rechts- 
nonn^  ein  und  dasselbe  Rechtsinstitut  in  zwei  Staaten  mit  dem- 
selben Wortlaut  codifizirt  sein,  und  dennoch  in  beiden  Staaten 
einen  verschiedenen  Inhalt  haben  ^^    Eine  Bestimmung,  die  in 


'^  Für  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  and  Lander  der 
Österreich-ungarischen  Monarchie  bestimmt  §  6  des  Gesetzes  vom  21.  Dez. 
1867  No.  146  R.-G.-Bl.  betreffend  die  allen  Ländern  der  österreichischen 
Monarchie  gemeinsamen  Angelegenheiten:  „Die  Verwaltung  der  gemeinsamen 
Angelegenheiten  wird  durch  ein  gemeinsames  verantwortliches  Ministerium 
besorgt  y  welchem  jedoch  nicht  gestattet  ist,  neben  den  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten auch  die  besonderen  Regierungsgeschäfbe  eines  der  beiden 
Reichstheile  zu  fuhren."  Ganz  analog,  nur  etwas  wortreicher  bestimmt  für 
die  Länder  der  ungarischen  Krone  der  Gesetz- Artikel  XII  vom  Jahre  1867 
im  §  27 :  „Ein  gemeinsames  Ministerium  ist  für  die  Gegenstände  zu  errichten, 
welche  als  in  der  That  gemeinsame  weder  der  besonderen  Regierung  der 
Länder  der  ungarischen  Krone,  noch  der  übrigen  Länder  Seiner  Majestät 
gehören.  Dieses  Ministerium  darf  neben  den  gemeinsamen  Angelegenheiten 
die  besonderen  Regierungsgeschäfte  weder  des  einen,  noch  des  anderen 
Theiles  fuhren,  noch  auf  dieselben  Einfluss  üben.*'  —  Vom  Standpunkte 
einer  formal-juristischen  Betrachtungsweise  müsste  man  annehmen,  dass  die 
staatsrechtliche  Stellung  der  gemeinsamen  Regierung  in  beiden  Reichshälften 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  eine  identische  ist.  Thatsachlich 
ist  dies  aber  nicht  der  Fall.  In  der  österreichischen  Reichshälfte  giebt  es 
genau  so,  wie  deren  Verfassung  normirt,  eine  Regierung  für  die  Angelegen- 
heiten der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  (für  welche 
der  Gesammtname  Oesterreich  bekanntlich  nicht  ex  professo  kodifizirt  ist)  und 
eine  Regierung  für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Monarchie,  welche 
beiden  Regierungen  neben  einander  bestehen,  ohne  dass  ihre  Zirkel  sich  kreuzen. 
Die  gemeinsame  Regierung  stützt  sich  in  keiner  Weise,  weder  formell,  noch 
materiell  auf  die  österreichische  Regierung.  Die  gemeinsame  Regierung  übt 
und  hat  keinen  Einfluss  auf  die  österreichischen  Verhältnisse,  die  öster- 
reichische Regierung  keinen  auf  die  gemeinsamen  Angelegenheiten.  In  Ungarn 
ist  dies  anders :  dort  stützt  sich  die  gemeinsame  Regierung  formell 
und  materiell  auf  die  ungarische  Regierung,  die  erstere  erscheint 
und  ist  ein  Theil  der  letzteren.  Die  gemeinsame  Regierung  übt  und  hat 
keinen  Einfluss  auf  die  ungarischen  Verhältnisse,  aber  die  ungarische  Regie- 
rung übt  und  hat  einen  geltenden,  materiell  und  formell  in  die  Er- 
scheinung tretenden  Einfluss  auf  die  gemeinsamen  Angelegenheiten. 
Diese  Verschiedenheit  der  Stellung  der  gemeinsamen  Regierung  in  den  beiden 
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dem  einen  Staate  von  blos  papierener  Bedeutung  ist,  ist  in  dem 
anderen  Staate  ein  Machtfaktor.  Nachdem  aber  die  Wissen- 
schaft zum  Bewusstsein  bringen  soll,  was  ist,  kann  eine  nicht 
blos  an  den  Formen  klebende,  nicht  blos  Paragraphen  hinter- 
einander aufkleistemde  Wissenschaft  bei  ihrer  Analyse  an  diesen 
thatsächlich  vorhandenen  öffentlich-rechtlichen  Verhältnissen  nicht 
vorübergehen.  Sie  muss  daher  bei  ihrer  Analyse  individualisiren, 
wie  Stoerk  fordert,  und  an  den  Thatsachen  ihre  Theorien 
yerifiziren,  wie  Laband  als  nothwendig  erkennt. 

Der  formale  unterschied  beider  Betrachtungsarten  ist  nun 
freilich  der,  dass  Laband  beim  positiven  Rechtsstoffe  einsetzt 
und  dessen  Konstruktion  an  den  Thatsachen  verifiziren  will, 
Stoerk  dagegen  von  der  Gesammtheit  des  nationalen,  histori- 
schen und  wirthschaftlichen  Thatbestandes  ausgegangen  wissen 
wiU.  Aber  auch  dieser  Gegensatz  reduzirt  sich  auf  die  Frage, 
was  man  unter  positivem  Bechtsstoff  versteht,  und  sobald  der 
Staatsrechtsforscher  ^*  in  concreto  daran  geht;  die  Vollständigkeit 

Reichshalften  tritt  alljährlich  auch  ausserlich  in  die  Erscheinang,  indem  bei 
den  Sitzungen  der  Delegationen,  welche  „das  den  VertretungskÖrpem  beider 
Reichflhalften  (dem  Reichsrath  und  dem  ungarischen  Reichstag)  zustehende 
Gesetzgebungsrecht,  in  so  weit  es  sich  um  die  gemeinsamen  Angelegenheiten 
handelt,  auszuüben"  haben,  auf  der  Regierungsbank  der  ungarischen  Dele- 
gation neben  den  gemeinsamen  Ministem  der  ungarischen  Ministerpräsident 
erscheint  und  die  Politik  des  gemeinsamen  Ministeriums  als  seine  Politik 
mitvertheidigt  und  deckt,  während  auf  der  Regierungsbank  der  öster- 
reichischen Delegationen  stets  nur  die  gemeinsamen  Minister  erscheinen  und 
die  Regierungshandlnngen  der  gemeinsamen  Regierung  als  ihre  Handlungen 
ond  ihre  Politik  vertreten. 

'*  Wenn  Stosrk  von  Labakd  sagt,  dass  ihn  die  „List  der  Idee"  zur 
pnblizistiscben  Methode  gezwimgen  hat,  so  kann  man  auch  umgekehrt  sagen, 
dass  anch  Stoerk  trotz  seiner  historisirenden  Velleitäten  durch  die  List  seiner 
eigenen  Argumente  von  der  historisch-politischen  Methode  ab-  und  der  juri- 
stischen Methode,  wenn  auch  unter  verändertem  Namen,  zagefHhrt  worden  ist. 
Denn  auch  sein  Dogma,  dass  jeder  Staat  ein  Wesen  sui  generis  ist,  könnte  ihn 
von  der  juristischen  Methode  erst  in  einer  nebelfemen  Zukunft  trennen.  — 
Einstweilen  halt  ja  auch  die  juristische  Methode  erst  bei  der  Erforschung  der 
Staatsrechte  der  einzelnen  Staaten.  — 
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der  „Beherrschung  des  zu  bearbeitenden  Stoffes"  zu  gewinnen, 
kommt  er  eben  dazu,  die  Gesammtheit  des  Tfaatbestandes,  soweit 
seine  nationalen,  historischen  und  wirthschaftlichen  Besonder- 
heiten eben  rechtlich  relevant  sind;  in's  Auge  zu  fassen. 

Hiebei  kann  er  fehlgehen  und  Gewichtiges  übersehen^  alles 
Menschenwerk  ist  ja  Stückwerk,  und  eine  schlechte  juristische 
Methode,  welche  zum  Beispiel  juristisch  und  civilistisch  ver- 
wechselt, wird  gewiss  ihre  „denaturirende  Wirkung''  haben.  Aber 
das  beweist  sicher  nichts  gegen  eine  richtige  juristische  Methode 
und  eine  solche  wird  allerdings  kein  Bedenken  tragen  dürfen, 
„eingelebte,  aber  im  Crkundenmateriale  unserer  gekünstelten 
Verfassungen  nicht  ausdrücklich  kodifizirte  Einrichtungen  des 
öffentlichen  Kechtes  als  voUgiltig  zu  betrachten  "^^ 

Es  kann  sich  nämlich  ergeben,  dass  eine  erschöpfende 
Analyse  der  vorhandenen  öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  — 
und  nur  eine  solche  kann  ja  zu  einer  klaren  Vorstellung  dessen, 
was  ist,  gelangen  —  es  nothwendig  macht,  auch  solche  thatsäch- 
liehe  Verhältnisse  einzubeziehen,  welche  nicht  kodifizirt  sind,  ja 
auf  den  ersten  Blick  nicht  juristischer,  sondern  politischer  Natur 
zu  sein  scheinen.  Dass  grundsätzlich  nicht  blos  diejenigen  Ver- 
hältnisse, welche  durch  ausdrückliche  Norm  kodifizirt  sind,  zu 
den  rechtlichen  Verhältnissen  gehören,  ergibt  sich  ja  aus  der 
nicht  mehr  strittigen  Thatsache,  dass  der  Umfang  des  Rechtes 
mit  dem  Umfange  des  geschriebenen  Rechtes  nicht  zusanunenfallt. 

Die  Bedeutung  des  Gewohnheitsrechtes  ist  aber  auf  dem 
Gebiete  des  öffentlichen  Rechtes  eine  viel  grössere,  als  auf  dem 
des  Privatrechtes.  Denn  erstlich  ist  das  öffentliche  Recht  un- 
gleich jünger,  als  das  Privatrecht,  das  schon  an  der  Grenze  des 
Alterthums  eine  klassische  Ausbildung  erfahren.  Sodann  ist  viel 
seltener  ein  Gesetzgeber  daran  gegangen,  das  öffentliche  Recht 
eines  Staates  kodifizirend  zusammenzufassen,  so  dass  das  positive 


^  Stobrk  a.  a.  0.  S.  193. 
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Staatsrecht  fast  überall  aus  Stück-  und  Flickwerk  zusammen- 
gesetzt ist. 

Endlich  stand  der  Gesetzgeber  des  Privatrechts  objektiv  über 
den  Verhältnissen,  für  die  er  eine  Normirung  traf;  bei  den  Nor- 
mirungen  des  öfifentlichen  Rechtes  aber  war  das  Subjekt  der 
Eodifizirung  immer  zum  Theil  Objekt  der  aufzustellenden  Norm, 
welche  in  jedem  einzelnen  Falle  mehr  oder  minder  die  Macht- 
befugnisse des  Subjektes  der  Staatsgewalt  einzuschränken  oder 
doch  deren  Orenzen  abzustecken  bestimmt  war.  Daher  kommt 
es^  dass  für  die  öfifentlich-rechtlichen  Verhältnisse  auch  manchmal 
bewusst  verschwommene  Formen  kodifizirt  wurden*^,  deren 
Analyse  eben  nur  dann  eine  Uebereinstimmung  mit  den  thatsäch- 
lichen  Verhältnissen  ergeben  kann,  wenn  sie  die  individuellen  Be- 
sonderheiten mit  berücksichtigt. 

Ganz  eigenthümlich  ist  endlich  dem  öffentlichen  Rechte,  dass 
sich  hier  das  jus  non  scriptum  nicht,  wie  auf  dem  des  Privat- 
rechtes, deckt  mit  dem,  quod  consuetudine  tenaciter  servata  seine 
auctoritas  erlangt  hat,  sondern  dass  jus,  wenn  auch  jus  non 
scriptum,  auch  geschaffen  wird  durch  das  fait  accompli^^.     Eine 


*'  Es  tritt  eben  „im  öffentlichen  Rechte  zum  Theil  an  die  Stelle  des 
innerlichen  Werdens  ein  änsserliches  Machen"  (Stobrk  S.  109). 

**  Vgl.  Lmoe,  Die  staatsrechtliche  Stellung  Bosniens  und  der  Herze- 
gowina, im  Arch.  f.  Öffentl.  Recht  Bd.  V  S.  480  ff.  In  dieser  Analyse  eines 
eigenartigen  Thatbestandes  habe  ich  versucht ,  das»  was  Rechtens  ist,  los- 
gelöst von  dem,  was  war  und  sein  wird  oder  vielleicht  soll,  festzustellen, 
wie  es  Labamd  verlangt,  und  eben  desshalb  habe  ich  dabei  das  Indiriduelle 
des  Thatbestandes  aufsuchen  und  auf  seine  spezifische  Substanz  prüfen  müssen. 
So  sehr  nun  diese  Untersuchung  von  den  Prinzipien  Storrk*s  getragen  er- 
scheint, 80  deutlich  zeigt  sie,  dass  die  publizistische  Methode  der  juristischen 
Methode  nicht  entgegengesetzt  ist,  sondern  nur  deren  Ueberspannungen. 
Gegen  meine  Ergebnisse,  dass  auf  dem  Gebiete  Bosniens  und  der  Herze- 
gowina der  österreichisch-ungarische  Monarch  die  volle,  unbeschränkte 
suprema  potestas  besitzt,  hat  Tezner  (Grünhuts  Z.  Bd.  XVIII  S.  639)  ein- 
gewendet, dass  dieselben  dem  Berliner  Vertrag  und  den  Verfassungen  Oester- 
reich-üngams  widersprechen,  weil  in  dem  ersteren  »jeder  Ausdruck,  der  auf 
eine  Abtretung  des  Gebietes  der  beiden  Prorinzen  gedeutet  werden  könnte, 
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Analyse  der  geltenden  öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse,  die  zum 
Bewusstsein  bringen  soll,  was  ist,  kann  eben  nicht  blosse  QueUen- 

geflissentlich  vermieden  erscheint*',  und  weil  in  den  letzteren  (die  ja  vor 
dem  Berliner  Eongreas  erlassen  wurden!)  nichts  davon  enthalten  sei.  Dass 
dem  im  Berliner  Vertrage  zur  Anwendung  gelangten  Ausdrucke  „Verwal- 
tung"  nur  die  Bedeutung  „Beherrschung^  zukommt,  habe  ich  a.  a.  0.  S.  490, 
494  an  der  Hand  der  Quellen  und  des  Thatbestandes  bereits  eingehend  zu 
zeigen  versucht.  —  Wenn  Teznbr  diese  Beweisführung  übergeht  und  auch 
das  in  den  beiden  Staaten  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  iden- 
tische sogenannte  Yerwaltungsgesetz  vom  22.  Febr.  1880  nicht  als  Ergänzung 
der  Verfassungen  gelten  lassen  will,  was  es  doch  thatsächlich  ist,  so  ge- 
schieht dies  nicht  blos  deshalb,  weil  er  trotz  Stobbk  „bedenklich  innehält, 
eingelebte,  aber  im  Urkundenmaterial  der  Verfassungen  nicht  ausdrücklich 
(oder  wie  hier  nicht  als  Verfassungsgesetz)  kodifizirte  Einrichtungen  als 
vollgiltig  zu  betrachten",  sondern  weil  er  es  als  selbstverständliches  Dogma 
betrachtet,  dass  man  „an  die  Ausübung  der  höchsten  Herrschaft  mit  den 
juristischen  Kategorien  des  eigenen  Rechtes  oder  der  Stellvertretung  heran- 
treten^ mnss.  Diese  Methode  ist  allerdings  der  publizistischen  geradezu  ent- 
gegengesetzt. Aber  diese  Methode  ist  ja  nicht  die  Methode  Laband^s,  son- 
dern zeigt  nur,  wie  selbst  ein  so  anerkannt  trefflicher  Forscher,  wie  Tezner 
fraglos  ist,  auch  einmal  in  die  Irre  gehen  kann.  Denn  obwohl  er  mir  miss- 
billigend vorhält  (S.  539),  dass  ich  die  Herrschaft  im  Staate  losgelöst  von 
jeder  rechtlichen  Kategorie  betrachte,  kommt  er  doch  zwei  Seiten  später  zu 
der  Annahme,  dass  die  Verwaltung  Oesterreichs  in  Bosnien  erst  dann  wird 
als  Souveränität  bezeichnet  werden  können,  wenn  es  das  „Stellvertretungs- 
verhältniss''  (!)  im  Wege  der  Gewalt  zu  einer  Herrschaft  krafl  eigenen 
Rechtes  verwandelt  haben  wird.  Wenn  aber  das  eigene  Recht  durch  Ge- 
walt ohne  Weiteres  konstituirbar  ist,  warum  soll  die  Herrschaft  nicht  von 
vornherein  losgelöst  von  den  rechtlichen  Kategorien  betrachtet  werden 
können?  Und  wenn  die  Rechte  durch  die  thatsächlichen  Verhältnisse  (Ge- 
walt) konstituirt  werden,  warum  soll  es  nothwendig  sein,  an  die  thatsäch- 
lichen Verhältnisse  mit  rechtlichen  Kategorien  heranzutreten?  Unversehens 
unterläuft  hier  eben  statt  der  juristischen  eine  apriorische  Methode,  und  wie 
sehr  diese  mit  den  Thatsachen  in  Widerspruch  gerathen  kann,  beweist 
Tbznbr's  These,  dass  das  durch  den  Berliner  Vertrag  geschaffene  Ver- 
waltungsverhältniss  in  der  Pacifikation  des  zu  besetzenden  Territoriums  die 
vertragsmässige  Begrenzung  findet.  Danach  würde  die  österreichisch- 
ungarische „Verwaltung**  in  Bosnien  in  den  anderthalb  Jahrzehnten,  seitdem 
dort  Ruhe  und  Ordnung  herrscht,  nur  noch  per  nefas  bestehen!  Laband^s 
juristische  Methode  aber  verbietet  ausdrücklich  (Bd.  I  S.  82),  ein  Rechts- 
verhältniss,  welches  zur  Gründung  einer  Institution  gefuhrt  hat,  zu  identifi- 
ziren  mit  der  Institution,   welche  durch  diese  Gründung  geschaffen  wurde. 
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interpretation  sein,  sondern  muss  auch  dort,  wo  das  positire 
Material  dürftig  ist,  die  „Natur  der  Sache^  zur  ergiebigen  Quelle 
Tollwerthiger  juristischer  Erkenntniss  zu  machen  ¥ris8en.  So  wie 
nach  Laband's  oben  citirter  Deklaration  die  aus  dem  jus  scrip- 
tum abgeleiteten  dogmatischen  Prinzipien  an  den  Thatsachen 
Terifizirt  werden  müssen,  das  heisst  also  dort,  wo  die  gefundenen 
allgemeinen  Prinzipien  mit  den  thatsächlich  bestehenden  Einrich- 
tungen nicht  übereinstimmen,  die  Dogmen  —  welche  richtig  zu 
gestalten  ja  Zweck  und  Ziel  der  Staatsrechtswissenschaft  ist  — 
durch  den  Zusammenhalt  des  jus  scriptum  und  des  jus  non 
scriptum  aufgesucht  werden  müssen,  so  ist  es  noch  immer  un- 
Terfalschte  juristische  Methode,  wenn  eine  bis  auf  die  individuellen 
Besonderheiten  eingehende  Analyse  der  faktischen  öffentUch-recht- 
Uchen  Verhältnisse  das  thatsächliche  Vorhandensein  rechtlicher 
Verhältnisse  dort  konstatirt;  wo  einseitige  Quellenjurisprudenz 
nur  politische  Fragen  zu  erkennen  vermag. 

Das  punctum  saliens  ist  eben,  zu  erkennen,  was  bereits 
rechtliche  Geltung  hat,  und  was  noch  im  Flusse  politischer  Be- 
strebungen sich  befindet,  und  diese  Erkenntniss  ist  nur  zu  ge- 
winnen durch  Individualisirung  heischende  quaestio  facti.  So 
wird  dem  Golde  reiner  juristischer  Methode  noch  keine  politische 
Legirung  beigefugt,  wenn  man  individualisirend  kategorisirt,  und 
wenn  auch  diejenigen  rechtlichen  Thatsachen  in  die  dogmatische 
Kategorisirung  einbezogen  werden,  deren  juristische  Qualität  nicht 
im  jus  scriptum  wurzelt. 

Wohl  aber  ist  es  nicht  zu  verkennen,  dass  mit  der  Noth- 
wendigkeit,  die  öfiPentlichen  Verhältnisse  auf  ihren  Gehalt  an 
öffentlich-rechtlichen  Verhältnissen  zu  analysiren,  die  Prüfung 
und  Erörterung  politischer  Verhältnisse  wieder  in  den  Gesichts- 
kreis der  Wissenschaft  gerückt  ist.    Damit  scheint  die  Wissen- 

ond  befiehlt  ausdrücklich  (S.  103),  ein  YerhältnisB  nicht  darnach  zu  be- 
ortheUen,  wie  es  sich  im  Laufe  der  geschichtlichen  Entwicklung  einmal  ge- 
stalten könnte,  sondern  wie  es  ist. 
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Schaft  also  doch  wieder  von  dem  Boden  strenger  juristischer 
Arbeit  abgedrängt  und  nicht  blos  auf  den  Standpunkt  vor  liA- 
BAND,  sondern  geradezu  auf  den  Ausgangspunkt  Pufendobf^s 
zurückgedrängt  zu  sein,  um  im  ewigen  Ejreislauf  sich  selbst  in 
den  Schwanz  zu  beissen.  Aber  das  scheint  auch  nur,  und  zwar 
nur  sehr  oberflächlichen  Betrachtern.  Wir  haben  an  der  Ent- 
wicklung der  Wissenschaft  vom  Staate  seit  Püfkkdorf  gesehen 
und  oben  bei  der  Erörterung  des  Verhältnisses  von  Stoekk  zu 
Labano  eingehend  gezeigt;  wie  sich  der  menschliche  Geist  über* 
haupt  und  die  Wissenschaft  insbesondere  keineswegs  in  einer  ge- 
raden Linie  fortentwickelt,  sondern,  zwar  nicht  sprunghaft,  d.  h. 
unmotivirt;  doch  in  einer  Zickzacklinie  aufwärts  steigt.  Von 
PüFENDOBF  führte  politische  Betrachtung  zum  Yemunftrecht,  als 
dieser  Gedanke  ausgeschöpft  war;  bog  die  historische  Schule  in 
eine  neue  Sichtung  ein,  die  von  den  Politikern  —  Leo,  Stahl 
—  wiederum  abgelenkt  wurdC;  bis  Labakd  wiederum  neue  Wege 
einschlug.  Jeder  steht  doch  aber,  bewusst  oder  unbewusst,  auf 
den  Schultern  seiner  Vorderen,  und  wenn  der  Endpunkt  der 
einen  Entwicklungsreihe  der  Ausgangspunkt  der  neuen  ist;  und 
wenn  die  Erkenntniss  der  Einseitigkeit  der  letzten  Entwicklung 
noth wendig  zur  Hervorhebung  des  Gegentheiles  führt,  so  kann 
es  nicht  ausbleiben,  dass  die  neue  Entwicklungsreihe  einer  ehe- 
vorderen in  gewissem  Maasse  parallel  geht,  auf  diese,  die  von 
der  dazwischen  liegenden  vernachlässigt  wurde,  zurückgreift;  nur 
bereichert  durch  die  inzwischen  gewonnenen  Erkenntnisse.  Wenn 
heute  die  Wissenschaft  auf  die  Betrachtung  politischer  Bestre- 
bungen zurückkommt,  so  geschieht  dies  nicht,  indem  sie  in  der 
Staatsrechtswissenschaft  neuerlich  die  Seichtheiten  der  historisch- 
politischen, vorlabandischen  Periode  oder  den  unhistoriscben 
Rationalismus  noch  früherer  Zeiten  wiederholt,  sondern  dadurch, 
dass  sie  neuerlich,  und  zwar  neben  dem,  was  Gegenstand  der 
juristischen  Staatsrechtswissenschaft  ist  —  auch  das,  was  nicht 
Gegenstand  der  juristischen  Staatsrechtswissenschaft  ist,  aber  mit 


—    266    — 

zur  Wissenschaft  vom  Staate  gehört,  in  den  Kreis  ihrer  Unter- 
suchungen zieht.  Die  frühere  Periode;  welche  sich  mit  den  das 
Staatslehen  bewegenden  Kräften  befasste,  identifizirte  irrig  diese 
Untersuchungen  mit  staatsrechtlichen  Untersuchungen.  Seit 
Laband  hat  sie  zu  unterscheiden  gelernt,  was  nicht  staats- 
rechtlich ist.  Aber  daraus  folgt  nicht;  dass,  was  nicht  staats- 
rechtliche Untersuchung  ist,  nicht  mehr  staatswissenschaftliche 
Untersuchung;  und  für  die  Erkenntniss  des  Rechtes  ohne  Bedeu- 
tung ist. 

Das  hat  Niemand  klarer  erkannt;  als  Laband  selbst.  „Ich 
weiss  sehr  wohP;  sagt  er,  „dass  die  ausschliessliche  Herrschaft 
der  logischen  Behandlungsart  des  Rechtes  eine  höchst  nachtheilige, 
einseitige  wäre  .  .  .^  Er  verlangt  nur,  dass  man  der  Dogmatik 
gebe;  was  der  Dogmatik  ist.  Aber  ebenso  wie  die  gegen  die 
„geschichtslose^  Dogmatik  erhobenen  Vorwürfe  schliesslich  darin 
wurzeln,  dass  der  Historiker  begreiflicher  Weise  weniger  Uebung 
in  der  logischen  Behandlungsweise  des  Rechtes  hat,  so  verbirgt 
sich  in  der  Geringschätzung  oder  gar  Ausweisung  der  all- 
gemeinen Politik  aus  dem  Gebiete  der  Staatswissenschaft  doch 
nar  die  Unfähigkeit  der  Quellenjuristen,  sich  über  Dialektik  und 
Paragraphendeutung  zu  erheben. 

Aber  auch  die  allgemeine  Politik  knüpft  nicht  einfach  dort 
SD;  wo  die  letzten  politischen  Schriftsteller  aufgehört,  auch  sie 
unterliegt  dem  Entwicklungsgesetze  des  Geistes  und  der  Wissen- 
schaft, und  auch  sie  hat  auf  dem  Wege  von  damals  zu  jetzt  von 
Laband^s  unverlierbaren  Lehren  gelernt.  Auch  sie  hat  ihre 
apriorische  Periode,  wo  man  vernunftmässig  deduzirte,  wie  der 
Staat  sein  soll  und  Staatsklugheitslehren  aufstellte;  ihre  historische 
Etappe,  wo  man  aus  der  Geschichte  zusammentrug,  wo  sich  die 
Anfange  der  Staatsbildung  bei  Nomaden,  Familien,  Stämmen 
zeigen,  als  ob  damit  für  die  begreifliche  Erkenntniss  des  realen 
Staates  etwas  gewonnen  wäre;  ihre  im  gewöhnlichen  Wortsinn 
politisirende  Epoche,  wo  sie  Tagesfragen  vermittelst  Mützlichkeits- 
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erwägungen,  historisirender  und  rationalisirender  Streiflichter  sub- 
jektiy  erörterte. 

Aber  die  durch  die  Schule  der  juristischen  Methode  ge- 
gangene allgemeine  Politik  kann  sich  vor  Augen  halten,  dass 
ebensO;  wie  „kraft  der  innerhalb  gewisser  Grenzen  gleichen  An- 
lagen namentlich  der  Kulturvölker  und  der  Gleichheit  der  staat- 
lichen Ziele  sich  in  der  Struktur  der  verschiedenen  Staaten 
konstante  Formen  nachweisen  lassen"  ^^^  die  Gleichheit  der  An- 
lagen und  Ziele  auch  bei  jenen  Faktoren  des  Staatslebens 
konstante  Formen  auffinden  lassen  muss,  durch  welche  alles, 
was  Recht  wurde,  vorher  in  irgend  einer  Weise  hindurch  ge* 
gangen  sein  musste^^,  und  welche  die  das  Staatsleben  formenden 
und  bewegenden  Kräfte ^^  sind:  bei  den  politischen  Parteien. 
Auch  die  Betrachtung  der  politischen  Parteien,  ihrer  Bestre- 
bungen und  ihrer  Entwicklung  gestattet  die  Auffindung  von  all- 
gemeinen Prinzipien  und  Begriffen.  Auch  die  in  den  einzelnen 
Staaten  lebendigen  Kräfte  sind  vermöge  der  Gleichheit  der  Ver- 
hältnisse, der  kulturellen  und  wirthschaftlichen  Entwicklung 
parallel  und  demnach  zusammenfassender,  begrifflicher  Erkennt- 
niss  fähig,  und  die  Aufsuchung  der  Kräfte,  welche  die  einzelnen 
Bechtsnormen  und  Institute  gestaltet  haben,  ihre  begriffliche  Zu- 
sammenfassung und  plastische  Darstellung  ist  zur  Erkenntniss 
des  Ganzen  ebenso  nothwendig  und  erspriesslich,  als  die  Dar- 
stellung der  Ergebnisse  dieser  Kräfte,  des  positiven  Rechtes;  und 
ebenso  ist  die  Betrachtung  der  geschichtlichen  Entwicklung  der 
politischen  Parteien  gleich  bedeutsam,  wie  die  Entwicklungs- 
geschichte der  einzelnen  Rechtsinstitute. 

Wenn  in  diesem  Sinne  die  politischen  Parteien  zum  Gegen- 
stand der  Analyse  gemacht  werden,  so  ist  dies  keine  Rückbildung 
der  Wissenschaft  vom  Staate,  sondern  eine  Arbeitstheilung,  bei  der 
Dogmatik,  Politik  und  Rechtsgeschichte  nebeneinander  arbeiten. 


"  Jbllinbk  a.  a.  0.  '*  Zorn  b.  a.  0.  *'  2orn  a.  a.  0. 
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Vielgestaltig!  der  Unbegrenztheit  der  Wissenschaft  entspre- 
chend, sind  die  Aufgaben,  welche  auch  bei  dieser  Arbeitstheilung 
fiir  jeden  dieser  drei  Zweige  der  Staatswissenschaft  sich  ergeben. 

Die  Dogmatik  hat  zu  ihrer  nächsten,  weü  dringendsten 
Aufgabe  die  Darstellung  des  positiven  Rechtes  der  einzelnen 
Staaten,  darüber  hinaus  die  begrififliche  Erfassung  des  gemein- 
samen Inhaltes  der  positiven  Staatenrechte,  die  Systematik  des 
allgemeinen  Staatsrechtes. 

Aber  auch  die  begriffliche  Erfassung  und  logische  Darstel- 
lung des  positiven  Rechtes  gewesener  Staaten  oder  der  gegen- 
wartigen Staaten  auf  einer  bestimmten  früheren  Entwicklungs- 
stufe ist  noch  immer  Dogmatik,  und  wenn  ein  Systematiker  des 
allgemeinen  Staatsrechtes  als  die  Objekte,  deren  gemeinsamen 
Inhalt  er  begriffUch  zusammenfassen  wül,  die  positiven  Staats- 
rechte  der  gegenwärtigen  und  der  früheren  Staaten  nimmt,  so 
ist  das  noch  immer  allgemeines  Staatsrecht.  Wenn  er  endlich 
diese  Objekte,  statt  sie  auf  ihren  gemeinsamen  Inhalt  zu  prüfen, 
auf  ihr  Yerhältniss  zu  einander  ansieht  und  untersucht,  wie  das 
positive  Staatsrecht  des  einen  Staates  sich  aus  dem  positiven 
Staatsrechte  des  anderen,  bezw.  früheren  Staates  entwickelt  hat, 
80  ist  seine  Arbeit,  sofeme  er  eben  die  Entwicklung  der  Be- 
griffe zur  Darstellung  bringt  und  nicht  mit  der  Entwicklung  der 
historischen  Thatsachen  vermengt,  noch  immer  dogmatische  Arbeit. 

Denn  die  Auffassung,  welche  alle  Betrachtung  des  Gewesenen 
der  Geschichte  zuweisen  wollte,  wäre  eine  ebenso  aufliegend  un- 
richtige, als  die,  welche  alles,  was  noch  nicht  abgethan  ist,  von 
der  Berücksichtigung  der  Geschichtswissenschaft  ausschliessen 
woUte". 

Die  Aufgabe  der  Rechtsgeschichte  ist  zu  erforschen  und 
darzustellen,  was  war,  das  Material  zusammenzutragen  für  die 
logische  Beurtheilung :  die  letztere  selbst  ist  nicht  Aufgabe   der 


^  Vgl.  LiMoe,  Allgemeines  Wahlrecht,  1895,  S.  6. 
ÄTchiT  für  öffentliches  Recht.  XIV.  2.  27 
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Bechtsgeschichte  und  kann  es  nicht  sein,  weil  die  geschichtliche 
Forschung  unbefangen  und  voraussetzungslos ,  das  ist  ohne  die 
Absicht y  in  ihnen  etwas  bestimmtes  finden  zu  wollen,  an  die 
Quellen  herantreten  muss,  wenn  sie  dieselben  richtig  würdigen 
soll.  Gewiss  ist  es  möglich,  dass  ein  und  derselbe  Forscher, 
der  die  historischen  Quellen  zu  erschliessen  und  zu  verwerthes 
weiss,  im  Gefolge  auch  den  begrifiPlichen  Zusammenhang  zu  er- 
fassen und  so  nicht  etwa  blos  eine  Geschichte  der  Entwicklung 
der  Thatsachen,  sondern  auch  eine  Darstellung  der  Begriffs- 
entwicklung  zu  liefern  Termag,  und  wenn  wir  oben  nicht  ver- 
schwiegen haben,  dass  der  Historismus  Gierke's  der  einen  und 
der  dringlichsten  Aufgabe  der  Staatsrechtswissenschaft  —  wenn 
auch  Dank  Laband  ohne  Erfolg  —  im  Wege  gestanden  ist,  so 
sei  um  so  williger  der  unvergleichlichen  Verdienste  gedacht,  die 
sich  GiERKE  um  die  Förderung  dieser  anderen  Aufgabe  erworben 
hat.  Aber  festgehalten  sei,  dass  der  Einblick  in  die  Entwick- 
lungsgeschichte der  Begriffe,  wie  sie  im  Laufe  der  Entwicklung 
der  Thatsachen  verwirklicht  wurden,  eine  dogmatisirende,  keine 
historische  Arbeit  ist,  ebenso  wie  festgehalten  werden  muss,  dass 
die  Darstellung  der  Begriffsentwicklung  noch  keine  Darstellung 
eines  konkreten  positiven  Staatsrechtes  ist,  und  dass  die  letztere 
ebensowenig  jedesmal  die  erstere  mitenthalten  muss,  als  sie  etwa 
stets  bei  Tacitus  oder  den  zwölf  Tafeln  einzusetzen  hat. 

Auch  die  Politik  kann  entweder  konkrete  politische  Par- 
teien, ihre  Bestrebungen  und  den  staatsrechtlichen  Inhalt  der- 
selben zum  Gegenstand  ihrer  Analyse  machen,  oder  darüber 
hinaus  die  „konstanten  Formen''  aufsuchen,  welche  sich  „bei  der 
Gleichheit  der  Anlage  der  Kulturvölker  und  der  Gleichheit  der 
staatlichen  Ziele''  auch  bei  den  politischen  Parteien  der  ver- 
schiedenen Staaten  ergeben.  Aber  auch  die  begriffliche  Erfas- 
sung des  Vorstellungsinhaltes  gewesener  Parteien  gehört  mit  zu 
den  Aufgaben  der  Politik,  und  nicht  minder  die  Erfassung  des 
gegenseitigen   Verhältnisses   und    der   Entwicklung  der  Vorstel- 
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langen,  welche  die  politischen  Parteien  im  Laufe  der  Zeiten  von 
den  Zwecken  und  Aufgaben,  von  der  Wirkungsweise  und  Ein- 
richtung der  staatlichen  Gemeinschaft  gehabt  und  zu  verwirk- 
lichen sich  bestrebt  haben.  Die  historischen  Thatsachen,  die  zur 
Parteibildnng  geführt,  die  die  Ausbreitung  und  den  Verfall  der 
Parteien  ausmachten,  bleiben  der  politischen  Geschichte  und  Ge- 
schichtsforschung vorbehalten. 

Arbeitstheilung   bedeutet  Fortschritt  in   den  Arbeitsergeb- 
nissen. 


17 
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Die  Petersburger  Eundgebungen  und  die 
Volkerrechtswissenschaft. 

Von 

Dr.  Eugen  Schlief  in  Strassburg  i.  E. 


Soweit  die  bekannten  Petersburger  Eundgebungen  darauf 
hinauslaufen,  eine  völlige  oder  theilweise  Abrüstung  oder  einen 
Rüstungsstillstand  gleichsam  aus  freier  Hand  herbeizuführen,  sind 
sie  für  die  wissenschaftliche  Theorie  völlig  belanglos ,  denn  eine 
dementsprechende  inteiiiationale  Vereinbarung  würde  sich  nur 
quantitativ,  nicht  qualitativ  von  jedem  sonstigen  Staatsvertrage 
unterscheiden,  ganz  abgesehen  von  dem  freilich  wesentlichsten 
Umstände,  dass  ein  derartiges  Projekt  völlig  undurchführbar  wäre, 
wie  jüngsthin  in  wohlthuendem  Gegensatze  zu  den  dilettanten- 
hafben  Argumenten  gewisser  sich  gegenwärtig  besonders  breit- 
machender menschenfreundlicher  Weltverbesserer  in  treflPlichster, 
sachverständiger  Weise  von  Stoerk^  überzeugend  nachgewiesen 
wurde. 

Allein  diesen  Kundgebungen  muss  billiger  Weise  in  Wahr- 
heit auch  noch  ein  anderer  Sinn  beigelegt  werden,  welcher  dem 
Ganzen  denn  doch  eine  gewaltige  Bedeutung  für  die  Völker- 
rechtswissenschaft verleiht.  In  dem  Manifeste  des  Zaren  vom 
24.  August  1898  wird  gefordert:  la  recherche  dans  la  voie  d'une 

'  „RusslandB  AbrüstuBgsvonchlag  und  das  Völkerrecht''  in  der  ersten 
Dezembemummer  der  „Dentscfaen  Juristenzeitung*'. 
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discussion  internationale  des  moyens  les  plus  efficaces  d'assurer 
ä  toas  les  peuples  les  bienfaits  d'une  paix  reelle  et  durable  et 
de  mettre  avant  tout  un  terme  au  d^veloppement  progressif  des 
annements  actuels.''  Es  soll  also  nach  Mitteln  gesucht  werden, 
welche  geeignet  sind,  einen  wahren  Frieden  und  einen  Rüstungs- 
stillstand  herbeizufuhren;  und  in  dem  Rundschreiben,  welches  der 
rassische  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  an  die  Ver- 
treter der  Mächte  unter  dem  11.  Januar  1899  n.  St.  gerichtet 
hat,  wird  unter  den  acht  ganz  unmassgeblich  formulirten  Punkten, 
die  als  Arbeitsprogramm  der  geplanten  Konferenzen  der  Erwägung 
der  Regierungen  unterbreitet  werden,  als  letzter  hervorgehoben: 
„grundsätzliche  Annahme  .  .  .  des  fakultatiren  Schiedsgerichts- 
verfahrens ...  zu  dem  Zwecke,  bewaffnete  Zusammenstösse  zu 
vermeiden ;  Verständigung  in  Betreff  der  Anwendungsweise  dieser 
Mittel  u.  s.  f.^  TjDer  Militarismus  ist  nicht  der  letzte  Grund  für 
die  Noth  unserer  Zeit,  sagt  Stoerk  sehr  richtig,  sondern  nur 
ein  allarmirendes  Symptom  des  tiefer  sitzenden  schweren  Uebels; 
jenes  tief  im  Innern  unseres  Gesellschaftslebens  ruhende,  die 
Kräfte  und  Säfte  zerstörende  Leiden  kann  aber  kein  Irdischer 
durch  Bekämpfung  von  Symptomen  heilen  .  .  .  keiner,  auch  nicht 
der  Zar^;  aber  der  Zar  will  sich  auch  nicht  darauf  beschränken, 
das  Symptom  zu  bekämpfen,  sondern  er  will,  da  er  die  Dis- 
kussion über  die  Mittel  zur  Beseitigung  der  Symptome  fordert, 
doch  offenbar  auch  dem  Uebel  selbst  auf  den  Leib  rücken.  An 
der  angeregten  Diskussion  darüber  sich  zu  betheiligen,  ist  nun 
sicherlich  vor  allen  Dingen  Sache  der  Wissenschaft,  die  nicht 
zum  geringsten  Theile  für  die  „Missstände^  darum  mit  verant- 
wortlich ist,  weil  sie  bisher  unterliess,  das  Grundübel  festzustellen, 
so  dass  sie  sich  jetzt  fuglich  nicht  mehr  damit  begnügen  sollte, 
unpraktitable  Vorschläge  als  solche  zu  kritisiren,  sondern  endlich 
einmal  daran  gehen  muss,  ihrerseits  praktitable  Vorschläge  zu 
machen,  indem  sie  zunächst  das  Grundübel,  oder  falls  sich  eine 
Mehrzahl  solcher  ergibt,  dasjenige  eruirt,  welches  für  die  publi- 
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zistische  Theorie  in  Betracht  kommt.  Dieses  Uebel  aber  ist  die 
mangelhafte  Ausgestaltung  des  Völkerrechtes  oder  richtiger  noch 
der  absolute  Mangel  eines  „Völkerrechtes^  im  eigentlichen  begriff- 
lichen Sinne  dieses  Wortes.  Um  diesen  Punkt  also  darf  sich  die 
Wissenschaft  von  jetzt  ab  nicht  mehr  mit  der  bisherigen  Scheu 
herumdrücken;  sie  hat  jetzt  offen  Farbe  zu  bekennen,  ob  das 
„bestehende  Organisationswerk  der  Staatengesellschaft^  wirklich 
als  ein  völkerrechtlicher  Mechanismus  anzusehen  oder  dieser  Aus- 
druck dafür  nicht  angebracht  ist? 

Diese  Frage  ist  neulich  in  einer  kleinen  Schrift  über  „Hohe 
Politik^  von  B.  O.  T.  Schafter  ^  welche  sich  streng  auf  den 
„Standpunkt  der  praktischen  Diplomatie^  stellen  will,  aber  doch 
einen  gleichsam  unwillkürlichen  Nothschrei  der  Praxis  nach  einer 
besseren,  rationelleren  Ausgestaltung  der  Theorie  enthält,  mit 
einer  Entschiedenheit  verneint  worden,  gegen  welche  sich  bei 
gründlicher  und  vorurtheilsfreier  Erwägung  der  einschlägigen 
Fragen  kaum  etwas  wird  einwenden  lassen. 

Bei  einer  derartigen  Erwägung  wird  man,  um  wieder  mit 
Stoerk  zu  reden,  „in  das  urewige  Gebiet  der  juristischen  Ter- 
minologie geführt,  ohne  die  wir  doch  bei  keiner  auch  noch  so 
geringfügigen  oder  schicksalsschweren  rechtlichen  Ordnung  eines 
Problems  auskommen  können^.  Die  Terminologie  kennt  einen 
allgemein  feststehenden  Begriff  des  „Rechtes'',  nämlich  das 
„bürgerliche^  oder  „staatliche"  Recht,  d.  h.  den  Inbegriff  der- 
jenigen Normen,  mittelst  deren  sich  die  Gesellschaft  der  einzelnen 
Individuen  zum  souveränen  Staate  zusammenschliesst.  Es  gibt 
also  ganz  bestimmte  wesentliche  Merkmale,  welche  dieser  Zu- 
sammenschluss  aufweisen  muss,  wenn  er  den  Anforderungen  der 
modernen  Kulturentwickelung  voll  entsprechen  soll:  es  handelt 
sich  hierbei  einerseits  um  die  Eonstituirung  einer  souveränen 
Staatsgewalt,  welche  als  die  Personifikation  der  Rechtsidee  den 

'  Hohe  Politik,  kritische  Randbemerkungen  zum  internationalen  Leben 
der  Gegenwart.    Berlin,  Hermann  Walther,  1898. 
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einzelnen  Individuen  gegenttbertritt  und  sich  bethätigt  als  ,,Legi8- 
lative",  d.  h.  als  Institution  zur  Feststellung  oder  Fortbildung 
des  allgemeinen  objektiven  Rechtes;  als  Judikatur,  d.  h.  als  In- 
stitution zur  Feststellung  des  objektiven  Rechtes  bei  subjektiven 
Meinungsdi£ferenzen  der  Interessenten  im  einzelnen  konkreten 
Falle;  sowie  als  „Exekutive^,  d.  h.  als  Institution  zur  eventuellen 
zwangsweisen  Durchführung  des  Rechtes  im  Falle  der  Renitenz 
von  Seiten  des  Einzelnen  gegen  dasselbe;  und  andererseits  kommt 
hierbei  in  Betracht  ein  Moment,  das  man  vielfach  übersieht, 
trotzdem  es  von  ausschlaggebender  Wichtigkeit  ist,  oder  nicht 
besonders  hervorzuheben  für  nöthig  hält,  weil  es  allzu  selbstver- 
ständlich erscheint,  nämlich  die  grundsätzliche  „Ewigkeit^  allen 
bürgerlichen  Rechtes,  welche  sich  daraus  ergibt,  dass  ein  sou- 
veräner „Staat  auf  Zeit^  schlechterdings  unsinnig  wäre. 

Da  also  der  Begriff  des  staatlichen  Rechtes  nebst  seinen 
wesentlichen  Elriterien  etwas  präzise  Feststehendes  ist,  so  könnte 
man  nunmehr,  wenn  es  sich  um  die  Frage  nach  der  begrifflichen 
Natur  anderer  Rechtsorganismen,  als  des  Staates,  handelt,  am 
zweckmässigsten  den  Weg  der  Deduktion  einschlagen,  d.  h.  das 
Wesen  dieser  anderen  Rechtsorganismen  aus  einem  Vergleiche 
mit  dem  begrifflichen  Wesen  des  Staates  abstrahiren ;  allein  man 
hat  diesen  Weg,  der  allein  zu  einer  wissenschaftlich  unanfecht- 
baren Terminologie  führen  würde,  bisher  noch  selten  oder  nie 
beschritten,  ja  theilweise  für  ganz  verfehlt  gehalten;  das  letztere 
ist  besonders  von  Seiten  der  sog.  „veraunftrechtlichen^  Schule 
and  jener  Philanthropen  geschehen,  welche  lediglich  darnach 
streben,  die  menschliche  Gesellschaft  von  gewissen  Uebeln  zu  be- 
freieo,  ohne  über  die  Anwendbarkeit  ihrer  Ideen  oder  darüber 
nachzudenken,  ob  mit  der  Ausführung  derselben  der  Welt  schliess- 
lich nicht  mehr  Uebles  zugefügt  als  genommen  wird.  Von  dieser 
Seite  her  hat  man  die  Kriterien  des  staatlichen  Rechtes  immer  als 
diejenigen  des  „Rechtsbegriffes^  überhaupt  angesehen  und  darauf- 
hin behauptet,  dass  jeder  Rechtsorganismus,  der  diesen  Namen 
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verdienen  soll,  dem  bürgerlichen  Rechtsorganismus  begrifflich 
schlechterdings  kongruent  sein  müsse.  Man  verlangte  also,  häufig 
unter  dem  Rufe  nach  einer  Kodifikation  des  Völkerrechtes,  eine 
Weltlegislative,  welche  von  einem  höheren  Standpunkte  aus  den 
staatlichen  Organismen  die  Grundsätze  ihres  Verkehres  mit  dem 
Auslande  vorschreiben  solle ,  ebenso  wie  man  mit  der  gleichfalls 
so  vielfach  beliebten  und  ja  wenigstens  andeutungsweise  auch  vom 
Zaren  adoptirten  Theorie  von  der  „Verallgemeinerung  der  Schieds- 
gerichtsidee^  —  so  harmlos  sich  dieses  Postulat  auf  den  ersten 
Blick  ausnimmt  —  auf  die  Konstituirnng  einer  Weltlegislative 
hinarbeitet,  denn  ein  Schiedsrichter  (arbiter)  ist  nach  allen  Rechts- 
systemen der  Welt  ein  solcher  ^  welcher  nicht  streng  an  ein  for- 
melles Recht,  sondern  lediglich  an  sein  subjektives  billiges  Er- 
messen gebunden  ist,  also,  wenn  man  so  will,  gleichsam  der 
Gesetzgeber  für  den  einzelnen  konkreten  Fall,  so  dass  die  Schieds- 
gerichte, welche  bisher  einzelne  internationale  Streitigkeiten  ge- 
schlichtet haben,  immer  nur  unter  gewissen,  wenn  nicht  ausdruck- 
lich festgesetzten,  so  doch  stillschweigend  vorausgesetzten  Eautelen 
fungiren,  d.  h.  sich  nur  innerhalb  verhältnissmässig  enger,  von 
den  Parteien  vorher  bestimmter  Grenzen  bewegen,  nicht  aber  die 
Machtsphäre  dieser  Parteien  überhaupt  tangiren  durften,  wäh- 
rend das  Postulat,  in  der  angedeuteten  Allgemeinheit  gestellt, 
darauf  hinauskommen  müsste,  dass  jede  Forderung,  die  etwa  ein 
Staat  gegen  den  andern  zu  erheben  beliebte,  von  einem  Schieds- 
gerichte geprüft,  und,  je  nachdem  demselben  die  Ausgestaltung  der 
Welt  auf  die  eine  oder  die  andere  Art  „zweckmässiger^  erschiene, 
anerkannt  oder  abgewiesen  werden  würde,  ein  Zustand,  der  nur 
der  absolutesten  politischen  ürtheilslosigkeit  erstrebenswerth 
scheinen  kann.  Von  einer  „Rechtsprechung^  im  eigentlichen 
Sinne,  d.  h.  einer  Schlichtung  von  Differenzen,  welche  dadurch 
entstehen,  dass  die  an  einem  konkreten  Falle  Betheiligten  über- 
einstimmend ein  objektiv  geltendes  formelles  Recht  durchgeführt 
wissen  wollen  und  nur  über  die  Bedeutung  desselben  ad  hoc  ab- 
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weichen,  nach  Massgabe  dieses  Rechtes  durch  einen  ordent- 
lichen Staatengerichtshof,  in  bewusstem  Gegensatze  zum  Schieds- 
gerichte,  ist  nicht  im  Entferntesten  die  Bede;  dafür  werden  dann 
aber  wieder  um  so  nachdrücklicher  Forderungen  erhoben,  welche 
aaf  nichts  Anderes  als  die  Konstitnirung  einer  Weltexekutive 
hinzielen,  indem  man  nach  einer  Instanz  verlangt;  welche  den 
einzelnen  Staat  im  Falle  seiner  Renitenz  gegen  die  Entscheidungen 
des  „Schiedsgerichtes"  zwangsweise  zur  Befolgung  derselben  an- 
zuhalten habe  .  .  .  Alle  diese  Bestrebungen,  die  sich  freilich 
theilweise  über  ihre  eigene  Tragweite  nicht  vollkommen  klar  sind^ 
bezwecken  im  Grunde  nichts  Anderes,  als  die  Kriterien  des 
bürgerlichen  Rechtes  auf  das  internationale  Recht  zu  übertragen, 
und  fassen  sich  daher,  an  sich  durchaus  zutreffend,  unter  dem 
Stichworte  des  „ewigen  Friedens"  zusammen,  weil  eben,  wie  ge- 
sagt, alles  bürgerliche  Recht,  wenigstens  grundsätzlich,  auf  die 
Ewigkeit  berechnet  ist,  und  weil  darum  auch  die  Diplomatie^  die 
zeitweilig,  sei  es  aus  Beschränktheit,  sei  es  aus  bewusster 
Täuschnngsabsicht,  die  Welt  glauben  machen  wollte,  dass  ein 
nach  unbedingter  Analogie  des  staatlichen  Rechtes  konstruirtes 
„Völkerrecht"  in  Geltung  sei  —  jeden  Krieg  durch  Abschluss 
eines  auf  „ewige  Zeit"  berechneten  Friedens  beendete,  so  dass 
nun  die  vemunftrechtliche  Schule,  gleichsam  aus  unlauterem  Wett- 
bewerb, wie  es  bei  B.  O.  T.  Schafter  heisst,  den  Frieden,  den 
sie  womöglich  zwischen  allen  Staaten  der  Erde  etabliren  wollte, 
als  den  „ewigen  allgemeinen  Völkerfrieden"  bezeichnete. 

Die  Irrthümer  dieser  vemunftrechtlichen  Theorien  liegen  auf 
der  Hand:  es  handelt  sich  dabei  um  den  grundsätzlichen  Kos- 
mopolitismus, um  die  Schaffung  eines  „Weltstaates",  der  sich  be- 
grifflich schlechterdings  nicht  von  dem  historischen  Individual- 
staate  unterscheiden  würde  und  innerhalb  dessen  die  jetzt 
bestehenden  Staatengebilde  sich  besten  Falles  zu  blossen,  in 
ihrem  Bestände  von  dem  Belieben  der  Weltregierung  abhängigen 
Selbstverwaltungsbezirken  mit  einer  wenn  auch  noch  so  umfang- 
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reichen,  doch  immerhin  untergeordneten  Kompetenz  herabgedräckt 
sähen.  Jedenfalls  ist  Kosmopolitismus  der  direkte  begriffliche 
Gegensatz  zum  „Internationalismus'^,  dessen  wesentlichste  Auf- 
gabe, schon  dem  Namen  nach,  darin  besteht,  die  Nationalität, 
d.  h.  die  Souveränetät  des  Einzelnen  aufrechtzuerhalten. 

Den  gerade  entgegengesetzten  Weg  schlägt  hier,  wie  überall, 
die  sog.  historische  Schule  ein,  welche  noch  gegenwärtig  die 
zünftige  Wissenschaft  allgemein  beherrscht.  Für  sie  gibt  es  gar 
keinen  bestimmten,  ideellen  Massstab,  nach  dem  sich  die  Termi- 
nologie zu  richten  hat;  sie  fixirt  vielmehr,  sofern  sich  zwischen 
mehreren  Individualitäten,  d.  h.  hier  den  einzelnen  Kulturstaateo, 
eine  Assoziationstendenz  bemerkbar  macht  und  sich  nach  gewissen 
Prinzipien  bethätigt,  schlechthin  die  letzteren  und  belegt  den  In- 
begriff derselben  dann  mit  dem  Namen  des  „geltenden  Rechtes^; 
sie  porträtirt  also  entschieden  den  geltenden  Zustand  viel  lebens- 
wahrer, als  die  vernunftrechtliche  Schule,  bei  der  nur  allzu  leicht 
der  Wunsch  der  Vater  des  Gedankens  wird;  aber  sie  verfallt 
dafür  naturgemäss  in  eine  oft  sehr  verhängnissvolle  Kritiklosigkeit, 
indem  sie  schlechterdings  an  der  Frage  vorübergeht,  ob  dieser 
geltende  Zustand  füglich  als  Aeusserung  des  Rechtsbegriffes  an- 
zusprechen ist. 

Ehe  auf  diese  Frage  eingegangen  wird,  muss  natürlich  der 
geltende  Zustand  kurz  skizzirt  werden,  der  sich  im  Wesentlichen 
dahin  zusammenfassen  lässt,  dass  namentlich  bei  den  heutigen 
Kulturverhältnissen,  der  „isolirte  Staat^  undenkbar,  also  für  jeden 
einzelnen  die  Vergesellschaftung  mit  anderen  seines  gleichen  un- 
bedingt erforderlich  ist  und  demgemäss  auch  in  der  Idee  eine 
bestimmte  soziale  Ordnung  als  existent  gedacht,  aber  Vorsorge 
getroffen  wird  weder  dafür,  diese  Ordnung  im  Falle  des  Wider- 
standes von  Seiten  des  Einzelnen  dagegen  zwangsweise  zur  Geltung 
zu  bringen,  noch  auch  nur  dafür,  die  Bedeutung  dieser  Ordnung 
für  den  einzelnen  Fall  bei  Meinungsverschiedenheiten  der  Inter- 
essenten  darüber   in   authentischer  Weise   zu   deklariren.     Die 
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wissenschaftliche  Analyse  eines  solchen  Zustandes  ist  natürlich 
aasserordentlich  schwer  und  höchstens  in  der  allerneuesten  Zeit 
etwas  erleichtert,  weil  man  nämlich  von  gewisser  Seite  her  sich 
bestrebt,  die  Prinzipien  der  aktuellen  Staatenvergesellschaftung 
auf  die  bürgerliche  Gesellschaft  zu  übertragen,  so,  wie  die  ver- 
nunftrechtliche Schule  das  gerade  Umgekehrte  versucht,  d.  h.  man 
erklärt  wohl  eine,  womöglich  bis  in  alle  Einzelheiten  ausgebildete 
allgemeine  Gesellschaftsordnung  für  nothwendig  oder  zulässig, 
jede  Institution  aber,  welche  darauf  berechnet  ist,  dieser  ideellen 
Ordnung  zu  praktischer  Geltung  zu  verhelfen  —  für  übei*flüssig 
oder  geradezu  sinnwidrig,  weil  ohne  derartige  Institutionen  jeder 
Eiinzelne  nicht  nur  viel  besser,  als  jetzt,  das  objektive  Recht  des 
einzehien  Falles  zu  kennen,  bezw,  zu  erkennen,  sondern  auch 
immer  dieser  Erkenntniss  gemäss  zu  handeln,  im  Stande  und 
bereit  sein  werde.  Diese  Lehre,  welche  also  besten  Falles  eine 
Art  „ideeller  Legislative^,  aber  keine  Judikatur  und  keine  Exe- 
kutive, überhaupt  keine  „Regierung^  gelten  lassen  will,  ist  die 
wissenschaftliche  Formel  des  theoretischen  Anarchismus,  aus  der 
sich  dann  naturgemäss  als  praktische  Konsequenz  der  „Anarchis- 
mus der  That^  entwickelt,  indem  nunmehr  der  Begriff  der  Rechts- 
widrigkeit  auf  jede  Handlung,  selbst  wenn  sie  gegen  die  ideelle 
Rechtsordnung  verstösst,  nicht  mehr  für  anwendbar  erklärt  wird, 
da  auch  eine  solche  Handlung  ausschliesslich  dazu  dient,  ein  that- 
sachlich  von  anderer  Seite  her  geübtes  Unrecht  zu  vergelten  oder 
einem  beabsichtigten  Unrechte  vorzubeugen,  also  sich  immer  nur 
als  einen  Akt  der  Nothwebr  oder  des  Nothstandes  qualifizirt, 
der  nach  allen  Rechtssystemen  der  Welt  unbedingt  rechtmässig 
ist.  Jede  anarchistische  Unthat  ist  kein  Verbrechen,  sondern 
lediglich  die  Reaktion  der  Rechtsidee  gegen  eine  gewaltsame 
Verletzung  derselben  durch  die  herrschenden  Klassen. 

Der  Anarchismus,  wenigstens  soweit  ihm  die  soeben  ent- 
wickelte Theorie  zu  Grunde  liegt,  neben  welcher  es  freilich  noch 
eine  Anzahl  anderer  gibt,  wenn  man  sich  von  dieser  Seite  her 
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überhaupt  die  Mühe  nimmt,  eine  grundlegende  Theorie  zu  for- 
muliren  —  ist  also  nicht  die  direkte  Negirung  des  Rechtes^  nicht 
die  systematisirte  Widerrechtlichkeit;  er  will  auch  nicht  einen 
Naturzustand  aufthun^  der,  gleichviel  ob  er  jemals  wirklich  be- 
standen hat  oder  nur  begrifflich  zu  konstruiren  ist,  grundsätzlich 
die  Willkür  eines  Jeden  den  Anderen  gegenüber  statuirt:  er 
strebt  vielmehr  auch  seinerseits  eine  Vergesellschaftung  an^  die 
unter  umständen  äusserlich  ganz  denselben  Eindruck  machen 
kann;  als  ob  sie  auf  einer  rationellen  Ordnung  beruhe,  bis  sich 
dann  die  volle  Haltlosigkeit  des  Ganzen  einmal  herrlich  offenbart; 
und  diese  Theorie  ist  es,  welche  noch  gegenwärtig  das  inter- 
nationale Leben ;  als  solches;  beherrscht;  nur  dadurch  wird  das 
in  jedem  Handbuche  des  „  Völkerrechtes'^  nachzulesende  Paradoxon 
begreiflich,  dass  der  Krieg  ein  Institut  des  „Völkerrechtes*'  sei, 
gerade  so  wie  jeder  anarchistische  Gewaltakt  als  Exekutive  gegen 
unrecht  oder  Rechtsbruch  dargestellt  wird,  —  während  freilich 
bei  der  Zweiseitigkeit  jedes  Krieges  die  Ironie  darum  noch  viel 
grösser  wird;  weil  hier  jeder  der  Kriegführenden  sich  als  ^ Exe- 
kutivorgan des  verletzten  Völkerrechtes^  aufspielt  —  und  dass 
man  des  Weiteren  von  einem  Jus  belli''  spricht;  d.  h.  einem  Be- 
griffe; durch  welchen  gewisse  Gepflogenheiten  der  Kriegfiihrung 
„sanktionirt^  werden,  sowie  man  bei  einer  etwaigen  Fortbildung 
der  anarchistischen  Theorie  jede  Propaganda  der  That  wahr- 
scheinlich auch  nur  dann  als  zulässig  ansehen  würde,  wenn  dabei 
gewisse  vornehme,  philanthropische  Allüren  gewahrt  werden. 

Erwägt  man  nun,  ob  man  diese  Art  von  „internationaler  Ord- 
nung'' als  eine  Aeusserung  des  „Rechtsbegriffes"  wird  bezeichnen 
dürfen,  so  ist  die  Entscheidung  darüber  zunächst  Geschmacksache. 
So  verfehlt;  wiie  man  namentlich  von  Seiten  der  Idealisten  und 
Vernunftrechtler  glauben  machen  will,  ist  diese  Terminologie  ent- 
schieden nicht.  Es  hat  eines  Jahrtausende  langen  Entwickelungs- 
ganges  bedurft,  ehe  die  Kulturwelt  nur  bis  zu  diesem  Stand- 
punkte in  der  Auffassung  des  internationalen  Lebens  gelangt  ist; 
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auf  der  anderen  Seite  ist  aber  nach  allem  Gesagten  auch 
das  sicher,  dass  man  von  einem  „geltenden  Völkerrecht^  nur 
dann  sprechen  darf;  wenn  man  gleichzeitig  dem  „Anarchismus" 
den  Charakter  eines  „Reehtssystems"  zuerkennt,  was  doch  gerade 
mit  grösster  Emphase  von  denen  bestritten  wird,  die  jede  Be- 
mängelung der  geltenden  Staatengesellschaftsordnung  als  einen 
Akt  lächerlicher  üeberspanntheit  von  der  Hand  weisen.  Ganz 
abgesehen  von  dem  Allen  aber  wird  man,  um  zu  einer  präzisen 
Terminologie  zu  gelangen;  welche  die  wesentlichste  Voraussetzung 
klarer  wissenschaftlicher  Begriffe  ist  —  sich  nun  eben  des  oben 
Gesagten  zu  erinnern  haben:  da  es  eine  feststehende  Art  des 
„Bechtsbegriffes";  nämlich  das  bürgerliche  oder  staatliche  Recht 
gibt,  so  wird  man  zwar  ein  „Rechtssystem''  auch  anerkennen 
können,  wenn  demselben  nicht  alle  wesentlichen  Kriterien  des 
bürgerlichen  Rechtes  innewohnen;  man  wird  yielmehr  —  um  gleich 
auf  das  Staatengesellschaftsrecht  zu  kommen  —  geradezu  den 
Grundsatz  aufzustellen  haben ;  dass  das  Staatengesellschaftsrecht 
dem  Rechte  der  bürgerlichen  Gesellschaft  garnicht  schlechterdings 
adäquat  sein  darf,  weil  sich  jenes  von  diesem  immer  so  wird 
unterscheiden  müssen,  wie  sich  der  souveräne  Staat,  als  sozialer 
Faktor ;  von  dem  Individuum;  als  Rechtssubjekt  gedacht,  unter- 
scheidet; man  wird  aber  demgegenüber  auch  daran  festzuhalten 
haben:  dass  von  einem  „Staatengesellschaftsrechte"  oder  einem 
„Völkerrechte"  in  Wahrheit  nur  dann  gesprochen  werden  darf, 
wenn  und  wo  alle  diejenigen  Kriterien  des  staatlichen  Rechtes, 
welche,  eventuell  in  entsprechender  Modifikation,  auf  die  Ver- 
gesellschaftung der  souveränen  Staaten  untereinander  anwendbar 
werden,  auch  wirklich  darauf  Anwendung  finden.  Wenn  man  sich 
dieser  zwingenden  Forderung  des  einfachsten  logischen  Denkens 
nicht  f&gt,  dann  wird  man  nun  und  nimmermehr  aus  der  heillosen 
Verwirrung  der  Begriffe  herauskommen,  welche  noch  jetzt  herrscht 
und  wie  einerseits  die  stellenweise  völlig  komische  staatsmännische 
Hilflosigkeit  der  Petersburger  Kundgebungen  so  auch  die  bis- 
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weilen  phänomenale  Beschränktheit  der  gegen  diese  Kundgebungen 
gerichteten  Angriffe  yerschuidet  hat. 

Betrachtet  man  das  Ganze  nun  unter  dem  soeben  angedeuteten 
Gesichtspunkte  und  erwägt  man  also  demgemäss  zunächst,  ob 
für  das  internationale  Leben  eine  Legislative  denkbar  ist,  so  wird 
man  dies  verneinen  müssen,  wenigstens  in  dem  Sinne,  dass  es 
niemals  eine  Instanz  geben  kann,  welche  über  den  einzelnen 
Staatsgewalten  so  steht,  wie  jede  der  letzteren  über  den  einzelnen 
Bechtssubjekten,  und  die  von  ihrem  höheren  Standpunkte  aus 
den  Völkern  eine  bestimmte  Gesellschaftsordnung  vorzuschreiben 
hätte;  wohl  aber  ist  ein  Analogen  zur  Legislative  des  bürger- 
lichen Bechtes  für  das  Staatengesellschaftsrecht  denkbar,  näm- 
lich die  Feststellung  einer  bestimmten  Bechtsordnung  durch  den 
übereinstimmenden  freien  Willen  aller  Betheiligten,  durch  die 
jede  Majorisirung  des  Einzelnen  ausscbliessende :  volonte  de  tous, 
im  Gegensatze  zur  volonte  gän6rale,  die  dem  Einzelnen  seine  freie 
Entschliessungsfahigkeit  unter  Umständen  beschränken  kann.  Es 
ist  also  denkbar,  durch  absolute  Uebereinstimmung  Aller  die 
Sphäre  jedes  Einzelnen  —  in  thatsächlicher  und  ideeller  Hin- 
sicht —  derjenigen  der  anderen  gegenüber  abzugrenzen  und  auf 
diese  Weise  ein  allgemeines,  „materielles  Becht^  zu  schaffen, 
welches  dann  wie  alles  andere  Becht,  als  „Gewohnheitsrecht") 
d.  h.  als  Ergebniss  der  historischen  politischen  Entwickelung  und 
andererseits  —  dem  Gesetzesrechte  der  staatlichen  GeseUschaft 
entsprechend  —  als  „vertragsmässig  gesetztes"  internationales 
Becht  erscheint.  Das  letztere  präsentirt  sich  darnach,  praktisch 
gesprochen,  in  dem  jeweiligen  Status  quo  —  in  der  weitesten  und 
umfassendsten  Bedeutung  dieses  Wortes  —  der  nicht  nur  die 
Konfiguration  der  Ländergebiete,  sondern  auch  die  Abgrenzung 
aller  unmittelbaren  und  mittelbaren,  materiellen  und  ideellen  inter- 
nationalen  Interessen  in  sich  begreift  Weitere  Ausführungen 
dieses  Punktes  erübrigen  sich  einfach  darum,  weil  ja,  wie  aus 
allem   oben   Gesagten   hervorgeht,    schon   die  jetzt   bestehende 
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Staatengesellschafti  wenigstens  in  der  Idee,  eine  auf  der  gedachten 
gewohnheitsmässigen  und  vertragsmässigen  Basis  ruhende  Ord- 
nung anerkennt. 

Was  den  zweiten  Punkt,  die  Frage  nach  der  Judikatur  an* 
betrifft;  so  ist  es  mit  dem  Wesen  der  Souveränetät  durchaus  ver- 
einbar, wiederum  mittelst  Vertrages  einen  Gerichtshof  zu  konsti- 
tniren,  welcher  die  nach  menschlichem  Ermessen  denkbar  grösste 
Vermuthung  absoluter  Unparteilichkeit  für  sich  und;  bei  etwaiger 
Meinungsverschiedenheit  der  Interessenten;  die  Bedeutung  des 
Status  quo  im  vorhergedachten  Sinne;  fOr  den  einzelnen  konkreten 
Fall  authentisch  zu  deklariren  hat.  Als  Streitfall  gelten  hier- 
bei also  nicht  „hochpolitische  internationale  Fragen'';  welche  da- 
durch entstehen;  dass  der  Eine,  sei  es  offen,  sei  es  versteckt,  sei 
es  bewusst,  sei  es  unbewusst,  darauf  ausgeht,  den  status  quo  zu 
seinen  Gunsten  und  zum  Nachtheile  der  Anderen  zu  verschieben, 
sondern  ausschliesslich  „internationale  Eechtsstreitigkeiten'';  welche 
sich  daraus  ergeben^  dass  jede  der  Parteien  den  status  quo  grund- 
sätzlich anerkennt;  aber  über  die  Bedeutung  desselben  für  den 
konkreten  Fall  von  der  anderen  abweicht.  Es  ist  durchaus 
denkbar,  dass  ein  souveräner  Staat,  gerade  so  wie  das  einzelne 
Individuum,  in  einem  bestimmten  Augenblicke  etwas  will  und 
späterhin  die  logischen  Konsequenzen  des  von  ihm  Gewollten 
falsch  benrtheilt,  und  es  tangirt  den  „freien  Willen'',  als  solchen; 
schlechterdings  gamicht,  von  einem  Dritten  vorurtheilsfrei  fest- 
stellen zu  lassen,  was  sich  aus  dem  Gewollten  für  die  praktische 
Ausgestaltung  der  Dinge  unter  bestimmten  thatsächlichen  Vor- 
aussetzungen ergibt.  Mit  der  angedeuteten  begrifflichen  Schei- 
dung der  „hochpolitischen  Fragen"  und  der  „internationalen 
Bechtsstreitigkeiten''  wird  gleichzeitig  eine  Frage  gelöst,  welche 
den  Leuten  bisher  so  unendlich  viel  Kopfeerbrechen  verursacht, 
weil  sie  bisher  kaum  jemals  richtig  gestellt  worden  ist,  nämlich 
die  Frage:  welche  internationalen  Differenzen  sich  zu  einer  ge* 
richtlichen  Entscheidung  eignen,  und  welche  nicht?    Man  hat  in 
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dieser  Hinsiebt  gemeint,  gleichsam  ,,interQationale  Bagatellsachen'' 
von  solchen  sondern  zu  müssen,  bei  denen  die  Lebensfähigkeit, 
die  Ehre,  die  Selbständigkeit  u.  s.  f.  der  Staaten  auf  dem  Spiele 
stehe,  und  nur  für  die  ersteren  die  Möglichkeit  des  Austrags  auf 
internationalem  Prozesswege  zulassen  wollen.  Mit  derartigen 
vagen  Begrififen  kommt  man  natürlich  um  keinen  Schritt  weiter; 
der  Fehler y  den  man  beging,  lag  darin,  dass  man  immer  nur 
„Schiedsgerichte^  in's  Auge  fasste,  welche  der  Natur  der  Sache 
nach  nur  zulässig  sind,  wenn  sich  die  streitenden  Theile  über  die 
Entscheidung  eines  konkreten  Falles  durch  einen  arbiter  aus- 
drücklich einigen,  die  also  unter  allen  Umständen  nur  eine  fakul- 
tative Einrichtung  bilden,  während  es  für  die  Etablirung  eines 
„internationalen  Rechtes"  in  wahrer  Bedeutung  ausschliesslich 
darauf  ankommt,  einen  „ordentlichen"  Staatengerichtshof  aofzn- 
thun,  der  nach  den  Regeln  einer  ein  für  alle  Mal  feststehenden 
allgemeinen  objektiven  Rechtsordnung  jeden  vor  ihn  gebrachten 
Fall  zu  entscheiden,  und  sich  mit  solchen  Fälleu,  die  ihrer  Natur 
nach  auf  diese  Weise  nicht  zu  entscheiden  sind,  höchstens  in 
negativem  Sinne  zu  befassen  hat,  sodass  er  hier  als  „recht* 
massig"  lediglich  die  Suspendirung  derartiger  Differenzen  auf 
eine  bestimmte  Frist  bezeichnen  kann,  wie  sich  das  aus  dem 
Folgenden  sogleich  noch  näher  ergeben  wird. 

Mit  der  Frage  nach  einer  „internationalen  Judikatur"  wird 
nicht  nur  das  urewige  Gebiet  der  juristischen  Terminologie,  son- 
dern gleichzeitig  jene  uralte  Grundwahrheit  aller  Juristerei  be- 
rührt, dass  ein  materielles  Recht  überhaupt  ein  „Nichts"  ist, 
wenn  es  nicht  eine  Ergänzung  durch  ein  formelles,  ein  Prozess- 
recht findet,  mittelst  dessen  das  objektive  Recht  des  einzelnen 
Falles  festgestellt  wird;  das  ist  nicht  nur  eine  theoretische,  son* 
dem  im  Gegentheil  eine  sehr  praktische  Weisheit,  wie  denn  die 
Konstituirung  eines  ordentlichen  Staatengerichtshofes  und  eine 
für  denselben  bindende  Prozessordnung  auch  ihren  grössten  Segen 
darin   äussern   würde,   dass  vermuthlich   „internationale  Rechts- 
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Streitigkeiten"  so  gut  wie  garnicht  mehr  aufgeworfen  werden 
wurden,  weil  sie  nämlich  in  den  allerseltensten  Fällen  darin  ihren 
Grund  haben,  dass  man  sich  wirklich  von  Seiten  der  Interessenten 
über  das  bestehende  Recht  nicht  klar  ist,  sondern  meistens  bloss 
einen  faulen  Verwand  bilden,  um  daraufhin  hochpolitische  Aktionen 
?om  Zaune  zu  brechen. 

Bezüglich  des  dritten  Punktes,  der  Exekutive^,  liegt  die 
Sache  nun  ganz  anders,  wie  bezüglich  der  internationalen  Legis- 
lative und  Judikatur,  denn  der  souveräne  Staat  kann  sich  un- 
möglich irgend  einem  von  dritter  Seite  herkommenden  Zwange 
unterwerfen,  in  einer  bestimmten  Weise  zu  handeln,  wenn  ihm 
dies  nicht  aus  freien  Stücken  beliebt;  und,  obwohl  oder  gerade 
weil  ein  internationales  Recht  auf  einer  freien  Vereinbarung  der 
Mächte  beruhen  müsste,  ihre  auswärtige  Politik  auf  eine  gewisse 
Zeit  festzulegen,  könnte  der  Sinn  dieser  Vereinbarung  nicht 
dahingehen,  dass  die  Kontrahenten  grundsätzlich  eine  von  aussen 
her  auf  sie  auszuübende  Gewalt  als  „erlaubt*'  oder  als  „recht- 
mässig^ anerkennen,  durch  welche  sie  angehalten  werden,  bei 
ihrem  Willen  zu  verharren,  falls  sie  diesen  Willen  ändern.  Die 
vielfach  aufgestellte  Behauptung,  dass  die  intensivste  Bethätigung 
der  Freiheit  darin  besteht,  sich  der  Freiheit  zu  begeben,  ist  ein 
Sophismus,  mit  dem  man  schliesslich  den  grössten  Unsinn  dedu- 
ziren  könnte;  aber  ebenso  falsch  ist  die  andere  Behauptung, 
dass,  weil  auf  diese  Weise  nur  eine  internationale  Prozessordnung 
ohne  Exekutivinstanz  denkbar  wird,  es  überhaupt  überflüssig  sei, 
ein  Staatenprozessrecht  zu  schaffen.  Für  das  bürgerliche  Recht 
muss  man  allerdings  eine  Exekutive  als  unabweisbares  Requisit 
fordern,  obgleich  auch  für  dieses,  durch  die  Konstituirung  einer 
Exekutivinstanz,  nicht  etwa,  wie  man  wohl  glaubt,  eine  unbedingte 
Gewähr  für  thatsächliche  Durchführung  der  Rechtsordnung  ge- 
geben  ist,    da   dieselbe    auch    trotz  aller  Exekutive  einmal  von 


*  Vgl.  hierüber  Schlxkf,  Der  Friede  in  Europa,  S.  d21if. 
ArchiT  Ar  öffenUiches  Recht.  XIV.  2.  28 
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einem  Revolutionär  über  den  Haufen  geworfen  werden  kann, 
wenn  dieser  —  die  Macht  dazu  hat.  Der  Werth  gesellschaft- 
licher Institutionen,  welcher  Art  sie  auch  immer  sein  mögen, 
liegt  also  nicht  in  der  auf  alle  Fälle  undenkbaren,  absoluten 
Garantie  ihres  praktischen  Erfolges,  sondern  darin,  dass  sie  aus 
psychologischen  Gründen  die  denkbar  grösste  Wahrscheinlichkeit 
bieten,  von  dem  Empfinden  und  Verständnisse  der  Gesellschafter 
getragen  und  aufrecht  erhalten  zu  werden.  Die  Wirksamkeit 
eines  „Völkerrechtes'^  ohne  Konstituirung  einer  Exekutivinstanz 
könnte  getrost  dem  Völker-  und  staatenpsychologischen  Momente 
überlassen  bleiben,  das  sich  geltend  machen  würde,  wenn  es  einen 
von  der  Gesammtheit  oder  einer  grossen  Zahl  der  Kulturstaaten 
anerkannten  Staatengerichtshof  gäbe,  der  auf  Ansuchen  eines 
unter  ihnen  im  Falle  des  Streites  mit  einem  andern  das  geltende 
Recht  des  Status  quo  feststellt;  und  es  würde  sich  ergeben,  dass 
dieses  „Völkerrecht"  wahrscheinlich  seine  Zwecke  ebenso  gut 
oder  noch  besser  erfüllen  würde,  wie  das  staatliche  Recht  kraft 
seiner  „Exekutive''  die  seinigen. 

Zum  Vierten  endlich  versagt  die  Analogie  des  staatlichen 
Rechtes  für  das  internationale:  im  Punkte  der  Ewigkeit.  In 
dieser  Hinsicht  hat  sich  die  vernunftrechtliche  Schule  in  ein  ge- 
radezu tragisches  Missverständniss  verwickelt;  sie  hat  für  das 
Staatengesellschaftsrecht,  wo  gar  nicht  daran  zu  denken  ist,  mit 
dem  Brusttone  der  Ueberzeugung  die  Eigenschaft  der  grundsätz- 
lichen Ewigkeit  in  Anspruch  genommen,  während  es  bezüglich 
des  staatlichen  Rechtes,  das  sich  naturgemäss  als  prinzipiell 
„ewig"  qualifizirt,  Niemanden,  wie  oben  schon  gesagt,  einfallt, 
davon  besonderes  Aufheben  zu  machen.  Das  Stichwort  vom 
„ewigen  Völkerfrieden"  ist  also  nicht  nur  schlecht  gewählt,  weil 
es  die  Menschen,  die  ganz  genau  wissen,  dass  Nichts  auf  Erden 
ewig  sein  kann,  und  gerade  genug  an  den  „ewigen"  Friedensschlüssen 
der  Diplomatie  haben,  instinktiv  vor  allen  darauf  gerichteten  Be- 
strebungen   abschreckt,   sondern  es    ist   auch   grundfalsch:    der 
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soa?eräne  Staat  kann  seine  innere  und  ebensogut  seine  äussere 
Politik  wohl  auf  eine  bestimmte  Zeit,  aber  nicht  in  infinitum  fest- 
legen. Er  muss  in  der  Lage  bleiben,  wenn  sich  die  in  dauern- 
dem Wechsel  begriffenen  allgemeinen  Verhältnisse  so  ausgestalten, 
dass  seine  Lebens-  und  Entwickelungsfahigkeit  eine  andere  Ab- 
grenzung seiner  Sphäre  nach  aussen  hin  unabweisbar  bedingt  und 
diese  Aenderung  nicht  durch  freiwillige  Zustimmung  der  übrigen 
Interessenten  herbeigeführt  werden  kann  —  dieselbe  schliesslich 
unter  Anspannung  aller  seiner  Kräfte  auf  gewaltsamem  Wege, 
d.  h.  wenn  es  Noth  thut,  auch  mittelst  eines  Elrieges  zu  bewirken ; 
und  er  darf  daher  nicht  Abmachungen  eingehen,  welche  ein  für 
alle  Mal  einem  Kriege  den  Stempel  eines  revolutionären  Aktes 
aufdrücken  würden,  wie  es  innerhalb  einer  internationalen  Rechts- 
gemeinschaft zutreffen  müsste.  Daraus  ergibt  sich  der  unanfecht- 
bare Schluss,  dass  jede  internationale  Rechtsgemeinschaft  —  da 
sie,  um  es  zu  wiederholen,  wohl  eine  friedliche  Verschiebung  des 
jeweiligen  Status  quo  durch  vertragsmässige  Uebereinkunft,  nicht 
aber  eine  solche  auf  kriegerischem  Wege  ermöglicht  —  immer 
positiy  gerade  „nicht  ewig^  sein,  d.  h.  nur  als  für  eine  bestimmte 
Frist  geschlossen  gelten  muss,  und  dass  nach  Ablauf  der  letzteren 
an  sich  wieder  die  Anarchie  gilt,  in  deren  Rahmen  ein  Krieg, 
selbst  wenn  man  ihn  nach  der  beliebten  Ausdrucksweise  als  An- 
griffs- oder  Raubkrieg  zu  bezeichnen  hätte  —  allerdings  niemals 
zu  einem  „Rechtsinstitute^  werden  kann,  aber  auch  niemals  ein 
formelles  unrecht,  sondern  lediglich  eine  historische  Thatsache, 
eine  ffir  den  Begriff  des  formalen  Rechtes  schlechterdings  in- 
kommensurable Machtfrage  ist. 

Es  wird  sich  also  immer  nur  um  eine  grundsätzlich  tem- 
poräre Legalisirung  des  status  quo  mittelst  eines  Vertrages 
handeln,  der  äusserlich  jedem  anderen  Staatsvertrage  der  schon 
jetzt  üblichen  Art  gleichen,  aber  begrifflich  doch  erst  den  anderen 
Verträgen  eine  feste  Grundlage  geben  würde,  so  dass  man  ihn 
treffend  als  „Staatengrundyertrag"  bezeichnen  könnte,   wie  man 

18* 
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Ton  einem  Staatsgrundgesetze  spricht,  dajB  auch  schliesslich  nur 
ein  Gesetz,  wie  andere  mehr,  aber  trotzdem  das  eigentliche  Fun- 
dament aller  übrigen  ist;  und  der  „StaatengerichtshoP';  welcher 
als  der  Träger  dieser  Yertragsidee  fungirt,  hätte  darum  bezüg- 
lich jeder  vor  ihn  gebrachten  internationalen  Differenz,  wenn  er 
sie  als  „hochpolitische  Frage^  erkennt  —  sich  für  unzuständig 
oder  mit  anderen  Worten  zu  erklären,  dass  es  den  streitenden 
Theilen  überlassen  bleiben  müsse,  diese  Differenz  nach  Ablauf 
des  Grundvertrages  unter  sich  auf  jede  ihnen  beliebige  Weise  zu 
ordnen,  während  bis  dahin  der,  eventuell  gleichzeitig  genau  zu 
definirende,  Status  quo  der  einschlägigen  Verhältnisse  aufrecht  zu 
erhalten  sei. 

Der  Abschluss  derartiger  temporärer  StaatengrundYcrträge 
würde  eine  in  die  Augen  springende  Aehnlichkeit  mit  dem  Gottes- 
frieden bezw.  dem  Landfrieden  des  Mittelalters  aufweisen,  wenn 
er  auch  der  Idee  nach  etwas  Anderes  bedeutete,  da  nämlich  jene 
mittelalterlichen  Institutionen  von  vornherein  gedacht  waren  als 
eine  blosse  Abschlagszahlung  auf  den  „ewigen  Frieden  des  bürger- 
lichen Rechtes'^,  der  ja  denn  auch  wirkhch  dadurch  allmählich 
herbeigeführt  wurde,  während  auf  internationalem  Gebiete  eben 
immer  nur  eine,  wenn  auch  auf  noch  so  lange  Dauer  gesetzte,  doch 
zeitlich  beschränkte  Massregel  in  Frage  kommen  kann;  und  wenn 
es  auch  wiederum  aus  völkerpsychologischen  Gründen  höchst 
wahrscheinlich  ist,  dass  sich  an  einen  ablaufenden  internationalen 
Gottesfrieden  stets  ein  solcher,  von  längerer  Dauer,  anknüpfen 
würde,  so  würde  damit  also  doch  nicht,  wie  man  vielfach  be- 
fürchtet, dem  „Kosmopolitismus^  in  die  Hände  gearbeitet,  der 
bei  einer  grundsätzlich  „ewigen^  Rechtsgemeinschaft  allerdings 
wenigstens  in  nuce  gegeben  wäre;  unzweifelhaft  aber  liegt  die 
Gefahr  des  Kosmopolitismus  bei  unbedingter  Aufrechterhaltung  der 
jetzigen  Anarchie  bedeutend  näher,  als  bei  Durchführung  der  hier 
angedeuteten  Gesichtspunkte,  weil  jetzt  dem  Einzelnen  die  Reali- 
sirung  etwaiger  Weltmachtgelüste  doch  offenbar  viel  leichter  ist, 
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als  wenn  durch  einen  rationellen  Internationalismus  der  einzelnen 
j,Nationalität*^  ein  so  fester  Anhalt  gegeben  wäre,  dass  eine 
Beeinträchtigiing  oder  gar  Vernichtung  derselben  bei  dem  Soli- 
daritätsgefiihl  Aller  so  gut  wie  unmöglich  würde. 

Nachdem  auf  diese  Weise  gezeigt  worden  ist,  welche  Kri- 
terien des  „staatlichen  Rechtes"  auf  die  Vergesellschaftung  der 
souveränen  Staaten  unter  einander  anwendbar  werden,  und  welche 
nicht;  ist  klar^  wie  sich  die  juristische  Terminologie  zu  gestalten 
hat,  wenn  die  einschlägigen  Begriffe  wirklich  ganz  präzise  erkannt 
werden  sollen;  es  ist  darnach  nur  zulässig  von  einer  „völker- 
rechtlichen Staatengemeinschaft";  einem  „Staatensysteme",  im 
eigentlichen  Sinne  des  Wortes  dann  und  da  zu  reden,  wenn  und 
wo  der  jeweilige  status  quo  eine  Legalisirung  durch  Konstituirung 
eines  ordentlichen  Staatengerichtshofes  mit  entsprechender  Kom- 
petenz gefunden  hat.  Auf  der  anderen  Seite  ergibt  sich  aber 
auch,  dass,  da  ein  Staatensystem  in  diesem  Sinne  immer  nur  als 
grundsätzlich  periodisch  aufzufassen ;  die  Konstituirung  eines 
solchen  also  nur  von  dem  Podium  der  internationalen  Anarchie 
aus  denkbar  ist,  ein  Staatengrundvertrag  kein  rein  juristisches 
Problem  ist,  durch  dessen  Realisirung  die  hohe  PoUtik,  die 
Diplomatie,  ein  für  alle  Mal  abgelohnt  und  durch  eine  nach  rein 
formalen  Gesichtspunkten  operirende  Völkerjustiz  ersetzt  werden 
soll,  sondern  immer  auch  gleichzeitig  ein  hochpolitischer  Akt;  in 
der  Art,  dass  die  betreffenden  Kontrahenten  in  demselben  Vor- 
sorge dafür  werden  zu  treffen  haben,  was  denn  nun  eigentlich 
geschehen  soll,  wenn  es  einem  von  ihnen  einfallen  würdC;  sich  an 
den  Kontrakt  nicht  gebunden  zu  erachten.  In  jeder  derartigen 
Missachtung  des  Staatengrundvertrages  durch  den  einzelnen  liegt 
natürlich  ein  Appell  des  letzteren  an  die  Macht;  eine  Kriegs- 
erklärung gegen  die  anderen,  für  die  darauihin,  nach  der  Sprache 
der  Diplomatie;  ein  casus  foederis  gegen  den  Rechtsbrecher;  als 
ihren  gemeinsamen  Feind,  gegeben  wäre,  so  dass  in  dem  Vertrage 
daraufhin  zweckmässig  des  Weiteren  vorgesehen  würde;  wie  sich 
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jede  der  Vertragstreuen  Parteien  an  der  damit  nothwendig  ge- 
wordenen Reaktion  gegen  die  yertragsbrüchige  Partei  zu  bethei- 
ligen habe.  In  diesem  Falle  würde  es  sich  also  auch  wieder 
um  einen  Krieg  handeln,  der  hier  vielleicht  wirklich  als  ein 
„Rechtsinstitut^  gelten  könnte,  weil  es  in  diesem  Falle  ganz  un- 
zweifelhaft wäre,  auf  welcher  Seite  das  formelle  Recht  liegt,  was 
unter  den  annoch  bestehenden  internationalen  Verhaltnissen  eben 
nicht  zu  konstatiren  ist. 

Dadurch  könnte  man  nun  freilich  wieder  versucht  sein,  zu 
behaupten,  dass  damit  schliesslich  doch  nichts  Anderes,  als  die 
Statuirung  einer  Exekutivinstanz  gegeben  sei,  welche  eben  ab 
unzulässig  bezeichnet  wurde;  allein  das  trifft  schon  darum  nicht 
zu,  weil  eine  Exekutive  begrifflich  gar  keine  andere  Aufgabe 
haben  kann,  als  die,  das  verletzte  Recht  wieder  einzurenken, 
nicht  aber  darüber  hinauszugehen,  während  der  Einsatz,  um  den 
Kriege  geführt  werden,  sich  nie  und  nimmer  a  priori  genau  be- 
stimmen lässt,  und  schliesslich  bei  allen,  auch  solchen  Kriegen, 
die  um  geringfügiger  Ursachen  willen  unternommen  werden,  die 
ganze  Existenz  des  Einzelnen  auf  dem  Spiele  steht.  Ein  Kultor- 
staat,  der  sich  so  sehr  gegen  die  Macht  der  Rechtsidee  versün- 
digen würde,  dass  er  die  Durchführung  seines  höchst  subjektiven 
Beliebens  nicht  einmal  bis  nach  dem  Ablaufe  des  Grundvertrages 
aufzuschieben  vermöchte  .  .  .  hätte  in  der  That  seine  Existenz- 
berechtigung verwirkt;  im  üebrigen  aber  könnte  man  sicher  sein, 
dass  jeder  Staatengrund  vertrag  auf  das  Peinlichste  von  allen 
Kontrahenten  gehalten  werden  würde;  vorausgesetzt,  dass  seine 
Oeltung  auf  eine  angemessene  kurze  Zeit  beschränkt  wäre,  inner- 
halb deren  eine  wesentliche  Verschiebung  der  allgemeinen  Welt- 
lage ausgeschlossen  erscheint.  Die  moderne  Diplomatie  hat  in 
dieser  Hinsicht  schon  die  erheblichsten  Fortschritte  ohnehin  ge- 
macht; bezüglich  solcher  Punkte,  denen  eine  besondere  Wichtig- 
keit beigemessen  wird,  fällt  es  den  Staaten  heutzutage  nicht  mehr 
ein,  „ewige  Abmachungen^    zu  treffen:    man    begnügt  sich  mit 
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Stipulationen  auf  fünf,  zehn  Jahre  oder  dgl.  und  macht  die  be- 
friedigende ErfabruDg,  dass  diese  Fristen  ebenso  regelmässig  ein- 
gehalten werden,  wie  die  „ewigen  Verträge^  solche  sind,  deren 
Bruch  in  jedem  Augenblick  zu  gewärtigen  steht. 

Fasst  man  alles  Gesagte  zusammen,  so  ergibt  sich,  dass  ein 
StaatengrundYertrag  ein  Mittel  ist,  dessen  sich  die  hohe  aus- 
wärtige Politik  der  einzelnen  Mächte  bedienen  kann,  ohne  ihrer 
Souveränetät  auch  nur  das  Mindeste  zu  vergeben ;  die  Frage,  ob 
es  in  einem  bestimmten  Augenblicke  bezw.  in  der  Gegenwart 
zweckmässig  ist,  sich  dieses  Mittels  zu  bedienen,  ist  eine  ganz 
selbständige,  die  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  zu  erörtern  ist,  da 
es  sich  hier  nur  darum  handelt,  die  Begriffe  an  sich  klar  zu 
stellen,  nicht  aber  praktische  Politik  zu  treiben^.  Da  indessen 
der  Ausgang  der  vorliegenden  Untersuchung  von  den  Kund- 
gebungen der  russischen  Regierung  genommen  wurde,  so  ist  es 
doch  unumgänglich,  noch  kurz  zu  erwägen,  ob  durch  die  Etabli- 
rung  eines  internationalen  Gottesfriedens  dasjenige  erreicht  wer- 
den könne  und  werde,  was  dem  Zaren  so  besonders  am  Herzen 
liegt  und  was  allerdings  auch,  rein  praktisch  aufgefasst,  bei  jeder 
Beform  der  internationalen  Zustände  wenn  nicht  ausschliesslich, 
so  doch  jedenfalls  mit  in  erster  Beihe  in  Betracht  kommt:  näm- 
lich die  Abrüstung  oder  doch  ein  Büstungsstillstand;  und  dabei 
wird  man  naturgemäss  abermals  auf  dasjenige  Moment  zurück- 
geführt, welches  für  alle  politischen  Aktionen  von  ausschlaggeben- 
der Bedeutung  und  im  Vorstehenden  wiederholt  hervorgehoben 
worden  ist:  nämlich  die  psychologischen  Wirkungen  öffentlicher 
Einrichtungen  oder  sonstiger  allgemein  acceptirter  Lebensanschau- 
ungen. So  unbedingt  die  Vermuthung  dafür  spricht,  dass,  wie 
oben  gesagt,  an  jeden  ablaufenden  internationalen  Gottesfrieden 
sich  ein  solcher  je  von  längerer  Dauer  anreihen,  oder  —  falls 
das  einmal  nicht  geschähe  —  der  Abschluss  eines  solchen  Frie- 


*  Die  entsprechenden  Ausfuhrangen  über  diesen  Punkt  mag  man  bei 
ScBAFTSB  a.  a.  0.  S.  42 — 68  nachlesen. 
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dens  anter  einer  bestimmten  Anzahl  von  Staaten  gegen  jetzt  erheb- 
lich leichter  würde,  ebenso  sicher  wird  sich  für  das  internationale 
Leben  jenes  psychologische  Gesetz  bethätigen,  welches  für  die 
bürgerliche  Gesellschaft  gilt:  dass  nämlich  die  Vorbereitungen 
des  Einzelnen  zum  Schutze  seiner  selbst  gegen  äussere  Gefahren 
sich  in  demselben  Maasse  vermindern,  in  welchem  die  Wahr* 
scheinlichkeit  solcher  Gefahren  abnimmt,  also  nicht  erst  dann, 
wenn  derartige  Gefahren  gänzlich  und  absolut  ausgeschlossen  er- 
scheinen. „In  den  europäischen  Kulturstaaten  laufen  die  Men- 
schen heutzutage  nicht  mehr  in  Wehr  und  Waffen  einher,  wie 
einst  zu  den  Zeiten  des  Faustrechtes  oder  in  den  Prairien 
Amerikas;  und  doch  kann  natürlich  keine  noch  so  feste  staatliche 
Ordnung  verhindern,  dass  ein  schuftiger  Mordbube  dem  friedlichen 
Bürger  eine  Kugel  durchs  Hirn  jagt  oder  ein  Räuber  aus  dem 
Hinterhalte  über  seinen  Nächsten  herfallt.^  —  Also  aus  völker- 
psychologischen  Gründen  würde  sich,  wenn  einmal  die  Gepflogen- 
heit des  internationalen  Gottesfrieden  rezipirt  wäre,  höchst 
wahrscheinlich  eine  Abrüstung,  die  natürlich  nur  theilweise 
sein  könnte,  da  eine  bestimmte  militärische  Schlagfertigkeit  aus 
den  mannigfachsten  leicht  begreiflichen  Gründen  erforderlich 
bleibt,  oder  ein  Rüstungsstillstand  ganz  von  selbst,  ohne  jede 
besonders  darauf  gerichtete  internationale  Abmachung  vollziehen. 
Ein  blosser  dahinzielender  Vertrag,  ohne  die  breitere  Unter- 
lage eines  Staatengrundvertrages,  wäre  unjuristisch,  weil  er 
mittelbar  dem  Auslande  eine  Kontrole  über  Verhältnisse  zu- 
gestehen würde,  deren  Regelung  dem  souveränen  Staate  nach 
unbedingt  freiem  Ermessen  vorbehalten  bleiben  muss,  und  jeden- 
falls praktisch  und  „ehrlich^  gar  nicht  durchzuführen,  weil  es 
sich,  wie  es  bei  Schafter  heisst,  dabei  um  Imponderabilien 
handelt,  die  nach  Zahl  und  Mass  garnicht  fassbar  sind,  und  sich 
daraus  Konsequenzen  ergäben,  die,  wie  von  Stoebk  ausgeführt 
wird,  auf  alle  Gebiete  des  staatlichen  Lebens  in  ganz  unzu- 
lässiger Weise  übergi'eifen  würden. 
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Abrüstung  oder  ßüstungsstillstand  sind  den  Völkern  nicht 
von  aussen  her,  gleichviel  unter  welcher  Form  auch  immer,  zu 
oktroyiren,  sondern  nur  denkbar,  wenn  sie  aus  den  Völkern  selbst 
heraus  angestrebt  werden.  Einen  internationalen  Gottesfrieden 
vorausgesetzt,  würde  sich  unter  den  Kulturvölkern  eine  Ab- 
rüstungstendenz bemerkbar  machen ,  wie  jetzt  eine  Eüstungs- 
tendenz;  die  trotz  alledem  und  alledem  doch  nicht  mit  nothwendiger 
Eonsequenz  zu  dem  angestrebten  Ziele  führt;  denn  schliesslich 
beruht  die  Ansicht;  dass  derjenige  Staat  immer  am  Besten  in 
der  Lage  sein  werde,  sich  und  seine  Autorität  zur  Geltung  zu 
bringen,  der  und  sofern  er  nur  in  technisch-militärischer  Hinsicht 
am  Besten  vorbereitet  ist,  mindestens  ebenso  sehr  auf  einer  rein 
mechanischen  Auffassung  des  Völkerlebens,  wie  man  sie  der  ver- 
nunftrechtlichen Schule  und  dem  russischen  Zaren  mit  seiner  Idee 
von  „Abrüstungsverträgen^  mit  gutem  Grunde  vorwirft. 

Die  Vorschläge  ßusslands  betreffend  Abrüstung  oder 
Rüstungsstillstand  gehen  nicht  zu  weit  und  ebensowenig,  wie 
man  von  anderer  Seite  her  meint;  „nicht  weit  genügt ;  sie  fassen 
vielmehr  das  Problem;  welches  sie  lösen  wollen ;  von  einer 
falschen  Seite  her  an.  Da  sie  sich  aber  selbst  als  unmassgeblich 
hinstellen  und  nebenher  doch  auch  auf  die  Beform  des  inter- 
nationalen Bechtes  hingewiesen  wird;  so  ist  zu  hoffen,  dass  man 
schliesslich;  bei  eifrigem  Nachdenken;  doch  noch  auf  den  richtigen 
Weg  gelangt.  Die  besten  Führerdienste  vermag  hier  die  Wissen- 
schaft zu  leisten;  die  sich  den  einschlägigen  Fragen  gegenüber  in 
einer  verhängnissvoUen  Bückständigkeit  befindet  und  der  nunmehr 
eine  Perspektive  auf  eine  ausserordentlich  segensreiche  Thätigkeit 
eröffnet  ist;  wenn  sie  endlich  einmal  den  Muth  findet,  mit  der 
verblendeten  Einseitigkeit  der  historischen  Schule  zu  brechen, 
obne  auf  die  Wege  des  in  Utopien  lebenden  abstrakten  Vernunft- 
rechtes zu  gerathen. 
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Quellen  und  Entscheidangen. 


Der  erste  Schritt  zu  einem  ..Wohnnngsgesetze''. 

Ansätze  zur  legislativen  Ordnung  des  deutschen 

Wohnungswesens. 

Von 
Kreisgerichtsrath  Dr.  Benno  HiLSE-Berlin. 


In  seiner  Schlusssitzung  am  16.  Sept.  v.  J.  nahm  der  zu 
Köln  tagende  Deutsche  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
eine  Resolution  an,  wonach  der  Verein  eine  durchgreifende 
Wohnungsbeaufsichtigung  für  ein  dringliches  Bedürfniss  erachtet^ 
jedoch  zur  Zeit  Anträge  auf  reichsgesetzliche  Begelung  fär  er- 
folglos hält  und  daher  Erlass  von  Landesgesetzen  bezw.  orts- 
polizeiliche Regelung  oder  allgemeine  polizeiliche  Anordnungen 
empfiehlt.  Es  scheint  dies  in  der  Ueberzeugung  geschehen  zu 
sein,  dass  die  1889  yon  dem  damaligen  Oberbürgermeister  Dr. 
Miquel  zu  Frankfurt  a.  M.  befürworteten,  seinerseits  beschlossenen 
und  dem  Reichstage  vorgelegten  Grundzüge  eines  Reichswohnungs- 
gesetzes  auf  fruchtbaren  Boden  nicht  gefallen  sind,  wesshalb  man 
gegenwärtig  der  landesgesetzlichen  bezw.  ortsstatutarischen 
Regelung  den  Vorzug  zugestand.  Damals  erstreckten  die  Vor- 
schläge einer  reichsgesetzUchen  Regelung  der  Maassregeln  zur 
Erreichung  gesunden  Wohnens  sich  auf  die  Forderungen,  dass 
a)  bei  Gründung  neuer  Ansiedelungen  nicht  nur  für  Strassen 
und  Plätze,  vielmehr  auch  für  öffentliche  Gärten  ein  ent- 
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sprechender  Theil  des  Baugrundes  als  unbebaubar  erklärt 
werden  müsse; 

b)  die  Höhe  eines  Gebäudes  nicht  grösser  sei;  als  der  Abstand 
desselben  von  der  gegenüberliegenden  Baufluchtlinie; 

c)  die  zulässige  grösste  Höhe  der  Hoffronten  das  iV^f^che 
des  mittleren  Abstandes  von  der  gegenüberliegenden  Be- 
grenzung des  unbebauten  Raumes  nicht  übersteige; 

d)  die  mittlere  Breite  eines  Hofes  nicht  unter  4  m  zu  bemessen 
sei; 

e)  Aborte  möglichst  für  jede  Wohnung  einzurichten  und  mit 
einem  in's  Freie  gehenden  Fenster  zu  yersehen  seien; 

f)  Räume;  welche  zu  längerem  Aufenthalte  von  Menschen 
dienen,  eine  lichte  Höhe  von  mindestens  2,5  m  haben  und 
nicht  höher  als  im  vierten  der  über  dem  Erdgeschoss  lie- 
genden Stockwerke  sich  befinden  sollen; 

g)  die  lichtgebende  Gresanmitfläche  der  Fenster  mindestens  V^^ 
der  Grundfläche  betrage; 

h)  der  Fussboden  aller  Wohnräume  über  dem  höchsten  Grund- 
wasserstande, im  üeberschwemmungsgebiet  über  Hochwasser 
liege  und  gegen  Bodenfeuchtigkeit  zu  sichern  sei; 
i)  Wohnungen  in  Kellern  unbedingt  nicht  zulässig,  bei  Ge- 
schäftsräumen daselbst  der  Fussboden  höchstens  1  m  unter, 
der  Fenstersturz  mindestens  1  m  über  der  Erdoberfläche 
liege; 
k)  eine  Gebrauchsabnahme  der  Benutzung  yon  Wohnräumen 

vorangehe ; 
1)  vermiethete,   als   Schlafräume   benutzte  Gelasse   für   jedes 
Kind  unter  10  Jahren  mindestens  5  cbm^  für  jede  ältere 
Person    10  cbm  Luftraum   enthalten  und  auf  jedes  Kind 
mindestens  0,1  qm,  auf  jede  ältere  Person  mindestens  0,2  qm 
Uchtgebende  Fensterfläche  enthalten  müssen. 
Die  nahe  Aussicht  auf  wenigstens  theilweise  Verwirklichung 
derselben    dürfte   seitens    der  diesjährigen  Berichterstatter  nicht 
hervorgehoben  sein,  denen  entgangen  zu  sein  scheint,  dass  Aus- 
gangs August  V.  J.  ein   im  kgl.  sächs.   Ministerium    des  Innern 
aosgearbeiteter  Entwurf  zu   einer  Ortsbauordnung  veröffentlicht 
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wurde,   welcher  in   den   wesentlichsten  Bestimmungen    sich  den 
hier  geäusserten  Wünschen  anschliesst. 

Zufolge  der  Bebauungsvorschnften  im  Abschnitt  VIl  soll  je 
nach  den  örtlichen  Verhältnissen  nnd  Bedürfnissen  der  Bezirk 
I  der  Gemeinde  hinsichtlich  der  zulässigen  baulichen  Ausnutzung 
des  Grund  und  Bodens  (§  49)  in  zwei  oder  drei  Zonen  ein- 
getheilt  werden ,  und  zwar  dergestalt,  dass  die  erste  Zone  den 
bereits  bebauten  Ortstheil,  die  äusserste  Zone  vornehmlich  das 
neuerschlossene  Baugelände  zu  umfassen  habe,  eine  Vorschrift, 
welche  mit  den  Neubaubezirken  des  am  16.  Dez.  1897  ver- 
öffentUchten  Entwurfes  eines  Reichsgesetzes  zur  Sicherung  der 
Bauforderungen  in  naher  Verwandtschaft  steht.  In  der  äussersten 
Zone  dürfen  (§  60)  in  der  Segel  von  jeder  Baustelle  nur  ^/lo 
mit  Gebäuden  überbaut  werden,  während  einer  späteren  Ver- 
kleinerung des  unbebaubaren  Grundraumes  die  Vorschrift  vor- 
beugt, dass  eine  abgetrennte  unbebaubare  Fläche  auch  nach  der 
Abtrennung  nicht  bebaut  werden  darf  und  bei  Ermittelung 
des  bebaubaren  Grundraumes  desjenigen  Grundstückes,  zu  dem 
sie  hinzugeschlagen  worden  ist,  nicht  mit  in  Anrechnung  kommt. 
Auch  soll  in  derselben  eine  von  der  Strassenflucht  verschiedene 
Bauflucht  anzuordnen,  und  der  Abstand  zwischen  beiden  je  nach 
den  örtlichen  Verhältnissen  auf  6 — 8  m  festzusetzen  und  als 
Vorgarten  vorzusehen  sein.  Thunlichst  ist  hier  auf  eine  o£fene 
Bauweise  mit  seitlichen  Grenzabständen  von  wenigstens  6  m  Be- 
dacht zu  nehmen.  Diese  Grundsätze  decken  sich  im  Wesent- 
lichen mit  der  ersten  der  vorangestellten  Forderungen,  welche  von 
dem  Grundgedanken  beherrscht  wird,  dass  bei  Stadterweiterungen 
auf  eine  denkbar  grosse  unbebaute  Fläche,  mithin  auf  einen  mög- 
lichst guten  Licht-  und  Luftzufluss  Bedacht  zu  nehmen  sei. 

Während  zu  f  Wohnräume  nicht  höher  als  im  vierten  der 
über  dem  Erdgeschoss  liegenden  Stockwerke  eingerichtet  werden 
sollen,  beschränkt  für  die  Aussenbezirke  §  60  unter  c  die  Gebäude- 
höhe in  Städten  thunlichst  auf  drei  Geschoss  einschliesslich  des 
Erdgeschosses,  in  den  Landgemeinden  auf  zwei  Geschoss,  sowie 
unter  e  die  Hofgrösse  in  einer  der  Hauptsimshöhe  des  Vorderhauses 
wenigstens  gleichkommenden  Tiefe,  welche  nach  den  Grundzügen 
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unter  d  nur  auf  4  m  mittlere  Breite  bemessen  werden  sollte. 
Uebereinstimmend  mit  e  soll  zufolge  §  70  für  jede  Familien- 
wohnung wenigstens  ein  besonderer  Abort  an  einer  Umfassungs- 
mauer im  Innern  des  Gebäudes  und  in  Greschosshöhe  angelegt, 
sowie  mit  einem  genügend  grossen,  zum  Oefihen  eingerichteten 
und  unmittelbar  in's  Freie  führenden  Fenster  versehen  werden. 
Der  Forderung  der  Grundzüge  zu  h  trägt  §  52  insofern  Bechnung, 
als  der  Erdgeschossfussboden  in  der  Kegel  wenigstens  0,50  m 
über  der  Oberfläche  der  Strasse  oder  des  Vofgartenlandes  liegen 
soll,  die  Aussen  wände  durch  Isolirschichten  gegen  aufsteigende 
Feuchtigkeit  zu  sichern  sind,  auch  nach  §  56  zur  Auffüllung  des 
Baugrundes  und  der  Hohlräume  unter  den  Fussboden  der  Geschosse 
Dur  solches  Material  verwendet  werden  darf,  welches  frei  von  ver- 
wesenden, faulnissfahigen  und  sonstigen  Stoffen  ist,  die  geeignet  sind, 
den  Grund  und  Boden  zu  verunreinigen.  Endlich  untersagt  mit  i 
übereinstimmend  §  59  den  Einbau  von  selbständigen  Wohnungen 
und  von  Werkstätten  im  Kellergeschoss.  Wo  ausnahmsweise  er  ge- 
stattet wird,  muss  vor  den  Wohnräumen  in  ihrer  ganzen  Länge 
ein  isolirender  und  dem  Luftwechsel  zugänglicher  Baum  von 
wenigstens  0,50  m  Breite  in  undurchlässigem  Mauerwerk  ausser- 
halb der  Umfassungsmauer  hergestellt,  die  Sohle  der  Keller- 
wohnung wenigstens  1  m  über  den  muthmaasslich  höchsten  Stand 
des  Grundwassers  angelegt,  auch  der  Fussboden  in  einer  Dicke 
Ton  wenigstens  0,15  m  betonirt  sein,  worauf  erst  das  Balkenlager 
und  der  Fussboden  gebracht  werden  darf. 

Bis  hierher  enthalten  die  neuauferlegten  Baubeschränkungen 
gegen  das  heut  geltende  sächsische  Baurecht  allerdings  auch  schon 
einzelne  grössere  Härten,  welche  bei  der  Ausnutzbarkeit  der 
Baugelände  sich  fühlbar  machen,  vielleicht  auch  auf  Steigerung 
des  Miethzinses  hinwirken  werden;  allein  sie  sind  immerhin,  wenn- 
gleich vereinzelt  auch  nur  mit  grossen  Geldopfern,  durchfuhrbar 
ond  werden  überwiegend  durch  sanitäre  Bücksichten  gerechtfertigt, 
und  weil  das  Allgemeininteresse  dem  Sonderinteresse  des  Einzelnen 
Torangeht,  eine  gesunde  Wohnung  in  luftfreier  Lage  gerade  für 
die  auf  wenig  Bäume  angewiesene  arbeitende  Bevölkerung  von 
hohem  Werthe  ist,  mithin  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterwohlfahrt 
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Bchichte  der  baugewerblichen  Arbeiterschutzgesetzgebung*'  Ton 
HeikkE;  Töpfer,  aufgestellt  wurden.  Diese  Uebereinstimmung 
spricht  einmal  dafür,  welche  Geneigtheit  diese  Wünsche  in  den 
maassgebenden  sächsischen  Regierungskreisen  gefunden  haben, 
sodann  aber  flir  die  wohlmeinde  Absicht  der  letzteren,  soweit  als 
möglich  für  die  Arbeiterwohlfahrt  einzutreten,  und  denjenigen 
Maassnabmen  gesetzliche  Anerkennung  zu  verscha£fen,  welche  dies 
Ziel  erreichen  zu  lassen  geeignet  sind.  Allein  dies  wohlmeinende 
Bestreben  birgt  'eben  die  Gefahr  in  sich,  zum  Nachtheil  der 
breiten  Schichten  der  Bevölkerung  auszuschlagen,  wenn  nicht  die 
Gesetzgebung  noch  zu  weiteren  Anordnungen  sich  entschliessen 
und  gleichzeitig  Maassnabmen  treffen  will,  welche  der  durch  sie 
heraufzubeschwörenden  Wohnungsnoth  und  der  drohenden  Ver- 
minderung der  Arbeitsgelegenheit  für  kinderreiche  Arbeiter  wirk- 
sam vorbeugen. 

Im  Beichstage  hat  am  13.  Dez.  v.  J.  der  Abg.  Bassermank 
die  reichsgesetzUche  Regelung  der  Wohnungsverhältnisse  inner- 
halb der  arbeitenden  Bevölkerungsklassen  angeregt  und  im  preuss. 
Abgeordnetenhause  am  30.  Jan.  d.  J.  gelegentlich  der  Berathung 
des  Etats  der  Domänenverwaltung  der  Abg.  Max  Hirsch  die 
Nothwendigkeit  einer  Aufbesserung  der  Arbeiterwohnungen  auf 
dem  Lande  nachzuweisen  versucht,  auch  dabei  sich  im  Wesent* 
liehen  auf  den  Standpunkt  gestellt,  welchen  F.  Kalle  vertrat, 
als  er  vor  dem  deutschen  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
zu  Braunschweig  1890  über  das  „Wohnhaus  des  Arbeiters^  be- 
richtete. Man  greift  deshalb  in  der  Annahme  wohl  nicht  fehl, 
dass  die  Bestrebungen  dieses  Vereines  sowie  des  deutschen  Ver- 
eines für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit,  des  Vereines  Reichs- 
wohnungsgesetz, des  Vereines  Arbeiterwohl  ihrer  Verwirklichung 
einen  Schritt  nähergerückt  sind,  und  dass  das  geplante  Reichs- 
wohngesetz sich  im  Wesentlichen  auf  denjenigen  Grundzügen  auf- 
bauen soll,  welche  diese  als  zweckdienlich  und  erfolgversprechend 
aufstellten.  Weil  die  sächs.  Normativbestimmungen  im  All- 
gemeinen auf  gleichem  Boden  stehen,  können  sie  als  der  Vorläufer 
desselben  gelten.  Nach  v.  Mangoldt,  „Der  Verein  Reichs- 
wohnungsgesetz und  seine  Vorschläge^  S.  6  fordert  die  Gesund- 
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bekümmert  darum,  ob  die  Zahl  der  Familienglieder  eine  grössere 
oder  geringere  ist.  Ja  es  wird  sogar  das  kindergesegnete  Familien- 
oberhaupi  nur  einen  geringeren  Bruchtfaeil  seiner  Einkünfte  auf 
Miethzins  verwenden  können,  weil  er  mehr  für  Beköstigung  und 
Bekleidung  seiner  Angehörigen  bedarf,  und  desshalb  sich  auch 
eher  mit  einer  kleineren  oder  schlechteren  Wohnung  behelfen 
müssen.  Solches  wird  ihm  jedoch  völlig  abgeschnitten,  wenn  die 
geplanten  Grundsätze  über  die  Bewohnbarkeit  gesetzliche  Aner- 
kennung finden  sollten. 

Denn  nach  §  58  soll  eine  Familienwohnung  in  der  Regel 
wenigstens  aus  einem  gut  beheizbaren  Wohnraum,  einem  Schlaf- 
raum und  einer  Küche,  sowie  aus  dem  nöthigen  Gelass  zur 
Aufbewahrung  von  Geräthschaften,  Holz  u.  s.  w.  bestehen.  Wohn- 
nnd  Schlafräume  müssen  zusammen  wenigstens  30  qm  Grundfläche 
haben.  Alle  zum  Wohnen,  Arbeiten  oder  Schlafen  bestimmten 
Räume  müssen  ebenso  wie  Badezimmer  und  Küchen  mit  beweg- 
lichen, unmittelbar  in's  Freie  führenden  Fenstern  versehen  sein. 
Die  Gesammtfläche  der  Fenster  soll  wenigstens  ^/n  der  Grund- 
fläche des  betreffenden  Raumes  betragen.  Auch  soll  jede  Wohnung 
in  der  Regel  wenigstens  zwei  sich  gegenüberliegende  Fenster 
haben,  um  eine  gründliche  Lüftung  der  Räume  zu  ermöglichen. 
Der  Einbau  sogenannter  Alkoven  ist  unzulässig.  Als  überfüllt 
ist  eine  Wohnung  anzusehen,  wenn  sie  nicht  für  jede  erwachsene 
Person  wenigstens  20  cbm  und  für  jedes  Kind  wenigstens  10  cbm 
Luftraum  bietet.  Im  Einvernehmen  mit  dem  kgl.  Bezirksarzte 
hat  die  Baupolizeibehörde  nach  Befinden  die  Leerstellung  von 
Wohnungen  anzuordnen,  welche  diesen  Bestimmungen  nicht  ge- 
nügen. Deren  Einbau  iih  Kellergeschoss  untersagt  §  69  als  Regel, 
lässt  ausnahmsweise  und  unter  sehr  erschwerenden  Umständen 
ihn  jedoch  zu,  wenn  sie  dem  Hausmann,  Kutscher  oder  Gärtner 
ZOT  Unterkunft  dienen  sollen.  Es  muss  in  diesem  Falle  aber  das 
betreffende  Grundstück  in  einem  Gebiete  liegen,  wo  die  Möglichkeit 
einer  Ueberschwemmung  ausgeschlossen  erscheint ;  die  Wohnräume 
dürfen  nur  nach  Süden,  Osten  oder  Westen  liegen,  auch  soll  der 
Zugang  des  Sonnenlichtes  für  sämmtliche  Räume  in  einem  Winkel 
von  wenigstens  46  ^  dauernd  gesichert  sein.    Ihr  Einbau  ist  über- 
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haupt  nur  in  freistehenden  Häusern  gestattet  und  zwar  auch  nur  auf 
derjenigen  Seite,  yor  welcher  sich  Gartenanlagen  befinden.  Ihre 
lichte  Höhe  hat  mindestens  2,86  m  zu  betragen;  sie  soll  einen 
selbständigen  Zugang  haben  und  darf  mit  Wirthschaftskellem 
nicht  in  Verbindung  stehen.  Desgleichen  ist  zufolge  §  60  der 
Einbau  selbständiger  Wohnungen  im  Dachgeschoss  nur  in  Vorder- 
häusern^ hier  aber  auch  blos  dann  gestattet,  wenn  das  Dach  als 
Mansarde  ausgebaut  eine  Neigung  von  60—70®  erhält,  deren 
äussere  Umfassungen  doppei wandig,  mit  einem  20 — 26  cm  breiten, 
ventilirbaren  Isolirluftraume  hergestellt  und  überhaupt  so  einge- 
richtet werden,  dass  sie  einen  hinreichenden  Schutz  gegen  Ein- 
dringen Yon  Feuchtigkeit  sowie  gegen  die  Sonnenhitze  und  Kälte 
bieten,  sämmtliche  als  Wohn-,  Schlaf-  und  Arbeitsräume  oder 
als  Küche  benutzten  Räume  stehende,  zum  Oe£Ehen  eingerichtete 
Dachfenster  erhalten,  deren  lichtgebende  Fläche  wenigstens  ^j\o 
der  Bodenfläche  des  betreffenden  Raumes  betragen  soll,  jeder 
der  vorerwähnten  Räume  wenigstens  für  die  Hälfte  der  Decken- 
fläche eine  lichte  Höhe  von  nicht  unter  2,86  m  hat,  die  auch 
in  keinem  Theile  unter  0,80  m  herabgehen  darf.  Abgesehen  von 
Eckhäusern  und  solchen  Grebäuden,  die  von  öffentlichen  Behörden, 
gemeinnützigen  Vei*einen  oder  Stiftungen  verwaltet  werden,  sollen 
(§  61)  in  der  Regel  nicht  mehr  als  zwei  selbständige  Wohnungen 
im  Geschosse  eingebaut  werden,  während  gleichzeitig  vorgesehen 
wird,  in  Gemeinden,  wo  theilweis  geschlossene  Bauweise  zugelassen 
ist,  deren  Einbau  in  die  Nebengebäude  geschlossener  Baublöcke 
nicht  zu  gestatten. 

Auf  Grund  §  79  werden  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vor- 
schriften dieser  Ortsbauordnung,  soweit  sie  nicht  schon  nach 
allgemeinen  Bestimmungen  strafbar  sind,  strafbedroht.  Ob  und 
gegen  wen  Strafe  verhängt  werden  soll,  wenn  eine  Familien- 
wohnung den  Voraussetzungen  des  §  68  nicht  entspricht,  lässt 
der  Wortlaut  des  §  79  offen,  aber  noch  weit  mehr  in  Zweifel 
ziehen,  wen  für  eine  überfüllte  Wohnung  die  strafrechtliche  Ver- 
antwortlichkeit trifft,  den  Vermiether  oder  den  Miether.  Er- 
fahrungsgemäss  entschliesst  ein  Vermiether  sich  nur  schwer, 
einer  Familie   mit  viel  Kindern  Unterkunft   zu  gewähren,   und 
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zwar  aus  dem  Grunde,  weil  durch  dieselbe  die  Miethsgelasse 
mehr  eingewohnt;  die  häusliche  ßuhe  mehr  gestört,  der  Verbrauch 
an  Wasser  sowie  die  Menge  der  seitens  des  Yermiethers  vom 
Grundstücke  zu  entfernenden  Abfallstofife  grösser  zu  sein  pflegen 
als  in  Familien  mit  geringer  Kopfzahl.  Dieser  gemein-gewöhn- 
lichen Eigenschaft  Bechnung  tragend  wird  in  der  Regel  bei 
Abschluss  des  Miethsvertrages  seitens  des  Wohnungssuchenden 
die  Zahl  der  Kinder  niedriger  angegeben,  als  sie  wirklich  beträgt, 
sobald  sie  die  Normalhöhe  übersteigt,  um  nicht  von  vornherein 
den  Vermiether  von  dem  Vertragsabschlüsse  abzuschrecken. 
Werden  zur  Zeit  dann  mehr  Kinder,  als  beziffert  wurden,  in 
die  Miethsgelasse  gebracht,  so  kann  nach  heut  geltendem  Rechte 
der  Vermiether  höchstens  auf  Aufhebung  des  Vertrages  wegen 
Irrthums  oder  Betruges  klagen,  wird  mit  Rücksicht  auf  den  un- 
sicheren Ausfall  des  Rechtsstreites  hiervon  aber  meist  Abstand 
nehmen,  weil  er  sich  sagt,  das  erkennende  Gericht  könne  leicht  sich 
auf  den  Standpunkt  stellen,  dass  die  kinderreiche  Familie  doch  auch 
eines  Unterkommens  bedürfe,  wesshalb  die  wahrheitswidrigen  An- 
gaben verzeihliche  und  jedenfalls  nicht  für  die  Bestimmungen  des 
Vertragswillens  als  ausschlaggebende  zu  erachten  seien.  Dies 
ändert  sichi  jedoch  mit  dem  Zeitpunkte,  wenn  auf  Grund  eines 
formgerecht  erlassenen  Ortsstatutes  die  Rechtsregel  in  Kraft 
tritt,  dass  für  jede  erwachsene  Person  mindestens  20  cbm  und 
für  jedes  Kind  wenigstens  10  cbm  Luftraum  erforderlich  sind, 
also  vorhanden  sein  müssen,  um  die  Miethsgelasse  für  bewohnbar 
gelten  zu  lassen.  Unter  Festhalten  an  den  Mindestmaassen  der 
Grundfläche  von  30  qm  für  Wohn-  und  Schlafräume  im  §  58 
8owie  der  lichten  Höhe  mit  2,85  m  in  §§  59  u.  60  würde  der 
Raumgehalt  85,50  cbm  betragen,  also  für  das  Elternpaar  und 
vier  Kinder  ausreichen.  Ob  die  Altersgrenze  für  Bestimmung  der 
Geschäftsunfähigkeit  mit  dem  siebenten  Lebensjahr  im  §  104 
B.  G.-B.  auch  das  Kindesalter  im  angeführten  §  58  abschliessen 
soll,  oder  hierzu  mehr  Lebensjahre  gehören  sollen,  müsste  zur 
Vermeidung  von  Weiterungen  doch  in  unzweideutiger  Weise  zum 
Ausdruck  gebracht  werden.  Aber  ganz  abgesehen  von  der  Jahres- 
zahl, mag  man  sieben  oder  zehn  oder  zwölf  wählen,  so  tritt  doch 
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immer  ein  Zeitpunkt  ein,  mit  welchem  das  Kind  erwachen,  also 
statt  der  bisherigen  10  fortan  20  cbm  Raumgehalts  benötbigt 
wird.  Mit  diesem  Augenblicke  wird  die  bisher  ausreichende 
Wohnung  unzureichend.  Das  Gleiche  geschieht  durch  Zugeburt 
Yon  Kindern,  in  der  Einzahl  oder  gar  in  der  Mehrzahl.  Und 
weil  aus  der  gesetzlichen  Unterstützungspflicht  die  Verbindlichkeit 
zur  Aufnahme  eines  hilfsbedürftigen  Familiengliedes  in  aufstei- 
gender oder  in  der  Nebenlinie  in  den  eigenen  Hausstand  noth- 
wendig  werden  kann,  so  vermag  auch  hierdurch  die  Bewohnbar- 
keit innehabender  Miethsgelasse  nachtheilig  beeinflusst  zu  werden. 
Der  Vermiether  hat  es  nicht  in  der  Hand,  diese  auf  dem  Natur- 
gesetz oder  dem  Staatsgesetz  beruhenden  Zustände  zu  verhindern. 
Ja  er  kann  nicht  einmal  nach  heut  geltendem  und  dem  Rechte 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  die  Entfernung  solcher  Personen 
herbeifuhren,  welche  in  Familienbeziehungen  zu  dem  Miether 
stehend  besuchsweise  sich  bei  demselben  aufhalten  und  erst  recht 
nicht  derjenigen,  welchen  er  in  seinem  Hausstande  Unterhalt  zu 
gewähren  verpflichtet  ist.  Würde  ihn  die  Strafe  des  §  79  treffen 
sollen,  weil  die  Miethsgelasse  überfüllt  sind,  dann  würde  er  für  etwas 
bestraft,  was  er  gar  nicht  verschuldet  hat,  mithin  ein  Rechts- 
zustand geschaffien,  welcher  zu  der  allgemein  anerkannten  Rechts- 
regel in  Widerspruch  tritt,  dass  die  Strafe  die  Sühne  der  Schuld 
sein  soll.  Aber  auch  gegen  den  Miether  die  Strafe  zu  verhängen, 
würde  sich  nur  schwer  rechtfertigen  lassen,  weil  sie  im  Widerspruch 
zu  den  Gesetzen  der  Natur  und  zu  dem  Grundgesetze  eines  wohl- 
geordneten Staatswesens  steht,  dass  die  Ehe  eine  sittlich  und  recht- 
lich gebilligte  Einrichtung,  aber  als  Ausfluss  derselben  die  Zeugung 
von  Kindern  anzuerkennen  sei.  In  Folge  dessen  ist  die  Straf- 
folge des  §  79  unbedingt  für  die  Bewohnbarkeit  des  §  58  aus- 
zuschliessen. 

Im  Einverständnisse  mit  dem  kgl.  Bezirksarzte  soll  die 
Polizeibehörde  nach  Befinden  die  Leerstellung  von  Wohnungen 
anordnen  dürfen,  welche  den  Bestimmungen  über  Raum-  und 
Lichtgehalt  nicht  genügen.  Es  wird  ihr  also  nicht  zur  Pflicht 
gemacht,  vielmehr  ihr  nur  die  Befugniss  beigelegt,  solches  zu 
thun  oder  zu  unterlassen,  je  nachdem   sie  es  für  geboten  oder 
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entbehrlich  erachtet.  Hierdurch  ist  zwar  eine  Milderung  der 
Strenge  der  Rechtsregel  erreichbar,  wenn  für  jeden  einzelnen 
Fall  die  zutreffenden  begleitenden  Umstände  in  Erwägung  gezogen 
und  ihnen  gebührende  Rechnung  getragen  wird.  Doch  muss  es 
als  eine  bedenkliche  Vorschrift  gelten,  dass  dem  arbiträren  Er- 
messen der  Polizei  eine  Machtbefugniss  beigelegt  und  ihr  eine 
Entscheidung  anvertraut  wird,  welche  tief  in  das  Privatrecht 
eingreift  und  zu  einer  Rechtsungleichheit  führen  kann,  ohne  dass 
es  ein  Rechtsmittel  giebt,  eine  nicht  völlig  gerechtfertigte  Leer- 
stellung ausser  Kraft  zu  setzen,  sowie  deren  schädigende  Folgen 
zu  heben.  Man  versetze  sich  in  die  Lage,  ein  Familienvater  sei 
ausser  Stande,  einen  grösseren  Bruchtheil  seines  Einkommens  für 
Wohnungsmiethe  auszugeben,  ohne  gleichzeitig  seinen  zahlreichen 
Familiengliedern  den  Lebensunterhalt  zu  verkümmern,  es  sei  für 
den  aufwendbaren  Miethszins  aber  eine  den  Anforderungen  des 
§  58  entsprechende  Wohnung  überhaupt  nicht  erlangbar,  so  muss 
als  Folge  der  erzwungenen  Leerstellung,  d.  h.  seiner  Entsetzung 
aus  den  unzureichenden  Miethsgelassen  sich  herausstellen,  dass 
er  entweder  zwar  den  erforderlichen  Raumgehalt  seinen  Kindern 
verschafft,  aber  gleichzeitig  ihnen  die  benöthigte  Nahrung  entzieht, 
oder  dass,  weil  er  seine  Kinder  nicht  hungern  sehen  will,  er  mit 
denselben  obdachlos  wird,  in  jedem  Falle  aber  aus  dem  Regen 
unter  die  Traufe  kommt.  Dies  ist  eine  theoretische  Annahme, 
welche  Aussicht  auf  praktische  Bewährung  nicht  finden  werde, 
dürfte  vielleicht  eingewendet  werden.  rDie  Arbeiterwohlfahrt  be- 
dingt gesunde  ausreichende  Wohnungen.  Und  dieser  gemeinnützige 
Zweck  heiligt  die  Mittel,  so  dass  die  Möglichkeit  ausgeschlossen 
erscheint,  dass  in  dem  Streben  nach  dem  Guten  das  Bessere 
verloren  geht.  Allein  solchen  Zweiflern  gegenüber  mag  darauf 
hingewiesen  werden,  dass  die  im  Interesse  der  Arbeiterwoblfahrt 
erlassene  Arbeiterversicherung  aus  gleichen  Ursachen  ähnliche 
unzuträgliche  Zustände  bereits  gezeitigt  hat.  Denn  sie  führte 
dahin,  dass  das  Streben,  die  wirthschafthchen  Nachtheile  einer 
verminderten  Erwerbsfahigkeit  auszugleichen,  für  den  davon  Be- 
troffenen der  Grund  zur  Arbeitslosigkeit  wurde,  weil  er  eine 
Arbeitsgelegenheit  nicht  mehr  erlangen  konnte.     Ein  lehrreiches 
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Beispiel  hierfür  liefert  der  Bechtsfall,  welcher  der  RevisionseDt- 
Scheidung  des  Reichsversicherungsamtes  No.  670  Tom  7.  März  1898 
zu  Grunde  lag.  Ein  an  der  Fallsucht  leidender  Ziegeleiarbeiter 
durfte  nach  den  Unfallverhütungsvorschriften  der  Ziegeleiberufs- 
genossenschaft  nicht  mehr  auf  Ziegeleien  beschäftigt  werden. 
Nach  seinem  Ausbildungsgange  war  er  für  seinen  erlernten  Beruf 
zwar  brauchbar,  aber  nicht  mehr  verwendbar,  für  einen  anderen 
aber  wegen  fehlender  Vorkenntnisse  und  Fertigkeiten  nicht  recht 
geeignet.  Eine  Invaliditätsrente  wurde  ihm  aberkannt  ^  weil 
Beschränkung  der  Arbeitsgelegenheit  nicht  gleichbedeutend  mit 
Erwerbsunfähigkeit  ist.  Der  an  sich  auf  rechtlicher  Grundlage 
beruhende  Ausgang  hatte  nun  die  Wirkung,  dass  ungeachtet  der 
Erfüllung  seiner  Versicherungspfiicht  gegen  Krankheit,  Unfall; 
Invalidität  ein  zweifellos  noch  arbeits-  also  erwerbsfähiger  Mann 
arbeitslos  wurde,  unentschädigt  blieb  und  der  öflfentlichen  Armen- 
pflege anheimfiel.  Von  einem  ähnUchen  Geschick  werden  Familien 
betroffen  werden,  welche  an  Mitgliederzahl  reich,  an  Mitteln  zum 
Unterhalte  arm,  in  ihren  Erwerbsverhältnissen  beschränkt  sind, 
wenn  das  geplante  Wohnungsgesetz  in  Kraft  tritt,  so  dass  auch 
hier  das  Streben  nach  Arbeiterwohlfahrt  leicht  in  Arbeitemoth- 
stand  umschlägt.  Einen  Belag  hiefür  liefert  die  in  der  Illustrirten 
Landwirthschaftlichen  Zeitung,  Jahrg.  XVIII S.  996  vertretene  An- 
sicht, welche  bei  Besprechen  der  Arbeiterwohnungsfrage  bereits 
hervorhebt,  dass  kinderreichen  Arbeitern  eine  Beschäftigung  in 
der  Landwirthschaft  stet»  werde  versagt  werden  müssen,  sobald 
die  in  den  Arbeiterhäusern  zur  Verfügung  stehenden  Wohnungen 
den  erforderlichen  Luftraumgehalt  für  ihre  Familienglieder  nicht 
bieten,  mithin  dieses  Arbeitsfeldes  sie  verlustig  gehen  würden. 
Um  die  missliche  Lage  der  an  Kindern  gesegneten  Arbeiter- 
familien zu  beseitigen,  bleibt  dann  mithin  nichts  Anderes  übrigi 
als  dass  der  Staat  oder  die  Gemeinde  verpflichtet  wird,  Woh- 
nungen herzustellen,  in  welchen  derarte  Familien  gegen  den 
ihnen  zu  Gebote  stehenden  Miethszins  ausreichende  Wohngelasse 
erhalten,  was  einem  weiteren  Schritte  zur  Verwirklichung  der 
Ideen  von  Lassalle  und  Marx  gleichkommt.  Dass  hieran  man  auch 
dachte,  darauf  deutet  die  im  §  61  getroffene  Vergünstigung  fiir 
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öffentliche  Behörden  und  gemeinnützige  Vereine  hin,  FamilienhäuBer 
zu  errichten,  welche  von  den  strengen  Baubeschränkungen  theil- 
weise  befreit  sind.  Soll  dem  hier  verfolgten  sanitären  Gedanken  des 
Verschaffens  einer  genügenden  Luft-  und  Lichtmenge  voll  und  ganz 
Rechnung  getragen,  dann  muss  noch  weiter  gegangen  und  ver- 
ordnet werden,  dass  Niemand  mit  Hausthieren  (Hunden,  Katzen, 
Vögeln  etc.)  seine  Wohnung  theilen  darf,  der  nicht  über  überflüssigen 
fiaumgehalt  verfügt,  sowie  dass  eine  Verminderung  des  Licht- 
zttflusses  durch  Stores  oder  Gardinen  unstatthaft  sei.  Dies  kommt 
aber  darauf  hinaus,  den  Unbemittelten  Annehmlichkeiten  zu  ver- 
sagen, welche  den  Bemittelten  gestattet  sind,  führt  also  zu  einer 
das  verfassungsmässige  Recht  der  persönlichen  Freiheit  gefähr- 
denden Bevormundung  und  Verwaltungswillkür,  welcher  füglich 
man  sich  doch  in  einem  Zeitpunkte  enthalten  sollte,  wo  Mehrung 
der  Unzufriedenheit  mit  den  gegebenen  Verhältnissen  in  den 
Arbeiterkreisen  zur  Erstarkung  der  einem  wohlgeordneten  Gemein- 
wesen feindlichen  politischen  Parteien  beiträgt. 

Allerdings  folgt  aus  dem  Abs.  2  §  76  als  leitender  Grund- 
gedanke, welcher  den  Normalentwurf  beherrscht,  das  Bestreben, 
den  geäusserten  Wünschen  der  arbeitenden  Bevölkerung  möglichst 
weit  gerecht  zu  werden.  Denn  dessen  Anordnungen:  für  die  auf 
dem  Bau  beschäftigten  Arbeiter  angemessene,  insbesondere  ge- 
nügend grosse,  helle  und  gegen  die  Einflüsse  der  Witterung 
geschützte  Unterkunftsräume  zu  beschaffen,  in  denen  die  Arbeiter 
sich  während  der  Pausen  aufhalten  und  ihre  Mahlzeiten  einnehmen 
können;  ebenso  für  die  Anlage  ausreichender  Aborte  zu  sorgen; 
auch  für  den  Fall,  dass  während  der  kalten  Jahreszeit  im  Innern 
eines  noch  unvollendeten  Neubaues  weiter  gearbeitet  wird,  in  ge- 
eigneter Weise  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  die  dort  beschäftig- 
ten Personen  bei  ihrer  Arbeit  vor  den  Einflüssen  der  Witterung, 
insbesondere  der  Zugluft,  hinreichend  geschützt  sind,  decken  sich 
wortgetreu  mit  den  Forderungen,  welche  in  den  seitens  des 
Reichsversicherungsamtes  den  Berufsgenossenschaften  zur  Nach- 
achtung empfohlenen  Broschüren:  „Missstände  im  Baugewerbe", 
eine  Arbeiterdarstellung,  herausgegeben  von  der  Generalkommission 
der   Gewerkschaften  Deutschlands,  sowie   „Ein  Beitrag   zur  Ge- 
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Bchichte  der  baugewerblichen  Arbeiterschutzgesetzgebuog"  von 
HeinkE;  Töpfer,  aufgestellt  wurden.  Diese  Uebereinstimmung 
spricht  einmal  dafür,  welche  Geneigtheit  diese  Wünsche  in  den 
maassgebenden  sächsischen  Regierungskreisen  gefunden  haben, 
sodann  aber  fUr  die  wohlmeinde  Absicht  der  letzteren,  soweit  als 
möglich  für  die  Arbeiterwohlfahrt  einzutreten,  und  denjenigen 
Maassnahmen  gesetzliche  Anerkennung  zu  verschaflfen,  welche  dies 
Ziel  erreichen  zu  lassen  geeignet  sind.  Allein  dies  wohlmeinende 
Bestreben  birgt  'eben  die  Gefahr  in  sich,  zum  Nachtheil  der 
breiten  Schichten  der  Bevölkerung  auszuschlagen,  wenn  nicht  die 
Gesetzgebung  noch  zu  weiteren  Anordnungen  sich  entschliessen 
und  gleichzeitig  Maassnahmen  treffen  will,  welche  der  durch  sie 
heraufzubeschwörenden  Wohnungsnoth  und  der  drohenden  Ver- 
minderung der  Arbeitsgelegenheit  für  kinderreiche  Arbeiter  wirk- 
sam vorbeugen. 

Im  Reichstage  hat  am  13.  Dez.  v.  J.  der  Abg.  Bassermakn 
die  reichsgesetzliche  Regelung  der  Wohnungsverhältnisse  inner- 
halb der  arbeitenden  Bevölkerungsklassen  angeregt  und  im  preuss. 
Abgeordnetenhause  am  30.  Jan.  d.  J.  gelegentlich  der  Berathung 
des  Etats  der  Domänen  Verwaltung  der  Abg.  Max  Husch  die 
Nothwendigkeit  einer  Aufbesserung  der  Arbeiterwohnungen  auf 
dem  Lande  nachzuweisen  versucht,  auch  dabei  sich  im  Wesent- 
lichen auf  den  Standpunkt  gestellt,  welchen  F.  Kalle  vertrat, 
als  er  vor  dem  deutschen  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
zu  firaunschweig  1890  über  das  „Wohnhaus  des  Arbeiters*'  be- 
richtete. Man  greift  deshalb  in  der  Annahme  wohl  nicht  fehl, 
dass  die  Bestrebungen  dieses  Vereines  sowie  des  deutschen  Ver- 
eines für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit,  des  Vereines  Reichs- 
wohnungsgesetz, des  Vereines  Arbeiterwohl  ihrer  Verwirklichung 
einen  Schritt  nähergerückt  sind,  und  dass  das  geplante  Reichs- 
wohngesetz sich  im  Wesentlichen  auf  denjenigen  Grundzügen  auf- 
bauen soll,  welche  diese  als  zweckdienlich  und  erfolgversprechend 
aufstellten.  Weil  die  sächs.  Normativbestimmungen  im  All- 
gemeinen auf  gleichem  Boden  stehen,  können  sie  als  der  Vorläufer 
desselben  gelten.  Nach  v.  Mangoldt,  „Der  Verein  Reicbs- 
wohnungsgesetz  und  seine  Vorschläge^  S.  6  fordert  die  Gesund- 
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heitslehre  als  Mindestmaass  20  cbm  Luftr(&um  auf  den  Kopf  des 
Bewohners  in  der  ganzen  Wohnung,  10  cbm  Luftraum  im  Schlaf 
zimmer^  unabhängig  von  dem  Lebensalter,  so  dass  der  Luftraum- 
gehalt des  angezogenen  §  68  noch  nicht  genügen  würde.  Das 
Bestreben  des  Vereines  Reichswohnungsgesetz  ist  auf  Einführung 
einer  allgemeinen;  die  kleineren  Wohnungen  in  Stadt  und  Land 
umfassenden  Wohnungsinspektion  gerichtet,  welche  nach  Kamp, 
„Die  Wohnungsnoth  und  ihre  Abhülfe  durch  ein  Reichs wohnungs* 
gesetz"  S.  44  dreigliedrig  gedacht  wird,  nämlich  zunächst  als 
koUegiale,  grossentheils  aus  ehrenamtlich  wirkenden  Laien  be- 
stehende Behörde,  den  Bau-  und  Wohnungsrath ,  über  welchem 
fiir  einen  grösseren  Verwaltungsbezirk  ein  staatlich  angestellter, 
berufsmässig  thätiger  Wohnungsinspektor  mit  dem  erforderlichen 
Hülfspersonal  steht,  während  das  oberste  Glied  ein  Reichswoh- 
Dungsamt  als  Abtheilung  des  Reichsamtes  des  Innern  bilden  soll. 
Einer  derart  geordneten  Spruchbehörde  würde  allerdings  der 
Vorzug  Tor  der  in  dem  angezogenen  §  68  vorgesehenen  diskretio- 
nären Gewalt  der  Polizei  zweifellos  zuzugestehen  sein.  Zweck 
der  gesetzlichen  Regelung  der  Wohnungsverhältnisse  ist  die  all- 
mähhche  Beseitigung  der  allerschlechtesten  Wohnungen  und  da- 
durch Verbesserung,  namentlich  der  alten  Quartiere  in  den 
Städten,  sowie  Ziehung  einer  untersten  Grenze  in  Bezug  auf  die 
Wohnungsverhältnisse,  unter  welche  der  Einzebe  nicht  sinken 
kann. 

Gegen  diesen  philantropischen  Gedanken,  welcher  auch  von 
Albrecht  in  den  „Schriften  der  Centralstelle  für  Arbeiterwohl- 
fahrtseinrichtungen'' und  von  Lechler,  „Der  erste  Schritt  zur 
nationalen  Wohnungsreform''  aufgenommen  wurde,  und  welchem 
die  Wirksamkeit  der  gemeinnützigen  Baugesellschaften  Rechnung 
tragen  soll,  lässt  sich  allerdings  kein  anderes  Bedenken  erheben, 
als  dass  dessen  Durchführbarkeit  auf  so  erhebliche  Schwierig- 
keiten stösst,  dass  solche  als  unüberwindbar  erscheinen.  Mit 
Hülfe  der  Baugenossenschaften  hofft  man  zu  dem  erwünschten 
Ziele  zu  gelangen;  allein  auch  hier  machen  sich  zwei  abweichende 
Strömungen  geltend,  deren  eine  Albrecht,  „Fünf  Jahre  praktisch 
sozialer  Thätigkeit"  an  dem  1892    begründeten  Berliner  Spar- 


—     296     — 

und  Bauverein,  deren  andere  Krecke,  „Eine  Bodenreformkolonie 
in  Deutschland^  an  der  vegetarianischen  Obstbaukolonie  Eden 
als  die  zweckdienlichere  nachzuweisen  bestrebt  ist,  und  welche  im 
Wesentlichen  darin  auseinandergehen;  dass  nach  ersterem  der 
Baugenosse  mit  der  Zeit  Eigenthümer  des  Familienhauses  werden 
kann,  nach  letzterem  aber  stets  nur  auf  Lebenszeit  ein  ein- 
geschränktes Nutzungsrecht  daran  erhält,  während  das  Eligentbum 
der  Oenossenschaft  verbleibt.  Riehl  stellt  in  seiner  „Familie" 
an  die  gemeinnützigen  Baugesellschaften  die  Forderung,  sie 
möchten  beherzigen,  „dass  es  im  Geiste  ihrer  Mission  als  einer 
sozialen  liegt,  nicht  Wohnungskasernen  herzustellen,  sondern  wirk- 
liche Familienhäuser^;  neigt  sich  also  mehr  der  KfiECKE^schen 
Idee  der  Heimstätten  zu.  Auf  dem  platten  Lande  mag  solche 
ausfuhrbar  sein.  In  Grossstädten  und  engbewohnten  Industrie- 
orten wird  sie  unausführbar;  mag  man  selbst  sich,  wie  der  Abg. 
ScuRADEB  bei  Berathung  des  §  14  der  Alters-  und  Invaliditäts- 
versicherungsvorlage  im  Reichstage  1890  vorschlug  und  das  grossh. 
hess.  Ministerium  des  Innern  in  einem  Erlass  an  den  Vorstand 
seiner  Versicherungsanstalt  neuerdings  anordnete,  dazu  der  Rück- 
lagen aus  dieser  Versicherungsart  bedienen,  indem  man  daraus 
Darlehne  an  die  Arbeiter  auf  von  diesen  zu  erwerbende  Familien- 
häuser  bewilligt,  wie  in  überzeugender  Weise  „Die  Grenzboten'', 
1899,  S.  247  an  den  in  der  Flugschrift  des  Frankfurter  Miether- 
vereins über  „Das  Wohnungselend  und  seine  Abhilfe  in  Frank- 
furt a.  M."  bekannt  gegebenen  Zuständen  der  dortigen  Woh- 
nungsverhältnisse und  Baustellenwerthe  nachweisen.  Und  in 
dieser  Erkenntniss  werden  auch  wohl  nur  wenig  sächs.  Städte  das 
Ortsstatut  einer  Bauordnung  beschliesseu;  welche  den  §§  68 — 61 
der  vorangestellten  Normativbestimmungen  Rechnung  trägt.  Die 
Strassenbauordnung  für  Dresden  vom  30.  März  1897  und  die 
Bauordnung  für  die  Stadt  Leipzig  vom  S7.  Okt.  1897  haben  hier- 
von Abstand  genommen,  obschon  damals  der  Stadtverwaltung  der 
leitende  Grundgedanke  dieser  schon  bekannt  war.  Aus  gleichen 
Erwägungsgründen  wird  auch  der  Erlass  des  Reichswohngesetzes 
noch  lange  auf  sich  warten  lassen,  welches  gerade  von  denen  be- 
kämpft wird,  zu  deren  Wohl  es  bestimmt  sein  soll. 
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Erstreckt  sich  der  Pflichtexemplarzwang  in  Preussen 

auch  auf  Musikalien? 

Von 

Dr.  WiLH.  Altmann,  Bibliothekar  und  Privatdozent 

in  Greifswald. 


Zu  meiner  Verwunderung  sehe  ich,  dass  obige  Frage  noch 
nirgends  aufgeworfen   ist.     Der   Pflichtexemplarzwang  ^    geht   in 

'  Vgl.  hierzu  Appeliüs  in:  Deutsche  Juristenzeitung  1898,  No.  20. 
Eine  baldige  Neuregelung  des  Pflichtexemplarzwangs  in  Preussen  dürfte  un- 
bedingt nothwendig  sein ;  ich  bekenne  ganz  offen,  dass  ich  zu  denen  gehöre, 
welchen  es  auch  trotz  den  neuesten  Ausfuhrungen  Frankens  im  „Centralbl. 
f.  Bibh'othekswesen,  Jhrg.  1898,  S.  482 ff.''  zweifelhaft  erscheint,  ob  nicht  die 
Nachtheile,  welche  aus  dem  Fflichtexemplarzwange  den  mit  der  Aufnahme 
der  Pflichtexemplare  meist  betrauten  Universitätsbibliotheken  erweisen,  den 
unzweifelhaften  Vortheilen  desselben  mehr  als  die  Waage  halten.  Wenigstens 
auf  einige  dieser  Nachtheile  darf  hier  wohl  hingewiesen  werden.  Bei  der 
jährlich  wachsenden  Bücherproduktion  werden  die  Bibliotheken,  an  welche 
die  Pflichtexemplare  abzuliefern  sind,  mit  einem  riesigen,  häufig  ganz  werth- 
losen  Ballast  beladen;  sie  seh  willen  dermaassen  an,  dass  Raummangel  in  ver- 
hältnissmässig  früher  Zeit  eintreten  muss,  dem  nur  durch  kostspielige  Neu- 
bauten abgeholfen  werden  kann.  Welche  Summe  von  Arbeitskraft  wird  durch 
das  Einziehen,  Inventarisiren ,  Eatalogisiren  etc.  der  Pflichtexemplare  ver- 
braucht. Wie  viel  Geld,  das  weit  besser  angewendet  werden  könnte,  kostet 
das  Einbinden  von  Büchern,  die  nie  gebraucht  werden!  Will  man  den 
Pflichtexemplarzwang,  dieses  Ueberbleibsel  aus  der  Censurzeit,  beibehalten, 
80  müssen  meines  Erachtens  die  Universitätsbibliotheken  davon  be- 
freit, für  die  Aufnahme  der  Pflichtexemplare  Provinzial-  und  Landes- 
bibliotheken  geschaffen  werden,  damit  die  Universitätsbibliotheken  ihrem 
eigentlichen  Zweck,  den  Bedürfnissen  der  Studirenden  und  Gelehrten  in  er 
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Preussen  bekanntlich  zurück  auf  das  sogen.  Censur-Reglement 
Yom  28.  Dez.  1824  (Gesetz-Sammlung,  Jahrg.  1826,  S.  3);  in  der 
allerhöchsten  Kabinetsordre  vom  12.  März  1847,  durch  welche 
jener  Zwang  bestätigt  wird  (abgedruckt  bei  Joe.  Fbanke^  Die 
Abgabe  der  Pflichtexemplare  S.  221),  wird  genehmigt,  „dass  es 
bei  den. .  .  .  bisher  in  Anwendung  gebrachten  Grundsätzen  sein 
Bewenden  behält,  wonach  alle  Druckschriften  ohne  Ausnahme, 
Kupferwerke  und  Landkarten  aber  dann  als  ablieferungspfiichtig 
anzusehen  sind,  wenn  sie  in  Begleitung  eines  gedruckten  Textes, 
gleichviel  von  welchem  umfange  und  welcher  Bedeutung  er- 
scheinen''. In  der  Cirkular- Verfügung  vom  17.  April  1847  (bei 
Frank£  S.  221)  wird  von  „Drucksachen  und  Kunstwerken^  ge- 
sprochen. 

Wenngleich  die  Musikalien  nicht  ausdrücklich  erwähnt  sind, 
so  dürfte  meines  Erachtens  kaum  ein  Zweifel  darüber  sein,  dass 
sie  unter  die  „Druckwerke*  ohne  Ausnahme^  zu  rechnen  sind.  Will 
man  die  Herstellung  der  Noten  nicht  als  Druck  auffassen,  so  sind 
sie  als  Kupferwerke  oder  Kunstwerke  zu  betrachten.   Doch  gesetzt 

höhtem  Maasse  dienen  können;  natürlich  mütsten  dann  anch  die  älteren 
Bestände  an  Ffliohtezemplaren ,  soweit  sie  für  die  Universitätsbibliotheken 
keinen  Werth  haben,  insbesondere  die  vielen  Kreisblatter  und  Zeitungen,  ans 
diesen  entfernt  werden,  wodurch  viel  Raum  gewonnen  wurde.  —  Von  den 
Hauptanhängem  des  Pflichtexemplarzwangs,  welcher  übrigens  noch  nie  gleich- 
massig  von  den  Leitern  der  betr.  Bibliotheken  ausgeübt  worden  ist,  resp. 
ausgeübt  wird,  vrird  immer  betont,  dass  auf  diese  Weise  ein  grosser  Theü 
der  Literatur  vor  dem  Untergangs  bewahrt  wird,  dass  in  zweihundert  und 
mehr  Jahren  nnter  Umständen  ein  heute  ganz  werthloses  Schulbuch  oder 
ein  Roman  mit  Gold  aufgewogen  werden  könnte.  Letzteres  dürfte  wohl  ein 
Fhantasiebild  sein.  Uebrigens  sehe  ich  nicht  ein,  warum  nicht  auch  ein 
Theil  der  Literatur  untergehen  soll;  auch  hier  muss  eine  natürliche  Auslese 
stattfinden. 

'  Dieser  Zweifel  ist  im  Reichspressgeseti  vom  7.  Mai  1874  beseitigt 
Der  betr.  §  S  lautet:  „Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  Anwendung  auf  alle 
Erzeugnisse  der  Buchdruckerpresse,  sowie  auf  alle  anderen,  durch  mecha- 
nische oder  chemische  Mittel  bewirkten,  zur  Verbreitung  bestimmten  Vei^ 
vielfältigpingen  von  Schriften  und  bildlichen  Darstellungen  mit  oder  ohne 
Schrift  und  von  Musikalien  mit  Text  oder  Erläuterungen.  — Was  im  Fol- 
genden von  »Druckschriften"  verordnet  ist,  gilt  für  alle  vorstehend  bezeich- 
neten Erzeugnisse.  ** 
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den  Fall,  dass  man  auch  dieses  nicht  zugeben  will,  so  muss  man 
einräumen,  dass  Lieder  und  Gesänge,  überhaupt  die  ganze  Vokal- 
musik (Opempartituren,  Klavierauszüge  u.  s.  w.),  welche  „in  Be- 
gleitung eines  gedruckten  Textes^  erscheint,  dem  Pflichtexemplar- 
zwange unterworfen  ist,  da  dieser,  wie  hier  nochmals  betont 
werden  muss,  dem  Censurzwange  seine  Entstehung  verdankt;  ge- 
rade bei  Liedern,  Opern  u.  s.  w.  hat  ja  die  Censur  häufig  Grund 
zum  Einschreiten  gehabt. 

Dass  man  bisher  in  Preussen  auf  die  Eintreibung  der  Musi- 
kalien als  Pflichtexemplare  —  in  Frankreich  müssen  sogar  drei 
Exemplare  abgeliefert  werden  —  verzichtet  hat,  ist  wohl  nur  dem 
Umstände  zuzuschreiben,  dass  man  denselben  keinen  bildenden 
Werth  beilegt,  dass  die  Musik  im  Verhältniss  zu  den  anderen 
Künsten  in  den  Augen  der  meisten  Bibliothekare'  nichts  gilt,  ob- 
gleich sie  in  der  kulturellen  Entwicklung  der  Völker  eine  sehr 
grosse  Rolle  spielt. 

Finden  meine  Ausführungen,  welche  den  Musikalienverlegern 
natürlich  sehr  unerwünscht  sein  werden,  Zustimmung,  dann  wird 
nicht  blos  die  Musikabtheilung  der  kgl.  Bibliothek  in  Berlin 
reichen    Zuwachs   erhalten,    auch    die    Universitätsbibliotheken* 


'  Wohl  auch  in  den  Augen  der  Regierungen.  Es  giebt  noch  immer 
keine  Anstalt,  in  der  die  musikalischen  Werke  der  grossen  deutschen  Meister, 
geschweige  denn  der  übrigen  deutschen  Komponisten  gesammelt  werden. 
Die  Mnsikabtheilung  der  kgl.  Bibliothek  in  Berlin  hat  nur  einen  Fonds  von 
3000  Mk.,  wovon  auch  musikalische  Bücher  und  Zeitschriften  angeschafft  werden 
müssen ;  noch  geringer  ist  der  Fonds  für  Musikalien  der  Münchener  Hof-  und 
Staatsbibliothek.  Die  seit  einigen  Jahren  bestehende  Musikbibliothek  Feters  in 
Leipzig  ist  für  eine  Privatanstalt  verhältnissmässig  recht  gut  ausgestattet.  — 
Der  Erhaltung  der  Musikalien  sollte  endlich  doch  auch  staatliche  Fürsorge  zu 
Theil  werden;  so  sind  schon  jetzt  die  ersten  Drucke  der  Beethoven^schen 
Klaviersonaten  sehr  selten,  manche  Drucke  Haydn*scher  und  Spohr'scher 
Kompositionen  gar  nicht  mehr  aufzutreiben.  — 

*  Wären  an  jeder  Universität  Professoren  für  Musikgeschichte,  so 
mussten  auch  die  Universitätsbibliotheken,  welche  jetzt  fast  ganz  ohne  Musi- 
kalien und  musikgesohichtliche  Werke  sind,  diesen  Zweig  der  Literatur  pflegen, 
wodurch  die  mnsikalischen  Studirenden  namentlich  in  kleineren  Universitäts- 
städten, wo  Musikalienleihinstitute  überhaupt  nicht  vorhanden  sind,  in  die 
Lage  kämen,  ihre  musikalischen  Neigungen  nicht  vernachlässigen  zu  müssen. 
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werden  den  Musikalien  endlich  ihre  Bäume ^  öfinen  müssen;  frei- 
lich dürfte  ausser  der  Berliner  Universitätsbibliothek  nur  noch 
die  Breslauer  bedeutende  musikalische  Werke  auf  dem  Wege  der 
Pflichtabgabe  erhalten. 

Auch  in  den  meisten  neupreussischen  Provinzen  dürfte 
die  Ausdehnung  des  Pflichtexemplarzwanges  auf  Musikalien  nicht 
ohne  gesetzliche  Grundlage  sein ;  so  sind  an  die  Kieler  Bibliothek 
nach  der  gesetzlichen  Bestimmung  (Franke  S.  228)  auch  die  Er- 
zeugnisse der  Kupferstecher  abzuliefern ;  dagegen  ist  für  Göttingen 
(Franke  S.  227)  die  Ablieferung  von  Musikalien  ausdrücklich 
ausgeschlossen. 

Für  mich  genügt  es,  obige  Fragen  aufgeworfen  zu  haben;  «ie 
endgiltig  zu  beantworten  und  eventuell  die  Ausdehnung  des  Pflicht- 
exemplarzwanges auf  die  Musikalien  durchzusetzen,  fällt  der  seit 
geraumer  Zeit  in  Aussicht  genommenen,  aber  immer  noch  nicht 
in  Scene  gesetzten  Neuregulirung  der  Pflichtexemplargesetz- 
gebung zu. 

^  Man  wird  mir  vorwerfen,  dass  ich  oben  gegen  die  Belastung  der 
Universitätsbibliotheken  durch  Pflichtexemplare  eifre  und  hier  den  Universi- 
tätsbibliotheken eine  neue  Last  zuweise;  solange  aber  der  Pflichtexemplar- 
zwang besteht,  muss  auch  für  dessen  strenge  Durchführung,  also  auch  für 
Einziehung  der  Musikalien  Sorge  getragen  werden;  wie  Abhülfe  gesohaflen 
werden  soll,  habe  ich  ja  oben  ausgeführt. 


L 
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Aufsätze. 


Das  Wesen  des  internationalen  Privatrechts. 

Von 

Professor  Dr.  Josephus  Jitta,  Amsterdam. 


1. 

Der  Wunsch  des  Redakteurs  dieser  Zeitschrift  gibt  mir  Ver- 
anlassung an  dieser  Stelle  meine  Ansichten  über  das  internationale 
Privatrecht  auseinanderzusetzen.  Mit  regem  Interesse  habe  ich 
die  Bewegung,  welche  jetzt  in  Deutschland  wieder  frisches  Leben 
auf  die  Baustätte  des  internationalen  Privatrechts  bringt  ^  be- 
obachtet Nach  der  Erscheinung  der  wichtigen  Arbeiten  Savioijy's 
und  Wächter's,  welche  von  Bab  mit  vollem  Recht  die  grundlegen- 
den Arbeiten  der  Neuzeit  nennen  konnte,  ist  nämlich  in  Deutschland 
eine  Periode  eingetreten,  während  welcher  nur  ein  ziemlich  enger 
Kreis  von  Gelehrten  sich  mit  dem  internationalen  Privatrecht 
beschäftigt  hat.  Dieser  Zustand  der  Stockung  Hess  sich  wohl 
durch  die  bisherige  Lage  des  bürgerlichen  Hechts  in  Deutschland 
ausreichend  erklären.  Es  darf  aber  zuversichtlich  erwartet  werden, 
dass  die  errungene  Einheitlichkeit  des  bürgerlichen  Rechts,  und 
insbesondere  die  Bestimmungen  über  die  Anwendung  des  Rechts 
im  internationalen  Verkehr,  welche  das  Einführungsgesetz  zum 
Bürgerlichen  Gesetzbuche  enthält,   der  wissenschaftlichen  Pflege 

Archiv  for  öffentliches  Becht.  XIY.  8.  20 
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und  dem  Studium  des  internationalen  Privatrechts  in  Deutschland 
einen  bedeutenden  Aufschwung  geben  werden,  wie  schon  jetzt  aus 
der  beträchtlich  wachsenden  Litteratur  erhellt.  Innerhalb  der  ein- 
schlägigen neuen  wissenschaftlichen  Arbeiten  nehmen  meines  Er- 
achtens  die  Werke  von  Zitelmann  und  Neümann*  die  hervor- 
ragendste Stelle  unter  denjenigen  ein,  welche  seit  der  Publikation 
des  Entwurfes  eines  Bürgerlichen  Gesetzbuches  erschienen  sind. 
Die  Bewerthung  dieser  beiden  Arbeiten  kann  mich  aber  nicht 
abhalten,  meine  kritischen  Bedenken  den  Grundprinzipien  entgegen- 
zustellen, welche  mir  als  Basis  jener  beiden  Werke  erscheinen,  und 
ich  nehme  daher  den  mir  gebotenen  Anlass,  um  meinen  abweichen- 
den Anschauungen  deutlicheren  Ausdruck  zu  geben,  als  dies  im 
herkömmlichen  Bahmen  einer  litterarischen  Besprechung  der 
beiden  Bücher  möglich  wäre. 

Die  Grundfrage,  von  welcher  ich  dabei  ausgehe^  dreht  sich 
im  Wesentlichen  um  die  Kontroverse,  ob  das  internationale  Privat- 
recht lediglich  als  die  Lehre  der  Zuständigkeitsnormen  für  Gesetze 
verschiedener  Staaten  zu  betrachten  ist,  oder  ob  man  es  eben  als 
Privatrecht,  von  einem  eigen thümlichen  Standpunkt  beobachtet, 
auffassen  muss.  Neumann  und  Zitelmann  gehen  von  der  ersteren 
Ansicht  aus,  ja  sie  betrachten  diese  als  beinahe  selbstverständlich. 
Auch  VON  Bar'  hat  in  jüngster  Zeit  wieder  ganz  entschieden 
dieselbe  Meinung  ausgesprochen.  Mir  scheint  indessen  noch  immer 
die  zweite  Ansicht  die  einzig  richtige  zu  sein. 

Eine  andere,  mit  der  Hauptfrage  eng  zusammenhängende 
Frage  betrifft  die  Methode,  welche  bei  dem  Aufsuchen  der  Prin- 
zipien des  internationalen  Privatrechts  zu  befolgen  ist.  In  dieser 
Hinsicht  gehen  Neumann  und  Zitelmann  ziemlich  weit  auseinander. 


'  Hugo  Nbümann,  Internationales  Privatrecht  in  Form  eines  Gesetz- 
entwarfs  nebst  Motiven  und  Materialien.  Berlin,  F.  Vahlen  1896;  Ernst  ZrrEL- 
mann,  Internationales  Privat  recht.  Erster  Band.  Leipzig,  Duncker  &  Hum- 
blot,  1897. 

•  ZeiUchrift  für  internat.  Privat-  und  Strafrecht  VIII  177. 
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Neumann  hebt  die  Normirung  des  internationalen  Privat- 
rechts durch  den  nationalen  Oesetzgeber  hervor.  Die  Grund- 
sätze, welche  das  anzuwendende  Recht  bestimmen,  bilden,  seiner 
Meinung  nach,  einen  Theil  des  inländischen  Privatrechts;  der 
Gesetzgeber  bringt  sein  Bewusstsein  unantastbarer  Souveränität 
darin  zum  Ausdruck.  Neumann  will  aber  keineswegs  eine  un- 
gebundene und  willkürliche  Setzung  von  Recht,  sondern  eine  der 
„Natur  der  Sache"  und  der  Gerechtigkeit  entsprechende  Beurthei- 
lung  des  einzelnen  Falles,  und  er  erkennt  übrigens,  dass  eine 
gründliche  Abhilfe  aller  Schwierigkeiten  die  Annahme  gleich- 
artiger Kollisionsnormen  Seitens  aller  Staaten  erheischt  ^.  Zitel- 
MANN,  dessen  theoretische  Erörterungen  übrigens  zu  den  Neumann- 
schen  stehen  wie  ein  reifgeniales  Gemälde  zu  einer  talentvollen 
Skizze,  versteht  auch  unter  internationalem  Privatrecht  die  Summe 
der  Rechtssätze,  die  bestimmen,  welches  der  verschiedenen  örtlich 
nebeneinander  bestehenden  objektiven  Privatrechtssysteme  im 
einzelnen  Privatrechtsfall  praktisch  anzuwenden  sei.  Diese  Auf- 
fassung ist  das  Rückgrat  seines  gediegenen  Werkes.  Zitelmann 
beruft  sich  ebenfalls,  bei  Unvollständigkeit  gesetzlicher  und  ge- 
wohnheitsrechtlicher Bestimmungen,  auf  die  Natur  der  Sache. 
Er  versucht  indessen,  mit  der  äussersten  Kraftanstrengung,  diesen 
80  wenig  fassbaren  Begriff  zu  etwas  Wirklichem  zu  bringen,  und 
glaubt  dies  thun  zu  können,  indem  er  die  Prinzipien  des  inter- 
nationalen Privatrechts  aus  dem  Völkerrecht  ableitet,  oder,  wenn 
es  „innerstaatliches^  internationales  Privatrecht  gilt,  aus  dem 
öffentlichen  Recht.  Also  ist  das  internationale  Privatrecht,  nach 
seiner  Meinung,  entweder  ein  Theil  des  Völkerrechts  oder  des 
öffentlichen  Rechts,  nur  nicht  echtes  Privatrecht.  Um  im  Stande 
zu  sein,  reine  überstaathche  Zuständigkeitsnormen  für  nationale 
Gesetze  zu  bilden,  stellt  er  sich  jedes  subjektive  Privatrecht  vor 
als  vom  Staate  durch  seine  Rechtsordnung  verliehen,  in  der  Weise, 


•  A.  a.  0.  S.  19,  21,  22,  26. 

20- 


—     304     — 

dass  jedes  subjektive  Privatrecht  durch  den  Willen  des  Staates 
entsteht.  Die  Verleihung  nun  verlangt,  in  der  völkerrechtlichen 
Staatengemeinschaft;  eine  Anerkennung  der  übrigen  Staaten,  und 
durch  Messung  dieser  Anerkennung  kommt  der  Schriftsteller  zu 
einer  völkerrechtlichen  Herrschaftsbegrenzung  nach  dem  Gebiet 
(räumlich)  und  nach  den  zu  beherrschenden  Personen^.  Die 
Frage,  ob  ein  bestimmtes  subjektives  Recht  erworben  oder  ver- 
loren ist,  muss  „immer  und  ausschliesslich  nach  der  Becfats- 
ordnung  desjenigen  Staates  beurtheilt  werden,  der  die  völker- 
rechtlich anerkannte  Bechtsmacht  hatte,  ein  solches  subjektives 
Recht  zu  verleihen,  und  darum  auch  zu  nehmen  •  •  .  '^  ^.  Dieses 
Prinzip  indessen  gibt  nur  eine  völkerrechtliche  Anforderung. 
Innerstaatliche  Kollisionsnormen  fordern,  in  jedem  einzelnen 
Staat,  einen  Befehl,  welcher  dem  Richter,  oder  den  sonstig  mit 
der  Entscheidung  eines  Rechtsfalls  staatlich  betrauten  Personen, 
von  der  Staatsgewalt  unmittelbar  zugegangen  ist®.  Für  den 
Richter  und  die  weiteren  Personen  gilt  aber  das  völkerrechtliche 
Prinzip  als  subsidiäres  Recht  ^.  Dem  überstaatlichen  und  dem 
innerstaatlichen  internationalen  Privatrecht  steht  endlich  noch  ein 
„interlokales"  Privatrecht  entgegen;  letzteres  Recht  gilt,  wenn 
innerhalb  desselben  Staates  verschiedenes  Recht  besteht  ^ 

Diesen  beiden  Auffassungen  der  Methode  steht  die  meinige 
nicht  regelrecht  entgegen,  vielmehr  erachte  ich  sie  beide,  aber  nur 
sehr  relativ,  für  wahr.  Die  Würdigung  dieser  Relativität  macht 
aber  eine  eingehende  Untersuchung  der  Hauptfrage  nöthig,  der 
Frage  nämlich,  ob  wirklich  das  internationale  Privatrecht  nur 
Zuständigkeitsnormen  für  sogenannte  Gesetzeskollisionen  enthalten 
muss.  Nur  bei  verneinender  Beantwortung  dieser  Frage  erscheinen, 
nach  meiner  Meinung,  die  Thätigkeit  des  nationalen  Gesetzgebers 
und  die  Thätigkeit  der  Staatengesammtheit  in  ihrem  wahren  Licht. 

♦  Op.  cit.  S.  1,  6,  199.  55,  66,  68,  82. 

*  Ibid.  S.  122.       •  Ibid.  S.  195.       »  Ibid.  S.  76,  196. 
»  Ibid.  S.  395. 


—     305     — 

Zar  Erreichung  dieses  Ziels  muss  das  Wesen  des  inter- 
nationalen Privatrechts  zergliedert  und  seine  Methode  mit  den 
zu  gewinnenden  Ergebnissen  verknüpft  werden. 

Die  nachstehenden  Ausfuhrungen  sollen  in  den  Dienst  dieser 
doppelten  Aufgabe  gestellt  werden. 

II. 

Das  Wesen  des  internationalen  Privatrechts  hängt  von  der 
Art  der  Verhältnisse  ab,  welche  dieses  Recht  normirt. 

Und  so  muss  es  dem  Beobachter  auffallen,  dass  eine  grelle 
Dissonanz  besteht  zwischen  dem  geltenden  Privatrecht  und  dem 
Weltverkehr.  Das  geltende  Privatrecht  hat  sich  in  den  Nationen 
entwickelt  unter  dem  Schutz  einer  durch  G-ebietsgrenzen  be- 
schränkten Staatsgewalt;  der  Verkehr  dagegen  ist  allgemein- 
menschlich und  erstreckt  sich  über  alle  Grenzen.  Der  Natur- 
trieb, welcher  Mann  und  Frau  durch  die  Ehe  (Grundlage  des 
Familienlebens)  vereinigt,  bildet,  als  ein  Postulat  der  für  die  Er- 
haltung der  Menschheit  nöthigen  Geschlechtsselektion,  ein  all- 
gemein-menschliches „Connubium''.  Und  eben  so  stark  zeigt  sich, 
als  Postulat  der  Kultur,  ein  zweiter  Trieb,  und  führt  zu  einer 
Weltrechtsgemeinschaft  des  Handels  in  weitestem  Sinne,  zu  einem 
allgemein-menschlichen  „Commercium^.  Diese  Triebe  beeinträch- 
tigen die  engeren  und  „gemüthlicheren^  nationalen  Bechtsgemein- 
8cha(ten  nicht,  sie  umfassen  nur  alle  diese  Gemeinschaften  in 
einem  breiteren  Verkehrskreis.  Dieses  gesellschaftliche  Leben  der 
Menschheit  ist  nicht  entwickelungsfähig,  ja  nicht  menschenwürdig, 
ohne  Recht,  gerade  weil  es  ein  gesellschaftliches  Leben  ist.  Die 
Verhältnisse  zwischen  Menschen,  welche  im  allgemein-menschlichen 
Verkehr  entstehen,  insbesondere  durch  die  Ehe  und  durch  den 
Handel  in  weitestem  Sinne,  müssen  desshalb  Rechtsverhältnisse 
sein.    Diesem  Gedanken  entspricht  das  internationale  Privatrecht» 

Der  allgemein-menschliche  Verkehr  bietet  uns  also  national- 
privatrechtliche   und    international  -  privatrechtliche   Verhältnisse, 
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welche  nicht  leicht  auseinanderzuhalten  sind.  Und  doch,  weci 
man  das  Gebiet  der  internationalen  Rechtsnormen  näher  üil- 
schreiben  will^  muss  man  wohl  ein  UnterscheidungsmerknuJ 
zwischen  den  genannten  Verhältnissen  ausfindig  machen.  Damit 
ist  seit  Jahrhunderten  die  Wissenschaft  beschäftigt ,  ohne  d&ss 
es  ihr  bis  jetzt  gelungen  ist;  den  Knäuel  abzuwickeln.  MeiIie^ 
Erachtens  hat  dies  seinen  Grund  darin ,  dass  man  das  inter- 
nationale Privatrecht;  dem  nationalen  Privatrecht  gegenüber,  al^ 
eine  auswärtige  fremde  Masse  betrachtet  hat,  und  dass  man  toc 
dem  Gedanken  ausgegangen  ist,  dass  jedes  privatrechtliche  Vor* 
hältniss,  an  sich;  entweder  ein  nationales  oder  ein  intemationalt^ 
sein  müsse. 

Eine  alte,  vielverbreitete  Meinung  sieht  in  den  intematiomii- 
privatrechtlichen  Verhältnissen  Verhältnisse  zwischen  Gesetzer. 
und  mit  dieser  Auffassung  muss  in  erster  Linie  Abrechnung  ge- 
halten werden. 

Bekannt  ist;  dass  man  in  verschiedenen  B^chtssysteme: 
räumUche  Verhältnisse  zwischen  Gesetzen  neben  zeitlichen  Ver- 
hältnissen zwischen  Gesetzen  gestellt  und  die  Normirung  diese: 
räumlichen  Verhältnisse  dem  internationalen  Privatrecht  als  einzig«^ 
Ziel  zugewiesen  hat.  Wenn  dies  richtig  wäre,  so  müsste  c^ 
ganz  einfach  sein,  genau  national-privatrechtliche  und  intemationil* 
privatrechtliche  Verhältnisse  zu  unterscheiden;  erstere  wären  dari 
Verhältnisse  zwischen  Personen  des  Privatrechts ,  letztere  Ver- 
hältnisse zwischen  Gesetzen.  Prüft  man  aber  die  Sache  naher, 
so  erscheint  der  Ausgangspunkt  fehlerhaft  und  die  FoIgeruLC 
ganz  unannehmbar. 

Wenn  es  zwischen  Gesetzen  zeitliche  Verhältnisse  gibt.  $c 
hat  dies  seinen  Ursprung  in  der  Thatsache,  dass  diese  Gesetzt 
Erklärungen  derselben  gesetzgebenden  Gewalt  sind,  und  also,  des. 
Bichter  gegenüber;  wenn  sie  denselben  Bechtsstoff  normireo,  ei:.? 
alternative  Bechtskraft  haben  müssen.  Zwischen  Gesetzen  rer- 
schiedener  Staaten  besteht  kein  durch  die  Art  der  Gesetze  be- 
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siimmtesYerhältniss;  man  kann  wohl  jedes  Gesetz  auf  das  G-ebiet 
seines  eigenen  Gesetzgebers  beschränken^  damit  ist  aber  eine  that- 
sächliche  Isolirung,  kein  Yerhältniss  geschafiFen,  und  diese 
Isolirung  stellt  nur  die  Dissonanz  zwischen  den  Gesetzgebungen 
und  dem  Verkehr  in's  rechte  Licht.  Der  Weltverkehr  verlangt 
zweifelsohne  Rechtsnormen  für  allgemein-menschliche  Gesell- 
schaftsverhältnisse, und  aus  diesem  Rechtsanspruch  kann  hervor* 
gehen,  dass  das  Gesetz  eines  Staates  für  gewisse  Verhältnisse  auf 
das  Gesetz  eines  anderen  Staates  verweist,  oder  selbst  dass  ver- 
schiedene Staaten  sich  über  dergleichen  Verweisungen  verständigen; 
solche  Verweisungen  können  aber  die  Art  der  Verhältnisse  des 
aUgemein-menschlichen  Rechtslebens  nicht  bestimmen,  sie  werden, 
im  Gegentheil,  durch  die  Art  der  Lebensverhältnisse  bestimmt. 
Verhältnisse  des  Verkehrs,  bei  welchen  eine  dergleiche  Verweisung 
erfolgt  ist,  erfolgen  kann  oder  muss,  bleiben  Verhältnisse  zwischen 
Menschen.  Das  Vorhandensein  einer  Zuständigkeitsfrage  oder, 
wie  man  gesagt  hat,  eines  gewissen  Zweifels  über  das  auf  ein 
Yerhältniss  anzuwendende  Gesetz,  könnte  nur  dann  ein  gutes 
Merkmal  für  die  Unterscheidung  zwischen  national-  und  inter- 
national-privatrechtlichen Verhältnissen  sein,  wenn  es  feststehen 
wurde,  wann  diese  Zuständigkeitsfrage  gestellt  werden  darf,  und 
wann  also  der  Zweifel  gerechtfertigt  ist.  Praktisch  besteht  oft 
Zweifel  über  das  anzuwendende  Gesetz  im  allgemein- menschlichen 
Verkehr;  ein  wissenschaftliches  Unterscheidungsmerkmal  kann  aber 
dieser  Zweifel  nun  und  nimmer  mehr  sein. 

Wenn  also  unsere  international-privatrechtlichen  Verhältnisse 
Verhältnisse  zwischen  Menschen  sind,  gerade  wie  die  national- 
privatrechtlichen,  so  muss  ein  anderes  Unterscheidungsmerkmal 
als  das  aposteriorische  Vorhandensein  einer  Zuständigkeitsfrage 
ausfindig  gemacht  werden.  Und  so  gilt  es  jetzt  vor  der  Hand 
zu  untersuchen,  ob  ein  gewisser  Bestandtheil  der  privatrechtlichen 
Verhältnisse  bei  internationalen  Verhältnissen  eine  Eigenschaft 
besitzt,  die  bei  nationalen  Verhältnissen  fehlt. 
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Ist  vielleicht  die  Staatsbürgerschaft  der  Subjekte  ein  zu- 
treffendes Unterscheidungsmerkmal?  Sind  als  national-privatrecht- 
liche  Verhältnisse  zu  betrachten  die  Verhältnisse  zwischen  Unter 
thanen  desselben  Staates ;  und  als  intemational-privatrechtliche 
die  zwischen  Unterthanen  verschiedener  Staaten?  Nein,  dem 
zwischen  Unterthanen  desselben  Staates  können  sich  intemationak 
Verhältnisse  bilden,  wenn  sich  der  Entstehungsort  des  Verhält- 
nisses, der  Erfüllungsort  oder  der  Gegenstand  einer  Leistung  im 
Ausland  befinden.  Eine  Ehe  zwischen  Staatsbürgern  im  Ansland 
oder  zwischen  Angehörigen  desselben  fremden  Staates  im  Inland. 
ein  Vertrag,  im  Ausland  geschlossen  oder  mit  einem  ausländischei 
Erfüllungsort  z.  B.,  werden  wohl  zweifellos  zum  internationalem 
Privatrecht  gerechnet  werden  müssen.  Ebenso  wenig  wird  man  bei 
dem  Entstehungsort  oder  bei  dem  Erfüllungsort  das  ausreichende 
und  entscheidende  Unterscheidungsmerkmal  finden,  denn  beide 
können  im  Inland  sein,  und  doch  kann  das  Verhältniss  intematioc&l 
sein,  wenn  Fremde  als  Subjekte  dabei  in  Betracht  kommen.  AocL 
mit  dem  Objekt  kommt  man  nicht  zu  einer  brauchbaren  Unter- 
scheidung. Schliesslich  würde  man  vielleicht  meinen,  dass  ein 
Verhältniss  als  ein  internationales  erkannt  werden  muss,  wenn 
entweder  der  eine  Bestandtheil  oder  der  andere  mit  dem  Aaslacu 
in  Verbindung  steht.  Auch  dies  wird  sich  bei  eingehender  Unter- 
suchung als  fehlerhaft  erweisen,  aber  eine  solche  Untersuchni^ 
wird  den  Weg  zur  grösseren  Klarheit  schaffen.  Denn  es  wird 
sich  zeigen,  dass  ein  Verhältniss  seine  sämmtlichen  Elementar- 
bestandtheile  in  demselben  Rechtsgebiet  haben  und  doch  nn* 
zweifelhaft  zum  internationalen  Recht  gehören  kann.  Man  denkt 
sich  einen  Vertrag,  in  Deutschland  geschlossen,  zwischen  il 
Deutschland  wohnenden  Deutschen  über  einen  sich  in  Deatsch- 
land  befindenden  Gegenstand  und  mit  deutschem  Erfullongsort. 
An  und  für  sich  ist  das  ein  rein  national  -  privatrechtliche» 
Verhältniss.  Doch  können  die  Gültigkeit,  die  Auslegung  and  dir 
Wirkung  dieses  Vertrags  sehr  gut  im  Ausland,  in  den  Nieder* 
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landen  z.  B.,  bei  einem  Konkurs  oder  einem  Aufrechnungsprozess 
Grandlagen  einer  richterlichen  Entscheidung  werden.  Für  den 
niederländischen  Richter  ist  das  Yerhältniss  kein  nationales  mehr^ 
sondern  ein  internationales.  Was  hat  sich  nun  geändert? 
Kein  einziger  Bestandtheil  des  Verhältnisses.  Wohl  aber  ist  der 
Standpunkt  des  Beobachters  ein  anderer  geworden.  Letzterer 
hat  den  Vertrag  nicht  zu  betrachten  vom  Standpunkt  der  natio- 
nalen Sechtsgesellschaft,  sondern  vom  Standpunkt  der  allgemein- 
menschlichen, internationalen  Rechtsgesellschaft.  Ein  Verhältniss 
kann  also  ein  nationales  oder  ein  internationales  sein,  je  nach- 
dem der  Rechtsanspruch  der  engeren  oder  der  weiteren 
Rechtsgesellschaft  befriedigt  werden  soll.  Und  so  haben 
wir  denn  endlich  unser  Entscheidungsmerkmal  und  können  damit 
das  Wesen  des  internationalen  Privatrechts  feststellen.  Dieses 
Recht  ist  dem  nationalen  Privatrecht  gegenüber  keine  auswärtige 
fremde  Masse,  es  ist  das  Privatrecht  selbst,  vom  Stand- 
punkt der  allgemein -menschlichen  Rechtsge  Seilschaft 
beobachtet  und  nach  den  Rechtsansprüchen  dieser  Ge- 
Bellschaft  normirt.  Man  könnte  sagen,  dass  bei  dem  inter- 
nationalen Privatrecht  die  Verhältnisse  des  Privatrechts,  ohne  ihre 
Xatur  zu  verlieren,  durch  ein  Vergrösserungsglas  betrachtet  werden. 
Es  wird  jetzt  wohl  deutlich  sein,  wie  diese  Auffassung  sich 
zu  der  von  Zitelmann,  Neumann  u.  A.  vertretenen  Meinung 
verhält,  die  gerade  das  Wesen  des  internationalen  Privatrechts  in 
seinen  für  staatliche  Gesetze  massgebenden  Zuständigkeitsnormen 
finden.  Letztere  Meinung  ist  meines  Erachtens  nicht  durchaus 
UDrichtig,  aber  zu  eng.  Das  Aufstellen  von  Zuständigkeitsnormen 
ist  ein  Mittel,  dessen  sich  das  internationale  Privatrecht  bedienen 
kann,  um  den  Rechtsanspruch  der  allgemein-menschlichen  Rcchts- 
gesellschaft  zu  befriedigen,  es  ist  aber  nicht  das  einzige  Mittel, 
und  mit  allen  anderen  Mitteln  ist  es  dem  Ziele  untergeordnet. 
Verweisung  an  ein  bestimmtes  inländisches  oder  ausländisches 
Gesetz  gehört  als  Mittel  zum  internationalen  Privatrecht,    aber 
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nur  insoweit,  als  diese  Verweisung  dazu  dienen  kann,  ein 
Lebensverhältniss  der  dafür  geeigneten  Rechtsnorm  zu  unter- 
werfen; über  die  Frage,  ob  eine  Verweisung  gerechtfertigt  ist, 
bestimmt  der  Rechtsanspruch  des  allgemein-menschlichen  Verkehrs. 
Dieser  Rechtsanspruch  kann  eine  Zuständigkeitsnorm  fordern 
oder  zulassen,  aber  auch  das  Gregentheil  ist  möglich,  und  in 
diesem  Fall  muss  keine  Zuständigkeitsnorm,  sondern  eine  selb- 
ständige Rechtsvorschrift  aufgestellt  werden,  welche  ein  Verhält- 
niss  ohne  Verweisung  normirt. 

Bei  Neumann  ist  die  zu  enge  Auffassung  des  Wesens  unserer 
Wissenschaft  hinter  einem  gewissen  Nebel  verborgen.  Die  „Natur 
der  Sache"  liefert  den  Leitfaden  seiner  Methode,  und  hinter 
diesem  Nebel  können  wirkliche  Rechtsansprüche  des  Verkehrs  be- 
rücksichtigt und  wichtige  praktische  Ergebnisse  erzielt  werden.  Die 
Frage  bleibt  nur,  warum  diese  Natur  der  Sache  sich  nur  um  Ge- 
setze und  nicht  um  Verhältnisse  zwischen  Menschen  kümmern  will. 

ZiTELMANN  kann  keinen  Nebel  dulden.  Bei  ihm  steht  der 
zu  engen  Auffassung  des  Wesens  des  internationalen  Privatrechts 
eine  zu  grosse  Ausdehnung  des  Lehrsatzes  gegenüber,  dass  jedes 
subjektive  Privatrecht  vom  Staate  durch  seine  Rechtsordnung 
verliehen  ist.  Unrichtig  ist  der  Lehrsatz  gewiss  nicht,  wenn 
man  dieses  Verleihen  als  eine  pflichtmässige  Anerkennung  eines  auf 
Lebens-  und  Verkehrsverhältnissen  ruhenden  Rechtsanspruches  auf- 
fasst;  zu  ausgedehnt  aber  ist  die  Tragweite  dieses  Lehrsatzes, 
wenn  man  das  Verleihen  ableitet  aus  der  thatsächlichen  Macht 
des  Staates,  zu  thun,  was  er  will.  Der  gelehrte  Verf.  hat  jedoch 
diese  Ausdehnung  nöthig,  um  durch  seinen  Lehrsatz  zum  Völker- 
recht aufsteigen^  zu  können,  wo  er  mit  Hilfe  der  postulirten 
völkerrechtlichen  Anerkennung  Herrschaftsbeschränkungen  ein- 
führt, um  nachher  von  der  Majestät  des  Staates  zu  den  niedrigeren 
Sphären   des  Privatrechts   zurückzukehren.     Die    zu    enge  Auf- 


^  A.  a.  0.  S.  104. 
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fassuDg  des  Wesens  des  internationalen  Privatrechts  und  die  zu 
aasgedehnte  Staatsmacht  kompensiren  sich  einigermassen  und 
geben  der  überaus  genialen  Konstruktion  den  Schein  des  Gleich- 
gewichts, umsomehr;  da  der  Geist  des  Schriftstellers  sich  magne- 
tisch nach  der  Seite  richtet,  wo  Gerechtigkeit  und  Vernunft 
herrschen,  und  in  vielen  Einzelfallen  gute  Auflösungen  zu  geben 
versteht.  Besonders  im  zweiten  Buch  findet  sich  vieles,  das  ich, 
trotz  aller  Meinungsverschiedenheit,  unterschreiben  könnte.  Auch 
fand  ich  in  dem  genannten  Buch,  und  noch  mehr  im  dritten, 
Spuren  einer  Auffassung,  welche  sich  der  meinigen  mehr  an- 
nähert als  man  denken  würde.  Im  ersten  Buch  bleibt  Zit£LMANN 
weit  vom  materiellen  Privatrecht  entfernt  und  stützt  sich  auf's 
Völkerrecht;  im  zweiten  hingegen,  wo  schon  von  dem  Bichter  die 
Rede  ist,  ist  das  materielle  Verkehrsrecht  näher  gerückt.  Und 
wirklich  gebraucht  hier  Zitelmanit  ein  ganzes  Kapitel,  um  den 
Unterschied  zwischen  Anwendungsnormen  über  eigenes  und  fremdes 
Recht  einerseits  und  materiellen  Theilrechtssätzen,  Verweisungs- 
sätzen und  Dispositivsätzen  andererseits  klar  zu  legen.  Daraus 
gebt  aber  hervor,  dass  es  materielle  Bechtssätze  gibt,  welche  den 
überstaatlichen  oder  allgemein-menschlichen  Verkehr  normiren. 
Warum  nun  könnte  man  diese  Sätze  nicht  in  das  internationale 
Privatrecht  aufnehmen?  Dagegen  sträubt  sich  meines  Erachtens 
nur  die  enge  Auffassung  des  Wesens  dieser  Wissenschaft.  Im 
letzten  Buch  des  ersten  Bandes,  in  welchem  das  „interlokale^ 
Privatrecht  entwickelt  wird,  hegt  der  Verkehr  so  nahe,  dass  er 
nicht  übersehen  werden  kann.  Und  der  Verkehr  wird  wirklich 
von  ZiTELMANN  uicht  übersehen.  Die  Normen  über  die  An- 
wendung der  partikularen  Bechte,  von  der  Centralgewalt  inner- 
halb der  Grenzen  ihrer  Gesetzgebungsgewalt  erlassen,  sagt  Zitel- 
maxn:  „sind  nicht  Kollisionsnormen,  sondern  Bestandtheile  des 
materiellen   Bechts"^^     Und  weiter:     «...    jede  Anordnung 

»•  S.  897. 
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der  Centralgewalt  über  die  Anwendbarkeit  der  mehreren  Parti- 
kalarrechte  im  Yerhältniss  zu  einander,  (ist)  letzlich  selbst  nichts 
Anderes  als  eine  materiell-privatrechtliche  Bestimmung  in  ab- 
gekürzter Form^^^  Warum  kann  nun  dieser  Lehrsatz  nicht 
etwas  ausgedehnt  werden?  Dagegen  sträubt  sich  nur  die  Be- 
griffsbestimmung des  internationalen  Privatrechts,  denn  das  inter- 
lokale Privatrecht  ist  schliesslich  nichts  Anderes  als  ein  allgemein- 
menschliches Privatrecht  in  einem  Verband,  das  eine  bereits 
organisirte  Centralgewalt  besitzt.  Die  Staatengesammtheit 
kann  für  die  Rechtsgesellschaft  des  menschlichen  Geschlechts 
gerade  dasjenige  thun,  was  die  Centralgewalt  eines  engeren  Ver- 
bandes für  den  interlokalen  Verkehr  zu  thun  vermag. 

ni. 

Aus  der  meiner  Ansicht  nach  richtigen  Auffassung  des 
Wesens  des  internationalen  Privatrechts  erhellt  auch  die  Grund- 
lage dieses  Bechts.  Diese  ist  nicht  die  Rechtsgemeinschaft  der 
Kulturnationen,  deren  Begriff  wir  dem  mächtigen  Geiste  Savigkt's 
verdanken,  sie  ist  noch  breiter  und  wurzelt  noch  tiefer,  es  ist 
die  Rechtsgemeinschaft  des  menschlichen  Geschlechts.  Wirklich- 
keit und  Ideal  zugleich,  —  Wirklichkeit,  weil  sie  das  Mark  der 
historischen  Kultur  ist,  und  Ideal,  weil  sie  die  höchste  Stufe 
dieser  Kultur  für  alle  Zeiten  darstellt.  Diese  Rechtsgemeinschaft 
ist  kein  Zukunftstraum,  sie  ist  so  alt  wie  die  Welt,  jedenfalls  so 
alt  wie  der  Weltverkehr.  Dies  zeigt  uns  der  ganze  Lauf  der 
Geschichte  des  internationalen  Privatrechts,  von  den  altrömischen 
Arbeiten  des  Gaius  und  Ulpianus  an,  mit  ihren  Vorschriften  über 
die  jura  perigrinorum ,  welche  im  späteren,  wirklich  Weltrecht 
gewordenen  Römischen  Recht  verschwunden  sind,  bis  zu  den 
italienischen,  französischen,  niederländischen,  deutschen  und  anglo- 
amerikanischen  Arbeiten    der   letzten   sieben  Jahrhunderte.     In 

»  S.  403. 
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Wissenschaft,  Gesetzgebung  und  Jurisprudenz  entwickelt  sich 
alknählich  das  Bewusstsein,  dass  die  thatsächliche  Verbindung 
der  Menschen  durch  den  Verkehr  eine  Verkehrsrechtsgemeinschaft 
verlangt.  Diese  Gemeinschaft  ist,  wie  man  sagen  könnte,  das 
Schattenbild  des  Verkehrs,  und  darum  hat  sie  sich  immer  gezeigt, 
sobald  das  Licht  auf  den  Verkehr  fiel. 

Auch  das  Ziel  des  internationalen  Privatrechts  muss  jetzt 
klar  sein.  Es  kann  kein  anderes  sein  als  die  Ausbildung  der 
allgemein-menschlichen  Gesellschaft,  so  weit  sie  ein  Privatrecht 
verlangt,  eine  Ausbildung,  welche  den  Menschen  in  Stand  setzen 
muss,  mit  seinen  Stammesgenossen  in  einen  friedlichen,  menschen- 
würdigen Verkehr  zu  kommen,  immer  unter  dem  Schutz  des 
Rechts. 

Zwischen  dieser  Grundlage  als  Ausgangspunkt,  und  diesem 
Ziel  als  Endpunkt,  liegt  der  Weg,  die  Methode,  welche  unsere 
Wissenschaft  durchlaufen  muss,  um  das  Ziel  zu  erreichen,  d.  i,  um 
die  Bechtsansprüche  der  internationalen  Gesellschaft  durch 
Rechtsvorschriften  völlig  zu  befriedigen.  Welche  Macht  kann 
ans  diese  Vorschriften  geben?  Die  nationale  Gesellschaft  erhält 
die  fiir  sie  passenden  Rechtsvorschriften  von  dem  Staat,  dem 
centralen  Glied  der  organisirten  Gesellschaft.  Wo  ist  aber  das 
centrale  Glied  der  internationalen,  allgemein-menschlichen  Ge- 
sellschaft? Eine  völlige  Organisation  dieser  Gesellschaft  würde 
uns  zu  dem  Begriff  eines  lieber-  oder  Weltstaates  führen,  welcher 
die  höchste  Gewalt  als  Uebergesetzgeber  und  Ueberrichter  aus- 
üben würde.  Diesem  Begriff  entspricht  aber  keine  Wirklichkeit, 
selbst  keine  redliche  Zukunftsberechnung.  Und  doch  hat  dieser 
Begriff  Werth,  um  uns  deutlich  zu  machen,  dass  die  Wirklichkeit 
uns  nur  Vertreter  des  Ueberstaates  bietet  und  dass  diese  Ver- 
treter nur  eine  beschränkte  oder  von  Bedingungen  abhängige 
Macht  besitzen. 

Vertreter  des  centralen  Gliedes  der  allgemein- menschlichen 
Oesellschaft   sind:   erstlich  jeder  einzelne  Staat  auf  seinem  Ge- 
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biete  und,  an  zweiter  Stelle,  die  gesammten  Staaten  für  ihr  ge- 
meinschaftliches Gebiet.  Der  einzelne  Staat  hat  eine  beschrankte 
aber  unbedingte  Macht,  die  Staatengesamnitheit  eine  unbeschränkte 
aber  bedingte. 

Erstlich  also  ist  jeder  einzelne  Staat  Vertreter  der  centralen 
Weltregierung.  Er  ist  es,  weil  der  Weltverkehr  über  die  Grenzen 
seines  Gebiets  hineinströmt,  und  sich  in  diesem  Gebiet  Verhält- 
nisse des  internationalen  Privatrechts  bilden,  welche  Noimirung 
brauchen  und  auf  Schutz  Anspruch  machen.  Der  Staat  hat 
diese  Normirung  zu  geben,  diesen  Schutz  zu  verleihen.  Seine 
Pflicht  dazu  folgt  aus  seiner  Stellung  der  menschlichen  Gesell- 
schaft gegenüber.  Dieser  Gesellschaft  hat  der  Staat  das  für 
ihre  Ausbildung  nöthige  Recht  zu  versichern;  fordert  nun  diese 
Ausbildung,  dass  der  Staat  sich  auf  den  Standpunkt  des  Beob- 
achters der  allgemein-menschlichen  Gesellschaft  stelle,  so  hat  der 
Staat  die  Pflicht  dies  zu  thun.  Dass  ein  äusserer  Zwang  dazn 
fehlt,  ist  ohne  Bedeutung,  da  auch  für  die  nationale  Gesellschaft 
die  Thätigkeit  des  Staates  nur  auf  dem  Bewusstsein  des  Staates, 
dass  er  eine  Pflicht  zu  erfüllen  hat,  ruht.  Was  aber  wohl  von 
Bedeutung,  ist,  dass  es  hier  nicht  eine  Pflicht  den  anderen 
Staaten  gegenüber  gilt,  sondern  regelrecht  eine  Pflicht  der  all- 
gemein-menschlichen Gesellschaft  gegenüber.  Diese  Pflicht  recht- 
fertigt für  den  einzelnen  Staat  die  Ausübung  seiner  thatsächlich 
souveränen  Macht. 

An  zweiter  Stelle  wird  die  centrale  Organisation  der  allgemein- 
menschlichen Gesellschaft  durch  die  Gesammtheit  der  Staaten 
vertreten.  Auch  auf  dieser  Gesammtheit  ruhen  Pflichten  der 
Gesellschaft  gegenüber,  und  diese  Pflichten  rechtfertigen  die 
Ausübung  der  thatsächlichen  Macht,  welche  die  Gesammtheit 
besitzt.  Auch  hier  treten  somit  gemeinschaftliche  Pflichten  der 
Gesellschaft  gegenüber  in  die  Erscheinung,  nicht  völkerrechtliche 
Verhältnisse  zwischen  Staaten,  weil  diese  Pflichten  sich  nicht 
gründen  auf  die  mehr  oder  weniger  entwickelte  Rechtsgenossen- 
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Schaft,  die  Sdie  taaten  zu  Mitgliedern  hat,  und  ihnen  gegen- 
seitige Rechte  und  Verpflichtungen  gewährt  oder  auferlegt.  Auch 
meine  Auffassung  wird  zu  Beschränkungen  der  Gesetzgebungs- 
gewalt und  der  Rechtsprechung  in  den  einzelnen  Staaten  führen, 
nicht  aber  auf  völkerrechtlicher,  sondern  auf  weltprivat- 
recbtlicher,  bezw.  weltprozessrechtlicher  Basis.  Eine  äussere 
Gewalt  zur  Erfüllung  der  gemeinschaftlichen  Staatspflichten  be- 
steht auf  dieser  Basis  ebensowenig  wie  im  Landprivatrecht,  und 
desshalb  kann  man  sagen^  dass  nur  Kulturstaaten  an  einem  ge- 
meinschaftlichen Auftreten  der  Staaten  theilnehmen  werden,  weil  | 
nur  bei  Kulturstaaten  das  Pflichtbewusstsein  angetroffen  wird; 
aber  man  muss  nicht  vergessen,  dass  die  Gesellschaft  des  mensch- 
lichen Geschlechts  nicht  nur  aus  Untertbanen  der  Kulturstaaten 
zusammengesetzt  ist,  sondern  dass  sie  alle  Menschen  umfasst. 
Letzteres  ist  von  Bedeutung,  weil  es  zur  Beseitigung  der  starren 
Gegenseitigkeitsbedingung  fuhrt.  Darum  spreche  ich  auch  nicht 
von  einer  Staatenrechtsgesellschaft,  sondern  von  einer  Staaten- 
gesammtheiti  als  einer  jetzt  noch  rudimentären,  jedoch  wirklich 
vorhandenen  internationalen  Staatsgewalt, 

Demnach  ruht  auf  jedem  Staat,  Kulturstaat  oder  nicht,  eine 
zweifache  Pflicht.  Die  erste  betrifft  seine  Gebietsherrschaft,  die 
zweite  seine  Theilhaberschaft  an  der  Staatengesammtheit.  Beide 
Pflichten  haben  dieselbe  Grundlage  und  dasselbe  Ziel,  und  die 
Schritte,  welche  zur  Erfüllung  dieser  Pflichten  zu  thun  sind, 
gehen  in  dieselbe  Richtung,  aber  die  Mittel  sind  durchaus  ver- 
schieden. Diese  Verschiedenheit  macht  eine  Spaltung  der  Methode 
des  internationalen  Privatrechts  nothwendig,  je  nachdem  das  Licht 
auf  das  Auftreten  eines  einzelnen  Staates  oder  auf  die  Thätigkeit 
der  Staatengesammtheit  fallt.  Man  könnte,  wie  ich  vorgeschlagen 
habe,  im  ersten  Fall  von  einem  individuellen  oder  besonderen 
Zweig  der  Methode  des  internationalen  Privatrechts  sprechen, 
im  zweiten  Fall  von  einem  universellen  oder  allgemeinen  Zweig. 
In  dieser  Beziehung  kann  ich  sowohl  in  Neumakn  als  in  Zitel- 
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MANN  Bundesgenossen  erblicken.  Was  ich  die  besondere  Me- 
thode des  internationalen  Privatrechts  genannt  habe,  stimmt 
überein  mit  der  Stellung,  welche  Neumann  dem  einzelnen  Staat 
gibt,  und  mit  dem  ^innerstaatlichen^  internationalen  Privatrecht 
nach  der  Eintheilung  Zitelmann's.  Was  ich  dagegen  die  all- 
gemeine oder  universelle  Methode  genannt  habe,  findet  einen 
Widerhall  bei  Neubiann  da,  wo  er  die  Annahme  gleichartiger 
Normen  seitens  aller  Staaten  als  wünschenswerth  empfiehlt,  «ind 
wird  von  Zitelmann  in  seinem  „überstaatlichen^  internationalen 
Privatrecht  gewürdigt. 

Die  Mittel,  welche  der  einzelne  Staat  anwenden  kann,  be- 
stehen aus  seiner  eigenen  Gesetzgebung  und  aus  der  Thätigkeit 
seiner  Gerichte.  Die  Gesetzgebung  kann  durch  allgemeine  und 
besondere  Vorschriften  angeben,  welche  Rechtsnormen  auf  Rechts- 
verhältnisse des  allgemein-menschlichen  Privatrechtsverkehrs  an- 
gewendet werden  müssen.  Diese  Vorschriften  können,  je  nach 
den  Rechtsansprüchen  der  allgemein-menschlichen  Gesellschaft, 
Verweisungen  auf  inländische  oder  ausländische  Gesetze  ent- 
halten oder  selbständige  Verkehrsbestimmungen  aufstellen.  Die 
Gerichte  haben  die  gesetzlichen  Vorschriften  anzuwenden,  und 
wenn  das  Gesetz  lückenhaft  ist  oder  schweigt,  die  Pflicht  des 
Staates  zu  erfüllen. 

Gesetzgebung  und  richterliche  Gewalt  sind  hier  aber  nur 
beschränkte  Mittel.  Der  einzelne  Staat  und  seine  Organe  haben 
über  das  gesellschaftliche  Leben  der  Menschheit,  als  Ganzes  be- 
trachtet, keine  absolute  Macht.  Die  Verschiedenheit,  ja  den 
Widerspruch  der  positiven  Rechte  können  sie  nicht  aufheben; 
nur  können  sie,  sobald  ein  Rechtsstreit  über  international-privat- 
rechtliche Verhältnisse  sich  im  Inlande  erhebt,  die  im  gegebenen 
Fall  relativ  beste  Lösung  ermitteln.  Diese  relativ  beste  Lösung 
ist  immer  möglich,  auch  ohne  die  Bedingung  einer  vorherigen 
Meinungsübereinstimmung  verschiedener  Staaten.  So  lange  diese 
Uebereinstimmung  nicht  da  ist,  bildet  selbst  das  Auftreten  jedes 
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einzelnen  Staates  —  beziehungsweise  das  Auftreten  einzelnef 
Staatengruppen  —  das  einzige  Mittel,  welches  das  Recht  im 
Weltverkehr  schützen  kann.  Dadurch  findet  auch  die  Anwendung 
der  besonderen  Methode  des  internationalen  Privatrechts  ihre 
wissenschaftliche  und  praktische  Rechtfertigung. 

Die  Lage  der  Staatengesammtheit  ist  eine  ganz  andere. 
Ihre  Macht  ist  nicht  beschränkt  wie  die  des  einzelnen  Staates. 
Sie  ist  nicht  gezwungen  die  Verschiedenheit  und  den  Wider- 
spruch der  Gesetze  zu  dulden,  sie  kann  eingreifen.  Dagegen 
hat  sie  diese  Macht  nur  unter  der  Bedingung  einer  überein- 
stimmenden juristischen  Ueberzeugung  bei  den  Gliedern  der 
Staatengenossenschaft. 

Auch  die  Mittel,  welche  dieser  Gesammtheit  zu  Diensten 
stehen,  sind  sehr  eigenthümlich. 

Für  die  vollkommene  Normirung  des  Privatrechts  in  der 
allgemein-menschlichen  Gesellschaft,  vom  Standpunkt  der  Staaten- 
gesammtheit aus  betrachtet,  ist  das  geeignete  Mittel  das  gemein- 
schaftliche, überall  bindende  Gesetz,  und  die  Anwendung  dieses 
Mittels  setzt  einen  allerhöchsten  Gerichtshof,  mit  überall  voll- 
streckbaren Urtheilen  voraus.  Der  Wirklichkeit  und  einer  ver- 
nünftigen Zukunftsberechnung  entsprechen  aber  allerdings  weder 
das  Uebergesetz,  noch  der  Uebergerichtshof:  daher  muss  die 
Staatengesammtheit  sich  mit  Surrogaten  behelfen. 

Surrogate  der  Uebergesetze  sind  gleichlautende  nationale 
Gesetze  und  internationale  Verträge. 

Gleichlautende  Gesetze  sind  Gesetze,  die,  sei  es  durch  aus- 
drückliche Uebereinstimmung,  sei  es  durch  stillschweigende  Nach- 
ahmung, nach  einem  festgestellten  Typus  in  verschiedenen  Staaten 
erlassen  werden.  Allgemeine  Beispiele  von  universeller  Geltung 
fehlen  noch,  wenngleich  Ansätze  mit  räumlich  ausgedehntestem 
Geltungsgebiet  bereits  vorliegen,  so  z.  B.  die  überall  geltenden  — 
grossentheils  technischen,  aber  für  die  privatrechtliche  Schuldfrage 
wichtigen  —  Vorschriften  über  den  Zusammenstoss  der  Seeschiffe  u.a. 
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Für  engere  Kreise  stammverwandter  Völker  sind  für  Deutschland 
and  OQsterreich  die  Wechselordnung  und  das  Handelsgesetzbuch, 
and  in  den  skandinavischen  Staaten  die  Wechsel-  und  Seerechts- 
gesetze als  Beispiele  anzuführen. 

Im  Gesichtswinkel  dieser  Betrachtung  sind  Verträge  ihrer 
Natur  nach  Bechtshandlungen  des  Völkerrechts,  welche  dazu 
dienen,  Verhältnisse  zwischen  Staaten  zu  gründen,  zu  ändern 
oder  aufzuheben.  Eigentlich  sollten  sie  nur  die  Rechtsobjekte 
des  Völkerrechts  binden.  Das  Fehlen  einer  Gussform  für  „Ueber- 
gesetze^  hat  die  Staaten  jedoch  dazu  gebracht,  Verträge  für  ge- 
meinschaftliche Willenserklärungen;  auch  auf  dem  Gebiet  des 
Privatrechts,  als  Surrogate  einer  internationalen  Gesetzgebung 
zu  gebrauchen.  Ein  Beispiel  hiefür  ist  der  Vertrag  über  das 
Güterfrachtrecht  der  Eisenbahnen. 

Den  Inhalt  der  gleichlautenden  Gesetze  und  der  Verträge 
können  Vorschriften  für  den  allgemein-menschlichen  Verkehr, 
oder  Bestimmungen  für  die  Gerichtsverfassung  und  das  Prozess- 
recht in  allgemein- menschlicher  Beziehung,  bilden.  Ob  man  das 
Prozessrecht  von  dem  Privatrecht  loslöst,  macht  in  der  breiteren 
Theorie  wenig  aus;  das  Prozessrecht,  sowie  das  materielle  und 
formelle  Eonkursrecht  gehören  doch  jedenfalls  zum  allgemein- 
menschlichen Verkehrsrecht.  Die  Verkehrsvorschriften  können 
Verweisungen  auf  bestimmte  nationale  Gesetze  enthalten,  oder 
den  Verkehr  selbständig  normiren.  Die  Vorschriften  für  die 
Gerichtsverfassung  und  das  Prozessrecht  werden  wohl  weniger 
Verweisungen  enthalten  als  Bestimmungen  über  die  Rechtshülfe, 
die  Zuständigkeit  und  die  Zwangsvollstreckung.  Als  deutliches 
Beispiel  eines  solchen  Vertrages  über.  Rechtshilfe  und  Prozess- 
recht kann  der  Haager  Vertrag  von  1896  gelten. 

Beide  Surrogate  übrigens,  gleichlautende  Gesetze  und  Ver- 
träge, haben  ihre  Nachtheile  und  Vortheile,  welche  sich  einiger- 
massen  ergänzen,  da  bei  dem  einen  gerade  vortheilhaft  ist,  was 
bei  dem  anderen  nachtheilig  wirkt.    Gleichlautende  Gesetze  sind 
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linien;  welche  sich  nach  demselben  Ziel  richten,  aber  doch  nie 
einander  berühren;  Verträge  bilden  eine  einzige  Linie  von  zu- 
sammeDfallenden,  einheitlich  wirksamen  Kräften.  Gleichlautende 
Gesetze  können  in  allen  Staaten  dieselbe  Bechtsvorschrift  zum 
Aasdruck  bringen;  ein  Zusammenwirken  der  verschiedenen  Staats- 
behörden unter  einer  centralen  Verwaltung  kann  jedoch  nur  durch 
Verträge  erreicht  werden.  Das  gleichlautende  Gesetz  reiht  sich 
in  jedem  Staat  ohne  öffentlich-rechtliche  Schwierigkeit  den  andern 
nicht  gleichlautenden  Gesetzen  des  Staates  an  und  lässt  für  die 
Zukunft  dem  Gesetzgeber  freie  Hand.  Der  Vertrag  über  privat- 
rechtliche Verhältnisse  bildet  neben  den  privatrechtlichen  Landes- 
gesetzen eine  verschiedenartige,  kaum  koordinirbare,  überstaatliche 
Rechtsquelle;  der  Vertrag  bindet,  so  lange  er  in  Kraft  bleibt, 
den  Gesetzgeber  selbst.  Eine  allgemeine  Wahl  zwischen  den 
beiden  Surrogaten  ^^  ist  desshalb  nicht  möglich.  Bei  jedem  Rechts- 
verhältniss  muss  neben  dem  besten  Inhalt  die  geeignetste  Form 
ermittelt  werden.  Das  ist  gerade  der  Zweck  des  allgemeinen 
Zweiges  der  Methode  unserer  Wissenschaft,  welcher  sich  auf  den 
Standpunkt  der  Staatengesammtheit  stellt. 

IV. 
Ich  komme  jetzt  dazu,  aus  den  vorhergehenden  Erörterungen 
die  Folgerungen  zu  ziehen,  und  will  hierbei  berücksichtigen: 

a)  die  leichter  verständliche  Fassung  des  Problems  des 
internationalen  Privatrechts; 

b)  die  Lösung,  durch  Wissenschaft  und  Gerichtspraxis,  der 
vielen  wichtigen  Fragen,  über  welche  die  nationalen  Ge- 
setze schweigen; 

c)  die  Vorbereitung  einer  ergänzenden  Normirung  des  inter- 
nationalen Privatrechts  durch  übereinstimmende  Beschlüsse 
der  Kulturstaaten. 


*'  Neuxann  S.  26. 
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ad  a.  Bei  der  weiteren  Fassung,  welche  wir  dem  Problem 
geben,  wird  endlich  die  Wissenschaft  des  internationalen  PriTat- 
rechts  aufhören,  ein  Sammelkasten  innerer  Widersprüche  zu  sein. 
Die  Lehre  kann  den  unglücklichen  Mechanismus  der  alteu 
Statutenkollisionen  vermeiden,  und  zwar  ohne  Verkennung  des 
hohen  Werthes  der  früheren  wissenschaftlichen  Arbeiten,  ebenso 
wie  man  älteren  Weltumseglern  huldigt,  wenn  man  die  Klippen 
vermeidet;  auf  welchen  sie  Schiffbruch  erlitten  haben.  Anf  dem 
von  uns  beschrittenen  Wege  wird  zuerst  das  internationale 
Privatrecht  von  den  Grundlagen  des  Völkerrechts  frei.  Mögen 
philosophische  Schulen  das  Völkerrecht  auf  eine  natürliche 
Rechtsgemeinschaft  der  Staaten  gründen;  positivistische  Auf- 
fassungen dagegen  ohne  ausdrückliche  oder  stillschweigende 
Willenserklärungen  der  Kulturstaaten  kein  Völkerrecht  erkennen; 
endlich  gemischte  Lehren  mehr  oder  weniger  klare  Kompromisse 
vortragen:  mit  allen  diesen  Meinungsverschiedenheiten  hat  das 
internationale  Privatrecht  nichts  zu  schaffen.  Es  ruht  fest  auf 
einer  nicht  ohne  Blindheit  zu  leugnenden,  mit  der  höchsten  Auf- 
fassung göttlicher  Weltanordnungen  zusammenhängenden  Rechts- 
gemeinschaft des  menschlichen  Geschlechts,  dessen  Mitglied  jeder 
Mensch  ist,  nur  weil  er  Mensch  ist.  Das  Verhältniss  zwischen 
internationalem  Privatrecht  und  Völkerrecht  kann  auf  die  ein- 
fache Wahrheit  zurückgeführt  werden,  dass  das  Völkerrecht  dem 
internationalen  Privatrecht  ein  Kodifikationsmittel  schenkt,  den 
Vertrag,  als  Surrogat  für  Weltgesetze. 

Auch  mit  der  meiner  Ansicht  nach  veralteten  Auffassung, 
welche  im  internationalen  Privatrecht  nur  Zuständigkeitsnonnen 
für  Gesetze  sehen  will,  hat  die  Wissenschaft  des  allgemein- 
menschlichen Privatrechts  endlich  abgerechnet.  Das  Aufsuchen 
primärer,  aus  der  Natur  der  Gesetze  iliessender  Zuständigkeits- 
normen kann  aufgegeben  werden,  denn  es  gibt  nur  abgeleitete 
Zuständigkeitsnormen,  als  eine  mögliche  Form  der  internationalen 
Rechtsvorschriften,  und  diese  Zuständigkeitsnormen  finden  ihre 
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Substanz  in  Lebensnormen,  in  Rechtsansprüchen  der  internatio- 
nalen Gesellschaft.  Keinen  Mechanismus  also,  keinen  Streit 
zwischen  Gesetzen,  welche  um  den  Vorrang  ringen,  sondern 
frisches  Leben  und  Menschen,  welche  im  Kampf  um's  Dasein 
Rechtsansprüche  geltend  machen.  So  hat  die  breitere  Auffassung 
auch  den  Yortheil,  dass  sie  nicht,  wie  Zitelmank  thut^^,  die 
Erkennung  der  Rechte  der  Fremden  aus  dem  internationalen 
Privatrecht  ausschalten  muss,  um  daraus  einen  unter  Einfluss  des 
Völkerrechts  stehenden  Theil  des  materiellen  Privatrechts  zu 
bilden.  Die  Wissenschaft  des  internationalen  Privatrechts  kann 
jeden  Rechtsanspruch  der  internationalen  Gesellschaft  in  sich 
aufnehmen,  und  wenn  man  gesagt  hat,  dass  das  nationale  Privat- 
recht, ein  soziales  Recht  sein  oder  überhaupt  nicht  sein  soll,  so 
muss  das  internationale  Privatrecht  so  zu  sagen  sozial  sein  im 
Quadrat. 

Im  Lichte  dieser  unserer  Auffassung  wird  auch  die  vielerorts 
fast  sinnverwirrende  Rück-  oder  Weiterverweisungsfrage  wenigstens 
zu  einer  etwas  klareren  Formulirung  zu  bringen  sein^^.  Man 
denke  sich  den  Fall,  dass  das  Gesetz  des  Landes  A  für  die 
persönlichen  Rechte  aller  Menschen  die  Gesetze  des  Staates, 
dessen  Angehörige  sie  sind,  als  gültig  anerkennt,  und  dass  das 
Gesetz  des  Landes  B  ebenso  allgemein  für  diese  Rechte  auf  die 
Gesetze  des  Staates,  in  dem  sie  ihren  Wohnsitz  haben,  verweist. 
Hat  nun  der  Richter  des  Landes  A  zu  urtheilen  über  einen  An- 
gehörigen  des  Landes  B,  welcher  im  Lande  A  seinen  Wohnsitz 
hat,  so  ergibt  sich,  dass  das  Gesetz  des  Landes  A  —  dessen 
Organ  der  Richter  ist  —  auf  die  fremde  Gesetzgebung  B,  welche 
die  nationale  Gesetzgebung  der  Person  ist,  verweist,  und  diese 
letztere  wieder  auf  die  Gesetzgebung  des  Landes  A,  welche  die 
Domizilgesetzgebung  der  Person  ist,  zurückverweist,  und  so 
weiter .  .  .  Will  man  nun  kein  perpetuum  mobile  in  die  Rechts- 

"  S.  256. 

^*  Xkdmann  S.  30— 37-,  Zitelmank  S.  238  f. 
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Ordnung  hineintragen,  so  kommt  man  dazu,  bei  der  ersten  Rück- 
verweisung,  jedenfalls  bei  einer  Rückverweisung  nach  der  eigenen 
Qesetzgebung  des  Richters  „Halt!^  zu  rufen^  wie  dies  in  Deutsch- 
land   das   Einführungsgesetz   zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch   für 
gewisse  Fälle  gethan  hat.    Noch  etwas  verwickelter  ist  der  Fall, 
wenn  man  sich  eine  dritte  Gesetzgebung  C  dazu  denkt,  und  die 
Sache   so  ordnet,   dass  vor  dem  Richter  des  Landes  C  die  Ge- 
setze der  Länder  A  und  B  wechselweise  auf  einander  verweisen 
und  zurückverweisen.   Was  hat  man  von  diesen  Rückverweisungen 
zu   denken?     Nach  meiner  Ansicht  sind  sie  die  Strafe,   welche 
die  Logik   den  Anhängern   der  primären   Zuständigkeitsnormen 
auferlegt.     Geht   man   von  diesen  Normen  aus,   so    kann   man 
einer  Gesetzgebung  keine  Zuständigkeit  geben,  welche  sie  gelbst 
ablehnt.   Man  muss  also  die  Rückverweisung  als  einen  normalen 
Bestandtheil    des    internationalen    Privatrechts    aufnehmen.     In 
Wirklichkeit   ist   die  Rückverweisung   das  Zeichen    eines    Übeln 
Widerspruches,    einer    unhaltbaren    Antinomie.      Bestimmungen 
über   die  Rückverweisung   mögen  dabei    ein  Palliativ    sein,    die 
Genesung  fordert  Aufhebung  des  Widerspruchs  durch  Aufhebung 
der  Verweisung.    Statt  dieser  muss  das  Rechtsverhältniss  zwischen 
den  betreffenden  Menschen  selbständig  normirt  werden,  sei  es 
auch  in   abgekürzter  Form.     Rückverweisung  ist  also  kein  nor- 
maler Bestandtheil  des  internationalen  Privatrechts,  sie  ist  nur 
eine  Folge  mangelhafter  Verweisungs Vorschriften, 

Selbst  der  yielverspottete  Namen  „internationales  Privat- 
recht^  wird  auf  diesem  Wege  gerettet.  Auch  in  diesem 
Namen,  buchstäblich  aufgefasst,  liegt  ein  Widerspruch,  eine 
üble  Rückverweisung.  Die  beiden  modifizirenden  Eigenschaften 
des  Grundbegriffes  „ Recht ^  scheinen  sich  schlecht  zu  reimen. 
Soll  denn  nicht  die  zu  umschreibende  Disziplin  zugleich  „inter- 
national", d.  i.  „inter  nationes",  und  „privat**,  d.  i.  „inter  pri- 
vatas  personas"  sein?  Nimmt  man  aber  das  Wort  „inter- 
national" in  dem  Sinne  „allgemein-menschlich",  so  klärt  sich  die 


—     323     — 

Sache  im  Grrunde  auf.    Der  Name  ist  nicht  eben  schön,  aber  er 
mag  hingehen. 

ad  b.  Der  wichtigste  Erfolg  der  breiteren  Auffassung  ist 
das  Schaffen  eines  lieitfadens  für  die  zahlreichen  Fälle,  in  An- 
sehung deren  die  nationale  Gesetzgebung  schweigt.  Für  die 
deutsche  Wissenschaft  und  Gerichtspraxis  halte  ich  dies  von  be- 
sonderer Bedeutung,  weil  da  mit  dem  Einführungsgesetz  zum 
Bürgerlichen  Gesetzbuche  eine  neue  Lebensperiode  für  das  inter- 
nationale Privatrecht  eintritt. 

Ich  darf  an  dieser  Stelle  als  bekannt  voraussetzen,  wie  die 
international-privatrechtlichen  Vorschriften,  welche  das  Einfüh- 
rungsgesetz des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  für  Deutschland  ent- 
hält, bei  der  zweiten  Lesung  des  Entwurfes  entstanden  sind,  und 
wie  die  Paragraphen  aus  dem  VI.  Buch  in  das  Einführungsgesetz, 
mehr  oder  weniger  verändert,  aufgenommen  worden  sind.  Die 
Erage  ist  nur,  ob  diesen  Paragraphen  eine  gesetzliche  Theorie  zu 
Grunde  liegt,  welche  die  Wissenschaft  und  Praxis  bei  den  nicht 
ausdrücklich  im  Gesetz  gelösten  Fragen  bindet. 

Gewisse  Grundlehren  sind  aus  den  Bestimmungen  des  Ein- 
fuhrungsgesetzes durch  Folgerung  zu  ermitteln.  Zunächst  steht 
fest,  dass  diese  Bestimmungen  einen  Theil  der  deutschen  Gesetz- 
gebung ausmachen.  Daraus  geht  hervor,  nicht  nur  dass  sie  den 
deutschen  Richter  binden,  was  selbstverständlich  ist,  aber  auch 
dass  der  Gesetzgeber  dabei  seine  Pflicht  der  allgemein  mensch- 
lichen Gesellschaft  gegenüber  anerkennt.  Der  Standpunkt  des 
Auslegers  ist  deshalb  derselbe  wie  der  des  Gesetzgebers,  nämlich 
der  der  besonderen  Methode  des  internationalen  Privatrechts: 
also  der  Standpunkt  des  einzelnen  Staates,  welcher,  als  Vertreter 
eines  centralen  Gliedes  der  allgemein-menschlichen  Gesellschaft, 
seine  Pflicht  mit  den  Mitteln,  welche  ihm  als  Herrscher  über  ein 
bestimmtes  Gebiet  zu  Diensten  stehen,  erfüllen  will. 

Kaum  zweifelhaft  wird  es  auch  wohl  sein  dass,  bei  den  von 
dem  Gesetzgeber  nicht  berührten  Fällen,  der  deutsche  Richter, 
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innerhalb  der  Schranken  seiner  Zuständigkeit ,  zwischen  jedem 
Kläger  und  jedem  Beklagten  urtheilen  muss.  Dies  ist  nicht  so 
sehr  eine  Folge  der  Thätigkeit  des  Richters  als  Finder  des  un- 
geschriebenen B^chts,  als  eine  Konsequenz  des  höheren  Prinzips, 
welches  dem  Staat  Pflichten  der  allgemein-menschlichen  Gesell- 
schaft gegenüber  auferlegt.  Der  Richter  ist  dabei  Organ  des 
Staates  y  und  deshalb  geht  die  Pflicht  des  Staates  auf  ihn  über. 
Im  Allgemeinen  hängt  auch  die  Erkennung  der  Rechte  eines 
Fremden  in  Deutschland  nicht  vom  System  der  Gegenseitigkeit 
ab,  und  wenn  auch  das  Einführungsgesetz  ein  gewisses  Wieder- 
vergeltungsrecht in  Aussicht  stellt,  so  bildet  dies  doch  nur  eine 
Ausnahme;  und  es  ist  dem  Richter  jedenfalls  eine  selbstständige 
Ausübung  dieses  Rechts  entzogen. 

Wie  steht  es  aber  mit  der  Hauptfrage,  mit  der  Frage  näm- 
lich, ob  die  weitere  Entwickelung  des  internationalen  Privatrechts, 
vom  besonderen  deutschen  Standpunkt  betrachtet,  eine  Auffindung 
Yon  Zuständigkeitsnormen  für  Gesetze,  oder  eine  Anwendung  des 
Privatrechts  auf  Lebensverhältnisse  der  allgemein -menschlichen 
Gesellschaft,  nöthigenfalls  mit  Zuständigkeitsnormen  als  Mittel, 
sein  müsse?  Die  Bedeutung  dieses  Unterschiedes  ist  nicht  gering. 
Im  ersten  Fall  hat  man,  bei  jedem  Verhältniss,  nur  die  ver- 
schiedenen Gesetze  zu  mustern,  welche  mit  dem  Verhältniss  auf 
irgend  eine  Weise  zusammenhängen,  um  aus  diesen  Gesetzen  eine 
Auswahl  zu  treffen;  im  zweiten  Fall  hat  man  an  erster  Stelle 
die  Rechtsansprüche  des  breiten  allgemein-menschlichen  Verkehrs 
zu  prüfen,  um  zu  ermitteln,  ob  die  Verweisung  auf  ein  Gesetz 
den  Verkehrsansprüchen  entspricht.  Nur  wenn  dies  bejaht  werden 
muss,  darf  eine  Zuständigkeitsnorm  aufgestellt  werden,  sonst  muss 
das  Verhältniss  regelrecht,  den  genannten  Ansprüchen  gemäss, 
normirt  werden. 

Hat  nun  der  Gesetzgeber  diese  Hauptfrage  in  dem  Sinne 
geordnet,  dass  er  das  Aufsuchen  von  Zuständigkeitsnormen  auf- 
erlegt ?    Meines  Erachtens  hat  er  es  nicht  gethan.    Meine  lieber- 
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Zeugung  stützt  sich  auf  eine  Vergleichung  des  Einfiihrungsgesetzes 
mit  anderen  Gesetzen  und  Entwürfen^  inbesondere  mit  den  ein- 
leitenden Bestimmungen  des  italienischen  Codice  civile^  und  mit 
den  Entwürfen,  welche  in  Belgien  erschienen  sind.  Die  italienischen 
und  belgischen  Bestimmungen  umfassen  das  gesammte  Privatrecht, 
sie  unterscheiden  allgemeine  Abtheilungen  des  Privatrechts,  Per- 
sonenrecht ^  Sachenrecht,  Obligationenrecht  u.  s.  w.  und  stellen 
für  jede  Abtheilung  Zuständigkeitsnormen  fest.  Wissenschaft 
und  Gerichtspraxis  werden  also  in  einen  Käfig  von  Zuständigkeits- 
normen eingesperrt.  Für  die  nicht  ausdrücklich  bestimmten  Fälle 
sind  die  Ausleger  scheinbar  frei,  aber  wirklich  nur  frei  in  dem 
Käfig,  d.  i.  bei  dem  Aufsuchen  von  Zuständigkeitsnormen.  Der 
deutsche  Gesetzgeber  hat  keine  allgemeinen  Bestimmungen  für 
allgemeine  Abtheilungen  gegeben;  er  hat  nur  für  gewisse  Ver- 
hältnisse, bei  welchen  ihm  eine  vernünftige  Lösung  durch  Ver- 
weisung möglich  erschien,  eine  Verweisung  aufgestellt.  Der  Aus- 
leger bleibt  also  frei  in  den  nicht  normirten  Fällen,  weil  keine 
gesetzliche  Theorie  ihn  dieser  Freiheit  beraubt. 

Die  praktische  Bedeutung  dieser  breiteren  Auffassung  zeigt 
sich  insbesondere  bei  dem  Obligationen-  und  Handelsrecht,  dem 
Verkehrsrecht  im  engeren  Sinn.  Sucht  man  dabei  nur  Zuständig- 
keitsnormen für  Gesetze,  so  verirrt  man  sich  in  einem  reinen 
Mechanismus,  bei  welchem  die  Gesetze  der  Staatsbürgerschaft 
und  des  Wohnsitzes  der  Parteien,  die  des  Entstehungs-  und  des 
Erfüllungsortes  als  eben  so  viele  Bäder  ineinander  greifen.  Das 
höchste*  Ziel  ist  dabei  die  relativ  wenigst  schlechte  Wahl.  Die 
breitere  Auffassung  dagegen  gibt  Gelegenheit,  das  Verkehrsrecht 
nach  den  Verkehrsansprüchen  einzurichten.  Dass  auch  bei  dem 
internationalen  Prozessrecht  und  seinem  Anhang,  dem  inter- 
nationalen Konkursrecht,  die  freie  Theorie  zu  Statten  kommt, 
und  jedenfalls  die  schwierigsten  Fragen  in  verständlicher  Weise 
umschreibt,  habe  ich  in  meinen  früheren  Arbeiten,  wie  ich  hofife 
nicht  ohne  Erfolg,  gezeigt. 
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ad  c.  Zum  Schlüsse  noch  einige  Bemerkungen  über  die  Vor- 
bereitung einer  ergänzenden  Normirung  des  internationalen  Privat- 
rechts durch  übereinstimmendes  Vorgehen  der  Kulturstaaten. 

Auch  hierbei  zeigt  die  freie  Theorie  ganz  entschieden  ihre 
guten  Eigenschaften. 

Zuerst  wirft  sie  den  Gedanken  der  Gegenseitigkeit  über  Bord. 
Die  Pflicht  der  Staaten,  der  internationalen  Gesellschaft  gegen- 
über, ist  von  einer  Gegenleistung  völlig  unabhängig.  Damit  ist 
jedenfalls  so  viel  gewonnen,  dass  Wissenschaft  und  Gerichtspraxis 
nicht  auf  Gegenseitigkeitsverträge  zu  warten  brauchen,  welche 
Verträge  überdies  die  schlechte  Folge  haben,-  dass  sie  einen 
Unterschied  in's  Leben  rufen  zwischen  Angehörige  eines  Vertrag- 
staates und  andere  Menschen,  und  zu  zeitraubenden  und  spitz- 
lindigen  Streitfragen  über  die  Angehörigkeit  und  ihren  Beweis 
Veranlassung  geben. 

Weiter  macht  die  freie  Theorie  aus  Wissenschaft  und  Ge- 
richtspraxis vorwärtsstrebende  Kräfte,  welche  das  Privatrecht  den 
Rechtsansprüchen  des  allgemein-menschlichen  Verkehrs  anzupassen 
suchen  und  also  fortwährend  Baustoffe  für  die  „Uebergesetze  der 
Zukunft^  schaffen. 

Auch  bei  den  Arbeiten,  welche  von  der  Staatengesammtheit 
vorzunehmen  sind,  ist  eine  breite  Grundlage  nöthig,  und  muss 
der  Blick  über  die  ZustSndigkeitsnormen  hinausreichen.  Denn 
die  Staaten,  als  Gesammtheit  betrachtet  haben  die  Macht,  jede 
Rechtsverschiedenheit  aufzuheben,  und  damit  den  Zuständigkeits- 
normen und  Rückverweisungen  selbst  ihren  relativen  Zweck  zu 
nehmen.  Dabei  gilt  es  eben,  nicht  Zuständigkeitsnormen  für  Ge- 
setze, sondern  Anwendungsnormen  zu  schaffen  für  ein  breites 
Verkehrsrecht. 

Dieses  Verkehrsrecht  ist  heutzutage  im  Anzug.  Ein  Hin- 
weis auf  die  in  den  letzten  Jahren  im  Haag  abgehaltenen  Kon- 
ferenzen wird  wohl  genügen,  um  die  Annahme  zurückzuweisen, 
als  liesse  ich  mich  von  einem  rosigen  Idealismus  leiten.    Die  hohe 
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Ehre,  welche  mit  einer  Leitung  der  Kulturwelt  auf  dem  an- 
gedeuteten Weg  verknüpft  ist,  wird  hoffentlich  meinem  Vater- 
land auch  in  der  Zukunft  vorbehalten  bleiben.  Solche  Versuche 
bedürfen  aber  der  Mitwirkung  aller  Nationen,  und  diese  Mit- 
wirkung erwarte  ich,  aufs  Kräftigste,  von  der  freien  Entwickelung 
der  deutschen  Rechtswissenschaft.  Darum  gerade  sähe  ich  es 
80  gerne,  dass  diese  Wissenschaft  der  Gefahr  entrinne,  sich  in 
kahlen  Zuständigkeitsnormen  und  mechanischen  Rückverweisungen 
zu  verstricken,  und  ich  würde  mich  glücklich  fühlen,  wenn  mein 
freimüthiges  Wort  hier  dazu  beitragen  könnte,  wie  der  Tropfen, 
der  zuletzt  den  Felsblock  höhlt. 
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Üeber  den  begrifflichen  Unterschied  zwischen 
Staat  und  Eommunalverband. 

Von 

Werner  Rosenberg,  Landrichter  in  Colmar. 


I. 

Seit  Gründung  des  Deutschen  Reiches  wird  unter  Juristen 
und  Politikern  darüber  gestritten,  ob  das  Reich  ein  Staatenbund 
oder  ein  Bundesstaat,  ein  zusammengesetzter  Staat  oder  ein 
Einheitsstaat  sei,  ob  die  Gliedstaaten  des  Reiches  souveräne  oder 
nichtsouveräne  Gemeinwesen,  Staaten  oder  Provinzen  seien.  Zahl- 
reiche Schriftsteller,  darunter  die  glänzendsten  Namen,  haben  die 
Lösung  dieser  Streitfrage  versucht;  eine  allgemein  anerkannte  und 
allgemein  befriedigende  Antwort  ist  jedoch  bis  heute  nicht  ge- 
funden worden.  Noch  in  der  neuesten  Auflage  seines  Kommen- 
tars zur  deutschen  Rechtsverfassung  hält  Seydel  mit  Zähigkeit 
die  Ansicht  fest,  dass  das  Reich  ein  völkerrechtlicher  Bund 
souveräner  Staaten  sei  und  dass  die  Souveränetät  nicht  der  6e- 
sammtheit  der  verbündeten  Staaten,  sondern  jedem  einzelnen 
derselben  zustehe  ^  Dagegen  lehren  Zorn  und  Hänel  über- 
einstimmend, dass  die  deutschen  Einzelstaaten  keine  Staaten  im 
juristischen  Sinne  seien,  da  ihnen  ein  wesentliches  Merkmal  des 
Staatsbegriffs  —  die  Souveränetät  —  fehle*. 

^  Max  V.  Seydel,  Kommentar  zur  VerfasBungsurkunde  für  das  Deutsche 
Reich.    2.  Aufl.  S.  6,  23.    Freiburg  u.  Leipzig  1897. 

*  Dr.  PfflLiFP  Zorn,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches.    2.  Aufl* 
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Eine  endgültige  Erledigung  der  alten  Kontroverse  über  die 
juristische  Natur  des  Reiches  und  seiner  Glieder  wird  erst  dann 
möglich  sein,  wenn  zuvor  allseitiges  Einverständniss  über  die  Be- 
aatvrortung  einer  Vorfrage  erzielt  ist,  über  die  Beantwortung  der 
Frage  nämlich:  welches  sind  ausser  Land  und  Leuten  die  wesent- 
lichen Elemente  des  Staatsbegriffs?  durch  welches  juristische 
Merkmal  unterscheidet  sich  der  Staat  von  Provinzen,  Gemeinden 
and  anderen  Kommunalverbänden?  Gerade  über  diese  Vorfrage 
aber  herrscht  heute  noch  die  grösste  Meinungsverschiedenheit. 

In  der  nachfolgenden  Abhandlung  sollen  die  einzelnen  Theorien 
über  den  juristischen  Unterschied  zwischen  Staat  und  Kommunal- 
verband  näher  erörtert  und  bezügUch  ihrer  Uebereinstimmung  mit 
den  Vorschriften  des  positiven  Rechts  einer  Prüfung  unterzogen 
werden.  Die  auf  diesem  Wege  gefundenen  Resultate  sollen  so- 
dann zur  Feststellung  des  wesentlichen  Unterschiedes  zwischen 
Staat  und  Kommunalverband  verwerthet  werden. 

IL 
Seydel  findet  den  begrifflichen  Unterschied  zwischen  Staat 
und  Kommunalverband  in  der  Souveränetät  des  Staates.  Nach 
Setdel  ist  jeder  Staat  souverän,  jeder  Kommunalverband  ein 
nicbtsouveränes  Gemeinwesen;  die  Souveränetät  wird  also  für 
ein  essentiale  des  Staatsbegriffs  erklärt^.  An  die  Spitze  seiner 
Ausfuhrungen  stellt  Setdel  den  Satz:  ^Der  Staat  ist  die  höchste 
Form  menschlicher  Vereinigung.^  Aus  diesem  Grundsatz,  welcher 
als  „der  gemeinsame  Gedanke  aller  Begriffsbestimmungen  des 
Staates^,  also  als  ein  unbestrittenes,  allgemein  anerkanntes  Prinzip 
bezeichnet  wird^,  leitet  Seydel  sodann  eine  Reihe  von  Folge- 
sätzen ab: 


Bd.  I  S.  84.  Berlin  18do;  Albsbt  Hänbl,  Deutsches  Staatsrecht  S.  802—808. 
Leipzig  1892. 

'  Setdel,  Staatsrechtliche  und  politische  Abhandlungen   S.  119.    Frei- 
barg und  Leipzig  1893. 

*  Sktdkl,  Kommentar  S.  2. 
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y^Ueber  den  Staat  gibt  es  keine  höhere,  neben  ihm  keine 
gleich  hohe  menschliche  Gemeinschaft;  er  ist  die  vollkommene 
Einigung. 

Der  Wille,  welcher  den  Staat  beherrscht,  muss  der  höchste, 
d.  h.  souverän  sein. 

Er  muss  ein  einheitlicher  sein,  weil  zwei  höchste  Willen 
über  denselben  Gegenstand  sich  verneinen,  mithin  begrifflich  un- 
möglich sind. 

Das  Recht,  seinen  Willen  als  den  höchsten  über  den  Staat 
geltend  zu  machen,  nennt  man  Staatshoheit  (Souveränetät). 

Die  Staatshoheit  ist  ihrem  inneren  Wesen  nach  ein  all- 
umfassendes  Recht:  sie  ist  nicht  eine  Summe  aufzählbarer  Hoheits- 
rechte, sondern  sie  ist  das  Hoheitsrecht  am  Staate.  Darum  ist 
das  Staatshoheitsrecht  und  die  Staatsgewalt  nicht  theilbar"^ 

Es  muss  zunächst  eingeräumt  werden,  dass  diese  Theorie 
von  Seydel  streng  logisch  und  folgerichtig  ist,  dass  Jeder,  der 
die  Prämisse  zugibt,  auch  sämmtliche  Folgesätze  zugeben  muss. 
Die  Prämisse  ist  jedoch  unrichtig;  daher  können  auch  die  Folge- 
sätze nicht  richtig  sein.  Seydel  beruft  sich,  um  die  Richtigkeit 
seiner  Prämisse  zu  beweisen,  auf  die  Uebereinstimmung  sämmt- 
lieber  Definitionen  des  Staatsbegriffs.  Die  Zahl  der  Schriftsteller, 
welche  einer  Ansicht  huldigen,  wäre  an  und  für  sich  noch  kein 
Beweis  für  die  Richtigkeit  dieser  Ansicht.  Die  von  Seydel  er- 
wähnte communis  opinio,  welche  früher  vielleicht  existirte,  ist 
aber  thatsächlich  gar  nicht  mehr  vorhanden;  sie  ist  gerade  durch 
Seydel's  Abhandlung  über  den  Bundesstaatsbegriff  zerstört 
worden.  Heute  erkennen  fast  sämmtliche  Schriftsteller  an,  dass 
es  neben  dem  Einheitsstaat  noch  andere  Staatsformen  gibt,  in 
welchen  über  dem  Einzelstaat  eine  höhere  staatliche  Gemeinschaft 
steht  (zusammengesetzte  Staaten,  Bundesstaaten),  in  welchen  also 
der  Einzelstaat  nicht  die  höchste  Form  menschlicherVereinigung  ist. 


'  Sbtdel,  Kommentar  S.  2—4. 
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S£¥J>£Ii  muss  demnach  die  Richtigkeit  seiner  Prämisse  durch  andere 
Mittel  beweisen  und  er  hat  diesen  Beweis  bis  jetzt  nicht  geliefert. 

Die  Theorie  von  Seydel  steht  ferner  in  Widerspruch  mit 
der  deutschen  Rechtsgeschichte.  Das  Kurfürstenthum  Bayern 
war  zur  Zeit  des  heiligen  Römischen  Reiches  Deutscher  Nation 
zweifellos  nicht  blos  eine  Reichsprovinz,  sondern  ein  Staat.  Es 
genügt,  daran  zu  erinnern,  das  Bayern  von  1648  bis  1806  ein 
rölkerrechtsfahiges  Rechtssubjekt  gewesen  ist,  welches  den 
Nymphenburger  Vertrag  (1741),  den  Friedensvertrag  von  Füssen 
(1745)  und  andere  völkerrechtliche  Verträge  abgeschlossen  hat, 
welches  ferner  mehrere  Kriege  geführt  hat,  u.  A.  den  spanischen 
Erbfolgekrieg,  in  welchem  es  als  Bundesgenosse  Frankreichs 
gegen  das  Römische  Reich  Deutscher  Nation  kämpfte.  Gleich- 
wohl war  das  Kurfürstenthum  Bayern  nicht  die  höchste  Form 
menschlicher  Einigung  auf  bayrischem  Boden.  Ueber  demselben 
stand  als  herrschendes  Gemeinwesen  das  Reich.  Letzteres  hat 
Ton  seinen  Herrschaftsrechten  auch  einen  sehr  fühlbaren  Gebrauch 
gemacht;  als  es  1706  den  Kurfürsten  Max  Emanuel  in  die 
Reichsacht  erklärte  und  sein  Land  in  unmittelbar  kaiserliche 
Verwaltung  nahm. 

Die  Theorie  von  Seydel  steht  auch  in  Widerspruch  mit 
dem  positiven  deutschen  Staatsrecht.  Art.  2  der  Reichs- 
rerfassung  bestimmt,  dass  die  Reichsgesetze  den  Landesgesetzen 
vorgehen.  Zum  Erlass  eines  Reichsgesetzes  ist  die  Einwilligung 
des  bayrischen  Staates  nicht  erforderlich.  Es  ist  also  möglich, 
dass  durch  ein  Reichsgesetz  dem  bayrischen  Staate,  seinen  Be- 
hörden und  Unterthanen  Pflichten  auferlegt,  Handlungen  geboten 
and  verboten  werden,  welche  nicht  nur  den  speziellen  bayrischen 
Wünschen  und  Interessen  widersprechen,  sondern  auch  einer 
formellen  Willenserklärung  der  bayrischen  Staatsgewalt,  z.  B. 
einem  feierlichen  Proteste  derselben  wegen  angeblicher  Verletzung 
von  Reservatrechten,  zuwiderlaufen.  Aus  Art.  2  der  Reichs- 
verfassung folgt  ferner,  dass  alle  Gesetze  und  Verordnungen  des 
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bayrischen  Staates;  welche  mit  einem  Reichgesetz  in  Widerspruch 
stehen,  ungültig  und  nichtig  sind.  Gleichwohl  soll  die  bayrische 
Staatsgewalt,  welche  durch  den  Willen  des  Reiches  —  also  durch 
einen  fremden  Willen  —  einseitig  verpflichtet  und  beschränkt 
werden  kann,  unbeschränkt  und  unbegrenzt  d.  h.  souverän  sein! 

Seydel  sucht  die  erwähnten  Thatsachen,  welche  er  nicht 
bestreiten  kann,  durch  eine  sehr  gekünstelte  Konstruktion  mit 
seiner  Theorie  in  Einklang  zu  bringen.  Er  behauptet,  die  Gel- 
tung der  Reichsverfassung  beruhe  auf  einem  doppelten  Rechts- 
gründe:  im  Yerhältniss  der  einzelnen  Bundesstaaten  zu  einander 
gelte  sie  als  völkerrechtlicher  Vertrag;  innerhalb  jedes  Bundes- 
staates gelte  sie  als  Landesgesetz.  Die  Reichsverfassung  sei 
in  jedem  Bundesstaate  als  Landesgesetz  verkündet  worden; 
alle  späteren  Akte  der  Reichsgesetzgebung  seien  aus  diesem 
Landesgesetz  abgeleitet;  die  Reichsverfassung  sei  ein  Bestandtheil 
der  Landesverfassung,  das  Reichsrecht  ein  Bestandtheil  des 
Landesrechts  geworden.  Die  Einführung  der  Reichsverfassung 
habe  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  die  gleiche  Wirkung  gehabt 
wie  die  Einführung  der  konstitutionellen  Landesverfassung;  beide 
Verfassungen  hätten  die  Souveränetät  des  Landesherrn  nicht  auf- 
gehoben^ sondern  nur  in  ihrer  Ausübung  beschränkt®. 

Gegen  diese  Deduktion  hat  Hänel  eingewendet,  die  Reichs- 
Verfassung  könne  nicht  gleichmässiges  Landesgesetz  der  deutschen 
Bundesstaaten  sein,  denn  für  ein  Landesgesetz  habe  sie  einen 
unmöglichen  Inhalt.  Das  Landesgesetz  eines  Staates  könne  nur 
solche  Gegenstände  regeln,  die  in  den  Herrschaftsbereich  dieses 
Staates  fielen;  die  Reichsverfassung  aber  regele  Gegenstande,  die 
über  den  Herrschaftsbereich  jedes  Bundesstaates  hinausgingen 
und  die  Koexistenz  mehrer  Staaten  voraussetzten^.     Seydel  hat 


*  Setdel,  Kommentar  S.  5—6,  19—20,  22—23,  41;  AbhandluDgeo 
S.  79—83,  100. 

^  Dr.  Albert  Hänel,  Die  vertragsmässigen  Elemente  der  Deutscheo 
Reichsverfassung  S.  53—54.  Leipzig  1873;  Deutsches  Staatsrecht  Bd. IS. 29. 
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hierauf  geantwortet ,  dass  jedem  Staate  die  Befugniss  zustehen 
müsse,  einen  von  ihm  abgeschlossenen  völkerrechtlichen  Vertrag 
für  sein  Gebiet  mit  formeller  Gesetzeskraft  auszustatten®.  Allein 
durch  diesen  zweifellos  richtigen  Satz  werden  die  Ausführungen 
YOQ  Hänel  nicht  in  allen  Punkten  widerlegt.  Allerdings  können 
die  deutschen  Bundesstaaten  ihren  eigenen  Staatsverträgen, 
welche  sie  selbst  mit  anderen  Staaten  abgeschlossen  haben, 
formelle  Gesetzeskraft  beilegen.  Dagegen  wäre  es  ein  Unsinn, 
wenn  ein  deutscher  Bundesstaat  einen  zwischen  fremden  Staaten 
abgeschlossenen  Vertrag  mit  der  Wirkung  eines  formellen 
Landesgesetzes  ausstatten  wollte.  Kein  bayrisches  Landesgesetz 
kann  auf  Grund  eines  französisch-italienischen  Staats  Vertrages 
bestimmen,  in  welchen  Fällen  Italien  flüchtige  Verbrecher  an 
Frankreich  ausliefern  soll,  zu  welchen  Zollsätzen  italienische 
Waaren  in  Frankreich  eingeführt  werden  dürfen,  welches  Porto 
fiir  Beförderung  eines  Briefes  aus  Italien  nach  Frankreich  zu 
erheben  ist.  Die  deutsche  Reichsverfassung  nun  enthält  eine 
grosse  Anzahl  von  Bestimmungen,  welche  sich  nicht  auf  die 
Rechtsverhältnisse  aller  verbündeten  Staaten,  sondern  nur  auf 
die  Rechtsverhältnisse  einzelner  Bundesstaaten  beziehen  und 
welche  daher  unmöglich  Landesgesetz  der  unbetheiligten 
Bundesstaaten  geworden  sein  können.  Die  Artt.  48  bis  51  der 
Reichsverfassung,  welche  subsidiäre  Normen  über  das  Post-  und 
Telegraphenwesen  im  Deutschen  Reiche  enthalten,  finden  nach 
ausdrücklicher  Vorschrift  des  Art.  52  Abs.  1  der  Verfassung  auf 
Bayern  und  Württemberg  keine  Anwendung.  Bayern  und  Würt- 
temberg haben  durch  diese  Vorschriften  weder  vertragsmässige 
Pflichten  übernommen  noch  vertragsmässige  Rechte  erworben. 
Dies  ergibt  sich  aus  Art.  50  Abs.  6  der  Reichsverfassung,  welcher 
bestimmt,  dass  durch  besondere  Konventionen  zwischen  den 
betheiligten  Staaten  die  Vorschriften  des  fraglichen  Artikels  aus- 


'  Sbtobl,  Kommentar  S.  21. 
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geschlossen  werden  können,  ferner  aus  Art.  7  Abs.  4  der  Reichs- 
Verfassung,  wonach  Bayern  und  Württemberg  bei  der  Beschloss- 
fassung über  die  in  Artt.  48  bis  51  geregelten  Post-  und 
Telegraphen -Angelegenheiten  überhaupt  kein  Stimmrecht  im 
Bundesrathe  haben.  Wie  können  diese  Artt.  48  bis  51  der 
Verfassung,  welche  in  Bayern  überhaupt  keine  Geltung  babeo, 
formelles  bayrisches  Landesgesetz  geworden  sein?  Welchen  ver- 
nünftigen Sinn  hat  es,  in  einem  bayrischen  Landesgesetze  zuerst 
eine  Reihe  von  Rechtsnormen,  welche  in  anderen  deutschen 
Staaten  gelten,  aufzuzählen  und  dann  zu  erklären:  „Diese  Be- 
stimmungen finden  auf  Bayern  keine  Anwendung?^  Welche 
formelle  Befugniss  und  welches  materielle  Interesse  hat  Bayern^ 
subsidiäre  Rechtsnormen  über  das  Postwesen  in  anderen  deutschen 
Ländern  als  bayrisches  Landesgesetz  zu  verkünden? 

Art.  46  Abs.  2  der  Reichsverfassung  bestimmt,  dass  die 
Artt.  42  bis  45,  sowie  Art.  46  Abs.  1,  welche  sich  auf  das 
Eisenbahnwesen  beziehen,  auf  Bayern  nicht  anwendbar  sind; 
gleichwohl  sollen  diese  unanwendbaren  Vorschriften  bayrisches 
Landesgesetz  geworden  sein!  ZiiF.  III  §  5  des  Versailler  Ver- 
trages vom  23.  Nov.  1870  schreibt  vor:  „Die  Artt.  61  bis  68 
finden  auf  Bayern  keine  Anwendung^  *.  Auch  diese,  das  MiUtär- 
wesen  betreffenden  Vorschriften  der  Reichsverfassung  sollen  trotz 
ihrer  Unanwendbarkeit  als  bayrisches  Landesgesetz  verkündet  sein! 

Die  Parallele,  welche  Seydel  zwischen  Einführung  der  kon- 
stitutionellen Landesverfassungen  und  Einführung  der  Reichs- 
verfassung zieht  ^®,  ist  zweifellos  unrichtig.  Durch  die  Verfassung 
vom  26.  Mai  1818  ist  das  Recht  des  Königs  von  Bayern,  die 
Sanktion  der  Gesetze  zu  ertheilen,  nicht  berührt  worden;  durch 
die  Reichs  Verfassung  ist  das  Recht  des  Königs  von  Bayern,  die 
Sanktion  der  Gesetze  zu  ertheilen,  für  das  Gebiet  der  Reichs- 
gesetzgebung aufgehoben  und  dem  Bundesrathe  Übertragen  worden. 

^  Reichsgesetzblatt  von  1871,  S.  19. 

^^  Sktdel,  Kommentar  S.  19—20;  AbhandluDgen  S.  100. 
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Es  war  dieselbe  Staatsgewalt,  welche  vor  und  nach  Einführung 
der  Verfassung  von  1818  die  bayrischen  Landesgesetze  sanktio- 
üirte;  es  sind  zwei  verschiedene  Staatsgewalten,  welche  seit  Ein- 
rühnmg  der  Reichs  Verfassung  die  Reichsgesetze  und  die  bayrischen 
Landesgesetze  Sanktioniren. 

Die  weitere  Behauptung  von  Setdel,  durch  Einführung  der 
Reichsverfassung  sei  nicht  die  Souveränetät  des  Königs  von 
Bayern  aufgehoben;  sondern  nur  die  Ausübung  dieser  Souveränetät 
an  gewisse  Schranken  gebunden  worden,  ist  gleichfalls  nicht 
stichhaltig.  Der  König  von  Bayern  hat  nicht  blos,  wie  Seydel 
annimmt ^^;  die  gemeinsame  Ausübung  des  Rechts  der  Gesetz- 
gebung seinen  Mitsouveränen  eingeräumt,  sondern  das  Recht 
der  Gesetzgebung  selbst  auf  bestimmten  Gebieten  an  ein  anderes 
Organ  abgetreten.  Von  einer  gemeinsamen  Ausübung  des  Rechts 
der  Gesetzgebung  könnte  doch  nur  dann  die  Rede  sein,  wenn 
der  frühere  Gesetzgeber  einen  wesentlichen  Antheil  an  der 
Ausübung  der  Gesetzgebung  behalten  hätte  ^  wenn  er  also  die 
Sanktion^  welche  er  einst  allein  ertheilte,  nunmehr  gemeinsam 
mit  anderen  Gesetzgebern  zu  ertheilen  hätte.  In  Wirklichkeit 
ist  die  Mitwirkung  des  Königs  von  Bayern  bei  firlass  von 
Reichsgesetzen  unerheblich.  Es  ist  rechtlich  ganz  gleichgültig, 
ob  der  König  von  Bayern  dem  Entwurf  eines  Reichsgesetzes  zu- 
stimmt oder  widerspricht  oder  jede  Erklärung  über  diesen  Ent- 
warf unterlässt;  das  Reichsgesetz  kommt  zu  Stande  auch  ohne 
und  gegen  den  Willen  des  Königs  von  Bayern,  sofern  sich  nur 
eine  genügende  Majorität  im  Bundesrathe  und  Reichstag  findet. 
Der  König  von  Bayern  kann  die  Erlassung  eines  Reichsgesetzes 
weder  verhindern  noch  erzwingen.  Seine  Mitwirkung  ist  weder 
Tür  die  Feststellung  des  Gesetzesinhalts  noch  für  die  Sanktion 
noch  für  die  Ausfertigung  oder  Verkündigung  erforderlich.  Es 
ist  daher  nur  ein  sophistisches  Kunststück  und  ein  leeres  Spiel 


"  Setdel,  Kommentar  S.  6,  40—41. 
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mit  Worten,  zu  behaupten,  dass  Bayern  das  ausschliessliche 
Recht  der  Gesetzgebung  besitze  und  lediglich  die  Ausübung 
dieses  Rechts  mit  anderen  Staatsgewalten  theile. 

Gegen  die  Theorie  von  Seydel  spricht  ferner  Art.  19  der 
Reichsverfassung:   ,,Wenn  Bundesglieder  ihre  verfassungsmässigen 
Bundespflichten    nicht  erfüllen,    können   sie   dazu  im  Wege  der 
Exekution    angehalten    werden.^      Wäre    die    Reichs  Verfassung 
gteichmässiges  Landesgesetz  der  deutschen  Bundesstaaten  —  wie 
Setdel  behauptet  —  so  würde  in  jedem  Bundesstaate  ein  Landes- 
gesetz bestimmen,   dass   der   eigene  Staat  gegen  seinen  Willen 
durch  andere  Staaten  zu  Handlungen   und  Unterlassungen  ge- 
zwungen werden  kann,  dass  also  der  Wille  des  eigenen  Staates 
einem   fremden  Willen   unterworfen    werden   kann.     Gleichzeitig 
aber   lehrt  Seydel,    dass   der  Wille    des    eigenen  Staates  der 
höchste   im  Staate   sein   muss,    weil   zwei   höchste  Willen   über 
denselben  Gegenstand  sich  verneinen  ^^.    Art.  19  der  Verfassung 
ist  als  Landesgesetz  in  einem  souveränen  Staate  unmögUch, 
weil  sein  Lihalt  in  Widerspruch  steht  mit  dem  Begriff  der  Sou- 
veränetät.     Der  Hinweis  Setdel's   auf  Artt.  31  ff.   der  Wiener 
Schlussakte  ^^   trifft   auf   den    vorliegenden  Fall   nicht   zu.    Der 
deutsche  Bund   war   ein   internationaler  Staatenbund   im   Sinne 
der  SEYDEL'schen  Theorie  ^^;  die  Wiener  Schlussakte  begründete 
daher    lediglich    völkerrechtliche    Rechte    und    Pflichten.     Das 
Deutsche  Reich  dagegen  soll  nach  Seydel  ein  staatsrechtlicher 
Staatenbund   sein^^;    Art.  19  der   Reichsverfassung  soll  gleich- 
zeitig internationale   und    staatsrechtliche   Rechte  wie   Pflichten 
begründen.     Art.  19  der  Reichs  Verfassung  ist  also  jedenfalls  Ge- 
setzesvorschrift; die  Wiener  Schlussakte  dagegen  enthielt  lediglich 
Vertragsbestimmungen.   Es  ist  niemals  preussisches  Landesgesetz 


*'  Seydel,  Kommentar  S.  8 
*'  Setdel,  Kommentar  S.  189. 
^*  Seydel,  Kommentar  S.  5. 
"  Seydel,  Kommentar  S.  6—6. 
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gewesen,  dass  Oesterreich  und  die  übrigen  Glieder  des  ehemaIige^ 
Deatschen  Bundes  den  preussischen  Staat  zu  einer  Handlung 
zwingen  dürften. 

Eine  weitere  Schwierigkeit  für  Seydel's  Theorie  bietet  die 
rechtliche  Stellung  des  Reichsfiskus.  Wenn  das  Reich  kein  Staat 
ist,  so  kann  auch  kein  Reichsfiskus  als  selbständiges  Yermögens- 
sabjekt  existiren,  denn  Reich  und  Reichsfiskus  sind  nur  ver- 
schiedene Namen  für  dasselbe  Rechtssubjekt.  Wenn  das  Reich 
ein  völkerrechtlicher  Verein  von  25  souveränen  Staaten  ist,  so 
kann  der  Reichsfiskus  auch  nur  eine  civilrechtliche  Gesellschaft 
von  26  verschiedenen  Gesellschaftern  sein.  In  Wirklichkeit  nun 
fuhrt  der  Reichsfiskus  als  selbständiges  Rechtssubjekt  eine  sehr 
reale  Existenz.  Der  Reichsfiskus  ist  Eigenthümer  von  zahllosen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen,  von  Postpalästen  und 
Kasernen y  von  Schiffen  und  Eisenbahnen,  von  Pferden  und 
Waffen,  von  Proviantvorräthen  und  von  einem  viele  Millionen 
zählenden  Kriegsschatz;  auf  keinen  einzigen  dieser  Gegenstände 
finden  die  civilrechtlichen  Grundsätze  über  Miteigenthum  An- 
wendung. Der  Reichsfiskus  schliesst  unzählige  Kauf-,  Mieth- 
und Darlehensverträge  ab;  aus  keinem  einzigen  dieser  Rechts- 
geschäfte werden  die  Einzelstaaten  pro  rata  berechtigt  oder  ver- 
pflichtet. Der  Reichsfiskus  führt  endlich  zahlreiche  Civil-  und 
Strafprozesse,  aus  denen  für  die  Einzelstaaten  weder  Rechte  noch 
Pflichten  erwachsen.  An  der  Existenz  des  Reichsfiskus  kann 
also  ein  Zweifel  nicht  bestehen ;  auch  Seydel  erkennt  die  Existenz 
desselben  ausdrücklich  an^^,  nur  unterlässt  er  es,  den  Nachweis 
zu  erbringen,  durch  welchen  Akt  der  Landesgesetzgebung  der 
gemeinsamen  Kasse  der  25  verbündeten  deutschen  Staaten  die 
Rechte  einer  juristischen  Person  des  Privatrechts  beigelegt  worden 
sind.  Auf  das  Reichsgesetz  vom  25.  Mai  1873  kommt  es  im 
vorliegenden  Falle  nicht  an.     Schon  vor  Erlass  dieses  Gesetzes 


^^  Setdel,  Kommentar  S.  383. 
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existirten  Keichsschulden  und  Eeichs  vermögen,  welche  genau  den- 
selben juristischen  Charakter  hatten  wie  jetzt. 

Ganz  unhaltbar  wird  die  SEYDEL'sche  Theorie,   wenn  man 
dieselbe  auf  Elsass-Lothringen  anwendet.     Seydel  ist  der  erste 
Schriftsteller  gewesen,  welcher  Elsass-Lothringen  für  einen  Staat 
erklärt  hat^^;   derselbe  hält  auch  jetzt  noch  an  dieser  Ansicht 
fest^^.      Der   Staat   Elsass-Lothringen    nun   hat    niemals    einen 
Bundesvertrag  mit  dem  Reiche  oder  mit  einzelnen  Bundesstaaten 
abgeschlossen;    ElsassLothringen    kann    daher   weder    vertrags- 
mässige  Rechte   noch   vertragsmässige  Pflichten  gegenüber  dem 
Reiche  und  den  einzelnen  Bundesstaaten  haben.   Vielleicht  könnte 
behauptet  werden,  durch   die  gleichmässige  Einführung  des  Ge- 
setzes vom  9.  Juni  1871   im  Deutschen  Reiche   und  in  Elsass- 
Lothringen   sei  ein  stillschweigender  Vertrag  über  den  Eintritt 
von    Elsass-Lothringen   in   das    Deutsche  Reich    zu  Stande  ge- 
kommen.    In    diesem  Falle   aber   könnte    die  deutsche  Reichs- 
verfassung    nicht     die     Bedingungen^'^    des    erwähnten    still- 
schweigenden Vertrags  enthalten,  denn  die  Reichsverfassung  ist 
in  Elsass-Lothringen   erst  lange  nach   dem  Gesetz  vom  9.  Juni 
1871  —  am   1.  Jan.  1874  —  eingeführt    worden    und   manche 
Vorschriften  der  Reichsverfassung  über  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Bundesstaaten  finden  noch  heute  nicht  auf  Elsass-Lothringen 
Anwendung.     Zwischen   Elsass-Lothringen  und   dem  Deutschen 
Reiche  würde  also  ein  stillschweigender  Bund  ohne  Bedingungen, 
ein  bedingungsloser  Bund  bestehen!    Auf  welche  Weise  nun  ist 
dieser    bedingungslose    Bund    zu    Stande    gekommen?     Welche 
Wirkungen   hat   derselbe?      Welche  Rechte    und   Pflichten  be- 
gründet er  zwischen  den  stillschweigend  Verbündeten?     Wie  ist 
es  zu  erklären,  dass  Elsass-Lothringen  auf  dem  Gebiet  der  6e- 


*'  Seydel,  Der  BundessUatsbegriiT  in  der  Tübinger  Zeitschrift  fiir  die 
gesammte  Staatswissenschafl  Bd.  XXVIII  Jahrg.  1872. 
**  SsTDKL,  Kommentar  S.  39.    2.  Aufl.     1897. 
>*  SsTDBL,  Kommentar  S.  27. 
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seizgebang  eine  Sonderstellung  einnimmt,  in  vielen  anderen  Be- 
ziehungen dagegen,  insbesondere  in  allen  finanziellen  Angelegen- 
heiten, den  übrigen  Bundesstaaten  gleich  bebandelt  wird? 

Darch  den  Bundesvertrag  soll  nach  Seydel  die  gemein- 
same Ausübung  einzelner  Hoheitsrechte,  insbesondere  auch  des 
Rechts  der  Gesetzgebung,  den  verbündeten  Mitsouveränen  ein- 
geräumt sein.  Elsass-Lothringen  nun  hat  gar  kein  eigenes  Recht 
der  Gesetzgebung;  folglich  kann  es  auch  die  Ausübung  dieses 
gar  nicht  existirenden  Rechts  keinem  anderen  Staate  einräumen. 
Das  Recht  der  Gesetzgebung  in  Elsass-Lothringen  steht  aus- 
schliesslich dem  Reiche  zu.  Das  Reich  hat  die  Ausübung  dieses 
Rechtes  zeitweise  dem  Kaiser  «als  Vertreter  von  Elsass-Loth- 
ringen delegirt,  nämlich  durch  Gesetz  vom  9.  Juni  1871  für  die 
Zeit  vom  28.  Juni  1871  bis  31.  Dez.  1872  bezw.  1873  und  durch 
Gesetz  vom  2.  Mai  1877  für  die  spätere  Zeit.  Wäre  die  Theorie 
TOD  Seydel  richtig,  so  hätten  wir  das  seltsame  Schauspiel^  dass 
Elsass-Lothringen  die  gemeinsame  Ausübung  des  Gesetzgebungs- 
recbtes  zuerst  dem  Reiche  delegirt  und  dass  letzteres  sodann  die 
ihm  delegirten  Befugnisse  an  Elsass-Lothringen  zurück  überträgt! 
Wenn  der  Bundesvertrag  die  gemeinsame  Ausübung  des  Rechts 
der  Gesetzgebung  den  sämmtlichen  verbündeten  Staaten  ein- 
räumte, so  müsste  doch  auch  Elsass-Lothringen  an  dieser  ge- 
meinsamen Ausübung  betheiligt  sein.  Elsass-Lothringen  aber 
hat  kein  Stimmrecht  im  Bundesrath;  es  hat  daher  auch  keine 
Mitwirkung  bei  der  Sanktion  der  Reichsgesetze,  welche  im  Bundes- 
rath erfolgt. 

Nach  Seydel  ist  jeder  Staat  souverän,  jede  Staatsgewalt 
eine  unbegrenzte  und  unbegrenzbare  Gewalt  ^^.  Gleichwohl  hat 
der  angeblich  souveräne  Staat  Elsass-Lothringen  in  der  Zeit  vom 
1.  Jan.  1874  bis  2.  Mai  1877  weder  das  Recht  der  Gesetzgebung 
noch   die    Ausübung    dieses   Rechts    besessen.      Derselbe   Staat 


*^  Setokl,  Kommentar  S.  3 — 4. 
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Elsass-Lothringen  ist  nicht  blos  auf  dem  beschränkten  Gebiete 
des  Art.  4  der  Reichsverfassung,  sondern  auf  fast  allen  Gebieten 
des  staatlichen  Lebens  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Reiches 
unterworfen.  Diese  Reichsgewalt  ist  keine  gemeinsame  Gewalt, 
sondern  eine  fremde  Gewalt,  denn  Elsass-Lothringen  hat  an 
derselben  keinen  Antheil;  dennoch  soll  Elsass-Lothringen,  welches 
Unterthan  einer  fremden  Gewalt  ist,  souverän  sein!  Bei  aller 
Hochachtung,  welche  dem  berühmten  Namen  Seydel's  gebührt, 
wird  man  doch  sagen  müssen,  dass  seine  Theorie  zu  unmögUchen 
Konsequenzen  führt  und  an  den  Vorschriften  des  positiven 
deutschen  Staatsrechts  Schiffbruch  leidet. 

III. 

Hänel  bezeichnet  ebenfalls  die  Souveränetät  als  dasjenige 
Merkmal,  durch  welches  sich  der  Staat  von  allen  anderen  kor- 
porativen Verbänden  unterscheide  und  welches  die  Eigenart  des 
Staates  ausmache '^  Im  Gegensatz  zu  Seydel  erklärt  er  jedoch 
nicht  die  deutschen  Gliedstaaten,  sondern  das  Reich  für  souverän: 
Nach  Art.  78  der  Verfassung  besitze  das  Reich  eine  rechtlich 
unbegrenzte  Kompetenz- Kompetenz  ^^;  dasselbe  sei  ausschliesslich 
Richter  über  seine  Kompetenz  ^^;  durch  diese  unbegrenzte  Kom- 
petenz-Kompetenz sei  die  rechtliche  Möglichkeit  gegeben,  die 
Einzelstaaten  nicht  nur  zu  beschränken,  sondern  selbst  zu  ent- 
eignen^^; die  Einzelstaaten  seien  nur  dem  Namen  nach  Staaten, 
der  Sache  nach  Territorien;  die  deutschen  Fürsten  seien  nur  der 
Hofetikette   nach  Souveräne,   dem  Rechte  nach  Landesherren '^ 

Die  Theorie  von  Hänel  beruht  auf  einer  Auslegung  des 
Art.  78  der  Reichsverfassung,  welche  weder  dem  Wortlaut  noch 
dem    Geiste    dieser  Verfassungsbestimmung    entsprechen   dürfte. 


'^  niNEL,  Deutsches  Staatsrecht  Bd.  I  S.  113,  803.    Leipzig  1892. 
"  Hänkl  a.  a.  0.  S.  776.  "  Hänkl  a.  a.  0.  8.  792. 

"  Hankl  a.  a.  0.  8.  804. 
"  Hänel  a.  a.  0.  S.  802—803. 
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Zunächst  ist  zu  beachten,  dass  die  beiden  Abschnitte  des  Art.  78 
ein  einheitliches  Ganze  bilden  und  nicht  willkürlich  aus  einander 
gerissen  werden  dürfen.  Abs.  1  enthält  eine  generelle  Er- 
schwerung; Abs.  2  überdies  noch  eine  weitere  spezielle  Er- 
schwerung für  Verfassungsänderungen.  Zu  jeder  Aenderung  der 
£eichsverfas8ung  ist  im  Bundesrathe  eine  besonders  qualifizirte 
Majorität  erforderlich;  zu  einer  Aenderung  der  Keichsverfassung; 
welche  gleichzeitig  iura  singularia  eines  Bundesstaats  berührt, 
ist  diese  qualifizirte  Majorität  nicht  ausreichend.  Die  Aenderung 
ist  unmöglich,  wenn  der  betheiligte  Einzelstaat  nicht  ausdrücklich 
seine  Einwilligung  gibt.  In  Fällen  der  zweiten  Art  entscheidet 
also  nicht  der  Wille  des  Reiches,  sondern  der  Wille  des  be- 
theiligten Einzelstaats  über  die  Verfassungsänderung. 

Das  Recht  des  Reiches,  seine  Kompetenz  zu  erweitem,  ist 
also  kein  unbeschränktes,  sondern  ein  beschränktes;  die  von 
Hänel  behauptete  rechtliche  Möglichkeit,  durch  Kompetenz- 
erweiterung des  Reichs  die  Einzelstaaten  zu  enteignen,  besteht 
jedenfalls  nicht  bei  denjenigen  Staaten,  welche  Sonderrechte  be- 
sitzen. Das  Königreich  Preussen  kann  jede  Erweiterung  der 
Reichskompetenz  durch  seineu  Widerspruch  verhindern,  da  es 
für  sich  allein  schon  17  Stimmen  im  Bundesrathe  besitzt  und 
14  dieser  Stimmen  zur  Ablehnung  jeder  Verfassungsänderung 
genügen.  Das  Königreich  Bayern  kann  durch  seinen  Widerspruch 
jede  Enteignung  der  deutschen  Bundesstaaten  unmöglich  machen, 
denn  nach  Art.  78  Abs.  2  ist  zur  Abänderung  zahlreicher  Vor- 
schriften der  Reichsverfassung  seine  Zustimmung  erforderlich. 
Wenn  aber  zur  Abänderung  einzelner  Artikel  die  Zustimmung 
Bayerns  unentbehrlich  ist,  so  muss  diese  Zustimmung  zur  Auf- 
hebung der  ganzen  Reichsverfassung  erst  recht  unentbehrlich 
sein,  denn  mit  dem  Ganzen  wird  auch  der  Theil  enteignet,  mit 
der  Gesammtheit  der  Hoheitsrechte  werden  auch  die  speziell 
geschützten  Hoheitsrechte  auf  dem  Gebiet  der  Heimaths-  und 
Niederlassungsverhältnisse,  des  Immobiliarversicherungswesens,  der 
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Bierbesteuerung,  der  Militärverwaltung,  des  Post-  und  Telegraphen- 
wesens, sowie  des  Eisenbahnwesens  entzogen. 

Weiter  dürfte  anzunehmen  sein,  dass  jeder  Bundesstaat 
wenigstens  ein  durch  Art.  78  Abs.  2  geschütztes  Sonderrecht 
besitzt,  nämlich  das  Recht  auf  die  durch  Art.  6  der  B^ichs- 
verfassung  garantirte  Stimmenzahl  im  Bundesrath.  Art.  6  der 
Reichsverfassuug  könnte  also  nur  mit  Zustimmung  aller  Bundes- 
staaten abgeändert  werden;  ohne  die  Zustimmung  sämmtlicher 
Bundesstaaten  wäre  die  Aufhebung  des  Art.  6  und  damit  die 
Aufhebung  der  ganzen  Reichsverfassung  unmöglich. 

Würde  man  jedoch  annehmen,  dass  Art.  6  kein  Sonderrecht 
begründe,  so  wäre  es  doch  eine  Willkür  ohne  Gleichen,  die 
Existenz  der  Einzelstaaten  von  der  Existenz  der  Sonderrechte 
abhängig  zu  machen.  Es  ist  der  reine  Zufall,  dass  Schaumburg- 
Lippe  ein  Sonderrecht  besitzt,  Lippe-Detmold  dagegen  nicht,  dass 
Oldenburg  das  Privileg  des  Art.  78  Abs.  2  geniesst,  während 
Braunschweig  und  Mecklenburg- Schwerin  nicht  privilegirt  sind^^ 
Weshalb  soll  die  Höhe  der  Chaussee-Gelder  darüber  entscheiden, 
ob  die  genannten  Staaten  von  der  Reichsgewalt  enteignet  werden 
dürfen  oder  nicht?  Die  willkürliche  Unterscheidung  zwischen 
Staaten  mit  Sonderrechten  und  Staaten  ohne  Sonderrechte  würde 
einem  fundamentalen  Prinzip  der  Reichs  Verfassung  widersprechen, 
dem  Prinzip  nämlich,  dass  alle  Bundesstaaten  gleiche  Rechte  und 
gleiche  Pflichten  haben  ^^.  Dieses  Prinzip  ist  ausdrücklich  an- 
erkannt in  Art.  58  der  Reichsverfassung,  welcher  bestimmt,  dass 
„weder  Bevorzugungen  noch  Prägravationen  einzelner 
Staaten  grundsätzlich  zulässig'^  sind,  sowie  in  Art.  70  der 
Reichsverfassung,  welcher  vorschreibt,  dass  die  Matrikularbeiträge 


^  Hanbl,  Deutsches  Staatsrecht  Bd.  I  S.  624,  814. 

"  Vgl.  meine  Abhandlung:  Die  staatsrechtliche  Stellung  von  Elsass- 
Lothringen  S.  63—54.  Metz  1896;  Laband,  Deutsches  Staatsrecht.  3.  Aofl. 
Bd.  I  S.  101—102;  Zorn,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs.  2.  Aufl.  Bd.I 
S.  115;  SbtdbL)  Kommentar  S.  422. 
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der  einzelnen   Bundesstaaten   „nach  Massgabe  der  Bevölke- 
rung^ aufzubringen  sind. 

Der  Theorie  von  Hänel,  welche  sich  lediglich  auf  den  ersten 
Absatz  des  Art.  78  stützen  kann^  steht  nicht  blos  der  zweite 
Absatz  dieses  Artikels,  sondern  auch  die  zweifellose  Absicht  des 
Gesetzgebers  entgegen.  Art.  78  Abs.  2  ist  wörtlich  entnommen 
aus  den  Versailler  Verträgen  vom  15.,  23.  u.  25.  Nov.  1870  2®, 
in  welchen  zahlreiche  Beschränkungen  der  angeblich  schranken- 
losen Reichskompetenz  vereinbart  worden  sind^^.  Dieselben 
Bundesstaaten,  welche  die  Versailler  Verträge  abgeschlossen  hatten, 
haben  auch  die  neue  Redaktion  der  Reichsverfassung  vom  16.  April 
1871  sanktionirt.  Wenn  es  die  Absicht  der  Gesetzgeber  gewesen 
wäre,  durch  Art.  78  der  Verfassung  dem  Reiche  eine  schrankenlose 
Kompetenz  einzuräumen,  so  hätten  nicht  dieselben  Gesetzgeber 
bei  Vereinbarung  der  Verfassung  die  erwähnten  Beschränkungen 
der  Reichskompetenz  verabreden  und  bei  Verkündigung  der 
Verfassung  diese  Beschränkungen  der  Reichskompetenz  aus- 
drücklich aufrecht  erhalten  können^®.  Die  Gesetzgeber  konnten 
doch  unmöglich  der  Reichsgewalt  eine  schrankenlose  Kompetenz 
einräumen  und  gleichzeitig  anerkennen,  dass  diese  schrankenlose 
Gewalt  nicht  zuständig  sei,  „das  Verehelichungswesen  mit  ver- 
bindlicher Kraft  für  Bayern  zu  regeln"  ^^,  oder  dass  die  vom 
Reiche  zu  erlassenden  gesetzlichen  Bestimmungen  über  das 
Immobiliar-Versicherungswesen  in  Bayern  nur  mit  Zustimmung 
der  bayrischen  Regierung  Geltung  erlangen  könnten  ^^.  Aus  dem 
Wortlaut  und  Geist  der  Versailler  Verträge  geht  mit  Sicherheit 
hervor,  dass  es  keinem  der  Staaten,  welche  die  Reichsverfassung 

»*  Skydel,  Kommentar  S.  420—421. 

^  Vgl.  z.  B.  das  Schlussprotokoll  vom  23.  Nov.  1870  (Reichsgesetzblatt 
von  1871     S.  23-26),  Ziff.  I,  U,  IV,  XII,  XIII. 

"^  t$  8  des  Reichsgesetzes  vom  16.  April  1871. 

'*  Ziff.  I  des  Schlussprotokolls  vom  23.  Nov.  1870;  §  3  des  Reichs- 
gesetzes vom  16.  April  1871. 

»  Ziff.  IV  a.  a.  0. 
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geschaffen  haben,  eingefallen  ist,  ihre  eigene  Existenz  und  Port- 
dauer  von  unsicheren  Majoritätsbeschlüssen  abhängig  zu  machen, 
dass  keiner  von  ihnen  daran  gedacht  hat,  die  rechtliche  MögUch- 
keit  einer  Expropriation  der  Einzelstaaten  dem  Reiche  einzuräumen. 
Art.  78  der  Verfassung  gewährt  also  keine  unbeschränkte  Grewalt, 
sondern  eine  beschränkte  Gewalt«  Die  Schranke  für  die  Seichs- 
gewalt  wird  gebildet  durch  das  Recht  der  Einzelstaaten  auf  Existenz, 
Gleichberechtigung  im  Bunde  und  Schutz  der  verbrieften  Sonder- 
rechte. Die  Theorie  von  Hänel  beruht  also  auf  irrigen  Voraus- 
setzungen und  führt  daher  naturgemäss  zu  irrigen  Konsequenzen. 

IV. 

Die  Theorie  von  Zorn  stimmt  zum  grossen  Theil  mit  der 
Theorie  Hänel's  überein.  Zobn  erklärt  ebenfalls ^  dass  die 
Souveränetät  das  erste  und  oberste  begriffliche  Merkmal  des 
Staates  sei:  „Ein  Gebilde,  welches  mit  Souveränetät  für  seinen 
Bereich  ausgestattet  ist,  ist  Staat;  wo  die  Souveränetät  fehlt, 
ist  ein  Staat  nicht  vorhanden"  ^^.  Zorn  folgert  ferner  —  ganz 
in  Uebereinstimmung  mit  Hänel  —  aus  Art.  78  der  Verfassung, 
dass  die  Souveränetät  nicht  den  Einzelstaaten  ^  sondern  dem 
Reiche  zustehe,  und  zieht  sodann  den  logischen  Schluss:  „Im 
strengen  Sinne  des  Wortes  sind  die  Einzelstaaten  seit  1.  Juli  1867 
bezw.  1.  Jan.  1871  keine  Staaten  mehr,  weil  ihnen  das  erste 
Essentiale  des  Staatsbegriffes,  die  Souveränetät,  fehlt ^^.  Im 
Gegensatz  zu  Hänel  behauptet  Zorn  aber  weiter,  dass  die  den 
Einzelstaaten  verbliebene  Rechtssphäre  staatsrechtlich  als  eine 
vom  Reiche  abgeleitete  zu  betrachten  sei^^,  dass  aber  trotzdem 
die  Existenz  der  Einzelstaaten  der  Disposition  des  Reiches  ent- 
zogen  sei,   dass   die   Einzelstaaten   weder  für   sich   allein  noch 


^  Dr.  Philipp  Zorn,  Das  Staatsrecht  des  Deatschen  Reiches.    2.  Aufl. 
Bd.  I  S.  63—65.    Berlin  1895. 
^  ZoKN  a.  a.  O.  S.  84. 
"  Zobn  a.  a.  O.  S.  80. 
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alle  zusammen  vom  Reiche  vernichtet  oder  mediatisirt  werden 
könnten  *•. 

Soweit  die  Ausführungen  von  Zorn  und  Häkel  sich  decken, 
stehen  ihnen  die  bereits  im  letzten  Abschnitt  erörterten  Bedenken 
entgegen;  soweit  diese  Ausführungen  von  einander  abweichen, 
wird  man  zugestehen  müssen,  dass  die  verschiedenen  Behauptungen 
von  Zorn  einen  inneren  Widerspruch  enthalten.  Es  ist  zweifel- 
los ein  logischer  Widerspruch,  auf  einer  Seite  zu  behaupten, 
Art.  78  begründe  die  Möglichkeit  einer  unbegrenzten  Er- 
weiterung der  Reichskompetenz  auf  vollkommen  legalem  Wege^^ 
und  auf  der  anderen  Seite  doch  eine  Grenze  für  diese  Kompetenz- 
erweiterung in  der  Existenz  der  Einzelstaaten  anzunehmen.  Es 
ist  femer  ein  logischer  Widerspruch,  die  Rechtssphäre  der  Einzel- 
staaten als  eine  „abgeleitete^  aufzufassen  und  gleichzeitig  zu 
erklären,  dass  die  souveräne  Gewalt  an  dieser  abgeleiteten  Rechts- 
sphäre eine  unübersteigbare  Schranke  habe^^  Endlich  ist 
es  doch  eine  willkürliche  und  doktrinäre  Entstellung  der  histo- 
rischeu Thatsachen,  zu  behaupten,  dass  das  Königreich  Preussen 
in  der  Nacht  vom  30.  Juni  zum  1.  Juli  1867  untergegangen  sei 
und  dass  an  seine  Stelle  ein  neues  Königreich  Preussen  getreten 
sei,  velches  seine  Rechte  vom  Norddeutschen  Bund  ableite!^' 
Wenn  die  deutschen  Bundesstaaten  ihre  Rechte  vom  Norddeutschen 
Bunde  bezw.  vom  Deutschen  Reiche  ableiteten,  so  müsste  doch 
der  Rechtstitel  nachgewiesen  werden  können,  auf  Grund  dessen 
die  genannten  Staaten  ihre  Rechte  vom  Norddeutschen  Bunde 
bezw.  vom  Deutschen  Reiche  erworben  haben.  Ueber  diesen 
Erwerbstitel  aber  schweigt  Zorn  sich  völlig  aus.  Man  wird 
Hankl  Recht  geben  müssen,  wenn  er  diese  gänzUch  aus  der  Luft 
gegriffene  Theorie,  der  jeder  Boden  im  positiven  Recht  fehlt,  als 


»•  Zorn  a.  a.  0.  S.  136—137. 
"  Zorn  a.  a.  0.  S.  78. 
»  Zorn  a.  a.  0.  S.  137. 
*  Zorn  a.  a.  0.  S.  80,  84. 
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y^eine  yollkommene  Verkebrung  des   Rechts-  und  Thatbestandes 
der  Gründungsakte^  bezeichnet*^. 

V. 

Stöber  findet  den  Unterschied  zwischen  Staat  und  Kom- 
munalverband  in  der  Verschiedenheit  ihrer  Rechtsfähigkeit*^  Der 
Staat  ist  nach  Stöber  nichts  Anderes  als  das  völkerrechtsfahige 
poUtische  Gemeinwesen*^.  Jeder  Staat  ist  ein  Rechtssubjekt  des 
Völkerrechts;  kein  Kommunal  verband  dagegen  kann  ein  Rechts- 
subjekt des  Völkerrechts  sein**.  Der  von  Stöber  hervorgehobene 
Unterschied  zwischen  Staat  und  Kommunalverband  ist  zweifellos 
richtig,  aber  nicht  erschöpfend.  Es  entsteht  sofort  die  weitere 
Frage:  an  welchem  Merkmal  lässt  sich  erkennen,  ob  ein  politisches 
Gemeinwesen  völkerrechtliche  Rechte  und  Pflichten  haben  kann 
und  eine  völkerrechtliche  Persönlichkeit  besitzt?  Diese  Frage 
ist  nicht  immer  leicht  zu  beantworten.  Elsass-Lothringen  z.  B., 
welchem  Lande  Stöber  die  Eigenschaft  eines  Staates  ab- 
spricht**, hat  doch  erst  vor  Kurzem  einen  Staatsvertrag  mit 
Baden  über  die  gegenseitige  Unterstützung  hülfsbedürftiger  Staats- 
angehöriger abgeschlossen.  Elsass-Lothringen  femer  hat  Sitz 
und  Stimme  in  der  Rheinschifffahrtskommission,  in  welcher  sonst 
nur  Staaten  vertreten  sind*\  Wenn  Elsass- Lothringen  ein  Kom- 
munalverband wäre,  so  wäre  diese  Vertretung  einer  kommunalen 
Körperschaft  in  einer  internationalen  Kommission  völlig  un- 
erklärlich, zumal  der  Art.  43  der  revidirten  Rheinschifffahrtsakte 
vom  17.  Okt.  1868  ausdrücklich  bestimmt,  dass  jede  n^^^^' 
Regierung^  einen  Bevollmächtigten  ernennen  solle.  Wenn  Elsass- 

«*  Hänkl,  Deutsches  Staatsrecht  S.  799. 

*^  L>r.  Paul  Stöbkr,  I>ie  parlamentarische  Lniniiiutät  des  Landes* 
aussohussos  für  Elsass-Lothriii^^en  im  Archiv  für  ötTeDtliches  Recht  Bd.I  S.6d7. 

«»  StC^kkr  a.  a.  0.  S.  644.  *»  StObkr  a.  a.  O.  &  646. 

«*  StC^bkr  a.  a  0.  S.  655. 

**  \^\.  Allerhöohstoo  Erlass  vom  22.  Dez.  1897  (GeseUblatt  för  Elsase- 
Lothriugvu  vom  1$.  Jan.  1898  No.  ä). 
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Lothringen  kein  Staat  wäre,  so  hätte  das  Reich  an  die  Stelle 
Frankreichs  in  der  Rheinschifffabrtskommission  treten  müssen, 
ebenso  wie  Preussen  seit  1866  an  die  Stelle  des  Herzogthums 
Nassau  getreten  ist. 

Die  formale  Anerkennung  als  Staat,  auf  welche  Stöber  ent- 
scheidendes Gewicht  zu  legen  scheint  ^^,  kann  für  den  Unterschied 
von  Staat  und  Kommunalverband  nicht  massgebend  sein.  Elsass- 
Lothringen  ist  von  keinem  anderen  Staate  formell  als  Staat  an- 
erkannt worden  und  wird  doch  de  facto  von  Baden  und  den 
übrigen  Rheinuferstaaten  als  Subjekt  des  Völkerrechts  behandelt. 
Wäre  die  Anerkennung  für  den  Staatsbegriff  entscheidend,  so 
würde  sofort  die  weitere  Frage  entstehen:  unter  welche  juristische 
Begriffskategorie  fällt  ein  Gemeinwesen,  welches  von  einem  Staate 
als  Subjekt  völkerrechtlicher  Pflichten  anerkannt  ist,  von  anderen 
Staaten  dagegen  nicht?  Ein  und  dasselbe  Gemeinwesen  kann 
doch  unmöglich  einem  Staate  gegenüber  Staat,  einem  anderen 
Staate  gegenüber  Provinz  sein.  Genügt  nun  schon  die  An- 
erkennung durch  einen  Staat  zur  Verleihung  der  Völkerrechts- 
fahigkeit?  Ist  die  Anerkennung  durch  mehrere  Staaten  oder 
durch  alle  Staaten  erforderlich?  Der  berühmte  Ausspruch  des 
Generals  Bonaparte:  „Die  Republik  Frankreich  ist  wie  die  Sonne 
am  Himmel;  schlimm  für  die,  welche  sie  nicht  sehen  wollen^, 
durch  welchen  derselbe  1797  bei  Abschluss  des  Präliminarfriedens 
von  Leoben  die  von  Oesterreich  angebotene  Anerkennung  der 
französischen  B^publik  für  überflüssig  erklärte,  bringt  in  drastischer 
Form  den  richtigen  staatsrechtlichen  Satz  zum  Ausdruck,  dass 
die  Anerkennung  eines  Staates  nicht  Grund,  sondern  Folge  und 
Wirkung  seiner  völkerrechtlichen  Existenz  ist. 

VI. 
Preuss  erklärt  für   den  wesentlichen  Unterschied   zwischen 
Staat  und  Kommunalverband  die  Gebietshoheit  des  ersteren: 


**  Stöbbr  a.  a.  0.  S.  641. 
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„Die  Gemeinden  jeder  Ordnung  sind  Gebietskörperschaften  ohne 
Gebietshoheit;  die  Gliedstaaten  und  das  Reich  sind  Gebiete- 
körperschaften  mit  Gebietshoheit^  ^^.  Diese  Gebietshoheit  ist 
aber  keineswegs  identisch  mit  der  Souveränetät.  Das  Wesen  der 
Gebietshoheit  besteht  nach  P&EUSS  lediglich  in  der  rechtlichen 
Fähigkeit  einer  Gebietskörperschaft,  sich  selbst  zu  verändern, 
d.  h.  in  der  Kompetenz,  über  jede  Veränderung  ihrer  Grenzen 
selbst  zu  entscheiden. 

Diese  Theorie  von  Preuss  ist  bereits  von  Hänel  einer 
scharfen^  aber  treffenden  Kritik  unterzogen  worden^®.  Hänel 
bezeichnet  es  mit  Recht  als  aufiallig;  dass  Staat  und  Gemeinde 
vollkommen  wesensgleich  und  ununterscheidbar  sein  soUen  bis  zu 
dem  Zeitpunkt,  wo  an  sie  die  Noth wendigkeit  herantritt,  über 
ihr  Gebiet  zu  verfugen  oder  eine  solche  Verfügung  dulden  zu 
müssen,  dass  also  eine  einzige,  verhältnissmässig  untergeordnete 
und  selten  vorkommende  Lebensäusserung  das  ausschliess- 
liche Unterscheidungsmerkmal  zwischen  Staat  und  Gemeinde 
bilden  soll.  „Eine  Grenzregulirung  ist  wesentlich,  ein  Verfassungs- 
umsturz  nicht. '^ 

Die  Theorie  von  Preuss  ist  jedoch  nicht  blos  einseitig, 
sondern  auch  direkt  unrichtig.  Die  Einwilligung  eines  Bundes- 
staats zu  einer  Gebietsabtretung  ist  jedenfalls  dann  nicht  er- 
forderlich, wenn  diese  Gebietsabtretung  nach  einem  unglückhchen 
Kriege  die  condicio  sine  qua  non  für  einen  Friedensschluss  ist. 
Wenn  Frankreich  nach  einem  für  Deutschland  ungünstigen 
Kriege  die  Abtretung  des  linken  Rheinufers  verlangte,  so  könnte 
der  Staat  Oldenburg  nicht  durch  seinen  Widerspruch  gegen  die 
Abtretung  des  Fürstenthums  Birkenfeld  den  Friedensschluss  ver- 
hindern und  das  Deutsche  Reich  zur  Fortsetzung  eines  möglicher 


*''  Dr.  Hugo  Preuss,  Gemeinde,  Staat,  Reich  als  Gebietskörperschaften 
S.  406.    Berlin  1889. 

*^  Hänrl,  Zur  Revision  der  Methode  und  Begriffsbestimmungen  des 
SUatsrechts  im  Archiv  für  öffentliches  Recht  Bd.  V  S.  457—479. 
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Weise  aussichtslosen ,  zwecklosen  und  verderblichen  Krieged 
Dothigen.  Vom  juristischen  Standpunkt  aus  kommt  bei  dieser 
Frage  in  Betracht;  dass  die  Abtretung  von  oldenburgischem  Ge- 
biet an  das  Ausland  eine  Aenderung  des  in  Art.  1  der  Reichs- 
Terfassung  gesetzlich  begrenzten  Bundesgebiets  enthält  und  daher 
nur  in  der  Form  des  Art.  78  Abs.  1  erfolgen  kann.  Die  Aus- 
nahmevorschrift des  Art.  78  Abs.  2  trifft  auf  die  Abtretung  von 
Gebietstheilen  eines  Bundesstaats  nicht  zu.  Der  Anspruch  auf 
Schutz  des  oldenburgischen  Gebiets  ist  kein  ^bestimmtes  Recht 
des  Staates  Oldenburg  im  Verhältniss  zur  Gesammtheit",  kein 
ias  singulare  eines  einzelnen  Bundesstaats,  sondern  ein  Mitglied- 
scbaf tsrecht;  welches  dem  Staate  Oldenburg  ebenso  wie  jedem 
anderen  Bundesstaate  zusteht.  Diese  Mitgliedschaftsrechte  haben 
nach  den  Eingangsworten  der  Reichsverfassung  ebenfalls  An- 
spruch auf  den  Schutz  des  Reiches,  jedoch  natürlich  nur  so 
lange  als  die  physische  Möglichkeit  dieses  Schutzes  besteht. 
Erweist  sich  eine  fremde  Staatsgewalt  stärker  als  die  Reichs- 
gewalt, so  liegt  eine  vis  major  vor,  deren  Folgen  die  betroffenen 
Bundesstaaten  ebenso  tragen  müssen,  wie  die  Folgen  eines  Natur- 
ereignisses z.  B.  eine  Verschiebung  der  Grenzen  durch  Abreissen 
oder  Ueberschwemmen  festen  Landes  an  der  Nordseeküste. 

Es  sind  also  Fälle  denkbar,  in  welchen  die  Grenzen  eines 
Bundesstaats  ohne  Zustimmung  dieses  Bundesstaats  verändert 
werden  können.  Es  gibt  aber  auch  Fälle,  in  welchen  die  Zu- 
stimmung eines  Bundesstaats  zur  Veränderung  seiner  Grenzen 
nicht  ausreicht,  z.  B.  bei  Abtretung  von  Bundesgebiet  an  das 
Ausland.  Ein  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  Hessen  über 
die  Abtretung  der  Festung  Mainz  an  Prankreich  würde  gegen- 
über dem  Art.  1  der  Reichsverfassung  nichtig  sein.  In  der 
Fähigkeit  des  Staates,  seine  Gebietsgrenzen  selbst  zu  verändern, 
kann  hiemach  der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Staat  und 
Kommunalverband  nicht  gefunden  werden. 

Archiv  für  öffentUohes  Recht.  XIV.  8.  23 
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VII. 
Jellinek  findet  den  juristischen  Unterschied  zwischen  Staat 
und  Kommunalverband  darin,  dass  die  zur  Kompetenz  des 
Kommunal  Verbandes  gehörigen  Verwaltungsakte  erzwingbar 
oder  ersetzbar  seien,  die  zur  Kompetenz  des  Staates  gehörigen 
Verwaltungsakte  dagegen  nicht  ^^.  Diese  Untei-scheidung  ist  nur 
theilweise  richtig.  Wenn  ein  Kommunalverband  die  Zinsen 
eines  von  ihm  aufgenommenen  Darlehens  nicht  bezahlt,  so  kann 
er  zur  Leistung  dieser  Ausgabe  allerdings  gezwungen  werden. 
Wenn  ein  Staat  die  Zinsen  seiner  Staatsschuld  nicht  bezahlt,  so 
findet  ein  staatsrechtlicher  Zwang  zur  Leistung  dieser  Ausgabe 
in  der  ßegel  nicht  statt.  Anderei*seits  gibt  es  zahlreiche  Aus- 
gaben eines  Kommunalverbandes ,  welche  weder  erzwungen  noch 
ersetzt  werden  können.  Das  französische  Verwaltungsrecht 
unterscheidet  scharf  zwischen  Pfiichtausgaben  der  Gemeinden, 
welche  von  den  staatlichen  Organen  zwangsweise  in  das  Gemeinde- 
budget eingesetzt  werden  dürfen,  und  freiwilligen  Ausgaben,  bei 
denen  ein  solcher  Zwang  nicht  stattfindet^^.  Dieselbe  Unter- 
scheidung zwischen  Pflichtausgaben  und  freiwilligen  Ausgaben 
macht  auch  die  neue  elsass-lothringische  Gemeindeordnung  vom 
B.Juni  1895  ^^  Das  französische  Verwaltuugsrecht  unterscheidet 
ferner  scharf  Verwaltungsakte,  welche  der  Bürgermeister  als 
^agent  et  representant  de  Tadministration  centrale^  yornimmt, 
und  Verwaltungsakte,  welche  der  Bürgermeister  als  „chef  de 
Tassociation  communale^  vornimmt.  Nur  die  erste  Klasse  dieser 
Verwaltungsakte  kann  vom  Staate  erzwungen  bezw.  ergänzt 
werden.  Auf  dieselben  findet  Art.  15  des  Gesetzes  vom  18.  Juli 
1837  Anwendung:     „Dans   le  cas  oü  le  maire  refuserait  ou  ne- 


*•  Dr.  Georg  Jellinek,  Gesetz  und  Verordnung  S.  202—203.  Frei- 
burg 1887. 

^  Artt.  30  und  39  des  französischen  Gesetzes  vom  18.  Juli  1837  über 
die  Gemeindeverwaltung. 

'*  §§  65  und  73  des  elsass-Iothringischen  Gesetzes  vom  6.  Juni  1895. 
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gligerait  de  faire  un  des  actes  qui  lui  sont  prescrits  par  la  loi, 
le  prüfet,  apr^s  Ten  avoir  requis,  pourra  y  proceder  d'office 
par  lai-meme  ou  par  un  d^l^gue  special."  Dagegen  können  die 
Verwaltungsakte  der  zweiten  Klasse  vom  Staate  weder  erzwungen 
noch  ergänzt  werden.  Art.  15  des  Gesetzes  vom  18.  Juli  1837 
findet  auf  dieselben  keine  Anwendung,  vielmehr  gilt  für  sie  der 
Grundsatz:  ^L'administration  sup^rieure  n'a  que  le  droit  de  les 
annuler,  sans  pouvoir  ni  les  modifier  ni  les  accomplir  k 
sa  place^*^^.  Auch  diese  Unterscheidung  ist  in  die  neue  elsass- 
lothringische Gemeindeordnung  übergegangen.  Der  Stellung  des 
Bürgermeisters  als  agent  et  repr^sentant  de  Tadministration  cen- 
trale entspricht  die  Stellung  des  Bürgermeisters  als  ^  Organ  der 
Landes-;  Bezirks-  und  Kreisverwaltung*^;  der  Stellung  des  Bürger- 
meisters als  „chef  de  Tassociation  communale^  entspricht  die 
Stellung  des  Bürgermeisters  als  Verwalter  der  Gemeindeangelegen- 
heiten ^*.  Dem  Art.  15  des  Gesetzes  vom  18.  Juli  1837  ent- 
spricht §  72  Abs.  2  des  Gesetzes  vom  6.  Juni  1896. 

Es  gibt  also  zahlreiche  Verwaltungsakte  der  Kommunal- 
behörden,  die  weder  erzwingbar  noch  ersetzbar  sind.  Auf  die 
Erzwingbarkeit  und  Ersetzbarkeit  der  von  kommunalen  Körper- 
schaften vorgenommenen  Verwaltungsakte  kann  daher  der  Unter- 
schied zwischen  Staat  und  Kommunalverband  nicht  gegründet 
werden. 

VIII. 

Laband  bezeichnet  als  den  wesentlichen  Unterschied  zwischen 
Staat  und  Kommunalverband  das  Herrschaftsrecht  des 
Staates: 

„Unwandelbar  feststehend  und  bei  jedweder  Abgrenzung  der 
Zwecke  und  Aufgaben  gleichbleibend  ist  der  Satz,  dass  der  Staat 


*'  DucROCQ,  Gours  de  droit  administratif.  6.  Aufl.  Bd.  I  S.  196—197. 
Paria  1881 ;  Otto  Mater,  Theorie  des  französiBcheD  Verwaltungsrechts  S.  62 
Anm.  6.    Strassburg  1886. 

**  §§  IG  uud  17  des   elsasB-lothriDgischen  Gesetzes  vom  6.  Juni  1895. 
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das  Kecht  bat,  freien  Personen  mit  zwingender  Gewalt  zu  be- 
fehlen, die  Gemeinde  dagegen  nicht.  Der  kleinste  und  un- 
bedeutendste Staat  hat  diese  Rechtsmacht  so  gut  wie  der  grösste; 
der  Gemeindeverband  hat  sie  nicht,  mag  er  auch  an  Grösse  und 
Ausdehnung  für  sich  allein  bedeutender  sein,  als  ein  Dutzend 
von  Staaten  zusammengenommen.  Dies  ist  demnach  der  feste 
Punkt  zur  begriiflichen  Unterscheidung  zwischen  Staat  und  Ge- 
meinde'' ". 

„Wenn  die  Gemeinde  befugt  ist,  mit  Rechtskraft  (Erzwing- 
barkeit)  zu  befehlen  und  ihre  Befehle  nöthigen  Falls  mit  Gewalt 
durchzuführen,  so  handelt  sie  im  Namen  und  Auftrage  des 
Staates,  in  Stellvertretung  oder  kraft  Delegation  desselben;  es 
ist  nicht  ihre  Macht,  sondern  die  des  Staates,  welche  sie  in  Be- 
wegung setzt;  es  ist  nicht  ihr  eigenes  Recht,  sondern  ein  fremdes, 
welches  sie  geltend  macht^*^^. 

Gegen  diese  Theorie  hat  Rosin  bereits  verschiedene,  schwer- 
wiegende Bedenken  geltend  gemacht.  „Eigene'^  Rechte  einer 
Person  sind  nicht  nur  diejenigen  Rechte,  welche  sie  durch  einen 
originären  Rechtstitel  erwirbt,  sondern  auch  diejenigen  Rechte, 
welche  sie  durch  einen  derivativen  Rechtstitel  erwirbt.  „Eigene'^ 
Rechte  einer  Person  sind  femer  nicht  nur  diejenigen  Rechte, 
welche  ihr  nicht  entzogen  werden  können,  sondern  auch  die- 
jenigen Rechte,  welche  vom  Staat  kraft  seines  Hoheitsrechts 
vernichtet  werden  können.  Entscheidend  für  den  Begri£f  des 
eigenen  Rechts  ist  weder  die  Art  der  Entstehung  noch  die  Art 
der  Beendigung,  sondern  einzig  und  allein  der  Name  des  be- 
rechtigten Subjekts ^^.  Ist  derjenige,  welcher  ein  Recht  ausübt, 
gleichzeitig  Subjekt  dieses  Rechts,  so  übt  er  ein  eigenes  Recht 

^*  Laband,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Beiches.  3.  Aufl.  18d5.  Bd.  I 
S.  65. 

<^^  Laband  a.  a.  0.  2.  Aufl.  Bd.  I  S.  66. 

^  B.08IN,  Souveränetät,  Staat,  Gemeinde,  Selbstverwaltung.  Kritische 
Begrifi*8studien  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung,  \er- 
waltung  und  Statistik.    Jahrg.  1883  S.  277—280. 
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aas;  ist  derjenige,  welcher  ein  Recht  ausübt,  nicht  gleichzeitig 
Subjekt  dieses  Rechts,  so  übt  er  ein  fremdes  Recht  aus.  Eigene 
Herrschaftsrechte  sind  diejenigen  Herrschaftsrechte,  welche  eine 
Person  im  eigenen  Namen  ausübt;  fremde  Herrschaftsrechte 
sind  diejenigen  Herrschaftsrechte,  welche  eine  Person  im  fremden 
Namen  —  in  Vertretung  oder  im  Auftrage  des  berechtigten 
Subjekts  —  ausübt.  Hiernach  kann  es  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, dass  eine  Gemeinde  Herrschaftsrechte  —  z.  B.  das  Recht, 
Kommunalsteuern  zu  erheben,  die  Gemeinde-,  Feld-,  Strassen- 
und  Marktpolizei  zu  handhaben  —  im  eigenen  Namen  besitzen 
kann  und  dass  es  lediglich  eine  Frage  des  positiven  Staatsrechts 
ist,  ob  der  Staat  im  konkreten  Falle  das  Herrschaftsrecht  selbst 
oder  nur  die  Ausübung  des  Herrschaftsrechts  einer  Gemeinde 
übertragen  hat. 

Dieses  positive  Staatsrecht  nun  steht  in  direktem  Wider- 
spruch mit  der  von  Laband  aufgestellten  Theorie.  In  den  ver- 
schiedensten Rechtsgebieten  wird  anerkannt,  dass  die  Kommunal- 
verbände nicht  nur  delegirte,  sondern  auch  eigene  Herrschafts- 
rechte besitzen  können.  Schon  das  französische  Gesetz  vom 
14.  Dez.  1789  bestimmte  in  Art.  49:  „Les  corps  municipaux 
auront  deux  esp^ces  de  fonctions  k  remplir:  les  unes,  propres 
au  pouvoir  municipal;  les  autres  propres  k  Tadministration 
generale  de  TEtat  et  deleguees  par  eile  aux  muni- 
cipalites'^^^.  Später  als  der  maire  an  die  Stelle  der  kollektiven 
Corps  municipaux  trat,  wurden  unter  den  Funktionen  desselben 
zwei  Klassen  unterschieden,  welche  schon  bei  Widerlegung  der 
Theorie  von  Jellinek  erörtert  worden  sind,  nämlich  die  Funk- 
tionen des  maire  als  „agent  et  representant  de  Tadministration 
centrale"  und  die  Funktionen  des  maire  als  „chef  de  Tassociation 
communale".  Als  chef  de  Tassociation  communale  handelt  der 
maire  „jure  proprio"^®-,  die  Handlungen,   welche   er  in  dieser 

"  DüCBOCQ,  Cours  de  droit  administratif.    6.  Aufl.  S.  196.    Paris  1881. 
••  DucROCQ  a.  a.  0.  S.  197. 
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Eigenschaft  vornimmt;  haben  ihre  Quelle  „dans  Tautorite  mu- 
nicipale  et  non  dans  une  d^lSgation  du  pouvoir  ex6cutif^°^  Zu 
den  Angelegenheiten,  welche  der  Bürgermeister  jure  proprio  ver- 
waltet, gehört  nach  französischer  Auffassung  auch  die  Gemeinde- 
polizei^^  also  zweifellos  ein  Herrschaftsrecht  im  Sinne  der 
liABAND'schen  Theorie. 

Die  elsass-lothringische  Gemeindeordnung  vom  6.  Juni  1895 
macht  ebenfalls  einen  Unterschied  zwischen  den  „Gemeinde- 
angelegenheiten"  und  den  Geschäften  der  allgemeinen  Landes- 
verwaltung, der  Bezirks-  und  Kreisverwaltung,  die  durch  Gesetz 
und  Verordnungen,  sowie  durch  Verfugungen  der  Aufsichts- 
behörden dem  Bürgermeister  überwiesen  sind.  Zu  den  Ge- 
meindeangelegenheiten gehört  das  Recht  der  Gemeinde,  für  ihre 
lokalen  Bedürfnisse  Steuern  zu  erheben  ^^,  während  die  Gemeinde- 
polizei nicht  mehr  als  ein  eigenes  Herrschaftsrecht  der  Gemeinde, 
sondern  als  ein  staatliches,  dem  Bürgermeister  delegirtes  Hoheits- 
recht betrachtet  wird**. 

Das  preussische  Kommunalabgabengesetz  vom  14.  Juli  1893 
erklärt  die  Gemeinden  für  berechtigt,  zur  Deckung  ihrer  Aus- 
gaben und  Bedürfnisse  Gebühren  und  Beiträge,  direkte  und  in- 
direkte Steuern  zu  erheben,  sowie  Naturaldienste  zu  fordern *^ 
Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  dieses  Besteuerungsrecht  kein 
eigenes  Herrschaftsrecht  der  Gemeinde,  sondern  ein  staatUch 
delegirtes  Hoheitsrecht  sein  soll.  Jede  Gemeinde  bestimmt  nach 
ihrem  subjektiven  Ermessen  in  ihrem  Interesse,  nicht  im  Interesse 
des  Staates,  ob  von  dem  fraglichen  Besteuerungsrecht  überhaupt 
Gebrauch  gemacht  werden  soll,  eventuell  welche  der  ;sulä8sigen 
Real-  und  Einkommensteuern,  Verbrauchs-,  Hunde-,  Lnstbarkeits- 


*»  Ddcrocq  a.  a.  0.  S.  197. 

'^  Ddcrocq  a.  a.  0.  S.  198. 

^1  §§  66,  17  des  elsass-lothringischen  Gesetzes  vom  6.  Juni  1895. 

••  §  16  a.  a.  O. 

*'  §  1  des  preusischen  Kommunalabgabengesetzes   vom  14.  Juli  1893. 
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steuern  u.  s.  w.  erhoben  werden  soll.  Entschliesst  sie  sich,  eine 
der  genannten  Steuern  zu  erheben  ^  so  ist  ihr  Bedürfniss,  nicht 
dasjenige  des  Staates,  für  die  Höhe  der  Steuern  massgebend; 
die  Erhebung  der  Steuern  geschieht  für  ihre  Rechnung;  der  Ertrag 
fliesst  in  ihre  Kasse;  etwaige  Rechtsstreitigkeiten  werden  in  ihrem 
Namen  geführt.  Die  preussischen  Gemeinden  haben  ferner  das 
Rechte  auch  das  Einkommen  des  Staatsfiskus  aus  Domänen, 
Forsten,  Bergwerken,  Eisenbahnen  und  sonstigen  gewerblichen 
Unternehmungen  einer  Gemeindesteuer  zu  unterwerfen ^\  Ein 
Recht  des  Staates,  sein  eigenes  Einkommen  zu  besteuern,  ist 
begrifflich  unmöglich;  ein  Hoheitsrecht  des  Staates  über  seinen 
eigenen  Geldbeutel  würde  ein  juristischer  Unsinn  sein.  Wenn 
aber  ein  Recht  des  Staates,  das  Einkommen  des  Staatsfiskus  zu 
besteuern,  überhaupt  nicht  konstruirt  werden  kann,  so  kann  auch 
die  Ausübung  dieses  unkonstrnirbaren  Rechts  nicht  den  Gemeinden 
delegirt  werden.  Hieraus  folgt:  die  Gemeinden  besitzen  das 
Recht,  das  Einkommen  des  Staatsfiskus  zu  besteuern,  nicht  im 
Xamen  und  Auftrage  des  Staates,  nicht  in  Stellvertretung  oder 
kraft  Delegation  desselben,  sondern  im  eigenen  Namen;  das  frag- 
liche Recht  kann  also  nicht  ein  delegirtes  Hoheitsrecht  des  Staates, 
sondern  nur  ein  eigenes  Herrschaftsrecht  der  Gemeinden  sein. 

Wenn  nur  der  Staat  Subjekt  von  Herrschaftsrechten  sein 
könnte,  so  würde  jeder  begriffliche  Unterschied  zwischen  den 
Korporationen  des  öfi'entlichen  Rechts  und  den  Korporationen  des 
Privatrechts  hinwegfallen.  Es  würden  ausser  dem  Staat  einer- 
seits und  den  Korporationen  des  Privatrechts  andererseits  nur 
noch  staatliche  Verwaltungsbezirke  übrig  bleiben,  die  weder  Herr- 
schafts- noch  Vermögensrechte  hätten  und  lediglich  geographische 
Unterabtheilungen  ihres  Staates  bildeten. 

Die  Theorie  von  Labakd  enthält  allerdings  einen  richtigen 
Grundgedanken,   der  nur  durch  den  unglücklich  gewählten  Aus- 


•♦  §  33  Ab».  1  Ziff.  4  a.  a.  0. 
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druck  „eigenes  Herrschaftsrecht"  verdunkelt  wird.  Ersetzt  man 
diesen  Ausdruck  „eigenes  Herrschaftsrecht"  durch  „originäres 
Herrschaftsrecht",  so  ergibt  sich  folgender  Unterschied:  Der 
Staat  hat  originäre  Herrschaftsrechte;  der  Kommunalverband 
kann  niemals  originäre,  sondern  stets  nur  derivative  HerrschafU- 
rechte  haben. 

Allein  dieser  Unterschied  besteht  nur  im  modernen  Recht. 
Bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  hat  es  gewohnheitsrechtliche 
Bildungen  gegeben,  nach  welchen  auch  anderen  Personen  als  dem 
Staat  Herrschaftsrechte  zustanden,  die  weder  delegirt  noch  ab- 
geleitet, sondern  originär  erworben  waren.  Die  Grundherrschaften 
der  deutschen  Rechtsgeschichte  besassen  gleichfalls  eine  Herrschaft 
über  Land  und  Leute,  welche  sich  nicht  auf  das  Gebiet  des  Ver- 
mögensrechts beschränkte,  sondern  auch  auf  das  Gebiet  des  öffent- 
lichen Rechts,  auf  gerichtliche,  polizeiliche  und  sonstige  Macht- 
befugnisse erstreckte  ^^  Diese  Polizeigewalt,  Gerichtsbarkeit  und 
sonstigen  Hoheitsrechte,  welche  die  Rittergüter  früher  besassen 
und  welche  die  mecklenburgischen  Rittergüter  theilweise  noch 
besitzen,  beruhen  nicht  sämmtlich  auf  staatlicher  Verleihung, 
sondern  sind  zum  Theil  auch  durch  Usurpation  und  Ersitzung 
erworben,  ebenso  wie  die  privaten  Herrschaftsrechte,  welche  die 
Rittergüter  über  ihre  hörigen  Hintersassen  hatten,  auf  sehr  ver- 
schiedenartigen Rechtstiteln  beruhen  und  —  theilweise  wenigstens 
—  durch  Gewohnheitsrecht  entstanden  sind.  Gleichwohl  waren 
die  Rittergüter  keine  Monarchien  und  die  Rittergutsbesitzer  keine 
Monarchen! 

Es  hat  also  ausser  dem  Staat  noch  andere  physische  und 
juristische  Personen  gegeben,  welche  auf  einem  räumlich  begrenzten 
Gebiet  originäre  Herrschaftsrechte  besassen.  Das  originäre  Herr- 
schaftsrecht   ist    demnach    kein    ausschliessliches   Merkmal   des 


^^  C.  F.  V.  Gkrber,  System  des  deutschen  Privatrechts.   14.  Aufl.  S.  79. 
Jena  1882. 
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Staatsbegriffs;  der  begriffliche  Unterschied  zwischen  Staat  und 
Kommunalverband  muss  hiernach  in  anderen  Merkmalen  gefunden 
werden. 

IX. 
Weniger  glücklich  als  in  Widerlegung  der  LABAND'schen 
Theorie  ist  Rosin  in  Begründung  seiner  eigenen  Theorie  gewesen. 
Rosin  erklärt  den  Staat  für  den  Organismus  der  Volksgemein- 
schaft, die  Gemeinde  für  den  Organismus  der  örtlichen  Gemein- 
schaft: „Während  die  Befriedigung  der  auf  dem  örtlichen  Zu- 
sammenwohnen und  der  nachbarUchen  Lage  der  Grundstücke 
beruhenden  GemeindebedürfniBse  Zweck  der  Ortsgemeinde  ist, 
verfolgt  der  Staat  die  Aufgabe,  die  nationalen,  dem  Gesammt- 
volk  als  natürlicher  Gemeinschaft  eigenen  Interessen  zu 
realisiren**.  Diese  Unterscheidung  zwischen  den  nationalen 
Zwecken  des  Staates  und  den  lokalen  Zwecken  der  Gemeinde 
passt  —  wie  Laband  treffend  hervorgehoben  hat*^  —  nur  auf 
den  Gegensatz  zwischen  Ortsgemeinde  und  Nationalstaat,  nicht 
auf  den  Gegensatz  zwischen  Ortsgemeinde  und  Stadtstaat;  wie 
Bremen,  Hamburg,  Lübeck,  auch  nicht  auf  den  Gegensatz  zwischen 
Grossstadt  und  Kleinstaat  oder  zwischen  Provinz  und  Gliedstaat 
eines  Bundesstaats.  Niemand  wird  glauben  wollen,  dass  der  Staat 
Schaumburg-Lippe  sich  von  dem  Kommunalverband  Berlin  da- 
durch unterscheide,  dass  ersterer  nationale  Aufgaben,  letzterer 
dagegen  nur  lokale  Aufgaben  habe.  Ferner  kommt  bei  einem 
Kompetenz-Konflikt  zwischen  Staat  und  Kommunalverband  es 
niemals  darauf  an,  ob  ein  bestrittenes  Recht  des  Staates  oder 
Kommunalverbandes  ein  „nationales^  oder  ein  „lokales^  Gemein- 
interesse  verfolge.  Die  Entscheidung,  ob  ein  konkretes  Herr- 
schaftsrecht dem  Staate  oder  einem  Kommunalverbande  zustehe, 


^  Rosin,  Souveränetät,  Staat,  Gemeinde,  SelbstverwaltuDg.  Kritische 
Begriffsstudien  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung,  Yer- 
waltong  und  Statistik.    Jahrg.  1883  S.  291. 

*'  Laband,  Staatsrecht.    8.  Aufl.  Bd.  I  S.  62. 
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erfolgt  niemals  nach  dem  Gesichtspunkt,  welchem  Zwecke  das 
streitige  Recht  dient,  sondern  stets  nach  den  positiven  Bestim- 
mungen des  geltenden  Staats-  und  Verwaltungsrechts.  Es  ist  femer 
unlogisch  und  unjuristisch,  auf  den  Satz  „der  Staat  hat  nationale 
Zwecke,  die  Gemeinde  hat  lokale  Zwecke^  den  juristischen 
Unterschied  zwischen  Staat  und  Kommunalverband  zu  gründen. 
Der  citirte  Satz  ist  gar  kein  Satz  des  positiven  Rechts,  sondern 
ein  rechtsphilosophisches  Prinzip.  Aus  demselben  können  Fol- 
gerungen für  das  positive  Staats-  und  Verwaltungsrecht  nicht  her- 
geleitet werden.  Nicht  minder  unjuristisch  ist  die  Meinung  von 
RosiN,  dass  „das  ausgesprochene  Volksbewusstsein"^" 
darüber  entscheiden  solle,  ob  ein  politisches  Gemeinwesen  Staat 
oder  Kommunalverband  sei.  Wer  ist  das  Volk,  das  den  Richter 
in  dieser  wissenschaftlichen  Streitfrage  spielen  soll?  Etwa  die 
Ritter  des  allgemeinen,  gleichen  und  geheimen  Wahlrechts?  In 
welcher  Weise  soll  ferner  dieses  ausgesprochene  Volksbewusstsein 
ermittelt  werden?  Etwa  durch  ein  Plebiszit?,  durch  Beschlüsse 
von  Volksversammlungen?,  durch  Leitartikel  der  Tagespresse? 
Wer  endlich  ist  berufen,  das  ausgesprochene  Volksbewusstsein 
festzustellen?  Die  Theoretiker  oder  die  Praktiker,  die  Professoren 
oder  die  Richter? 

Auf  eine  so  schwankende,  unsichere  und  unzuverlässige  Grund- 
lage wie  das  allgemeine  Volksbewusstsein  es  ist,  kann  der  funda- 
mentale Unterschied  zwischen  Staat  und  Kommunalverband  nicht 
gegründet  werden. 

X. 

Brie  vertritt  die  Meinung,  dass  der  Unterschied  zwischen 
Staat  und  Kommunalverband  in  der  Verschiedenheit  des  Zweckes 
und  der  Zuständigkeit  zu  finden  sei:  Der  Zweck  des  Kommunal- 
verbandes werde  wesentlich  bestimmt  durch  die  territoriale  Be- 
ziehung desselben;  die  Ortsgemeinde  bezwecke  Förderung  aller 


*«  Rosin  a.  a.  0.  S.  302. 
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derjenigen  Gemeininteressen;  welche  auf  dem  lokalen  Zusammen- 
wohnen und  auf  der  nachbarlichen  Lage  der  Grundstücke  be- 
ruhen,  ähnlich  der  Kreis ,  der  Provinzial verband  u.  s.  w.  För- 
derung derjenigen  Gemeininteressen,  welche  auf  dem  Zusammen- 
wohnen in  dem  Gebiete  dieses  grösseren  Verbandes  beruhen®^; 
der  Staat  dagegen  sei  ein  Gemeinwesen  zur  subsidiären  Förde- 
rung aller  vernünftigen  Interessen  seiner  gegenwärtigen 
und  zukünftigen  Glieder^^  Bei  dem  Staat  soll  der  All- 
seitigkeit des  Zweckes  die  Allseitigkeit  der  Zuständigkeit  ent- 
sprechen^^; die  Zuständigkeit  des  Kommunalverbandes  dagegen 
soll  auf  einen  bestimmten  Theil  des  menschlichen  Lebens  be- 
schränkt sein^^.  Im  Bundesstaat  soll  die  Erfüllung  der  staatlichen 
Aufgaben  zunächst  den  Gliedstaaten  anheimfallen ;  der  Gesammt- 
staat  soll  den  Zweck  haben,  die  Gliedstaaten  allseitig  zu 
ergänzen ^^  Sowohl  der  Ceniralgewalt  als  den  Partikular- 
gewalten soll  eine,  wenigstens  prinzipiell  alle  Seiten  des  mensch- 
lichen Gemeinlebens  umfassende  Kompetenz  kraft  eigenen  Rechts 
zukommen  ^^. 

Man  wird  gegen  diese  Theorie  genau  denselben  Vorwurf  er- 
heben können,  welchen  Brie  selbst  gegen  Rosin  erhebt,  dass 
nämlich  „die  Aufgabe  des  Staates  in  durchaus  vager  und  für  das 
allgemeine  Staatsrecht  nicht  verwendbarer  Weise"  bezeichnet  ist^'^. 

Zunächst  ist  es  offenbar  unrichtig,  dass  der  Staat  die  Auf- 
gabe hat,  alle  vernünftigen  Interessen  seiner  Mitglieder  zu  för- 
dern. Der  Staat  hat  zweifellos  nicht  die  Aufgabe,  dafür  zu 
sorgen,  dass  seine  Mitglieder  gewaschen,  gebadet,  gekämmt,  ge- 
kleidet, gesättigt  sind,  dass  sie  frühzeitig  aufstehen  und  recht- 


**  Dr.  SiBOFRiBD  Brie,  Theorie  der  StaatenverbiDdangen  (Festgabe  zum 
500 jährigen  Jubiläum  der  Universität  Heidelberg).    S.  12.    Breslau  1886. 
'«  Brie  S.  3.  '^  Brie  S.  4. 

^>  Brie  S.  6.  "  Brie  S.  100. 

»*  Brie  S.  101. 
^*  Brie  S.  12  Anm.  1. 
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zeitig  zu  Bette  gehen ^  dass  sie  die  Kirche,  Theater,  Konzerte 
oder  Vorträge  besuchen ,  dass  sie  an  geselligen  Vergnügungen 
Theil  nehmen,  dass  seine  erwachsenen  Mitglieder  sich  verheirathen 
und  sich  fortpflanzen,  dass  seine  kranken  Mitglieder  eine  Bade- 
reise und  seine  gesunden  Mitglieder  eine  Vergnügungs-  oder 
Studienreise  machen.  Der  Staat  hat  nicht  für  alle  Interessen, 
sondern  nur  für  die  gemeinsamen  Interessen  seiner  Mitglieder 
zu  sorgen.  Die  Sorge  für  die  individuellen  Interessen  ist  nicht 
Aufgabe  des  Staates,  sondern  Aufgabe  jedes  Einzelnen  bezw. 
anderer  Faktoren:  Familie,  Kirche  u.  s.  w.  Der  Zweck  des 
Staates  ist  also  kein  allseitiger,  kein  unbeschränkter,  sondern  ein 
beschränkter.  Ferner  wird  es  Niemandem  einleuchten,  dass  der 
wesentliche  Unterschied  zwischen  der  Stadt  Berlin  und  dem 
Fürstenthum  Reuss  ä.  L.  in  der  Totalität  des  Fürstlich  Reussischeo 
Staatszwecks  bestehen  soll.  Eine  scharfe  Trennung  zwischen  staat- 
lichen und  kommunalen  Interessen  ist  überhaupt  nicht  durch- 
führbar. Es  gibt  zahlreiche  Fälle,  in  welchen  staatliche  und 
kommunale  Interessen  vollkommen  identisch  sind.  Dass  die  Stadt 
Berlin  eine  gute  Kriminalpolizei  hat,  kann  ebenso  sehr  ein  kom- 
munales wie  ein  staatliches  oder  ein  Reichsinteresse  sein.  Der 
Bau  einer  Strasse,  einer  Brücke,  einer  Eisenbahn,  die  Anlage 
eines  Hafens,  die  Schleifung  einer  Befestigung,  die  Errichtung 
einer  Garnison  kann  ebenso  gut  im  lokalen  Interesse  der  bethei- 
ligten Ortschaften  wie  im  allgemeinen  Staatsinteresse  (z.  B.  im 
strategischen  oder  handelspolitischen  Interesse)  liegen.  In  solchen 
Fällen  versagt  die  von  Brie  gemachte  Unterscheidung  gänzlich. 
Es  ist  auch  o£fenbar  unrichtig,  aus  dem  Zweck  des  Staates 
ohne  Weiteres  auf  seine  Zuständigkeit  zu  schliessen.  Der  Grund- 
satz, dass  der  Staat  den  Zweck  habe,  alle  Interessen  seiner 
Mitglieder  zu  fordern,  ist  ebenfalls  nur  ein  rechtsphilosophisches 
Prinzip,  welches  für  das  positive  Recht  gar  keine  unmittelbare 
Gültigkeit  hat.  Das  positive  Recht  über  die  Kompetenz  von 
Staat  und  Kommunalverband  beruht  nicht  auf  abstrakten,  theore- 
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tischen  und  philosophischen  Spekulationen,  sondern  auf  sehr 
nüchternen  praktischen,  finanziellen  und  historischen  G-ründen, 
bei  welchen  weder  die  Totalität  des  Staatszwecks  noch  die  Be- 
schränktheit der  kommunalen  Zwecke  irgend  eine  Rolle  spielt. 
Der  Theorie  von  Bbie  fehlt  also  jeder  Boden  im  positiven  Recht. 

Die  weitere  Behauptung  yon  Bbie,  der  Bundesstaat  solle 
die  Wirksamkeit  seiner  Gliedstaaten  zur  Erfüllung  der  Staats- 
zwecke nur  allseitig  ergänzen,  steht  sogar  in  direktem  Wider- 
spruch mit  dem  positiven  deutschen  Staatsrecht.  Das  deutsche 
Reich  hat  auf  keinem  einzigen  Gebiet  des  Staatslebens  eine 
subsidiäre  Aufgabe.  Auf  gewissen  Gebieten  schliesst  das  Reich 
die  Gliedstaaten  vollständig  aus^®;  auf  gewissen  anderen  Gebieten 
(z.  B.  auf  dem  G-ebiete  der  Reservatrechte)  ist  das  Reich  voll- 
ständig ausgeschlossen;  auf  einem  dritten  G-ebiet  ist  das  Reich 
neben  den  Gliedstaaten  berechtigt,  aber  keineswegs  subsidiär, 
sondern  principaliter,  da  die  Reichgesetze  nach  Art.  2  der  Reichs- 
verfassung den  Landesgesetzen  vorgehen. 

Auch  die  Theorie  von  Brie  gibt  demnach  keine  befriedigende 
Lösung  der  Streitfrage  über  den  Unterschied  von  Staat  und 
Eommunalverband. 

XL 

Um  den  Unterschied  zwischen  Staat  und  Kommunalverband 
zu  ermitteln,  muss  man  ausgehen  von  dem  gemeinsamen  Gattungs- 
begriff, unter  welchen  die  Species  ,,Staat^,  ;,Provinz"  und  ;,Ge- 
meinde^  in  gleicher  Weise  fallen.  Diese  gemeinsamen  Gattungs- 
begriffe sind  die  Korporation  des  öffentlichen  Rechts,  die  Korporation 
im  Allgemeinen  und  die  juristische  Person.  Es  ist  hier  nicht  der 
Ort,  auf  die  bekannte  civilrechtliche  Streitfrage,  ob  die  juristische 
Person  eine  Fiktion  oder  eine  Realität  sei,  einzugehen;  die  Er- 
örterung dieser  alten  Kontroverse  würde  allein  einen  stattlichen 
Band   füllen.     In    der   staatsrechtlichen   Litteratur    vertritt   ins- 


'«  Labano,  Staatsrecht.    2.  Aufl.  Bd.  I  S.  93. 
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besondere  Setdel  die  Ansicht,  dass  die  juristische  Person  lediglich 
eine  Fiktion  sei^^.  Seydel  nennt  dieselbe  einen  „Bechenpfenoig 
desCivilrechts'^  ^^  und  den  „homunculus  des  rechtswissenschaftlichen 
Laboratoriums''^^.  Seine  Beweisführung  gipfelt  in  dem  Satze: 
„Persönlichkeit  ist  identisch  mit  Willensfähigkeit.  Willensfahig 
ist  nur  der  Mensch;  folglich  kann  nur  der  Mensch  Person  sein"^^ 
Diese  Beweisführung  ist  unrichtig.  Persönlichkeit  ist  nicht  iden- 
tisch mit  Willensfahigkeit,  sondern  mit  Rechtsfähigkeit.  Willens- 
fähigkeit und  Rechtsfähigkeit  sind  aber  ganz  yerschiedene  Begri£fe, 
wie  schon  eine  Vergleichung  der  §§  1,  80  und  104  B.  6.-B.  er- 
gibt« Die  Rechtsfähigkeit  des  Menschen  beginnt  mit  Vollendung 
der  Geburt;  die  Willensfahigkeit  des  Menschen  beginnt  erst  mit 
Vollendung  des  siebenten  Lebensjahres.  Rechtsfähig  sind  auch 
Stiftungen;  willensfähig  können  nur  Menschen  sein.  Rechtsflthig 
aber  ist  der  Staat  zweifellos.  Er  hat  nicht  nur  selbst  Rechte, 
sondern  er  ist  auch  Ursprung  und  Quelle  der  ganzen  Rechts- 
ordnung. Mit  Recht  hat  Treitschke  die  Behauptung  als  „un- 
geheuerlich'' bezeichnet y  dass  der  einzelne  Mensch,  weil  er  zwei 
Beine  habe,  eine  juristische  Persönlichkeit  sein  solle,  der  Staat 
dagegen  nicht  ^^ 

Geht  man  von  der  Realität  der  juristischen  Person  aus,  so 
darf  als  unbestritten  gelten,  dass  Korporation  im  Rechtssinne 
diejenige  juristische  Person  ist,  deren  Substrat  ein  Personenverein 
ist  Es  gibt  zwei  Arten  Ton  Korporationen:  Korporationen  des 
Privatrechts  und  Korporationen  des  öffentlichen  Rechts.  Die 
ersteren  sind  Subjekte  von  Vermögensrechten;  die  letzteren  sind 
Subjekte  von  öffentlichen  Rechten.  Die  ersteren  besitzen  Berr- 
schaftsrechte  über  Sachen;  die  letzteren  besitzen  Herrschaitsrechte 


"  Skvdel,  AbhÄudlun^n  S.  109. 

"  Skydkl  a,  a,  O,  ^  IIL 

"•  Skvdrl,  Kommontar  S,  90, 

***  Sktprl,  Abh«udlun^oii  S.  109. 

•»  llBiSRioH  V,  Trkitschkk,  Politik  Bd.  I  S.  26.    Leipzig  1897. 
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über  Personen®*.     Die    Korporationen    des    öflFentlichen    Rechts 
zerfallen  wieder  in  zwei  Klassen: 

1.  Korporationen,  deren  Substrat  lediglich  ein  Personen- 
verein ist. 

2.  Korporationen,  deren  Substrat  ein  Personen  verein  und 
gleichzeitig  ein  begrenzter  Theil  der  Erdoberfläche  (Gebiet) 
ist.  Für  letztere  hat  Preüss  den  treffenden  Ausdruck 
„Gebietskörperschaften^  erfunden. 

Unter  den  Gebietskörperschaften  sind  wiederum  zwei  Gruppen 
zu  unterscheiden: 

1.  Solche,  deren  Substrat  durch  den  Willen  einer  anderen 
Gebietskörperschaft  einseitig  geändert,  erweitert,  beschränkt 
oder  aufgehoben  werden  kann  —  Gebietskörperschaften  ohne 
Gebietshoheit. 

2.  Gebietskörperschaften,  deren  Substrat  durch  den  Willen 
einer  anderen  Gebietskörperschaft  nicht  einseitig  geändert,  er- 
weitert, beschränkt  oder  aufgehoben  werden  kann  ^  Gebiets- 
körperschaften mit  Gebietshoheit. 

Gebietskörperschaften  ohne  Gebietshoheit  heissen  Kom- 
munalverbände; Gebietskörperschaften  mit  Gebietshoheit  heissen 
Staaten. 

Zwischen  beiden  Arten  von  Gebietskörperschaften  bestehen 
folgende  Unterschiede: 
1.  Die  Rechtssätze  über  Entstehung,  Acnderung  und  Unter- 
gang von  Kommunalverbänden  sind  für  die  einzelnen  Kom- 
munalverbände sehr  verschieden;  sie  bestimmen  sich  nach 
dem  positiven  Recht  des  konkreten  Staates,  welchem  der 
Kommunalverband  angehört.  Die  Rechtssätze  über  Ent- 
stehung, Aenderung  und  Untergang  von  Staaten  sind  für 
alle  Staaten  genau  dieselben;  sie  bestimmen  sich  nach  den 
Grundsätzen  des  Völkerrechts,  welches  für  alle  Staaten 
gleichmässig  Geltung  hat. 

^  Laband,  SUatsrecht.    3.  Aufl.  Bd.  I  S.  62. 
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3.  Die  Verfassung  eines  Kommunalverbandes  kann  durch  den 
Staat,  dessen  Glied  der  Kommunaherband  bildet,  einseitig 
bestimmt,  geändert  und  aufgehoben  werden;  die  Verfassung 
eines  Staates  kann  niemals  durch  einen  anderen  Staat  einseitig 
bestimmt,  geändert  oder  aufgehoben  werden,  auch  dann  nicht, 
wenn  der  Staat  nur  ein  einzelnes  G-lied  eines  grösseren 
Staatswesens  ist.  Staat  und  Staatsverfassung  sind  untrenn- 
bar mit  einander  verbunden.  Wer  über  die  Existenz  der 
Staatsverfassung  zu  entscheiden  hat,  hat  auch  über  die 
Existenz  des  Staates  zu  entscheiden.  Könnte  der  Gesammt- 
Staat  die  Staatsverfassung  seiner  Gliedstaaten  ändern,  so 
hätte  er  ein  sehr  bequemes  Mittel,  indirekt  die  Gliedstaaten 
selbst  aufzuheben. 

3.  Das  Oberhaupt  eines  Kommunalverbandes  kann  durch  den 
Staat,  dessen  Glied  der  Kommunalverband  bildet,  beliebig 
geändert  oder  beseitigt  werden;  auch  wenn  dieses  Oberhaupt 
von  den  Mitgliedern  oder  Vertretern  des  Kommunalverbandes 
gewählt  wird,  hat  der  Staat  regelmässig  das  Recht  der 
Suspension;  eventuell  steht  ihm  die  Möglichkeit  offen,  durch 
Spezialgesetz  ein  anderes  Oberhaupt  des  Kommunalverbandes 
zu  schaffen.  Das  Oberhaupt  des  Staates  kann  durch  einen 
anderen  Staat  niemals  geändert  oder  beseitigt  werden,  selbst 
dann  nicht,  wenn  der  Staat  nur  ein  einzelnes  Glied  in 
einem  grösseren  Staatswesen  bildet.  Das  Oberhaupt  des 
Staates  ist  Träger  der  Staatsgewalt.  Wer  über  den  Träger 
der  Staatsgewalt  verfügt,  verfügt  auch  über  die  Staatsgewalt, 
und  wer  über  die  Staatsgewalt  verfügt,  verfügt  auch  über 
den  Staat.  Könnte  der  Gesammtstaat  in  jedem  Gliedstaate 
das  Staatsoberhaupt  ernennen,  so  würde  er  indirekt  die 
Staatsgewalt  in  den  Gliedstaaten  selbst  besitzen.  Ein 
weiterer  Unterschied  zwischen  den  Oberhäuptern  von  Staat 
und  Kommunalverband  besteht  darin,  dass  die  Usurpation 
der  Stellung  des  Staatsoberhauptes  nach  Völkerrecht  mög- 
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lieh,  die  Usurpation  der  Stellung  eines  Bürgermeisters, 
Landraths  oder  Oberpräsidenten  nach  jedem  Staatsrecht 
unmöglich  ist. 
4.  Die  Staaten  haben  das  Recht  des  internationalen  Verkehrs 
mit  anderen  Staaten,  während  den  Kommunalverbänden 
dieses  Recht  nicht  zusteht.  Aus  diesem  Recht  des  inter- 
nationalen Verkehrs  folgt  das  Recht  der  Staaten,  inter- 
nationale Rechte  zu  erwerben  und  internationale  Verbindlich- 
keiten einzugehen,  während  die  Kommunalverbände  keine 
internationalen  Rechte  und  Pflichten  haben  können.  Die 
Staaten  können  ferner  ihre  internationalen  Rechte  mit  den 
Mitteln  des  Völkerrechts  (Repressalien,  Retorsion,  Selbst- 
hülfe) geltend  machen;  die  Kommunalverbände  können  zur 
Wahiiiehmung  ihrer  Rechte  von  derartigen  Mitteln  keinen 
Oebrauch  machen. 

Nach  diesen  Ausfuhrungen  lässt  sich  der  Unterschied  zwischen 
Staat  und  Kommunalverband  in  folgender  Weise  präzisiren:  Der 
Staat  ist  eine  juristische  Person  des  Völkerrechts;  der  Kommunal- 
verband ist  eine  juristische  Person  des  Staatsrechts.  Entstehung 
und  Untergang  des  Staates,  sowie  jede  Veränderung  seines  Ge- 
biets, seiner  Verfassung  und  seines  Oberhaupts  unterliegen  den 
Regeln  des  Völkerrechts;  Entstehung  und  Untergang  der  Kom- 
munalverbände, jede  Veränderung  ihres  Gebiets,  ihrer  Statuten 
und  ihres  Vorstands  unterliegen  den  Regeln  des  positiven  Staats- 
rechts. 

Endlich  zerfallen  auch  die  Staaten  in  zwei  verschiedene 
Kategorien: 

1.  Staaten,  welche  Glieder  einer  höheren,  über  ihnen  stehenden 
Korporation  sind,  welche  also  nicht  die  höchste,  oberste 
Korporation  des  ö£fentlichen  Rechts  auf  ihrem  Gebiet  bilden 
—  nicht  souveräne  Staaten. 

2.  Staaten,  welche  nicht  Glieder  einer  höheren,  über  ihnen 
stehenden  Korporation  sind,  welche  also  selbst  die  höchste, 

Azdiiv  für  öffentllclies  Recht.  XIV.  8.  .  24 
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oberste  Korporation  des  ö£feDtlicben  Rechts  auf  ihrem  Ge- 
biet bilden  —  souveräne  Staaten. 

Zwischen  souveränen  und  nicht  souveränen  Staaten  bestehen 
folgende  Unterschiede: 

1.  Der  souveräne  Staat  ist  Niemandes  Unterthan;  der  nicht 
souveräne  Staat  ist  Unterthan  desjenigen  Staates,  von  dem 
er  einen  räumlich  begrenzten  Theil  bildet. 

2.  Der  souveräne  Staat  kann  nur  durch  seinen  eigenen  Willen 
verpflichtet  werden;  der  nicht  souveräne  Staat  kann  ohne 
und  gegen  seinen  eigenen  Willen  verpflichtet  werden  durch 
einseitigen  Befehl  des  über  ihm  stehenden  souveränen  6e- 
sammtstaates.  Diese  Verpflichtbarkeit  ist  jedoch  keine  un- 
begrenzte; sie  findet  ihre  begriffliche  Schranke  an  dem 
Recht  jedes  Staates,  über  sein  Gebiet,  seine  Verfassung  und 
sein  Oberhaupt  in  letzter  Instanz  selbst  zu  bestimmen.  Es 
sind  dies  die  ursprünglichen  Rechte  jedes  Staates,  deren 
gewaltsame  Verletzung  z.  B.  in  §  81  deutschen  St.-G.-B.  als 
Hochverrath  qualifizirt  wird. 

3.tDer  souveräne  Staat  hat  alle  Rechte,  welche  das  Völker- 
recht den  Staaten  beilegt;  der  nicht  souveräne  Staat  hat 
diejenigen  Rechte  nicht,  welche  ihm  ausdrücklich  entzogen 
sind.  Der  souveräne  Staat  ist  die  unbeschränkt  geschäfts- 
fähige Person  des  Völkerrechts;  der  nicht  souveräne  Staat 
ist  die  beschränkt  geschäftsfähige  Person  des  Völkerrechts. 
Der  Umfang  der  Geschäftsiahigkeit  des  nicht  souveränen 
Staats  bestimmt  sich  nach  dem  Umfang  der  Herrschafts- 
rechte, die  er  besitzt. 

4.  Der  souveräne  Staat  kann  alle  völkerrechtlichen  Pflichten^ 
die  er  übernommen  hat,  jeder  Zeit  einseitig  aufheben,  denn 
jeder  souveräne  Staat  hat  das  Recht  der  Kriegführung; 
durch  die  Kriegserklärung  aber  werden  alle  völkerrechtlichen 
Verträge  zwischen  den  kriegführenden  Staaten  hinfalbg. 
Der  nicht  souveräne  Staat  kann  die  Pflichten ,   welche  er 
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dem  souveränen  Staate  gegenüber  hat;   nicht  einseitig  auf- 
heben,   denn   diese   Pflichten    beruhen   nur   theilweise    auf 
völkerrechtlichen  Regeln,    theilweise   auch   auf  staatsrecht- 
lichen Normen;   deren  Geltung  von   dem  Willen  des  Ver- 
pflichteten unabhängig  ist.    Die  Kriegserklärung  des  souve- 
ränen Staats  ist  erlaubte  Selbsthülfe;   die  Kriegserklärung 
des  nicht  souveränen  Staats  gegenüber  seinem  Souverän  ist 
verbotene  Eigenmacht;  Revolution  und  Hochverrath! 
Hiernach    ergibt   sich    folgendes   Resultat:    Der    souveräne 
Staat  ist  in  keiner  Beziehung  der  Herrschaft  einer  anderen  Ge- 
bietskörperschaft unterworfen;   der  nicht  souveräne  Staat   ist  in 
gewissen    Beziehungen    der   Herrschaft    einer  anderen    Gebiets- 
körperschaft  unterworfen;    der   Kommunalverband   ist   in    allen 
Beziehungen   der  Herrschaft   einer   anderen   Gebietskörperschaft 
unterworfen.     Dieses  Yerhältniss  lässt  sich  auch  umgekehrt  aus- 
drücken:  Der  souveräne  Staat  ist  in  allen  Beziehungen  von  der 
Herrschaft   einer  anderen  Gebietskörperschaft  befreit;   der  nicht 
souveräne  Staat  ist  in  gewissen  Beziehungen  von  der  Herrschaft 
einer  anderen  Gebietskörperschaft  befreit;   insbesondere  in  allen 
Beziehungen,  welche  sein  Gebiet;  seine  Verfassung  und  sein  Ober- 
haupt betreffen;  der  Kommunalverband  ist  in  keiner  Beziehung 
von  der  Herrschaft  einer  anderen  Gebietskörperschaft  befreit. 

Existenz;  Entstehung;  Untergang,  Gebiet;  Verfassung  und 
Oberhaupt  eines  Staates  unterliegen  den  Regeln  des  Völkerrechts; 
Existenz;  Entstehung,  Untergang;  Gebiet;  Verfassung  und  Ober- 
haupt eines  Kommunalverbandes  unterliegen  den  Regeln  des 
positiven  Staats-  und  Verwaltungsrechts. 

XII. 

Versuchen  wir  nunmehr  auf  Grund  dieses  Resultats  die  alte 

Streitfrage    über   die  juristische   Natur   des  Reichs   und   seiner 

Glieder  zu  lösen,  so  ergibt  sich  ohne  Weiteres,  dass  das  Reich 

und  die  Gliedstaaten  in  gleicher  Weise  Staaten  sind.    Die  Staaten 

24* 
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und  das  Eeich  sind  weder  durch  Gesetz  noch  durch  Vertrag, 
weder  durch  Cession  noch  durch  Delegation  geschaffen  worden. 
Sie  sind  entstanden  durch  historische  Vorgänge,  durch  die  Auf- 
richtung neuer  Gewalten;  welche  die  Kraft  und  die  Fähigkeit 
besessen  haben,  auf  ihrem  Gebiet  die  Herrschaft  zu  erringen udI 
zu  behaupten.  Die  Staaten  und  das  Keich  können  weder  durcL 
GesetZ;  noch  durch  Vertrag  beseitigt  werden;  sie  können  über- 
haupt nicht  durch  juristische  Willenserklärungen  aus  der  Welt 
geschafft  werden;  sondern  lediglich  durch  historische  Vorgänge, 
durch  den  thatsächlichen  Untergang  der  bestehenden  Reichs-  ucd 
Einzelstaatsgewalten. 

Der  Gesammtstaat  und  die  Gliedstaaten  besitzen  in  gleicher 
Weise  das  Recht  auf  internationalen  Verkehr  und  zwar  jeder 
Staat  innerhalb  seiner  Bechtssphäre.  Das  Recht  des  Reiche» 
auf  völkerrechtlichen  Verkehr  ergibt  sich  aus  Art.  11  der  Reichs- 
verfassung; das  Recht  der  Gliedstaaten  auf  völkerrechtlicbec 
Verkehr  ist  anerkannt  in  Ziff.  VII  und  VIII  des  VersaiLr 
Schlussprotokolls  vom  23.  Nov.  1870,  Art.  50  Abs.  6,  Art.  öi 
Abs.  3,  Art.  66  der  Reichsverfassung. 

Das  Reichsgebiet  kann  nicht  durch  Landesgesetz  der  Einzel- 
staaten  geändert  werden,  denn  das  Reichsgebiet  ist  durch  Art.  I 
der  Reichsverfassung  gesetzlich  begrenzt.  Das  Gebiet  der  Einzei- 
staaten  kann  nicht  durch  Reichsgesetz  geändert  werden ,  den:: 
das  Recht  auf  Schutz  des  eigenen  Staatsgebiets  ist  ein  Mitglied- 
schaftsrecht jedes  Bundesstaates,  welches  ohne  seine  Zustimmurg 
nicht  verletzt  werden  darf.  Der  Umstand,  dass  im  Kriegsh^ 
das  Reich  auch  ohne  Zustimmung  eines  Bundesstaates  Gebiets- 
theile  desselben  abtreten  kann,  steht  diesem  Grundsatz  nicb: 
entgegen,  da  im  Kriegsfall  jeder  souveräne  und  nicht  sonveracr 
Staat  ganz  oder  theilweise  untergehen  kann. 

Die  Reichsverfassung  kann  nicht  durch  Landesgesetz  ge* 
ändert  werden;  jedes  derartige  Gesetz  wäre  nach  Art.  2  der 
Reichsverfassung    ungültig.     Die  Landesverfassung    kann    nicL: 
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durch  Reichsgesetz  geändert  werden  ^^.  Einen  Beweis  hierfür 
liefert  Art.  76  Abs.  2  der  Reichsverfassung,  welcher  das  Ein- 
greifen der  Reichsgewalt  in  das  Gebiet  der  Landesverfassungen 
ausdrücklich  an  vier  verschiedene  Voraussetzungen  knüpft: 

1.  muss  ein  Verfassungsstreit  in  einem  Gliedstaat  bestehen; 

2.  die  Landesverfassung  darf  keine  Behörde  zur  Entscheidung 
von  Verfassungsstreitigkeiten  bestimmt  haben; 

3.  einer   der  streitenden  Theile  muss  die  Hülfe  des  Bundes- 
raths  anrufen; 

4.  ein  Versuch  des  Bundesraths,  die  Sache  gütlich  beizulegen, 
muss  gescheitert  sein. 

Könnte  das  Reich  nach  seinem  Ermessen  die  Landes- 
verfassungen beliebig  ändern  oder  aufheben,  so  hätten  die  ein- 
schränkenden Vorschriften  des  Art.  76  Abs.  2  der  Reichsverfassung 
keinen  Sinn.  In  gleicher  Weise  bestimmt  Ziff.  II  des  Versailler 
SchlnssprotokoUs  vom  23.  Nov.  1870,  dass  die  Bundeslegislative 
sich  nicht  auf  die  Frage  erstrecken  solle,  unter  welchen  Voraus- 
setzungen Jemand  zur  Ausübung  politischer  Rechte  in  einem 
Staate  befugt  sein  solle. 

Das  Oberhaupt  des  Reiches  kann  nicht  durch  Landesgesetz 
geändert  werden.  Die  Rechte  desselben  beruhen  auf  der  Reichs- 
verfassung, welche  durch  Landesgesetz  weder  ganz  noch  theilweise 
aufgehoben  werden  kann.  Das  Staatsoberhaupt  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  kann  ebenfalls  nicht  durch  Reichsgesetz  geändert 
werden.  Die  Rechte  des  Staatsoberhaupts  bilden  in  jedem 
Bundesstaate  einen  Theil  der  Landesverfassung;  für  diese  Rechte 
gilt  dassselbe,  was  für  die  Landesverfassung  gilt. 

Eine  scheinbare  Ausnahme  von  den  hier  entwickelten  Regeln, 
dass  Gebiet,  Verfassung  und  Oberhaupt  der  Einzelstaaten  nicht 
durch  Reichsgesetz  geändert  werden  dürfen,  bildet  EIsass-Lothringen. 

^  Verfassung  bedeutet  hier  natürlich  nicht  Verfassungsurkunde, 
sondern  Verfassungsrecht  (droit  constitutionnel  im  Gegensatz  zum  droit 
administratif,  vgl.  Ducrocq  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  2 — 3). 


L. 
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Die  genannten  Aenderungen  können  für  Elsass-Lothringen  aller- 
dings in  der  Form  eines  Reichsgesetzes  erfolgen,  weil  das 
Reichsoberhaupt  und  das  Staatsoberhaupt  in  Elsass-Lothriogen 
dieselben  Personen  sind^^.  Zum  Erlass  eines  solchen  Reichs- 
gesetzes aber  genügt  im  Bundesrathe  nicht  die  einfache  Majorität 
des  Art.  7  der  Verfassung,  auch  nicht  die  verstärkte  Majorität 
des  Art.  78  Abs.  2  der  Verfassung;  viehnehr  ist  Einstimmigkeit 
aller  Bundesglieder  erforderlich.  In  Elsass-Lothringen  besteht 
ein  Kondominat  sämmtlicher  deutschen  Staatsoberhäupter  und 
dieses  Kondominatverhältniss  kann  nicht  durch  Majoritätsbeschloss 
einzelner  condomini  eingeschränkt  oder  beseitigt  werden. 

Aus  vorstehender  Betrachtung  geht  hervor,  dass  sowohl  das 
Deutsche  Reich  als  die  deutschen  G-liedstaaten  wirkliche  Staaten 
sind.  Hieraus  folgt,  dass  weder  die  Theorie  Seydel's  noch  die 
Theorie  Hanel's  richtig  sein  kann,  dass  vielmehr  die  Bundes- 
staatstheorie  Laband's  allein  den  realen  Verhältnissen  entspricht 


**  Vergl.  meine  Schrift :  Die  staatsrechtliche  Stellung  von  Elsass-Loth- 
ringen S.  43.    MeU  1896. 
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Die  drei  Grundprinzipien  der  Union  auf  der 
skandinavischen  Halbinsel. 

Von 

C.  A.  Reuterskiöld,  Docent  in  üpsala. 


Am  14.  Jan.  1814  wurden  durch  den  Friedensvertrag  von 
Kiel  die  friedensrechtlichen  Beziehungen  zwischen  Schweden  und 
Dänemark  wieder  hergestellt  und  zwar  auf  Grund  von  Be- 
dingungen solcher  Art,  dass  die  schwedische  Regierung  glauben 
mnsste,  das  Ziel  ihrer  seit  Jahren  allen  entgegenstehenden  Hin- 
dernissen zum  Trotz  fortgeführten  Politik:  die  Vereinigung 
Norwegens  mit  der  Krone  Schweden  —  erreicht  zu  haben.  Der 
in  doppeltem  Sinn  souveräne  König  von  Dänemark-Norwegen 
trat  im  genannten  Vertrage  an  den  König  von  Schweden  alle  seine 
Rechte  und  Titel  auf  das  Königreich  Norwegen  ab,  nämlich  auf  alle 
die  im  Vertrage  (Art.  4)  besonders  aufgezählten  Bisthümer  und 
Provinzen  „embrassant  la  totalite  du  Royaume  de  Norv^ge",  die 
diesem  Vertrage  zufolge  „appartiendront  desormais,  en  toute 
proprietä  et  souverainete,  k  Sa  Majest^  le  Roi  de  Su^de,  et  for- 
merout  un  Royaume  r^uni  ä  celui  de  Su^de".  Die  Krone 
Schweden  und  somit  das  schwedische  Reich  traten  dadurch  hin- 
sichtUch  Norwegens  —  wie  immer  in  auswärtigen  Beziehungen 
—  durch  die  Person  des  Staatsoberhauptes  völlig  an  die  Stelle 
des  dänischen  Königs   und  der  dänischen  Staatsmacht.     Völker- 


rechtlich  ward  dies  durcb  die  Kieler  Konventioii  bestätigt  und 
Wnrkundet. 

Allein    war    auch     damit    die     künftige,    internationale 
R«chtsteIiaDg    Xorwegens    endgiltig    bestimmt    worden,  so  «u 
jedenfalls   noch   nicht   die  Unionsfrage  selbst   ans   der  Welt  ge- 
schaffen.   Denn  erst  mnsste  die  schwedische  Regierung  in  den 
wirklichen  Besitz  der  norwegischen  Landschaften  gelangen,  die 
DSnenurk  abgetreten  hatte,  ohne  dass  irgend  welche  Bchwedische 
Truppen  dahin  gekommen,  geschweige  denn  das  Land  erobert 
hätten.    Cnd  Überdies  schrieb  der  Friedensvertrag  vor,  dass  die 
abgetretenen  Provinzen  ein  besonderes,   nur   mit  Schweden  lei- 
einigtes,  aber  nicht  ganz  einverleibtes  Königreich  bilden  sollten, 
und    es  war  also  nöthig,    die  Unionsform    näher   festzustellen. 
Offenbar  hing  die  lÄsung  beider  Fragen  za  einem  gewissen,  nicht 
unwesentlichen  Grade  ?on  dem  Verhalten  Norwegens  ab,  aller- 
dings nicht  mit  Bezug  auf  die  internationale  Stellung  Schweden- 
Norwegens  oder  genauer  des  schwedischen  Halbinselreichs,  wohl 
aber  um  so  mehr  in  Betreff  der  inneren  Ordnung  nnd  des  inneren 
Staatsrechts    dieses    Reichs.     Wenn    nämlich    das    norwegische 
verhielt,    dann  konnten    die    schwedi- 
s  auf  eigene  fland  sowohl  die  Organi- 
i  nach  Beheben  erledigen,  denn  völker- 
iichgültig,    ob   das   norwegische  König- 
;ines  österreichischen  Kronlandes    oder 
dischen    Herzogthnmer    Livlands     oder 
aen  sollte.   Wenn  aber  das  norwegische 
thmen  wollte,  um  sein  Loos  selbst  m 
gewiss   die  Fragen  zu  grdssereD   Ver- 
lung  gefuhrt  haben.     Allerdings  konnte 
g  Norwegens  freiwillig  gestatten  —  e* 
rznmfen   —   oder   nothgedrongen   gnt- 
eine  völkerrechtliche  Stellung  und  .An- 
ofalls  aber  mussten  die  künftige  stasts- 
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rechtliche  Stellung  sowie  die  Ansprüche  Norwegens  und  damit  auch 
die  Schwedens  wesentlich  davon  abhängen,  ob  diese  so  zu  sagen 
quasi-  oder  partikularinternationalen  (interkantonalen)  Verhält- 
nisse der  skandinavischen  Halbinsel  mit  oder  ohne  Willen  und 
Wissen  Norwegens  sollten  geordnet  werden.  Ja,  wenn  Nor- 
wegen sogar  gegen  die  völkerrechtlich  schon  vereinbarte  und 
festgesetzte  Ordnung,  d.  h.  gegen  die  Vereinigung  mit  der 
schwedischen  Krone,  sich  auflehnte,  dann  würde  die  einfache 
friedliche  Besitznahme  eines  abgetretenen  Landes  sich  in  ein 
kriegerisches  Eroberungsunternehmen  gegen  ein  aufständisches 
Volk  verwandelt  haben  und  damit  wäre  wieder  alles  aufs  Spiel 
gesetzt  worden. 

Wie  hat  sich  nun  der  historische  Verlauf  gestaltet? 

Der  dänische  Statthalter  in  Norwegen,  von  norwegischen 
Notabein  gestützt,  erkannte  zwar  den  Kieler  Vertrag  in  BetreflF 
der  Abtrennung  Norwegens  von  Dänemark  an,  erklärte  aber  zu- 
gleich die  Abtretung  Norwegens  an  Schweden  rücksichtlich  der 
daraus  für  Norwegen  entspringenden  Verbindlichkeiten  für  null 
und  nichtig  und  forderte  das  norwegische  Volk  auf,  sich  als  unab- 
hängigen Staat  zu  konstituiren.  Das  Volk  gehorchte,  und  Nor- 
wegen konstituirte  sich  sodann  als  ein  „freies  und  selbständiges, 
untheilbares  und  unabhängiges^  Königreich  mit  dem  dänischen 
Prinzen,  dem  vormaligen  Statthalter,  als  König  an  der  Spitze. 
Das  in  dem  kleinen  norwegischen  Orte  Eidsvold  angenommene 
Grundgesetz^  vom  17.  Mai  1814  bezeichnet  den  Höhepunkt 
dieser  Bewegung. 

Allein    die  Regierung  Schwedens^  zögerte   nicht  länger  den 

*  Im  Folgenden  als  die  Eidsvold- Konstitution  bezeichnet. 

'  Ob  der  König  als  Inhaber  der  Krone  und  Organ  der  Regierung  in 
den  Beziehungen  mit  Norwegen  und  in  seiner  Thätigkeit  rücksichtlich  der 
norwegischen  Angelegenheiten  die  staatsrechtlichen  Thätigkeitsformen  der 
schwedischen  Grundgesetze  zu  beobachten  hätte  oder  nicht,   ist  im  Ganzen 
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Aufstand  mit  Gewalt  zu  unterdrücken.  Ueberall  wurden  ausser- 
dem die  Souveränitätsansprüche  der  neuen  norwegischen  Re- 
gierung von  den  europäischen  Mächten  zurückgewiesen  und  ihr 
selbst  jede  Anerkennung  versagt.  Auch  der  selbsterwählte  nor* 
wegische  König  —  den  Sommerkönig  möchte  ich  ihn  nennen  — 
trat  nothgedrungen  zurück  und  musste  das  Land  verlassen: 
doch  erkannte  Schweden  bis  auf  weiteres  die  thatsächliche  Re- 
gierung  und  das  neugeschaffene  Parlament  (Storthing)  Norwegens 
als  zufallige  Vertreter  des  norwegischen  Volkes  in  seinen  Be- 
Ziehungen  zu  Schweden  an.  Mit  diesen  schloss  nun  der  schwe- 
disch-norwegische Kronprinz  als  kommandirender  General  der 
schwedischen  Armee  in  oder  gegen  Norwegen  im  Namen  des 
Königs  von  Schweden  und  Norwegen  in  Moss  einen  Waffen- 
stillstand und  eine  Konvention  ab,  wonach  direkte  Unterhand- 
lungen zwischen  dem  Storthing  und  einer  besonders  beauftragten 
königl.  Kommission  eröffnet  werden  sollten.  Die  Ansprüche 
Norwegens  auf  Unabhängigkeit  wurden  kategorisch  abgelehnt 
und  somit  alles,  was  die  Wirksamkeit  des  Kieler  Vertrages  that- 
sächlich  gefährden  konnte,  hinweg  geräumt. 

Es  stand  also  nun  fest,  dass  die  völkerrechtlich  gewollte 
Ordnung  rücksichtlich  der  skandinavischen  Halbinsel,  d.  h.  die 
Erweiterung  des  schwedischen  Reiches  durch  die  Vereinigung 
Norwegens  mit  diesem,  aufrecht  erhalten  bleiben  sollte.  Aller- 
dings weigerte  sich  Norwegen  kurzweg  jene  Ordnung  positiv  an- 
zuerkennen, insofern  sie  auf  dem  Kieler  Frieden  beruhte,  aber 
die  internationale  Rechtskraft  des  Vertrages  vom  14.  Jan.  1814 
hing  keineswegs  davon  ab.  Die  Anerkennung  von  Seiten  Nor- 
wegens würde  völkerrechtlich  ebenso  irrelevant  gewesen  sein,  wie 


hier  unwesentlich,  denn  die  schwedische  Krone  ist  jedenfalls  das  Yertretungs- 
Organ  der  völkerrechtlich-schwedischen  Staatsmacht,  und  der  König  bandelt 
immer,  wenn  er  die  Macht  und  die  Mittel  des  Staates  anwendet,  als  Inhaber 
der  Macht  der  Krone.  Anderer  Meinung  scheinen  doch  einige  Verfasser  ta 
sein,  wie  z.  B.  Forssell  in  Nytt  Juridiskt  Arkiv,  Bihang  1895. 
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es  die  Nichtanerkennung  war.  Der  Kieler  Frieden  hat  nämlich 
ein  Rechtayerhältniss  blos  zwischen  Dänemark  und  Schweden, 
sowie  zwischen  diesen  Staaten  und  den  europäischen  Mächten 
hinsichtlich  Norwegens,  nicht  aber  zwischen  Norwegen  und 
irgend  welchem  Staate  begründet,  noch  auf  irgend  welche  Weise 
die  inneren  Verhältnisse  und  rechtlichen  Beziehungen  der  ver- 
einigten Staaten  des  schwedischen  Reiches  normirt.  Wenn  nur 
dieses  Reich  sein  völkerrechtliches  Oebiet  behielt,  und  Norwegen 
also  mit  der  schwedischen  Krone,  sei  es  in  der  einen  oder 
der  anderen  Form  vereinigt  blieb,  so  war  die  Auffassung,  die 
Anerkennung  oder  Nichtanerkennung  jenes  Vertrages  seitens 
Iforwegens  völkerrechtlich  ganz  gleichgültig.  Die  thatsäch- 
lichen  Vorgänge  bestätigen  unsere  Darlegung.  Das  norwegische 
Storthing  revidirte  das  Eidsvolder  Grundgesetz  den  Forderungen 
der  königl.  Kommissare  entsprechend  und  beschloss  schon  am 
20.  Okt.  1814  die  Vereinigung  Norwegens  mit  dem  schwedischen 
Reich  unter  einem  gemeinsamen  König  als  Staatsoberhaupt.  Die 
besonderen  Bedingungen  der  Union  aber  konnten  nicht  so  schnell 
fertiggestellt  werden.  Die  Revision  der  Eidsvold- Konstitution 
konnte  nur  Schritt  für  Schritt  vollendet  werden:  jeder  Paragraph 
ist  nämlich  von  dem  Storthing  sowie  von  den  königl.  Kommissaren 
genau  untersucht,  der  Inhalt  und  Wortlaut  des  beabsichtigten 
neuen  Grundgesetzes  durch  Verabredung  und  Uebereinkunft 
zwischen  ihnen  festgestellt  worden.  Erst  nachdem  dies  geschehen, 
wurde  am  4.  Nov.  1814  —  der  Geburtstag  der  Union  in  ihrer 
jetzigen  Form  —  das  revidirte,  im  Namen  des  Königs  gebilligte 
Grundgesetz  vom  Storthing  feierlich  angenommen.  Dadurch  war 
also  das  norwegische  Gemeinwesen  endgültig  und  rechtlich  als 
Staat  konstituirt  und  von  Schweden  als  solcher  oder  genauer  als 
„freies,  selbständiges,  untheilbares  und"  —  nicht  wie  es  die 
Eidsvold-Konstitution  in  §  1  behauptet  hatte  „unabhängiges", 
sondern  im  Gegentheil  statt  dessen  —  „unabtrennbares,  mit 
Schweden  unter  einem  König  vereinigtes"  Reich  anerkannt. 
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Die  letzte  Formalität  des  Vereinigungsaktes  wurde  dann  alsbald 
erfüllt  durch  formelle  Wahl  und  Proklamation  des  schwedischen 
Königs  als  zugleich,  dem  yereinbarten  neuen  Grundgesetz  ge* 
mäss;  konstitutionellen  König  Norwegens^  Ohne  Einmischung 
fremder  Mächte  war  damit  die  Vereinigungsfrage  gelöst  und  die 
beabsichtigte  völkerrechtliche  Ordnung  gesichert. 

Ein  norwegischer  Staat  existirte  also  von  nun  ab  innerhalb 
des  schwedischen  Halbinselreichs,  aber  nicht  als  souveräner  Staat, 
nicht  als  europäisch  anerkannter  Staat,  sondern  nur  als  ein  mit 
Schweden  vereinigter  und  dadurch,  d.  h.  im  Yerhältniss  za 
Schweden ;  selbständiger  Staat.  Keine  Aenderung  in  dieser 
Stellung  Norwegens  war  nachher  ohne,  geschweige  denn  wider 
den  Willen  Schwedens  rechtlich  möglich,  und  völkerrechtlich 
hat  Niemand  ausser  der  schwedischen  Regierung  sich  mit  den 
inneren  Verhältnissen  des  schwedisch-norwegischen  Reichs  und 
den  ünions Verhältnissen  zu  befassen,  insofern  diese  Regierung 
ihre  völkerrechtliche  Verantwortlichkeit  thatsächlich  erfüllt  und 
zu  erfüllen  vermag:  denn  selbstverständlich  ist  die  Regierung 
Schwedens  fortwährend  für  alles  Thun  und  Lassen  auch  des 
norwegischen  nicht-souveränen  Staates  völkerrechtlich  verantwort- 
lich. Unter  dieser  Voraussetzung,  und  nur  unter  dieser,  kann 
auch  er  in  der  That  eine  internationale  Thätigkeit  als  Staat 
entwickeln. 

Das  erste  Grundprinzip  der  schwedisch-norwegischen  Union 
lässt  sich  somit  wie  folgt  formuliren:  Historisch  in  Folge  des 
Kieler  Vertrages,  Staats-  und  völkerrechtlich  auf  Grund 
thatsächlich  bestehender,  von  den  Mächten  des  Staaten- 

'  Zu  bemerken  ist  im  Uebrigen,  dass  das  Grundgesetz  noch  einmal 
vom  König  als  norwegischem  König  bestätigt  und  kundgemacht  wurde.  Dss 
Grundgesetz  ist  also  zugleich  Vertrag  mit  Schweden  und  norwegisches  Geseti. 
Ueber  die  prinzipiellen  Ausführungen  riicksichtlich  dieser  Materie,  vgl. 
RsuTERSKiöLDf  Om  stater  och  internationelle  Hättssubjekt  S.  61  ff.  (in  Upsali 
Universitets  arskrift  1896)  —  wovon  jetzt  eine  deutsche  Uebersetzung  T0^ 
bereitet  wird. 
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Systems  anerkannter  Verhältnisse  bildet  Schweden-Nor- 
wegen gegenüber  dem  Auslande  eine  rechtliche  Einheits- 
macht unter  dem  völkerrechtlich  anerkannten  schwedi- 
schen Staatsoberhaupt  und  stellt  also  im  internationalen 
Verkehr  nur  ein  yölkerrechtliches  Kechtssubjekt  dar. 
Das  ist  das  Einheits-  und  Hanptprinzip  der  skandinavischen 
Union. 

Dieser  Grundsatz  gilt  noch  heute,  und  es  wäre  ganz  unrichtig, 
wenn  man  dagegen  einwenden  wollte,  die  Mächte  hätten  doch 
seither  wenigstens  durch  konkludente  Handlungen,  wenn  auch 
nicht  ausdrücklich,  die  souveräne  Staatsqualität  Norwegens  an- 
erkannt, indem  der  nom^'egische  Staat  als  solcher  mehrfach  mit 
ihnen  Verträge  und  Sonderverträge  geschlossen  hat.  An  sich  ist 
das  letzte  allerdings  richtig  und  unbestreitbar,  allein  das  beweist 
hinsichtlich  der  Souveränitätsfrage  nichts,  weil  jene  Verträge 
doch  auch  von  unleugbar  nicht-souveränen  Staaten,  sogar  von 
Gebieten  wie  Kolonien  oder  Schutzländern  („Staatsfragments"- 
Gebieten)  eingegangen  werden  können.  Zum  Nachweis,  dass  dies 
öfters  geschehen  ist,  sei  hier  z.  B.  nur  auf  die  Weltpost- 
konventionen hingewiesen.  Und  in  allen  Fällen  sind  auch  diese 
insgesammt  nur  durch  den  einzig  möglichen  völkerrechtlichen 
Vertreter  Norwegens,  den  König,  abgeschlossen  worden,  der  zwar 
berechtigt  sein  kann  im  Namen  Norwegens  und  als  König  von 
Norwegen  Verträge  zu  schliessen ,  aber  nur  weil  und  insofern  er 
zugleich  als  schwedisches  Staatsoberhaupt  völkerrechtlich  an- 
erkannt ist.  Entscheidend  bleibt  stets  die  völkerrechtliche  Ver- 
antwortlichkeit, und  diese  ruht  noch  heutzutage,  was  die  norwegi- 
schen sowie  die  schwedischen  internationalen  Beziehungen  an- 
betrifft, in  letzter  Linie  auf  der  schwedischen  Krone  und  Regie- 
rang —  ganz  davon  abgesehen,  wie  das  Verhältniss  dieser  zum 
norwegischen  Staat  und  zu  den  norwegischen  Staatsorganen 
staatsrechtlich  geregelt  sein  mag. 


—     378     — 

Offenbar  müssen  indess  die  staatsrechtlichen  Beziehungen 
der  vereinigten  Königreiche  auf  die  Effektivität  des  ersten  oder 
völkerrechtlichen  Einheitsprinzips  der  Union  von  grösster  Be- 
deutung sein.  Selbstredend  muss  diese  Staatenverbindung,  in- 
sofern blos  eine  souveräne  Staatsmacht  in  ihrem  Gebiete 
völkerrechtlich  anerkannt  ist,  selbst  eine  staatliche  sein,  selbst 
Staatsqualität  besitzen,  d.  h.  einen  zusammengesetzten  Staat 
oder  ,,Staatenstaat^  bilden^.  Wenn  die  vereinigten  Staaten 
im  Yerhältniss  zum  Ausland  als  Einheitsmacht  auftreten  müssen; 
so  kann  die  völkerrechtlich  unbedingte  Verantwortlichkeit  der 
Kegierung  des  Gebiets  nicht  aufrecht  erhalten  werden,  ohne  dass 
diese  Regierung  auch  Träger  einer  wirklichen  Staatsmacht  des 
Gebiets  ist.  Der  Staatenstaat  kann  aber  hinsichtlich  seiner 
Glieder  koordinirt  oder  subordinirt  zusammengesetzt  sein:  entweder 
sind  die  Theilstaaten  einer  besonders  gebildeten  Hauptstaatsmacht 
als  der  Einheit  beider  untergeordnet,  wie  dies  z.  B.  meines  Er- 
achtens  in  Oesterreich-Üngam  der  Fall  ist,  oder  es  wird  die 
Hauptstaatsmacht  mit  der  des  einen  der  Theilstaaten  zusammen- 
fallen und  von  diesem  vertreten.  Ob  die  eine  oder  die  andere 
Form  des  Staatenstaats  in  einem  gegebenen  Fall  vorliege,  das 
ist  nicht  aus  einer  allgemeinen  Formel,  sondern  nur  ans  den 
staatsrechtlich  konstitutionellen  positiven  Bestimmungen  dieser 
Staatenverbindung  selbst  zu  ermitteln. 

Was  nun  die  schwedisch-norwegische  Union  anbetrifft,  so 
sind  die  Bedingungen  derselben  in  dem  mit  Schweden  verein- 
barten norwegischen  Grundgesetz  vom  4.  Nov.  1814  enthalten.  — 
Die  Norweger  hatten  ja  sogar  selbst  in  des  Moss-Konvention  den 
ausdrücklichen  Vorbehalt  gemacht,  blos  solche  Aenderungsvorscbläge 
des  Eidsvolder  Grundgesetzes  in  Behandlung  zu  nehmen,  die  un- 
mittelbar durch  die  Vereinigung  veranlasst  und  geboten  erschienen. 
Diese  Bedingungen  waren  demnach  nur  von  den  konstituirten  Ver- 

*  Vgl.  Reutebskiöld,  Om  s tater  och  internationella  Rättssubjekt  S.  15  ff., 
23  ff.,  36  ff. 
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tretern  des  norwegischen  Volkes  und  dem  König  des  schwedischen 
Reichs  yereinbart  worden ;  insofern  diese  aber  auch  noch  Modifi- 
kationen der  schwedischen  Grundgesetze  erforderten,  mussten  sie 
noch  vom  schwedischen  Reichstag  bestätigt  werden^  was  auch  1815 
geschah.  Diejenigen  Artikel,  zu  welchen  die  Stände  so  ihre 
Einwilligung  gegeben  hatten,  wurden  dann  in  einer  besonderen 
Urkunde,  dem  sog.  Riksakt,  beinahe  wörtlich  aus  dem  norwegischen 
Grrundgesetz  zusammengestellt  und  von  dem  König  und  den 
Parlamenten  beider  Staaten  materiell,  wenn  auch  nicht  formell, 
als  Staatsgrundgesetz  angenommen^.  Es  giebt  jedoch  daneben 
auch  noch  andere  Unionsbedingungen,  welche  den  schwedischen 
Ständen  nicht  vorgelegt  worden  waren,  und  die  dessen  ungeachtet 
vollgiltig  geblieben  sind,  weil  sie  in  Betreff  Schwedens  vom  König 
allein  abhingen.  Diese  Bedingungen  sind  nicht  in  den  Riksakt  über- 
tragen, sondern  sind  nur  im  Vertrage  vom  4.  Nov.  1814  enthalten. 
Dem  ersten  Artikel  des  Riksakts  und  des  Orundgesetz- 
vertrages  gemäss  ist  nun  Norwegen  innerhalb  der  Union  als  ein 
freier  und  selbständiger  Staat,  d.  h.  als  ein  Oemeinwesen  „mit 
eigenem  Recht",  anerkannt.  Die  Vereinigung  der  beiden  Staaten, 
Schweden  und  Norwegen,  war  also,  wie  im  Eingang  des  Riksakts 
gesagt  wird,  eine  Vereinigung  „unter  einem  König,  aber  mit 
Genuss  besonderer  Regierungsgesetze".  Einer  ist  Regent,  näm- 
lich der  König  von  Schweden  nach  der  schwedischen  Successions- 
ordnung,  die  auch  von  dem  norwegischen  Storthing  anerkannt 
wurde;  und  wenn  die  thronfolgeberechtigte  Königsfamilie  aus- 
stirbt, derjenige,  der  dann  von  den  Parlamenten  beider  Staaten 
gemeinsam  erwählt  wird.  Der  persönlich  gemeinsame  Regent 
aber  muss  jeden  Staat  nach  dessen  besonderen  Interessen  und 
Gesetzen  regieren  —  auch  wenn  dadurch  die  völkerrechtliche 
Stellung    „des  Staats"    (vgl.  §  4  des  Riksakts),    d.   h.   beider 

^  Der  Riksakt  ist  nämlich  nur  in  Norwegen,  nicht  auch  in  Schweden 
rücksichtlich  seiner  Aenderiing  den  Regeln  und  Vorschriften  der  Aenderung 
von  Grundgesetzen  unterworfen. 
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Theilstaaten,  gefährdet  werden  sollte.  Unter  allen  den  ver* 
schiedenen  Aufgaben,  die  sonst  der  inneren  Politik  eines  Staates 
angehören,  wurde  keine  einzige  der  Union  selbst  als  staatlichem 
Gemeinwesen  und  staatlicher  Einheit  höherer  Ordnung  zugetheilt. 
Im  Gegentheil,  die  Union  als  solche  wurde  überhaupt  staats- 
rechtlich nicht  organisirt;  sondern  nur  im  König  so  zu  sagen 
personifizirt:  wollen  die  vereinigten  Königreiche  etwas  Gemein- 
sames unter  sich  erreichen,  dann  kann  dies  blos  geschehen  durch 
besonderen  Beschluss  des  Königs  als  eines  Vertreters  jedes 
Staats  für  sich,  wenn  auch  in  gleichzeitig  und  gemeinschaftlich 
abgehaltenen  Sitzungen  der  Staiatsrathskollegien  (Ministerräthe) 
beider  Staaten.  Diese  Beschlüsse  sind  denn  als  quasi  völker- 
rechtliche oder  interkantonale,  zwischenstaatliche,  Uebereinkommen 
beider  Staaten  juristisch  zu  konstruiren  und  nach  den  gewöhn- 
lichen allgemeinen  Regeln  einer  derartigen  Verabredung  zu  he* 
urtheilen.  Vollständige  Gleichheit  in  allen  inneren, 
wechselseitigen  Beziehungen  —  das  war  der  Preis,  um 
welchen  Norwegen  seine  „freiwillige  Zustimmung^  zum  Ver- 
einigungswerke gab,  und  den  Schweden  um  so  lieber  annahm, 
weil  es  hoffte  dadurch  Vertrauen  zu  erwecken  und  mit  der  Zeit 
Entgegenkommen  zu  gewinnen.  „Es  galt^,  wird  in  der  königl. 
Proposition  an  die  schwedischen  Stände  rücksichtlich  der  neuen, 
durch  die  Vereinigung  mit  Norwegen  entstandenen,  konstitutionellen 
Verhältnisse  gesagt,  „nicht  nur  ein  skandinavisches  Reich 
aus  zwei,  lange  feindlichen  Völkern  zu  errichten,  sondern  auch 
ihnen  schleunige  Mittel  zu  gegenseitigem  Vertrauen  und 
aufrichtiger  Freundschaft  zu  bereiten^,  und  gerade  darum 
sollte  „bei  Feststellung  der  gemeinsamen  Rechte  der  Völker  eine 
vollkommene  Gleichheit  unter  ihnen  ohne  Berücksichtigung 
ihrer  Anzahl  oder  des  Ertrages  ihrer  Lande  errichtet  werden^. 
Dieses  Gleichheitsprinzip  ist  also  der  zweite  Grundsatz 
der  Union  und  als  ihr  Eoordlnationsprinzip  zu  bezeichnen. 
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Es  erhebt  sich  nunmehr  die  Frage,  wie  vertragen  sich  nun 
diese  beiden  Grundsätze  der  Einheit  und  der  Gleichheit?  Ist 
der  Bchwedisch-norwegische  unorganisirte  Staatenstaat  als  koordinirt 
oder  als  subordinirt  zusammengesetzter  Staat  zu  denken?  A  priori 
wäre  allerdings  das  Erste  als  das  Folgerichtigste  zu  erwarten.  Dem 
ist  aber  thatsächlich  nicht  so,  denn  das  Eoordinationsprinzip  ist 
geradewegs  durch  eine  Art  deductio  in  absurdum  als  absolutes 
Gleichheitsprinzip  aufgefasst  und  darum  mit  dem  ersten  Grund- 
prinzip der  Union  unvereinbar  geworden.  In  Folge  dessen  ist 
auch  jeder  Versuch,  dem  Staatenstaate  eine  selbständige  Organi- 
sation als  Hauptstaat  der  Staatenverbindung  zu  geben,  gescheitert, 
and  die  Union  ist  nothgedrungen  mit  einem  dritten  Prinzip,  dem 
Sabordinationsgrundsatz,  bereichert.  Der  Grund  ist  historischer 
und  thatsächlicher,  keineswegs  juristischer  Natur. 

Es  steht  nämlich  unzweifelhaft  fest,  dass  die  leitenden  Per- 
sönlichkeiten Norwegens  neben  dem  schwedischen  Adel  und  dem 
behaupteten  schwedischen  Eriegschauvinismus  nichts  mehr  fürch- 
teten als  die  1814  sog.  schwedischen  ^Amalgamirungspläne^. 
Norwegen  war  damals  eben  noch  eine  so  junge  Nation  und  deren 
Staatsorganisation  noch  in  dem  Grade  unsicher,  dass  es  energisch 
jede  gemeinsame  Organisation  und  somit  auch  jede  selbständige 
Organisation  des  Staatenstaats  als  einen  ersten  Schritt  zur 
„Amalgamirung^  ablehnen  zu  müssen  glaubte.  Als  indess  die 
Vereinigung  mit  Schweden  nicht  zu  umgehen  war,  wollte  man  in 
Norwegen  lieber  eine  thatsächliche  Subordination  unter  der 
schwedischen  Krone  in  Ansehung  der  nothwendig  gemeinsamen, 
d.  h.  der  auswärtigen  und  internationalen  Angelegenheiten.  Wenn 
in  „allen  gemeinsamen  Rechten  der  Völker^  eine  durchaus  „voU- 
kommene  Gleichheit^  herrschen  sollte,  und  wenn  die  Norweger 
diese  Gleichheit  immer  als  eine  Gleichheit  zweier  souveräner 
Staaten  betrachteten,  die  neben-  oder  gegeneinander  standen, 
nicht  aber  in  gleicher  Weise  sich  einer  höheren  Einheit  unter- 
ordneten, so  folgte  ja  daraus  mit  Nothwendigkeit,  dass  entweder 
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das  Einheits-  oder  das  Oleichheitsprinzip  beeiDträchtigt  werden 
musste.  Das  erste  konnte  nicht  Schweden,  das  zweite  wollte 
nicht  Norwegen  zugeben,  und  es  schien  also  unmöglich  die  Frage 
rechtlich  zu  erledigen;  wenn  wirklich  die  ^wechselseitige  An- 
erkennung der  gesetzmässigen^  Rechte  der  Völker"  („inbördas 
erkönnande  af  folkens  lagliga  rättigheter'^)  einziger  Grund  der  Ver- 
einigung sein  sollte.  Allein  in  diesem  Falle  hätten  die  Waffen 
entscheiden  müssen  —  was  weder  Norwegen  noch  Schweden  wollte. 
Beiderseits  liess  man  aus  diesem  Grunde  lieber  die  Frage 
der  juristischen  Basis  der  Union  unentschieden,  indem  man 
jeden  Schritt  und  jeden  Ausdruck  vermied,  wodurch  die  streitigen 
Auffassungen  als  ausdrücklich  bestätigt  bezw.  aufgegeben  hätten 
angesehen  werden  können.  Die  Kommissare  des  Königs  be- 
gnügten sich  im  Namen  Schwedens  mit  einer  Revision  der  Eids- 
volder  Konstitution  durch  thatsächliche  Verabredung  sowie  rein 
thatsächliche  Beseitigung  jedes  Hindernisses  der  Subordination 
Norwegens  in  auswärtigen  Beziehungen  unter  der  schwedischen 
Krone,  was  besonders  dadurch  geschah;  dass  die  Bestimmungen 
der  EidsYolder  Konstitution  über  ein  norwegisches  Ministerium  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  und  überhaupt  solche  in  Betreff  der 
Behandlung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  einfach  gestrichen 
wurden.  Das  norwegische  Storthing  seinerseits  musste  zwar  dies 
gutheissen,  erkannte  aber  die  neue  Ordnung  mehr  als  eine  that- 
sächliche, denn  als  eine  juristisch  nothwendige  an  und  will 
heutzutage  sogar  geltend  machen,  dass  sie  nur  als  eine  interimi- 
stische, keineswegs  als  eine  endgültige  beabsichtigt  gewesen  sei  — 
was  aber  durch  ältere  Aussagen  und  Maassregeln  des  Storthings 
sowie  indirekt  auch  durch  den  „Riksakt^  selbst  widerlegt  vird'. 

*  Za  bemerken  ist,  dass  es  in  der  königl.  Proposition  von  1815, 
wo  die  Worte  stehen,  also  nicht  von  ^sleichen^  o.  dgl.,  sondern  nur  voo 
„gesetzmässigen"  Rechten  geredet  wird. 

^  Im  Riksakt  waren  nämlich  ursprünglich  der  Staatsminister  des  Aus- 
wärtigen und  der  Hofkanzler  nur  als  schwedische  Beamte  in  Betracht  gesogen: 
nur   in   Folge   der   Reorganisation  des   schwedischen  Staatsraths  (Minister 
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So  geschah  es,  dass  das  völkerrechtlich  schwedische  Reich 
der  skandinayischen  Halbinsel  sich  als  siibordinirt  zusammen- 
gesetzter Staat  konstituirte,  obwohl  es  staatsrechtlich  ein  koordi- 
nirtes  Schweden -Norwegen  darstellt.  Die  völkerrechtliche 
Krone  Schweden,  d.  h.  die  staatsrechtliche  Doppelkrone 
Schweden  und  Norwegen,  wird  also  gegenwärtig  wie 
früher  de  facto  und  de  jnre  (sc.  gentinm,  und  wenn  auch 
nicht  unbestritten,  pnblieo)  von  der  Krone  des  Theil- 
staats  Schweden  als  einzigen  und  vollberechtigten  Ver- 
treter des  Reichs  und  aller  seiner  Theile  repräsentirt. 
Dieses  so  zu  sagen  zwischenstaatliche  Subordinationsprinzip  ist 
ganz  gewiss  eine  Anomalie,  die  einer  1814  wechselseitig  ge- 
duldeten juristischen  Zweideutigkeit  ihr  Dasein  verdankt,  die  aber 
bis  auf  Weiteres  einen  rechtlichen  Grund  hat  und  bewusst  ein- 
geführt worden  ist.  Das  hat  sich  aber  verhängnissvoll  erwiesen 
und  die  Beziehungen  der  vereinigten  Königreiche  unter  sich 
mehrfach  verrückt:  gerade  darin  liegt  nämlich  der  juristische 
sowie  der  politische  Ausgangspunkt  aller  unionellen  Zwistigkeiten 
Schwedens  und  Norwegens,  wie  seit  lange  bekannt  und  an- 
erkannt ist. 

Juristisch  steht  demnach  gegenwärtig  die  Frage  ungefähr 
wie  folgende  Darstellung  zeigt.  In  Schweden  ist  man  überall 
bereit,  das  Subordinationsprinzip  und  die  schwedische  Theilstaats- 
hegemonie  ganz  aufzugeben,  allein  blos  unter  der  Voraussetzung, 
dass  das  Einheitsprinzip  anerkannt  und  eine  Organisation  wirklich 
gemeinsamer,  wenn  auch  sehr  minimaler,  staatlicher  Institutionen 
zu  Stande  gebracht  wird,  und  zwar  auf  Grund  vollkommenster 
Gleichheit  der  Rechte,  aber  auch  verhältnissmässiger  Auftheilung 
der  Pflichten,  —  im  Uebrigen  aber  will  man  bis  auf  Weiteres 
beim  Status  quo  stehen  bleiben.  Die  Norweger  dagegen  wollen, 
von  ihrem  Ausgangspunkt   durchaus  folgerichtig,   das   staatliche 

raths)  und  om  freie  Hand  dabei  zu  gewinnen,   nicht  aber  aus  unionsrecht- 
liehen  oder  sogar  unionspoliiischen  Gründen  wurde  dies  später  geändert. 

25* 
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Einheitsprinzip  endgültig  beseitigen  und  die  Union  ausdrücklich 
als  einen  Staatenbund  zweier  yöllig  koordinirter,  souTeräner 
Staaten  auf  der  Basis  der  reinen  Personalunion  konstituiren ,  — 
wenn  sie  nicht  etwa  YÖlliger  Separation  nachgehen.  Jedenfalls 
sind  sie  der  Meinung,  die  gegenwärtige  Ordnung  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  sei  eine  blos  thatsächliche,  die  gewissermasseo 
auf  einem  Mandatsverhältniss  zwischen  Norwegen  und  dem 
schwedischen  Minister  des  Auswärtigen  beruhe.  Insofern  aber 
blosse  Ansprüche  und  Auffassungen,  ja  geradewegs  formell  und 
materiell  rechtlich  zurückgewiesene  Ansprüche,  nicht  als  Rechte 
gelten  können,  zumal  wenn  dadurch  bestehende  yölkerrechtliche 
Verhältnisse  empfindlichst  gefährdet  werden,  —  da  Separation 
der  staatsrechtlich  vereinigten  Königreiche  zugleich  eine  Auf- 
lösung des  völkerrechtlich  einheitlichen  schwedisch-norwegischen 
Reichs  bedeutet,  —  kann  Schweden  ehren-  und  pflichtgemäss 
derartigen  Forderungen  seine  Zustimmung  nicht  ertheilen  \  An- 
dererseits würde  aber  die  Organisation  einheitlicher  Institutionen 
zwar  einen  Verzicht  auf  separatistische  Ansprüche  enthalten,  allein 
wenn  dadurch  auch  das  Subordinationsprinzip  völlig  beseitigt 
würde,  so  scheint  es  doch,  als  könnte  das  norwegische  Volk  und 
der  norwegische  Staat  mit  Ehren  in  eine  derartige  Ordnung  der 
Verhältnisse  einwilligen.  Denn  juristisch  wären  in  diesem  Falle 
die  beiden  Theilstaaten  Schweden  und  Norwegen  als  durchaus 
gleichgestellt  und  beide  als  nicht  souverän  aufzufassen:  die 
Souveränetät  aber  würde  der  Einheit  beider,  Schweden-Norwegen 
zustehen,  und  die  Union  auf  der  skandinavischen  Halbinsel  hätte 
dann  nur  zwei  Grundprinzipien  —  das  der  Gleichheit  und  das 
der  Einheit. 


^  Anderer  Meinung  z.  B.  Bbrnatzu  in  Gr0mhüt*8  Zeitschrift  1899,  der 
jedoch  meines  Erachiens  von  anrichtigen  YoraussetEungen  ansgegaDgen  ist. 
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preussische  Centralgenossenschaftskasse. 

Von 

Dr.  Hans  Crüger,  Charlottenburg-Berlin. 


I. 

Der  Gedanke,  eine  Staatsbank  zu  gründen  zu  dem  aus- 
schliesslichen Zweck,  den  Interessen  der  Genossenschaften  zu 
dienen  y  ist  nicht  neu.  Bei  der  Berathung  des  preussischen  Ge- 
nossenschaftsgesetzes im  Herrenhause  (1867)  lag  ein  Antrag 
Kleist-Retzow  vor,  zur  Förderung  des  Genossenschaftswesens 
eine  Staatsbank  mit  2  Mill.  Thalern  zu  begründen.  Der  Antrag 
wurde  von  den  Vertretern  der  Regierung  als  kommunistisch  be- 
kämpft und  das  Zustandekommen  des  Genossenschaftsgesetzes 
für  den  Fall  seiner  Annahme  in  Zweifel  gezogen.  Von  ähnlichen 
Erwägungen  wie  1867  Eleist-Retzow,  ging  wohl  1889  bei  der 
Berathung  über  die  Abänderung  des  Bankgesetzes  vom  14.  Mai 
1875  der  Abgeordnete  Gamp  aus,  als  er  von  der  Reichsbank  für 
die  Landwirthe  Kreditgewährung  auf  Wechsel  mit  einer  Unter- 
schrift und  auf  längere  Frist  verlangte. 

Im  österreichischen  Abgeordnetenhaus  wurde  1891  von  dem 
Abgeordneten  Steinwender  der  Antrag  eingebracht,  eine  Reichs- 
genossenschaftsbank zu  errichten  zur  Förderung  des  gewerblichen 
und  landwirthschaftlichen  Genossenschaftswesens  durch  E[redit- 
gewährung;  die  Mittel  sollten  durch  einen  Staatszuschuss  und 
Ausgabe  von  „Genossenschaftsbankbriefen''  aufgebracht  werden. 
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Der  Antrag  ist  aus  der  Kommission,   der  er  überwiesen  wurde. 
nicht  herausgekommen. 

Frankreich  ist  das  bekannte  Versuchsfeld  solcher  Bestrebung-^:) 
gewesen.  Im  Jahre  1848  beschloss  die  konstituirende  Ver- 
sammlung 3  Mill.  Franken  „für  Genossenschaften  von  Arbeiter. 
oder  Vereinigungen  von  Unternehmern  und  Arbeitern"  zur  Ve: 
füguQg  zu  stellen;  Napoleon  gründete  1867  die  Caisse  d'escompit 
des  sociStes  coop^ratives;  im  Jahre  1892  brachte  die  Begiemn^ 
einen  Gesetzentwurf  ein  zur  Begründung  eines  Credit  agricoit 
mit  einer  staatlichen  Garantie  von  2  Mill.  Franken,  den  die 
Regierung  selbst  wieder  fallen  Uess. 

Neuerdings  ist  der  Gedanke  einer  Staatsbank  für  die  Ge 
nossenschaften  verwirklicht  in  Ungarn  unter  gleichzeitiger  HeraL- 
Ziehung  des  Privatkapitals,  und  in  Frankreich  benutzte  Melier 
die  Erneuerung  des  Privilegs  der  Bank  von  Frankreich,  um  de: 
Landwirthen  billiges  Betriebskapital  zuzuführen.  Die  40  31£ 
Franken ;  die  durch  die  Bank  von  Frankreich  in  den  Scbti 
fliessen,  werden  als  zinsfreier  Vorschuss  den  nach  dem  Geset: 
vom  5.  Nov.  1894  errichteten  landwirthschaftlichen  Bezirisskredit 
kassen  zur  Verfügung  gestellt,  eine  besondere  ausserparlamei- 
tarische  Kommission  hat  über  die  Vertheilung  der  Darleben  Vor- 
schläge zu  machen;  Zweck  der  Bezirkskassen  ist  die  Fördenc 
der  Weiterentwicklung  der  bestehenden  Genossenschaften  durcL 
Diskontirung  ihrer  Wechsel  und  Hingabe  der  nothwendigen  Be- 
triebsmittel. 

II. 
Am  3.  Mai  1895  verhandelte  das  preussische  Abgeordnetet 
haus  über  einen  Antrag  von  Mendel-Steinfels: 

„Die  königl.  Staatsregierung  aufzufordern,  einen  Betrag  b:: 
zu  20  Mill.  Mk.  zur  Verfügung  zu  stellen  zwecks  Befriedigocf 
des  Kreditbedürfnisses  landwirthschaftlicher  Genossenschaft^ 
(besonders  ländUcher  Darlehenskassen)  und  zwar  zu  einem  eci- 
sprechend  niedrigen;  272V0  nicht  übersteigenden  Zinafuss.* 
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Hierzu  lag  ein  Abänderungsantrag  von  Dr.  Arndt   and 
Genossen  vor: 

„Die  königl.  Staatsregierung  zu  ersuchen,  dem  Landtage 
baldmöglichst  eine  Vorlage  wegen  Errichtung  einer  staatlichen 
Centralkreditanstalt  zu  machen;  welcher  die  Aufgabe  zuzuweisen 
ist,  die  Elreditbedürfnisse  der  produktiven  Grewerbe,  ins- 
besondere des  kleineren  Grundbesitzes  und  des  Handwerker- 
standes zu  möglichst  billigem  Zinsfuss  zu  befriedigen  und  zu 
diesem  Zweck  auch  die  von  kommunalen  Korporationen  in's 
Leben  gerufenen  Kreditanstalten,  sowie  die  auf  dem  Prinzip 
der  Selbsthilfe  und  der  Selbstverwaltung  beruhenden  Kredit- 
genossenschaften durch  Gewährung  möglichst  niedrig  verzins- 
licher Darlehen  zu  unterstützen.^ 

Beide  Anträge  wurden  zu  Gunsten  einer  motivirten  Tages- 
ordnung zurückgezogen  auf  Grund  einer  Erklärung  des  Finanz- 
ministers, dass  die  Regierung  mit  der  Ausarbeitung  eines  Ge- 
setzes beschäftigt  sei,  das  den  Grundgedanken  jener  Anträge 
entspräche.  Der  Finanzminister  hatte  in  Aussicht  gestellt,  ein 
staatliches  Centralkreditinstitut  für  den  Mittelstand  in  Stadt  und 
Land,  für  die  Grundbesitzer  und  Handwerker  in's  Leben  zu 
rufen,  das  aber  nicht  den  einzelnen  Darlehnskaäsen,  sondern  nur 
den  Kreditverbänden  Kredit  geben  sollte.  Das  Institut  war  als 
Geldausgleichstelle  der  verschiedenen  Kassen  gedacht. 

Anfangs  Juni  ging  der  Gesetzentwurf  dem  Abgeordneten- 
hause zu  und  fand  die  Zustimmung  der  grossen  Mehrheit.  Das 
Gesetz  betr.  die  Errichtung  einer  Centralanstalt  zur  Förderung 
des  genossenschaftlichen  Personalkredits  vom  31.  Juli  1895  be- 
stimmt in  §  1,  dass  unter  dem  Namen  „Preussische  Central- 
genossenschaftskasse^  in  Berlin  eine  Anstalt  errichtet  wird  ^^zur 
Förderung  des  Personalkredits,  insbesondere  des  genossenschaft- 
lichen Personalkredits^.  Die  Anstalt  ist  nach  §  2  befugt,  fol- 
gende Geschäfte  zu  machen: 

^l.  zinsbare  Darlehen  zu  gewähren  an 
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a)  solche  Vereinigungen  und  Verbandskassen  eingetragener 
Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften,  welche  unter 
ihrem  Namen  vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden 
können; 

b)  die  fär  die  Förderung  des  Personalkredits  bestimmten 
landschaftlichen  (ritterschaftlichen)  Darlehnskassen; 

c)  die  von  den  Provinzen  (Landeskommunal verbänden)  er- 
richteten gleichartigen  Institute; 

2.  von  den  unter  1  gedachten  Vereinigungen  u.  s.  w.  Gelder 
verzinsUch  anzunehmen. 

Zur  Erfüllung  dieser  Aufgaben  (1  und  2)  ist  die  Anstalt 
ausserdem  befugt: 

3.  sonstige  Gelder  im  Depositen-  und  Checkverkehr  anzunehmen; 

4.  Spareinlagen  anzunehmen; 

5.  Kassenbestände  im  Wechsel-,  Lombard-  und  Effektengeschäft 
nutzbar  zu  machen; 

6.  Wechsel  zu  verkaufen  und  zu  acceptiren; 

7.  Darlehen  aufzunehmen; 

8.  fiir  Rechnung  der  unter  1  bezeichneten  Vereinigungen  u.  s.  w. 
und  der  zu  denselben  gehörigen  Genossenschaften ,  sowie 
derjenigen  Personen,  von  denen  sie  Gelder  im  Depositen- 
und  Checkverkehr  oder  Spareinlagen  oder  Darlehen  erhalten 
hat,  Effekten  zu  kaufen  und  zu  verkaufen. 

Der  Geschäftskreis  der  Anstalt  kann  durch  königl.  Ver- 
ordnung über  die  in  1  genannten  Vereinigungen  hinaus  durch 
die  Hereinbeziehung  bestimmter  Arten  von  öffentlichen  Spar- 
kassen erweitert  werden." 

Für  die  Dauer  des  Bestehens  erhält  die  Anstalt  von  dem 
Staat  als  Grundkapital  eine  Einlage  von  5  Mill.  Mk.  in  d^o 
Schuldverschreibungen  nach  dem  Nennwerth.  Die  Anstalt  wird 
von  einem  Direktorium  verwaltet  und  steht  „unter  Aufsicht  und 
Leitung   des  Staates'^,  zu  „beiräthlicher  Mitwirkung^   wird  „ein 
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Attsschuss  aas  sachverständigen  Personen"  gebildet.  Von  dem 
rieh  ergebenden  Reingewinn  wird 

1.  zunächst  die  eine  Hälfte  zur  Bildung  eines  Reservefonds^ 
die  andere  Hälfte  zur  Verzinsung  der  Einlagen  bis  zu  37o 
verwendet,  ein  etwaiger  Ueberschuss  wird  dem  Reservefonds 
zugeführt; 

2.  sobald  der  Reservefonds  ein  Viertel  der  Einlagen  beträgt, 
wird  eine  Verzinsung  der  Einlagen  bis  zu  4^/o  gewährt. 
Durch  Q-esetz  vom  8.  Juni  1896  wurde  die  als  Grundkapital 

gewährte  Einlage  au{  20  Hill.  Mk.  erhöht  und  die  Gewinn- 
yertheilung  dahin  pbgeändert;  dass  zunächst  V^  zur  Bildung  eines 
Reservefonds,  ^[b  zur  Verzinsung  der  Einlagen  bis  zu  3  7o  "ver- 
wendet werden. 

Durch  Gesetz  vom  20.  April  1898  ist  die  Einlage  auf 
50  MiU.  Mk.  erhöht. 

m. 

Die  preussische  Centralgenossenschaftskasse  ist  eine  mit  ju- 
ristischer Persönlichkeit  ausgestattete  und  mit  Mitteln  des  Staates 
dotirte  Anstalt;  sie  ist  ein  staatliches  Kreditinstitut,  ohne  dass 
aber  der  Staat  die  volle  EUftpflicht  für  ihre  Verbindlichkeiten 
übernommen  hat,  die  Anstalt  ist  vielmehr  insofern  von  dem 
Staate  losgelöst^  sie  hat  ihr  eigenes  Kapital  und  auch  nur  dieses 
haftet  den  Gläubigem.  Gleichwohl  ist  der  Einfluss  des  Staates 
auf  dies  Institut  ein  ausserordentlich  weitgehender,  denn  das 
Direktorium  ist  verpflichtet,  „bei  seiner  Verwaltung  überall  den 
Vorschriften  und  Weisungen  der  Aufsichtsbehörde  Folge  zu 
leisten'^.  Die  Anstalt  befindet  sich  somit  in  völliger  Abhängig- 
keit von  dem  Finauzminister. 

Nicht  überall  in  genossenschaftlichen  Kreisen  ist  die  Grün- 
dung willkommen  geheissen,  man  hat  sie  vielfach  für  überflüssig, 
sogar  für  schädUch  der  soliden  Entwicklung  des  Genossenschafts- 
wesens bezeichnet.  Dem  gegenüber  haben  die  Freunde  der  An- 
stalt auf  die  Reichsbank  hingewiesen  mit  der  Behauptung,   die 


—     390     — 

preussische  Centralgenossenschaftskasse  sei  nur  eine  Ergänzung 
der  Reichsbank,  diese  diene  dem  Grosskapital,  jene  sei  für  den 
Kleinbesitz  und  das  Handwerk  bestimmt. 

Diese  Aufifassung  ist  rechtlich  und  wirthschaftlich  unhaltbar. 
Allerdings  hat  auch  die  Reichsbank  juristische  Persönlichkeit 
und  steht  „unter  Aufsicht  und  Leitung  des  Reichs^  —  daranf 
ist  aber  die  Aehnlichkeit  beschränkt,  denn  die  Reichsbank  hat 
als  Einlage  privates  Kapital,  der  Staat  ist  nach  keiner  Richtung 
hin  für  ihre  Verbindlichkeiten  verhaftet,  und  der  Zweck  der 
Reichsbank  ist  nicht  Kreditgewährung,  sondern  ihre  Aufgabe  ist 
„den  Geldumlauf  im  gesammten  Reichsgebiete  zu  regeln,  die 
Zahlungsausgleichungen  zu  erleichtern,  für  die  Nutzbarmachung 
verfügbaren  Kapitals  zu  sorgen^.  Was  bei  der  preussischen 
Centralgenossenschaftskasse  der  Zweck  ist,  kommt  hier  als  „Nutz- 
barmachung verfügbaren  Kapitals^  in  Betracht.  Der  Unter- 
schied der  beiden  Institute  tritt  klar  hervor,  wenn  man  die 
Agitation  auf  Verstaatlichung  der  Reichsbank  in's  Auge  fasst. 
Die  Freunde  der  Verstaatlichung  wollen  aus  der  Reichsbank  das 
machen,  was  die  preussische  Centralgenossenschaftskasse  heute 
ist:  ein  reines  staatliches  Kreditinstitut.  Steht  auch  die  Reichs- 
bank  unter  „Aufsicht  und  Leitung^  des  Staats,  so  geht  diese 
Aufsicht  naturgemäss  nicht  so  weit,  wie  bei  der  preussischen 
Centralgenossenschaftskasse,  da  bei  ersterer  der  Staat  mit  Kapital 
gar  nicht,  bei  letzterer  ausschliesslich  betheiligt  ist.  Daraus  er- 
gibt sich  dann  weiter,  dass  das  Finanzministerium  und  mittelbar 
die  Volksvertretung  auf  die  Geschäftshandhabung  der  preussischen 
Centralgenossenschaftskasse  einen  erheblich  grösseren  Einfluss 
hat  wie  das  Reich  auf  die  der  Reichsbank. 

Die  rechtliche  Verschiedenheit  der  beiden  Institute  springt 
deutlich  ferner  in  die  Augen,  wenn  man  den  Fall  eines  für  das  Land 
unglücklichen  Krieges  in  Betracht  zieht.  Das  Kapital  der  Reichs- 
bank ist  für  den  Feind  unantastbares  Privateigenthum  —  das  Kapital 
der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse  ist  Staatseigenthum. 
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So  verschieden  die  beiden  Institute  rechtlich  sind,  sind  sie 
es  auch  volkswirthschaftlich;  wie  sich  ohne  Weiteres  aus  der 
Zweckbestimmung  ergibt,  auf  die  wir  bereits  hingewiesen:  bei  der 
preussischen  Centralgenossenschaftskasse:  Förderung  des  Personal- 
kredits, bei  der  Reichsbank:  Regelung  des  Geldumlaufs.  Auf- 
gabe der  Reichsbank  wird  es  daher  unter  Umständen  sein,  den 
Zinsfuss  für  den  Kredit  hoch  zu  bemessen,  um  ihre  eigentlichen 
Aufgaben  erfüllen  zu  können  —  Aufgabe  der  preussischen  Central- 
geuossenschaftskasse  kann  es  nur  sein,  den  Zinsfuss  niedrig  zu 
halten.  Die  Reichsbank  hat  bestimmend  auf  den  Preis  des 
Geldes  einzuwirken  oder  wirkt  wenigstens  massgebend  ein.  —  Die 
preussische  Centralgenossenschaftskasse  muss  sich  bei  der  Fest- 
setzung des  Zinses  dem  Preise  des  Geldes  auf  dem  Weltmarkt 
anpassen,  thut  sie  dies  nicht,  so  schädigt  sie  sich,  wie  es  auch 
thatsächlich  zu  der  Zeit  der  Fall  war,  als  sie  entgegen  jenem 
Grundsatz  handeln  wollte.  Und  sie  schädigt  nicht  nur  sich, 
sondern  die  gesammten  Verhältnisse,  indem  sie  Verwirrung  her- 
vorruft. 

Bei  der  Reichsbank  ist  der  Reichsstaat  niemals  Gläubiger, 
bei  der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse  ist  der  preussische 
Staat  der  ausschliessliche  Gläubiger  und  hat  in  Folge  dessen 
auch  auf  eine  angemessene  Verzinsung  seiner  Einlage  bedacht 
zo  sein,  wiU  er  nicht  auf  Kosten  der  Steuerzahler  den  Kredit- 
nehmern bei  der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse  ein 
Geschenk  machen. 

Als  die  preussische  Centralgenossenschaftskasse  errichtet 
wurde,  rechnete  man  mit  einem  Zinsfuss  von  S^o,  und  der  Staat 
bedang  sich  daher  eine  3^0 ige  Verzinsung  aus,  er  glaubte  dies 
zu  erreichen,  wenn  das  Gesetz  bestimmte,  dass  die  Hälfte  des 
Reingewinns  zur  Verzinsung  der  Einlagen  genommen  würde. 
Bald  jedoch  stellte  sich  heraus,  dass  wenn  die  Anstalt  das  Kredit- 
bedürfniss  so  billig  befriedigen  sollte,  wie  es  ihre  Freunde  er- 
warteten, die  Hälfte  des  Reingewinns  für  den  gedachten  Zweck 
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nicht  ausreichte.  Bei  der  Erhöhang  des  Grundkapitals  wurde  daher 
bestimmt,  dass  ^/6  des  Reingewinns  der  Verzinsung  dienen  sollte. 

In  der  Begründung  der  letzten  Gesetzesvorlage  wurde  freilich 
ausgeführt;  dass  die  Erhöhung  des  Grundkapitals  eine  yerhältniss- 
massig  starke  Bildung  der  Reserven  überflüssig  mache,  da  jene 
allein  schon  eine  „Stärkung  der  Sicherheit ,  Kreditfähigkeit  und 
des  Ansehens  der  Anstalt  darstelle*^.  Diese  Auffassung  von  den 
Zweck  des  Reservefonds  stimmt  nicht  überein  mit  der  sonst 
üblichen.  Der  Reservefonds  soll  einen  Sicherheitsfonds  dar- 
stellen,  er  muss  daher  im  richtigen  Verhaltniss  zu  dem  Risiko 
der  Gesellschaft  stehen,  das  ist  seine  Aufgabe  und  nicht  das 
Ansehen  des  betreffenden  Instituts  zu  stärken.  Letzteres  ist 
nur  die  natürliche  Folge  einer  ausreichenden  Reserve,  d.  h.  einer 
solchen,  die  als  angemessen  dem  Risiko  betrachtet  wird.  Eine 
Erhöhung  des  Grundkapitals  schliesst  folglich  keineswegs  eine 
entsprechende  Erhöhung  der  Reserven  aus. 

Nicht  viel  grösser  als  mit  der  Reichsbank  ist  die  Aehnlich- 
keit  der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse  mit  der  See- 
handlung. Die  Seehandlung  wurde  im  Jahre  1772  durch  Privileg 
begründet  zur  Wahrnehmung  überseeischer  Geschäfte,  ihr  Kapital 
bestand  in  Aktien,  im  Jahre  1810  vmrde  sie  reine  Staatsanstalt, 
als  ihre  Aktien  und  Obligationen  in  Staatsschuldscheine  um- 
gewandelt wurden.  Der  Zweck  der  Seehandlung  wurde  im  Laufe 
der  Jahrzehnte  ein  anderer,  sie  war  bei  vielen  gewerblichen  Unter- 
nehmungen betheiligt  —  wobei  sie  übrigens  meist  recht  schlechte 
Geschäfte  machte  —  und  ist  heute  wesentlich  ein  Bankinstitut. 
Wie  die  preussische  Centralgenossenschaftskasse  steht  die  See- 
handlung unter  der  Oberaufsicht  des  Finanzministers,  wie  bei 
jener  ist  hier  der  Staat  der  allein  als  Kapitalist  Betheiligte  — 
wie  die  preussische  Centralgenossenschaftskasse  wurde  die  See- 
handlung zur  Förderung  gewisser  Geschäftszweige  begründet, 
hier  wie  dort  entscheidet  die  Direktive  des  Finanzministers.  Der 
Unterschied,  der  vorhanden  ist,  liegt  auf  wirthschafUichem  Gebiete, 
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die  Seehandlung  hat  heute  einen  rein  geschäftlichen  Charakter, 
der  der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse  fehlt;  auch  bei 
der  Seehandlung  war  derselbe  nicht  immer  vorhanden,  sie  hat 
ihn  nach  kostspieligen  Erfahrungen  erhalten. 

IV. 

Nach  der  dem  Gesetzentwurf  über  die  preussische  Central- 
genossenschaftskasse  beigegebenen  Begründung  soll  die  preussische 
Ceotralgenossenschaftskasse  der  Organisation  der  Kreditgenossen- 
schaften die  Spitze  bieten  ^  die  „CentralgeldausgleichsteUe  sein, 
welche  im  Bedarfsfalle  den  einzelnen  Vereinigungen  bezw.  Ver- 
bandskassen und  durch  diese  den  Genossenschaften  zu  billigen 
Bedingungen  Geldmittel  gewährt  und  auf  der  anderen  Seite  die 
zeitweise  überschüssigen  Bestände  von  den  Vereinigungen  und 
durch  diese  ¥riederum  von  den  Genossenschaften  annimmt  und 
nutzbringend  anlegt.  Die  Vereinigungen  und  Verbandskassen 
sind  jetzt  vielfach  genöthigt,  die  für  ihre  ausgleichende  Thätig- 
keit  erforderlichen  Mittel  von  Banken  oder  sonst  auf  dem  privaten 
Geldmarkt  zu  verscha£fen  und  haben  dafür  schon  ihrerseits  einen 
verhältnissmässig  hohen  Zinssatz  zu  entrichten,  während  sie  anderer- 
seits bei  der  Unterbringung  der  zeitweise  überschüssigen  Bestände 
oft  mit  einer  geringen  Verzinsung  sich  begnügen  müssen^.  Der 
Gesetzgeber  hatte  vor  sich  Genossenschaften  mit  Geldüberfluss 
und  solche  mit  Geldmangel,  er  wollte  sie  zum  Geldausgleich  zu- 
sammenführen, die  preussische  Centralgenossenschaftskasse  sollte 
das  BindegUed  abgeben. 

In  der  Begründung  der  Gesetzesvorlage,  mit  der  die  Erhöhung 
des  Grundkapitels  gefordert  wurde,  findet  sich  das  Zugeständniss : 
„Thatsächlich  sind  denn  auch  der  Anstalt  in  ihrer  Eigenschaft 
als  AusgleichsteUe  der  Verbände  von  diesen  überschüssige  Be- 
stände nicht  in  dem  Masse  zugeflossen,  wie  bei  der  Errichtung 
der  Centralkasse  wohl  erwartet  worden  ist.^  Die  folgenden  Jahre 
haben  diese  Erfahrung  bestätigt. 
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Es  ist  ohne  Weiteres  zuzugeben,  dass  der  Gedanke,  unter 
den  Genossenschaften  einen  Geldausgleich  herbeizuführen ,  sehr 
verlockend  wirkt,  um  an  die  Ausfuhrung  zu  gehen.  Diese  scheitert 
aber  in  der  Praxis  aus  zwei  Gründen:  Die  Genossenschaften  mit 
überflüssigem  Kapital  haben  das  in  der  Regel  nur  zeitweise,  sie 
können  es  daher  nur  in  einer  Weise  anlegen,  dass  die  jeder 
zeitige  Zurückziehung  möglich  ist  —  die  Genossenschaften  mit 
Geldmangel  haben  regelmässig  mit  demselben  zu  kämpfen,  sie 
brauchen  Kapital,  das  ihnen  zum  Betriebe  gelassen  wird,  sie 
können  dasselbe  nicht  jederzeit  wieder  aus  dem  Geschäft  heraus- 
ziehen. Daraus  ergibt  sich,  dass  die  ersteren  Genossenschaften 
für  sie  als  Kreditquelle  nicht  geeignet  sind.  Als  zweiter  Grund 
für  die  Unausfuhrbarkeit  des  Geldausgleichs  kommt  in  Betracht, 
dass  die  allgemeinen  wirthschaftlichen  Verhältnisse  den  Geldmarkt 
derart  beeinflussen,  dass  entweder  fast  allgemein  das  Geld  knapp 
ist  oder  Geldüberfluss  herrscht.  Je  gleichartiger  die  betrefiienden 
Wirthschaftsinstitute ,  um  so  bemerkbarer  macht  sich  dies  bei 
ihnen.  Die  Kreditgenossenschaften  aber  sind  im  Allgemeinen  in 
dieser  Beziehung  gleichartig. 

Es  ist  aber  noch  ein  Anderes  zu  berücksichtigen:  die  mit 
dem  Geldausgleich  yerbundene  Centralisation.  Anstatt  den  Ge- 
nossenschaften zu  überlassen,  aus  ihrem  Kreise  das  Kapital  heran- 
zuziehen oder  das  überflüssige  Kapital  hier  anzulegen,  wird  eine 
Centralisation  versucht,  das  Geld  wird  an  einer  Centrale  an- 
gesammelt und  von  hier  aus  wieder  durch  verschiedene  Kanäle 
weitergeführt.  Darin  liegt  eine  grosse  wirthschaftliche  Gefahr, 
da  im  wirthschaftlichen  Leben  durch  Centralisation  das  Sisiko 
erhöht  wird.  Alles  wird  von  der  Centrale  abhängig,  geräth  diese 
in  Schwierigkeiten,  so  theilen  sich  diese  allen  mit  ihr  in  Ver- 
bindung stehenden  Instituten  mit. 

Aufgabe  der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse  ist 
aber  nicht  nur,  als  GeldausgleichsteUe  zu  dienen,  sondern  ?or 
Allem  den  Personalkredit  zu  fördern. 
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Wie  die  Kasse  diese  Aufgabe  erfüllen  soll,  besagt  das 
Gesetz  nicht,  denn  §  2  sind  nur  die  verschiedenen  Geschäfts- 
zweige aufgeführt,  und  hier  findet  sich  sogar  eine  Beschränkung: 
nicht  die  Einzelgenossenschaft  erhält  Kredit,  sondern  die  Ver- 
einigung eingetragener  Genossenschaften.  Die  Grundsätze  für  die 
Kreditgewährung  sollen  besonders  aufgestellt  werden  (§  13),  und 
ist  der  Ausschuss  über  dieselben  gutachtlich  zu  hören. 

Die  leitenden  Gedanken  hierzu  ergeben  sich  aus  einer  Schrift 
über  die  preussische  Centralgenossenschaftskasse  von  einem  der 
Direktoren  derselben,  Dr.  Heiligenstadt.    Da  beisst  es  S.  10: 
„Einen  Kredit  in  entsprechender  Form,  in  genügendem 
Umfange  und  zu  einem   hinreichend  niedrigen   Zinsfuss   ohne 
Ausnahme  sämmtUchen  Genossenschaften  und  deren  Mitgliedern 
zur  Verfügung  zu  stellen,  ist  diesen  Bestrebungen  (den  Genossen- 
schaften nach  Schulze-Delitzsch  und  Baiffeisen)  nicht  ge- 
glückt" ; 
und  S.  45: 

„Weiter  ist  die  preussische  Centralgenossenschaftskasse 
dazu  berufen,  allen  ihr  angeschlossenen  Kreisen  einen  den 
Verhältnissen  angemessenen  Kredit  in  genügendem  Umfange 
zur  Verfügung  zu  stellen,  der  bisher  wohl  einzelnen  Genossen- 
schaften, aber  nicht  allen  offen  stand." 

Wollen  wir  die  Aufgabe  der  preussischen  Centralgenossen- 
schaftskasse aus  der  ersten  Stelle  herauslesen,  so  scheint  sie  weiter 
gesteckt  als  in  der  zweiten  Stelle,  wo  der  Kredit  „den  Verhält- 
nissen angemessen"  bestimmt  wird,  denn  Kreditgeber  und  Kredit- 
sucher werden  sich  nur  selten  über  den  „den  Verhältnissen  an- 
gemessenen Kredit"  einigen.  Wir  finden  aber  einen  weiteren 
Anhalt  auf  S.  38: 

„Da  sämmtliche  bisher  bestehenden  Organisationen  des 
Bankwesens  den  eigenthümlichen  Grundlagen  für  die  Kredit- 
erlangung der  mittleren  an  der  Produktion  betheiligten  Klassen 
nicht  gerecht  geworden  sind  und  auch  nicht  gerecht  werden 


i,j^':ii^»ii,    ei    i^'j'jTt»^^  ^t  ufT  ^jmzi.'saa^  -tarne:   rreamidereB  As- 
c^i.  .    V  tri   ciSK    Mh'jiuia^   nurrt*'   ixr  att  SfifnedigBiig 

*iftv,it^ui   vrpuüur:  nuL    i#SMiiiäc&  x:r   ^  iiiTi^i  ■fluni  Kapital 
4a,u^*siiuai^,   #t  üT  «fc  lUcnaL  lT«nnr   ■»*»   sMi|dicL,   der  foa 
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Uä^^'it   Hl'/  ^i^^sm*  jcLttd&L  jiruduzceiuisL  tTi— m   list,   bediif 

j,/*?'  ^i.'T^  ^^1.  Oi^^nar  Aptifüimnigm.  jsl.  ömb  du-  jiressEBdie 
^  -<f  -ii  j'-irirn^^fTT^;i-iri"ririiiihf  öäL  Krtiän  öflc  Tfiriim&fiesosseo- 
iructx^^n    v«?iü^t>b«3L   vll   xini'l    ösL  FiTiikmiiaiBnByarbknTnflM'ii  der 

i/^  y^t/r^  iK*jt  Üj^.yi^'SiA  Ort-  IL-^^beofiT  ncr  äfflkosKoschaft 

l>4'/v^t  i^v.;,  da4  WeMrn  der  Krediigmci^OTirluftgn  «beritmiipt 
^«f  d/^  ^>r[^iii^atifm  der  pcr&öiJicben  Hafipäiciit.  Daiia  Iji^  ja 
^^i:tkA^.  düH  Wrdi^D«t  Schlxze-DelitzchV  eme  Rechtsfonii  ge- 
Uiftihn  zu  iiH\}i*n,  in  der  per»ouliche  Tüchtigkeit  der  Mitglieder 
zum  Kaiiiial  wird ,  in  der  Vermögen  nicht  blos  das  ist,  vas  die 
Miiv)i*uhtr  haben  und  be&itzen,  gondem  anch  vas  sie  leisten. 

Wenn  liintr  die  preuftsiscbe  CentralgenossenschaftukaKse  nr- 
N|>rünglich  wirklieb  die  Abhiebt  gebabt  haben  sollte,  ^simmtlieheo 
(Ji^noMNeniicbaften  und  deren  Mitgliedern''  einen  Kredit  in  ent- 
Mprocbi^nder  Form,  hiureicbendem  Umfange  und  bei  billigem 
Zin»fu«N6  zur  Verfügung  zu  stellen ,  dann  hat  sich  der  Schopfer 
dtir  AnNialt  eine  unerfüllbare  Aufgabe  gestellt,  dann  hat  er  den 
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Boden  der  heutigen  Wirthschaftsordnung  bei  seinen  Plänen  ver- 
lassen, denn  die  Verwirklichung  jenes  Gedankens  ist  die  An- 
erkennung des  Rechts  auf  Kredit. 

Sollte  jener  Gedanke  wirklich  bestanden  haben,  so  hat  die 
Erfahrung  gezeigt,  dass  schon  die  ersten  Schritte  zur  Durch- 
fuhrung auf  abschüssige  Wege  führen.  In  der  Sitzung  des  Herren- 
hauses am  29.  März  1898  bei  den  Berathungen  über  die  letzte 
Erhöhung  des  Grundkapitals  der  preussischen  Centralgenossen- 
schaftskasse  führte  der  Finanzminister  aus: 

„Aber  gar  zu  leicht  entsteht  der  Glaube:  jetzt  steht  der 
Staat  hinter  der  Sache,  dessen  Besitz  ist  unendlich  und  von 
dem  kann  man  Mittel  fordern  jeder  Art,  Wohlwollen  und  Güte 
nach  allen  Richtungen.  Dieser  Glaube  war  hier  auch  im  Anfang 
wohl  an  manchen  Stellen  ausgebildet;  es  sind  dadurch  im  Anfang 
allerdings  in  der  Verwaltung  manche  Schwierigkeiten  entstanden, 
und  diese  Geschäftsvorschriften  und  Grundsätze,  welche  wir 
jetzt  festgestellt  haben,  sind  aber  ein  Produkt  der  Erfahrungen, 
die  wir  in  der  Zwischenzeit  gemacht  haben  .  .  .  Leute,  die 
sich  blos  zusammenthun ,  um  drückende  andere  Schulden  ab- 
zustossen,  Realkreditschulden  zu  bezahlen  und  die  es,  weil  sie 
keinen  Realkredit  mehr  haben,  nun  versuchen,  unter  der  Form 
des  Personalkredits  sich  zu  helfen,  Gesellschaften,  die  den 
schönen  Namen  „wirthschaftliche  Genossenschaft^  annehmen, 
aber  in  Wahrheit  „ Pumpgenossenschaften ^  sind,  die  können 
wir  auf  die  Dauer  nicht  brauchen." 

Der  Finanzminister  bemerkte  noch  an  anderer  Stelle: 
„Vielleicht  sind  wir  in  dem  ersten  Anfang  zu  gutmüthig 
gewesen  und   vielleicht  ist  es  nothwendig,   dass  die   Central- 
genossenschaftskasse  nun  auch  einmal  fest  bleibt. '^ 

Die  Leitung  der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse 
hatte  sich  also  offenbar  überzeugt,  dass  die  „hinreichende"  Kredit- 
befriedigung aller  Genossenschaften  und  aller  Mitglieder  unaus- 
führbar sei,   sie   zog  sich  auf  die  in  der  Praxis  schon  allgemein 

Arcbiy  für  öffentliches  Recht.  XIV.  8.  26 
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geübten  Grundsätze  zurück:  Bemessung  des  E^redits  der  Genossen- 
schaft nach  dem  Ejipital  und  der  persönlichen  Haftpflicht  der 
Mitglieder.  Die  Abschätzung  des  Werthes  der  persönlichen  Haft- 
pflicht der  Mitglieder  bietet  natürUch  besondere  Schwierigkeiten, 
da  diese  persönUche  Haftpflicht  sich  nicht  ohne  Weiteres  in 
Zahlen  ausdrücken  lässt. 

Die  preussische  Centralgenossenschaftskasse  griff  nun  auf 
die  Steuerverhältnisse  zurück. 

Hier  haben  wir  allerdings  etwas  Neues:  die  AbschätzuDg 
des  Kredits  einer  Grenossenschaft  nach  den  von  den  Mitgliedern 
gezahlten  Steuern. 

Kürzlich  sind  als  Manuskript  gedruckt  die  ^Bestimmungen 
der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse  über  den  Geschäfts- 
Terkehr^  erschienen.  BUer  wird  als  erster  Grundsatz  aufgestdlt: 
dass  die  Anstalt  verpflichtet  ist  ;,dasjenige  (als  Sicherheit)  zn 
verlangen,  was  sie  in  den  Stand  setzt,  die  ihr  anvertrauten 
Staatsgelder  unter  voller  Sicherheit  auszuleihen,  nicht  weniger 
und  nicht  mehr^.  Für  die  Verbandskassen,  mit  denen  die 
preussische  Centralgenossenschaftskasse  arbeitet ,  werden  die 
Haftsummen  —  also  die  Höhe  der  begrenzten  persönlichen 
Haftpflicht  der  Mitgliedergenossenschaften  —  als  Unterlage  fnr 
den  Kredit  anerkannt.  Es  findet  sich  hierbei  das  beachtens- 
werthe  Zugeständniss,  dass  es  einzelnen  Verbandskassen  schon 
früher  gelungen  war,  auf  diese  Unterlage  Kredit  zu  erhalten. 
Damit  ist  die  noch  in  der  HEiLiGENSTADT'schen  Schrift  ver- 
tretene Aufi'assung,  dass  die  preussische  Centralgenossenschafts- 
kasse mit  der  Annahme  der  Haftsumme  als  Unterlage  des 
Kredits  ein  neues  Moment  in  das  Genossenschaftswesen  hinein- 
getragen  habe,  aufgegeben.  In  den  „Bestimmungen"  wird  nun 
hinzugefügt:  „allgemein  aber  ist  diese  Unterlage  nicht  mass- 
gebend." Das  ist  zutreffend.  Jeder  Geldgeber  hat  seine  eigene 
Auffassung  über  die  Bemessung  der  ihm  zu  bietenden  Sicher- 
heit. 
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Die  Festsetzung  der  Höhe  der  Haftsummen  hängt  von  der 
Kasse  ab,  das  Gesetz  zieht  keine  Schranken,  und  es  sind  Fälle 
zu  verzeichnen,  in  denen  die  Kasse  die  Haftsumme  der  Mit- 
glieder so  hoch  bemessen  hat,  dass  die  Haftpflicht  der  Mitglieder, 
käme  es  zum  Konkurse,  höher  sein  würde,  als  sie  je  in  einem 
der  Konkurse  der  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Haft- 
pflicht gewesen  ist. 

Schultze-Delitzsch^s  Gegnerschaft  gegen  die  Zulassung 
der  beschränkten  Haftpflicht  beruhte  hauptsächlich  auf  der  Er- 
wägung, dass  damit  Genossenschaften  geschaffen  werden  könnten 
ohne  reeUe  Haftbasis,  er  stimmte  der  Zulassung  der  beschränkten 
Haftpflicht  erst  zu,  als  eine  Konstruktion  gelungen  war,  bei  der 
Dicht  die  Aufhebung  der  Solidarhaft  der  Mitglieder  in  Betracht 
kommt,  sondern  die  Begrenzung  derselben  auf  eine  be- 
stimmte Summe^  Diese  Begrenzung  ist  nun  aber  nicht  blos 
für  das  Mitglied,  sondern  auch  für  die  Genossenschaft  von  Be- 
deutung. 

Die  Begrenzung  besagt  nur,  dass  jedes  Mitglied  höchstens 
bis  zu  der  Grenze  aus  seiner  persönlichen  Haftpflicht  für  die 
Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft  in  Anspruch  genommen 
werden  kann,  die  Begrenzung  aber  bedeutet  nicht,  dass  nun  auch 
die  Genossenschaft  im  Stande  ist  zur  Befriedigung  der  Gläubiger 
einen  Betrag  aufzubringen,  der  der  Gesammthaftsumme  der  Mit- 
glieder entspricht,  denn  nicht  jedes  Mitglied  ist  auch  unter  allen 
Umständen  bis  zur  Grenze  der  Haftsumme  solvent,  und  da  kein 
Mitglied  über  die  übernommene  Haftsumme  hinaus  haftet,  ist  in 
den  meisten  Fällen  anzunehmen,  dass  die  Gesammthaftsumme  der 
Mitglieder  in  Wirklichkeit  nicht  eri'eicht  wird.  Die  Wahrschein- 
lichkeit hierfür  ist  um  so  grösser,  je  höher  die  Haftsumme  des 
einzelnen  Mitgliedes  genommen  ist.  Daraus  ergibt  sich  denn, 
dass  die  Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftpflicht  nicht   in 
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der  Lage  ist,  durch  Erhöhung  der  Haftsumme  den  Kredit  gleich- 
zeitig entsprechend  zu  erhöhen.  Unter  Umständen  kann  die  Er- 
höhung der  Haftsumme  sogar  das  entgegengesetzte  Beeult&t 
haben,  der  Gläubiger  zieht  aus  derselben  den  Schluss^  dass  die 
Genossenschaft  sucht  den  Kredit  über  ihre  Verhältnisse  hinaus 
zu  gewinnen. 

Die  Verbandskassen,  mit  denen  die  preussische  Central- 
genossenschaftskasse  arbeitet,  beruhen  ausschUesslich  auf  der  be- 
schränkten Haftpflicht,  denn  einer  Genossenschaft  mit  un- 
beschränkter Haftpflicht  wird  sich  eine  andere  Genossenschaft 
nicht  leicht  bereit  finden,  beizutreten.  Für  den  Kredit  der 
Verbandskassen  ist  daher  das  vorstehend  Ausgeführte  von  be- 
sonderer Wichtigkeit. 

Die  Leitung  der  preussischen  Centralgenossenschaftska^e 
hat  denn  auch  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung,  nachdem  sie  in 
den  ersten  Jahren  einige  schlechte  Erfahrungen  mit  einer  zu 
weit  gehenden  Kreditbemessung  gemacht,  erkannt  und  sucht  nao 
zu  erforschen,  was  von  den  Haftsummen  als  vertretbar 
anzuerkennen  ist.  Als  erster  Grundsatz  wird  in  den  „Be- 
stimmungen'^ aufgestellt: 

„als    Regel    gilt,    dass    nur   der  zehnte  Theil   des    nach- 
gewiesenen Vermögens   einer  einzelnen  Person  als  vertretbare 
Kreditunterlage  anzusehen  ist.   Man  wird  nicht  vergessen,  dass 
es  sich  hier  nicht  darum  handelt  festzusteUen,   ein  wie  hohes 
Darlehen  man   einer  Person  geben  kann,   sondern  in  welcher 
Höhe    man    unter    allen    Umständen    darauf    rechnen    kann, 
Jemanden  für  den  Gesammtkredit  einer  Genossenschaft  heran- 
ziehen zu  können,  ohne  ihn  wirthschaftlich  schwer  zu  schädigen"  ^ 
Bei  der  Genossenschaft  mit  unbeschränkter  Haftpflicht  (als 
Mitglied  der  Verbandskasse)    besteht  die   GesammtverpflichtuDg 
aller  Vermögen,  und  der  zehnte  Theil  des  Gesammtbetrages  des 

4 

*  Vgl.  „Die  Zulassung  von  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haft- 
pflicht" im  Archiv  für  öffentl.  Recht,  Bd.  IX,  1894,  S.  446. 
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Vermögens  wird  nach  den  „Bestimmungen"  als  eintreibbar  und 
damit  voll  als  Ereditunterlage  angesehen. 

Bei  der  Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftpflicht  (als 
Mitglied  der  Verbandskasse)  haftet  jedes  Mitglied  nur  bis  zu 
dem  Betrage  der  Haftsumme.  Die  preussische  Centralgenossen- 
schaftskasse  macht  zunächst  einen  Sicherheitsabzug  von  mindestens 
7*  der  gesammten  Haftsummen. 

Sache  der  Verbandskasse  ist  es  nun,  der  preussischen  Central- 
genossenschaftskasse  den  Umfang  ihrer  Kreditfähigkeit  nach- 
zuweisen. Das  geschieht  in  der  Regel  an  der  Hand  der  Steuer- 
listen auf  Grund  der  Einkommens-  und  Ergänzungssteuer.  Es 
kann  auch  eine  besondere  Einschätzung  der  Mitglieder  der  Ge- 
nossenschaften erfolgen. 

Zur  Ermittelung  der  Vermögensverhältnisse  der  Mitglieder 
schickt  die  Genossenschaft  mit  unbeschränkter  Haftpflicht  die 
Mitgliederliste  an  den  Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission, 
der  nach  den  Verfügungen  des  Finanzministers  vom  15.  Juni 
1897  und  7.  Juli  1897  die  Bescheinigung  ertheilt,  wieviel  die 
Mitglieder  der  Genossenschaft  insgesammt  zur  Ergänzungssteuer 
und  zur  Einkommensteuer  zahlen. 

Bei  der  Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftpflicht 
kommt  wegen  der  beschränkten  Haftpflicht  die  Kreditfähigkeit 
der  einzelnen  Mitglieder  in  Betracht,  es  ist  in  den  Fällen,  in 
welchen  ein  einzelnes  Mitglied  mehr  als  300  Mk.  Haftsumme 
vertreten  soll,  ein  Nachweis  über  die  Fähigkeit  zu  erbringen. 
Die  preussische  Centralgenossenschaftskasse  nimmt  also  an,  dass 
jedes  Mitglied  3000  Mk.  (10  X  300  Mk.)  Vermögen  besitzt  und 
verlangt  den  Nachweis  nur,  wo  entweder  die  einzelne  Haftsumme 
300  Mk.  überschreitet  oder  der  Einzelne  mehrere  Geschäfts- 
antheile  und  damit  mehrere  Haftsummen  übernommen  hat.  Als 
Nachweis  genügt,  wenn  der  Vorstand  der  Genossenschaft  be- 
scheinigt, dass  die  Mitglieder,  bei  welchen  mehr  als  3000  Mk. 
Vermögen  zur  Vertretung  der  Haftsummen  vorhanden  sein  muss, 
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das  Vermögen  nach  Angabe  der  ihm,  dem  Vorstände,  vorgezeigten 
Steuereinschätzungen  oder  Steuerzettel  besitzen.  7,Bei  diesem 
Verfahren  —  heisst  es  in  den  Bestimmungen  —  bandelt  es  sich 
darum,  dass  die  Mitglieder  einer  Genossenschaft  den  Ton  ihnen 
erwählten  Vertrauensmännern  des  Vorstandes  so  weit  einen  Ein- 
blick in  ihre  Verhältnisse  gestatten,  dass  die  Erklärung  ab- 
gegeben werden  kann^  und  an  anderer  Stelle:  9, Der  Darlehens- 
empfanger  hat  das  Recht,  sich  zu  entschliessen,  ob  er  unter  den 
gestellten  Bedingungen  das  Geld  nehmen  will  oder  nicht,  er  bat 
aber  kein  Recht,  seinerseits  in  zwingender  Weise  Bedingungen 
zu  stellen." 

Bestimmte  Formulare  sind  vorgeschrieben  für  die  Auskunfts- 
ertheilung  des  Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission  über 
die  Steuern.  In  der  massgebenden  Verfügung  des  Finanz- 
ministers vom  15.  Juni  1897  heisst  es: 

„Anscheinend  bezweckt  der  vorliegende  Antrag  gar  nicht 
die  gesonderte  Angabe  der  Steuersätze  für  jedes  einzelne  Mit- 
glied,   sondern    nur    die    Mittheilung   der   Gesammtsumme 
einerseits  von  Einkommenssteuer,  andererseits  von  Ergänzungs- 
steuer,   welche    von   den   genau  zu  bezeichnenden  Mitgliedern 
der  Genossenschaft  überhaupt  zu  entrichten  ist.     Gegen  die 
Ertheilung  einer  derartigen  Auskunft,   welche  hinsichtlich  der 
Angehörigen   eines  jeden  Veranlagungsbezirks  bei    dem  Vor- 
sitzenden der  betreffenden  Veranlagungskommission  zu  erbitten 
wäre,  sind  aus  den  Vorschriften  der  §§  62,  69  Eink.-G.  Be- 
denken nicht  herzuleiten,    vorausgesetzt,   dass   nicht  etwa  im 
Einzelfalle  wegen  der  geringen  Zahl  der  betheiligten  Personen 
auch    aus    der  Gesammtsteuersumme  ein  Rückschluss  auf  die 
Verhältnisse  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  möglich  ist.^ 
Die    einschlägigen    Bestimmungen   des    Steuergesetzes    sind 
folgende:     Nach  §  52  Eink.-G.  haben  die  Mitglieder  der  Kom- 
missionen   an   Eidesstatt    zu  geloben,    „die  Verhandlungen 
sowie    die   hierbei   zu  ihrer  Kenntniss  gelangenden  Verhähnisse 
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der  Steuerpflichtigen  strengstens  geheim  zu  halten^.  Das 
gleiche  Gelöbniss  haben  diejenigen  Vorsitzenden  abzulegen,  welche 
nicht  schon  als  Beamte  vereidigt  sind.  Die  bei  der  Steuer- 
veranlagung betheiligten  Beamten  sind  „zur  Geheimhaltung  der 
Kommissionsverhandlungen  sowie  der  zu  ihrer  Kenntniss  ge- 
langenden Verhältnisse  der  Steuerpflichtigen  kraft  des  von  ihnen 
geleisteten  Amtseides  verpflichtet^.  Die  Steuererklärungen  sind 
unter  Verschluss  aufzubewahren  und  dürfen,  ebenso  wie  die 
Eommissionsverhandlungen,  nur  zur  Kenntniss  der  durch  ihren 
Amtseid  zur  Geheimhaltung  verpflichteten  Beamten  gelangen. 
In  §  69  Eink.-G.  werden  die  betheiligten  Beamten  und  Kom- 
missionsmitglieder mit  hoher  Geldstrafe  bedroht,  wenn  sie 
die  zu  ihrer  Kenntniss  gelangten  Erwerbs-,  Vermögens-  oder 
Einkommensverhältnisse  eines  Steuerpflichtigen,  insbesondere  auch 
den  Inhalt  einer  Steuererklärung  oder  der  darüber  gepflogenen 
Verhandlungen  offenbaren.  In  den  Ausführungsbestimmungen 
heisst  es  sodann,  die  Ertheilung  einer  amtlichen  Auskunft  an 
zuständige  Stellen,  insbesondere  auch  Mittheilungen  von  Ver- 
anlagungsmerkmalen an  kommunale  und  andere  öffentliche 
(Schalen-,  Kirchen-)  Verbände  und  Gemeinschaften,  letzteren  je- 
doch nur  soweit  sie  zur  Feststellung  von  Steuer- 
zuschlägen erforderlich  ist,  wird  durch  die  Vorschriften  der 
§§52,  53  und  69  des  Gesetzes  nicht  ausgeschlossen.  Danach 
darf  also  eine  amtliche  Auskunft  nur  zur  Feststellung  von  Steuer- 
Zuschlägen  ertheilt  werden.  Nach  §  46  des  Erg.-St.-G.  finden  die 
vorerwähnten  Bestimmungen  des  Einkommenssteuergesetzes  auch 
für  die  Ergänzungssteuer  sinngemässe  Anwendung. 

Auskünfte  der  Steuerbehörde  sollen  also  nur  zu  Steuer- 
zwecken und  Steuererhebungen  gegeben  werden.  Hier  aber 
handelt  es  sich  um  Auskunft  für  die  Krediteinschätzung  Seitens 
einer  Bank.  Allerdings  Steuerauskünfte  der  Einzelnen  dürfen 
nur  mit  Zustimmung  derselben  gegeben  werden,  und  auch  die 
Gesammtsteuersumme  einer  Reihe  Personen  darf  nicht  mitgetheilt 
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geübten  Grundsätze  zurück:  Bemessung  des  Kredits  der  6eD0»>c:- 
Schaft  nach  dem  Kapital  und  der  persönlichen  Haftpflicht  dr: 
Mitglieder.  Die  Abschätzung  des  Werthes  der  persönlichen  Hir 
pflicht  der  Mitglieder  bietet  natürlich  besondere  Schwierigkeit^: 
da  diese  persönliche  Haftpflicht  sich  nicht  ohne  Weiteres  : 
Zahlen  ausdrücken  lässt. 

Die  preussische  Centralgenossenschaftskasse  griff  nun  .. 
die  Steuerverhältnisse  zurück. 

Hier  haben  wir  allerdings  etwas  Neues:  die  Abschatra:: 
des  Kredits  einer  Grenossenschaft  nach  den  von  den  Mitgüeot." 
gezahlten  Steuern. 

Kürzlich   sind  als  Manuskript  gedruckt  die  „BestimmoDg'. 
der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse  über  den  Geschl:* 
verkehr**  erschienen.   Hier  wird  als  erster  Grundsatz  aufgestt..: 
dass    die  Anstalt   verpflichtet   ist   „dasjenige   (als  Sicherheit' ; 
verlangen,    was    sie    in    den   Stand    setzt,    die  ihr  anvertrau*' 
Staatsgelder  unter  voller  Sicherheit  auszuleihen,    nicht  wei.;: 
und    nicht    mehr^.     Für   die    Verbandskassen,    mit   denen  : 
preussische    Centralgenossenschaftskasse    arbeitet ,    werden   '■ 
Haftsummen  —  also    die   Höhe    der   begrenzten   persönlic: 
Haftpflicht  der  Mitgliedergenossenschaften  —  als  Unterlage  * 
den  Kredit    anerkannt.     Es   findet  sich   hierbei    das  beachte:* 
werthe  Zugeständniss,   dass    es  einzelnen  Verbandskassen  scL : 
früher   gelungen    war,    auf  diese  Unterlage  Kredit  zu  erhalt^: 
Damit   ist    die    noch   in    der  HEiLiGEKSTADx'schen  Schrift  ^  * 
tretene  Auffassung,   dass  die  preussische  Centralgenossensch&r* 
kasse    mit    der    Annahme    der   Haftsumme    als    Unterlage  ^'•' 
Kredits  ein  neues  Moment  in  das  Genossenschaftswesen  hie- 
getragen  habe,   aufgegeben.     In  den  „Bestimmungen"  wird: 
hinzugefügt:    „allgemein    aber   ist   diese  Unterlage  nicht  m^^* 
gebend."     Das  ist  zutreffend.    Jeder  Geldgeber  hat  seine  eic*' 
Auffassung  über  die  Bemessung   der  ihm   zu  bietenden  Sici.^' 
heit. 
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Die  Festsetzung  der  Höhe  der  Haftsummen  hängt  von  der 
Kasse  ab,  das  Gesetz  zieht  keine  Schranken,  und  es  sind  Fälle 
zu  verzeichnen,  in  denen  die  Kasse  die  Haftsumme  der  Mit- 
glieder so  hoch  bemessen  hat,  dass  die  Haftpflicht  der  Mitglieder, 
käme  es  zum  Konkurse,  höher  sein  würde,  als  sie  je  in  einem 
der  Konkurse  der  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Haft- 
pflicht gewesen  ist. 

Schultze-Delitzsch^s  Gegnerschaft  gegen  die  Zulassung 
der  beschränkten  Haftpflicht  beruhte  hauptsächlich  auf  der  Er- 
wägung, dass  damit  Genossenschaften  geschaffen  werden  könnten 
ohne  reelle  Haftbasis,  er  stimmte  der  Zulassung  der  beschränkten 
Haftpflicht  erst  zu,  als  eine  Konstruktion  gelungen  war,  bei  der 
nicht  die  Aufhebung  der  Solidarhaft  der  Mitglieder  in  Betracht 
kommt,  sondern  die  Begrenzung  derselben  auf  eine  be- 
stimmte Summe ^  Diese  Begrenzung  ist  nun  aber  nicht  blos 
für  das  Mitglied,  sondern  auch  für  die  Genossenschaft  von  Be- 
deutung. 

Die  Begrenzung  besagt  nur,  dass  jedes  Mitglied  höchstens 
bis  zu  der  Grenze  aus  seiner  persönlichen  Haftpflicht  für  die 
Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft  in  Anspruch  genommen 
werden  kann,  die  Begrenzung  aber  bedeutet  nicht,  dass  nun  auch 
die  Genossenschaft  im  Stande  ist  zur  Befriedigung  der  Gläubiger 
einen  Betrag  aufzubringen,  der  der  Gesammthaftsumme  der  Mit- 
glieder entspricht,  denn  nicht  jedes  Mitglied  ist  auch  unter  allen 
Umständen  bis  zur  Grenze  der  Haftsumme  solvent,  und  da  kein 
Mitglied  über  die  übernommene  Haftsumme  hinaus  haftet,  ist  in 
den  meisten  Fällen  anzunehmen,  dass  die  Gesammthaftsumme  der 
Mitglieder  in  Wirklichkeit  nicht  erreicht  wird.  Die  Wahrschein- 
lichkeit hierfür  ist  um  so  grösser,  je  höher  die  Haftsumme  des 
einzelnen  Mitgliedes  genommen  ist.  Daraus  ergibt  sich  denn, 
dass    die  Genossenschaft   mit  beschränkter  Haftpflicht  nicht   in 
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konnten,  so  bedurfte  es  der  Errichtung  einer  besonderen  An- 
stalt .  .  .   Wird  eine   besondere  Anstalt  für  die  Befriedigung 
des   Kreditbedürfnisses   der   Genossenschaften   errichtet,  ent- 
sprechend organisirt  und  besonders  mit  genügendem  Kapital 
ausgestattet,  so  ist  es  diesem  Institut  auch  möglich,  der  von 
den  Genossenschaften  erhobenen  Forderung  gerecht  zu  werden, 
bei  der  Kreditbemessung  die  persönliche  Haftpflicht  der  Mit- 
glieder  gebührend  zu   berücksichtigen  .   .   .  (S.  42).    Welche 
soziale  Bedeutung  die  Gewährung  eines,  wenn  auch  nur  massigen 
Kredits  auf  Grund  des  Einkommens  für  die  mit  geringem  Ver- 
mögen auf  eigenes  Risiko  produzirenden  Klassen  hat,  bedarf 
keiner  weiteren  Erörterung.^ 
Der  kurze  Sinn  dieser  Ausführungen  ist,  dass  die  preussische 
Centralgenossenschaftskasse   den   Kredit   der  Yerbandsgenossen- 
Schäften   bemessen   will  nach    den  Einkonmuensverhältnissen  der 
Mitglieder    der    der    Verbandskasse    angeschlossenen    Genossen- 
schaften. 

Die  persönliche  Haftpflicht  der  Mitglieder  der  Genossenschaft 
als  Massstab  für  den  Kredit  der  letzteren  ist  kein  Novum,  wie 
man  nach  den  obigen  Ausführungen  annehmen  möchte  und  nicht 
erst  von  der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse  eingeführt, 
beruht  doch  das  Wesen  der  Kreditgenossenschaften  überhaupt 
auf  der  Organisation  der  persönHchen  Haftpflicht.  Darin  lag  ja 
gerade  das  Verdienst  Schulze-Delitzch's,  eine  Rechtsform  ge- 
funden zu  haben,  in  der  persönliche  Tüchtigkeit  der  Mitglieder 
zum  Kapital  wird,  in  der  Vermögen  nicht  blos  das  ist,  was  die 
Mitglieder  haben  und  besitzen,  sondern  auch  was  sie  leisten. 

Wenn  aber  die  preussische  Centralgenossenschaftskasse  ur- 
sprünglich wirklich  die  Absicht  gehabt  haben  sollte,  „sämmtlicben 
Genossenschaften  und  deren  Mitgliedern^  einen  Kredit  in  ent- 
sprechender Form,  hinreichendem  Umfange  und  bei  billigem 
Zinsfusse  zur  Verfugung  zu  stellen,  dann  hat  sich  der  Schöpfer 
der  Anstalt  eine  unerfüllbare  Aufgabe  gestellt,  dann  hat  er  den 
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Boden  der  heutigen  Wirthscbaftsordnung  bei  seinen  Plänen  ver- 
lassen, denn  die  Yerwirklichang  jenes  Gedankens  ist  die  An- 
erkennung des  Kechts  auf  Kredit. 

Sollte  jener  Gedanke  wirklich  bestanden  haben,  so  hat  die 
Erfahrung  gezeigt,  dass  schon  die  ersten  Schritte  zur  Durch- 
führung auf  abschüssige  Wege  führen.  In  der  Sitzung  des  Herren- 
hauses am  29.  März  1898  bei  den  Berathungen  über  die  letzte 
Erhöhung  des  Grundkapitals  der  preussischen  Centralgenossen- 
scbaftskasse  führte  der  Finanzminister  aus: 

„Aber  gar  zu  leicht  entsteht  der  Glaube:  jetzt  steht  der 
Staat  hinter  der  Sache,  dessen  Besitz  ist  unendlich  und  von 
dem  kann  man  Mittel  fordern  jeder  Art,  Wohlwollen  und  Güte 
nach  allen  Richtungen.  Dieser  Glaube  war  hier  auch  im  Anfang 
wohl  an  manchen  Stellen  ausgebildet;  es  sind  dadurch  im  Anfang 
allerdings  in  der  Verwaltung  manche  Schwierigkeiten  entstanden, 
und  diese  Geschäftsvorschriften  und  Grundsätze,  welche  wir 
jetzt  festgestellt  haben,  sind  aber  ein  Produkt  der  Erfahrungen, 
die  wir  in  der  Zwischenzeit  gemacht  haben  .  .  .  Leute,  die 
sich  blos  zusammenthun ,  um  drückende  andere  Schulden  ab- 
zustossen,  Realkreditschulden  zu  bezahlen  und  die  es,  weil  sie 
keinen  Realkredit  mehr  haben,  nun  versuchen,  unter  der  Form 
des  Personalkredits  sich  zu  helfen,  Gesellschaften,  die  den 
schönen  Namen  „wirthschaftliche  Genossenschaft^  annehmen, 
aber  in  Wahrheit  „ Pumpgenossenschaften ^  sind,  die  können 
wir  auf  die  Dauer  nicht  brauchen.« 

Der  Finanzminister  bemerkte  noch  an  anderer  Stelle: 
„Vielleicht  sind  wir  in  dem  ersten  Anfang  zu  gutmüthig 
gewesen  und   vielleicht  ist  es  nothwendig,   dass   die  Central- 
genoBsenschaftskasse  nun  auch  einmal  fest  bleibt.« 

Die  Leitung  der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse 
hatte  sich  also  offenbar  überzeugt,  dass  die  „hinreichende«  Kredit- 
befriedigung aller  Genossenschaften  und  aller  Mitglieder  unaus- 
führbar sei,   sie   zog  sich  auf  die  in  der  Praxis  schon  allgemein 

Archiv  fär  Öffentliches  Recht.  XIV.  8.  ^Ü 
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güubteu  Grundsätze  zurück:  Bemessung  des  Kredits  der  Genossen- 
bobaft  nach  dem  Kapital  und  der  persönlichen  Haftpflicht  der 
Mitglieder.  Die  Abschätzung  des  Werthes  der  persönlichen  Haft- 
pflicht der  Mitglieder  bietet  natürlich  besondere  Schwierigkeiten, 
da  diese  persönliche  Haftpflicht  sich  nicht  ohne  Weiteres  in 
Zahlen  ausdrücken  lässt. 

Die  preussische  Centralgenossenschaftskasse  griff  nun  auf 
die  Steuerverhältnisse  zurück. 

Hier  haben  wir  allerdings  etwas  Neues:  die  Abschätzung 
des  Kredits  einer  Genossenschaft  nach  den  von  den  Mitgliedern 
gezahlten  Steuern. 

Kürzlich  sind  als  Manuskript  gedruckt  die  „Bestimmungen 
der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse  über  den  Geschäfts- 
verkehr^ erschienen.  Hier  wird  als  erster  Grundsatz  aufgestellt: 
dass  die  Anstalt  verpflichtet  ist  „dasjenige  (als  Sicherheit)  zu 
verlangen,  was  sie  in  den  Stand  setzt,  die  ihr  anvertrauten 
Staatsgelder  unter  voller  Sicherheit  auszuleihen,  nicht  weniger 
und  nicht  mehr^.  Für  die  Verbandskassen,  mit  denen  die 
preussische  Centralgenossenschaftskasse  arbeitet ,  werden  die 
Haftsummen  —  also  die  Höhe  der  begrenzten  persönlichen 
Haftpflicht  der  Mitgliedergenossenschaften  —  als  Unterlage  für 
den  Elredit  anerkannt.  Es  findet  sich  hierbei  das  beacbtens- 
werthe  Zugeständniss,  dass  es  einzelnen  Verbandskassen  schon 
früher  gelungen  war,  auf  diese  Unterlage  Kredit  zu  erhalten. 
Damit  ist  die  noch  in  der  HEiLiGEKSTADT'schen  Schrift  ver- 
tretene Auffassung,  dass  die  preussische  Centralgenossenschafts- 
kasse mit  der  Annahme  der  Haftsumme  als  Unterlage  des 
Kredits  ein  neues  Moment  in  das  Genossenschaftswesen  hinein- 
getragen habe,  aufgegeben.  In  den  „Bestimmungen"  wird  nnn 
hinzugefügt:  „allgemein  aber  ist  diese  Unterlage  nicht  mass- 
gebend.^ Das  ist  zutreffend.  Jeder  Geldgeber  hat  seine  eigene 
Auflassung  über  die  Bemessung  der  ihm  zu  bietenden  Sicher- 
heit. 
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Die  Festsetzung  der  Höhe  der  Haftsummen  hängt  von  der 
Kasse  ab,  das  Gesetz  zieht  keine  Schranken,  und  es  sind  Fälle 
zu  verzeichnen,  in  denen  die  Kasse  die  Haftsumme  der  Mit- 
glieder so  hoch  bemessen  hat,  dass  die  Haftpflicht  der  Mitglieder, 
käme  es  zum  Konkurse,  höher  sein  würde,  als  sie  je  in  einem 
der  Konkurse  der  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Haft- 
pflicht gewesen  ist. 

Schultze-Dklitzsch^s  Gegnerschaft  gegen  die  Zulassung 
der  beschränkten  Haftpflicht  beruhte  hauptsächlich  auf  der  Er- 
wägung, dass  damit  Genossenschaften  geschaffen  werden  könnten 
ohne  reelle  Haftbasis,  er  stimmte  der  Zulassung  der  beschränkten 
Haftpflicht  erst  zu,  als  eine  Konstruktion  gelungen  war,  bei  der 
nicht  die  Aufhebung  der  Solidarhaft  der  Mitglieder  in  Betracht 
kommt,  sondern  die  Begrenzung  derselben  auf  eine  be- 
stimmte Summet  Diese  Begrenzung  ist  nun  aber  nicht  blos 
für  das  Mitglied,  sondern  auch  für  die  Genossenschaft  von  Be- 
deutung. 

Die  Begrenzung  besagt  nur,  dass  jedes  Mitglied  höchstens 
bis  zu  der  Grenze  aus  seiner  persönlichen  Haftpflicht  für  die 
Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft  in  Anspruch  genommen 
werden  kann,  die  Begrenzung  aber  bedeutet  nicht,  dass  nun  auch 
die  Genossenschaft  im  Stande  ist  zur  Befriedigung  der  Gläubiger 
einen  Betrag  aufzubringen,  der  der  Gesammthaftsumme  der  Mit- 
glieder entspricht,  denn  nicht  jedes  Mitglied  ist  auch  unter  allen 
Umständen  bis  zur  Grenze  der  Haftsumme  solvent,  und  da  kein 
Mitglied  über  die  übernommene  Haftsumme  hinaus  haftet,  ist  in 
den  meisten  Fällen  anzunehmen,  dass  die  Gesammthaftsumme  der 
Mitglieder  in  Wirklichkeit  nicht  en*eicht  wird.  Die  Wahrschein- 
lichkeit hierfür  ist  um  so  grösser,  je  höher  die  Haftsumme  des 
einzelnen  Mitgliedes  genommen  ist.  Daraus  ergibt  sich  denn, 
dass  die  Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftpflicht  nicht   in 


'  Vgl.  Archiv  fdr  öffentl.  Recht,  Bd  IX,  1894,  S.  426. 
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der  Lage  ist,  durch  Erhöhung  der  Haftsumme  den  Kredit  gleich» 
zeitig  entsprechend  zu  erhöhen.  Unter  Umständen  kann  die  Er- 
höhung der  Haftsumme  sogar  das  entgegengesetzte  Resultat 
haben,  der  Gläubiger  zieht  aus  derselben  den  Schluss^  dass  die 
Genossenschaft  sucht  den  Kredit  über  ihre  Verhältnisse  hinaus 
zu  gewinnen. 

Die  Verbandskassen,  mit  denen  die  preussische  Central- 
genossenschaftskasse  arbeitet,  beruhen  ausschliesslich  auf  der  be- 
schränkten Haftpflicht;  denn  einer  Genossenschaft  mit  un- 
beschränkter Haftpflicht  wird  sich  eine  andere  Genossenschaft 
nicht  leicht  bereit  finden,  beizutreten.  Für  den  Kredit  der 
Verbandskassen  ist  daher  das  vorstehend  Ausgeführte  von  be- 
sonderer Wichtigkeit. 

Die  Leitung  der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse 
hat  denn  auch  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung,  nachdem  sie  in 
den  ersten  Jahren  einige  schlechte  Erfahrungen  mit  einer  zu 
weit  gehenden  Kreditbemessung  gemacht,  erkannt  und  sucht  nun 
zu  erforschen,  was  von  den  Haftsummen  als  vertretbar 
anzuerkennen  ist.  Als  erster  Grundsatz  wird  in  den  „Be- 
stimmungen^ aufgestellt: 

„als    Regel    gilt,    dass    nur    der  zehnte  Theil  des   nach- 
gewiesenen Vermögens   einer  einzelnen  Person  als  vertretbare 
Kreditunterlage  anzusehen  ist.   Man  wird  nicht  vergessen,  dass 
es  sich  hier  nicht  darum  handelt  festzustellen,  ein  wie  hohes 
Darlehen  man   einer  Person   geben  kann,   sondern  in  welcher 
Höhe    man    unter    allen    Umständen    darauf    rechnen    kann, 
Jemanden  für  den  Gesammtkredit  einer  Genossenschaft  heran- 
ziehen zu  können,  ohne  ihn  wirthschaftlich  schwer  zu  schädigen'^^ 
Bei  der  Genossenschaft  mit  unbeschränkter  Haftpflicht  (als 
Mitglied  der  Verbandskasse)    besteht  die   Gesammtverpflichtung 
aller  Vermögen,  und  der  zehnte  Theil  des  Gesammtbetrages  des 

*  Vgl.  „Die  Zulassung  von  Genossenschaften  mit  beschninkter  Haft- 
pflicht« im  Archiv  für  öffentl.  Recht,  Bd.  IX,  1894,  S.  446. 
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Vermögens  wird  nach   den  „Bestimmungen'^  als   eintreibbar  und 
damit  voll  als  Kreditunterlage  angesehen. 

Bei  der  Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftpflicht  (als 
Mitglied  der  Verbandskasse)  haftet  jedes  Mitglied  nur  bis  zu 
dem  Betrage  der  Haftsumme.  Die  preussische  Centralgenossen- 
Schaftskasse  macht  zunächst  einen  Sicherheitsabzug  von  mindestens 
V^  der  gesammten  Haftsummen. 

Sache  der  Verbandskasse  ist  es  nun^  der  preussischen  Central- 
genossenschaftskasse  den  Umfang  ihrer  Kreditfähigkeit  nach- 
zuweisen. Das  geschieht  in  der  Kegel  an  der  Hand  der  Steuer- 
listen auf  Grund  der  Einkommens-  und  Ergänzungssteuer.  Es 
kann  auch  eine  besondere  Einschätzung  der  Mitglieder  der  Ge- 
nossenschaften erfolgen. 

Zur  Ermittelung  der  Vermögensverhältnisse  der  Mitglieder 
schickt  die  Genossenschaft  mit  unbeschränkter  Haftpflicht  die 
Mitgliederliste  an  den  Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission, 
der  nach  den  Verfügungen  des  Finanzministers  vom  16.  Juni 
1897  und  7,  Juli  1897  die  Bescheinigung  ertheilt,  wieviel  die 
Mitglieder  der  Genossenschaft  insgesammt  zur  Ergänzungssteuer 
und  zur  Einkommensteuer  zahlen. 

Bei  der  Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftpflicht 
kommt  wegen  der  beschränkten  Haftpflicht  die  Kreditfähigkeit 
der  einzelnen  Mitglieder  in  Betracht,  es  ist  in  den  Fällen ,  in 
welchen  ein  einzelnes  Mitglied  mehr  als  300  Mk.  Haftsumme 
vertreten  soll,  ein  Nachweis  über  die  Fähigkeit  zu  erbringen. 
Die  preussische  Centralgenossenschaftskasse  nimmt  also  an,  dass 
jedes  Mitglied  3000  Mk.  (10  X  300  Mk.)  Vermögen  besitzt  und 
verlangt  den  Nachweis  nur,  wo  entweder  die  einzelne  Haftsumme 
300  Mk.  überschreitet  oder  der  Einzelne  mehrere  Geschäfts- 
antheile  und  damit  mehrere  Haftsummen  übernommen  hat.  Als 
Nachweis  genügt,  wenn  der  Vorstand  der  Genossenschaft  be- 
scheinigt, dass  die  Mitglieder,  bei  welchen  mehr  als  3000  Mk. 
Vermögen  zur  Vertretung  der  Haftsummen  vorhanden  sein  muss. 
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das  Vermögen  nach  Angabe  der  ihm,  dem  Vorstände,  vorgezeigten 
Steuereinschätzungen  oder  Steuerzettel  besitzen.  ^Bei  diesem 
Verfahren  —  heisst  es  in  den  Bestimmungen  —  bandelt  es  sich 
darum,  dass  die  Mitglieder  einer  Genossenschaft  den  von  ihnen 
erwählten  Vertrauensmännern  des  Vorstandes  so  weit  einen  Ein- 
bUck  in  ihre  Verhältnisse  gestatten,  dass  die  Erklärung  ab- 
gegeben werden  kann''  und  an  anderer  Stelle:  9, Der  DarlehenB- 
empfänger  hat  das  Recht,  sich  zu  entschliessen,  ob  er  unter  den 
gestellten  Bedingungen  das  Geld  nehmen  will  oder  nicht,  er  hat 
aber  kein  Recht,  seinerseits  in  zwingender  Weise  Bedingungen 
zu  stellen." 

Bestimmte  Formulare  sind  vorgeschrieben  für  die  Auskunfts- 
ertheilung  des  Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission  über 
die  Steuern.  In  der  massgebenden  Verfügung  des  Finanz- 
ministers  vom  15.  Juni  1897  heisst  es: 

„Anscheinend  bezweckt  der  vorUegende  Antrag  gar  nicht 
die  gesonderte  Angabe  der  Steuersätze  für  jedes  einzelne  Mit- 
glied,   sondern    nur    die    Mittheilung   der    Gesammtsumme 
einerseits  von  Einkommenssteuer,  andererseits  von  Ergänzungs- 
steuer,   welche   von   den   genau   zu  bezeichnenden  MitgUedem 
der  Genossenschaft  überhaupt  zu  entrichten  ist.     Gegen  die 
Ertheilung  einer  derartigen  Auskunft,   welche  hinsichtlich  der 
Angehörigen   eines  jeden  Veranlagungsbezirks  bei    dem  Vor- 
sitzenden der  betreffenden  Veranlagungskommission  zu  erbitten 
wäre,  sind  aus  den  Vorschriften  der  §§  52,  69  Eink.-G.  Be- 
denken nicht  herzuleiten,    vorausgesetzt,   dass  nicht  etwa  im 
Einzelfalle  wegen  der  geringen  Zahl  der  betheiligten  Personen 
auch    aus    der  Gesammtsteuersumme  ein  Rückschluss  auf  die 
Verhältnisse  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  möglich  ist." 
Die    einschlägigen    Bestimmungen   des    Steuergesetzes   sind 
folgende:     Nach  §  52  Eink.-G.  haben  die  Mitglieder  der  Kom- 
missionen   an   Eidesstatt    zu  geloben,    „die  Verhandlungen 
sowie    die   hierbei   zu  ihrer  Kenntniss  gelangenden  Verhältnisse 
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der  Steuerpflichtigen  strengstens  geheim  zu  halten^.  Das 
gleiche  Gelöbniss  haben  diejenigen  Vorsitzenden  abzulegen,  welche 
nicht  schon  als  Beamte  vereidigt  sind.  Die  bei  der  Steuer- 
veranlagung betheiligten  Beamten  sind  „zur  Geheimhaltung  der 
Kommissionsverhandlungen  sowie  der  zu  ihrer  Kenntniss  ge- 
langenden Verhältnisse  der  Steuerpflichtigen  kraft  des  von  ihnen 
geleisteten  Amtseides  verpflichtet^.  Die  Steuererklärungen  sind 
unter  Verschluss  aufzubewahren  und  dürfen,  ebenso  wie  die 
EommissionsverhandlungeU;  nur  zur  Kenntniss  der  durch  ihren 
Amtseid  zur  Geheimhaltung  verpflichteten  Beamten  gelangen. 
In  §  69  Eink.-G.  werden  die  betheiligten  Beamten  und  Kom- 
missionsmitglieder mit  hoher  Geldstrafe  bedroht,  wenn  sie 
die  zu  ihrer  Kenntniss  gelangten  Erwerbs-,  Vermögens-  oder 
Einkommensverhältnisse  eines  Steuerpflichtigen,  insbesondere  auch 
den  Inhalt  einer  Steuererklärung  oder  der  darüber  gepflogenen 
Verhandlungen  offenbaren.  In  den  Ausführungsbestimmungen 
heisst  es  sodann,  die  Ertheilung  einer  amtlichen  Auskunft  an 
zuständige  Stellen,  insbesondere  auch  Mittheilungen  von  Ver- 
anlagungsmerkmalen an  kommunale  und  andere  öffentliche 
^Schulen-,  £jrchen-)  Verbände  und  Gemeinschaften,  letzteren  je- 
doch nur  soweit  sie  zur  Feststellung  von  Steuer- 
zuschlägen erforderlich  ist,  wird  durch  die  Vorschriften  der 
§§52,  53  und  69  des  Gesetzes  nicht  ausgeschlossen.  Danach 
darf  also  eine  amtliche  Auskunft  nur  zur  Feststellung  von  Steuer- 
zuschlägen ertheilt  werden.  Nach  §  46  des  Erg.-St.-G.  finden  die 
vorerwähnten  Bestimmungen  des  Einkommenssteuergesetzes  auch 
für  die  Ergänzungssteuer  sinngemässe  Anwendung. 

Auskünfte  der  Steuerbehörde  sollen  also  nur  zu  Steuer- 
zwecken und  Steuererhebungen  gegeben  werden.  Hier  aber 
handelt  es  sich  um  Auskunft  für  die  Krediteinschätzung  Seitens 
einer  Bank.  Allerdings  Steuerauskünfte  der  Einzelnen  dürfen 
nur  mit  Zustimmung  derselben  gegeben  werden,  und  auch  die 
Gesammtsteuersumme  einer  Reihe  Personen  darf  nicht  mitgetheilt 
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werden,  wenn  aus  ihr  Rückschlüsse  auf  die  Verhältnisse  des  ein- 
zelnen Steuerpflichtigen  möglich  sind.  Und  mit  der  Geheim- 
haltung der  Steuer  ist  es  überhaupt  eine  besondere  Sache,  wir 
brauchen  nur  an  die  Abgeordneten  wählen  zu  erinnern,  die  an 
der  Hand  einer  Liste  erfolgen,  die  auf  Grund  der  Steuerzahlungen 
der  Urwähler  aufgestellt  ist,  die  sogar  Auskunft  gibt  über  die 
einzelnen  Steuerbeträge,  die  dem  Wahlvorsteher,  dessen  Stell- 
vertreter, dem  Protokollführer,  den  Beisitzern  offen  steht,  die 
zur  Verschwiegenheit  über  das,  was  sie  in  der  Steuerliste  —  hier 
Wählerliste  —  lesen,  nicht  verpflichtet  sind. 

Die  preussische  Centralgenossenschafbskasse  will  sicher  gehen« 
sie  will  sich  gegen  Verluste  schützen  und  hat  es  vielfach  mit  einer 
Kundschaft  zu  thun,  die  glaubt,  ganz  besondere  Ejreditansprüche 
stellen  zu  dürfen.  Die  preussische  Centralgenossenschaftskasse 
hat  den  Versuch  gemacht,  die  persönUche  Haftpflicht  der 
Genossenschaft  auf  ihren  wirklichen  Werth  zu  veranschlagen, 
um  nach  diesem  Werth  den  Kredit  der  Genossenschaft  zu  be- 
messen. Dieser  Versuch  ist  in  der  Ausführung  der  preussischen 
Centralgenossenschaftskasse  neu,  denn  privaten  Banken  bleiben 
die  Quellen  verschlossen,  aus  denen  die  preussische  Central- 
genossenschaftskasse ihre  Belehrung  schöpft.  Dabei  ist  von  be- 
sonderem allgemeinen  Interesse,  dass  die  preussische  Central- 
genossenschaftskasse auf  Grund  dieser  Erhebungen  vielfach  in 
die  üble  Lage  gekommen  ist,  den  Kredit  der  Genossenschaften 
herabzusetzen.  Lehrreich  ist  auch,  dass  mit  dem  allgemeinen 
Bekanntwerden  der  Grundsätze  der  preussischen  Centralgenossen- 
schaftskasse bei  der  Einschätzung  der  Verbandskassen,  Genossen- 
schaften und  deren  Mitgliedern  nicht  mehr  in  dem  gleichen  Um- 
fange weiter  gegründet  ist  wie  bisher,  dass  eine  Anzahl  Ge- 
nossenschaften zur  Liquidation  gedrängt  wurden  und  dass  unter 
den  Verbandskassen  selbst  ein  Sturm  der  Entrüstung  über  die 
fiskalischen  und  büreaukratischen  Grundsätze  der  Leitung  der 
preussischen  Centralgenossenschaftskasse  losbrach. 
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Wir  möchten  in  jenen  „Bestimmungen^  aber  nur  die  Folge 
der  rechtlichen  Natur  der  preussischen  Centralgenossenschafts- 
kasse  sehen,  die  Bestimmungen  gliedern  sich  in  den  Organismus 
folgerichtig  ein.  Allerdings  hat  der  Gesetzgeber  zunächst  an 
eine  „Ausgleichsstelle^  unter  den  Genossenschaften  gedacht,  bald 
sah  er  jedoch  sich  gezwungen,  die  Verwirklichung  fallen  zu  lassen 
oder  er  sah  sich  wenigstens  in  der  Lage,  nichts  zu  der  Ver- 
wirklichung thun  zu  können;  ganz  naturgemäss  wurde  die  An- 
stalt die  Kreditquelle  fiir  alle  die  Kreise,  die  im  geschäftlichen 
Verkehr  ihr  Kreditbedürfniss  nicht  voll  befriedigen  konnten,  dazu 
kam  noch  der  besondere  Reiz  des  billigen  Zinses  der  Anstalt, 
der  so  niedrig  gehalten  wurde,  dass  er  hinter  dem  Werth  des 
Geldes  auf  dem  Weltmarkt  nicht  unerheblich  zurückblieb  —  so 
konnten  denn  jene  „ Pumpgesellschaften ^  zahlreich  entstehen,  auf 
die  der  Finanzminister  im  Herrenhaus  bei  der  Erhöhung  des 
Grundkapitals  hinwies.  Diesem  genossenschaftlichen  Unwesen 
musste  ein  Riegel  vorgeschoben  werden,  man  suchte  und  fand 
ihn  in  der  Einschätzung  der  Genossenschaft  unter  Berücksichti- 
gung der  Einkommensverhältnisse  der  Mitglieder,  forderte  für 
diese  einen  zwingenden  Beweis  in  der  Angabe  der  Steuerbeträge. 

Damit  wird  die  Anstalt  auf  den  Kreis  derer  mehr  und  mehr 
beschränkt,  die  sich  auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe  den  Kredit 
nicht  beschaffen  können.  Vor  Allem  aber  sehen  wir  in  dieser 
Regelung  den  Vorzug,  dass  jener  Ansicht  damit  entgegengetreten 
wird,  der  Landwirth  und  Gewerbetreibende  habe  ein  gewisses 
Recht  auf  Kredit.  Bei  Begründung  der  preussischen  Central- 
genossenschaftskasse  und  noch  in  den  ersten  Jahren  nach  ihrer 
Gründung  wurden  die  ungeheuerlichsten  Ansichten  in  dieser  Be- 
ziehung laut,  sie  fanden  ihre  Nahrung  in  der  Gründung  jener 
Anstalt,  in  der  sie  ein  Zugeständniss  der  Regierung  erblickten. 
Die  Frage  bleibt  auch  jetzt  noch  offen,  ob  nicht  die  preussische 
Centralgenossenschaftskasse  sich  gezwungen  sehen  wird,  völlig  die 
Wege  einer  Unterstützungskasse  zu  beschreiten,  als  welche 
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sie  unterstützungsbedürftigen  und  unterstützungswürdigen  Personen 
kleine  Vorschüsse  zu  billigem  Zinsfuss  gewähren  kann.  Unwill- 
kürlich erlangt  man  doch  ans  den  „Bestimmungen^  für  den  Ge- 
Schäftsverkehr  das  Gefühl,  dass  es  auf  die  Dauer  unmöglich  sein 
wird,  ein  Institut  mit  60  Mill.  Mk.  Grundkapital  nach  einem 
solchen  Formalismus  zu  verwalten. 

Auf  die  „Bestimmungen''  für  den  Geschäftsverkehr  hier 
weiter  einzugehen  liegt  nicht  im  Rahmen  dieser  Arbeit,  die  sich 
im  Wesentlichen  auf  die  Beurtheilung  der  rechtlichen  Seite 
der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse  beschränkt.  Die  Be- 
stimmungen lassen  überall  das  Streben  erkennen,  die  Kasse  nach 
Möglichkeit  gegen  Verluste  zu  schützen.  Dies  Streben  hat  sie 
sogar  dahin  gefuhrt,  den  Wechsel  in  Kreise  einzuführen,  die  in 
dem  Wechsel  eines  der  gefahrlichsten  Papiere  für  den  Landwirtb 
und  Handwerker  erblicken. 

V. 

„Die  besonderen  Aufgaben,  die  der  preussischen  Central- 
genossenschaftskasse  zugewiesen  sind,  liegen  zum  Theil  auf  dem 
Gebiete  der  Zinspolitik  und  nöthigen  sie,  wenn  auch  im  An- 
schluss  an  die  allgemeine  Zinspolitik  der  Reichsbank  für  den 
Verkehr  mit  den  Verbandskassen  eine  spezielle  Zinspolitik  zu 
treiben''  (Heiligenstadt  a.  a.  O.  S.  84).  Diese  spezielle  Zins- 
politik soll  darin  bestehen,  dass  der  Zinsfuss  für  den  Verkehr  in 
laufender  Rechnung  semesterweise  festgesetzt  wird,  man  will  den 
Zinsfuss  möglichst  stabil  halten.  Die  Zukunft  muss  zeigen,  ob 
und  wie  lange  eine  solche  ZinspoUtik  durchzuführen  ist. 

Von  1895  bis  August  1898  hat  die  preussische  Central- 
genossenschaftskasse  an  einem  ausserordentlich  niedrigen  Zinsfuss 
festgehalten,  der  oft  Monate  hindurch  hinter  dem  Wechselzinsfuss 
der  Reichsbank  erheblich  zurückblieb.  Wir  gedachten  oben  der 
bei  Erhöhung  des  Grundkapitals  Yorgenommenen  Aenderung  der 
Gewinnrertheilung  durch  geringere  Berücksichtigung  der  Reserven; 
nur  dadurch  war  es  zu  erreichen,  dass  der  preussische  Staat  im 
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letzten  Jahre  sein  Kapital  mit  fast  3  ^/e  verzinst  erhielt,  wobei 
der  Staat  freilich  noch  Geld  zusetzte.  Jene  Stabilität  des  Zins- 
fusses  zeigt  aber  vor  Allem  einen  Nachtheil  ^  an  den  man  bei 
den  Freunden  der  Kasse  schwerlich  gedacht  hat:  als  im  August 
1898  die  Kasse  sich  zur  Erhöhung  des  Zinsfusses  um  1  ^o  ge- 
zwungen sah,  wurde  ihre  Kundschaft  darüber  im  höchsten  Grade 
unwillig.  Auf  dem  allgemeinen  Genossenschaftstage  der  deutschen 
landwirthschaftlichen  Genossenschaften  zu  Karlsruhe  (1898)  äusserte 
sich  der  Hauptredner  über  die  Verwaltungsgrundsätze  der  preussi- 
sehen  Centralgenossenschaftskasse  hierüber  wie  folgt: 

„Auch  die  neuerlich  erfolgte  Ankündigung  der  Erhöhung 
des  Zinsfusses  für  Darlehen  von  3  auf  4  ^/o,  begleitet  von  einer 
Erhöhung  der  Zinsspannung  von  Y>  Auf  l^O;  ist  ein  Zeichen 
büreaukratischer  Unkenntniss  mit  den  Bedürfnissen  unserer 
landwirthschaftlichen  Genossenschaften.  Mir  liegt  es  feru; 
gegen  jede  Zinsenerhöhung  zu  sprechen.  Trotz  allem,  was 
vorgekommen  ist,  habe  ich  bis  jetzt  doch  noch  das  Vertrauen 
zur  Leitung  der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse,  dass 
sie  den  Geldmarkt  richtig  zu  beurtheilen  versteht.  Aber  ich 
mache  es  ihr  zum  Vorwurf,  dass  sie  die  doch  wohl  nicht  durch 
die  Lage  des  Geldmarktes  allein  zu  begründende  Erhöhung  um 
ein  ganzes  Prozent  so  plötzlich  herbeiführen  will.  Das  wird 
manche  Spar-  und  Darlehensgenossenschaft  nicht  vertragen 
können,  und  wenn  unsere  Centralkassen  diesen  Stoss  von  den 
einzelnen  kleinen  Genossenschaften  nicht  abhalten  können,  dann 
wird  manche  der  letzteren  durch  die  Schuld  der  preussischen 
Centralgenossenschaftskasse  wieder  zu  Grunde  gehen,  und  das 
nennt  man  dann  Förderung  des  Genossenschaftswesens! 

Wenn  die  Leitung  der  preussischen  Centralgenossenschafts- 
kasse bei  Beginn  ihrer  Thätigkeit  einen  Fehler  gemacht  und 
den  Zinsfuss  für  Darlehen  zu  niedrig  bemessen  hat,  so  war  es 
fiir  sie  bequem,  aber  für  das  Genossenschaftswesen  wenig  rück- 
sichtsvoll,   wenn  sie  diesen  Fehler  wieder  gutmacht  im  selben 
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Augenblick,  wo  sie  so  wie  so  den  Zinsfuss  erhöhen  muss  und 
desshalb  lieber  gleich  um  ein  ganzes,  anstatt  um  ein  halbes 
Prozent  den  Zinsfuss  erhöht.  Dass  die  Lage  des  Geldmarkts 
allein  die  Erhöhung  um  ein  ganzes  Prozent  gebietet,  glaubt 
ja  kein  Mensch  und  wird  ja  auch  wohl  nicht  von  der  Leitung 
der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse  behauptet.  Man 
führt  ja  schon  als  Grund  dafür  die  zu  rasch  um  sich  greifende 
Begründung  neuer  Genossenschaften  an.  Dieser  Grund  ist 
allerdings  nicht  stichhaltig.  Man  sollte  sich  in  Berlin  freuen, 
dass  wir  in  den  Verbänden  dahin  arbeiten,  dass  nach  v.  Miqud 
in  jeder  Gemeinde  eine  Kreditgenossenschaft  begründet  wird 
und  uns  nicht  aufhalten  und  zurückhalten,  indem  man  die 
z.  B.  für  Schleswig-Holstein  grundlose  Behauptung  aufstellt,  es 
gehe  zu  rasch.  Gegen  solche  bureaukratische  Massregelungen, 
die  unsere  eigene  Selbständigkeit  und  Selbstverantwortlichkeit 
gefährden,  müssen  wir  ein  Veto  einlegen.^ 

Wir  haben  hier  die  alte  Erfahrung  vor  uns,  dass  es  für  den 
Staat  sehr  gefahrlich  ist,  sich  auf  Versprechungen  auf  dem  wirtb- 
schaftlichen  Gebiete  einzulassen,  denn  er  weckt  Hoffnungen  und 
Erwartungen,  die  er  auf  die  Dauer  nicht  befriedigen  kann  und 
legt  damit  den  Keim  zur  Begehrlichkeit  und  Unzufriedenheit  in 
den  betroffenen  wirthschaftlichen  E^reisen. 

VI. 

Die  preussische  Centralgenossenschaftskasse  ist  bestimmt 
„zur  Förderung  des  genossenschaftlichen  Personalkredits"  und 
gewährt  grundsätzlich  Kredit  nicht  an  Personen  und  Einzel- 
genossenschaften,  sondern  an  die  Vereinigungen  von  Genossen- 
schaften, die  Verbandskassen.  §  2  des  Gesetzes  zählt  die  Geschäfte 
auf,  die  mit  Jedermann  gemacht  werden  können,  und  man  ist  in 
der  Auslegung  dieser  Vorschriften  recht  weit  gegangen.  „Hierbei 
ist  die  Gewährung  von  Blankokredit  vollständig  ausgeschlosBen. 
Nur  im  Wege  des  Lombard-  und  Wechselverkehrs  kann  Einzel- 
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Personen,  einzelnen   Genossenschaften  u.  s.  w.  gedeckter  Kredit 
gewährt  werden"  (Heilioenstadt  a.  a.  0.  S.  88). 

Das  Gesetz  bestimmt;  dass  die  Anstalt  befugt  ist,  zinsbare 
Darlehen  zu  gewähren  an  „solche  Vereinigungen  und  Verbands- 
kassen eingetragener  Genossenschaften"  u.  s.  w.  Seitens  des 
Direktoriums  wird  das  also  dahin  ausgelegt,  dass  „zinsbares  Dar- 
lehen" gleichbedeutend  ist  mit  „Blankokredit".  Das  ist  eine 
willkürliche  Auslegung.  Kann  man  yielleicht  noch  im  Zweifel 
sein,  ob  und  inwieweit  das  Diskontiren  von  Wechseln  hierunter 
fallt,  so  ist  doch  die  Gewährung  von  Lombardkredit  zweifellos 
ein  „zinsbares  Darlehen"  und  die  preussische  Centralgenossen- 
Bchafbskasse  verstösst  gegen  das  Gesetz,  wenn  sie  an  Einzel- 
personen und  Einzelgenossenschaften  Lombardkredit  gewährt. 
In  weitestem  Umfange  diskontirt  die  preussische  Centralgenossen- 
Schaftskasse  für  Einzelgenossenschaften  Wechsel.  Wir  halten 
auch  das  bei  ihr  als  regelmässigen  Betrieb  eines  Geschäftszweiges 
für  unzulässig,  denn  in  Frage  für  die  Bestimmung  der  Zulässig- 
keit  dieses  Geschäftszweiges  kann  nur  kommen  die  Bestimmung 
unter  Pos.  5  §  2,  wonach  die  preussische  Centralgenossenschafts- 
kasse  befugt  ist  „zur  Erfüllung  dieser  (ihrer)  Aufgaben  Kassen- 
bestände im  Wechsel-,  Lombard-  und  Effektengeschäft  nutzbar 
zu  machen".  Erwägt  man  nun,  dass  die  Anstalt  meist  besorgt 
sein  muss,  sich  die  nöthigen  Betriebskapitalien  bei  anderen  Banken, 
Sparkassen,  an  der  Börse  u.  s.  w.  zu  beschaffen,  so  kann  sie  nur 
selten  im  Besitz  von  Kassenbeständen  sein,  die  durch  lohnende 
Anlage  „nutzbar"  zu  machen  sind.  Es  ist  aber  ferner  auch  zu 
berücksichtigen,  dass  die  Wechsel  der  Genossenschaften  sich  in 
der  Regel  gerade  nicht  zur  Anlage  von  Kassenbeständen  eignen, 
da  auch  die  bei  den  Genossenschaften  vorkommenden  Geschäfts 
Wechsel  nicht  selten  der  Prolongation  bedürfen  und  durch  andere 
Geschäftswechsel  ersetzt  werden.  Das  sollte  zwar  nicht  sein, 
aber  die  Art  der  Kundschaft  der  Genossenschaften  führt  mit 
Xothwendigkeit    dahin.      Die    besten    Geschäftswechsel    werden 
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überdies  bei  der  Reichsbank  und  den  grossen  Bankinstituten 
diskontirt,  die  bei  diesem  Geschäftszweig  zum  Theil  billiger  sind 
wie  die  preussische  Üeutralgenossenschaftskasse. 

In  dem  regelmässigen  Diskontiren  von  Wechseln  von 
Einzelgenossenschaften  müssen  wir  einen  Verstoss  gegen  das 
Gresetz  sehen,  wie  er  in  der  regelmässigen  Gewährung  von  Lom- 
bardkredit an  Genossenschaften  liegt. 

Wäre  die  Auslegung  des  Direktoriums  der  preussiseben 
Centralgenossenschaftskasse  zutreffend ,  so  müsste  dieselbe  auch 
analog  für  den  §  8  Abs.  3  Gen.-G.  vom  1.  Mai  1889  gelten. 
Danach  ist  Genossenschaften,  bei  welchen  die  Gewährung  yon 
Darlehen  Zweck  des  Unternehmens  ist,  verboten,  ihren  Geschäfts- 
betrieb, soweit  er  in  einer  diesen  Zweck  verfolgenden  Darlehens- 
gewährung  besteht,  auf  andere  Personen  ausser  den  Mitgliedern 
auszudehnen;  Darlehensgewährungen,  welche  nur  die  Anlegung 
von  Geldbeständen  bezwecken,  fallen  nach  ausdrücklicher  Be- 
stimmung des  Gesetzes  nicht  unter  dieses  Verbot.  Nach  der 
rechtlichen  Auslegung  des  §  2  des  für  die  preussische  Central- 
genossenschaftskasse geltenden  Gesetzes  durch  das  Direktorium 
dieser  Anstalt  würde  auch  den  Einzelgenossenschaften  gestattet 
sein,  trotz  der  Bestimmung  in  §  8  Abs.  3  Gen.-G.  im  regel- 
mässigen Geschäftsbetrieb  für  Nichtmitglieder  Wechsel  zu  dis- 
kontiren  und  ihnen  Lombardkredit  zu  gewähren. 

Zu  rechtlichen  Bedenken  gibt  auch  der  Verkehr  mit  den 
Sparkassen  Veranlassung.  Das  Gesetz  sieht  in  §  2  letzten  AbsaU 
vor,  dass  der  Geschäftskreis  der  Anstalt  durch  königl.  Verordnung 
über  die  in  1  genannten  Vereinigungen  (Verbandskassen,  ritter- 
schaftliche Vereinigungen,  Landeskommunalverbände)  hinaus  duitl 
die  Hereinbeziehung  bestimmter  Arten  von  öffentlichen  Sparkassen 
erweitert  werden  kann. 

Bei  dem  geringen  Zufluss  von  Depositen  und  der  erheblichen 
Inanspruchnahme  der  preussiseben  Centralgenossenschaftskasse 
muBste  deren  Leitung  besorgt  sein,  sich  andere  Kreditquellen  zn 
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schafifen.  Zu  diesem  Zwecke  wurde  der  Versuch  gemacht;  die 
Sparkassen  zu  bestimmen,  ihre  müssigen  Bestände  bei  der  preussi- 
schen  Centralgenossenschaftskasse  anzulegen,  und  um  nun  auch 
den  Sparkassen  etwas  zu  bieten,  wurde  ihnen  der  Lombardkredit 
in  Aussicht  gestellt.  Die  königl.  Verordnung,  die  die  Herein- 
beziehung der  Sparkassen  in  den  Geschäftsrerkehr  aussprechen 
soll,  ist  aber  nicht  ergangen,  man  rechtfertigt  die  Zulassung  der 
Lombardskreditgewährung  an  Sparkassen  mit  der  bereits  hervor- 
gehobenen Vorschrift,  nach  der  Kassenbestände  u.  A.  im  Lom- 
bardgeschäft nutzbar  gemacht  werden  können.  Es  ist  doch  aber 
offenbar,  dass  es  sich  um  keine  Nutzbarmachung  von  Kassen- 
beständen handelt,  wenn  den  Sparkassen  gegenüber  die  Verpflich- 
tung übernommen  wird,  ihnen  auf  Werthpapiere  Kredit  zu  geben. 

Die  Sparkassen  sind  nur  in  vereinzelten  Ausnahmen  auf  die 
ihnen  gemachten  Anerbietungen  eingegangen.  Das  ist  im  Interesse 
des  Sparkassen  Wesens  nur  zu  begrüssen,  denn  im  Falle  einer 
wirthschaftlichen  Krisis  hätte  es  für  die  Lage  der  Sparkassen 
geradezu  verhängnissvoll  werden  können,  wenn  die  preussische 
Centralgenossenschaftskasse  die  müssigen  Bestände  der  Spar- 
kassen aufgenommen  hätte.  Das  wäre  eine  Centralisation  bedenk- 
lichster Art  gewesen.  Man  denke,  dass  die  preussische  Central- 
genossenschaftskasse das  Geld  an  die  Verbandskassen,  diese  an 
die  Genossenschaften,  diese  an  ihre  Mitglieder  ausgeliehen  haben  — 
und  nun  treten  die  Sparkassen  an  die  preussische  Centralgenossen- 
schaftskasse heran,  fordern  nicht  nur  ihre  Depositen,  sondern 
auch  noch  den  bewilligten  Lombardkredit! 

Die  königl.  Verordnung,  die  die  Hereinbeziehung  der  Spar- 
kassen  in  den  Geschäftsverkehr  aussprechen  sollte,  ist,  wie  be- 
merkt, nicht  ergangen,  und  wir  möchten  annehmen,  dass  die 
Bedenken  der  erwähnten  Centralisation  für  das  Ausbleiben  der 
Verordnung  massgebend  gewesen  sind.  Um  so  dringender  ist 
es  dann  aber  geboten,  dass  nicht  auf  Umwegen  jene  Vorsichts- 
massregeln  umgangen  werden. 
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VII. 

In  der  GeneralversammluDg  des  Vereins  fiir  Sozialpolitik  iin 
Jahre  1897  wurde  bei  der  Behandlung  des  Themas  des  länd- 
lichen Personalkredits  mit  Recht  von  allen  Seiten  der  Vortheil 
des  organisirten  Kredits  hervorgehoben.  Von  keiner  Seite  aber 
wurde  die  gesetzliche  Regelung  gefordert,  allgemein  hatte  man 
wohl  das  Gefühl,  dass  es  nur  gelte,  die  sich  der  Organisation 
entgegenstellenden  Schwierigkeiten  aus  dem  Wege  zu  räumen. 

Die  Gründung  der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse 
ist  als  ein  Versuch  zu  betrachten,  den  genossenschaftlichen  Kredit 
im  Grossen  zu  organisiren,  wenn  auch  diese  Absicht  bei  der 
Gründung  der  Anstalt  erst  in  zweiter  oder  dritter  Reihe  kommt, 
die  Hauptaufgabe  der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse 
vielmehr  in  der  billigen  Kreditbefriedigung  und  in  der  Aus- 
breitung des  Genossenschaftswesens  zu  sehen  ist,  auf  das  sie 
„fördernd^  einwirken  sollte. 

Die  Erfahrungen  sprechen  wohl  nicht  dafür,  dass  es  ge- 
lungen ist,  die  Hauptaufgabe  in  allgemein  zufriedenstellender 
Weise  zu  lösen.  Ebenso  ist  auch  der  Versuch  der  Organisation 
des  Kredits  der  Genossenschaften  nicht  geglückt.  Nicht  viele 
wirthschaftliche  Materien  gibt  es,  die  gesetzgeberisch  so  schwer 
zu  erfassen  sind,  wie  die  Kreditfrage. 

Der  Kredit  steUt  die  Ergänzung  des  Kapitals  dar,  mit  Hilfe 
des  Kredits  wird  fremdes  Kapital  zur  Durchführung  grosser 
Unternehmungen  herangezogen,  der  Kredit  führt  das  Kapital 
dorthin,  wo  es  produktiv  verwerthet  werden  kann.  Gesunde 
Kreditverhältnisse  bilden  das  Fundament  für  die  solide  Entwick- 
lung des  wirthschaftlichen  Lebens.  Um  so  vorsichtiger  aber  mu88 
auch  auf  diesem  Gebiete  die  Gesetzgebung  operiren.  Es  lässt 
sich  ein  Schutz  des  wirthschaftlich  Schwachen  denken  gegen  die 
Ausbeutung  seiner  Nothlage  Seitens  beutegieriger  Geldmänner 
durch  Wuchergesetze  —   viel   wird  freilich  damit  nicht  erreicht, 
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wichtiger  als  die  Bestrafung  des  Wuchers  ist  für  den  Kredit- 
bedürftigen  die  Möglichkeit,  sein  Kreditbedürfniss  billiger  befrie- 
digen zu  können. 

Gross  sind  die  Erfolge  der  Kreditgenossenschaften  auf  diesem 
Gebiete,  sie  haben  dem  Wucher  überall  das  Feld  abgegraben 
und  die  Kreditbedürftigen  besser  geschützt  als  die  Wuchergesetze. 
Die  Regierung  kann  diese  Genossenschaften  fördern,  indem  sie 
ihnen  eine  entsprechende  gesetzliche  Grundlage  verschafft,  dafür 
sorgt,  dass  bei  der  Eintragung  in  das  Genossenschaftsregister 
keine  unnöthigen  Schwierigkeiten  gemacht  werden,  die  Genossen- 
schaften möglichst  mit  Stempel-  und  Steuerlasten  verschont.  Sache 
der  Genossenschaft  ist  es  dann,  das  Vertrauen  des  Publikums  zu 
gewinnen  und  das  nothwendige  Betriebskapital  herbeizuschaffen, 
Sache  der  Kreditbedürftigen  ist  es  sich  der  Genossenschaft  kredit- 
würdig zu  zeigen.  Kredit  beruht  auf  Vertrauen  und  Vertrauen 
muss  ein  Jeder  sich  verdienen  und  erwerben.  Ein  gesunder 
Kredit  ist  die  Grundlage  eines  gesunden  Wirthschaftssystems. 
Gesund  ist  nur  der  verdiente,  der  würdige  Kredit.  Wird  dem 
Gewerbetreibenden  die  Befriedigung  des  Kreditbedürfnisses  zu 
leicht  gemacht,  so  ist  sein  Kredit  nicht  mehr  gesund,  denn  der 
Kredit  wird  über  die  Verhältnisse  angespannt  und  führt  zu  einer 
geschäftlichen  Entwicklung,  die  nicht  im  richtigen  Verhältniss  zur 
eigenen  Leistungsfähigkeit  steht.  Der  Kreditbedürftige  ist  leicht 
geneigt,  seine  Leistungsfähigkeit  und  seine  Kreditfähigkeit  zu 
überschätzen,  und  es  ist  gefahrlich,  wenn  Massnahmen  ergriffen 
werden,  die  diese  Neigung  noch  bekräftigen.  Unter  diesen  Ge- 
sichtspunkten erscheint  die  Gründung  der  preussischen  Central- 
genossenschaftskasse  als  ein  nicht  unbedenklicher  Schritt.  Die 
Erfahrung  hat  die  Richtigkeit  der  Befürchtungen  bestätigt. 

Wir  schliessen  mit  einer  statistischen  Zusammenstellung  der 
Geschäflsergebnisse  eines  grossen  Theils  der  Kreditgenossen- 
schaften (6925  von  10  259  bestehenden  Kreditgenossenschaften) 
und  Angaben  über  die  Geschäftsresultate  der  preussischen  Central- 

Arcfaiv  für  öffentliches  Recht.  XIV.  8.  27 
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genossenschaftskasse.  Die  folgende  Tabelle  ist  dem  Jahrbuch 
des  allgemeinen  Verbandes  der  auf  Selbsthilfe  beruhenden  deutschen 
Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften  entnommen.  Leider 
ist  die  Statistik  lückenhaft,  wie  die  Tabelle  ergibt,  gleichwohl 
bietet  sie  ein  Bild  über  die  geschäftliche  Thätigkeit  der  Kredit- 
genossenschafteu;  wobei  besondere  Beachtung  verdient  das  grosse 
Uebergewicht  der  auf  Selbsthilfe  beruhenden  Kreditgenossen- 
schaften, die  dem  allgemeinen  Verbände  deutscher  Erwerbs  und 
Wirthschaftsgenossenschaften  (Schulze  -  Delitzsch)  angehören, 
über  die  übrigen  Genossenschaften. 

(8.  Tabelle  auf  S.  415.) 

Ueber  die  Thätigkeit  der  preussischen  Centralgenossenschafts- 
kasse  liegt  der  Bericht  für  das  dritte  Geschäftsjahr  (Etatsjabr 
1897/98)  vor.  Wir  folgen  einer  sachgemässen  Besprechung  des 
Berichts  in  den  Blättern  für  Genossenschaftswesen: 

In  dem  Bericht  wird  der  Gesammtumsatz  auf  beiden 
Seiten  des  Hauptbuches  einschliesslich  der  Saldo  vortrage  mit 
1987  862  162,82  Mk.  angegeben.  Man  darf  annehmen,  dass  wie 
bei  allen  kaufmännisch  eingerichteten  Bankinstituten,  so  auch  bei 
der  Centralgenossenschaftskasse  die  doppelte  Buchführung  ein- 
gerichtet ist.  Der  Grundsatz  der  letzteren  ist  aber,  dass  jeder 
Geschäftsvorfall  im  Debet  und  Kredit  gebucht  wird,  mithin  aach 
im  Hauptbuche  auf  jeder  Seite  erscheint.  Es  gibt  desshalb  kein 
richtiges  Bild  von  dem  Umfange  der  Gechäfte,  wenn  beide  Seiten 
zusammengezogen  werden. 

Nach  dem  Bericht  fallen  von  diesem  doppelseitigen  Umsatz 
auf  den  Verkehr  mit  Vereinigungen  und  Verbandskassen  ein- 
getragener Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften 

226  806  812,99  Mk. 
welche  sich  vertheilen  auf 

1.  den  Kontokorrentverkehr  mit     .     .     142  670  977,06     „ 

2.  „    Wechselverkehr  „      .     .       26  661468,97     „ 

3.  „    Lombardverkehr  „      .     .       57  677  366,17     „ 
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Richten  wir  nun  einen  Blick  auf  die  Bilanz  der  Anstalt, 
um  eine  Uebersicht  der  ihr  zur  Verfügung  stehenden  Betriebs- 
mittel zu  erhalten,  so  finden  wir  ausser  den  20  Mill.  Mk.  Staats- 
einlagen ^  folgende  Passivposten: 

a)  Kreditoren  in  besonderer  Rechnung       24  200  561, —  Mk. 

b)  täglich  fälUge  Depositen   ....         9420816,37      „ 

c)  Kreditoren  in  laufender  Rechnung  3  397  338,75     „ 

zusammen       37  018  716,12  Mk. 

Hiezu  kommen  noch  die  an  Kündigung 

gebundenen  Depositen 755  304^66     ^ 

und    zwei   kleinere  Kreditposten    über 

zusammen 125  249, —     „ 

Was  die  unter  a  angeführten  „Kreditoren  in  besonderer 
Rechnung^  betrifft,  so  geht  man  wohl  nicht  fehl,  anzunehmen, 
dass  hierin  die  aus  der  Staatskasse  angeliehenen  16  Mill.  Mk. 
enthalten  sind,  welche  der  Finanzminister  aus  seinen  flüssigen 
Mitteln  hergegeben  hat  und  deren  jederzeitige  Rückforderung 
vorbehalten  war.  Von  den  ferner  unter  den  besonderen  Kredi- 
toren enthaltenen  8  200  000  Mk.  darf  man  wohl  annehmen,  dass 
diese  von  der  Reichsbank  und  der  Seehandlung  angeliehen  sind. 

Sehen  wir  uns  hiernach  die  der  Centralgenossenschaftskasse 
zum  Geschäftsbetriebe  zur  Verfügung  stehenden  37  Mill.  Mk. 
an,  so  ergibt  sich,  dass  ihr  der  weitaus  grösste  Theil  dieses  Be- 
triebskapitals  ohne  Kündigung  entzogen  werden  kann. 

Während  der  Bericht  'der  Anstalt  über  die  „Kreditoren  in 
besonderer  Rechnung*^  nichts  enthält,  gibt  er  über  den  „Depo- 
sitenverkehr" folgende  Erläuterungen: 

Es  sind  in  1896/97  eingezahlt  worden  78  263  547,75  Mk. 
und  wieder  zurückgezogen  76  528  914,17  Mk.,  wodurch  das  Depa- 


*  Bei  Vorlegung   des  Berichtes   wai*   die  Erhöhung?   des  Grundkapitals 
auf  50  Millionen  Mark  noch  nicht  erfolgt. 
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sitenguthaben  im  Berichtsjahre  eine  Erhöhung  von  8  441 487,15  Mk. 
auf  10176121,13  Mk.  erfahren  hat.  Am  stärksten  sind  hieran 
die  Spar-  und  Kommunalkassen  betheiligt,  denn  von  diesen  sind 
50128601,54  Mk.  eingelegt  und  48  461991,40  Mk.  wieder  ab- 
gehoben. 

Ueber  die  Verwendung  der  der  Anstalt  zur  Verfügung 
stehenden  rund  38  Mill.  Mk.  gibt  die  Bilanz  folgenden  Auf- 
schluss : 

Die  Aktivposten  der  Bilanz  setzen  sich  zusammen  aus: 

1.  Debitoren  in  laufender  Rechnung     .     22434  024,73  Mk. 

2.  Wechselbestände  (Nominalbetrag)     .     11087  596,04     „ 

3.  Eigene  Effekten     22  853  940,60  Mk. 

Hiervon  bringen 
wir  in  Abzug 
20  000  000  Mk. 
37oige  Konsols 
ä  9770   .     .     .    19  400  000,—     „         3  453  940,60      „ 

4.  Lombardforderungen 1291795,10      „ 


zusammen     38  267  356,47  Mk. 

welche  als  eigenthch  werbendes  Kapital  anzusehen  sind. 

Unter  diesen  Aktivposten  wendet  sich  unsere  Aufmerksam- 
keit den  „Debitoren  in  laufender  Rechnung^  zu,  weil  auf  diesem 
Konto  die  Erfüllung  der  der  Anstalt  gesetzlich  zugewiesenen 
Aufgabe,  Darlehen  an  Verbandskassen  der  eingetragenen  Erwerbs- 
und Wirthschaftsgenossenschaften  und  andere  Darlehenskassen  zu 
gewähren,  zum  Ausdruck  gelangt.  Die  Anstalt  gewährt  diese 
Darlehen  in  Form  von  Kontokorrentvorschüssen  und  diese  sind 
auf  dem  oben  erwähnten  Konto  verbucht  worden. 

Wie  die  ausstehenden  Forderungen  sich  auf  die  Verbands- 
kassen der  eingetragenen  Wirthschaftsgenossenschaften  und  die 
übrigen  Darlehenskassen  vertheilen,   ist  leider   nicht   angegeben. 
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Der  Bericht  führt  nur  an,  dass  die  ersteren  im  Laufe  des  Betriebs- 
jahres 74892  652,80  Mk.  entnommen  und  74  758  267,42  Mk.  zu- 
rückgezahlt haben,  während  von  den  landschaftlichen  (ritter- 
schaftlichen) Darlehenskassen  53  825  354,35  Mk.  entnommen  und 
59  436  525,37  Mk.  zurückerstattet  wurden. 

Aus  diesen  Ziffern  ergibt  sich  die  interessante  Thatsache, 
dass  der  Bestand  der  Forderungen  an  Vereinigungen  und  Ver- 
bandskassen, trotzdem  die  Zahl  der  Verbindungen  mit  solchen 
Kassen  im  Laufe  des  Jahres  von  34  auf  42  gestiegen  ist, 
kaum  eine  Veränderung  erfahren  hat,  die  Forderungen  sind  um 
wenige  134385,38  Mk.  gestiegen.  Dagegen  sind  die  Ausstände 
bei  den  ritterschaftlichen  Darlehenskassen,  wie  die  vorstehen- 
den Zahlen  ergeben,  in  erheblichem  Umfange  zurückgegangen. 
Der  Rückgang  beträgt  5  611  711,02  Mk.,  wobei  zu  bemerken 
ist,  dass  die  Anstalt  mit  neun  solcher  Darlehenskassen  in  Ver- 
bindung steht. 

Wir  lassen  einige  Mittheilungen  über  den  Lombardverkehr 
der  Anstalt  folgen.  Zu  Anfang  des  Berichtsjahres  betrugen  die 
Ausleihungen  auf  Lombardkonto  8  256  433  Mk.,  sie  haben  sich 
bis  zum  Schluss  des  Jahres  auf  1  291  795,10  Mk.  ermässigt.  Es 
sind  im  Laufe  des  Jahres  ausgeliehen  36  770  203,10  Mk.  und  zu- 
rückgezahlt 43  734841  Mk.  An  diesem  Umsätze  sind  die  Ver- 
bandskassen eingetragener  Genossenschaften  im  weitaus  stärksten 
Masse  betheiligt,  denn  diese  entnahmen  26  271523  Mk.  und 
erstatteten  zurück  28  699  355  Mk. 

Ganz  entgegengesetzt  hat  sich  der  Wechselverkehr  gestaltet, 
der  ungefähr  den  aus  dem  Lombardgeschäft  zurückgeflossenen 
Betrag  in  sich  aufgenommen  hat;  es  hängt  dies  damit  zusammen, 
dass  die  preussische  Centralgenossenschaftskasse  bestrebt  ist,  die 
Verbandskassen  auf  diesen  für  die  Anstalt  nützlicheren  Geschäfts- 
zweig überzuleiten.  Wie  die  hierüber  mitgetheilten  Ziffern  er- 
geben, hatte  die  Anstalt  zu  Anfang  des  Berichtsjahres  einen 
Wechselbestand 
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von     ...     891  Stück  im  Betrage  von     2241831,70  Mk.    • 
dagegen   am 

Schluss  des 

Jahres.     .2190      „       „           t,         n     11087  596,04     „ 
Es    sind    Wechsel   angekauft    worden   im    Gesammtbetrage 
von 58  830  385,88  Mk. 

und  zwar  sind  erworben: 
von  Verbandskassen   eingetragener  Ge- 
nossenschaften      43  070  947,29  Mk. 

von  landschaftl.  Darlehenskassen  ...  1 037  975,36     „ 

au  der  Börse  und  von  Bankiers       .     .  8  842  179,83     „ 

von  sonstigen  Verbindungen    ....  6  348  340,17     „ 

Der  Geschäftsbericht  weist  einen  Reingewinn  von  747  158  Mk. 
auf,  davon  entfallen  zum  Reservefonds  149  431  Mk.,  auf  das 
Grundkapital  597  727  Mk  ,  letzteres  ergibt  eine  Verzinsung  der 
Einlagen  des  Staates  von  2,988^0  ^ 


^  Die  Verhandlungen  des  preussischen  Abgeordnetenhauses  bei  Gelegen- 
heit des  Etats  der  preussischen  Centralgenossenschaftskasse  am  18.  Febr.  1899 
konnten  bei  diesem  Aufsatze  nicht  mehr  berücksichtigt  werden,  da  derselbe 
schon  gedruckt  war. 
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Dr.  Friedrich  Tezner,  Privatdozent  an  der  Wiener  Universität,  Die  landes- 
fürstliche  Verwaltungsrechtspflege  in  Oesterreich  vom 
Ausgang  des  15.  bis  zum  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts. 
Wien,  Alfred  Holder,  1898.    I.  Heft.     214  S.    gr.  8.     M.  3.—. 

Wie  der  Verf.  in  seinen  Vorbemerkungen  mittheilt,  ward  er  beim  Ent- 
werfen der  historischen  Einleitung  zu  einem  systematischen  Werke  über  das 
österreichische  Verwaltungsrecht  durch  die  Thatsache  gefesselt,  dass  im 
ständischen  Staate  ein  gutes  Stück  der  Verwaltung  durch  gerichtliche  Ur- 
theile  vermittelt  wurde.  So  kam  er  auf  den  Gedanken,  die  geschichtliche 
Entwicklung  dieser  Einrichtung  allein  darzustellen.  Er  thut  es  in  der  Zu- 
versicht, dadurch  auf  alle  Fälle  die  eine  bisher  nicht  zum  Bewusstsein  ge- 
langte Erkenntniss  zu  fördern,  „dass  eine  befriedigende  wissenschaftliche  Dar- 
stellung der  Geschichte  des  öffentlichen  Rechts  in  Oesterreich  nicht  zu 
denken  sei  ohne  gründliche  Beherrschung  der  modernen  Wissenschaft  des 
öffentlichen  Rechts". 

So  rechtfertigt  er  denn  auch  den  Titel  seines  Buches.  Der  Ausdruck 
Verwaltungsrechtspflege,  fuhrt  er  aus  (S.  62  ff.),  werde  in  der  modernen  staats- 
rechtlichen Literatur  in  einem  doppelten  Sinne  gebraucht.  Er  bedeute 
zunächst  einfach  Rechtsanwendung  in  der  Verwaltung,  gesetzmässige  Ver- 
waltung. Für  seine  Untersuchungen  kommt  aber  nicht  dieser,  sondern  der 
zweite  Begriff  in  Betracht,  der  mit  dem  Wort  verbunden  wird.  Danach 
bedeutet  es:  „die  Thätigkeit  von  Behörden,  welche  nach  dem  Vorbilde  von 
Gerichten  organisirt  sind,  sofern  dieselbe  darauf  gerichtet  ist  und  dem  Zwecke 
zu  dienen  hat,  die  rechtlichen  Grenzen  zwischen  den  hoheitlichen  Befugnissen 
der  Verwaltungsbehörden  und  der  Rechtssphäre  der  Einzelnen  za  erkennen 
und  dieser  Erkenntniss  einen  die  Verwaltungsbehörden  bindenden  Ausdruck 
zu  verleihen. **  Sie  setzt  immer  Parteien  voraus,  die  sich  gegenüber  stehen 
und  zwischen  denen  das  Urtheil  ergeht:  entweder  ist  es  die  handelnde  Be- 
hörde einerseits,  der  Einzelne  andererseits,  oder  es  sind  beiderseits  Parteien, 
„die  auch  ausserhalb  des  Gerichtes  im  Verhältniss  der  Nebenordnung  stehen^. 
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Mit  dieser  Begriffsbestiramung  wird  der  Verf.  der  Wirklichkeit  unserer 
Verwaltangsrechtspflege  gegenüber  jedenfalls  nicht  auskommen.  Doch  ist  die 
grössere  oder  geringere  Genauigkeit  hier  gar  nicht  so  wichtig.  Der  Verf.  will 
nicht  Bo  „anachronistisch"  verfahren,  moderne  Bechtsinstitute  auf  die  Ver- 
gangenheit zu  übertragen;  es  soll  nur  untersucht  werden,  „welche  Rechts- 
Institute  der  damaligen  Zeit  der  modernen  Verwaltungsrechtspflege  ent- 
sprechen'' (S.  64).  Also  Aehnlichkeiten,  praktische  Gleichwerthigkeiten  werden 
genügen.  In  der  That  ist  ja  der  Ausgangspunkt  hier  und  dort  ein  ganz  ver- 
schiedener. Die  moderne  Verwaltungsrechtspflege  ist  eine  von  unserer  Gesetz- 
gebung geschaffene  besondere  Einrichtung  zum  Zwecke  des  besseren  Rechts- 
schutzes in  der  Verwaltung.  Der  alte  Staat  brachte  für  das,  was  wir  jetzt 
Verwaltung  nennen,  Formen  der  Rechtspflege  unbefangen  von  Haus  aus 
mit.  „Die  Gerichtsgewalt,  als  der  Mittelpunkt  aller  staatlichen  Gewalt, 
bildete  das  Fundament  der  landesherrlichen  Rechte.''  Sie  gibt  der  ganzen 
obrigkeitlichen  Thätigkeit  ihre  Formen ;  wenigstens  ist  es  selbstverständlich, 
dass  man  überall  zuletzt  die  Obrigkeit  als  Richter  findet.  Langsam  lösen 
sich  Polizei  und  Finanz  ab,  um  sich  freier  und  selbständiger  zu  bewegen. 
Als  die  Trennung  durchgeführt  und  die  Freiheit  eine  völlige  geworden  war, 
hat  man  nach  Verwaltungsrechtspflege  gerufen. 

Der  Verf.  gibt  ein  gutes  Bild  der  hier  angedeuteten  Entwicklung.  Es 
erweitert  sich  ihm  aber  ganz  von  selbst  zu  einer  umfassenden  Geschichte  der 
österreichischen  Behördenorganisation  überhaupt,  wobei  es  mit  der  Be- 
schränkung auf  die  „Verwaltungsrechtspflege"  nicht  mehr  so  genau  genommen 
wird.  Das  ist  lohnend  genug.  Namentlich  wird  man  immer  zum  Vergleich 
angeregt  mit  den  verhältnissmassig  bekannteren  Erscheinungen  in  der  Ver- 
waltungsgesohichte  Frankreichs  und  Preussens.  Oesterreich  ist  dem  letzteren 
natürlich  weit  voraus.  Wir  verweisen  x^ur  auf  die  Entstehung  der  kollegialen 
Mittelbehörden,  von  welchen  S.  33  ff.  die  Rede  ist.  Sehr  anziehend  ist  auch 
die  Darstellung  der  Hofkanzleien  (S.  140 ff.);  hier  kommt  die  Eigenartigkeit 
des  österreichischen  Staatswesens  so  recht  zur  Geltung. 

Strassburg.  Otto  Mayer. 


Felix  Glatzer^  Das  Recht  der  provisorischen  Gesetzgebung,  in 
Sonderheit  nach  preussischem  Staatsrecht.  Breslau,  M.  u.  H. 
Marcus,  1899.  X  u.  112  S.  gr.  8.  M.  3.50.  (Heft  2  der  Abhandlungen 
aus  dem  Staats-  und  Verwaltungsrecht,  herausgeg.  von  Prof.  Dr.  Siegfr. 
Brie.) 

Ihrem  Gegenstande  nach  schliesst  sich  die  Abhandlung  an  die  im 
1.  Hefb  der  Sammlung  abgedruckte  Arbeit  von  Fleischmann  über  den  Weg 
der  Gesetzgebung  in  Preussen  an,  welche  in  diesem  Archiv  Bd.  XIU  S.  610 
besprochen  worden  ist.    Allerdings  ist  das  Thema  dieser  Untersuchung  be- 
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schränkter  und  weniger  ergiebig.  Die  Abhandlang  ist  mit  Fleiss  gearbeitet, 
wofür  schon  das  am  Ende  beigefügte  Verzeichniss  von  75  berücksichtigten 
Werken  zeugt;  sie  ist  aber  im  Verhältniss  zu  ihrem  Inhalt  sehr  breit.  Um 
ja  Nichts  zu  übergehen,  bringt  der  Verf.  auch  Unwichtiges  und  Selbst- 
verständliches zu  eingehender  Darstellung;  die  vielen  Eintheüungen  und 
Unterabtheilungen  erinnern  an  die  Methode  der  Scholastik;  die  zahllosen  Ver- 
weisungen auf  später  folgende  Erörterungen  und  die  vielen  Wiederholungeo 
sind  Zeichen  einer  unzweckmässigen  Anordnung  des  Stoffes.  Die  wissen- 
schaftliche Ausbeute  ist  nicht  sehr  erheblich;  das  wichtigste  dogmatische 
Resultat,  welches  der  Verf.  auch  durch  fetten  Druck  gebührend  hervorhebt, 
ist,  dass  das  provisorische  Gesetz  eine  besondere  Art  des  formellen  Gesetzes, 
nicht  der  formellen  Verordnung  ist.  Da  aber  den  Verordnungen  mit  provi- 
sorischer Gesetzeskraft  grade  die  Gesetzesform  fehlt,  so  nöthigt  die  Theorie 
des  Verf.  zur  Annahme  von  formellen  Gesetzen  ohne  Gesdtzesform,  was  sich 
selbst  widerspricht  und  auf  eine  Verwechslung  von  Gesetzeskraft  und  Ge- 
setzesform zurückzuführen  ist.  Dies  tritt  S.  85  deutlich  hervor,  wo  der  Verf. 
die  Behauptung,  dass  die  Verordnung  durch  die  nachfolgende  Genehmigung 
zum  formellen  Gesetz  werde,  damit  begründet,  dass  ihre  provisorische  Ge- 
setzeskraft sich  in  eine  dauernde  umwandle.  Im  Widerspruch  hiermit  sagt 
er  aber  dann  S.  101,  dass  die  genehmigte  Nothstandsverordnung  nicht  ein 
formell-gültiges  Gesetz  ist,  sondern  dieses  nur  vertritt.  Aus  den  gel^ent- 
lichen  Bemerkungen  einzelner  Schriftsteller  (v.  Könne,  G.  Meter  u.  A.),  dass 
die  Nothstandsverordnung  unter  der  Vermuthung  oder  Voraussetzung  ei^ 
lassen  wird,  dass  der  Landtag  ihr  zustimmen  werde,  macht  der  Verf.  zwei 
„bisherige  Theorien",  die  Vermuthungs-  und  Voraussetzungstheorie,  um  sie 
zu  widerlegen  und  ihnen  die  „Theorie  der  auflösend  bedingten  Gesetzes- 
kraft" gegenüberzustellen.  Aber  di^  von  ihm  bekämpften  Schriftsteller  wollen 
durch  diese  Bemerkungen  gewiss  keine  juristische  Konstruktion  der  Noth- 
standsverordnung geben  und  erkennen  die  resolutiv  bedingte  Gesetzeskraft 
derselben  unbedenklich  an.  Der  Verf.  bauscht  durch  diese  Ausführungen 
über  „die  provisorische  Gesetzgebung  im  Lichte  wissenschaftlicher  Werthang* 
die  Bedeutung  seiner  Theorie  ungebührlich  auf. 

Unter  den  Erörterungen  des  Verf.  über  Einzelfragen  scheint  mir  die 
beste  und  gelungenste  die  über  Art.  106  preuss.  V.-U.  zu  sein  (S.  65 f.),  in- 
dem er  den  Gegensatz  zwischen  Rechtsverbindlichkeit  und  Rechtsgültigkeit 
im  Sinne  dieses  Artikels  richtig  darlegt  und  dadurch  die  Bedeutung  desselben 
besser,  als  es  bisher  geschehen  ist,  klarstellt. 

Die  Frage,  ob  das  Etatsgesetz,  falls  die  im  Art.  63  V.-U.  erforderten 
Voraussetzungen  vorliegen,  durch  eine  Nothstandsverordnung  ersetzt  werden 
kann,  bejaht  der  Verf.  (S.  39 f.).  Gegen  meine  Ausführung,  dass  das  Etats- 
gesetz die  spezifische  Rechtswirkung  habe,  die  Regierung  im  Voraos  von 
ihrer  Verantwortung  gegen  die  Volksvertretung  zu  entlasten,  soweit  sie  sich 
innerhalb  der  Ansätze  des  Etats  hält,  und  dass  eine  vom  König  einseitig  er* 
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lassene  Festseizang  des  Etats  diese  Wirkung  nicht  haben  könne,  weist  der 
Verf.  darauf  hin,  dass  die  Nothverordnung  nur  provisorisch  gelte  und  dem 
nächsten  Landtage  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden  müsse;  durch  Er- 
theilung  derselben  würden  die  Minister  entlastet  und  zwar  gleichzeitig  pro 
praeterito  und  pro  futuro.  Dagegen  ist  zu  bemerken:  Wenn  der  Landtag 
einen  durch  sogen.  Nothverordnung  erlassenen  Etat  nachträglich  genehmigt, 
so  werden  die  Minister  freilich  von  der  Verantwortung  entlastet,  aber  nicht 
kraft  der  einseitig  erlassenen  Verordnung,  sondern  kraft  der  hinzutretenden 
Genehmigung  des  Landtages;  wenn  dagegen  der  Landtag  die  Genehmigung 
versagt,  so  zeigt  sich  die  vollkommene  Wirkungslosigkeit  der  Verordnung 
hinsichtlich  der  spezifischen  Bedeutung  des  Etatsgesetzes;  die  Verordnung 
kann  daher  in  keinem  Falle  das  Etatsgesetz  mit  staatsrechtlicher  Wirkung 
vertreten. 

Obgleich  an  die  Abhandlung  als  an  eine  Erstlingsschrift  kein  zu  strenger 
Massstab  der  Kritik  angelegt  werden  darf,  so  ist  doch  nicht  zu  verhehlen, 
dass  es  kein  Verlust  jfiir  die  Wissenschaft  gewesen  wärie,  wenn  sie  ungedruckt 
geblieben  wäre;  sie  macht  den  Eindruck  und  hat  den  durchschnittlichen 
Werth  einer  akademischen  Preisarbeit.  Lab  and. 


E«  Scheppy   Das    öffentliche  Recht  im  Bürgerlichen  Gesetzbuch. 
Freiburg  i.  B.,  J.  C.  B.  Mohr,  1899.     117  S.    gr.  8.    M.  2.50. 

Der  Verf.  bezeichnet  die  Schrift  als  „Ueberblick**  und  mehr  als  dies 
enthält  sie  auch  nicht.  Nach  der  Reihenfolge  des  Gesetzbuchs  stellt  der 
Verf.  alle  Bestimmungen  zusammen,  welche  eine  Thätigkeit  einer  Behörde 
erfordern  oder  auf  die  Verwaltungsgeschäfte  anwendbar  sind  oder  auch  nur 
ein  öffentliches,  soziales  oder  wirthschaftspolitisches  Interesse  haben.  Der 
Begriff*  des  öffentlichen  Rechts  wird  daher  vom  Verf.  in  einem  sehr  weiten 
Sinne  genommen.  Zu  einzelnen  Gesetzesbestimmungen  werden  dankenswerthe 
Erläuterungen  gegeben,  meistens  wird  nur  auf  die  Bedeutung  der  Para- 
graphen far  die  Amtsthätigkeit  der  Behörden  verwiesen.  Erörterungen 
wissenschaftlichen  Charakters  gibt  der  Verf.  nicht.  Da  das  Bürgerliche  Gesetz- 
buch  in  den  das  öffentliche  Recht  berührenden  Fragen,  soweit  es  nicht  die 
betreffende  Materie  ganz  ausgeschieden  bat,  in  der  Regel  den  Einzelstaaten 
den  Erlass  der  erforderlichen  Vorschriften  übertragen  hat,  so  erfordert  eine 
Behandlung  gerade  dieser  Fragen  die  Berücksichtigung  der  einzelnen  Aus- 
führungsgesetze und  Ausfuhrungsverordnungen.  Dieses  Material  stand  aber 
dem  Verf.  noch  nicht  zu  Gebot;  er  konnte  lediglich  den  Entwurf  des  preussi- 
sehen  Ausfuhrungsgesetzes  berücksichtigen.  Die  Arbeit  ist  daher  verfrüht; 
sie  kann  aber  einer  späteren  umgearbeiteten  und  ergänzten  Auflage,  aus 
welcher  manches  Ueberflüssige  wegbleiben  könnte,  zur  brauchbaren  Grund- 
lage dienen.  Lab  and. 
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Dr.  med.  Jal«  £•  Colla,  Leiter  des  Sanatonuras  Buchheide  bei  Finkenwalde 
(Pommern),  Die  Trinkerversorgung  unter  dem  Bürgerlichen 
Gesetzbuch.  Hildesheim,  Mässigkeits- Verlag ,  1899.  IV  u.  97  8. 
gr.  8.     M.  1.60. 

Diese  vom  deutschen  Verein  gegen  den  Missbrauch  geistiger  Getränke 
mit  einem  Preise  gekrönte  und  herausgegebene,  gut  geschriebene  Abhandlung 
behandelt  ein  Thema,  das  ein  verwaltungsrechtliches  Interesse  darbietet.   Der 
Verf.  zeigt,  dass  die  im  §  6  B.  G.-B.  vorgesehene  Entmündigung  von  Trunk- 
süchtigen und   die  Möglichkeit,    sie  nach  ihrer  Entmündigung  wider  ihren 
Willen   in   eine   Anstalt  zu   bringen,  ungenügend  ist.     Die    Entmündigung 
tritt  immer  erst  ein,  wenn  das  Uebel  schon  so  weit  vorgeschritten  ist,  dass 
die   Aussicht   auf  dauernde    Heilung    eine   sehr  geringe   ist.     Die   Unter- 
bringung in    eine  Anstalt  müsse  der  Entmündigung   vorhergehen,   und  die 
Entmündigung  dürfe    nur  ausgesprochen  werden,    nachdem  ein  Heilversuch 
mit  dem  Kranken  in  einer  öffentlichen  oder  staatlich  anerkannten  Trinker- 
heilanstalt vorgenommen  worden  und  der  Trunksüchtige  für  nicht  besserungs- 
fähig erklärt  worden  ist.     Unverbesserliche  Trinker   und  wegen  Trunksucht 
Entmündigte   seien   in   ein  Trinkerasyl    aufzunehmen.     Der  Verf.  zeigt  die 
Nothwendigkeit,  besondere  Anstalten  für  Trinker  einzurichten ,    da  die  Ver- 
bringung der  Trunksüchtigen  in  Irrenanstalten   oder  in   Familienpflege  nur 
unter  besonderen,  ausnahmsweise  gegebenen  Voraussetzungen  von  Nutzen  sei. 
Ucber  die  zweckmässige  Einrichtung  dieser  Anstalten  äussert  sich  der  Verf. 
in  sehr  sachverständiger  und  überzeugender  Weise. 

Den  Vorschlägen  des  Verf.  stehen  nur  zwei  Schwierigkeiten  entgegeo. 
Die  eine,  welche  die  geringere  ist ,  besteht  in  der  Aufbringung  der  Kosten 
für  die  Trinkerheilanstalten  und  Trinkerasyle.  Der  Verf.  rechnet  auf  ein 
Zusammenwirken  der  Privatwohlthätigkeit,  der  Armenverbände  und  Kom- 
munen und  der  Staaten,  und  bei  den  offenkundigen  unmittelbaren  und  mittel- 
baren Vortheilen  —  auch  in  wirthschaftlicher  Beziehung  — ,  welche  mit  der 
Bekämpfung  der  Trunksucht  und  der  Heilung  der  Trunksüchtigen  verbanden 
sind,  scheint  diese  Schwierigkeit  in  der  That  nicht  unüberwindlich,  wenn- 
gleich der  Verf.  die  Sache  vielleicht  zu  optimistisch  ansieht.  Die  andere 
Schwierigkeit  dagegen  besteht  in  der  Regelung  der  Voraussetzungen,  unter 
welchen  ein  nicht  entmündigter  Trunksüchtiger  wider  seinen  Willen  in  eine 
Anstalt  verbracht  werden  kann.  Der  Verf.  gibt  selbst  zu,  dass  die  Ver- 
bringung nur  nach  einem  gesetzlichen  Verfahren  erfolgen  darf;  für  dieses 
aber  gibt  er  keine  anderen  Regeln,  als  dass  das  Zeugniss  eines  ärztlichen 
Sachverständigen  erfordert  wird.  Dies  allein  aber  kann  nicht  genügen  und 
es  ist  wohl  nicht  zu  bestreiten,  dass  alle  die  Bedenken  und  Schwierigkeiten, 
welche  der  rechtzeitigen  Entmündigung  eines  Trunksüchtigen  entgegenstehen 
und  vom  Verf.  selbst  so  überzeugend  und  klar  auseinandergesetzt  werden, 
auch  gegen  ein  gerichtliches  Verfahren  behufs  zwangsweiser  Unterbringuos 
Trunksüchtiger  in  eine  Trinkerheilanstalt  sich  geltend  machen  werden.    Ohne 
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ein  gesetzlich  geregeltes  Verfahren   würden  aber  den  grössten  Missbranchen 
Thür  und  Thor  geöffnet  sein.  Lab  and. 


Haidlen,  Landgerichtsrath ,  Bürgerliches  Gesetzbuch  nebst  Einfüh- 
rungsgesetz  mit  den  Motiven  und  sonstigen  gesetzgeberi- 
schen Vorarbeiten.  Stuttgart,  W.  Kohlhammer's  Verlag.  5  Bde. 
gr.  8.    br.  M.  44.—,  geb.  in  5  Hfrzb.  M.  54.—. 

In  dem  jetzt  abgeschlossenen,  das  gesammte  Quellenmaterial  in  genauer 
und  klarer  Uebersicht  darbietenden  Kommentar  Haidlen's  hat  die  praktische 
Anwendung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  eine  werthvoUe  und  wichtige 
Stütze  erhalten.  Die  Sicherung  der  amtlichen  Grundlagen  für  die  Auf- 
schliessnng  der  legis  intentio  ist  an  der  Hand  dieses  Werkes  auch  den 
weitesten  Kreisen  möglich  geworden,  die  sonst  den  Zugang  zum  Quellenstoff 
nur  schwer  erlangen  können.  Man  mag  im  Allgemeinen  noch  so  sehr 
(s.  Kohler,  „Ueber  die  Interpretation  von  Gesetzen"  in  der  Ztschr.  f.  Privat- 
u.  öff.  Recht  Bd.  XIII)  der  wohlbegründeten  Angst  vor  dem  „Kultus  der 
Motive'  zustimmen,  sicherlich  wird  jener  Kultus  nur  dann  am  schnellsten 
überwunden  und  er  macht  einer  dogmatischen  Durchdringung  des  Rechts- 
stoffes in  gehobener  Form  erst  dann  Platz,  wenn  jenes  primäre  System  der 
Orientirung  im  rein  Stofflichen  an  allen  Punkten  der  juristischen  Praxis  be- 
festigt, der  Zugang  zu  den  Motiven  allseitig  eröffnet  ist.  Für  diese  richtige 
Erkenntniss  und  Würdigung  des  gesetzgeberischen  Gedankens  bietet  die 
Arbeit  Haidlen's  mit  dem  darauf  verwandten  gewaltigen  Fleiss,  mit  ihren 
synoptischen  Tabellen,  systematischen  Inhaltsübersichten  und  alphabetischem 
Sachregister  etc.  grosse  Vortheile.  Ihr  wird  darum  auch  sicherlich  für  die 
anbrechende  Periode  umfangreicher  Spezialkommentare  eine  hervor- 
ragende Stellung  gesichert  bleiben  im  literarischen  Apparat  zur  Bewältigung 
der  der  deutschen  Juristenwelt  gestellten  grossen  neuen  Aufgabe.  Auch  der 
Publizist  wird,  wie  zahlreiche  Stichproben  erweisen,  ausreichende  und  ver- 
lässliche Fingerzeige  erhalten,  wenn  er  das  Quellenwerk  für  die  ihn  be- 
rührenden Spezialfragen  zu  Rathe  zieht. 

Greifswald.  Stoerk. 


Oesterreichisches  Staatswörterbuch.  Handbuch  des  gesammten 
österreichischen  öffentlichen  Rechts.  Herausgeg.  unter  Mitwirkung 
zahlreicher  hervorragender  Fachmänner  von  Dr.  £•  Mischlery  Professor 
in  Graz,  und  Dr.  J*  Ulbrlch,  Professor  in  Prag.  Wien,  Alfred  HÖlder, 
1895,  1896.    2  Bde.    gr.  8.     M.  72.40. 

Die  intensive  Pflege,  die  dem  öffentlichen  Recht  in  Oesterreichs  aka- 
demischem Stndiensystcm  zu  Thcil  wird,  hat  in  dem  nunmehr  abgeschloRsonen 
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Staatswörterbuch  ein  vortreffliches  und  ungemein  ergiebiges  wissenschaft- 
liches Hilfsmittel  gefunden.  Was  der  österreichischen  Staatsregierung  trotx 
wiederholter  Freisausschreibungen  bisher  nicht  gelungen,  ein  Bild  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  des  österreichischen  Rechts  in  ihren 
wesentlichsten  Zügen  zu  erlangen,  —  ist  durch  die  planmässige  Durchführung 
des  Staatswörterbuches  im  Ganzen  als  gelungen  zu  betrachten.  Dass  für 
diesen  grossen  Zweck  der  Rahmen  der  Einzelbeiträge  vielfach  weiter  ge- 
steckt worden  ist,  als  dem  Titel  des  Werkes  entspricht,  dass  zahlreiche 
privat-  und  prozessrechtliche  Beiträge  das  österreichische  Staatswörterbach 
stellenweise  zu  einem  Handbuch  des  gesammten  österreichischen  Rechts 
machen,  thut  dem  Werke  keinen  Abbruch,  wenngleich  dieser  Umstand  den 
Standpunkt  der  Würdigung  stellenweise  verschiebt,  den  die  Kritik  dem  Dar- 
gebotenen gegenüber  einnehmen  muss.  Suche  ich  diese  nach  eingehender 
Beschäftigung  mit  dem  gehaltvollen  Sammelwerk  in  eine  Formel  zu  bringen, 
die  natürlich  regelmässig  kürzer  als  allgemeingiltig  ist,  so  erblicke  ich  den 
Schwerpunkt  der  planmässigen  Gesammtarbeit  in  der  Schaffung  der  ersten 
österreichischen  Rechtsgeschichte,  die  zugleich  einen  weiten  Ueberblick  über 
den  ganzen  gegenwärtigen  Bestand  an  positiven  Rechtseinrichtungen  der  öster- 
reichischen Monarchie  eröffnet.  Nach  beiden  Richtungen  hin  hat  es  bisher 
gefehlt  in  der  geistig  und  politisch  so  hoch  angeregten  Monarchie,  deren 
Schwierigkeiten  im  Auslande  viel  schneller  beurtheilt  und  verurtheilt  als 
verstanden  werden.  Zumal  nach  der  ersteren  Richtung  ist  die  Summe  des 
Gebotenen  überraschend  und  es  war  kein  geringer  Wagemuth,  der  die  beiden 
verdienstvollen  Leiter  der  Kollektivarbeit  erfüllte,  als  sie  bei  Aui|heilang 
der  Stichworte  Rechtsinstitute  zur  Bearbeitung  an  den  imposanten  Stab  von 
Mitarbeitern  verwiesen,  die  bei  aller  praktischen  Geltung  und  Tragweite 
doch  bisher  weder  rechtsgeschichtlich  noch  dogmatisch  ausreichende  Berück- 
sichtigung im  System  der  österreichischen  Rechtslehre  gefunden  hatten.  Die 
Zuversicht  auf  der  einen,  das  gute  Gelingen  auf  der  andern  Seite  finden 
nicht  zum  wenigsten  ihre  Erklärung  darin,  dass  nicht  nur  Befähigung,  son- 
dern auch  die  Neigung,  sich  mit  wissenschaftlichen  Fragen  des  öffentlichen 
Rechts  zu  befassen,  in  Oesterreichs  Juristenkreisen  viel  häufiger  an- 
zutreffen sind,  als  in  Deutschland,  besonders  in  Preussen.  Die  Rück- 
ständigkeit des  weitaus  grössten  Theils  der  Praktiker  in  allen  etwas  tiefer 
liegenden  Problemen  des  Staatsrechts  und  Verwaltungsrechts,  des  Völker- 
rechts und  der  Staats  Wissenschaft,  des  Finanz-  und  Steuerwesens  etc.  i^t 
hier  eben  die  natürliche  Folge  eines  seit  Jahrzehnten  festgehaltenen  Fehlers 
im  System  der  nationalen  rechtswissenschaftlichen  Ausbildung,  der  nur  dnrch 
eine  glückliche  Kombination  der  Wirksamkeit  eines  geschulten  Beamtenthums 
mit  der  durch  die  Forderungen  der  Selbstverwaltung  erzeugten  Routine  im 
wirklichen  Staatsleben  seine  Ausgleichung  findet.  Mit  Hilfe  einer  Elite  von 
Hilfskräften  war  es  so  den  Herausgebern  möglich,  nach  dem  Vorbilde  des 
v.  STBMOEL'schen  Wörterbuchs  des  deutschen  Verwaltungsrecbts 
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unter  angemessener  Erweiterung  des  Grundplans,  die  grosse  Formeniiille  des 
österreichischen  Staatsrechts,  der  provinziellen  Verwaltungssysteme,  die  durch- 
aus eigenartigen  Institutionen  Ungarns  und  seiner  Nebenländer,  der  okkupirten 
Provinzen,  Bosniens  und  der  Herzegowina,  zur  erschöpfenden  Darstellung  zu 
bringen.  Dass  dabei  gewisse  eigenthümliche  Züge  der  österreichischen  Ter- 
minologie oft  wiederkehren,  dass  Maria  Theresia  und  Kaiser  Joseph  II.  be- 
sondere umfangreiche  Artikel  gewidmet  sind,  liegt  nur  in  der  Natur  der  Dinge, 
ganz  ebenso  wie  etwa  regelmässig  preussische  Darstellungen  die  verfassungs- 
und  verwaltungsgeschichtliche  Reformbewegung  im  ersten  Drittel  des  19.  Jahr- 
hunderts an  die  Persönlichkeiten  von  v.  Stein  und  v.  Hardenberg  an- 
knüpfen. Wie  bei  solchen  Sammelarbeiten  der  Rahmen  immer  enger  ge- 
spannt wird  im  Laufe  der  fortschreitenden  Publikation,  so  gestalten  sich 
auch  im  letzten  Bande  die  Beiträge  immer  strenger  dem  eigentlichen  Pro- 
gramme gemäss,  während  die  ersten  Bände  noch  weit  zahlreichere  Exkurse 
in*8  Gebiet  des  Privat-  und  Handelsrechts  aufweisen,  also  in  Gebiete,  in 
denen  es  an  trefflichen  Bearbeitungen  des  Systems  wie  der  Einzellehren 
in  Oesterreich  durchaus  nicht  mangelt. 

Ziehen  wir  die  Summe,  so  ergibt  sich  an  der  Hand  eines  Gesammt- 
überblickes  über  die  drei  splendid  ausgestatteten  Bände,  wie  nach  den  durch  das 
zeitliche  Arbeitsbedürfhiss  gebotenen  Stichproben,  dass  das  Staats  Wörterbuch 
von  MisGHLKR  und  Ulbrigh  jedem  zum  unentbehrlichen  literarischen  Hilfs- 
mittel wird,  der  sich  mit  den  Fragen  des  öffentlichen  Rechts  des  öster- 
reichisch-ungarischen Staates  beschäftigen,  dessen  Rechtseinrichtungen  mit 
verwandten  des  deutschen  Staates  vergleichen,  die  vielfach  identischen  Aus- 
gangspunkte rechtsgeschichtlicher  Entwicklung  prüfen  will.  Wer  fern  vom 
Parteigetriebe  der  Zuversicht  lebt,  dass  dem  politischen  Bündniss  der  beiden 
deutschen  Kaiser  sichere  Stützen  erwachsen  müssen  im  gleichen  und  gemeinen 
Recht  beider  Staatensysteme,  —  trotz  aller  nationalen  und  wirthschaftlichen 
Unterschiede,  —  der  wird  vor  Allem  zahlreiche  Berührungen  wünschen  müssen 
in  ihrem  gleichartigen  System  der  Wohlfahrts-  und  Wirthschaftspflege ,  der 
Rechtspflege,  der  Sicherheitspolizei,  des  Steuer-,  Gebühren-  und  Zollwesens  etc. 
Der  wird  sich  aber  auch  aus  dem  schönen  Werke  von  Mischlbr  und  Ulbriüh 
wieder  aufs  Neue  von  der  Richtigkeit  des  Wortes  überzeugen,  mit  dem 
R.  V.  Ihkrino  den  zweiten  Band  seines  „Zweck  im  Recht*^  Jul.  Glaser  und 
Jos.  Unobr  widmete,  —  des  gehaltvollen  Programmwortes:  „dass  wir  in 
Deutschland  wissen,  was  wir  an  Oesterreich  haben." 

Greifswald.  Stoerk. 


Oeorg  Ludwig  t.  Maurer^  Einleitung  zur  Geschichte  der  Mark-, 
Hof-,  Dorf-  und  Stadtverfassung  und  der  öffentlichen  Ge- 
walt.   2.  Auflage.    Mit  einleitendem  Vorwort  von  Heinrich  Gunow. 
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Wien,  Erste  Wiener  YolksbuchhandluDg  (Ignaz  Brand),  1896.  XL  VI  n. 

888  S.    gr.  8.    M.  6.—. 

Der  Werth  aller  Werke  Geobo  Ludwig  von  Maurer*«  ist  so  allgemein 
anerkannt,  dass  jeder  Germanist  die  Wiederaoflage  dessen  unter  ihnen  mit 
Freude  begrüssen  wird,  das  im  Laufe  der  Jahre  das  seltenste  geworden  ist 
Leiden  die  anderen  Schriften  des  trefflichen  Mannes  an  einer  gewissen  Weit- 
schweifigkeit und  hat  sich  der  Autor  bei  der  Fülle  des  werthvollen  von  ihm 
mit  emsigem  Fleiss  zusammengetragenen  Stofifes  nicht  selten   etwas  gehen 
lassen,  so  ist  das  bei  der  „Einleitung**  in  keiner  Weise  der  Fall.   Ihre  Auf- 
gabe war  es,  die  umfänglichen  Werke  über  die  Markenverfassung,  die  Fron- 
höfe, die  Dorf-  und  Stadtverfassung  vorzubereiten  und  ihren  Gedankeninhait 
kurz  zusammenzufassen.    Dass  einem  solchen  für  seine  Zeit  klassischen  Buche 
gegenüber  jeder  Eingriff  in  den  Text  unstatthaft  sei,  hat  der  Herausgeber 
herausgefühlt,  gleichwohl   aber  hat    er  der  Versuchung   nicht  widerstehen 
können,  an  Maürbr's  Darlegungen  anknüpfend  in  einem  Vorworte  die  Er- 
gebnisse der  neueren  ethnologischen  und  wirthschaftshistorischen  Forschungen 
einer   kurzen  Besprechung  zu   unterziehen.    Ueber  die  Zulässigkeit   dieses 
Verfahrens  wird  man  an  sich  getheilter  Ansicht  sein   dürfen:   jeder   Ver- 
such der  Art  muss  eben   seine  Rechtfertigung  in  sich   tragen.     Beherrschte 
CüNOW  —  was   man   gegenwärtig   schwerlich   von   irgend   einem   Gelehrten 
rühmen  kann  —  thatsächlich  die  ungeheuere  Fülle   des  den  verschiedensten 
Wissensgebieten  angehörenden  Materials  gleichmässig,  so  möchte  ein  solcher 
Ueberblick,  indem  er  sowohl  hinsichtlich  der  Methode  als  auch  der  Resul- 
tate den  Wandel  der  Zeit  an  des  Lesers  innerem  Auge  vorbeigleiten  lässt, 
etwas  sehr  Preiswürdiges  sein.    Diese  Voraussetzung  trifft  aber  in  dem  vor- 
liegenden Falle  nicht  zu,  man  hat  es  offenkundig  mit  einem  gelehrten  Dilet- 
tanten, nicht  mit  einem  Fachmanne  zu  thun.   Mag  des  Herausgebers  Bekannt- 
schaft mit  der  älteren  Agrargeschichte  aller  möglichen  exotischen  Naturvölker 
ihn  auch  befähigen,  hier  und  da  mit  richtigen  Bemerkungen  zu  den  Ansichten 
der  neueren  und  älteren  Schriftsteller  über  die  wirthschaftUchen  Zustände 
der  Germanen  Stellung  zu  nehmen,   so   entbehrt  er  doch  zu  sehr  der  wirk- 
lichen Vertrautheit  mit  den  Thatsachen  der  üeberlieferung,  als  dass  seinem 
Urtheil  wirklicher  Werth  beizumessen  wäre.    Eine  Lücke,  die  sich  besonders 
fühlbar  macht,  ist  die  Ignorirung  des  grossartigen  MBiTZEN'schen  Werkes 
über  „Siedelung  und  Agrarwesen  der  Westgermanen  und  Ostgermanen,  der 
Kelten,  Römer,  Finnen  und  Slawen'',  durch  das  überhaupt  erst  die  Grund- 
lage für  eine  vergleichende  Agrargeschichte   gelegt  wird.    Die  von  Cdkow 
so  zaghaft  behandelte  Frage  nach  der  Entstehung  der  Einzelhöfe  in  Deutsch- 
land z.  B.  ist  dort  im  Wesentlichen  wohl  unzweifelhaft  gelöst.   Ebenso  finden 
sich  daselbst  ausserordentlich  wichtige  Auseinandersetzungen  über  den  Ver- 
band der  altgermanischen  Hundertschaften,  durch  die  die  CüNOw'schen  Dar- 
legungen in  mehrfacher  Beziehung  hinfällig  werden.    Aber  auch  die  von  dem 
Herausgeber  angeführte  Literatur   ist  wohl  nicht  immer  mit  der  nötbigen 
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Sorgfalt  darchgesehen.  Als  Beispiel  verweise  ich  (S.  XXVI)  auf  die  Sätze 
über  die  Gehöferschaften  im  Trierschen,  die,  trotzdem  Lamprecht,  dessen 
Arbeiten  mit  Recht  von  CuNOW  viel  citirt  und  sehr  gerühmt  werden,  un- 
widerleglich ihre  spätere  Entstehung  dargelegt  hat,  wiedemm  als  lieber- 
bleibsel  altgermanischer  Agrarverfassung  angesprochen  werden.  Wie  es  end- 
lich mit  der  Benutzung  der  Originalquellen  bestellt  ist,  dafür  ist  eine 
Bemerkung  (S.  XXV)  charakteristisch.  Tacitns  gibt  bekanntlich  in  der 
Germania  eine  anschauliche  Schilderung  von  dem  Leben  der  chattischen  Ge- 
folgsmannen,  die  sich  durch  einen  Eisenring  dem  Eriegsgott  angelobten. 
Diese  Bemerkung  des  antiken  Autors  bezieht  Cunow  ohne  Umschweife  auf 
das  ganze  Volk,  das  seiner  Meinung  nach  den  Ackerbau  wieder  ganz  auf- 
gegeben hatte  und  «den  schwächeren  westlichen  Nachbarn  lieber  das,  was 
es  brauchte,  im  Kampfe  abnahm".  Nach  diesen  Proben  wird  jeder  Un- 
befangene zugeben,  dass  die  Verlagsbuchhandlung,  die  hinsichtlich  der  Aus- 
statlong  und  des  Preises  ein  Uebriges  gethan  hat,  dem  Herausgeber  besser 
nicht  den  ehrenvollen  Auftrag  ertheilt  hätte,  den  verdienstlichen  Neudruck 
mit  einem  so  ausführlichen  Einleitungswort  zu  versehen. 

Erich  Liesegang. 

Dr.  jur.  et  phil.  M.  LlepmaDU^  Die  Rechtsphilosophie  des  Jean 
Jacques  Rousseau.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Staatstheorien. 
Berlin,  J.  Guttentag,  1898.    144  S.    gr.  8.    M.  3.50. 

Den  praktischen  Juristen  pflegt  im  Allgemeinen  weder  Rousseau  noch 
die  Recht-sphilosophie  besonders  zu  interessiren.  Die  Beschäftigung  mit  der 
Rechtsphilosophie  ist  ihm  eine  veraltete  und  unfruchtbare  Thätigkeit,  und 
Rousseau  ein  Apostel  des  Umsturzes.  Diese  Ansichten  will  Libpmann  wider- 
legen. Er  will  nachweisen,  dass  die  Rechtsphilosophie  oder  das  Naturrecht 
für  den  wissenschaftlichen  Betrieb  des  Rechtsstudiums  auch  heute  noch  von 
Werth  ist,  und  dass  die  traditionelle  Auflassung  der  Gedanken  Rousseau's 
falsch  ist. 

LiKPMAKN  fuhrt  uns  daher  zunächst  in  den  Gedankenkreis  des  alten 
Natorrechts  ein,  indem  er  uns  dessen  Haupt  Vertreter  Bodin,  Althusius,  Gro- 
tius,  Hobbes,  Spinoza,  Pufendorf,  Sidney,  Locke,  Montesquieu  vorfuhrt.  Er 
sacht  den  Kern  ihrer  Lehren  zu  gewinnen  und  die  Entwicklung  derselben 
zu  zeigen,  die  gewissermassen  nothwendig  zu  Rousseau  führt.  Rousseau 
«hat  die  traditionelle  Hülle  der  Vertragstheorie  mit  wesentlich  neuem  In- 
halt ausgefüllt*'.  Er  zuerst  trennt  die  Frage,  ob  die  Staatsgewalt  rechtmässig 
ausgeübt  wird,  von  der  nach  ihrer  Entstehung  und  genetischen  Entwicklung. 
Diese  Entwicklung  vollzieht  sich  für  Rousseau  dadurch,  dass  der  Naturmensch 
allmählich  zum  Gefühl  der  Persönlichkeit  und  zum  Begriff  des  Eigenthums 
kommt.  Aus  der  so  entstehenden  Ungleichheit  aber  folgt  die  Nothwendig- 
keit  einer  Rechtsordnung,  die  durch  den  Gesellschaftsvertrag  hergestellt 
Archiv  rar  öffentliohes  Recht.  XIY.  8.  28 
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wird.  Die  Rechtsordnung  soll  Ersatz  für  die  zerstörte  Harmonie  des  Xatur- 
zustandes  leisten,  sie  soll  vor  Allem  das  Eigenthom  beschützen;  der  Staat 
ist  nur  ein  Werkzeug  zum  Schutze  des  Eigenthums.  Was  dann  die  Giltig- 
keit  des  Rechts  anbelangt,  so  will  Rousseau  nach  Liepiunn  den  allgemein- 
giltigen  Massstab  und  obersten  Zielpunkt  für  jedes  mögliche  Rechtssysiem 
geben.  Rousseau  entwirft  ein  ideales  Schema  der  Staatsgewalt,  woran  man 
prüfen  kann,  ob  das  faktisch  Bestehende  unsere  Anerkennung  als  Recht 
verdiene.  Denn  das  Recht  wird  nicht  durch  Fakta  geschaffen,  sondern  die 
Rechtsordnung  ist  nur  giltig,  wenn  ihr  Inhalt  dem  Interesse  der  Einzelnen 
entspricht.  Eine  Rechtsordnung,  die  diesem  ihren  Endzweck  widerstreitet, 
hat  nur  faktischen,  keinen  rechtlichen  Werth.  Rousseau  wendet  sich  gegen 
die  Identifizirung  von  Recht  und  Macht,  Recht  ist  gesetz massige  Macht  Die 
Quintessenz  des  Contrat  social  ist  nach  Likpmann,  dass  das  Gesetz  über  den 
Menschen  stehen  soll.  Es  ist  daher  nur  Schein,  wenn  Rousseau  die  ab- 
solute Hingabe  des  Einzelnen  an  die  Rechtsordnung  verlangt,  in  Wahrheit 
gehorcht  Jeder  ihr  nur  bedingt.  In  Verfolg  dieser  Grundsätze  verwirft  dann 
Rousseau  die  absolute  Monarchie  und  fordert  die  reine,  nicht  repräsentative 
Demokratie,  die  Herrschaft  des  souveränen  Volkes. 

Man  sieht,  mit  der  traditionellen  Auffassung  der  Rousseau*schen  Lehre 
wird  hier  völlig  gebrochen.  Likpmank  kommt  zu  seinem  Ergebniss,  indem  er, 
was  entschieden  zu  billigen  ist,  ausser  dem  Contrat  social  auch  andere,  bii- 
her  wenig  oder  gar  nicht  beachtete  Schriften  Rousseau's  heranzieht.  Nament- 
lich, dass  Rousseau  mit  Unrecht  als  Feind  des  Eigenthums  verschrien  wird, 
hat  LiEPMANN  wohl  nachgewiesen.  Aber  dass  Rousseau  nur  die  bedingte 
Giltigkeit  des  Rechtszwanges  lehre,  bleibt  doch  zweifelhaft.  Gerade  an  der 
von  LiBPMANN  angeführten  Stelle  sagt  Rousseau  nicht,  wie  Liepkann  über- 
setzt, „nur  wenn  das  Recht  uns  schützt,  sind  wir  verpflichtet  zu  gehorchen", 
sondern  „nur  weil  (parce  que)  das  Recht  uns  schützt  etc.".  Dass  das  Recht 
uns  schützt,  ist  aber  nach  Rousseau  selbstverständlich,  also  sind  wir  zum 
Gehorsam  verpflichtet. 

Aber  auch  wenn  wir  Libpmann  seine  Auffassung  der  Sätze  Rousseao^s 
zugeben  —  man  kann  darüber  streiten,  denn  wie  Likpmann  selbst  sagt,  kann 
oftmals  die  entgegengesetzte  Meinung  aus  Rousseau*s  Worten  abgeleitet 
werden,  —  so  fragt  sich  doch,  ob  es  ihm  gelungen  ist,  nachzuweisen,  dts9 
die  Ausführungen  Bou8seau*s  so  werthvoll  sind,  wie  er  anzunehmen  genei^ 
ist.  LnspMANN  muss  zugeben,  dass  Ronsseau's  Lehre  abstrakt  ist,  nicht  für 
wirkliche  Menschen  bestimmt,  woraus  sich  ein  Widerspruch  zwischen  Ideal 
und  Wirklichkeit  ergibt,  der  in  einzelnen  Fällen  krass  hervortritt.  Das  aber 
macht  für  den  praktischen  Juristen,  der  es  doch  mit  wirklichen  Menschen, 
„die  bei  ihren  Entschlüssen  der  Vernunft  nur  wenig,  desto  grösseren  Raoni 
aber  ihren  Affekten  gewähren",  zu  thun  hat,  diese  Untersuchungen  doch  un- 
fruchtbar. Gerade  dagegen  ist  die  historische  Rechtsschule  aufgetreten,  dass 
„wir*,  wie  Libpmann  sagt,   doch  wohl  die  Rechtsphilosophen,   „einheitliche 
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Gruadsäize  ohne  Rücksicht  aaf  die  Genesis  der  Staaten  aufstellen  und  die 
Vertragsidee  als  Kriteriam  der  Beurtheilung  verwenden".  Wenn  er  dann 
hinzafugt,  „andersartig  verlaufende  Prozesse  sind  als  nebensächlich  anzusehen ; 
sie  widersprechen  dem  angenommenen  Massstab  für  die  Beurtheilung  gesell- 
schaftlicher und  politischer  Phänomene",  so  fragt  man  doch,  warum  man  denn 
nun  gerade  diesen  Massstab  annehmen  muss.  Die  historische  Rechtsschule 
behauptete  vielmehr,  dass  die  historisch  gewordenen  auch  die  zu  Recht  be- 
stehenden Erscheinungen  seien.  Eben  weil  Rousseau  als  nRooht"  nur  das 
auffasste,  was  vor  dem  Richterstuhl  der  Vernunft,  seiner  Vernunft,  bestehen 
konnte  und  daran  das  positive  Recht  auf  seine  Rechtmässigkeit  prüfte, 
eröffnete  er  eine  neue  Richtung  der  Politik,  die  radikale,  die  die  Welt  ohne 
Rücksicht  auf  die  bestehenden  Verhältnisse  auf  Grund  ihrer  theoretischen 
Erwägungen  neu  aufbauen  will.  Und  da  ist  es  doch  nicht  so  unberechtigt, 
wie  Lkpmann  meint,  Rousseau  als  intellektuellen  Urheber  der  französischen 
Revolation  zu  bezeichnen. 

Wenn  so  das  Buch  Liepicann*s  zu  manchen  Einwendungen  heraus- 
fordert, to  wird  doch  niemand,  der  es  wirklich  aufmerksam  liest,  dem  Verf. 
die  Anerkennung  versagen  können,  dass  er  in  ihm,  mit  grossem  Scharfsinn 
und  vielem  Fleiss  durchgeführte,  anregende  und  beachtenswerthe  Unter- 
suchungen dargeboten  hat. 

Dr.  Gottfried  £och. 


Das  deutsche  Seerecht.  Auf  Grund  des  Kommentars  von  Dr.  W*  Lewis 
unter  Berücksichtigung  ausländischer  Seerechte  neu  bearbeitet  von 
Emil  Bojens,  Rechtsanwalt  beim  Reichsgericht  Leipzig,  Duncker 
&  Humblot,  1897.    1.  Bd.    gr.  8.    XX  u.  460  S.    M.  10.—. 

Die  stärkere  Betonung  der  politischen  Machtstellung  Deutschlands  im 
Weltverkehr  kommt  der  Pflege  des  deutschen  Seerechts  sichtlich  zu  statten. 
Es  hat  aufgehört,  wie  zu  Zeiten  der  Kodifikation  des  deutschen  Handelsrechts 
einen  im  Wesentlichen  dekorativen  Tbeil  des  Rechtssystems  zu  bilden;  es  hat 
seinen  Schwerpunkt  aus  der  Peripherie  in's  Gentrum  verlegt,  seitdem  die 
Gestaltung  des  Seeverkehrs  nicht  mehr  rechtspolitisch  nur  einen  kleinen 
Bruchtheil  des  deutschen  Volkes  beschäftigt.  Gleichwohl  fehlt  es  noch  an 
angemessenen  wissenschaftlichen  Verarbeitungen  des  umfangreichen  fachlichen 
Rechtsstofifes,  —  auch  die  Literatur  eines  jeden  Rechtsgebietes  bedarf  des 
weiten  „Hinterlandes"  zu  ihrer  Erstarkung  und  Entwicklung.  Das  Werk 
W.  Lbwis'  fiel  in  eine  Periode  erster  Ansätze;  der  erste  Kommentar  des 
fünften  Buches  des  deutschen  Handelsgesetzbuches  hatte  darum  den  Werth 
and  Reiz  der  erfolgreichen  Aufschliessung  einer  bisher  fast  unbetretenen 
Rechtsprovinz.  Dass  Lewis  dabei  Theoretiker  war,  —  die  Theilnahme  an 
den  Arbeiten  der  im  Jahre  1871  eingesetzten  Liquidationskommission  für 
Reedereischäden  nimmt  dem  Einwand  nichts  an  Gewicht,  —  giebt  der  Praxis 
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das  gute  Recht,  das  von  jeDem  begonnene  Werk  fortzusetzen  und  mit  dem 
Vorbehalt  des  Inventars  neu  in  Angriff  zu  nehmen.  Der  Verf.  der  neuen 
Bearbeitung,  ein  an  hervorragender  Stelle  wirkender  Praktiker  mit  feinem 
Gefühl  für  die  Bedürfnisse  der  theoretischen  Fundirung  des  Rechtsgebietes, 
geht  dieser  Aufgabe  nach,  indem  er,  wie  mir  scheint,  mehr  aus  Orunden  der 
literarischen  Kontinuität  und  Pietät,  denn  aus  sachlich-stofflichen ,  das  Bach 
Lewis'  zur  Grundlage  nimmt  für  die  umfassende  Revision,  Ergänzung  ond 
Vertiefung  der  deutschen  Seerechtslehre.  Ob  dieses  Segeln  unter  der  Flagge 
des  Verf.  des  ersten  Kommentars  für  die  zumeist  vom  Grund  aus  neue  Dai^ 
Stellung  noth wendig  oder  auch  nur  vortheilhaft  gewesen,  wird  erst  der  weitere 
Verlauf  erkennen  lassen.  Uebersichtlicher  ist  das  Werk  dadurch  nicht  ge- 
worden, je  mehr  Verf.  gerade  aus  Eigenem  dem  ursprünglichen  Rahmen  ein- 
zuschalten bemüht  ist.  Gehaltvoller  und  reichhaltiger  wird  es  aber  dabei  un- 
zweifelhaft, trotz  der  enormen  auch  rein  textlichen  Schwierigkeiten,  mit  denen 
BoTENS  gerade  in  der  Zeit  des  Ueberganges  zum  System  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches,  der  Neuredaktion  des  Handelsgesetzbuchs  und  der  übrigen 
zahlreichen  Rechtsmaterien  zu  kämpfen  hat.  Wie  schwankend  der  Boden  ist 
auf  dem  hier  die  dogmatische  Arbeit  ruht,  zeigt  wieder  die  jüngste  nidit 
unwesentliche  Aenderung  des  Rechtszustandes  durch  das  Reichsgesetz  vom 
22.  Juni  1899  betreffend  das  Flaggenrecht  der  Kauffohrteischiffe,  die  dss 
soeben  erst  neuredigirte  Handelsgesetzbuch  in  einer  wichtigen  Frage  des 
Reedereirechts  und  der  Fortdauer  der  Nationalität  des  Schiffes  ergänzt 
bezw.  durchbricht. 

Die  Verarbeitung  der  Rechtssätze  des  öffentlichen  Rechts,  die  so 
dicht  im  Geflechte  der  ganzen  Materie  sitzen,  dass  eine  scharfe  Trennung 
nach  der  inneren  Struktur  kaum  durchführbar  ist,  wird  im  neueren  Kommentar- 
werke grössere  Berücksichtigung  schon  aus  dem  Grunde  finden,  weil  der  seit 
dem  Erscheinen  Lewis'  vollzogene  Ausbau  unseres  Kolonialrechts,  die  Er- 
weiterung der  Interessensphären  der  deutschen  Seeschiflfahrt  in  Verbindimg 
mit  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung  des  Reiches  den  öffentlichrechtlichen 
Fragen  dieses  Zweiges  der  nationalen  Wirthschaftspflege  einen  Ru^k  in  den 
Vordergrund  fachlichen  Interesses  gegeben  haben,  wie  er  kräftiger  sich  kaum 
im  Rechtssystem  anderer  Staaten  und  Völker  nachweissen  Hesse.  Es  steht  daher 
in  unserer  berechtigten  Erwartung,  dass  die  zahlreichen  für  das  System  der 
deutschen  Verwaltung  wichtigen  Materien,  die  im  älteren  Werk  nicht  aus- 
reichend berücksichtigt  wurden  und  die  doch  gleichwohl  einen  wesentlichen 
Theil  des  nationalen  Seerechts  ausmachen,  unter  der  neuen  formgebendea 
Kraft  Botens  der  Lehre  an  geeigueter  Stelle  werden  eingefügt  werden,  om 
den  Grundstock  der  privatseerechtlichen  Darstellung  angemessen  zu  ergänzen. 
Schon  im  jetzt  Gebotenen  liegen  sehr  werth volle  Detailausführungen  offen tlicb- 
rechtlichen  Inhalts  vor  in  dem  literargeschichtlichen  Theil  der  Einleitong 
und  im  neuen  Kapitel  über  die  örtliche  Geltung  der  seerechtlichen  Gesetie, 
obwohl  gerade  hier  Verf.  nicht  immer  genügend  den  Schwierigkeiten  Rech- 


—     433     — 

nuDg  tragt,  die  aus  der  Divergenz  zwingender  Rechtasätze  verschiedener 
Staaten  auch  für  die  wirthschaftsrechtlichen  Folgen  des  Privat  Verkehrs  sich 
ergeben.  Die  Fragen  der  Seetüchtigkeit,  der  Verproviantirung,  der  Be- 
mannung stehen  noch  im  Flusse  der  verwaltungsrechtliohen  Ordnung,  die 
Uniallverhütungsvorschriften  der  Seeberufsgenossenschaft,  das  Auswanderungs- 
gesetz  und  seine  praktische  Handhabung  sind  Faktoren,  die  ihre  Gestaltungs- 
kraft auf  diesem  Boden  erst  erweisen  sollen ;  —  es  kann  uns  daher  nicht 
überraschen,  dass  Verf.  im  Bahmen  eines  Kommentars  dos  bestehenden 
Beohta  sich  nicht  mit  grösserer  Bestimmtheit  zahlreichen  aufsteigenden  neuen 
PoBtulaten  gegenüber  äussert.  Das  hier  besonders  wichtige  Kapitel  von  der 
Schiffsmannschaft,  schon  in  Lewis' Buch  der  schwächste  Punkt,  wird  in  der 
neuen  Bearbeitung  mit  gutem  Grunde  nur  in  den  Umrissen  angedeutet,  im 
Uebrigen  wird  darauf  hingewiesen,  dass  die  Heichsgesetzgebong  voraussicht- 
lich in  nicht  allzu  ferner  Zeit  das  lange  erwartete  Reformwerk  im  bezeich- 
neten Gebiete  endlich  durchführen  werde.  So  kämpft  der  sachkundige  und 
nmaichtige  Verf.  an  vielen  Punkten  mit  der  Ungunst  der  gesetzgeberischen 
Lage:  dem  Milieu  folgend,  könnten  wir  sagen,  er  hat  bald  eine  Hochfluth 
zuströmender  neuer  Gesetzesnormen  und  neuer  Textredaktionen  gegen  sich, 
bald  wieder  setzt  die  Ebbe,  das  Ausstehen  lang  erwarteter  Reformen  ganze 
wichtige  Kapitel  aufs  Trockene.  Es  ist  dem  ernsten  Arbeiter  nicht  zu  ver- 
denken, wenn  er  den  Fortgang  des  Werkes  in  Zeiten  verlegt,  die  auch  in 
Gesetzesfragen  sich  mehr  an's  quieta  non  movere  halten,  dafür  aber  Wechsel 
einlösen  wollen,  die  längst  fällig  geworden  sind.  Ein  reichgegliedertes  Sach- 
register kann  dann  am  Schlüsse  des  grossangelegten  Werkes  die  zerstreuten, 
verschiedenen  Gesetzgebungsperioden  angehÖrigen  Theile  zur  besseren  Ueber- 
aicht  bringen,  und  dann  erst  vrird  sich  ganz  die  Grösse  des  Dienstes  er- 
kennen lassen,  den  Butens  der  gesammten  deutschen  Seerechtslehre  und 
ihrem  ersten  Pionier  durch  die  Revision  des  LEWis'schen  Kommentars  er- 
wiesen hat. 

Stoerk. 


Dr.  Joh«  Leop.  Barchard,  Bergung  und  Hülfeleistung  in  Seenoth, 
Hannover,  Helwing,  1897.    XVI  u.  374  S.    gr.  8.    M.  10.— 

Lieg^  auch  der  Schwerpunkt  der  umfangreichen  und  eingehenden  Studien 
dea  Verf.  auf  dem  Fragengebiete  des  Privathandelsseerechts,  so  kommen  sie 
doch  auch  zu  einem  beträchtlichen  Theile  dem  Seestrassenrecht  und  den 
vielen  damit  zusammenhängenden  Problemen  verwaltungsrechtlicher  und 
völkerrechtlicher  Natur  zu  statten.  Die  vom  Verf.  befolgte  Arbeitsmethode 
und  Systematik  ist  nicht  einwandfrei.  Der  entscheidende  Funkt  wird  oft 
durch  Nebensächliches  verdeckt  oder  doch  verschoben,  —  dennoch  geben  die 
vorliegenden  Studien  viele  werthvoUe  Ansätze  für  die  weitere  Arbeitsfährung 
auch  auf  publizistischem  Gebiete.    Ich  habe  an  anderer  Stelle  (Art.  „Schiff- 
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fahrt**  in  v.  Stbnqel's  Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts,  IIL  Br- 
^änz.-Bd.)  schon  ausgeführt,  dass  es  Burghard's  unleugbares  Verdienst  ist, 
die  schärfere  juristische  Begrenzung  und  Feststellung  des  Begriffes  der  «See- 
noth**  wissenschaftlich  angebahnt  zu  haben.  Die  volle  Würdigung  dieses 
Verdienstes  wird  durch  den  Widerspruch  nicht  gemindert,  den  ich  Bubcbard 
entgegensetzen  musste  hinsichtlich  des  Weges  dogmatischer  Konstruktion, 
den  er  eingeschlagen  und  der  ihn  zu  einer  m.  E.  einseitigen  Klarstellung  der 
Hülfsbedürftigkeit  geführt  hat.  Dass  es  nothwendig  war,  im  Sinne  Bürchabo'b 
das  Problem  der  Seenoth  auf  der  Tagesordnung  der  allseitigen  juristischen 
Diskussion  zu  erhalten,  zeigt  sich  am  deutlichsten  auch  in  den  Verhand- 
lungen des  Deutschen  Vereins  für  internationales  Seerecht,  die  sich  von 
Anfang  an  mit  den  hier  einschlagenden  Fragen  theils  in  Anlehnung  an 
BuRCHARD  theils  in  kritischer  Ablehnung  seines  prinzipiellen  Standpunktes 
befasst  haben. 

Wie  weit  die  civilrechtlichen  Folgerungen  Burchard's  im  System  der 
privat-  und  handelsrechtlichen  Dogmatik  ausreichend  sicheren  Ankergrund 
finden,  bleibt  hier  und  bleibt  insbesondere  von  mir  ununtersucht.  Auch  wer 
nicht  Meister  ist,  muss  sich  Beschränkung  zur  Pflicht  machen.  In  alleu 
Fällen  hat  Bürchard^s  Buch  den  Weg  gebahnt  zu  einer  wichtigen  Qebiets- 
erweiterung  des  öffentlichen  Rechts,  das  fortan  auf  die  hier  angeschnittenen 

Fragen  nicht  mehr  verzichten  darf. 

Stoerk. 


Recueil  general  de  la  Legislation  et  des  Trait^s  concernant  la 
Propriete  industrielle.  Public  par  le  Bureau  international 
de  r Union  pour  la  Protection  de  la  Propriete  industrielle.  Beme,  1896. 
1.  Th.    gr.  8.    677  S.    M.  12.—. 

Dem  internationalen  Bureau  in  Bern  fallt  die  gehaltvolle  Angabe 
zu,  im  Auftrage  der  Kulturstaaten  den  Oesetzesstand  in  Evidenz  zu  halten 
über  alle  Fragen  des  gewerblichen  und  industriellen  Eigenthums.  Der  für 
den  einzelnen  Interessenten  völlig  unübersehbar  gewordene  Rechtsstoff  über 
Erfindungswesen  und  Patente,  Muster  und  Modelle,  Fabriks-  und  Handels- 
marken, Firmenrecht,  über  unlauteren  Wettbewerb,  falsche  Herkunft«- 
bezeichnung,  widerrechtliche  Aneignung  gewerblicher  Auszeichnungen  etc. 
wird  dort  in  seinem  zeitlichen  Bestände,  in  seinen  Wandlungen  und  Rück- 
schlägen grenau  kontrollirt,  so  dass  uns  von  dieser  Warte  aus  nach  Art  der 
meteorologischen  Stationen  Hoch-  und  Tiefstände  der  einschlägigen  Rechts- 
entwicklung graphisch  genau  vor  Augen  gefuhrt  werden.  Der  Praktiker 
wie  der  fachliche  Schriftsteller  werden  aus  dem  vorliegenden,  aus  den  Bei- 
trägen zahlreicher  zur  Sache  legitimirter  Fachautoren  zusammengesetzten 
Quellenwerke  leicht  erkennen,  wo  sich  für  den  Schutz  der  gewerblichen  und 
industriellen  Arbeit  günstige  Strömungen  oder  gefahrvolle  DepreBsionscentren 
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vorfinden  und  welchen  Weg  voranssicbtlich  der  Gang  der  Gesetzgebung  in 
den  Hauptkulturstaaten  nehmen  wird.  Der  jetzt  vorliegende  erste  Band  ent- 
hält die  betrefifenden  Gesetze  der  folgenden  Länder  und  Gebietstheile: 
Deutschland,  Oesterreich-Ungarn ,  Belgien,  Bulgarien,  Dänemark,  Spanien, 
Frankreich,  Gibraltar,  Gross -Britannien,  Griechenland,  Kanalinseln.  Der 
Gesetzgebung  jedes  Landes  sind  Einleitungen  und  erklärende  Anmerkungen 
beigefugt,  welche  hauptsächlich  die  Lösungen  vorführen,  die  in  der  Praxis 
so  wie  im  Jndikatenmaterial  von  Verwaltungs-  und  Gerichtsbehörden  ein- 
schlägigen Fragen  gegeben  worden  sind. 

Stoerk. 


Albert  Osterrieth,  Sekretär  der  Association  litteraire  et  artistique  inter- 
nationale: Die  Geschichte  des  «Urheberrechts  in  England 
mit  einer  Darstellung  des  geltenden  englischen  Urheber- 
rechts. Leipzig,  C.  L.  Hirschfeld,  1895,  gr.  8.  XIV  u.  221  S. 
M.  6.—. 

Diese  Arbeit  enthält  eine  detaillirte  Geschichte  des  englischen  Urheber- 
rechtes von  dessen  ersten  Anfängen  bis  auf  die  neueste  Zeit.  Das  Material, 
welches  Osterbieth  zur  Verfügung  stand,  ist  in  Deutschland  grösstentheils 
noch  nicht  veröffentlicht,  manches  davon  selbst  in  England  bis  jetzt  nicht 
verwerthet  worden.  So  enthält  das  Buch,  da  auch  die  einschlägige  Literatur, 
insbesondere  die  englischen  Arbeiten  ausgiebig  benützt  wurden,  eine  wesent- 
liche Bereicherung  unserer  Kenntnisse  über  die  Entwicklung  des  Urheber- 
rechtes überhaupt.  Wir  haben  es  aber  nicht  etwa  mit  einer  trockenen  Dar- 
legung der  Rechtsentwicklung  zu  thun;  vielmehr  macht  uns  Ostbrrieth 
Schritt  für  Schritt  auf  jene  äusseren  Umstände  und  Vorgänge  aufmerksam, 
welche  die  Entwicklung  dieses  Rechtes  in  England  zu  einer  so  eigenartigen 
gestaltet  haben.  Wir  lernen  den  Einfluss  kennen,  den  die  Censur  auf  das 
Verlagsgewerbe  genommen  hat.  In  lebendiger  Darstellung  wird  uns  die  Ge- 
schichte der  für  den  englischen  Buchhandel  so  wichtigen  Station  er  s'  Com- 
pany geschildert,  und  an  mehr  als  einem  Funkte  können  wir  beobachten, 
in  welch'  bedeutsamer  Weise  politische  und  Tagesfragen,  Wünsche  und  Be- 
schwerden der  verschiedenen  Interessenten,  nicht  zuletzt  auch  Wissenschaft 
und  Rechtsprechung  auf  den  Gking  der  Rechtsbildung  eingewirkt  haben. 

In  der  ersten  Zeit  seit  Einführung  der  Buchdruckerkunst  handelte  es 
sich  lediglich  um  die  Gewährung  eines  entsprechenden  Schutzes  für  das  einer 
zünftigen  Organisation  entbehrende  Buchgewerbe.  Die  Krone  gestand  ihn 
in  der  Form  von  Privilegien  zu,  unterwarf  aber  im  Bewusstsein,  dass  „das 
gedruckte  Wort  auf  die  geistige  Erziehung  und  Leitung  des  Volkes''  mächtig 
einzuwirken  vermöge,  das  Gewerbe  ihrer  Aufsicht  und  verwendete  es  wohl 
auch  im  Dienste  ihrer  Politik.  Neben  den  zahlreichen  Verfügungen,  welche 
sich  mit  der  Handhabung  der  Censur  beschäftigen,  finden  sich  nur  spar- 
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liehe  Massregeln  gegen  den  Nachdruck,  obwohl  letzterer  in  gewissen  Fallen 
schon  kraft  allgemeiner  Rechtsanschauung  als  Rechtswidrigkeit  galt,  und  dem 
gemeinen  Rechte  sogar  schon  die  Idee  eines  geistigen  Eigenthumi,  wenn 
auch  noch  nicht  in  voller  Klarheit,  vorschwebte. 

TVenige  Jahre  nach  endgiltiger  Beseitigung  der  Gensur  (1694)  gewibrte 
ein  Gesetz  (Act  8  Anne  c.  19  ex  1709)  zum  erstenroale  dem  Urheber  in 
der  Form  besonderer  strafrechtlicher  und  prozessualer  Hilfsmittel  einen  ans- 
giebigen,  aber  zeitlich  sehr  beschränkten  Rechtsschutz  gegen  den  Nach- 
druck, und  auf  dieser  Grundlage  vollzog  sich  die  Weiterbildung  des  Urheber- 
rechts in  England  bis  zum  heutigen  Tage;  nur  sah  man  sich  genÖthigt,  die 
ursprünglich  sehr  kurzen  Fristen  bedeutend  zu  erweitern  und  auch  künstleri- 
sche uud  musikalische  Werke  für  schutzberechtigt  zu  erklären.  Die  Auffassang 
über  das  Wesen  des  Urheberrechts  wurde  jedoch  im  18.  Jahrhundert  eine 
völlig  andere.  Eine  Zeitlang  nach  der  Act  Anne  hielt  man  noch  in  Wissen- 
schaft und  Rechtsprechung  daran  fest,  dass  das  Urheberrecht  ein  nach  Art 
des  Eigenthums  gestaltetes,  mithin  ewiges  Recht  sei,  weichet  daher  auch 
nach  Ablauf  der  in  der  Act  Anne  normirten  Schutzfrist  fortbestehe,  und  oineD, 
wenn  auch  nicht  mehr  so  intensiven  Schutz  geniessen  müsse.  Unter  dem 
Eindrucke  der  Lehren  eines  Adam  Smith,  und  seitdem  in  der  Rechtswissen- 
schaft das  Eigen thum  als  ein  nur  an  körperlichen  Sachen  bestehendes  Recht 
hingestellt  wurde  ^  erblickte  man  aber  auch  in  England  im  Autorrecht 
mehr  und  mehr  ein  Monopol  des  Urhebers,  das  im  Interesse  des  freien 
Verkehrs  möglichst  beschränkt  sein  müsse.  In  Folge  dessen,  aber  auch 
durch  äussere  Umstände,  namentlich  durch  den  Kampf  der  Londoner  Buch- 
händler mit  den  Provinzialon  veranlasst,  wurde  in  Theorie  und  Praxis  seit 
1774  die  Act  Anne  als  einzige  Quelle  eines  Urheberschutzes  be- 
trachtet. Nur  nimmt  die  Rechtssprechung  auch  heute  noch  für  das  noch 
nicht  veröffentlichte  Geisteswerk  den  Schutz  des  Common  law  in  Anspruch. 

Bei  der  neuesten  Zeit  angelangt,  versäumt  es  Ostbrrieth  nicht,  eine 
detaillirte  Darstellung  des  geltenden  englischen  Urheberrechts  mit  Einschluss 
der  für  die  Kolonien  und  im  internationalen  Verkehre  bestehenden  Normen 
zu  geben,  und  schliesst  seine  lehrreichen  Ausführungen  mit  einem  kurzen 
Hinweise  auf  die  Reformbestrebungen  der  letzten  20  Jahre.  Als  Vertreter 
jener  Auffassung,  die  im  Autorrechte  ein  dem  körperlichen  Eigenthume  gleich- 
kommendes Recht  sieht,  erwartet  er  eine  Besserung  des  systemlosen  und 
verworrenen  Rechtszustandes  in  England  nur  von  einer  Rückkehr  zu  den 
Anschauungen  jener  älteren  englischen  Juristen,  welche  die  Theorie  de« 
geistigen  Eigenthums  vertreten  haben.  Darin  wird  er  wohl  kaum  auf  all- 
gemeine Zustimmung  rechnen  dürfen. 

Wien,  im  Juni  1897.  Dr.  v.  Wretschko. 
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Aufsätze. 


Ein  deutsches  Berggesetz. 

Von 

Oberfinanzrath  Dr.  G.  H.  Wähle  in  Dresden. 


In  Art.  67  Abs.  1  Einf.-G.  z.  B.  G.-B.  vom  18.  Aug.  1896 
(R.-G.-Bl.  S.  623)  ist  bestimmt  worden,  dass  die  landesgesetz- 
lichen Vorschriften,  welche  dem  Bergrechte  angehören,  von  der 
Einführung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  unberührt  bleiben. 
Nach  den  Bestimmungen  in  Artt.  1  u.  3  Einf.-G.  will  das  besagen, 
dass  auf  dem  Gebiete  des  Bergrechts  vom  1.  Jan.  1900  an  die 
bestehenden  Landesgesetze  in  Kraft  bleiben  und  neue  landes- 
gesetzliche Vorschriften  erlassen  werden  können.  Also  trotz  des 
in  Artt.  4  u.  55  Einf.-G.  z.  B.  G.-B.  zum  Ausdruck  gelangten 
Kodifikationsprinzipes,  nach  welchem  grundsätzlich  alles  partikulare 
Privatrecht  durch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  ausser  Kraft  gesetzt 
wird,  kann  die  Landesgesetzgebung  kraft  des  allgemeinen  Vorbe- 
haltes in  Art.  67  bergrechtliche  Sonderbestimmungen  civilistischer 
Natur,  welche  mit  den  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches 
nicht  in  Einklang  stehen,  nicht  nur  in  Geltung  lassen,  sondern 
auch   neu  aufstellen.     Treffend   führte  hierzu   die  Kommission^, 


'  Kommissionsbericht  zu  II  in  Stenogr.  Ber.  über   die  VerhandluDgen 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XIV.  4.  29 
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welche  der  Reichstag  zur  Berathung  des  2.  Entwurfs  zum  Bür- 
gerlichen Gesetzbuche  eingesetzt  hatte,  aus: 

„Durch  den  Vorbehalt  „unberührt"  werden  alle  Normen 
umfasst,  welche  die  Regelung  der  bezeichneten  Materien  zum 
Gegenstande  haben.  Die  Landesgesetzgebung  soll  in  der  Ge- 
staltung dieser  Normen  völlig  freie  Hand  haben  und  auch  be- 
fugt sein,  selbst  solche  Vorschriften  zu  erlassen,  die  von  den 
allgemeinen  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  ab- 
weichen." 

Gleichwohl  hat  der  Reichstag  den  von  derselben  Kommission 
am  11.  Juli  1896  beschlossenen  Vorschlag^: 
„die  Erwartung  auszusprechen, 

dass  das  Bergrecht  für  das  Deutsche  Reich  bald- 
thunlichst  einheitlich  geregelt  werde", 
in  der  Sitzung  vom  11.  Dez.  1896  mit  Mehrheit  angenommen. 
Auch  ist  die  Regierung  an  die  Ausführung  dieser  Resolution  so- 
wohl im  Reichstage  bei  der  3.  Berathung  über  den  Etat  des 
Reichsamts  des  Innern^  am  30.  März  1898  als  auch  in  der 
II.  Kammer  des  königl.  sächsischen  Landtags  bei  einer  Debatte 
über  die  aus  Anlass  der  Einführung  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches ergangene  Novelle  zum  Allgemeinen  Berggesetze  für  das 
Königreich  Sachsen*  am  19.  April  1898  erinnert  worden. 

Diese  Vorgänge  geben  jedem  deutschen  Bergjuristen  erneuten 
Anlass,  sich  allen  Ernstes  mit  der  Frage  nach  dem  Erlasse  eines 
Berggesetzes  für  das  Deutsche  Reich  eingehend  zu  beschäftigen. 


des  Reichstags  9.  Legislaturper.  IV.  Sess.  1895/97  UI.  Anlaj^ebd.  No.  440 d. 
S.  2112  zu  Art.  62. 

'  Stenogr.  Ber.  über  die  Verhandlungen  des  Reichstags  9.  Legislaturper. 
IV.  Sess.  1895/97  III.  Anlagebd.  Aktenstück  ad  Xo.  440— 440d.  S.  2m 
8ub  III  4. 

'  Stenogr.  Ber.  über  die  Verhandlungen  des  Reichstags  9.  Legislaturper. 
IV.  Sess.  1897/98  73.  Sitzung  S.  1888—1897. 

*  Mittheilungen  über  die  Verhandlungen  des  Landtags  II.  Kammer 
No.  79  S.  1464  ff. 
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Wenn  man  diese  Frage  jiach  ihrem  gegenwärtigen  Stande  er- 
örtern will,  empfiehlt  es  sich,  dieselbe  in  folgende  drei  Unterfragen 
aufzulösen : 

I.  Ist  ein  deutsches  Berggesetz  nothwendig? 
IL  Ist  das  Deutsche  Reich  zum  Erlasse  eines  Berg- 
gesetzes zuständig? 
III.  IstderErlass  eines  Berggesetzes  für  das  Deutsche 
Reich  dringlich? 
Im  Nachstehenden  soll  begründet  werden ;  warum  die  erste 
dieser  drei  Unterfragen  zu  bejahen  ist,  die  beiden  anderen  aber 
zu  verneinen  sind. 

I. 
Der  Erläse  eines  Berggesetzes  für  das  Deutsche  Reich  ist 
nicht  nur  A  wünschenswerth,  sondern  auch  B  nothwendig. 

A. 

Der  Wunsch  nach  einem  einheitlichen  Bergrechte  in  Deutsch- 
land ist  schon  vor  der  Begründung  des  norddeutschen  Bundes 
sowohl  in  Versammlungen'^  als  auch  in  der  Litteratur®  laut  ge- 
worden. Praktische  Bedeutung  hat  derselbe  aber  erst  durch  die 
Errichtung  des  Deutschen  Reichs  gewonnen.  Seit  dieser  Zeit 
erheben  sich  von  den  verschiedensten  Seiten  immer  mehr  Stimmen, 
welche  die  Einheitlichkeit  des  Bergrechts  yon  Jahr  zu  Jahr 
dringender  verlangen.  Dass  dies  am  lautesten  von  der  Sozial- 
demokratie in  deren  Fachpresse^  und  in  Bergarbeiterversamm- 
lungen ^  geschieht,   darauf  soll  hier  kein  Gewicht  gelegt  werden, 

'  Vor  50  Jahren  von  Hoefker  und  Harkort  im  Frankfurter  Parlament. 

^  v.  HmoENAü  in  Brassert's  Zeitschrift  für  Bergrecht,  Bonn  bei  Adolf 
Markus,  I.  Jahrg.  1860  S.45ff.,  IL  Jahrg.  1861  S.löff.  u.  297  ff.,  lU.  Jahrg. 
1862  S.  169  ff.  u.  424  ff.  u.  IV.  Jahrg.  1868  S.  59  ff.  u.  443  ff. 

^  Z.  B.  Zwickauer  Berg-  u.  Hüttenarbeiter-Zeitung  Glückauf  No.  48 
vom  23.  Okt.  1897,  No.  50  vom  11.  Dez.  1897,  No.  4  vom  22.  Jan.  1898, 
No.  15  vom  9.  April  1898,  No.  17  vom  23.  April  1898,  No.  26  vom  25.  Juni 
1898;  Dresdner  Journal  No.  60  vom  15.  März  1898. 

'  Z.  B.  in.  Deutscher  Bergarbeiter-Kongress  zu  Dortmund  Ostern  1898. 

29* 
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weil  die  Aufstellung  der  Forderung  auf  jener  Seite  hauptsächlich; 
wenn  nicht  ausschliesslich,  ein  agitatorisches  Kampfmittel  bildet  und 
desshalb  der  Sache  mehr  schadet  als  nützt.  Beachtlicher  dagegen 
erscheint;  dass  alle  diejenigen,  welche  sich  beruflich  mit  dem 
Bergrechte  beschäftigen  und  dasselbe  zu  ihrem  Fachstudium  ge- 
macht haben,  für  dieses  Begehren  eintreten.  Seit  30  Jahren  bat 
jeder  deutsche  Bergjurist,  der  sich  öffentlich  über  diese  Frage 
ausgesprochen  hat,  —  die  österreichischen*  Bergrechtslehrer  nicht 
ausgeschlossen  —  den  Erlass  eines  deutschen  Berggesetzes  für 
wünschenswerth  erklärt  ^^.  Nicht  ein  einziger  unter  diesen  Fach- 
männern hat  sich  gefunden ,  der  dagegen  Widerspruch  erhoben 
hätte.  Das  Nämliche  gilt  von  Rechtsanwälten,  welche  durch  ihre 
geschäftliche  Thätigkeit  mit  dem  Bergbau  in  Berührung  gekommen 
sind  und  sich  über  diese  Frage  geäussert  haben  *^  Sowohl  in 
Gutachten  als  auch  auf  Anwaltstagen  ist  scharf  hervorgehoben 
worden,  dass  die  Rechtsverhältnisse  des  deutschen  Bergbaues 
einer  einheitlichen  Regelung  bedürfen.  Weiter  ist  dieser  Wunsch 
auf  dem  I.  und  IV.  Allgemeinen  deutschen  Bergmannstage  zu 
Kassel  1880  bezw.  in  Halle  a.  S.  1889  —  im  letzteren  Falle  schon 
unter  Vorlegung  einer  bestimmt  formulirten  Fassung**  —  sehr 

•  V.  HiNOENAÜ,  FrANKL,  TüSKANY. 

'°  Z.  B.  AcHENBACH,  Das  (gemeine  deutsche  Bergrecht  Bd.  I  S.  63. 
Bonn,  Adolf  Markus,  1871;  Klostermann,  Das  Allgem.  Bergges.  f.  d.  preuBs. 
Staaten.  4.  Aufl.  Berl.  u.  Leipz.,  J.  Guttentag  (D.  CoIIin),  1887,  Vorwort 
8.  V;  Wähle,  Der  BegriiT  Bergrecht  im  objekt.  Sinne  S.  87.  Freiberg  i.  S.» 
Graz  &  Gerlach  (Joh.  Stettner),  1887;  vor  allen  Dingen  aber  Brassbrt, 
der  namentlich  den  nationalen,  und  Arndt,  der  den  juristischen  Standpunkt 
vertritt,  in  fast  allen  ihren  zahlreichen  bergrechtlichen  Publikationen  (vgl. 
z.  B.  Zeitschrift  für  Bergrecht  XVIII.  Jahrg.  1877  S.  16,  XXII.  Jahrg.  1881 
S.  82  u.  187,  XXIX.  Jahrg.  1888  S.  142,  XXX.  Jahrg.  1889  S.  39,  XXXI.  Jahrg. 
1890  S.  114,  122,  138,  319,  375,  422  u.  471,  XXXVH.  Jahrg.  1896  S.  176. 
XXXVIII.  Jahrg.  1897  S.  212  u.  XXXIX.  Jahrg.  1898  S.  123  u.  431). 

"  Z.B.  FüLD,  Mecke  (Zeitschrift  für  Bergrecht  XXXI.  Jahrg.  1890  8.375 
u.  422).  Verhandl.  des  XIV.  deutschen  Anwaltstages  in  Mainz  am  8.  Sept.  1899. 

*^  Entwurf  eines  deutschen  Berggesetzes  nebst  Begründung  von  Dr.  Adolf 
Arndt,  Oberbergrath,    Halle  a.  S.,  C.  E.  M.  Pfeffer  (Robert  Stricker),  1889. 
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warm  und  lebhaft  vorgetragen  worden,  ohne  dass  dem  auch  nur 
einer  der  daselbst  zahlreich  vertretenen  Besitzer  und  Beamten 
aus  allen  deutschen  Bergrevieren  widersprochen  hätte.  Schliess- 
lich hat,  wie  bereits  oben  erwähnt  wurde,  die  Mehrheit  des 
deutschen  Reichstags ^^  die  Erwartung  ausgesprochen;  dass  die 
Regierung  dem  Reichstage  möglichst  bald  den  Entwurf  zu  einem 
Reichsberggesetze  vorlegen  werde.  Die  wenigen  Stimmen  ^^  aber, 
welche  sich  an  der  zuletzt  gedachten  Stelle  dem  offiziellen  Aus- 
drucke dieser  Hoffnung  widersetzt  haben ,  sind  insoweit,  als  sie  sich 
nicht  auf  Zeit  und  Ort  der  Emanation,  auf  deren  formale  Voraus- 
setzungen oder  auf  politische  Erwägungen,  sondern  nur  auf  das 
Verlangen  an  sich  bezogen,  unbeachtlich,  weil  das  Wenige ^  was 
sachlich  dagegen  vorgebracht  worden  ist,  auf  Irrthum  und  Miss- 
verständniss  beruht.  Denn  der  Wunsch  nach  Einheitlichkeit  des 
deutschen  Bergrechts  ist  in  der  That  sachlich  gerechtfertigt: 
das  wird  keiner ,  der  die  geschichtliche  Entwickelung  des  Berg- 
rechts, des  allgemeinen  Rechts  und  der  Verfassung  verfolgt  und 
die  Verhältnisse  des  deutschen  Bergbaues  kennt,  ernstlich  in  Ab- 
rede nehmen  wollen  und  können.  Und  zwar  hat  derselbe  zwei 
Gründe,  von  denen  jeder  als  voll  berechtigt  anzuerkennen  ist: 
1.  einen  national-patriotischen  und  2.  einen  juristisch-formalen. 

1.  Der  ganze  Sinn  der  Nation  drängt  unaufhaltsam  auf  eine 
einheitliche  Gestaltung  des  deutschen  Rechts  hin.  Denn  Je  mehr 
einheitliche  Rechtseinrichtungen  wir  schaffen,  desto  mehr  befestigen 
wir  das  Reich".  Das  ist  keine  politische  Phrase ,  sondern  ein 
treffender  Ausdruck  für  das  innere  Empfinden  des  deutschen 
Volkes,  dessen  gemeinsames  Rechtsbewusstsein  seit  Gründung  des 

(Zeitschrift  für  Bergrecht  XXII.  Jahr^.  1881  S.  82  u.  XXXI.  Jahrg.  1890 
S.  114,  122,  138.) 

''  S.  oben  Anm.  2  u.  3. 

^*  Die  Reichstagfiabgeordneten  v.  Eardorff,  v.  Salisch,  Lerno,  Dr.  Habm 
und  Frhr.  v.  Stumm  sowie  die  Bundesrathsbevollmächtigten  Staatssekretär 
des  Reichsamts  des  Innern  Dr.  Graf  v.  Posadowskt-Wkhnkr  und  Staats- 
sekretär des  Reichsjustizamts  Dr.  Niebebdimo. 
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neuen  Deutschen  Reichs  wiedererwacht  ist  und  sich  nicht  eher 
beruhigen  wird,  als  bis  es  voll  befriedigt  ist.  Zu  diesen  Rechts- 
einrichtungen aber,  deren  Einheitlichkeit  die  deutsche  Nation  zur 
Befestigung  ihrer  vollständigen  Einigung  wünscht  und  bedarf,  ge- 
hört nicht  zuletzt  das  Bergrecht.  Der  Bergbau  ist  in  Deutsch- 
land nicht  allein  das  älteste,  sondern  auch  heute  noch  das  wirth- 
schaftlich  grösste  und  bedeutendste  Grossgewerbe,  für  welches 
zuerst  und  schon  zu  einer  Zeit,  wo  auf  anderen  Gebieten  noch 
garnicht  daran  zu  denken  war,  Genossenschaften,  Expropriation, 
Arbeiterschutz,  Versicherungszwang  und  andere  Rechtsinstitute 
geschaffen  und  gesetzlich  geregelt  worden  sind.  Man  wird  also 
durch  ein  Reichsberggesetz  gewiss  auch  wieder  „eine  neue,  feste 
Klammer  für  die  Einheit  des  Reichs  schaffen^  und  dabei  gleich- 
zeitig dem  deutschen  Bergrechte  auch  im  Auslande  ein  viel  höheres, 
dem  Code  des  mines  ähnliches  Ansehen  verschaffen,  wie  es  den 
partikularen  Berggesetzen  nicht  zukommen  kann. 

Entsprechend  den  politischen  und  wirthschaftlichen  Umwäl- 
zungen und  in  engster  Fühlung  mit  den  technischen  Bedürfnissen 
des  fortschreitenden  Betriebes  hat  sich  zwar  die  territoriale  Berg- 
gesetzgebung der  deutschen  Länder  in  dem  zu  Ende  gehenden 
Jahrhunderte  so  entwickelt,  dass  auch  jedes  Landesberggesetz 
für  sich  materiell  noch  gegenwärtig  in  der  Hauptsache  auf  der 
Höhe  seiner  Zeit  steht.  Dabei  ist  aber  trotzdem,  obgleich  jeder 
deutsche  Bundesstaat,  in  dessen  Gebiet  Bergbau  umgeht,  sein 
eigenes  Berggesetz  erlassen  und  durch  eigene  Novellen  ergänzt 
und  fortgebildet  hat,  allenthalben  die  Rechtskontinuität  mit  dem 
ehemaligen  gemeinen  Berggewohnheitsrechte  so  gut  gewahrt  worden, 
dass  die  Grundlagen  in  allen  Bundesstaaten  dieselben  sind,  ja  dass 
man  heute  noch  wissenschaftlich  von  einem  gemeinsamen  deutschen 
Bergrechte  sprechen  kann.  Die  bedeutsamsten  Unterschiede, 
welche  auszugleichen  sein  werden,  sind  diejenigen,  welche  zwischen 
dem  Allgemeinen  Berggesetze  für  die  preussischen  Staaten  vom 
24.  Juni  1865  und  dem  Allgemeinen  Berggesetze  für  das  König- 
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reich  Sachsen  vom  16.  Juni  1868  bestehen-,  und  doch  sind  diese 
Unterschiede  —  ganz  abgesehen  noch  davon,  dass  diese  beiden 
Gesetzgebungen  sich  in  einzelnen  Punkten  durch  beiderseitige 
Novellen  bereits  einander  genähert  haben ,  —  so  gering,  dass 
beispielsweise  bei  der  Anwendung  des  sächsischen  Berggesetzes 
die  reiche  Judikatur,  welche  über  die  Auslegung  des  preussischen 
Berggesetzes  ergangen  ist,  vielfach  ohne  Weiteres  benutzt  werden 
kann  und  auch  benutzt  wird.  Ungleich  mehr  aber  noch,  als  die 
gemeinschaftliche  Basis  des  sächsischen  und  preussischen  Berg- 
rechts, welche  eine  Vereinigung  der  bestehenden  Gegensätze 
wesentlich  erleichtert,  föUt  für  die  vorliegende  Frage  der  Umstand 
in's  Gewicht,  dass  das  preussische  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865 
in  den  Jahren  1866 — 1892  von  13  deutschen  Bundesstaaten^^ 
beinahe  wörtlich  als  eigenes  Berggesetz  erlassen  worden  ist.  Mag 
auch  der  Grund  dieser  Rezeption  des  preussischen  Berggesetzes 
vielfach  in  der  Geringfügigkeit  des  betreffenden  Bergbaues  gelegen 


"  Berggesetz  für  das  Herzogthum  Braunschweig  vom  15.  April  1867 
(Gesetz-  u.  Verordnungs-Sararaluug  von  1867  S.  109),  Berggesetz  für  das 
Herzogthum  Sachsen-Meiningen  vom  17.  April  1868  (Sammlung  der  landes- 
herrlichen Verordnungen  für  1868  Bd.  XVIU  S.  49),  Berggesetz  für  das 
Herzogthum  Gotha  vom  16.  Aug.  1868  (Ges.-Sammlung  Bd.  XIV  Xo.  953 
S.  977),  Gesetz  vom  1.  Jan.  1869  für  die  Fürstenthümer  AValdeck  u.  Pyrmont 
(Fürstl.  Waldeck'sches  Regierungsblatt  von  1869  S.  3),  Berggesetz  für  das 
Königreich  Bayern  vom  20.  März  1869  (Gesetzblatt  von  1869  S.  673),  Berg- 
j^esetz  für  das  Fürstenthum  Reuss  j.  L.  vom  9.  Okt.  1870  (Ges.-Sammlung 
von  1870  S.  199  Xo.  325),  Allgemeines  Berggesetz  für  das  Herzogthum 
Sachsen-Altenburg  vom  18.  April  1872  (Ges.-Sammlung  von  1872  S.  29), 
Berggesetz  für  Elsass-Lot bringen  vom  16.  Dez.  1873  (Gesetzblatt  von  1873 
S.  397),  Berggesetz  für  das  Königreich  Württemberg  vom  7.  Okt.  1874 
(Regierungsblatt  von  1874  S.  265),  Berggesetz  für  das  Herzogthum  Anhalt 
vom  30.  April  1875  (Ges.-Sammlung  Bd.  VII  S.  167),  Berggesetz  für  das 
Groflsherzogthum  Hessen  vom  28.  Jan.  1676  (Regierungsblatt  von  1876 
S.  73),  Berggesetz  für  das  Grossherzogthum  Baden  vom  22.  Juni  1890  (Ge- 
setz- u.  Verordnungsblatt  von  1890  Xo.  XXXI  S.  447)  und  Berggesetz  für 
das  grossherzogl.  oldenburgische  Fürstenthum  Birkenfeld  vom  18.  März  1891 
(Gesetzblatt  für  das  Fürstenthum  Birkenfeld  von  1891  Bd.  XIII  Stück  13 
S.  167). 
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haben ;  die  es  zur  Entstehung  und  geschichtlichen  Ausbildung 
eigenartiger,  vom  Gesetzgeber  zu  respektirender  Berggebräuche 
aus  Mangel  eines  Bedürfnisses  nicht  hat  kommen  lassen  und  die 
desshalb  die  Aufstellung  grundsätzlicher  Abweichungen  von  dem 
sachlich  vorzüglichen  und  in  der  Praxis  bewährten  preussischen 
Berggesetze  kaum  gelohnt  haben  würde.  Immerhin  darf  in  dieser 
beispiellosen  Nachahmung^*  der  Ausdruck  des  Empfindens  er- 
blickt werden,  dass  es  ohne  ganz  zwingende  Hinderungsgrände 
doch  am  zweckmässigsten  ist,  keine  Unterschiede  zu  schaffen, 
sondern  sich  mit  dem,  was  für  die  meisten,  grössten  und  wichtig- 
sten deutschen  Bergreviere  gilt,  thunlichst  wörtlich  zu  konformiren. 
Mit  anderen  Worten:  man  hat  in  Mangel  berechtigter  Eigen- 
thümlichkeiten,  die  hätten  beibehalten  oder  geschaffen  werden 
müssen,  das  Bedürfniss  empfunden,  sich  möglichst  eng  anzn- 
schliessen  und,  soweit  irgend  thunlich,  Uebereinstimmung  zu 
schaffen,  und  damit  bewusst  oder  unbewusst  die  Rechtseinheit 
angebahnt. 

Aber  nicht  nur  der  Gang  der  Landesgesetzgebungen,  son 
dem  auch  derjenige  der  Reichsgesetzgebung  hat  den  Boden  für 
ein  Reichsberggesetz  gut  vorbereitet.  Abgesehen  von  den^  unten 
noch  näher  zu  besprechenden  Reichsgesetzen,  welche  in  vielen, 
den  Bergbau  unmittelbar  berührenden  Punkten  materiell  eine 
Rechtseinheit  schon  geschaffen  haben,  ist  an  dieser  Stelle,  wo  es 
sich  um  Begründung  des  Wunsches  nach  einem  deutschen  Berg- 
gesetze handelt,  hauptsächlich  auf  diejenigen  dem  Gebiete  des 
Civilprozesses  angehörigen Reichsgesetze  hinzuweisen,  durchweiche 
alle   dem   preussischen    Berggesetze   nachgebildeten    Landesberg- 

"  Das  AbschreibeD,  Nachbilden  oder  Uebemehmen  fremder  Gesetze 
ist  an  sich  eine  sehr  häufige  Erscheinung  in  der  Geschichte.  Aber  die 
meisten  anderen  Kopien  und  Rezeptionen  eines  Gesetzes  sind  entweder 
nicht  so  zahlreich  (wie  z.  B.  bei  den  Napoleonischen  Codes  oder  bei  dem 
preussischen  Gesetze  über  das  Immobiliarsachenrecht)  oder  mit  erheblicheren 
eigenen  Zusätzen  verbunden  (wie  z.  B.  bei  dem  Rundgange  der  sächsischen 
Bergordnungen  im  16.  Jahrh.)* 
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gesetze  mit  Ausnahme  des  bayerischen  und  des  badischen  revisibel 
gemacht  wurden.     Damit  hat  es  folgende  Bewandtniss. 

Um  die  Einheit  des  Rechts  und  der  Rechtspflege  zu  erhalten, 
hat  man  ein  Reichsgericht  errichtet  und  unter  dem  Namen  „Revision^ 
gegen  die  in  der  Berufungsinstanz  von  den  Oberlandesgerichten 
in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  erlassenen  Endurtheile  ein 
Rechtsmittel  an  dasselbe  gegeben,  welches  nur  darauf  gestützt 
werden  kann,  dass  die  Entscheidung  auf  der  Verletzung  eines 
Reichsgesetzes  oder  eines  Gesetzes  beruht,  dessen  Geltungsbereich 
sich  über  den  Bezirk  des  Berufungsgerichts  hinaus  erstreckt 
(C.-P.-O.  §§  545  u.  549).  Da  aber  zur  Zeit  der  Bekanntmachung 
der  Civilprozessordnung  die  Bezirke  der  Oberlandesgerichte  noch 
nicht  abgegrenzt  waren  und  diese  Abgrenzung  Ausnahmen  von 
dem  angeführten  Grundsatze  erheischen  konnte,  wurde  in  §  6 
Einf.-G.  z.  C.-P.-O.  vom  30.  Jan.  1877  (R.  G.-Bl.  S.  244)  nach- 
gelassen, durch  eine  mit  Zustimmung  des  Bundesraths  zu  er- 
lassende, der  nachträglichen  Genehmigung  des  Reichstages  unter- 
hegende  kaiserl.  Verordnung  zu  bestimmen, 

„dass  die  Verletzung  von  Gesetzen  die  Revision  begründe, 

obgleich  deren  Geltungsbereich  sich  nicht  über  den  Bezirk  des 

Berufungsgerichts  hinaus  erstreckt.^ 

Von  dieser  Befugniss  ist  in  der  kaiserl.  Verordnung 
vom  28.  Nov.  1879  (R.-G.-B1.  S.  299),  welche  insoweit  nach 
einer  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  11.  April  1880 
(R.-G.-Bl.  S.  102)  die  Genehmigung  des  Reichstags  erlangt  hat, 
für  das  Berggesetz  von  Elsass-Lothringen  Gebrauch  gemacht 
worden,  weil  dasselbe  nicht  nur  in  den  leitenden  Prinzipien, 
sondern  grösstentheils  auch  in  der  Fassung  der  einzelnen  Be- 
stimniungen  mit  dem  preussischen  Berggesetze  übereinstimmt  und 
nur  auf  dem  formalen  Gebiete  der  Gestaltung  der  Bergbehörden 
sich  grössere  Abweichungen  finden,  dieser  innerliche  Zusammen- 
hang aber  im  Interesse  der  Wahrung  und  Förderung  der  Rechts- 
einheit es  zweckmässig  erscheinen  liess,   wie  für   das  preussische 
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so  auch  für  das  elsass-lothringische  Berggesetz  das  Reichsgericht 
als  Revisionsinstanz  einzusetzen.  Dieser  Vorgang  veranlasste  die 
mit  der  Prüfung  jener  kaiserl.  Verordnung  beauftragte  Reichs- 
tagskommission, vorzuschlagen: 

,,dem  Herrn  Reichskanzler  zur  Erwägung  zu  unterbreiten, 
ob  nicht  die  Ausdehnung  der  Revision  auf  die  Verletzung  der- 
jenigen an  und  für  sich  nicht  revisibeln  verschiedenen  einzelnen 
Landesgesetze  zu  veranlassen  sei,  welche  dem  preussischen 
Berggesetze  nachgebildet  sind." 

Denn  Gesetze,  welche  im  Wesentlichen  Nachbildungen  des 
preussischen  Berggesetzes  wären,  seien  nicht  blos  für  Elsass- 
Lothringen,  sondern  auch  für  andere  deutsche  Bundesstaaten  er- 
lassen worden,  und  auch  da  treffe  das  Motiv  zu,  mit  welchem  die 
Revisibilität  des  elsass-lothringischen  Gesetzes  begründet  werde. 
Alle  diese  Gesetze  seien  zwar  formell  selbständig,  materiell 
aber  dem  Systeme  des  neuen  preussischen  Berggesetzes  angehörig. 
Bei  der  grossen  Bedeutung,  welche  diese  Gesetzgebungswerke  für 
die  weitere  Entwicklung  des  deutschen  Rechts  voraussichtlich 
haben  würden,  sei  es  wünschenswerth,  für  die  Rechtsprechung  in 
Betreff  aller  dieser  einzelnen  legislatorischen  Gestaltungen  des 
Systems  einen  Mittelpunkt  im  Reichsgericht  zu  gewinnen,  welcher 
die  einheitliche  Anwendung  und  Auslegung  dieser  sämmtlichen, 
innerlich  zusammenhängenden  Gesetze  kontrolire.  In  Folge  dieser 
Anregung  erging  das  Reichsgesetz  vom  15.  März  1881  (R.-G.-BI. 
S.  38),  durch  welches  die  Berggesetze  von: 

Württemberg,  Hessen,  Brauuschweig,  Sachsen-Meiningen, 
Sachsen- Altenburg,  Sachsen-Coburg-Gotha,  Anhalt,  Waldeck 
und  Reuss  j.  L. 
für  Landesgesetze  erklärt  wurden,  deren  Verletzung  ungeachtet 
ihres  beschränkten  Geltungsbereiches  die  Revision  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  begründet.  Hierzu  ist  durch  das  Reichs- 
gesetz vom  30.  März  1893  (R.-G.-Bl.  S.  139)  noch  das  Berg- 
gesetz für  Birkenfeld  gekommen. 
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Danach  hat  die  Reichsgesetzgebung  bereits  Mittel  und  Wege 
geschaffen,  um  dem  in  zwölf  Bundesstaaten  nach  deren  Landes- 
gesetzgebungen bestehenden  gemeinschaftlichen  Bergrechte  eine 
einheitliche  Auslegung  zu  gewährleisten,  und  damit  unzweifelhaft 
den  Weg  zur  Anbahnung  der  Rechtseinheit  betreten,  mindestens 
aber  anerkannt,  dass  der  allgemeine  Wunsch  danach  gerecht- 
fertigt ist  ^^.  Und  diese  Anerkennung  ist  nichts  Anderes,  als  die 
folgerichtige  Durchführung  des  Reichsgedankens  überhaupt.  Auch 
der  Gesetzgeber  kann  sich  eben  dem  patriotischen  Streben  der 
Nation  nach  einheitlichen  Institutionen,  das  sich  auf  allen  Ge- 
bieten mit  elementarer  Gewalt  Luft  macht,  auf  die  Dauer  nicht 
widersetzen  und  nicht  auf  halbem  Wege  stehen  bleiben,  sondern 
muss  das  nationale  Werk,  das  er  selbst  begonnen  hat,  auch  zu 
Ende  führen. 

2.  Es  ist  aber  nicht  nur  aus  idealen  Gründen  wünschens- 
werth,  dass  „das  langjährige  Verlangen  des  deutschen  Volkes 
nach  Einheithchkeit  seines  Bergrechts  befriedigt  werde",  son- 
dern auch  aus  praktisclien.  Diejenigen  Landesberggesetze,  auf 
denen  das  heutige  deutsche  Bergrecht  beruht,  —  das  preussische 
und  das  sächsische  —  sind  vor  mehr  denn  30  Jahren,  also  vor 
der  Gründung  des  heutigen  Deutschen  Reichs  erlassen.  Sie  be- 
dürfen einer  Erneuerung,  weil  sie  allmählich  unübersichtlich  ge- 
worden sind.  Denn  in  den  letzten  30  Jahren  ist  sowohl  auf 
dem  Gebiete  der  Landesgesetzgebungen  als  auch  Seitens  des 
Reichsgesetzgebers  Vieles  geschaffen  worden,  was  nicht  blos  unter 
Anderem  auch  auf  den  Bergbau  mit  Anwendung  findet,  sondern 
auch  unmittelbar  die  Vorschriften  der  Berggesetze  selbst  modifizirt. 

Allerdings  ist  der  Bergbau  ein  ganz  eigenartiges  Gebiet, 
dessen  Eigenthümlichkeiten   auch   von  Rechtswegen    durch    Ent- 


"  S.  Dr.  T.  CüNY  in  der  Sitzung  des  Reichstags  vom  11.  Dez.  1896 
—  Stenogr.  Ber.  über  die  Verhandlungen  des  Reichstags  9.  Legislaturper. 
IV.  Sess.  1895/97  Bd.  V  S.  3824  ff.  —  und  in  Brassert's  Zeitschrift  für  Berg- 
recht XXXIX.  Jahrg.  1898  S.  432/3. 
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stehung  und  Fortbildung  eines  Sonderrechts  in  Deutschland  tod 
jeher  als  berechtigte  anerkannt  worden  sind  und  wohl  in  Zukunft 
auch  anerkannt  bleiben  werden.  Allein  diese  Abgeschlossenheit 
kann  selbstredend  keine  absolute  sein.  Der  Bergbau  bildet  nicht 
eine  Welt  für  sich,  sondern  ist  nur  ein  einzelnes  Glied  in  der 
Gesammtheit  der  Erwerbsthätigkeit  eines  Volkes.  So  ist  auch 
sein  Sonderrecht  durchaus  nicht  isolirt.  Wenn  in  früheren  Jahr- 
hunderten die  Sucht  nach  besonderen  Normen  und  Institutionen 
für  den  Bergbau  übertrieben  worden  ist,  so  hat  man  im  19.  Jahrh. 
dieses  Streben  auf  ein  nothwendiges  Mindestmaass  zurückgeführt 
und  mit  Kecht  nur  diejenigen  Eigenthümlichkeiten  aufrecht  er- 
halten, die  in  der  Sache  selbst  begründet  sind,  alles  Andere  aber 
den  allgemeinen  Vorschriften  angepasst  und  bezw.  untergeordnet. 
Hierdurch  gelangte  man  von  selbst  dazu,  an  yielen  Stellen  still- 
schweigend oder  ausdrücklich  auf  die  allgemeinen  Landesgesetze 
Rücksicht  und  Bezug  zu  nehmen.  Sind  nun  diese  anderen  Ge- 
setze inzwischen  beseitigt  oder  auch  nur  geändert,  so  entsteht  in 
jedem  einzelnen  Falle  die  schwierige  Frage,  ob  für  das  Bergrecht 
noch  das  im  Berggesetze  citirte,  im  Uebrigen  obsolet  gewordene 
alte  oder  das  später  an  dessen  Stelle  getretene  neue  Gesetz  gut. 
Mag  es  noch  so  rationell  sein,  es  ist  jedenfalls  durchaus  nicht 
nothwendig,  diese  Frage  in  allen  Fällen  so  zu  beantworten,  wie 
es  Art.  4  Einf.-G.  z.  B.  G.-B.  für  den  Geltungsbereich  des 
letzteren  Gesetzes  thut.  Hierzu  kommen  bei  jedem  Landesberg- 
gesetze noch  Novellen,  die  als  bruchstückweise  Abänderung  und 
Ergänzung  schon  ihrer  Natur  nach  stets  Stück-  und  Flick- 
werk bleiben. 

Viel  mehr  aber  noch,  als  durch  die  übrigen  Landesgesetze, 
sind  die  deutschen  Berggesetze  durchbrochen  worden  von  der 
Reichsgesetzgebung  und  zwar  desshalb,  weil  letztere  nicht  nur  auf 
allgemeinen  Gebieten  Bestimmungen  getroffen,  welche  kraft  der 
heutigen  Landesberggesetzgebung  ohne  Weiteres  auch  für  den 
Bergbau  gelten,  sondern  auch  in  Kapiteln,  welche  nach  Landes- 
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bergrecht  der  Berggesetzgebung  überlassen  sind,  unmittelbar  in 
dieses  eingegriffen  hat.     In  ersterer  Beziehung  sind  hier  die  Justiz- 
gesetze   (z.  B.   Strafgesetzbuch,    Civilprozessordnung,    Konkurs- 
ordnung, Subhastationsordnung,  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Han- 
delsgesetzbuch, Grundbuchordnung,  Gesetz  über  Angelegenheiten 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  u.  s.  w.),  in  letzterer  die  Geyeerbe- 
ordnung  und  die  Versicherungsgesetze  besonders  hervorzuheben. 
Zu  den   natürlichen  Schwierigkeiten,    welche    der   scharfen   Ab- 
grenzung eines  Sonderrechts  von  dem  allgemeinen  Rechte  schon 
im    Geltungsbereiche    der    Landesgesetzgebung    entgegenstehen, 
kommen    hierdurch    die  ungleich   grösseren,    welche  daraus  ent- 
stehen,   dass   sich    zwei  verschiedene  Gesetzgeber  —  das   Reich 
und  ein  Bundesstaat  —  ein  und  derselben  Materie  angenommen 
haben.     Die    Menge   der    sich    hieraus   ergebenden   Zweifel  und 
Streitfragen  ist  so  bedeutend,  dass  dadurch  der  juristischen  Aus- 
legungskunst   ganz   bedeutende  Aufgaben  gestellt  werden.     Und 
diese  Schwierigkeiten  müssen   selbstredend  so  lange,  bis  ein  ein- 
heitliches Berggesetz  für  das  Deutsche  Reich  geschaffen  ist,  von 
Jahr  zu  Jahr  wachsen.     Bringt  schon  jedes   neue  Landesgesetz, 
das  den  Bergbau  irgendwie  berührt,  neue  Fragen,  so  giebt  jedes 
derartige  neue  Reichsgesetz  geradezu  neue  Rätsel  auf.   Dass  sich 
unter  diesen  Umständen  der  Jurist,  der  diesen  Gegenstand  amt- 
lich  zu   betreiben  berufen   ist,   nach  baldiger  Beseitigung  dieses 
Zustandes  sehnt,  wer  wollte  es  ihm  verdenken. 

Die  Erfüllung  dieses  Wunsches  aber  wird  mit  der  Zeit  zur 
unabwendbaren  Nothwendigkeit  werden. 

B. 
Da  das  Recht  ein  Zweckmässigkeitsbegriff  ist,  muss  es  nicht 
nur  gerecht,  sondern  auch  zweckmässig  sein.  Dazu  gehört  vor 
allen  Dingen  die  Sorge  für  die  Rechtssicherheit.  Ein  wesent- 
liches Moment  für  die  Sicherheit  des  Rechts  bildet  die  Rechts- 
einheit.    Wenn  man  aber  auf  einzelnen  Gebieten  Rechtseinheit 
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schafft  und  auf  anderen  RecbtsverschiedeDheiten  bestehen  lässt, 
so  erhöht  man  auf  letzteren  die  Rechtsunsicherheit.  Mit  jedem 
neuen  Reichsgesetz,  welches  mittelbar  oder  unmittelbar  den  Berg- 
bau berührt,  wird  die  Rechtsunsicherheit  für  diesen  vermehrt. 
Dies  gilt  am  meisten  vom  Bürgerlichen  Gesetzbuch  und  den  mit 
demselben  zusammenliängenden  Reichsgesetzen.  Sobald  sich  diese 
Gesetze  eingelebt  haben  und  ihre  Wirkungen  in  der  Praxis  äussern 
werden,  muss  die  Sehnsucht  der  deutschen  Patrioten  und  Juristen 
nach  einem  Reichsberggesetze  gestillt  werden,  wenn  anders  nicht 
durch  Rechtsunsicherheit  und  Rechtszersplitterung  die  wichtigsten 
Gesammtinteressen  des  deutschen  Bergbaues  geschädigt  werden 
sollen. 

1.  Die  Lagerstätten  der  Mineralien,  deren  Aufsuchung  und 
Gewinnung  der  Bergbau  zum  Gegenstande  hat,  sind  nicht  von 
menschlicher  Willkür,  sondern  von  der  Natur  begrenzt  und  daher 
weder  an  die  Grenzen  des  Grundeigenthums  auf  der  Oberfläche 
noch  an  die  politischen  Landesgrenzen  gebunden.  Im  König- 
reich Sachsen  z.  B.  werden  bezw.  wurden  Bergwerke  betrieben, 
deren  Unterirdisches  zum  Theil  im  Königreich  Preussen  bezw. 
im  Herzogthum  Sachsen- Altenburg  liegt  ^®.  Es  ist  für  einen 
solchen  Betrieb  sehr  erschwerend,  dass  er  mit  verschiedenem 
Maasse  gemessen  wird,  je  nachdem  er  diesseits  oder  jenseits  der 
grün- weissen  Grenzpfähle  umgeht,  da  sich  die  wirthschaftlicbe 
und  technische  Eintheilung  nicht  nach  jenen  Grenzen  richten  kann. 
Aber  auch  da,  wo  ein  Grubenfeld  ausschliesslich  einem  deutschen 
Bundesstaate  angehört,  liegt  öfter  ^^  die  Betriebsstätte  (der  Haupt- 
forderschaft) so  nahe  an   der  Grenze,   dass   die  Arbeiter  in  ver- 

^^  Z.  B.  die  Braunkohlenwerke  in  Skaska,  Blumroda-Thräna,  Eschefeld- 
Pahna,  Zumroda-Tettau.  Im  letzteren  Falle  hat  der  Unternehmer  nach  viel- 
fachen Hin-  und  Herschreibereien  zwischen  den  königl.  sächsischen  und 
den  herzogl.  altenburgischen  Behörden  sein  Vorhaben  wegen  alUugroner 
Schwierigkeiten  aufgegeben. 

*^  Z.  B.  in  Preussen,  Braunschweig,  Anhalt  und  den  thüringischen 
Staaten. 
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schiedenen  Staaten  wohnen,  woraus  sich  störende  Verschieden- 
heiten für  die  verschiedenen  Landsmannschaften  einer  und  der- 
selben Belegschaft  ergeben.  Obwohl  wir  im  Deutschen  Reiche 
ein  gemeinsames  Indigenat  und  einheitliche  Grundsätze  über 
Staatsangehörigkeit ,  Freizügigkeit  und  Unterstützungswohnsitz 
haben,  sind  doch  die  Vorschriften  über  die  Bergarbeiterbücher 
und  Abkehrscheine  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  verschieden ^^ 
Schwierigkeiten  und  Hindernisse  sind  für  Gruben  in  der  Nähe 
von  Landesgrenzen  auch  bei  Belegung  von  ober-  und  unter- 
irdischen Wegen  (Zechenbahnen,  Tunnels)  und  Wasserläufen 
(Aufschlaggräben,  Röschen)  da  entstanden,  wo  Grund  und 
Boden  verschiedener  Staaten  benöthigt  wird  und  die  Grundsätze 
über  Expropriationen  und  Hülfsbaue  verschieden  sind^^  Ein 
Bergschaden;  der  durch  Ueberzug  Oberflächenanlagen  jenseits 
der  Grenze  oder  letztere  selbst  (Verrückung  der  Grenzsteine) 
verletzt,  sollte  innerhalb  des  Deutschen  Reichs  nicht  nach  ver- 
schiedenen Gesichtspunkten  beurtheilt  werden  dürfen.  Aber  auch 
da,  wo  Bergwerke  mitten  im  Lande  liegen,  werden  Produkte  ge- 
fördert, die  über  die  Landesgrenzen  hinaus  Absatz  finden,  und 
Flüsse  durch  Grubenabgänge  verunreinigt,  die  durch  verschiedene 
deutsche   Länder   fliessen,    sind  Bergarbeiter   aus  verschiedenen 

»  R.-V.  Art.  3,  Gesetz  vom  1.  Nov.  1867  (R.-G.-Bl.  S.  55),  Gesetz  vom 
1.  Juni  1870  (R.-G.-Bl.  S.365),  Gesetz  vom  6.  Juni  1870  (R.-G.-Bl.  S.  360). 
preuss.  Berg-G.  §§  84— 85  h,  sächs.  Berg-G.  §§  75  u.  76. 

'^  Ein  in  der  preussischen  Provinz  Hannover  gelegenes  Kaliwerk  be- 
darf zum  Absätze  seiner  Produkte  eines  obertägigen  Bahnanschlusses  an 
die  nächste,  im  Herzogthum  Braunschweig^  gelegene  Hauptbahn,  hat  aber 
trotz  langjähriger  Verhandlungen  die  Expropriationsbefugniss  auf  braun- 
schweigischem  Gebiete  bis  jetzt  noch  nicht  erlangen  können,  weil  dort  im 
Gegensatz  zum  preussischen  Bergrecht  die  Aufsuchung  und  Gewinnung  der 
Kalisalze  nach  einer  Landesberggesetznovelle  vom  26.  Mai  1894  ausschliess- 
lich dem  Staate  zusteht.  Auch  beim  Salzbergbau  zwischen  Leopoldshall  und 
Stassfurt  sind  aus  der  Selbständigkeit  der  Bergpolizei  im  Herzogthum  An- 
halt bezw.  im  Königreich  Preussen  Uebelstände  entstanden,  welche  vielleicht 
l)ei  einheitlichen  Grundsätzen  im  Deutschen  Reiche  zu  vermeiden  gewesen 
wären. 
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deutschen  Bundesstaaten  angelegt,  Besitzer  betheiligt,  die  im 
ganzen  Deutschen  Reiche  zerstreut  wohnen ;  Beamte  angestellt, 
die  nicht  dem  betreffenden  Lande  angehören  u.  s.  w.  Das  Neben- 
einanderbestehen verschiedener,  von  einander  abweichender  Landes- 
berggesetze ist  schon  in  diesen  Fällen  nicht  nur  störend  und 
lästig,  sondern  oft  genug  auch  schädigend  und  hinderlich. 

Mit  dem  naheliegenden  Einwände  ^  dass  die  durch  ein  und 
dieselbe  Förderanlage  zu  gewinnenden  Mineralien  nicht  nur  unter 
verschiedenen  Ländern,  sondern  bisweilen  auch  unter  verschiedenen 
Reichen  anstehen  und  die  abzusetzenden  Produkte  nicht  nur  die 
Landes-,  sondern  auch  die  Reichsgrenzen  überschreiten,  kann  die 
Nothwendigkeit  einheitlicher  Rechtsgrundlagen  innerhalb  des 
Reichs  nicht  widerlegt  werden.  Denn  diese  Nothwendigkeit  ist 
selbstredend  keine  absolute.  Die  Grenzen  des  Reichs  aber  setzen 
allen  weitergehenden  Einheitsbestrebungen  ein  unüberwindliches 
Hinderniss  entgegen.  Hier  muss  man  sich  in  das  Unvermeid- 
liche ergeben  und  mit  den  gegebenen  Schranken  abfinden,  so  gut 
es  eben  geht.  In  manchen  Fällen'^  ist  es  geglückt,  derartige 
Hemmnisse  durch  Verträge  zu  beseitigen.  Wo  dies  aber  nicht 
möglich  ist,  sondern  der  Bergbau  desshalb  unterbleiben  muss,  da 
bleibt  nichts  Anderes  als  der  Trost  übrig,  dass  die  Fälle,  in 
welchen  die  Möglichkeit  des  Bergbaubetriebes  an  der  Unüber- 
windlichkeit  entgegenstehender  höherer  Rücksichten  scheitert,  zum 
Glück  so  vereinzelt  sind,  dass  die  allgemeine  Volkswirthschaft 
durch  solches  Liegenlassen  der  natürlichen  Schätze  des  Landes 
noch  nicht  leidet.  Innerhalb  des  Reiches  dagegen  liegt  kein 
zwingender  Grund  dazu  vor,  die  Rücksichten  auf  die  bestehenden 
Rechtsverschiedenheiten  höher  zu  veranschlagen  als  die  Förderung 


'*  Z.  B.  der  Steinkohlenbergbau  an  der  Woim,  der  Zinkbergbao  in 
Altenberg  bei  Aachen,  der  Erzbergbau  unter  der  sächsiBch-böhmischen  Greoie 
bei  Johanngeorgenstadt  u.  s.  w.  —  Anders  liegt  die  Sache  an  letztgenannter 
Grenze  beim  Zinn-  und  Wolframbergbau  zu  Zinnwald  und  beim  Braunkohlen- 
bergbau zwischen  Zittau  und  Reichenberg. 
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des  Nationalwohlstandes  durch  thunlichst  vollständige  Hebung  der 
nützlichsten  Bestandtheile  des  Bodens.  Hierzu  kommt  noch  ein 
zweiter  Gesichtspunkt,  welcher  die  Landesgrenzen  zwischen  den 
einzelnen  deutschen  Bundesstaaten  für  die  behandelte  Frage  in 
einem  anderen  Lichte  erscheinen  lässt,  als  die  Keichsgrenzen. 
Bei  letzteren  sind  auf  der  einen  Seite  alle  rechtlichen  Regeln 
und  Vorschriften  anders  als  auf  der  anderen.  Während  z.  B. 
auf  deutscher  Seite  nicht  nur  das  Bergrecht,  sondern  auch  das 
allgemeine^  den  Bergbau  berührende  Recht  deutsch  ist,  gelten 
für  die  belgische  Seite  nur  belgische  (bezw.  französische)  Gesetze. 
Ganz  anders  liegt  die  Sache  zwischen  Preussen  und  Sachsen. 
Hier  sind  die  Rechtsquellen  und  die  aus  ihnen  eräossenen  Normen, 
soweit  es  sich  um  Materien  der  Reichsgesetzgebung  handelt,  auf 
beiden  Seiten  identisch  und  nur  die  besonderen  Bestimmungen 
des  Bergrechts  verschieden.  Das  macht  den  Betrieb  unter  den 
Landesgrenzen,  soweit  derselbe  vom  Rechte  abhängt,  nicht  etwa 
leichter  als  denjenigen  unter  den  Reichsgrenzen,  sondern  im 
Gegentheil  schwieriger.  Denn  der  rechtsunkundige  Bergwerks- 
unternehmer kennt  wohl  die  alle  Gebiete  betreffenden  Gegensätze 
im  Rechte  des  In-  und  Auslandes  und  richtet  seinen  Betrieb  an 
der  Reichsgrenze  von  Haus  aus  darauf  ein.  Aber  die  nach 
äusserlichem  Anschein  kleineren  Schwierigkeiten,  die  sich  aus  den 
verschiedenen  Berggesetzen  bei  einheitlichem  allgemeinen  Rechte 
für  die  fortschreitende  Entwickelung  eines  Betriebes  unter  Landes- 
grenzen ergeben,  vermag  er  schwerlich  zu  ahnen,  könnte  sie  ihm 
doch  kaum  der  erfahrenste  Bergjurist  bei  Anlegung  des  Werkes 
voraussagen.  Denn  bietet  das  Nebeneinandergelten  von  Reichs- 
und Landesrecht  für  die  rechtliche  Behandlung  eines  Betriebes 
schon  innerhalb  eines  Bundesstaates  grosse  Schwierigkeiten,  so 
müssen  diese  Uebelstände  selbstverständlich  wachsen,  wenn  für 
das  Landesrecht  noch  eine  Mehrzahl  von  Quellen  und  dem- 
entsprechend Unterschiede  in  dem,  was  gilt,  hinzukommen.  Dass 
sich  solche  Schwierigkeiten   zu  Störungen  und  geradezu  Hinder- 

Arehiv  für  öffentliches  Recht.  XIV.  4.  «^q 
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nissen  des  Betriebes  aus  wachsen  können,  dafür  bietet  die  Ge- 
schichte des  deutschen  Bergbaues  genug  Belege. 

2.  Aber  auch  derjenige,  welcher  einen  unumstösslicheu  B«- 
weis  für  den  ursächlichen  Zusammenhang  zwischen  thatsächlichen, 
auf  keine  Weise  zu  beseitigenden  Betriebshindernissen  und  den 
Eechtsverschiedenheiten  im  deutschen  Bergrechte  noch  nicht  fiir 
erbracht  erachtet,  wird  zugeben  müssen,  dass  theoretisch  und, 
soweit  Rechtseinheit  und  Rechtssicherheit  auf  das  Leben  Einflass 
haben,  auch  praktisch  der  Erlass  eines  Reichsberggesetzes  nicht 
nur  das  gegebene  Ziel  patriotischer  und  juristischer  Bestrebungeo. 
sondern  auch  die  logisch-nothwendige  Konsequenz  der  bisherigen 
Entwickelung  des  deutschen  Reichsrechtes  ist. 

Die  Grenzen  zwischen  dem  allgemeinen  Rechte  und  einem 
Sonderrechte  sind  flüssig.  Es  hängt  nicht  von  unwandelbaren 
Naturgesetzen,  sondern  von  menschlicher  Willkür  ab,  wie  man 
sie  ziehen  will.  Wenn  sie  von  zwei  verschiedenen,  von  einander 
unabhängigen  Gesetzgebern  gezogen  werden,  die  nicht  genügend 
auf  einander  Rücksicht  nehmen,  wäre  es  nur  einem  glücklichen 
Zufalle  zu  verdanken,  wenn  sie  sich  ausnahmsweise  einmal  deckten. 
Infolgedessen  konnte  es  nicht  ausbleiben,  dass  die  allgemeine 
Reichsgesetzgebung  von  vornherein  auch  das  fragliche  Spezial- 
gebiet mit  traf  und  dabei  doch  wieder  unwillkürlich  landesrecht- 
liche Bestimmungen,  in  die  sie  nicht  eingreifen  konnte  und  wollte, 
insbesondere  Begriffsbestimmungen  der  letzteren,  die  sie  diesfalls 
selbst  hätte  geben  müssen,  zum  Ausgangspunkte  nahm.  Wie  auf 
der  einen  Seite  das  Landesbergrecht  vielfach  auf  allgemeine  Ge- 
setze verweisen  muss,  so  sah  sich  auch  das  Reichsrecht  an  gar 
manchen  Stellen  veranlasst,  Bestimmungen  über  den  Bergbau  zu 
treffen  und  zu  diesem  Zwecke  die  erforderlichen  Definitionen 
irgend  einem  beliebigen  Landesbergrechte  zu  entlehnen.  Dieses 
Durcheinander  führt  zur  Begriffsverwirrung.  Einige  Beispiele 
werden  genügen,  um  darzuthun,  wie  gerade  die  grundlegenden 
Begriffe  des  Bergrechts  dadurch  in's  Schwanken  gerathen. 
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a)  Was  ein  „Bergwerk'^  ist,  kann  bei  der  sprachlichen  Un- 
genauigkeit  dieses  Wortes  ^^  nur  durch  das  Berggesetz  positiv 
festgestellt  werden,  wird  also  in  jedem  deutschen  Bundesstaate, 
in  dem  Bergbau  betrieben  wird,  durch  das  betreffende  Landes- 
berggesetz bestimmt.  Was  bedeutet  aber  dieser  Ausdruck  in 
denjenigen  Keichsgesetzen,  in  denen  er  vorkommt?  (z.  B.  St.-G.-B. 
§§  308  u.  370  No.  2,  Gew.-O.  §§  6  u.  154a,  Haftpflicht-G.  §  2, 
C.-P.-O.  §  19  Abs.  2,  K.-V.-G.  §  1,  Ü.-V.-G.  §  1,  Bekannt- 
machung  zum  Sprengstoffgesetz  vom  13.  März  1885  Ziff.  1^  B.G.-B. 
§  1038  Abs.  2,  Einf.-G.  z.  H.-G.-B.  Art.  5).  Die  herrschende 
Ansicht  geht  dahin,  dass  die  Definition  in  diesen  Fällen  nicht 
aus  dem  Berggesetze  desjenigen  Bundesstaates  genommen  werden 
dürfe,  um  welchen  es  sich  jeweilig  handelt,  sondern  dass  der 
Reichsgesetzgeber  mit  den  von  ihm  gebrauchten  Ausdrücken  seine 
eigene,  von  den  Landesgesetzen  unabhängige  und  darum  oft  genug 
abweichende  Vorstellung  verbinde.  Theoretisch  mag  das  nach 
Maassgabe  der  Keichsverfassung  unanfechtbar  sein;  aber  prak- 
tisch ist  es  nicht.  Die  Frage,  was  ein  „Bergwerk^  sei,  lässt  sich 
nicht  ausschliesslich  vom  grünen  Tische  aus  beantworten.  Wenn 
im  einzelnen  Falle  Zweifel  entstehen,  bleibt  nichts  Anderes  — 
wenigstens  nichts  Zweckmässiges  —  übrige  als  sich  an  Ort  und 
Stelle  nach  der  Auffassung  der  in  Frage  kommenden  Bewohner 
und  deren  gegebenen  Vertreter  —  d.  i.  der  betreffenden  Lokal- 
behörden —  zu  erkundigen,  und  diese  werden  nach  ihrem  Landes- 
berggesetze antworten.  So  kommt  das  Landesberggesetz  un- 
bewusst  und  ungewollt  bei  der  Auslegung  des  Reichgesetzes  zur 
Hinterthür  herein.  Dieser  von  der  herrschenden  Ansicht  für 
ungangbar  gehaltene  Weg  aber  ist  noch  der  einzige,  der  unter 
den  jetzigen  Zuständen  zu  einem  annehmbaren  Ziele  führt.  Will 
man  ihn  nicht  betreten,  so  geräth  man  auf  Abwege.  Wenn  z.  B. 
«in  Senat  des   Reichsgerichts  oder  des   Reichsversicherungsamts 


"  Vgl.  Wähle,  Der  Begriff  Bergrecht  im  objektiven  Sinne  S.  9,  20,  70  f. 
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die  ihm  vorliegende  Zweifelsfrage,  ob  eine  im  Königreiche  Sachsen 
gelegene  Anlage^*  als  ein  ,, Bergwerk'^  im  Sinne  eines  der  ge- 
nannten Reichsgesetze  anzusprechen  sei  oder  nicht,  nach  der  Auf- 
fassung der  dabei  in  Frage  kommenden  Bevölkerung  und  den 
Vorschriften  des  Allgemeinen  Berggesetzes  für  das  Königreich 
Sachsen  zu  beantworten  verschmäht  und  sich  eine  eigene  Defini- 
tion aus  den  Motiven,  Kommentaren  und  Lehrbüchern  konstruirt, 
80  wird  derselbe  ahnungslos  nach  dem  Allgemeinen  Berggesetz 
für  die  preussischen  Staaten  entscheiden,  weil  die  zu  benutzende 
Literatur  bewusst  oder  unbewusst  fast  ausschliesslich  auf  diesem 
Gesetze  fusst.  Es  wird  mithin  in  zur  Zeit  unzulässiger  Weise 
ein  Verfahren  eingeschlagen,  welches  durch  die  angestrebte  Er- 
bebung des  preussischen  Berggesetzes  zum  Reichsgesetze  ledigUcb 
seine  formelle  Sanktion  erhalten  würde. 

b)  Wie  nach  Vorstehendem  der  Richter  bei  Auslegung  ge- 
gebener Reichsgesetze,  so  ist  der  Reichsgesetzgeber  bei  Erlass 
der  Vorschrift  über  die  Markscheider  in  §  34  Gew.-O.  verfahren. 
Weil  die  Markscheider  freie  Gewerbetreibende  sind,  hat  man  sie 
in  der  Gewerbeordnung  erwähnen  zu  müssen  geglaubt,  obwohl 
das  Markscheiderwesen  integrirender  Bestandtheil  des  Bergwesens 
ist  und  desshalb  nach  dem  in  §  6  Gew.-O.  angenommenen 
Prinzipe  ausschliesslich  der  Landesberggesetzgebung  hätte  über- 
lassen bleiben  müssen,  zumal  ein  praktisches  Bedürfniss  für  diese 
Ausnahme  nicht  vorlag  ^^ 

Hierbei  hat  man,  ohne  die  Verhältnisse  der  Markscheider 
im  ganzen  Reiche  zu  prüfen,  einfach  den  Wortlaut  des  preussi- 
schen Berggesetzes  (§§  17,  72  u.  190:  „geprüft  und  konzes- 
sionirt")  abgeschrieben,  aber  dabei  unentschieden  gelassen,  was 

^*  Man  denke  z.  B.  an  eine  Raseneisensteingräberei.  Allgem.  Berg-G.  für 
das  Königreich  Sachsen  §§  1  u.  180.  Preuss.  Berg-G.  §§  1  u.  211.  Bayr. 
Berg-G.  Art.  1  u  s.  w. 

^^  S.  Wahlk,  Neuerungen  im  sächsischen  Markscheidewesen  im  Jahr- 
buche für  das  Berg-  und  Hüttenwesen  im  Königreich  Sachsen  auf  das  Jahr 
1893  Abth.A  „Abh."  S.  52  f. 
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mit  Landesgesetzen  werden  soll;  welche  andere  Erfordernisse  an 
die  Zulassung  dieses  zum  Bergrechte  gehörigen  Gewerbebetriebes 
knüpfen.  Die  Folge  dieses  unbegründeten  und  vorzeitigen  Ueber- 
griffes  der  Reichsgesetzgebung  in  die  Landesberggesetzgebung 
ist,  dass  man  diese  reichsgesetzliche  Bestimmung  ■  da^  wo  das 
preussische  System  nicht  gilt,  unbeachtet  lässt^^^  weil  das  argu- 
mentum e  contrario,  durch  welches  auf  ein  reichsgesetzliches 
Verbot  anderer  Erfordernisse  im  Sinne  der  Antragsteller  ge- 
schlossen werden  könnte,  kein  zwingender  Grund  ist  und  die 
Erwähnung  der  Markscheider  in  der  Gewerbeordnung  überhaupt 
nur  als  eine  nicht  reiflich  genug  erwogene  Inkonsequenz  er- 
scheint. So  dürfen  im  Königreich  Sachsen  die  Grubenrisse  nach 
wie  vor  nur  von  „geprüften  und  verpflichteten"  Markscheidern 
angefertigt  werden,  obwohl  die  sächsische  „Verpflichtung"  der 
Markscheider  etwas  Anderes  ist,  als  die  preussische  „Konzession", 
welche  die  Gewerbeordnung  bei  der  fraglichen  Bestimmung  augen- 
scheinlich im  Auge  hat. 

c)  Das  Krankenversicherungsgesetz  (§  74),  das  Unfallversiche- 
rnngsgesetz  (§§  8  u.  94)  und  das  Invaliditäts-  und  Altersversiche- 
rungsgesetz (§  36)  sprechen  von  Knappschaftskassen,  Knappschafts- 
verbänden und  Knappschaftsberufsgenossenschaften^  ohne  zu  sagen, 
was  sie  unter  „Knappschaft"  verstehen.  Hier  sind  zwar  Aus- 
legungszweifel dadurch  abgeschnitten,  dass  insoweit  ausdrücklich 
auf  die  massgebenden  Landesgesetze  verwiesen  worden  ist;  aber 
dadurch  entstehen  andererseits  in  der  Behandlung  der  deutschen 
Knappen  Ungleichheiten,  welche  sich  sachlich  mit  dem  Indigenat 
und  der  Freizügigkeit  nicht  vertragen.  Die  untersten  Beamten^ 
die  nichtständigen  Arbeiter,  die  Halbinvaliden  und  dergleichen 
werden  in  Bezug  auf  das  Knappschaftswesen  in  den  verschiedenen 
Landesgesetzen  verschieden  behandelt  und  das  Recht  auf  ordent- 

*•  Vgl.  königl.  sächs.  Verordnung,  die  AusführuDg  der  Gewerbeordnung 
für  das  Deutsche  Reich  betr.,  vom  28.  März  1892  §  28  Abs.  4  (Gesetz-  n. 
Verordnungsblatt  für  das  Königreich  Sachsen  v.  J.  1892  S.  40). 
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liehe  Mitgliedschaft  ist  fast  allenthalben  an  verschiedene  Voraus- 
setzungen geknüpft.  Wenn  das  Deutsche  Reich  wünscht,  dass 
die  Wohlthaten  des  Versicherungszwanges  in  mindestens  derselben 
Höhe  wie  den  Fabrikarbeitern  allen  deutschen  Bergarbeitern 
gleichmässig  zu  Gute  kommen,  so  muss  es  auch  die  einheithche 
Durchführung  dieses  sozialpolitischen  Grundsatzes  in  allen  deut- 
schen Bundesstaaten  selbst  in  die  Hand  nehmen.  Heute  ist  das 
Knappschaftswesen  nicht  nur  in  Folge  des  Nebeneinandergeltens 
verschiedener  Quellen  unerträglich  verwickelt,  sondern  auch  inner- 
halb jedes  einzelnen  Bundesstaates  noch  recht  ungleichmässig. 

d)  Während  im  Einführungsgesetze  zum  Handelsgesetzbuche 
vom  10.  Mai  1897  (R.-Q.-Bl.  S.  438)  nur  im  Allgemeinen  von 
„Bergwerksgesellschaften"  die  Rede  ist,  hat  sich  im  üebrigen 
das  Handelsgesetzbuch  ebenso  wie  (abgesehen  von  §  1038)  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  der  Erwähnung  bergmännischer  Ausdrücke 
und  des  Gebrauchs  bergrechtlicher  Begriffe  enthalten,  daiiir  aber 
in  der  Sache  Vorschriften  über  die  handelsrechtlichen  Beziehungen 
des  Bergbaues  und  bezw.  über  die  Rechtsverhältnisse  am  Grund 
und  Boden  nicht  umgehen  können,  welche  mit  dem  Singularrecht 
des  Bergbaues  kollidiren.  Gerade  dieser  Umstand  aber  liefert 
den  durchschlagenden  Grund  für  die  Nothwendigkeit  eines  Reichs- 
berggesetzes. 

3.  Die  am  1.  Jan.  1900  in  Kraft  tretenden  Reichsgesetze 
werden  die  Rechtszustände  des  Bergbaues  vielfach  beeinflussen, 
weil  viele  den  Bergbau  und  seine  Betheiligten  angehenden  Rechts- 
verhältnisse nach  dem  allgemeinen  Rechte  zu  beurtheilen  sind. 
Wenn  also  diese  Reichsgesetze  erst  einmal  ihre  praktischen 
Wirkungen  und  Umgestaltungen  äussern  werden,  muss  die  Macht 
der  Verhältnisse  zum  Erlass  eines  deutschen  Berggesetzes  drängen. 

a)  Nach  der  Vorschrift  in  §  2  des  neuen  Handelsgesetz- 
buchs sollen  Bergwerksbesitzer,  deren  Unternehmungen  nach  Art 
und  Umfang  einen  in  kaufmännischer  Weise  eingerichteten  Ge- 
schäftsbetrieb erfordern,  als  Kaufleute  behandelt  und  damit  den 
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Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches  unterstellt  werden.  Ein 
solches  Unternehmen  gilt  zwar  erst  dann  als  Handelsgewerbe, 
wenn  die  Firma  des  Unternehmers  in  das  Handelsregister  ein- 
getragen worden  ist.  Allein  der  Unternehmer  ist  verpflichtet, 
die  Eintragung  nach  den  für  die  Eintragung  kaufmännischer 
Firmen  geltenden  Vorschriften  herbeizuführen.  Diese  Bestimmung 
findet  allerdings  nach  Art.  5  Einf.-G.  z.  H.-G.-B.  auf  Gesell- 
schaften, die  nach  den  Vorschriften  der  Landesgesetze  nicht  die 
Rechte  einer  juristischen  Person  besitzen,  keine  Anwendung, 
braucht  auch  nach  §  36  H.-G.-B.  für  Unternehmen  des  Reichs, 
eines  Bundesstaates  oder  eines  inländischen  Kommunalverbandes 
nicht  beobachtet  zu  werden  und  galt  nach  dem  Reichsgesetze  vom 
11.  Juni  1870  (R.-G.-B1.  S.  375)  §  1  Artt.  5,  174  u.  208  für 
Bergbau  treibende  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien  schon  bisher.  Aber  die  grosse  Menge  der 
Privatbesitzer,  auf  welche  dieselbe  neu  Anwendung  leidet,  wird 
erst  in  Zukunft  eine  kaufmännische  Firma  führen  und  damit  in 
vielen  Beziehungen  dem  deutschen  Handelsrechte  unterstehen. 
Inwieweit  hierdurch  unbequeme  Kollisionen  der  im  III.  Buche 
des  Handelsgesetzbuches  enthaltenen  Vorschriften  über  Handels- 
geschäfte mit  denen  des  Bergrechts  entstehen  können,  lässt  sich 
im  Voraus  schwer  übersehen.  Dass  aber  solche  in  Bezug  auf 
Handelsregister,  Handelsfirma,  Handelsbücher,  Prokura  und 
Handelsvollmacht  sowie  Handlungsgehülfen  und  Handlungslehr- 
linge (Buch  I  Abschn.  2—6  H.-G.-B.)  entstehen  müssen,  ist 
von  vornherein  klar. 

Ueber  den  Eintrag  einer  Gewerkschaft  in^s  Handelsregister 
werden  die  Bergbehörden,  die  die  Verhältnisse  der  Gewerkschaften 
in  der  Hauptsache  (vgl.  C.-P.-O.  §  19  Abs.  2)  nach  Landesrecht 
ordnen,  und  die  Registerrichter,  die  sich  ausschliesslich  nach 
Reichsrecht  zu  richten  haben,  leicht  in  Streit  gerathen  ^^.    Wenn 

"  Vgl.  z.  B.  H.-G.-B.  §§  33  u.  35  mit  preuBS.  Berg-G.  §§  14  Abs.  1 
Ziff.  4,  34  Ziff.  2,  94,  95  und  sächs.  Berg-G.  §§  15  Punkt  a,  17,  43  Punkt  e. 
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aber  Prokurist  und  Handlungsgebülfe  bei  einem  Bergwerke,  wie 
es  ausserbalb  der  Aktiengesellschaften  häufig  vorkommt,  nicht 
nur  kaufmännische,  sondern  zugleich  auch  technische  Geschäfte 
besorgen,  kommen  die  Bestimmungen  des  Landesbergrechts  über 
Betriebsbeamte  mit  denen  des  Handelsgesetzbuches  über  derartige 
Funktionäre  in  Widerspruch  mit  einander.  Mit  dem  Grundsatze 
des  Art.  2  R.-V.,  nach  welchem  die  Reichsgesetze  den  Landes- 
gesetzen  vorgehen,  ist  hier  nicht  zu  helfen,  weil  die  Aufrecht- 
erhaltung der  Landesberggesetzgebung  auf  einem  Reichsgesetze 
beruht. 

b)  Viel  tiefer  aber  noch  als  die  Vorschriften  des  Handels- 
gesetzbuches greifen  diejenigen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  in 
das  Bergrecht  ein.  Das  Recht  des  Eigenthümers  eines  Grund- 
stücks erstreckt  sich  nach  §  905  des  letzteren  auf  den  Erdkörper 
unter  der  Oberfläche.  Diese  Vorschrift  schreit  geradezu  nach 
einer  dem  Art.  552  des  code  Napoleon  entsprechenden  Ergänzung 
durch  ihren  Schöpfer.  Die  Verweisung  auf  das  Landesbergrecht 
in  Art.  67  Einf.-G.  ist  doch  blos  ein  vorübergehender  Noth- 
behelf,  weil  eine  derartige  Lücke  endgültig  nur  von  demselben 
Gesetzgeber  ausgefüllt  werden  kann,  welcher  sie  offen  gelassen 
hat.  Wer  A  sagt,  muss  auch  B  sagen.  Wenn  das  selbstredend 
auch  nur  von  dem  allgemeinen  Grundsatze  der  Bergbaufreiheit 
gilt,  von  welchem  lokale  Abweichungen  in  Schonung  wohlerworbener 
Rechte  immer  zulässig  sein  müssen  und  für  absehbare  Zeit  gewiss 
auch  bleiben  werden,  so  ist  es  gleichwohl  nicht  bloss  eine  theoreti- 
sche Forderung  der  Rechtswissenschaft,  sondern  zugleich  auch  ein 
Gebot  praktischer  Gesetzgebungspolitik.  Bei  den  fortwährenden 
Berührungen  und  bei  den  zahlreichen  Kollisionen  zwischen  Grund- 
eigenthum  und  Bergwerkseigenthum  (man  denke  z.  B.  an  Berg- 
schäden, Bergwerkswasser,  Hülfsbaue,  Erpropriationen  u.  s.  w.) 
wird  es  sehr  bald  unmöglich  werden,  das  eine  nach  Reichsrecht 
und  das  andere  nach  Landesrecht  zu  beurtheilen.  Denn  die 
aufrecht  erhaltenen  Landesberggesetze  haben  andere  Vorschriften 
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über  das  Grundeigenthum  zur  Voraussetzung;  als  diejenigen,  welche 
nunmehr  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  aufstellt,  und  werden  dies, 
da  sie  nach  dem  im  Eingange  hierüber  Bemerkten  dazu  befugt 
sind,  auch  in  Zukunft  vorläufig  beibehalten.  Die  Redakteure 
des  Einfuhrungsgesetzes  haben  das  selbst  empfunden  und  sich 
trotz  Aufrechterhaltung  des  ganzen  Landesbergrechts  nicht  ent- 
halten können,  in  Art.  67  Abs.  2  noch  in  letzter  Stunde  die 
Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  und  des  Einführungs- 
gesetzes über  die  Rechte  Dritter  an  der  an  den  Grundeigen- 
thümer  für  Bergschäden  zu  gewährenden  Entschädigung  wenig- 
stens subsidiär  („soweit  nicht  die  Landesgesetze  ein  Anderes  be- 
stimmen^) für  anwendbar  zu  erklären.  Mit  demselben  Rechte, 
mit  welchem  diese  Singularität  herausgegriffen  wurde,  hätte  man 
noch  eine  ganze  Reihe  anderer  Vorschriften  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  subsidiär  auf  das  Bergrecht  für  anwendbar  erklären 
können. 

Besonders  verwickelt  liegt  diese  Frage  beim  Niessbrauch. 
Der  Niessbraucher  darf  nach  §  1037  Abs.  2  neue  Anlagen  zur 
Gewinnung  von  Bodenbestandtheilen  errichten,  sofern  nicht  die 
wirthschaftliche  Bestimmung  des  Grundstücks  dadurch  wesentlich 
verändert  wird,  und  kann  nach  §  1038  Abs.  2,  wenn  ein  Berg- 
werk Gegenstand  seines  Rechts  ist,  verlangen,  dass  das  Maass 
der  Nutzung  und  die  Art  der  wirthschaftlichen  Behandlung  durch 
einen  Wirthschaftsplan  festgestellt  werden.  Im  ersten  Falle  können 
die  Kontroversen  des  Landesbergrechts  über  die  rechtliche  Natur 
gewisser  Bodenbestandtheile,  die  Vorschriften  über  die  in  der 
nämlichen  besonderen  Lagerstätte  einbrechenden  nichtmetallischen 
^Mineralien  und  die  Rechte  der  Beliehenen  an  verleihbaren,  aber 
nicht  verliehenen  Mineralien  (sächs.  Berg-G.  §§  46  u.  47,  preuss. 
Berg-G.  §§  55  u.  57),  im  zweiten  die  bergpolizeilichen  Bestim- 
mungen über  Betriebspläne  bei  jeder  konkreten  Anwendung 
Schvrierigkeiten  bereiten,  die  dadurch,  dass  die  einander  gegen- 
überstehenden Gesetze  von  verschiedenen  Gesetzgebern  ausgehen, 
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von  denen  jeder  eine* andere  Sprache  führt,  stark  vermehrt  werden. 
Das  Reichsgesetz  spricht  z.  B.  von  „Bodenbestandtheilen'',  das 
Landesbergrecht  von  „Mineralien^.  Diese  Ausdrücke  sind  nicht 
gleichwerthig. 

„Früchte  eines  Rechts"  sind  nach  §  99  Abs.  2  u.  3  B.  G.-B. 
die  Erträge,  welche  das  Recht  seiner  Bestimmung  gemäss  oder 
vermöge  eines  Rechtsverhältnisses  gewährt,  insbesondere  bei  einem 
Rechte  auf  Gewinnung  von  Bodenbestandtheilen  die  gewonnenen 
Bestandtheile  und  unter  „Reallasten"  versteht  §  1105  leg.  cit. 
Grundstücksbelastungen,  kraft  deren  an  denjenigen,  zu  dessen 
Gunsten  die  Belastung  erfolgt,  wiederkehrende  Leistungen  ans 
dem  Grundstücke  zu  entrichten  sind.  Nach  den  Vorschriften  in 
§§  50  u.  51  Sachs.  Berg-G.  gelten  dagegen  die  durch  Ausübung 
des  Bergbaurechts  erwachsenden  Nutzungen  bezw.  diejenigen  für 
Einräumung  eines  Bergbaurechts  zu  empfangenden,  als  Reallasten 
des  Bergbaurechts  anzusehenden  Gegenleistungen,  deren  Betrag 
dem  Umfange  oder  der  Dauer  nach  von  dem  Ergebnisse  des  Be- 
triebes abhängt,  als  „Früchte",  während  die  Verpflichtung  zu 
solchen  Gegenleistungen,  welche  ihrem  endlichen  Betrage  nach 
gewiss  sind,  als  eine  persönliche  Verbindlichkeit  anzusehen  ist, 
für  welche  eine  Hypothek  bestellt  werden  kann.  Das  prenssische 
Berggesetz  (vgl.  Titel  III  Abschn.  I)  verweist  nur  in  Ansehung  der 
Veräusserung,  der  Verpfandung,  des  Arrestes  und  der  rheinisch- 
rechtlichen Privilegien,  der  Hypothekenbücher,  der  Subhastation 
und  des  Konkurses  auf  das  bürgerliche  bezw.  allgemeine  Recht  and 
schweigt  sich  über  Früchte,  Nutzungen,  RealTasten  und  persön- 
liche Verpflichtungen  beim  Bergwerkseigenthum  aus.  Es  entsteht 
die  Frage:  ist  der  Begriff  „Frucht^  bei  einem  sächsischen  Berg- 
werke in  Zukunft  nach  dem  Landesberggesetze  oder  nach  dem 
Bürgerlichen  Gesetzbuche  zu  beurtheilen?  Das  Einführungs- 
gesetz zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche  lässt  hier  im  Stich.  Die 
Motive  zum  I.  Entwürfe  beschreiben  zwar  den  sog.  „Kern  des 
Bergrechts*^,  geben   aber   zu,    dass  dieser   „Komplex    von  Vor- 
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Schriften^  kein  „so  fest  geschlossenes  Ganze  bildet^.  Die  Ent- 
scheidung in  einem  praktischen  Falle  dürfte  von  dem  Zufalle  ab- 
hängen, ob  die  letzte  Instanz  mehr  partikularistisch  oder  mehr 
unitarisch  denkt. 

Einen  besonderen  Theil  dieser  Zweifelsfrage  bildet  der  Niess- 
brauch  an  Kuxen.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  Deutsche 
Reich  hat  diesen  Fall  im  Gegensatz  zum  Bürgerlichen  Gesetz- 
buche für  das  Königreich  Sachsen  (§  630)  unberührt  gelassen. 
Allein  diese  Uebergehung  ist  nicht  etwa  desshalb  geschehen,  weil 
jener  Punkt  zum  Bergrecht  gehöre,  sondern  vielmehr  desshalb, 
weil  er  durch  die  allgemeinen  Vorschriften  über  Früchte  (§  99) 
und  Niessbrauch  an  Rechten  (z.  B.  §  1073)  mit  geregelt  sei. 
Denn  die  zeitliche  Begrenzung  des  dem  Niessbrauche  unter- 
liegenden Rechts,  welche  aus  dem  Umstände  folgt,  dass  die 
Ziehung  der  Nutzungen  die  Sache  allmählich  aufzehrt,  soll  ebenso 
wie  dies  für  die  auf  die  Lebensdauer  des  Berechtigten  beschränkten 
Rechte  (Leibrente,  Auszug  u.  dergl.)  ausdrücklich  bestimmt  ist, 
keinen  Unterschied  für  den  Fruchtgenuss  abgeben,  sodass  dem 
Niessbraucher  auch  in  diesen  Fällen  die  einzelnen  Leistungen, 
die  auf  Grund  des  Rechts  gefordert  werden  können  (beim  Kux 
also  Verlag  und  Ausbeute),  gebühren.  Hierdurch  wird  aber  die 
Streitfrage  nicht  entschieden,  sondern  im  Gegen  theil  erst  recht 
verwickelt.  Das  Wort  „Kux"  konnte  allerdings  im  Bürgerlichen 
Gesetzbuche  nicht  gut  Aufnahme  finden,  solange  einheitliche  Be- 
atimmungen über  den  Begriff  „Gewerkschaft"  fehlen^®.  Denn  ge- 
rade in  dieser  Lehre  weicht  bekanntlich  das  sächsische  Berggesetz 
von  dem  preussischen  Berggesetze  erheblich  ab.  Gleichwohl 
bleibt  die  Auffassung  möglich,  dass  der  Niessbrauch  an  Kuxen 
als  ein  Gegenstand  des  bürgerlichen  Rechts  im  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuche stillschweigend  mit  geregelt  ist.  Im  Königreiche  Sachsen, 
wo  im  Allgemeinen  Berggesetze  Bestimmungen  über  Nutzungen 
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In  C.-P.-O.  §  19  Abs.  2  ist  das  Wort  gebraucht,  aber  nicht  definirt. 
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des  Bergbaureclits  getroflfen  sind  und  gleichwohl  —  inkonsequenter 
Weise  —  der  Niessbrauch  an  Kuxen  nicht  im  Berggesetze,  son- 
dern im  Bürgerlichen  Gesetzbuche  (§  630)  behandelt  worden  ist, 
hat  man  jetzt  die  Angelegenheit  in  Folge  dieses  Vorganges  auch 
nicht  in  der  Novelle  zum  Allgemeinen  Berggesetze  vom  20.  Juni 
1898  (G.-u.V.-Bl.S.  202),  sondern  vielmehr  in  §29  L.-Ausf.-G. 
z.  deutschen  B.  G.-B.  vom  18.  Juni  1898  (G.-  u.  V.-Bl.  S.  191  ff.) 
geordnet.  Es  ist  zwar  nicht  nothwendig,  wohl  aber  denkbar, 
dass  ein  Prozessrichter,  der  etwa  sachlich  einen  Unterschied 
zwischen  den  einschlagenden  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs und  dem  §  29  des  sächsischen  Gesetzes  vom  18.  Juni  1898 
entdeckt,  letzteren  für  ungesetzlich  erklärt,  weil  diese  Bestimmung 
(der  eigenen  Auffassung  der  sächsischen  Landesgesetzgebung  ent- 
sprechend) nicht  zum  Bergrecht,  sondern  zum  bürgerlichen  Recht 
gehört,  im  Bürgerlichen  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich 
implicite  schon  geordnet  ist  und  desshalb  in  einem  Landesgesetze 
über  das  bürgerliche  Recht  nicht  abweichend  geregelt  werden 
durfte,  bei  sachlicher  Uebereinstimmung  aber  nicht  geregelt  zu 
werden  brauchte.  Die  Motive  zum  I.  Entwürfe  des  Bürgerhchen 
Gesetzbuches  (zu  §§  989  u.  1027  Bd.  lU  S.  502  u.  542 ff.),  welche 
die  grundsätzliche  Entscheidung  der  Streitfrage  gegen  das  AUg. 
preuss.  L.-R.  Theil  I  Titel  21  §  37  zu  Gunsten  von  §  630  sächs. 
B.  G.-B.  rechtfertigen,  geben  selbst  zu:  dass  trotzdem  „auf  die 
Rechte  und  Pflichten  des  Niessbrauchers  an  einer  bergrechtlichen 
Gerechtsame  die  Vorschriften  des  partikularen  Bergrechts  von 
Einfluss  bleiben  werden^. 

Aehnliche  Zweifel  können  bei  den  Fragen  nach  dem  sachen- 
rechtlichen Charakter  der  Bergwerke  und  Kuxe  sowie  über  die 
Zubehörungen  eines  Bergwerks  (B.  G.-B.  §§  90,  93—98),  bei 
den  Bestimmungen  über  die  Eintragung  der  Bergbauberechti- 
gungen in  die  Grundbücher  (Grundb.-O.  vom  20.  Mai  1898  §  83) 
und  bei  den  Vorschriften  über  die  Erwerbung  des  Eigenthums 
und  der  dinglichen  Belastung  verliehener  Felder  und  selbständiger 
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Abbaurechte  einschliesslich  der  Ordnung  dinglicher  Ansprüche 
bei  der  Zwangsversteigerung  und  über  die  Anfechtung  wegen 
laesio  enormis  (B.  G.-B.  Buch  III  Abschn.  2,  3  [Titel  2,  4  u.  5] 
u.  4 — 8,  preuss.  Berg-G.  §  52  Abs.  2  und  Einf.-G.  z.  Subh.-O. 
vom  20.  Mai  1898  §  2)  entstehen.  Denn  man  wird  in  allen 
diesen  Materien  Streitpunkte  finden,  die  mit  ebenso  guten  Gründen 
nach  bürgerlichem  Reichsrechte  als  nach  Landesbergrecht  ent- 
schieden werden  können. 

Solche  Zustände  sind  auf  die  Dauer  unerträglich.  Ver- 
einzelte Fälle  mögen  für  die  Gesammtheit  kein  allgemeineres 
Interesse  bieten.  Wenn  sie  sich  aber  mehren  —  und  das  kann, 
sobald  sich  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  eingebürgert  hat,  nicht 
ausbleiben  —  müssen  sie  zur  Zersplitterung,  Unsicherheit  und 
V'erwirrung  führen,  ein  Zustand,  dessen  Beseitigung  mit  der 
Zeit  unerlässlich  werden  wird. 

II. 
Das  Deutsche  Reich  ist  zum  Erlasse  eines  Berggesetzes  nach 

dem  gegenwärtigen  Wortlaute  seiner  Verfassung  nicht  zuständig. 

Die  Motive  zum  I.  Entwürfe  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (Bd.  III 

S.  4flF.)  sagen: 

„Das  Bergrecht  setzt  sich  aus  öflfentlichrechtlichen  und 
privatrechtlichen  Vorschriften  zusammen.  An  Umfang  über- 
wiegen die  ersteren.  Eine  Ausscheidung  der  letzteren  aber 
würde  das  richtige  Verständniss  derselben  erheblich  erschweren 
und  zur  Zerreissung  einer  Rechtsmaterie  führen,  welche  in  den 
meisten  Staaten,  die  zu  ihrer  gesetzlichen  Regelung  gelangt 
sind,  den  Inhalt  eines  einzigen  Gesetzes  bildet.  Es  wäre  daher 
wenig  angemessen,  wenn  die  bisherige  Methode  jetzt  aufgegeben 
würde.  Sie  steht  aber  einer  Einfügung  des  Bergrechts  in  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  wegen  des  vorwiegend  publizistischen 
Charakters  dieses  Rechtstheiles  entgegen,  ganz  abgesehen  davon, 
dass  der  reichhaltige  Stoff,  um  welchen  es  sich  handelt,  schon 
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aus    systematischen  Rücksichten    besser   in    einem  besonderen 
Gesetze  gestaltet  wird.*^ 

In  Uebereinstimmung  hiermit  äusserte  der  Vertreter  der  rer- 
bündeten  Regierungen  in  der  Reicbstagssitzung  vom  11.  Dez. 
1896^^  bei  der  Debatte  über  die  im  Eingange  dieser  Besprechung 
mitgetheilte  Reichstagsresolution  Folgendes: 

„Einmal  möchte  ich  doch  darauf  hinweisen,  dass  die 
Regelung,  die  hier  beantragt  wird,  sich  nicht  beschränken  würde 
auf  den  Erlass  von  Bestimmungen  innerhalb  des  Gebiets  des 
bürgerlichen  Rechts,  sondern  vielfach  übergreifen  würde  in 
Bestimmungen  polizeilicher  Art,  die  ausserhalb  der  Kompetenz 
der  Gesetzgebung  des  Reiches  liegen  .  .  .  Das  trifft  zunächst 
das  Bergrecht  —  ein  grosser  Theil  des  Bergrechts  ist  fiska- 
lischer, ist  öffentlich  rechtlicher,  ist  polizeilicher  Natur.  —  ... 
Einfach  mit  einer  Resolution  hier  an  die  verbündeten  Regie- 
rungen heranzutreten  und  in  einer  Resolution  gesetzliche  Rege- 
lung zu  verlangen  von  Gebieten,  die  nach  der  Verfassung 
ausserhalb  der  Zuständigkeit  des  Reichs  liegen,  scheint  mir 
doch  etwas  bedenklich  zu  sein.^ 

Diese  zutreffenden  Bemerkungen,  welche  mit  dem  Wesen 
des  Bergrechts  in  Einklang  stehen  und  der  geschichtlichen  Ent- 
wickelung  der  deutschen  Berggesetzgebung  entsprechen,  werden 
von  verschiedenen  Seiten  bestritten.  Die  Gründe  der  Anfech- 
tung sind  verschiedene:  man  hält  das  Reich  zum  Erlasse  eines 
Berggesetzes  für  zuständig,  weil  das  Bergrecht  A  zum  bürger- 
lichen Rechte  oder  B  theils  zum  bürgerlichen,  theils  zum  Ge- 
werberechte gehöre.  Da  aber  keines  von  beiden  der  Fall  ist, 
so  bedarf  es  C  zum  Erlasse  eines  deutschen  Berggesetzes  zuvor 
einer  Verfassungsänderung. 


'^  Staatssekretär  des  Reichsjustizamtes  Dr.  Nieberoino  io  Stenogr.  Ber. 
über  die  Verhandlungen  des  Reichstags  9.  Legislaturper.  IV.  Sess,  1895  97 
Bd.  V  S.  3826  fr. 
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A. 
Das8  das  Bergrecht  „an  sich  rein  civilistischer  Natur"  oder 
^durch  und  durch  privatrechtlich"  ^®  sei,  behauptet  heutzutage 
kein  Fachmann  mehr.  Es  ist  daher  wohl  überflüssig,  diesen 
Standpunkt  einer  besonderen  Widerlegung  zu  würdigen.  Dagegen 
gehen  auch  jetzt  noch  manche  hervorragende  Kenner  von  der  An- 
sicht aus,  dass  das  Bergrecht  nach  Beseitigung  des  Bergregals 
und  des  hierauf  gestützten  sog.  Bergstaatsrechts  so  „vorwie- 
gend"'^ dem  bürgerlichen  Rechte  angehöre,  dass  es  von  dem- 
jenigen, der  sich  vorgenommen  habe,  das  ganze  bürgerliche  Recht 
gesetzlich  zu  ordnen,  schon  desshalb  auch  mit  gesetzlich  geregelt 
werden  müsse.  Ja  im  Reichstage  -wurde  von  sehr  beachtlicher 
Seite  ^*  sogar  behauptet,  dass  das  Bergrecht  eigentlich  im  Bürger- 
lichen Gesetzbuche  selbst  zu  ordnen  gewesen  sei  und  nur  dess- 
halb von  dieser  Regelung  ausgeschlossen  worden  wäre,  um  dem 
Bürgerlichen  Gesetzbuche  nicht  einen  übermässigen,  schwer  zu 
übersehenden,  seiner  Einbürgerung  und  Handhabung  schädlichen 
Umfang  zu  geben  und  um  das  Erscheinen  desselben  nicht  noch 
mehr  zu  verzögern.  Andere*' gehen  nicht  so  weit  und  geben  zu, 
dass  im  Bergrechte  auch  öffentliches  Recht  mit  enthalten  sei, 
meinen  aber,  dass  dies  weder  für  die  Aufnahme  in's  Bürgerliche 
Gesetzbuch  noch  für  den  gleichzeitigen  Erlass  eines  Berggesetzes 
mit  und  neben  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche  (etwa  wie  den  des 
neuen  Handelsgesetzbuches)  ein  Hinderniss  gebildet  haben  würde. 
Denn  die  öffentlichrechtlichen  Theile  des  Bergrechts  seien  so  un- 
abhängig von  der  civilistischen  Hauptmasse  desselben,  dass  sie 
erforderlichen  Falls  hätten   herausgelassen   werden    können,  im 


•*  Wähle,  Der  Begriff  Bergrecht  im  objektiven  Sinne  S.  35  Anm. 

"*  Brassert  in  Zeitschrift  für  Bergrecht  XXII.  Jahrg.  1881  S.  88. 

•*  Reichstagsabgeordneter  Dr.  v.  Cüny  in  Stenogr.  Ber.  über  die  Ver- 
bandlungen des  Reichstags  9.  Legislaturper.  IV.  Sess.  Bd.  V  S.  3825  ff. 

"  FULD  und  Mecke  in  Zeitschrift  für  Bergrecht  XXXI.  Jahrg.  1890 
S.  375  u.  422. 
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Uebrigen  aber  auch  so  geringfügig,  dass  sich  der  Reichsgesetz- 
geber nicht  hätte  zu  scheuen  brauchen^  dieselben  in  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  mit  aufzunehmen.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
habe  sich  gegenüber  allen  Materien,  welche  nur  irgendwie  mit 
dem  öffentlichen  Rechte  zusammenhängen  oder  auch  nur  entfernt 
einen  öffentlichrechtlichen  Charakter  tragen,  eine  allzu  ängstUche 
Zurückhaltung  auferlegt^*,  die  im  Uebrigen  doch  nicht  ganz 
streng  durchzuführen  gewesen  sei. 

Allein  alle  diese  Ansichten,  von  wie  geachteter  Seite  sie  auch 
HUHgosprochen  worden  sein  und  auf  wieviel  an  sich  beachtliche 
Gründe  sie  auch  gestützt  werden  mögen,  werden  doch  dem  Wesen 
des  Bergrechts  nicht  gerecht.  Das  Bergrecht  lässt  sich  nicht  in 
zwei  von  einander  unabhängige  Theile  —  einen  civilistischen  und 
einen  publizistischen  —  zerlegen,  sondern  bildet  ein  einheitliches^ 
festgeschlossene»  Ganze,  welches  weder  dem  bürgerUchen  noch 
dem  öffentlichen  Rechte  angehört,  sondern  ein  diesen  beiden  all- 
gemeinen Theilen  des  Rechts  selbständig  und  koordinirt  gegen- 
über stehendes  Sonderrecht  ausmacht.  Insbesondere  sind  aber 
auch  diejenigen  Vorschriften,  welche  von  der  herrschenden  An- 
sicht und  mit  ihr  scheinbar  auch  von  den  Motiven*^  als  der 
privatrechtliche  Kern  des  Bergrechts  bezeichnet  werden,  so  wenig 
bürgerlicher  wie  sie  öffentlicher  Natur  sind. 

Es  ist  zuzugeben,  dass  diese  Behauptung  der  herrschenden 
Meinung  gegenüber  vereinzelt  dasteht,  dass  die  Rechtslehrer  des 
deutschen  Privatrechts  diesen  sog.  civilistischen  Kern  bisweilen 
mit  in  den  Bereich  ihrer  Darstellung  gezogen  haben  ^*,  dass 
der  Wortlaut  der  soeben  angezogenen  Stelle  der  Motive  ihr  zu 
widersprechen  und  dass  sie  auf  eine  gelehrte  Unterscheidung  ohne 


»*  GiKRKE  in  Zeitschrift  für  Bergrecht  XXXI.  Jahrg.  1890  S.  377. 

»*  Zum  I.  Entwürfe  Einf.-G.  z.  B.  Ö.-B.  amtl.  Aueg.  S.  161  Art,  38. 

~  Vgl.  z.  B.  V.  Gerber,  System  des  deutschen  Privatrechts,  12.  Aufl. 
S.  259  if. ;  Uaubold,  Lehrbuch  des  königl.  sächsischen  Privatrechts,  3.  Aufl. 
Bd.  I  S.  339  ft'. 
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praktischen  Werth  hinauszulaufen  scheint.  Allein  keinem  von 
all'  diesen  thatsächlichen  und  scheinbaren  Gegengründen  ist  ein 
entscheidendes  G-e wicht  beizulegen. 

Die  herrschende  Ansicht  kann  sich  unberechtigter  Weise 
von  der  Idee  nicht  losmachen,  als  ob  alle  Rechtsvorschriften  un- 
bedingt in  eine  der  beiden  grossen  Gruppen  (Privatrecht  und 
öffentliches  Recht)  untergebracht  werden  müssten,  als  ob  es  ein 
auf  einer  unlöslichen  Verbindung  beider  beruhendes  Drittes  nicht 
geben  könne.  Das  sog.  deutsche  Privatrecht,  welches  nicht  ge- 
rade zu  seinem  Vortheile  von  römischen  Anschauungen  aus  be- 
arbeitet worden  ist,  war  durch  die  historische  Entwickelung  des 
germanischen  Rechts  (man  denke  z.  B.  an  Regalien,  Lehen  u.  s.  w.) 
gezwungen,  vielfach  Materien  zu  behandeln,  welche  gemischter 
Art  sind.  Dass  es  auf  diesem  Wege  auch  das  deutsche  Berg- 
recht in  den  Kreis  seiner  Betrachtungen  aufnahm  und  dass  dies 
vom  Standpunkte  eines  Lehrbuchs  aus  vielleicht  nicht  unzweck- 
mässig erscheinen  mochte,  beweist  noch  nicht,  dass  logisch-syste- 
matisch das  Bergrecht  theilweise  Privatrecht  ist,  sondern  höch- 
stens, dass  es  von  einigen  Privatrechtslehrern  zeitweise  dazu  ge- 
rechnet worden,  ist.  Es  giebt  auch  solche,  die  es  weggelassen 
haben  ^^  Eine  communis  opinio  doctorum  liegt  jedenfalls  inso- 
weit nicht  vor.  Wie  weit  oder  wie  eng  ein  Rechtslehrer  die 
Grenzen  seines  Stoffes  ziehen  will,  muss  nicht  von  der  Ueber- 
zeugung  einer  inneren  Nothwendigkeit,  sondern  kann  recht  wohl 
von  äusserhchen  und  Zweckmässigkeitsgründen  abhängen. 

Die  Thatsache,  dass  das  Einfiihrungesetz  zum  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  das  Bergrecht  überhaupt  erwähnt,  beweist  weiter 
nichts,  als  dass  diese  Zugehörigkeit  von  Einigen  angenommen 
werden  könnte  und  thatsächlich  auch  angenommen  wird.  Gegen- 


»^  Vgl.  z.  B.  v.  Roth,  System  des  deutschen  Privatrechts.  Tüb.  1880; 
H.  Laufp-Stobbb,  Handbuch  des  deutschen  Privatrechts,  fierl,  Wilhelm 
Hertz  (Besser'sche  Buchhandlung),  1875.  —  Wähle,  Der  Begriff  Bergrecht 
im  objektiven  Sinne  S.  67. 

Archiv  ftir  öffentliches  Recht.  XIV.  4.  ^j^ 
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über  dieser  Thatsache  wäre  es  unzulässig,  zu  argumentiren:  wenn 
das  Bürgerliche  Gesetzbuch  annähme,  das  Bergrecht  gehöre  nicht 
zum  bürgerlichen  Rechte,  so  hätte  es  dasselbe  im  Einfuhrungs- 
gesetze  gar  nicht  zu  erwähnen  brauchen,  ja  gar  nicht  erwähnen 
dürfen;  da  es  aber  dort  ausdrücklich  erwähnt  ist,  müsse  doch  die 
Zugehörigkeit  an  sich  zugegeben  werden.     Im   Gegentheil:   mit 
dieser  Erwähnung  ist  lediglich  die  KontroTerse,  ob  ein  Theil  des 
Bergrechts  zum  bürgerlichen  Rechte  gehöre  oder  nicht,    im  ver- 
neinenden  Sinne  entschieden.   Was  aber  die  Motive  dazu  anlangt, 
so  steht  an  der  angezogenen  Stelle  keineswegs  zur  Frage,  ob  das 
Bergrecht  zum  bürgerlichen  oder  zum  öfifentlichen  Rechte  gehöre; 
sondern  es  handelt  sich  dort  vielmehr  um  eine  Beschreibung  der- 
jenigen Vorschriften,  welche  Art.  67  Einf.-G.  z.  B.  G.-B.  mit  dem 
Ausdrucke  „Bergrecht^    gemeint  hat.     Der  Artikel  rechnet  mit 
der  Thatsache,  dass  ein  grosser  Theil  des  Bergrechts  von  Vielen 
zum  Privatrecht  gerechnet  wird,  und  will  diesen  Komplex  von 
Vorschriften  als  von  der  Regelung  durch   das  Bürgerliche  Gre- 
setzbuch  ausgeschlossen  bezeichnen.     Wenn  hierbei  dieser  Kom- 
plex möglichen  Zweifeln  gegenüber  durch  Aufzählung  von  Ein- 
zelheiten  näher    bezeichnet   wird,    so   sollte    und  konnte   damit 
einer  Beantwortung   der  —   an  einer  anderen,   oben   im  Wort- 
laute   mitgetheilten  Stelle   der   Motive   entschiedenen  —  Frage, 
ob  überhaupt  ein  trennbarer  Theil  des  Bergrechts  wirklich  Pri- 
vatrecht ist  oder  nicht,  durchaus  nicht  vorgegriffen  werden.  Die 
Motive  stehen  also  weder  mit  sich  selbst  noch  mit  der  hier  ver- 
tretenen   Ansicht    des    Staatssekretärs    des    Reichsjustizamts    in 
Widerspruch. 

Diese  Ansicht  ist  aber  nicht  blos  eine  theoretische  Lehr> 
meinung  der  juristischen  Methodologie,  sondern  es  ist  im  In- 
teresse der  Sache  selbst  und  zur  Vermeidung  von  Verwirrung 
dringend  geboten,  von  derselben  in  der  Gesetzgebung  die  prak- 
tische Nutzanwendung  zu  machen  und  sie  konsequent  durchzu- 
führen,   indem   man   das   Bergrecht   nicht  mit   dem  bürgerlichen 
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Rechte  zusammenwirft  und  als  logische  Folge  davon  das  Reich 
dermalen  zum  Erlasse  eines  Berggesetzes  für  unzuständig  erachtet. 
In  einer  1887  veröffentlichten  Abhandlung  über  die  Grenzen  des 
Bergrechts  ^^  hat  der  Verf.  —  damals  zunächst,  um  eine  Basis 
für  seine  Vorlesung  über  Bergrecht  an  der  Bergakademie  zu  Frei- 
berg zu  gewinnen  —  bereits  die  nachmals  von  den  Motiven  und 
vom  Vertreter  des  Bundesraths  vertretene  Ansicht  wissenschaft- 
lich begründet.    Es  heisst  dort  unter  Anderem  wörtlich: 

„Das  Privatrecht  regelt  die  Beziehungen  der  einzelnen  Men- 
schen als  einzelner  unter  einander,  das  öffentliche  Becht  dagegen 
die  Verhältnisse  der  Gemeinwesen.  Beim  Bergbau  aber  kommen 
sowohl  die  einzelnen  Menschen  als  einzelne  als  auch  die  Gemein- 
schaften derselben  als  solche  —  Staat,  Provinz,  Bevier^  Ge- 
meinde u.  8.  w.  —  in  Betracht.  Der  einzelne  Mensch,  welcher 
Bergbau  treibt,  tritt  dadurch  in  alle  möglichen  Beziehungen  eben- 
sogut zu  verschiedenen  Privatpersonen  (z.  B.  Grundeigenthümer, 
Bergwerksnachbar,  Wassernutzungsberechtigte  u.  s.  w.)  wie  zum 
grossen  Ganzen,  und  alle  solche  Beziehungen  regelt  das  Berg- 
recht. Folgeweise  kann  das  Bergrecht  nicht  einem  dieser  beiden 
Gebiete  ausschliesslich,  sondern  es  muss  vielmehr  beiden  an- 
gehören. Der  Gegensatz  zwischen  allgemeinem  Rechte  und  Berg- 
recht muss  also  auf  einem  anderen  Gesichtspunkte  beruhen  als 
die  gewöhnUche  Klassifizirung  des  Rechts.  Die  Eintheilung  in 
bürgerliches  und  öffentliches  Recht  geht  von  dem  Gegensatze 
zwischen  dem  Einzelnen  und  der  Gesammtheit,  zwischen  Mensch 
und  Menschheit,  zwischen  Bürger  und  Volk,  zwischen  Individuum 
und  Nation  aus.  Die  Eintheilung  in  allgemeines  und  besonderes 
Recht  dagegen  gründet  sich  auf  den  Gegensatz  der  Gesammtheit 
des  menschlichen  Wesens  und  Lebens  (und  zwar  des  individuellen 
wie  des  generellen)  zu  einer  einzelnen  Seite  der  menschlichen 
Thätigkeit.     Das  allgemeine  Recht  bezieht  sich  auf  die  Menschen 

"  Wähle,    Der  Begriff  Bergrecht   im  objektiven  Sinne  S.  82flF.    Frei- 
berg i.  S.,  Graz  &  Gerlach  (Job.  Stettner). 

31* 
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in  der  Gesammtheit  ihrer  Beziehungen,  das  Spezialrecht  auf 
eine  besondere  Gattung  menschlicher  Erwerbsthätigkeit,  die  weder 
alle  Menschen  umfasst  noch  selbst  diejenigen,  welche  sie  pflegen, 
in  ihrer  Totalität  ergreift .  .  .  Beim  Bergrecht  erzeugt  die 
Eigenart  des  Gegenstandes  Rechtssätze,  welche  sich  nicht  nur  in 
einzelnen  Voraussetzungen  und  Wirkungen,  sondern  ihrem  ganzen 
Inhalte  nach  vom  allgemeinen  Rechte  scharf  unterscheiden  und 
desshalb  in  ein  abgesondertes  System  für  sich  bringen  lassen. 
Dieses  System  kann  sich  aber  keiner  Eintheilung  des  allgemeinen 
Rechts  unterordnen,  sondern  bildet  einen  ganz  selbständigen 
Zweig  des  Rechts  für  sich,  welcher  seine  innere  Gliederung  nicht 
dem  allgemeinen  Rechte  entnehmen  kann,  sondern  nach  den  ei- 
genen Bedürfnissen  des  Bergbaues  eingetheilt  werden  muss.*^ 

Diese  zunächst  nur  durch  folgerichtiges  Denken  gefundenen 
Sätze  werden  dann  dort  weiter  mit  der  geschichtlichen  Entwick- 
lung und  dem  gegenwärtigen  Stande  des  Bergrechts  verglichen. 
Hierbei  ergiebt  sich,  dass  diese  aus  der  Logik  abgeleitete  Kon- 
struktion a  priori  in  dem  hier  fraglichen  Punkte  mit  der  Ge- 
schichte und  mit  dem  jetzigen  Bergrechte  übereinstimmt.  Ueberall 
auf  Erden,  wo  Bergbau  umgeht  und  rechtlich  wohlgeordnete  Zu- 
stände bestehen^*,  finden  wir  in  Theorie  und  Praxis,  sei  es  in 
Lehrbüchern,  sei  es  in  Gesetzen  ein  dem  jus  commune  (publicum 
et  privatum)  selbständig  gegenüber  stehendes  jus  singulare  für 
diesen  Zweig  menschlicher  Thätigkeit  vor.  Ganz  besonders  aber 
gilt  dies  von  Deutschland.  Und  nun  soll  auf  einmal  wieder  das 
Bergrecht  zum  bürgerlichen  Rechte  gehören!  Die  Verfassungs- 
urkunde des  Deutschen  Reichs  bezw.  das  Reichsgesetz  vom 
20.  Dez.  1873  (R.-G.-Bl.  S.  379)  kann  doch  Angesichts  dieser 
historischen  Entstehung  mit  dem  Ausdrucke  „das  gesammte 
bürgerliche  Recht^    ganz   unmöglich   an   das   Bergrecht  gedacht 

^"  Das  gilt  in  gewissem  Sinne  auch  fiir  die  Länder  ohne  allgemeine 
Bergbaufreibeit  und  ohne  allgemeine  Berggesetze:  Grossbritannien,  Russ- 
land, Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika. 
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haben.  Bei  den  Berathungen  über  den  LASKER'scben  Antrag  im 
Reichstage,  der  das  vorgenannte  Gesetz  herbeiführte^^,  ist  zwar 
von  verschiedenen  aufrechtzuerhaltenden  partikularen  Speziali- 
täten, aber  mit  keiner  Silbe  vom  Bergrecht  die  Rede  gewesen. 
Man  fand  vielmehr  das  Bergrecht  als  ein  in  sich  abgeschlossenes 
Sonderrecht  in  den  meisten  und  grössten  Bundesstaaten  wohl- 
geordnet vor.  Wenn  das  erwähnte  Verfassungsänderungsgesetz 
das  Bergrecht  in  den  Kreis  der  seiner  Zuständigkeit  unterworfenen 
Gegenstände  einbeziehen  wollte,  durfte  es  dies  so  beiläufig  nicht 
thun.  Es  ist  im  Gegentheil  ganz  zweifellos,  dass  mit  dem  Worte 
^bürgerliches  Recht^  das  ganze  Bergrecht  nicht  mit  getroffen 
werden  konnte  und  sollte.  Denn  zum  Bergrecht  gehören  Vor- 
schriften über  Expropriation,  Behörden,  Polizeiaufsicht,  öffent- 
liche Abgaben,  Schutz  des  Lebens  und  der  Gesundheit,  Knapp- 
schaftskassen u.  s.  w.,  die  Niemand  zum  bürgerlichen  Rechte  je 
gezählt  hat.  Wenn  aber  das  Bergrecht  als  Ganzes  nicht  darunter 
fallt  —  und  dass  es  ein  Ganzes  bildet,  lehrt  jeder  flüchtige  Blick 
auf  die  Entwicklung  der  Berggesetzgebung  in  Deutschland, 
Oesterreich,  Frankreich  u.  s.  w.  — ,  kann  auch  keiner  seiner 
Theile  mit  jenen  Verfassungsworten  getroffen  worden  sein.  Denn 
das  Ganze  in  diesem  Sinne  ist  etwas  Anderes  als  die  Summe  seiner 
Theile  ^^.  Aber  auch  wenn  eine  Auflösung  des  Bergrechts  in  zwei 
Hälften  ohne  Schaden  einer  jeden  möglich  wäre,  würde  damit  die  Zu- 
ständigkeit des  Reiches  zur  gesetzlichen  Regelung  der  einen  Hälfte 
noch  nicht  bewiesen  sein.  Denn  auch  diejenigen  Bestimmungen, 
die  zu  dieser  einen  Hälfte  gehören,  sind  nicht  bürgerliche,  sondern 
eben  bergrechtliche.    Einzelne  Beispiele  dürften  dies  erläutern. 

1.  Durch    Abschaffung   des    Bergregals   ist    das    Bergrecht 
durchaus  nicht  civilisirt  worden.     An  die  Stelle   des  Bergregals 


*^  Stenogr.  Ber.  über  die  Verhandlungen  des  Reichstags  1.  Legislaturper. 
IV.  Sess.  1873  Bd.  I  S.  167—182  u.  211. 

^*  „In  complexu"  Windsch£IO,  Lehrbuch  des  Pandektenrechts,  3.  Aufl. 
S.  1  Anm.  1  u.  S.  4  Anm.  1. 
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traten  die  Begrifife  „Berghoheit^  und  „Bergbaufreiheit^,  also  in- 
soweit (d.  h.  für  die  hier  behandelte  Streitfrage)  nur  andere 
Namen  für  dieselbe  Sache.  Der  oberste  Grundsatz  des  deutschen 
Bergrechts,  dass  gewisse  Mineralien  vom  Yerfiigungsrechte  des 
Grundeigenthümers  ausgeschlossen  und  den  Bergbautreibenden 
unter  gewissen  Voraussetzungen  freigegeben  sind,  hat  nicht  nur 
das  allgemeine  Wohl  (die  Förderung  der  Volkswirthschaft)  zum 
Grunde,  sondern  auch  die  Kompetenz  des  Staates  zum  Gegen- 
stande. Denn  die  Benutzung  der  Bergwerksmineralien  wird  — 
sagen  die  Motive  zum  preussischen  Berggesetze  treffend  —  von 
einer  auf  der  hoheitsrechtlichen  Gewalt  des  Staates  be- 
ruhenden Berechtigung  abhängig  gemacht,  welche  dadurch  einen 
eigenthümlicheu;  von  dem  civilrechtlichen  Eigenthume 
verschiedenen  Inhalt  erlangt.  Mit  anderen  Worten:  die  Frei- 
erklärung der  Mineralien  ist  kein  Satz  des  Privatrechts,  sondern 
etwas  Anderes,  was  nichts  mit  dem  jus  civile  zu  thun  hat,  etwas 
Besonderes  für  sich.  Ohne  diesen  Satz  aber,  der  hiernach  weder 
ins  Bürgerliche  Gesetzbuch  noch  zum  „gesammten  bürgerlichen 
Rechte^  gehört,  wird  man  ein  deutsches  Berggesetz  kaum  er- 
lassen können.  Es  ist  hiemach  schwer  zu  verstehen,  wie  man 
die  Zuständigkeit  des  Reichs  zum  Erlasse  eines  Berggesetzes  auf 
No.  13  von  Art.  4  der  Verfassung  stützen  will. 

2.  Die  mehrgenannten  Motive  zu  Art.  38  des  I.  Entwurfs 
des  Einführungsgesetzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche  (jetzt 
Art.  67  Abs.  1)  rechnen  zum  „Kern  des  Bergrechts,  soweit 
solches  dem  bürgerlichen  Rechte  angehört,  Vorschriften,  welche 
die  Begründung  und  Aufhebung  des  Bergwerkseigenthums  regeln^ 
—  also  solche  über  die  Verleihung  und  über  die  Entziehung 
(preuss.  Berg-G.  §§  22ff.  und  166;  sächs.  BergG.  §§  39ff.,  68 
und  168  ff.).  Diese  Handlungen  und  Vorgänge  aber  sind  nicht 
bürgerliche  Rechtsgeschäfte,  sondern  Akte  der  Staatsgewalt,  wie 
sie  das  gesammte  bürgerliche  Recht  nicht  kennt  und  die  nach 
den  Motiven  zum  preussischen  Berggesetze  „einen  spezifisch  berg- 
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rechtlichen  Charakter  tragen^.  Wollte  man  aber  auch  nur  das 
Verfahren  der  Verleihung  und  Entziehung  bei  der  reichsgesetz- 
lichen Regelung  —  sei  es  im  Bürgerlichen  Gesetzbuche,  sei  es 
in  einem  besonderen  Berggesetze  —  herauslassen,  so  bliebe  ein 
Stumpf  übrig,  den  kein  Mensch  als  Bergrecht  wiedererkennen 
könnte,  weil  ihm  die  charakteristischsten  Züge  desselben  fehlen 
würden.  Der  Vorschlag:  die  Verleihungen  durch  die  Bundes- 
staaten vorzunehmen  und  nur  die  bürgerlichen  Folgen  der  bundes- 
staatlichen  Akte  durch  Reichsgesetz  festzusetzen^^,  ist  mindestens 
unzweckmässig.  Es  handelt  sich  hier  nicht  um  Vornahme  ein- 
zelner Verleihungen,  sondern  um  die  gesetzliche  Regelung  dieser 
Akte.  Wenn  es  auch  denkbar  wäre,  dass  jeder  Bundesstaat  für 
sich  und  Terschieden  vom  anderen  bestimmt,  was  er  unter  Ver- 
leihung versteht  und  wie  eine  solche  zu  vollziehen  sei,  die  bürger- 
liche Rechtsfolge  davon  aber  vom  Reiche  einheitlich  geregelt 
wird,  so  würden  doch  dadurch  die  Schwierigkeiten,  die  oben  im 
I.  Theile  dem  heutigen  Rechtszustande  zur  Last  gelegt  worden 
sind,  nicht  behoben,  sondern  nothgedrungen  ins  Ungemessene 
vermehrt  und  vergrössert  werden.  Noch  unbeachtlicher  aber  ist 
ein  anderer  Einwurf  ^^,  wonach  der  Gegenstand  des  Bergrechts  die 
Gewinnung  der  Mineralien  und  diese  nichts  Anderes  als  bürger- 
licher Eigenthumserwerb  durch  Aneignung  sein  soll.  Denn  die  Ge- 
winnung von  Mineralien  findet  eben  nach  Bergrecht  nicht  durch  eine 
civile  occupatio  rei  nullius  (d.  i.  der  alleinigen  Willensäusserung 
eines  einzelnen  Bürgers),  sondern  kraft  eines  Aktes  der  Staatsgewalt 


**  Arndt,  ,,Ein  deutsches  Berggesetz**,  in  der  deutschen  Juristenzeitung 
II.  Jahrg.  1897  No.  16  vom  15.  Aug.  1897  S.  309—811.  In  seinem  1889 
herausgegebenen  Entwürfe  eines  deutschen  Berggesetzes  hat  Arndt  selbst 
diese  Trennung  nicht  vorgeschlagen,    sondern  die  Verleihung  mit  geregelt. 

**  Fuld's  Gutachten  im  Essener  Glückauf,  Berg  und  Hüttenmännische 
Zeitung  XXVI.  Jahrg.  No.  73  vom  10.  Sept.  1890  S.  678.  Vgl.  hiergegen 
z.  B.  das  Urtheil  des  V.  Givilsenats  des  Reichsgerichts  vom  17.  Dez.  1898 
in  Sachen  Gr.  G.  Henkel  v.  D.  contra  preussischen  Bergfiskus  in  Brasserts 
Zeitschrift  für  Bergrecht  XL.  Jahrg.  1899  S.  228—229. 
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(d.  i.  der  YerleikuDg)   in  Verbindung  mit  dem  vorausgegangenen 
Antrage  (der  Muthung)   und  dem  nachfolgenden  Betriebe  statt. 

3.  Mit  den  Vorschriften  über  die  Verleihung  hängen  mehrere 
andere  Vorschriften  unlöslich  zusammen^  welche  die  herrschende 
Ansicht  zum  bürgerlichen  Rechte  zählt,  die  man  aber  mit  der- 
selben  Berechtigung  zum  öfifentlichen  Rechte  zählen  könnte,  weil 
sie  im  Grunde  genommen  keines  Ton  beiden,  sondern  eben  berg- 
rechtliche Spezialitäten  sind.  Hierzu  gehören  unter  Anderem: 
Expropriation,  Hülfsbau,  Betriebszwang,  Bergwerkswasser  u.  dgl. 
mehr.  Alle  diese  Rechtsinstitute  sind  in  den  Berggesetzen  nicht 
nur  materiell,  sondern  auch  prozessual  geordnet,  weil  sich  die  Be- 
stimmungen über  den  Inhalt  solcher  Rechte  von  denjenigen  über 
die  Art  und  Weise  ihrer  Erwerbung  und  ihres  Verlustes  schlechter- 
dings nicht  trennen  lassen.  Dass  aber  diese  Einrichtungen  nicht 
unter  das  „gesammte  bürgerliche  Recht^  subsumirt  werden  können, 
wird  sich  ebenso  schwer  leugnen  lassen,  wie  ihr  inniger  Zusammen- 
hang mit  dem  sog.  „bürgerlichen  Kern  des  Bergrechts^. 

4.  Die  Grubenfeldsteuer  ist  zwar  dem  preussischen  Berg- 
rechte fremd  und  im  Königreich  Sachsen  in  einem  besonderen 
Gesetze  geordnet.  Letzteres  ist  aber  nur  eine  äussere  Form. 
Der  Sache  nach  bildet  die  Grubenfeldsteuer  einen  integrirenden 
und  zwar  einen  sehr  wesentlichen  Bestandtheil  des  sächsischen 
Bergrechts,  ohne  welchen  die  Verleihung  anders  konstruirt  sein 
müsste.  Die  guten  Erfahrungen  aber,  die  man  im  Königreich 
Sachsen  und  anderwärts  mit  diesem  Verleihungssystem  gemacht 
hat,  würden  es  für  die  Bearbeitung  eines  Reichsberggesetzes 
mindestens  der  Erwägung  werth  erscheinen  lassen,  ob  dasselbe 
nicht  vom  Reiche  anzunehmen  und  diesfalls  die  Abgabenfrage  im 
Reichsberggesetze  selbst  zu  ordnen  sein  möchte.  An  diesem 
Kapitel,  das  mit  den  unstreitig  wichtigsten  Grundsätzen  des 
Bergrechts  —  der  Begründung  und  Aufhebung  des  Bergwerks- 
eigenthums  —  aufs  Innigste  zusammenhängt  und  doch  ebenso 
unstreitig  mit  dem  Civilrechte  nicht  das  Mindeste  zu  thun  hat. 
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zeigt  sich  recht  deutlich^  wie  verkehrt  es  wäre,  das  Bergrecht  mit 
dem  bürgerlichen  Rechte  zusammenzuwerfen,  wie  nothwendig  eine 
völlig  selbständige  Gesetzgebung  für  den  Bergbau  ist  und  wie  hin- 
fallig folgeweise  die  Begründung  der  Zuständigkeit  des  Reiches 
zum  Erlasse  eines  Berggesetzes  aus  Art.  4  No.  13  Verf.-Urk.  ist. 
5.  Durchzuführen  wäre,  das  ist  zuzugeben,  eine  Trennung 
in  bürgerliche  und  öffentlich-rechtliche  Vorschriften  allenfalls  bei 
dem  Rechtsverhältnisse  zwischen  dem  Bergwerksunternehmer  einer- 
seits und  seinen  Beamten  und  Arbeitern  andererseits  —  zwar 
nicht  so,  wie  bei  den  Kommissionsberathungen^^  erfolglos  be- 
antragt wurde,  dass  man  alle  diesbezüglichen  Vorschriften  des 
Bergrechts  aufhebt  und  an  deren  Stelle  die  Vorschriften  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  über  den  Dienstvertrag  und  diejenigen 
der  Gewerbeordnung  über  Beamte  und  Arbeiter  auf  Bergbeamte 
und  Bergarbeiter  für  anwendbar  erklärt;  wohl  aber  so,  dass  man 
die  bürgerlich-  und  die  öffentlich-rechtliche  Seite  dieser  Verhält- 
nisse je  in  einem  besonderen  Gesetze  ordnete.  Allein  das  könnte 
weder  für  zweckmässig  angesehen,  noch  zur  Begründung  der  Zu- 
ständigkeit des  Reichs  verwendet  werden.  Die  Bestimmungen, 
welche  über  dieses  Verhältniss  im  öffentUchen  Interesse  gegeben 
sind  (Arbeitsordnung,  Entlassungsgründe,  Abkehrschein,  Arbeits- 
bücher u.  s.  w.) ,  greifen  so  in  die  civilistische  Seite  über ,  dass 
beide  Arten  von  Vorschriften  am  besten  in  einem  und  demselben 
Gesetze  beisammenbleiben,  zumal  auch  das  jedenfalls  im  Berg- 
gesetze zu  regelnde  Knappschaftswesen  aufs  Innigste  mit  den- 
selben zusammenhängt.  Denn  die  besonderen  Verhältnisse  des 
Bergbaues  erheischen  auch  für  die  Rechtsverhältnisse  der 
Bergbeamten  und  Bergarbeiter  Sondervorschriften,  die  mit  den 
übrigen  Eigenthümlichkeiten  des  Bergrechts  eng  zusammenhängen 
und  desshalb  ebenso  wie  jene  weder  dem  bürgerlichen  noch  dem 

**  Kommissionsbericbt  zu  II  in  Stenogr.  Berichte  über  die  Verband- 
langen  des  Reichstags  9.  Legislatarper.  IV.  Session  1895/97  III.  Anlagebd. 
No.  440  d  S.  2112  zu  Art.  67  Einf.-G.  z.  B.  G.-B.  (Art.  66  des  11.  Entwurfs). 
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öffentlichen  Rechte  angehören.  Jedenfalls  kann  man  aber  daraas, 
dass  eine  Trennung  hier  vielleicht  möglich  wäre  und  dass  die 
Anlegung  eines  Bergmanns  ein  Vertrag  ist,  der  in  Mangel  ab- 
weichender Bestimmungen  des  Bergrechts  nach  den  Vorschriften 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  über  den  Dienstvertrag  geregelt 
werden  muss,  nicht  etwa  folgern,  dass  das  Bergrecht  zum  Theil 
aus  bürgerlichem  Rechte  bestehe  und  dass  dieser  Theil  des  Berg- 
rechts von  dem  anderen  löslich  sei  und  unter  Art.  4  No.  13  Verf.- 
Urk.  falle. 

Die  angeführten  Beispiele,  die  sich  unschwer  vermehren  Hessen, 
werden  genügen,  um  zu  beweisen,  dass  es  auf  eine  Beseitigung 
des  Bergrechts  als  eines  Sonderrechts  hinauslaufen  würde,  wenn 
man  die  Vorschriften  der  Berggesetze  auseinander  reissen  und 
einen  Theil  derselben  dem  bürgerlichen  Rechte  zuweisen  wollte, 
und  eine  solche  Beseitigung  dürfte  weder  dem  dabei  zunächst 
interessierten  Publikum  noch  der  überwiegenden  Mehrheit  des 
ganzen  Volkes  erwünscht  sein,  der  Sache  selbst  aber  ohne  zwin- 
gende Gründe  solche  Gewalt  anthun,  dass  daran  garnicht  zu 
denken  ist.  Ganz  ebenso  aber  wie  mit  der  bürgerlichen  Seite 
liegt  die  Frage,  wenn  man  die  öffentlichrechtliche  Seite  für  sich 
allein  betrachtet. 

B. 

Die  Zuständigkeit  des  Reichs  zum  Erlasse  eines  Berggesetzes 
wird,  soweit  sich  die  Vorschriften  des  Bergrechts  unter  das  ge- 
sammte  bürgerliche  Recht  nicht  unterbringen  lassen,  auf  Art.  4 
No.  1  Verf.-Urk.  —  „Bestimmungen  über  den  Gewerbebetrieb"  — 
und  weiter  darauf  gestützt,  dass  insoweit,  als  das  Bergrecht  öffent- 
lichrechtliche ,  polizeiliche  und  fiskalische  Vorschriften  enthalte, 
die  nicht  unter  das  Gewerberecht  fallen  und  aus  einem  deutschen 
Berggesetze  nicht  herausgeschieden  werden  können,  genügende 
Vorgänge  für  eine  üeberschreitung  der  Reichskompetenz  vorlägen**^. 

^'  Arndt,  „Eio  deutsches  Berggesetz'',  in  der  deutschen  JuristenzeituDg 
IL  Jahrg.  1897  No.  16  vom  15.  Aug.  1897  S.  309ff. 
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Auch  dieser  Begründung  steht  von  vornherein  die  Unzulässigkeit 
der  Auflösung  des  Bergrechts  in  zwei  Theile  entgegen.  Das 
Bergrecht  ist  ebensowenig  öffentliches  Recht  wie  es  bürgerliches 
ist.  Eline  Trennung  seiner  Vorschriften  fuhrt  zur  Auflösung: 
sint,  ut  sunt,  aut  non  sint!  Es  gilt  im  Allgemeinen  hier  dasselbe, 
was  gegen  die  Begründung  aus  Art.  4  No.  13  Verf.-Urk.  oben 
unter  11 A  gesagt  wurde.  Aber  auch  in  allen  Einzelheiten  stellt 
sich  diese  Theorie  bei  näherer  Betrachtung  als  unhaltbar  heraus. 
1.  Sprachlich  ist  es  zwar  nicht  allgemein  üblich,  aber  doch 
gewiss  zulässig,  den  Bergbau  als  ein  Gewerbe  zu  bezeichnen^®. 
Allein  hier  handelt  es  sich  ausschliesslich  um  die  Frage,  ob  die 
Reichsverfassung  unter  dem  in  Art.  4  No.  1  gebrauchten  Aus- 
druck „Gewerbebetrieb"  den  Bergwerksbetrieb  mit  verstanden 
habe  oder  nicht,  und  diese  Frage  ist  zu  verneinen.  Die  fragliche 
Stelle  der  Reichsverfassung  entspricht  wöiilich  dem  Art.  4  No.  1 
der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  vom  26.  Juli  1867. 
Wie  letztere  unter  „Gewerbebetrieb"  dasselbe  verstand,  was  die 
damals  in  Deutschland  gültigen  Landesgewerbegesetze  damit 
meinten,  so  ist  mit  diesem  Ausdrucke  in  der  Reichsverfassung 
derselbe  Begriff  zu  verbinden,  der  der  Gewerbeordnung  für  den 
Norddeutschen  Bund  vom  21.  Juni  1869  zu  Grunde  liegt.  In 
allen  diesen  Landes-  und  Reichsgesetzen  ist  das  Bergwesen  vom 
Gewerberechte  grundsätzlich  ausgeschlossen.  Der  einschlagende 
Theil  von  §  6  Gew.-O.  in  seiner  gegenwärtigen  Gestalt  lautet: 
„Auf  das  Bergwesen  findet  das  gegenwärtige  Gesetz  nur 

insoweit  Anwendung,  als  dasselbe  ausdrückliche  Bestimmungen 

darüber  enthält." 

Die  in  §  154*  erfolgte  Erstreckung  einzelner  Vorschriften 
der  Gewerbeordnung  auf  das  Bergwesen  stellt  sich  hiernach  als 
eine  Ausnahme  von  dem  Prinzip  dar,  dass  der  Bergbau  an  sich 
nicht  unter  das  Gewerberecht  fallen  soll*'.    Der  Einwand,  es  sei 

*•  Wahlb,  Der  Begriff  Bergrecht  im  objektiven  Sinne  S.  20—24. 

*''  V.  Setdkl,    Kommentar  zur  Verfassungsurkunde  für   das    deutsche 
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sinnlos ;  das  Bergwesen  von  der  Geltung  der  Gewerbeordnung 
auszunehmen,  wenn  es  überhaupt  nicht  als  Gewerbe  gelte,  ist 
unbegründet*®.  Nur  weil  es  nach  dem  Sprachgebrauche  zw^eifel- 
haft  ist,  ob  die  sog.  Urproduktionen  unter  den  Ausdruck  ,,06- 
werbe"  fallen  oder  nicht  und  weil  auch  manche  Juristen  den 
Bergwerksbetrieb  zum  Gewerbebetriebe  zählen,  bestimmt  die  Ge- 
werbeordnung positiv,  dass  sie  selbst  sich  prinzipiell  nicht  auf 
den  Bergbau  beziehen  wolle.  Damit  aber,  dass  von  diesem  Grund- 
satze Ausnahmen  gemacht  werden,  wird  nur  gesagt,  dass  einzelne 
Vorschriften  auch  auf  Erwerbsthätigkeiten  erstreckt  werden  sollen, 
welche  an  sich  zum  Gewerbe  im  Sinne  der  Gewerbeordnung  nicht 
gehören.  Zuzugeben  ist  nur  soviel,  dass  die  Motive  im  Stiche 
lassen,  weil  nach  ihnen  „der  §  6  nicht  den  Zweck  haben  soll, 
den  Begrifif  des  Gewerbes  oder  gar  die  verfassungsmässige  Kom- 
petenz der  Bundesgesetzgebung  abzugrenzen".  Hieraus  folgt  aber 
keineswegs,  dass  der  Ausschluss  des  Bergbaues  vom  Gewerbe- 
betriebe im  Sinne  von  Art.  4  No.  1  Verf.-Urk.  nicht  auf  §  6 
Gew.-O.  gestützt  werden  könne.  Denn  die  unanfechtbare  Thatsache 
bleibt  trotz  dieser  negativen  Aeusserung  der  Motive  bestehen, 
dass  die  Gewerbeordnung  nicht  im  Ganzen  und  als  solche,  sondern 
nur  ausnahmsweise  in  vereinzelten  Paragraphen,  für  die  es  aus- 
drücklich gesagt  ist,  für  den  Bergbau  gilt.  Und  nur  diese  Auf- 
fassung kann  die  Eeichsverfassung  mit  dem  Worte  „Gewerbe- 
betrieb" in  Art.  4  Xo.  1  im  Auge  gehabt  haben.  Mag  §  6  Gew.-O. 
auch  nicht  zu  diesem  Zwecke  geschrieben  worden  sein,  wie  er 
jetzt  lautet,  die  Wirkung  hat  er  jedenfalls.  Dass  die  Ausnahmen 
von  §  6  Gew.-O.  auch  für  den  Bergbau  recht  wichtige  Punkte 
betreffen  (Stauanlagen  für  Wassertriebwerke,  Dampfkessel,  Mark- 
scheiderwesen, Sonntagsruhe,  Auslohnung,  Beschäftigung  jugend- 


Reich,  2.  AuR.  S.  65 ff.;  v.  Landmann,  Die  Gewerbeordnung  für  das  deutsche 
Reich,  3.  Aufl.  Bd.I  S.  24  ff. 

*^  Laband,   Das   Staatsrecht   des   deutschen   Reichs,  2.   Aufl.  Bd.   11 
S.  203  Anm.  5. 


—     481     — 
lieber  and  weiblicher  Arbeiter,  Koalitionsfreiheit)  ändert  daran 

« 

nichts,  dass  es  Ausnahmen  sind,  die  —  weil  sie  als  solche  aus- 
drücklich hingestellt  werden  —  nur  die  Begel  bestätigen.  Es 
haben  in  diesen  Fällen  überwiegende  Gründe  des  öffentlichen 
Wohls  eine  Inkonsequenz,  die  der  Bergbau  vertragen  kann  und 
die  das  Bergrecht  noch  nicht  beseitigen,  gerechtfertigt. 

Ebenso  unhaltbar  ist  schliesslich  der  Einwand,  dass  die 
Reichsgesetzgebung  an  anderen  Stellen  (z.  B.  in  §  1  Freiz.-G. 
vom  1.  Nov.  1867  und  in  Art.  3  Verf.-Urk.)  unter  „Gewerbe" 
bezw.  „Gewerbebetrieb"  unzweifelhaft  auch  den  Bergbau  bezw.  den 
Bergwerksbetrieb  mit  umfasse  ^^.  Denn  einmal  ist  das,  was  hier 
als  unzweifelhaft  hingestellt  wird,  eine  unbewiesene  Behauptung 
und  zum  Anderen  läge  durchaus  nichts  Auffalliges  darin,  wenn  ein 
und  derselbe  Gesetzgeber  ein  und  dasselbe  Wort  in  ein  und  dem- 
selben Gesetze  in  verschiedenem  Sinne  gebraucht  hätte.  Damit, 
dass  diese  Auffassung  als  eine  „unmögliche"  oder  „partikula- 
ristische"  denunzirt  wird,  ist  sie  nicht  widerlegt.  Mag  auch  die 
Praxis  die  Freizügigkeit  und  das  Indigenat  auf  die  Urproduktionen 
ausdehnen,  so  ist  doch  damit  noch  nicht  entschieden,  ob  ihr  der 
Wortlaut  der  fraglichen  Gesetze  zur  Seite  steht  oder  ob  sie  nicht 
vielmehr  hier  nur  eine  ausdehnende  Auslegung  anwendet,  die 
allerdings  im  Sinne  des  Gesetzgebers  gelegen  haben  mag,  aber 
doch  über  den  zu  engen  Wortlaut  hinausgeht.  Hätte  aber  auch 
nachweisbar  ^^  der  Gesetzgeber  im  Art.  3  Verf.-Urk.  an  den  Berg- 
bau ganz  besonders  mit  gedacht,  so  braucht  er  dies  desshalb  in 
Art.  4  No.  1  durchaus  noch  nicht  gethan  zu  haben.    Am  nächsten 


*^  HlNEL,  Deutsches  Staatsrecht  Bd.  I  S.  689  fr.;  Arndt,  „Ein  deutsches 
Berggesetz*',  in  der  deutschen  Juris tenzeitung  II.  Jahrg.  1897  No.  16  vom 
15.  Aug.  1897  S.  310.  Gerade  HInel's  Hinweis  auf  die  der  deutschen  Ge- 
werbeordnung vorausgegangenen  partikularen  Gewerbegesetze  ist  es,  der  für 
die  engere  Auslegung  von  Art.  4  Y.-U.  den  Ausschlag  giebt. 

^  Durch  den  Hinweis  auf  den  Wortlaut  der  Verfassung  von  1849  §  133, 
Unionsverfassung  §  131  —  A.  Hän£L  a.  a.  0.  S.  693  Anm.  16  —  ist  dieser 
Beweis  noch  nicht  geführt.   . 
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liegt  jedenfalls  die  Annahme;  dass  er  sich  in  keinem  der  beiden 
Fälle  die  Tragweite  des  Ausdrucks  „Gewerbebetrieb^  (in  Bezug 
auf  den  Bergbau)  vergegenwärtigt  hat;  und  in  diesem^  sehr  wahr- 
scheinlichen Falle  erscheint  es  zulässig  und  den  Tendenzen  der 
Beichsverfassung  entsprechend,  wenn  das  Wort  „Gewerbebetrieb^ 
für  das  Indigenat  möglichst  frei  und  weit,  für  die  Kompetenz 
dagegen  möglichst  eng  und  scharf  ausgelegt  wird.  Keinesfalls 
kann  die  naheliegende  und  ungezwungene  Annahme,  dass  die 
Yerfassungsurkunde  in  Art.  4  No.  1  nur  an  die  ehemaligen  Landes- 
gewerbegesetze und  die  sich  insoweit  an  dieselbe  anschliessende  Ge- 
werbeordnung gedacht  habe,  mit  dem  Hinweis  auf  Art.  3  und 
dessen  Handhabung  durchschlagend  widerlegt  werden. 

2.  Wenn  der  Bergwerksbetrieb  nicht  als  Gewerbebetrieb  im 
Sinne  von  Art.  4  No.  1  Verf.-Urk.  gelten  kann,  so  bleibt  keine 
Kompetenzbestimmung  übrig,  kraft  welcher  das  Beich  zum  Erlasse 
eines  Gesetzes  über  alle  diejenigen  Gegenstände  des  Bergrechts 
für  zuständig  erachtet  werden  könnte,  welche  nach  der  überein- 
stimmenden Ansicht  aller  Fachleute  öffentlichrechtlicher  Natur, 
insbesondere  fiskalisch  oder  polizeilich  sind. 

a)  Fiskalisch  sind  beispielsweise  nach  dem  sächsischen  Berg- 
gesetze folgende  Bestimmungen: 

Das  Verfügungsrecht  des  Staates  über  metallische  Mineralien 
und  der  Verfall  der  unberechtigt  gewonnenen  an  den  Fiskus 
(Allg.  Berg-G.  §§  1,  3,  170), 

das  Verfügungsrecht  des  Staates  über  auflässige  Berg- 
gebäude, ungangbare  Halden  und  abfliessende  Bergwerkswasser 
Geg.  cit.  §§  153,  171—173,  181), 

der  Vorbehalt  der  Benutzung  von  Steinsalz  und  Salzquellen 
zur  Salzgewinnung  für  den  Fiskus  (§  5), 

die    Vorrechte    der   fiskalischen   Berg-   und  Hüttenwerkt   | 
(§§  6,  108,  121  und  183  verbunden  mit  Regalbergbau- G.  von 
1851  §§  209  und  383), 

die   Kautions-   und   Kostenpflicht   aller  im   Interesse  des 
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Publikums  zu  besorgenden  Geschäfte  (§§  26,  30,  36,  138,  151, 
178  und  die  beigegebene  Taxordnung), 

die  Bergbegnadigungsgelder  und  Bergbaukassen  (§  183  ver- 
bunden mit  Regalbergbau-G.  §  287), 

die  Schurffeldsteuer  und  die  Grubenfeldsteuer  (§  40  Abs.  4 
verbunden  mit  Gesetz  vom  10.  Okt.  1864). 

Wegen  dieser  mannigfachen  Beziehimgen  des  Bergbaues  zum 
sächsischen  Staatsfiskus,  der  auch  der  fast  ausschliesslich  in  Be- 
tracht konmieude  Hüttenbesitzer  war  und  ist,  blieb  das  Bergwesen 
beim  Inkrafttreten  des  jetzt  geltenden  Berggesetzes  am  3.  Jan. 
1869,  obwohl  damals  der  fiskalische  Bergbau  im  Königreiche 
Sachsen  gar  keine  Rolle  spielte,  in  der  oberen  Instanz  trotz 
heftigster  Opposition  gegen  diese  Organisation  in  der  II.  Kammer 
nach  §  174  Abs,  1  AUg.  Berg-G.  bei  dem  zur  Vertretung  des 
Fiskus  berufenen  Finanzministerium. 

Von  diesen  fiskalischen  Bestimmungen  hängen  einzelne  — 
insbesondere  die  Kosten-  und  Abgabenpflicht  —  so  innig  mit  dem 
ganzen  Systeme  zusammen,  dass  ohne  dieselben  das  Bergrecht 
von  Grund  aus  ein  anderes  werden  muss.  Das  Deutsche  Reich 
wird  dieses  System  schwerlich  annehmen,  sondern  höchstwahr- 
scheinlich sich  dem  preussischen  Systeme  anschliessen ,  damit 
aber  nothgedrungen  fiskalische  Rechte  des  Königreiches  Sachsen 
aufheben.  Denn  ein  Fortbestand  letzterer  neben  dem  preussischen 
Systeme  wäre  sinnlos. 

Es  ist  zuzugeben,  dass  die  fiskalischen  Gesichtspunkte  im 
preussischen  Systeme  eine  untergeordnete  Rolle  spielen  und  der 
preussische  Fiskus  in  Folge  dessen  gegen  den  Erlass  eines  Reichs- 
berggesetzes, welches  sich  in  Folge  mangelnder  Zuständigkeit 
aller  Vorschriften  über  fiskalische  Gegenstände  enthielte,  wenig 
einzuwenden  haben  würde.  Allein  das  Deutsche  Reich  darf  sich 
doch  bei  der  Erwägung,  ob  es  für  den  Erlass  eines  Berggesetzes 
zuständig  sei  oder  nicht,  nicht  einseitig  auf  den  Standpunkt  des 
preussischen  Berggesetzes    und   des   preussischen   Fiskus  stellen, 
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sondern  muss  nach  den  diesbezüglichen  Einrichtungen  aller  dabei 
betheiligten  Bundesstaaten  fragen.  Stellt  man  aber  —  wie  es 
Yon  reichs wegen  wohl  nöthig  sein  dürfte  —  die  Frage  so: 

Ist  das  Reich  ohne  die  Erwähnung  des  Bergrechts  in  Art.  4 
Verf.'Urk.  zuständig,  ein  Berggesetz  zu  erlassen,  bei  welchem 
Eingriffe  in   fiskalische    Gerechtsame  einzelner  Bundesstaaten 
schlechterdings  nicht  vermieden  werden  können? 
dann  kann  die  Antwort  gar  nicht  anders  lauten ;  als  so,  wie  sie 
vom  Vertreter  des  Bundesrathes  im  Reichstage  gegeben  worden  ist: 
Ein  nothwendiger  Theil  des  Bergrechts  ist  fiskalischer  Natur, 
desshalb   ist  das   Reich   vor  entsprechender  Erweiterung   der 
Verfassungsurkunde  zum  Erlasse  eines  Berggesetzes  unzuständig, 
b)  Genau  so  wie  mit  den  fiskalischen  liegt  es  mit  den  polizei- 
lichen Gesichtspunkten  im  Bergrechte.     Der  Betriebszwang,  die 
Qualifikation  der  Betriebsbeamten,  die  öffentliche  Sicherheit,  der 
Schutz  gegen  Gefahren  für  Leib  und  Leben,  der  Arbeiterschutz, 
das  Knappschaftswesen  sind  so  innig  mit  allen  anderen  Bestim- 
mungen des  Bergrechts  verwachsen,    dass   sie  nach   dem   über- 
einstimmenden Wunsche  aller  Betheiligten  ^^  im  Berggesetze  bleiben 
sollen.     Ja  sie  sind  vielleicht  neuerdings  —   wie  ja  in  England 
ausschliesslich  —  der  wichtigste  Theil  aller  Sondervorschriften  für 
den  Bergbau. 

Wenn  hierzu  behauptet  wird^^:  der  grössere  und  wichtigere 
Theil  des  für  das  Bergwesen  geltenden  öffentlichen  Rechts  sei 
bereits  reichsgesetzlich  geregelt,  so  kann  dem  nicht  beigetreten 
werden.  Der  wichtigste  Satz  dieser  Seite  des  Bergrechts  ist  der- 
jenige, welcher  vorschreibt,  dass 

^*  Hierbei  wird  die  Sozialdemokratie  allerdings  «nicht  zu  den  „Be- 
theiligten" gerechnet.  H.  Möller  giebt  in  No.  26  der  Zwickauer  Berg- 
arbeiterzeitung  Glückauf  vom  26.  Juni  1898  selbst  zu,  dass  „die  Bergarbeiter 
in  ihrer  übergrossen  Mehrheit  überhaupt  noch  keine  Stellung  in  dieser  Frage 
eingenommen**  haben. 

^*  Arndt,  „Ein  deutsches  Berggesetz'^,  in  der  deutschen  Juristenzeit ung 
II.  Jahrg.  1897  No.  16  vom  15.  Aug.  1897  S.  310ff. 


-      485       - 

die  Bergwerksuntemehmer  verpflichtet  sind,  beim  Betriebe 
des  Bergbaues  dafür  zu  sorgen,  dass  dadurch  die  öffentliche 
Sicherheit,  das  Leben  oder  die  Gesundheit  der  Arbeiter,  die 
Sicherheit  benachbarter  Bergwerksunternehmungen  und  der 
Grundstücke  und  Gebäude  auf  der  Oberfläche  nicht  gefährdet 
werden. 

Dieser  oberste  Grundsatz  der  Bergpolizei,  aus  dem  alle 
anderen  Bergpolizeivorschriften  abzuleiten  sind,  ist  zur  Zeit  Landes- 
recht und  darum  auch  im  preussischen  Berggesetze  (§§  196  ff.) 
ganz  anders  zum  Ausdrucke  gelangt,  als  im  sächsischen  (§  55). 
Dass  er  von  einem  deutschen  Berggesetze  in  irgend  einer  Weise 
anzunehmen  sein  wird,  ist  wohl  keinem  Eingeweihten  zweifelhaft. 
Womit  soll  aber  gegenwärtig  das  Reich  seine  Zuständigkeit  zur 
Aufstellung  eines  solchen  Grundsatzes,  wenn  Art.  4  No.  1  u.  13 
Verf.-Urk.  versagen,  begründen?  Es  wird  geantwortet^^:  das 
Reich  habe  bereits  Polizeivorschriften  (gewerbe-,  gesundheits-, 
Veterinär-,  sicherheitspolizeiliche)  erlassen,  es  brauche  also  vor 
dem  Bergbau  nicht  Halt  zu  machen.  Gewiss  braucht  es  das 
nicht,  sobald  die  Eompetenzgrundlage  dazu  geschaffen  ist.  Denn 
für  alle  anderen  Polizeigesetze  des  Reichs  ist  dieselbe  eben  schon 
vorhanden  (vgl.  z.  B.  Verf.-Urk.  Art.  4  No.  1,  8,  9,  16),  für 
die  Bergpolizei  aber  noch  nicht.  Man  hält  weiter  ein^^:  die 
Reichsgesetzgebung  hat  sich  ja  bei  dem  Versicherungszwange  und 
in  der  Gewerbeordnung  des  Bergbaues  bereits  bemächtigt,  und 
es  muss  zugegeben  werden,  dass  die  hier  fraglichen  Vorschriften 
sehr  wichtige  sind,  die  in  den  Bergwerksbetrieb  tief  eingreifen. 
Allein  in  allen  diesen  Punkten  (Kranken«,  Unfall-,  Invaliditäts- 
und Altersversicherung,  Stauanlagen  für  Wassertriebwerke,  Dampf- 
kessel, Sonntagsruhe,  Beschäftigung  jugendlicher  und  weiblicher 
Arbeiter,  Auslohnung,  Koalition)  sind  die  Eigenthümlichkeiten  des 
Bergbaues,  welche  eine  abweichende  Behandlung  erheischen,   — 


»•  Arndt  a.  a.  0.  S.  309  ff. 
Archiv  für  öflTentliches  Recht.  XIV.  4.  32 
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wenigstens  nach  Ansicht  der  gesetzgebenden  Faktoren  im  Reiche 
—  nicht  so  bedeutende  und  so  berechtigte,  dass  sie  eine  Be- 
lassung beim  Bergrechte  bedingten.  In  denselben  sind  die  Ver- 
hältnisse beim  Bergbau  insoweit;  als  hier  die  Reichsgesetze  ein- 
gegriffen haben,  dieselben  wie  auf  anderen  Gebieten  menschlicher 
Thätigkeit.  Das  Interesse  ihrer  einheitlichen  Regelung  von  Reichs- 
wegen überwog  hier  alle  formalen  Bedenken  dagegen  derart,  dass 
sich  der  Reichsgesetzgeber  nicht  zu  scheuen  brauchte,  diese  Gegen- 
stände vom  Bergrechte  loszureissen ,  zumal  sich  insoweit  kein 
durchschlagender  Grund  dafür  beibringen  liess,  dass  sie  unbedingt 
im  Bergrecht  bleiben  und  dort  eine  abgesonderte,  abweichende 
Regelung  erfahren  mussten.  Der  dadurch  geschaffene  Rechts- 
zustand mag  —  äusserlich  betrachtet  —  unschön  und  verwickelt 
geworden  sein  und  einer  systematischen  Aenderung  bedürfen. 
Diese  juristischen  Bedenken  mussten  jedoch  den  höheren  politi- 
schen Gesichtspunkten  gegenüber  zurücktreten.  Es  kann  zugegeben 
werden,  dass  damit  ein  Loch  in^s  Prinzip  gemacht  wurde;  aber 
damit  eine  weitere,  viel  grössere  Durchbrechung  der  Reichs- 
verfassung, die  durch  höhere  Rücksichten  auf  das  Staatswohl  nicht 
so  dringend  geboten  ist,  begründen  zu  wollen,  ist  doch  wohl 
nicht  angängig.  ,,Die  Verfassungsgrenze  ändert  sich  dadurch, 
dass  sie  im  Einzelfall  überschritten  wird,  nur  für  den  Einzel- 
fall" ^*.  Hierher  gehört  namentlich  die  Vorschrift  über  die  Mark- 
scheider in  §  34  Gew.-O.,  die  ohne  Schädigung  höherer  Rück- 
sichten solange,  bis  es  zu  einem  Reichsberggesetze  kommt,  der 
Landesgesetzgebung  hätte  überlassen  bleiben  können  und  müssen. 
Ja  selbst  wenn  man  sogar  soweit  ginge,  derartige  Schritte  der 
Reichsgesetzgebung  vom  Standpunkte  sowohl  einer  konsequenten 
Durchführung  der  Reichsverfassung  als  auch  einer  gedeihlichen 
einheitlichen  Fortbildung  des  Bergrechts  aus  zu  bedauern,  würde 
damit  doch  noch  kein  Grund  für  die  Zuständigkeit  des  Reichs 


5i 


V.  Seydkl  a.  a.  0.  S.  66  gegen  Hänel. 
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zum  Erlasse  eines  Berggesetzes  und  für  das  Verlangen   danach 
ohne  Verfassungsänderung  erbracht  sein. 

C. 
Wenn  oben  im  I.  Theile  der  Erlass  eines  Beichsberggesetzes 
als  nothwendig  und  im  U.  Theile  die  Unzuständigkeit  des  Heichs 
dazu  nachgewiesen  worden  ist,  so  folgt  daraus,  dass  nunmehr  vor 
allen  Dingen  eine  entsprechende  Erweiterung  der  Reichsverfassung 
anzustreben  ist.  Der  Staatssekretär  des  Reichsjustizamts  hat 
hierzu  in  der  mehrberegten  Debatte  des  Reichstags  ^^  Folgendes 
geäussert: 

y,  Wollen  Sie  Resolutionen  von  solcher  Tragweite  hier  im 
Hause  beschliessen  mit  einiger  Aussicht  darauf,  dass  ihnen  von 
Seiten  der  verbündeten  Regierungen  auch  Beachtung  geschenkt 
wird,  dann  ist  es  doch  nöthig,  dass  Sie  zunächst  den  Boden 
der  reichsgesetzlichen  Kompetenz  schaffen,  auf  dem  die  ver- 
bündeten Regierungen  demnächst  mit  Vorschlägen  zur  gesetz- 
lichen Regelung  der  Fragen  vorgehen  können.^ 

Hierin  ist  die  Forderung  zu  erblicken,  dass  zunächst  ein  dem 
Reichsgesetze  vom  20.  Dez.  1873  analoges  Reichsgesetz  geschafiPen 
wird,  durch  welches  wie  damals  dort  „das  gesammte  bürgerliche 
Recht^  so  jetzt  hier  „das  Bergrecht^  zu  denjenigen  Angelegen- 
heiten hinzukommt,  welche  der  Gesetzgebung  des  Reichs  unter- 
liegen sollen.  Solange  diese  Zuständigkeitsgrundlage  nicht  ge- 
schaffen ist,  ist  die  Regierung  nicht  in  der  Lage,  die  Vorarbeiten 
für  die  begehrte  Vorlage  in  Angriff  zu  nehmen. 

Dieses  Verlangen  ist  trotz  aller  Anfeindungen  ^°  durchaus 
berechtigt.  Es  ist  garnicht  zu  leugnen,  dass  die  Zuständigkeit 
des  Reichs  durch  manche  Spezialgesetze  ohne  vorgängige  oder 
gleichzeitige   Verfassungsänderungsgesetze    thatsächlich    erweitert 

"  Stenogr.  Ber.  über  die  Verhaadlungen  des  Reichstags  9.  Legislaturper. 
IV.  Sess.  1896/97  Bd.  V  S.  3826  fif.,  vgl.  oben  Anm.  29. 
*«  Arndt  a.  a.  0.  S.  310. 
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worden  ist,  ja  dass  sogar  die  Aendeningen  der  Verfassung  durch 
gesonderte  Gesetze  ad   hoc   oder  auch  nur  durch  ausdrückliche 
Hervorhebung   der   yerfassungsgesetzlichen  Klauseln    nahezu  als 
Ausnahmen  von   der  entgegengesetzten  Regel  erscheinen.     Man 
kann  dieses  Verfahren,  wie  von  mancher  Seite  ^^  auch  geschieht, 
für  falsch  erklären;  dann  wäre  es  dringend  geboten,  beim  Berg- 
rechte diesen  Fehler  zu  vermeiden.     Allein  es  ist  durchaus  nicht 
nöthig,  sich  auf  diesen  unpraktischen  Standpunkt  zu  stellen,  um 
das  Verlangen  des  Bundesraths  zu  rechtfertigen.   Der  massgebende 
Abs.  1  von  Art.  67  R.-V.  fordert  zu  Veränderungen  dieser  Ver- 
fassung nur  den  Weg  der  Gesetzgebung  und  ausserdem  weniger 
als  14  ablehnende  Stimmen  im  Bundesrathe,  also  kein  besonderes 
Verfassungsänderungsgesetz.     Indessen   kann   man    die    Doktor- 
frage, ob  trotzdem  verfassungsändernde  Spezialgesetze  verfassungs- 
widrig und  desshalb  wirkungslos  seien   oder  nicht,   für  den  vor- 
liegenden Fall   auf  sich   beruhen  lassen.     Denn  es  herrscht  all- 
seitiges Einverständniss  darüber,   dass  „das  korrekte  (juristisch 
angemessenere")  Verfahren  darin  besteht,  dass  zunächst  der  Wort- 
laut der  Verfassungsurkunde  entsprechend  geändert  und  alsdann 
erst   das    beabsichtigte    Spezialgesetz    erlassen    wird,    damit   die 
Harmonie  zwischen  den  in  der  Verfassung  formulirten  Prinzipien 
und   den  Gesetzgebungsakten   des  Reichs   nicht   gestört   wird'^^^ 
Dies  allein  ist  zur  Rechtfertigung  des  gestellten  Verlangens  er- 
forderlich und  ausreichend.     Die  Gründe,  die  in  anderen  Fällen 
dafür  vorgelegen  haben,    hiervon  abzugehen,    liegen   beim  Berg- 
recht nicht  vor.     Denn   es  handelt  sich  hier  für  einige  Bundes- 
staaten durchaus   nicht    blos   um  Kodifikation  eines  bestehenden 
Rechtszustandes,   sondern  vielmehr  um  Verzicht  auf  altbewährte 
Institutionen  und  um  Aufgabe  fiskalischer  Interessen. 


"  V.  Rönne,  Waldeck. 

^^  Laband,  Das  Staatsrecht  des  deutschen  Reichs,  2.  Aufl.  Bd.  II 
S.  645 ff.;  A.  Hänel,  Deutsches  Staatsrecht  Bd.  I  S.  785 ff.;  v.  Setdil, 
Kommentar  zur  Verfassungsurkunde  2.  Aufl.  S.  418. 
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Andererseits  liegt  kein  Grund  zu  der  Annahme  vor,  dass 
die  betreffenden  Bundesstaaten  Angesichts  der  im  I.  Theile 
dieser  Abhandlung  begründeten  Nothwendigkeit  dieses  vergleichs- 
weise sehr  unbedeutende  Opfer  dem  Reiche  nicht  gern  bringen 
werden.  Vielmehr  darf  aus  den  guten  Gründen,  die  für  die 
Sache  selbst  sprechen,  wohl  die  Hoffnung  geschöpft  werden,  dass 
das  besprochene  Yerfassungsänderungsgesetz  nicht  nur  im  Reichs- 
tage, sondern  auch  im  Bundesrathe  die  erforderlichen  Mehrheiten 
finden  werde.  Erfüllt  sich  aber  diese  Hoffnung,  dann  kommt  der 
ganze  Streit  auf  eine  blosse  Formfrage  hinaus,  deren  Beantwor- 
tung in  dem  hier  vertretenen  Sinne  der  Sache  selbst  gewiss  nur 
nützen  wird.  Denn  es  wird  durch  die  reichsverfassungsgesetz- 
liche  Feststellung,  dass  das  Bergrecht  ein  in  sich  geschlossenes, 
ganzes  Rechtsgebiet  für  sich  ist,  die  beste  Gewähr  dafür  ge- 
schaffen, dass  dieses  Sonderrecht  nicht  bezw.  nicht  wieder  aus- 
einandergerissen werden  darf,  vielleicht  sogar  das,  was  insoweit 
bereits  Gegentheiliges  geschehen  ist,  wieder  gut  gemacht  werden 
kann. 

III. 
Der  Erlass  eines  Reichsberggesetzes  ist  nicht  dringlich.  Die 
oft  besprochene  Resolution  des  Reichstags  wünscht  die  Vorlage 
eines  Entwurfs  baldthunlichst.  Was  heisst:  „baldthunlichst^ ? 
Ueber  die  Bedeutung  dieses  Ausdruckes  ist  im  Reichstage  sowohl 
am  11.  Dez.  1896  als  auch  am  30.  März  1898  viel  gestritten 
worden.  Während  die  Einen  darunter  die  nächste  Session  oder 
1 — 2  Jahre  verstanden  und  Andere  von  60 — 70  Jahren  oder 
von  den  nächsten  Generationen  sprachen,  begnügte  sich  eine 
Mittelmeinung  mit  der  negativen  Feststellung,  dass  damit  keines- 
wegs eine  Regelung  von  „heute  auf  morgen^  oder  „sofort"  oder 
auch  nur  „in  der  nächsten  oder  übernächsten  Session"  gemeint 
worden  sei.  Der  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen  äusserte**: 


w 


Vgl.  Anm.  29  u.  55. 
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„Ich  habe  mich  auch  gefragt;  was  der  Zweck  von  Reso- 
lutionen sein  kann,  welche  der  Reichsverwaltung  eine  Aufgabe 
stellen,  die  nach  meinem  bescheidenen  Ermessen  in  einem  Zeit- 
raum von  zehn  Jahren  sicherlich  nicht  gelöst  werden  kann;  ich 
habe  mich  auch  gefragt,  was  man  denn  in  dieser  Zeit  von  der 
Reichsjustizverwaltung,  die  noch  für  Jahre  hinaus  im  Interesse 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  mit  legislatorischen  Aufgaben 
wichtiger  Art  überlastet  ist,  verlange,  wenn  man  solch'  gross- 
artige Aufgaben  hier  als  „baldthunlichst^  zu  lösende  hinstellt. 
Wollen  Sie  sagen:  mit  dem  „baldthunlichst^  ist  nichts  Anderes 
gemeint;  als  dass  vielleicht  in  der  nächsten  Generation  die 
Frage  zur  Erledigung  kommt,  so  kann  ich  dagegen  ja  nichts 
einwenden;  wollen  Sie  aber  sagen,  dass  die  Reichsverwaltung 
bereits  jetzt  Vorarbeiten  in's  Auge  fassen  solle,  um  recht- 
zeitig die  Regelung  dieser  Materie  für  das  Reich  in  Aussicht 
nehmen  zu  können,  dann  verlangen  Sie  Unmögliches.  Die 
Thätigkeit  behufs  Regelung  der  jetzt  in  der  Schwebe  befind- 
lichen Materien  ist  bei  den  betheiligten  Ressorts  schon  bis  zur 
äussersten  Grenze  angespannt,  und  wenn  auch  die  Stellung 
solcher  Aufgaben,  wie  sie  hier  in  diesen  Resolutionen  be- 
zeichnet sind,  gedeutet  werden  könnte  als  ein  schmeichelhaftes 
Zeugniss  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Reichsverwaltung,  so 
muss  ich  doch  erklären,  um  jede  Verantwortlichkeit  der  Reichs- 
verwaltung gegenüber  späteren  Vorwürfen  abzulehnen,  dass 
wir  vollständig  ausser  Stande  sind,  in  den  nächsten  Jahren 
einer  Regelung  der  hier  aufgeführten  Materien  näher  zu 
treten." 

Hierauf  ist  erwidert  worden®^,  dass  die  Vorlage  eines  deut- 
schen Berggesetzes  eine  ganz  einfache  oder  wenigstens  verhältniss- 
massig  leichte  Arbeit  sei,  die  in  wenigen  Monaten  befriedigend 
gelöst  werden  könne;   man   brauche  nur  —  wie  in  einer  Privat- 


^^  Brassert  und  Arndt  a.  a.  0. 
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arbeit  schon  geschehen  —  das  preussische  Berggesetz  nach  den  mit 
demselben  gemachten  Erfahrungen  und  den  beachtlichen  Ab- 
weichungen anderer  deutscher  Landesberggesetze  etwas  abzu- 
ändern oder  gar  —  wie  schon  früher '^  vorgeschlagen  wurde  — 
wörtlich  zum  Beichsberggesetz  zu  erheben,  und  die  aufrecht- 
zuerhaltenden partikularen  Abweichungen  in  einem  Einführungs- 
gesetze aufzuzählen,  um  die  reiche  Judikatur  des  preussischen  Berg- 
gesetzes für  dieses  Reichsgesetz  zu  retten.  Die  letztere  Meinung 
ist  allerdings  vereinzelt  und  inzwischen  so  veraltet,  dass  sie  keiner 
besonderen  Widerlegung  bedarf.  Aber  auch  mit  einer  ganz  ein- 
fachen Modifikation  des  preussischen  Berggesetzes  ist  die  Sache  nicht 
abgethan.  Ganz  gewiss  wird  das  preussische  Berggesetz  zur  Grund- 
lage und  zum  Ausgangspunkte  eines  deutschen  Berggesetzes  zu 
nehmen  sein,  weil  es  für  den  bei  Weitem  grössten  Theil  (über 
7io)  des  deutschen  Bergbaues  gilt  und  sich  in  der  Hauptsache 
in  über  SOjähriger  Praxis  bewährt  hat.  Gleichwohl  bedarf  es 
ganz  eingehender,  sehr  zeitraubender  Erörterungen  und  Erwä- 
gungen darüber,  inwieweit  das  preussische  Berggesetz  schon  an  sich 
zeitgemäss  abzuändern  sei  und  die  übrigen  deutschen  Berggesetze 
Berücksichtigung  verdienen.  Einzelnes  im  preussischen  Berggesetze 
hat  sich  doch  nicht  bewährt,  Anderes  ist  durch  Reichsgesetze  ab- 
änderungsbedürftig geworden,  und  wieder  Anderes  ist  in  anderen 
deutschen  Landesberggesetzen  zur  Aufnahme  in  ein  deutsches 
Berggesetz  geeigneter. 

Zu  den  dornenvollsten  Schwierigkeiten  gehört  beispielsweise 
die  Frage,  ob  und  inwieweit  etwa  die  früheren  Berggesetze  und 
Bergordnungen,  welche  das  preussische  Berggesetz  für  ältere  Berg- 
werke und  Gewerkschaften  in  sehr  weitgehender  Schonung  wohl- 
erworbener Rechte  grösstentheils  aufrecht  erhielt,  von  dem  künf- 


•*  Klostbrmann,  Kommentar,  4.  Aufl.  Vorwort  S.  V  u.  VI.  Auch 
AcHBKBACH  (Das  gemeine  deutsche  Bergrecht  Bd.  I  S.  63)  behauptet:  Die 
Schwierigkeiten  liegen  nicht  mehr  im  Bergrecht  oder  im  Bergbau,  sondern 
nur  noch  in  der  Politik. 
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tigen  Reichsberggesetze  immer  noch  aufrecht  erhalten  oder  ob 
nicht  viehnehr  jene  nunmehr  gründlich  veralteten  Vorschriften 
(wie  z.  B.  im  Königreich  Sachsen  durch  amtliche  Umwandlung 
der  Grubenfelder  auf  Staatskosten  geschehen)  endgültig  und  voll- 
ständig beseitigt  werden  sollen. 

So  einfach,  wie  Einige  anzunehmen  scheinen,  ist  eine  ebenso 
gerechte  wie  zweckmässige  Regelung  dieser  Angelegenheiten  durch 
das  Deutsche  Reich  durchaus  nicht. 

Wenn  schon  die  Fragen,  welche  Mineralien  vom  Verfügungs- 
rechte des  Grundeigenthümers  ausgeschlossen,  wie  die  Berg- 
behörden organisirt  und  wie  die  Bergpolizeivorschriften  im  Ein- 
zelnen gefasst  werden  sollen,  nach  übereinstimmender  Ansicht 
aller  Sachverständigen  der  Landesberggesetzgebung  überlassen 
werden  müssen  und  überlassen  bleiben  werden,  so  sind  doch  im 
künftigen  deutschen  Berggesetze  Prinzipien  aufzustellen,  die  zur 
Zeit  nicht  nur  in  den  einzelnen  Konsequenzen,  sondern  auch  in 
den  obersten  Leitsätzen  noch  nicht  einheitliche  sind.  Obgleich 
der  Grundsatz  der  Bergbaufreiheit  für  ganz  Deutschland  fest- 
steht, so  ist  doch  schon  die  Fassung  in  Bezug  auf  den  Gegen- 
stand —  Generalisirung  oder  Enumerationsprinzip?  —  und  weiter 
die  Erwerbung  des  Bergwerkseigenthums  (Schürfen,  Muthen, 
Verleihen,  Trennen,  Vereinigen,  Austauschen)  in  Preussen  und 
Sachsen  verschieden  geregelt,  und  beide  Systeme  haben  sich  ao- 
geblich  bewährt.  Dasselbe  gilt  von  der  Entstehung  einer  Ge- 
werkschaft, vom  Ausschlüsse  der  Bergschädenklage,  vom  Berg- 
schädenprozesse, vom  Borgwerksnachbarrechte,  vom  Revierver- 
bande, von  Bergwerkswassern,  vom  Betriebszwange,  vom  Mark- 
scheiderstande, von  der  Strafgewalt  der  Bergbehörden,  von  Berg- 
werksabgaben und  zahlreichen  anderen  Punkten  untergeordneter 
Art.  Ehe  ein  Entwurf  fertiggestellt  ist,  der  alle  diese  Fragen 
in  einer  Weise  beantwortet,  die  auf  Annahme  im  Bundesrathe 
und  Reichstage  nur  einige  Aussicht  hat,  dürfte  eine  Zeit  ver- 
gehen, die  eher  nach  Jahren  als  nach  Monaten  zu  berechnen  ist. 
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Freilich  wenn  das  deutsche  Berggesetz  von  irgend  einem  ein- 
zelnen preussischen  Bergjuristen  aliein  zu  erlassen  wäre,  dann  gäbe 
es  keine  erheblicheren  Schwierigkeiten^^.  Allein  von  denjenigen 
Personen,  welche  zur  Theilnahme  an  den  massgebenden  Verhand- 
lungen berufen  sind,  sind  nur  sehr  wenige  mit  dem  Gegenstande 
vertraut.  Diese  Wenigen  aber  vertreten  verschiedene  wirth- 
schaftliche  und  politische  Ideen.  Nicht  die  Jurisprudenz,  sondern 
die  Politik  giebt  den  Ausschlag.  Die  Reichstagsdebatten  haben 
bereits  zur  Genüge  gezeigt,  dass  der  sachlich  berechtigte  Wunsch 
nach  einem  deutschen  Berggesetze  gewichtige  Gegner  hat,  auf 
welcher  Seite  dieselben  zu  suchen  sind  und  auf  welchen  Gründen 
die  Opposition  beruht.  Es  war  sehr  weise,  dass  auf  den  All- 
gemeinen deutschen  Bergmannstagen  der  schon  in  Aussicht  ge- 
nommene Versuch,  eine  Resolution  zu  Gunsten  der  begeisterten 
und  begeisternden  Vorträge  über  das  Reichsberggesetz  herbeizu- 
führen, nicht  unternommen  worden  ist.  Denn  wie  misstrauisch 
die  zunächst  betheiUgten  Bergwerksbesitzer  der  Frage  gegenüber- 
stehen, das  haben  nicht  nur  die  Reichstagsdebatten,  sondern  auch 
gelegentHche  Aeusserungen  der  Vereine  für  bergbauUche  Interessen 
verrathen*^.  Dazu  haben  auch  die  Arbeitgeber  und  deren  Ver- 
treter von  ihrem  Standpunkte  aus  bei  der  jetzigen  Zusammen- 
setzung des  Reichstags  ihren  guten  Grund.  Denn  die  Vorlage 
des  Entwurfs  zu  einem  Reichsberggesetze  wird  sehr  schwierige 
sozialpolitische  und  aktuell  wichtige  Fragen  anschneiden  und  zur 

**  Es  ist  unbestreitbar  ein  grosses  Verdienst  des  Geh.  Bergr.  Dr.  Adolf 
Arndt  in  Halle  a.  S.,  dass  er  mit  Ausarbeitung  und  Vorlegung  seines  n^^^' 
wur£s  eines  deutschen  Berggesetzes  nebst  Begründung"  auf  dem  IV.  All- 
gemeinen deutschen  Bergmannstage  zu  Halle  a.  S.  1889  der  ganzen  Be- 
wegung zuerst  eine  greifbare  Gestalt  gab  und  praktische  Unterlagen  schuf, 
die  sich  diskutiren  lassen.  Dieses  Verdienst  wird  ihm  keiner,  der  für  ein 
deutsches  Berggesetz  eintritt,  schmälern  wollen.  Aber  behoben  sind  damit 
alle  Schwierigkeiten  für  das  Deutsche  Reich  leider  noch  nicht. 

^^  Vgl.  z.  B.  Essener  Glückauf,  Zeitschrift  für  Berg-  und  Hüttenwesen 
No.  22  vom  28.  Mai  1898.  Desgleichen  der  Vorstand  der  deutschen  Knapp- 
schaftfiberufsgenossenschaft  daselbst  No.  3  vom  14.  Jan.  1899. 
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Diskussion  bringen,  deren  Erörterung  sich  durch  den  zwar  sehr 
einfach  und  radikal  klingenden,  in  Wirklichkeit  aber  undurch- 
führbaren Vorschlag,  die  Bergpolizeiaufsicht  und  die  Bergarbeiter- 
verhältnisse bei  dem  deutschen  Berggesetze  unberücksichtigt  zu 
lassen,  nicht  umgehen  lassen  wird.  Hat  man  es  doch  fertig  ge- 
bracht, alle  diesbezüglichen  Wünsche  der  sozialdemokratischen 
Bergarbeiter  bei  der  Berathung  der  durch  das  Bürgerliche  Ge- 
setzbuch nothwendig  gewordenen,  rein  juristischen  und  politisch 
gänzlich  indifferenten  Novelle  zum  sächsischen  Berggesetze,  welche 
nur  wenige  Vorschriften  über  Minderjährige,  BergfoUen  und  Subba- 
stationen  beim  Bergbau  modifizirt,  in  der  II.  sächsischen  Kammer*^ 
zur  Sprache  zu  bringen.  Die  Vorkämpferin  für  den  Erlass  eines 
Reichsberggesetzes  ist  die  Sozialdemokratie,  und  diese  macht  gar 
kein  Hehl  daraus,  dass  sie  ein  solches  Gesetz  wünscht,  um  mit 
demselben  alle  ihre  Forderungen  in  Bezug  auf  den  Bergbau 
reichsgesetzlich  erfüllen  zu  lassen.  Nach  den  betreffenden  Reichs- 
und Landtagsverhandlungen,  nach  zahlreichen  Bergarbeiterkon- 
gressen  und  nach  der  einschlagenden  Fach-  und  Parteipresse  ^'^ 
sind  diese  Forderungen  hauptsächlich  folgende: 

einheitliche  Regelung   der  gesammten  sozialen  Lage  aller 
deutschen  Bergarbeiter, 

Abschaffung   des  Gedinges   und    der  Beamten-Tantiemen, 
Festsetzung   eines    Minimallohnes    von    4   Mark   für  die 
Schicht, 

Löhnung  jeden  Freitag  gegen  Lohnbücher, 
Acbtstundenschicht    (einschliesslich    Ein-    und    Ausfahrt; 
unter  und  über  Tage  —  bei  Temperaturen  über  28^  C.  nur 
6  Stunden,  bei  solchen  über  40®  C.  Arbeitsverbot, 
absolutes  Verbot  von  Ueberschichten  aller  Art, 
Abschaffung  aller  Frauen-  und  Kinderarbeit  auch  über  Tage, 

**  MittheiluDgen  über  die  VerhaDdlungen   des  Landtags   II.   Kammer 
No.  79  Sitzung  vom  19.  April  1898, 
ö"^  Vgl.  oben  Anm.  7. 


-     495     — 

bessere  Ausbildung  und  Erziehung  der  jugendlichen  Ar- 
beiter^ 

grössere  Garantien   für   Leben   und  Gesundheit  der  Ar- 
beiter: 

staatliche    Anstellung    und    Besoldung    der    Aufseher 
(Steiger), 

besondere  Wetteraufsichtsbeamte  für  die  Ventilation, 
staatliche  Bezahlung  von    durch  die   Arbeiter    geheim 
gewählten  Arbeiter-Inspektoren  (je  1  auf  2000  Mann), 
Arbeiterdelegirte  bei  Unfallverhütungskommissionen; 
obligatorische  Mannschaftsbrausebäder   und    elektrische 
Lampen^ 

Aushändigung  von  Exemplaren  der  Bergpolizeivorschriften 
an  jeden  Bergarbeiter  auf  Reichskosten, 

einheitliche  Regelung  des  Knappschaftswesens  mit  voll- 
ständiger Freizügigkeit  und  alleiniger  voller  Haftpflicht  der 
Unternehmer,  deren  Einfluss  im  Knappschaftswesen  ganz  zu 
beseitigen  ist, 

Abschafifung  der  Arbeitsbücher,  gerechtere  Formen  für 
die  Kündigung,  humanere  Handhabung  der  Disziplin,  ins- 
besondere bei  Ablegungen, 

obligatorische    Arbeiterausschüsse    mit    dem    Rechte    zur 
Distriktsorganisation  und  zur  Delegation  zu  Kongressen, 
Berufung  gegen  die  Urtheile  der  Bergschiedsgerichte. 
Es  ist  zuzugeben :  diese  Forderungen  werden  bei  jeder  mög- 
lichen und  unmöglichen  Gelegenheit  angebracht  werden,  die  Re- 
gierung mag  eine  Vorlage  zu  einem  Reichsberggesetze  einbringen 
oder  nicht.    Es  ist  weiter  zuzugeben:  einmal  muss  diese  Vorlage 
doch  eingebracht  und  dieser  Kampf  durchgefochten  werden,  mag 
das  in  2  oder  in  20  Jahren  sein.     Und  es  ist  schliesslich  zuzu- 
geben,   dass    die    Mehrheit    des    gegenwärtigen   Reichstags    die 
wichtigsten   Punkte    dieser  Forderungen   voraussichtlich   ebenso- 
wenig bewilligen  wird,  als  wie  diejenige  eines  künftigen. 
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Allein  ausgeschlossen  erscheint  es  doch  nicht,  dass  sich  die 
Ansichten  über  diese  Punkte  in  einiger  Zeit  noch  mehr  klären, 
als  es  bis  jetzt  gelungen  ist.  Jedenfalls  aber  kostet  die  Be- 
arbeitung dieser  heikelsten  und  auf  keine  Weise  ganz  zu  um- 
gehenden Fragen  viel  Zeit.  Denn  insoweit  dürfte  nicht  nur  ein 
Sammeln  der  Erfahrungen  der  in  Frage  kommenden  Bundes- 
staaten, sondern  wohl  auch  ein  direktes  Gehör  der  Betheiligten 
vor  Aufstellung  eines  Entwurfs  unerlässlich  erscheinen. 

Angesichts  der  angedeuteten  juristischen  und  politischen 
Schwierigkeiten,  die  sich  dem  sofortigen  Erlasse  eines  deutschen 
Berggesetzes  entgegenstellen,  dürfte  denn  doch  die  Frage  be- 
rechtigt und  anderweiter  reiflicher  Erwägung  werth  erscheinen, 
ob  in  der  That  diese  Angelegenheit  so  dringlich  ist,  dass  augen- 
blicklich an  ihre  Bearbeitung  herangetreten  werden  möchte. 
Diese  Frage  würde  nach  dem  Ergebnisse  des  I.  Theilcs  dieser 
Abhandlung  unbedenklich  zu  bejahen  sein,  wenn  Seitens  der  zur 
Vorbereitung  und  Ausarbeitung  der  Vorlage  berufenen  Organe 
nichts  Dringlicheres  zu  thun  wäre.  Da  aber  letzteres  doch  der 
Fall  ist,  da  eine  grosse  Reihe  gesetzgeberischer  Aufgaben  der 
Reichsgesetzgebung  vorliegen,  deren  Lösung  viel  wichtiger  und 
dringlicher  ist,  als  der  Erlass  eines  deutschen  Berggesetzes,  so 
werden  sich  die  Interessenten  bescheiden  müssen,  dass  dieser  Er- 
lass, so  nothwendig  er  auch  vom  1.  Jan.  1900  an  werden  wird, 
doch  aufgeschoben  werden  muss,   bis   sich  die  Zeit  dazu  findet. 

Die  rechtsschöpferische  Kraft  der  Nation  darf  nicht  zu  stark 
angespannt  werden.  Gut  Ding  will  Weile  haben.  Will  man  für 
Dezennien  etwas  Brauchbares,  Gediegenes,  der  bisherigen  Ent- 
wickelung  auf  diesem  Gebiete  Würdiges  schaffen,  so  muss  mit 
den  vorhandenen  Kräften  hausgehalten  werden.  Nur  keine  Deber- 
stürzung,  wo  kein  Grund  zur  Beschleunigung  vorliegt! 

Die  Einführung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  aller  un- 
mittelbar mit  demselben  zusammenhängenden  Gesetze  stellt  an 
die    Leistungsfähigkeit    der    Beamten,    welche    die    Reichs-   und 
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Landesgesetze  zu  entwerfen  und  zu  vollziehen  haben,  ganz  ausser- 
gewöhnliche  Anforderungen.  Unter  so  bedrängten  Umständen 
muss  man  ihnen  einige  Schonzeit  angedeihen  lassen  und  sich  des 
Treibens  bei  allen  Aenderungen  des  bestehenden  Rechts  ent- 
halten, die  nicht  durch  einen  Nothstand  unbedingt  gefordert 
werden.  Est  modus  in  rebus.  Auch  die  Assimilationsmöglich- 
keit hat  ihre  Grenzen.  Und  dem  Gesetzgeber  selbst  würde  etwas 
Ruhe  nicht  schaden.  Er  würde  —  meint  die  „Münchener  All- 
gemeine Zeitung^  nicht  ganz  unrichtig  —  nach  einigen  Jahren 
Pause  um  so  besser  arbeiten. 

Gewiss  ist  der  Bergbau  der  wichtigste  und  grösste  Industrie- 
zweig im  Deutschen  Reiche;  aber  er  ist  doch  eben  nur  ein  Zweig. 
Die  bei  einem  deutschen  Berggesetze  interessirten  Personen 
bilden  doch  nur  einen  ganz  geringen  Theil  aller  Angehörigen  des 
Deutschen  Reichs.  Es  handelt  sich  nur  um  ein  Spezialgebiet, 
während  die  meisten  der  als  dringlicher  und  wichtiger  bezeich- 
neten Aufgaben  alle  Bürger  betreffen  und  wegen  dieses  viel  all- 
gemeineren Interesses  das  Vorzugsrecht  geniessen  müssen  ^^ 

Hierzu  kommt  als  entscheidendes  Moment  der  Umstand, 
dass  der  gegenwärtige  Zustand  des  deutschen  Bergrechts  trotz 
aller  im  I.  Theile  geschilderten  Uebelstände  zur  Zeit  wirklich 
noch  80  erträglich  ist,  dass  diese  Arbeit  ganz  gut  einen  Aufschub 
von  mehreren  Jahren  verträgt,  was  bei  vielen  anderen  Materien 
nicht  der  Fall  ist.     Dieser  Erkenntniss  gegenüber  darf  sich  das 


^  Es  handelt  sich  bei  diesen  allgemeineren  Materien,  deren  Yer- 
abschieduDg  hier  als  wichtiger  und  dringlicher  bezeichnet  wird,  übrigens 
nicht  blos  um  Reichs-,  sondern  auch  um  Landes (Ausfuhrungs-) Gesetze  und 
bei  ersteren  um  die  Inanspruchnahme  nicht  nur  der  ReichsbehördeD,  sondern 
auch  derjenigen  Laudesbehörden ,  die  bei  der  Vorbereitung  der  Reichtags- 
vorlagen um  Begutachtung  angegangen  werden  müssen.  Dass  aber  die  Reichs- 
juatizverwaltung  zur  Zeit  mehr  zu  thun  hat,  geht  aus  der  neuesten  Aus- 
lassung des  Staatssekretärs  des  Reichsjustizamtes  in  der  Reichstagssitzung 
vom  18.  Jan.  1899  zur  Genüge  hervor.  (Vgl.  Stenogr.  Ber.  über  die  Ver- 
handlungen des  Reichstags  10.  Legislaturper.  I.  Sess.  1898/99  S.  271.) 
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Bergrecht  nicht  vordrängen  wollen,  wenn  es  sich  nicht  die  unlieb- 
same Abweisung  holen  will:  stehe  zurück  und  warte,  bis-  du  an 
die  Reihe  kommst,  augenblicklich  liegt  Wichtigeres  vor. 

Schleuniges  Handeln  ist  beim  Bergbau  unerlässlich  lediglich 
auf  dem  Gebiete  der  Bergpolizei,  sobald  man  zu  der  Ueber- 
Zeugung  gelangt,  dass  durch  neue  Vorschriften  und  Einrichtungen 
die  Betriebssicherheit  erhöht  werden  kann.  In  diesem  Punkte 
ist  das  Bergrecht  allerdings  so  wichtig  und  eventuell  seine  Reform 
so  dringlich,  dass  es  keiner  anderen  Aufgabe  des  Staates  im 
Frieden  nachgestellt  werden  darf.  Allein  insoweit  ist  —  wie  der 
Staatssekretär  des  Reichsamts  des  Innem  im  Reichstage*' 
treffend  bemerkt  hat  —  der  Beweis  nicht  erbracht,  dass  zur  Ab- 
schaffung von  Missständen  im  Bergbaubetriebe  die  Einzelstaaten 
weniger  geeignet  wären  als  das  Reich.  Im  Gegentheil:  sie  können 
schneller,  sicherer  und  wirksamer  eingreifen,  wo  es  wirklich  Noth 
thut.  Die  Grundsätze,  nach  denen  die  Bergpolizei  thätig  zu 
werden  hat,  sind  zur  Zeit  im  Deutschen  Reiche  einheitliche  nicht 
durch  Reichsgesetz,  sondern  durch  sachliche  Uebereinstimmung 
der  verschiedenen  Landesberggesetze  insoweit.  Die  Ausfuhrung 
dieser  Prinzipien  aber,  an  denen  das  Reich  wohl  kaum  etwas 
ändern  wird,  wird  auch  dann,  wenn  wir  ein  deutsches  Berggesetz 
haben,  Sache  der  einzelnen  Bundesstaaten  sein  und  bleiben.  Das 
muss  so  werden,  weil  es  die  Sache  so  will.  Was  für  die  west- 
ialischen  Steinkohlenwerke  nöthig  ist,  lässt  sich  nicht  ohne 
Weiteres  in  den  oberbayerischen  Braunkohlengruben  anwenden, 
und  die  bergpolizeilichen  Bedürfnisse  des  sächsischen  Erzbei^- 
baues  sind  von  denen  der  schlesischen  Zinkgruben  verschieden. 
Auch  hier  giebt  es  wieder  in  allen  Kapiteln  übereinstimmende 
Grundsätze;  aber  ihre  Durchführung  und  Anwendung  im  Ein- 
zelnen muss  den  Unterschieden  der  natürlichen  Ablagerung,  sowie 
den  technischen,  wirthschaftlichen  und  geschichtlichen  Verschieden- 

^^  Stenogr.  Ber.  über  die  Verhandlungen  des  Reichstags  9.  Liegislatarper. 
V.  Sess.  1897/98  73.  Sitzung  vom  30.  März  1898  S.  1888  ff. 
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heiten  der  einzelnen  Bergreviere  gebührende  Rechnung  tragen. 
Dafür  bieten  die  Einzelstaaten  mehr  Gewähr  als  das  Reich.  Aus 
ganz  ähnlichen  Erwägungen  hat  es  der  Gesammtvorstand  der 
deutschen  Knappschaftsberufsgenossenschaft  dem  unermüdlichen 
Drängen  des  ersten  Präsidenten  des  Reichsversicherungsamtes 
gegenüber  konstant  abgelehnt,  seinerseits  einheitliche  Unfall- 
verhütungsvorschriften  für  das  ganze  Deutsche  Reich  zu  entwerfen, 
zumal  die  bestehenden  provinzialen  bezw.  partikularen  Bergpolizei- 
verordnungen vollständig  ausreichten  und  besser  in  der  Lage 
seien,  allen  lokalen  Bedürfnissen  Rechnung  zu  tragen. 

Mit  Recht  ist  auch  in  der  Reichstagssitzung  vom  11.  Dez. 
1896  von  in  sachlicher  Hinsicht  sehr  beachtlicher  Seite  betont 
worden®^: 

^^Einheitlich  im  Sinne  der  Resolution  heisst  nicht  schab- 
lonenhaft; es  sollen  vielmehr  nur  die  leitenden  Grundsätze 
durch  Reichsgesetz  festgelegt  werden,  überall  aber,  wo  es 
lokale  Verschiedenheiten  erfordern,  das  Absonderliche  der 
landesgesetzlichen  Regelung  vorbehalten  bleiben.^ 

Gerade  diese  hiernach  der  landesgesetzlichen  Regelung  auf 
jeden  Fall  vorzubehaltenden  Funkte  aber  sind  es,  welche  jeden 
Augenblick  ein  sofortiges  Einschreiten  nicht  nur  der  Verwaltung, 
sondern  auch  der  Gesetzgebung  erheischen  können.  Dazu  brauchen 
wir  kein  Reichsgesetz.  Der  Erlass  eines  deutschen  Berggesetzes 
ist  vielmehr  lediglich  aus  denjenigen  Gründen  nothwendig,  welche 
im  I.  Theile  dieser  Abhandlung  dafür  angeführt  worden  sind,  und 
unter  diesen  befindet  sich  kein  einziger,  der  auf  die  Nothwendig- 
keit  einer  Beschleunigung  hinwiese,  sondern  nur  solche,  welche 
für  langsamere,  dafür  aber  um  so  gründlichere  und  eingehendere 
Erörterungen  und  Erwägungen  sprechen.  Zu  solchen  ist  aber 
um  so  mehr  Zeit,  als  die  dermalen  in  Kraft  stehenden  Landes- 
berggesetze  anerkanntermassen   in  den  Hauptsachen  vorzügliche 

••  Stenogr.  Ber.  über  die  Verhandlungen  des  Reichstags  9.  Legislaturper. 
IV.-Sess.  1895/97  Bd.  V  S.  3822ff. 
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Arbeiten  sind,  die  sich  in  dreissigjähriger  Uebung  im  Wesent- 
lichen bewährt  haben.  Mit  solchen  Gesetzen  muss  auch  jetzt 
noch  eine  Reihe  von  Jahren  auszukommen  sein  und  ist  in  der 
That  auch  einstweilen  auszukommen. 

Der  Grund,  der  von  Vielen  für  den  Erlass  eines  deutschen 
Berggesetzes  in's  Feld  geführt  wird,  dass  das  preussische  Berg- 
gesetz bereits  in  14  deutschen  Bundesstaaten  gilt  und  dort  fast 
überall  revisibel  ist,  spricht  auch  dafür,  dass  es  mit  diesem  Er- 
lasse Zeit  hat.  Denn  auch  in  denjenigen  deutschen  Bergbau- 
Staaten,  in  denen  das  preussische  Berggesetz  nicht  gilt,  ist  man 
mit  den  geltenden  Landesberggesetzen  im  Allgemeinen  zufrieden. 
Gerade  im  Königreich  Sachsen^  welches  beim  Erlasse  eines  Reichs- 
berggesetzes sein  altbewährtes  Landesberggesetz  zu  Gunsten  des 
preussischen  in  der  Hauptsache  wird  aufgeben  müssen,  ist  Peti- 
tionen auf  Abänderung  einzelner  Bestimmungen  gegenüber  von 
der  Regierung  unter  Zustimmung  überwiegender  Kammermajori- 
täten wiederholt  betont  worden,  dass  sich  das  sächsische  Berg- 
gesetz nicht  nur  im  Allgemeinen,  sondern  auch  in  allen  denjenigen 
Punkten,  deren  Abänderung  angeregt  worden  war  (Abschaffung  der 
Arbeitsbücher  und  der  Einrede  gegen  Bergschädenansprüche,  Ein- 
führung der  Berufung  gegen  Urtheile  der  Bergschiedsgerichte);  be- 
währt und  zu  Aenderungen  keinen  begründeten  Anlass  gegeben  habe. 

Wenn  sachlich  in  den  meisten  und  grössten  Bundesstaaten 
das  Meiste  vom  künftigen  deutschen  Berggesetze  schon  jetzt  gilt, 
und  in  denjenigen  kleineren  Bergbauländern ,  wo  Abweichendes 
gilt,  ein  dringendes  Bcdürfniss  zur  Abänderung  dieser  sach- 
lichen Abweichungen  nicht  empfunden  wird,  womit  will  man 
dann  noch  die  Dringlichkeit  motiviren? 

Die  Sorge,  dass  die  nationale  Bewegung  für  den  Erlass  sich 
mit  der  Zeit  verflachen  und  der  Eifer  nachlassen  könnte,  braucht 
Niemanden  mehr  zu  beunruhigen,  nachdem  der  eine  gesetzgebende 
Faktor  im  Deutschen  Reiche  diesen  Wunsch  in  einer  so  ent- 
schiedenen Resolution  amtlich  festgelegt  hat. 
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Ein  deutsches  Berggesetz  muss  kommen  und  wird  kommen, 
weil  es  eine  logische  Nothwendigkeit  der  neuesten  Entwickelung 
des  ganzen  deutschen  Rechts  ist.  Aber  es  hat  Zeit:  man  muss 
mit  dieser  Spezialität  warten,  bis  das  Allgemeine  unter  Dach  und 
Fach  ist,  und  man  kann  auch  ganz  gut  damit  warten,  weil  einst- 
weilen das  Besondere,  was  gilt,  zur  Noth  genügt. 

Die  bereits  oben  angezogene,  im  Jahre  1885  geschriebene 
Abhandlung  des  Verfassers^^  kommt  zu  folgendem  Schlüsse: 

„Augenblicklich  erscheint  diese  Frage  nicht  dringlich. 
Denn  bei  dem  hervorragenden  Einflüsse,  welchen  die  Gestal- 
tung des  bürgerlichen  Rechts  auf  das  Bergrecht  bat,  em- 
pfiehlt es  sich:  mit  Anbahnung  der  Rechtseinheit  auf  berg- 
rechtlichem Gebiete  zu  warten,  bis  sich  das  Bürgerliche  Ge- 
setzbuch im  Deutschen  Reiche  eingebürgert  hat.  Voraus- 
sichtlich wird  also  diese  Aufgabe  erst  dem  künftigen  Jahr- 
hundert zufallen.^ 

In  den  seit  der  Niederschrift  jener  Worte  verflossenen 
14  Jahren  ist  über  den  hier  behandelten  Gegenstand  viel  ge- 
schrieben, gesprochen  und  verhandelt  worden.  Aber  nichts  ist 
in  der  Zwischenzeit  geschehen,  was  Anlass  bieten  könnte,  auch 
nur  ein  Wort  von  dem,  was  dort  darüber  veröff'entlicht  wurde, 
zurückzunehmen  oder  auch  nur  zu  modifiziren.  Im  Gegentheil 
enthalten  die  inzwischen   erschienenen  Motive   zum  Bürgerlichen 


^*  Wähle,  Der  Begriff  Bergrecht  im  objektiven  Sinne  S.  88.  Frei- 
berg i.  S.,  Graz  &  Gerlach,  1887.  Nicht  gleichzeitig  mit  dem  Inkrafttreten 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  oder  wenigstens  unmittelbar  nach  dem  1.  Jan. 
1900  braucht  das  deutsche  Berggesetz  herauszukommen,  sondern  erst,  nach- 
dem sich  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  schon  eingelebt  hat.  Denn  erst, 
wenn  dieses  seine  umgestaltenden  Wirkungen  im  Leben  äussert  —  und  dar- 
über können  Jahre  vergehen  —  wird  die  Frage  nach  einem  einheitlichen 
Bergrechte  wirklich  brennend.  Bevor  sie  aber  das  nicht  ist,  soll  man  auch 
nicht  an  die  hierzu  uothwendige  Verfassungsänderung  herantreten.  Bis  auf 
den  letzten  Punkt  ist  das  wohl  auch  die  Meinung  Brassert's  (Zeitschrift  für 
Bergrecht  Bd.  XXn  S.  82 f.,  XXXI  S.  122f.  u.  176 f.,  XXXVIII  S.  212f, 
XXXIX  S.  123  u.  431). 

Archiv  fUr  Öffentliches  Recht.  XIY.  4.  33 
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Gesetzbuche  wie  dieses  selbst  und  die  amtlichen  Aeusseningen 
der  Reichsbehörden  dazu  eine  volle  Bestätigung  jener  früheren 
Arbeit,  und  es  wäre  daher  nicht  nöthig  gewesen,  auf  letztere 
zurückzukommen,  wenn  nicht  diese  amtlichen  Auslassungen  neuer- 
dings Angriffe  erfahren  hätten,  die  eine  erneute  Rechtfertigung 
des  hier  vertretenen  Standpunktes  herausforderten. 

Der  ganze  Streit  dreht  sich  glücklicherweise  nur  um  äussere 
Formen  —  Ort  und  Zeit  des  Erlasses  —  nicht  um  die  Sache 
selbst.  Denn  in  der  Sache  sind  —  das  kann  nicht  scharf  genug 
hervorgehoben  werden  —  alle  diejenigen,  welche  diese  Frage 
sachlich  behandeln,  nach  wie  vor  darüber  einig,  dass  der  Erlass 
eines  deutschen  Berggesetzes  auf  der  Grundlage  des  preussischen 
Berggesetzes  mit  dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs für  das  Deutsche  Reich  und  dessen  Anhängseln  zur  unab- 
wendbaren Nothwendigkeit  wird. 

Angesichts  dieser  sachlichen  Uebereinstimmung  ist  die  Hoff- 
nung berechtigt,  dass  in  absehbarer  Zeit  die  entgegenstehenden 
Schwierigkeiten  und  Hindernisse  überwunden  sein  und  die  natio- 
nalen Wünsche  der  Patrioten  und  Juristen  in  Erfüllung  gehen 
werden,  auf  dass  sich  der  deutsche  Bergbau  ebenso  wie  Handel 
und  Gewerbe  im  Deutschen  Reiche  materiell  und  formell  in  der 
nächsten  Generation  einer  einheitlichen  Gesetzgebung  erfreuen 
möge. 
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Eine  Streitfrage  aus  dem  Rechte 
des  konstitutionellen  Oesetzgebungsverfahrens. 

Von 

Walter  Frormann,  Kiel. 


Im  konstitutionellen  Gesetzgebungsverfahren  ist  praktisch  be- 
deutsam die  Frage;  wie  lange  die  gesetzgeberische  Willenserklä- 
rung der  Volksvertretung  in  der  Weise  wirksam  bleibt,  dass  durch 
die  hinzutretenden  Akte  der  Sanktion ;  Ausfertigung  und  Ver- 
kündigung seitens  des  monarchischen  Organes  ein  gültiges  Gesetz 
zustande  zu  kommen  vermag.  Die  Bedeutung  dieser  Frage  er- 
hellt am  besten  daraus,  dass  von  ihrer  Beantwortung  beispiels- 
weise die  Gültigkeit  der  Reichsgesetze  vom  12.  März  1884,  8.  Dez. 
1884,  3.  Mai  1890,  6.  Mai  1890,  19.  Juni  1893,  3.  Juli  1893, 
sowie  der  preussischen  Gesetze  vom  13.  Dez.  1858,  11.  Sept. 
1865,  27.  Febr.  1884  und  9.  Mai  1888  abhängt.  In  der  staats- 
rechtlichen Litteratur  ist  man  sich  in  dieser  Hinsicht  noch  so 
wenig  einig,  dass  keine  der  bisher  aufgestellten  Ansichten  auch 
nur  als  die  herrschende  bezeichnet  werden  kann.  Man  teilt  sie 
am  besten  in  zwei  Gruppen:  nach  der  einen  Ansicht  erlischt  die 
Wirksamkeit  der  gesetzgeberischen  Willenserklärung  der  Volks- 
vertretung mit  einem  genau  bestimmten  Zeitpunkte,  und  zwar 
wird  als  solcher  bezeichnet  entweder  der  Beginn  der  nächsten 
Session^  oder  der  Augenblick,  in  dem  die  Volksvertretung,  welche 

^  Laband,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  3.  Aufl.,  Bd.  I  S.  666; 

33* 
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die  betreffende  gesetzgeberische  Willenserklärung  abgab,  als  mit 
dem  gesetzlichen  Ende  der  Legislaturperiode  zu  bestehen  aufhört 
bezw.  aufgelöst  wird,  zum  Teil  auch  der  Augenblick  der  Wahl 
der  neuen  Volksvertretung*;  auf  der  anderen  Seite  wird  behauptet, 
ein  einmal  vom  Parlamente  ordnungsmässig  geäusserter  gesetz- 
geberischer Wille  könne  jederzeit  von  dem  monarchischen  Organe 
sanktioniert  und  als  Gesetz  ausgefertigt  und  verkündet  werden, 
ohne  dass  letzteres  in  dieser  Hinsicht  an  eine  zeitliche  Schranke 
gebunden  wäre^.  Beide  Gruppen  von  Ansichten  enthalten  einen 
richtigen  Gedanken :  die  erstgenannte,  insofern  sie  richtig  empfindet, 
dass  ohne  jegliche  zeitliche  Schranke  in  dieser  Frage  nicht  aus- 
zukommen ist;  die  zweite,  insofern  sie  erkennt,  dass  die  von  den 
Gegnern  behaupteten  Fristen  willkürlich  und  nicht  zu  begründen 
sind.  Keine  der  bisherigen  Lehren  verdient  aber  volle  Zu- 
stimmung. 

In  der  Beantwortung  der  aufgeworfenen  Frage  hat  man  zu 
scheiden  zwischen  dem  Akte  der  Sanktion,  der  dem  Stadium  der 
Bildung  des  staatlichen  Gesetzgebungswillens  angehört,  einerseits 
und  den  Akten  der  Ausfertigung  und  Verkündigung,  welche  dem 
bereits  fertigen  staatlichen  Gesetzgebungswillen  die  Rechtswirk- 
samkeit verschaffen  sollen,  andererseits.    Auffallenderweise  ist  eine 

V.  Rönne,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  2.  Aufl.,  Bd.  II  S.  51,  Staats- 
recht der  preussischen  Monarchie,  4.  Aufl.,  Bd.  1  S.  392 f.;  Schulze,  Lehr- 
buch des  deutschen  Staatsrechts  Bd.  II  S.  120. 

^  G.  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts,  4.  Aufl.,  S.  496; 
Roth,  Rosin,  v.  Stengel,  Ulbrich  an  den  bei  Meter  a.  a.  0.  Note  15  an- 
gegebenen Orten;  Arndt,  Verfassunjjf  des  Deutschen  Reichs  S.  131. 

'  Fleischmann,  Weg  der  Gesetzgebung  in  Preassen  S.  31,  tOf.,  86 ff.; 
Gerber,  Grundzüge  eines  Systems  des  deutschen  Staatsrechts,  1.  Aufl.,  S.  142; 
Jbllinek,  Gesetz  und  Verordnung  S.  330 f.;  SarwEy,  Staatsrecht  des  König- 
reichs Württemberg  Bd.  II  S.  62;  Schwarz,  Verfassungsurkunde  für  den 
preussischen  Staat  S.  202f.;  Seüffert,  Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechts- 
wissenschaft Bd.  XIV  S.  607  fl*. ;  V.  Seydbl,  Kommentar  zur  Reichsverfassung, 
2.  Aufl.,  S.  117  fl".;  H.  A.  Zachariae,  Deutsches  Staats-  und  Bundesrecht,  S.Aofl., 
Bd.  II  S.  177 ff.;  Zoepfl,  Grundsätze  des  allgemeinen  und  deutschen  Staats- 
rechts, 4.  Aufl.,  Bd.  II  S.  453  ff. 
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solche  Trennung  bisher  eigentlich  nie  vorgenommen;  eine  Aus- 
nahme machen  nur  Zoepfl^  und  Fleischmann  ^     Es  mag  dies 

• 

damit  zusammenhängen,  dass  thatsächlich  Sanktion,  Ausfertigung 
und  Verkündigung,  soweit  letztere  beiden  das  monarchische  Organ 
in  eigener  Person  vornimmt,  der  Regel  nach  in  einen  Akt  zu- 
sammenfallen. Wo  aber,  wie  im  Deutschen  Reiche,  für  jene 
Akte  verschiedene  Organe  zuständig  sind,  da  gewinnt  der  Unter- 
schied auch  praktische  Bedeutung.  Ausfertigung  und  Verkündi- 
gung sind  rein  formeller  Natur;  wem  das  Recht  der  Ausfertigung 
und  Verkündigung  zusteht,  der  nimmt  darum  an  der  Bildung  des 
staatlichen  Gesetzgebungswillens  noch  keinen  Anteil.  Anders  bei 
der  Sanktion,  sie  ist  ein  wesentliches  Stück  der  Bildung  des  staat- 
lichen Gesetzgebungswillens,  in  ihr  findet  dessen  Bildung  ihren 
Abschluss.  Es  kann  darum  nur  natürlich  erecheinen,  wenn  dieser 
tief  gehende  Unterschied  zwischen  der  Sanktion  einerseits  und 
der  Ausfertigung  und  Verkündigung  andererseits  die  Beantwortung 
der  hier  zu  behandelnden  Frage  beeinflusst. 

Die  Untersuchung  wird  sich  zunächst  mit  der  Sanktion  be- 
fassen. 

Nur  einzelne  der  deutschen  Verfassungen  bestimmen  aus- 
drücklich, bis  wann  der  Monarch  seinen  Bescheid  auf  die  gesetz- 
geberischen Beschlüsse  der  Volksvertretung  zu  erteilen  hat: 

nach  §  109  St.-Gr.-G.  von  Sachsen-Koburg- Gotha 
vom  3.  Mai  1852  gilt  die  Bestätigung  der  von  den  Landtagen 
beschlossenen  Gesetze  durch  den  Herzog  als  verweigert,  wenn 
die  Verkündigung  derselben  nicht  binnen  acht  Wochen  von  der 
Zeit  an  gerechnet,  wo  sie  der  Staatsregierung  mitgeteilt  worden 
waren,  erfolgt  ist; 

in  Bayern  hat  nach  Art.  40  des  Gesetzes  vom  19.  Jan. 
1872  der  König  den  Gesetzentwürfen,  welche  die  Zustimmung 
beider  Kammern  erhalten  haben,  seine  Sanktion  entweder  sogleich 


♦  A.  a.  0.  S.  456.  *  A.  a.  0.  S.  86. 
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nach  der  Vorlage  eines  jeden  einzelnen  Gesamtbeschlusses  oder 
spätestens  bei  dem  Schlüsse  der  Versammlung  im  Landtags- 
abschiede zu  erteilen  oder  zu  verweigern;  dasselbe  hat  hinsicht- 
lich der  Bescheidung  der  von  den  Kammern  gestellten  Anträge 
zu  geschehen. 

In  diesen  Staaten  vermag  eine  nach  Ablauf  der  der  Krone 
gesetzten  Erklärungsfrist  erteilte  Sanktion  den  von  der  Volks- 
Vertretung  angenommenen  Gesetzentwurf  nicht  mehr  zu  einem 
rechtswirksamen  staatlichen  Gesetzgebungswillen  zu  erheben. 
Gleiches  ist  anzunehmen,  wo  die  Verfassung  den  Erlass  von 
Landtagsabschieden  bis  zum  Schlüsse  oder  alsbald  nach  Schluss 
des  Landtags  vorschreibt;  d.  h.  ausser  in  Bayern  in  folgenden 
Staaten : 

Grossherzogtum  Hessen,  Verf.-Ürk.  von  1820,  Art.  101, 

Königreich  Sachsen,  Verf.-Urk.  von  1831,  §  119®, 

Braunschweig,  n.  L.-O.  von  1832,  §  148, 

Oldenburg,  rev.  St.-Gr.-G.  von  1862,  Art.  163, 

Reuss  j.  L.,  Verf.-Urk.  von  1852,  §  96, 

Waldeck,  Verf.-Urk.  von  1852,  §  53. 

In  den  übrigen  deutschen  Verfassungen,  insbesondere  in  der 
Reichsverfassung  und  der  preussischen  Verfassungsurkunde,  fehlen 
entsprechende  Vorschriften  des  geschriebenen  Rechts.  Vielfach 
wird  jedoch  behauptet,  sie  seien  durch  gewohnheitsrechtliche 
Bildungen  ersetzt. 

Rönne ^,  Schulze®  und  Laband*  behaupten  z.  B.,  der  ge- 
samte Gesetzgebungsakt  von  der  Einbringung  des  Entwurfs  bis 
zur  Verkündigung  der  ausgefertigten  Gesetzesurkunde  müsse  nach 
einer  allgemeinen  Uebung,  die  sich  zu  einem  wirklichen  konsti- 
tutionellen Gewohnheitsrecht  gestaltet  habe,  beendet  sein,  bevor 


^  In  Sachsen  soll  übrigens  der  Entschluss  des  Königs  „womöglich  noch 
während  der  Ständeversammlung"  ergehen  (ebenda  §  113). 
'  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  I  S.  392  f. 
»  A.  a.  0.  S.  120.  »  A.  a.  0.  S.  665. 
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das  Parlament  zu  einer  neuen  Session  zusammentrete.  Es  ist 
aber  ein  „wirkliches  allgemeines  konstitutionelles  Gewohnheits- 
recht^ ein  Faktor^  mit  dem  bei  einer  Untersuchung  über  das 
innere  Staatsrecht  eines  bestimmten  Staates  nicht  wohl  gerechnet 
werden  darf.  Die  Gültigkeit  des  inneren  Staatsrechts ,  dem  das 
Recht  des  Gesetzgebungsverfahrens  angehört,  beschränkt  sich  auf 
den  einzelnen  Staat,  da  es  allein  auf  dessen  Anerkennung  beruht. 
Die  Anerkennung  eines  dem  inneren  Staatsrechte  angehörenden 
Satzes  seitens  anderer  Staaten  ist  an  sich  für  jeden  Staat  ohne 
Bedeutung;  Uebungen  und  Gewohnheiten  anderer  Staaten  kommen 
für  ihn  nur  insoweit  in  Betracht,  als  sich  in  ihnen  richtige 
Folgerungen  aus  einem  in  ihm  und  den  anderen  Staaten  gleicher- 
weise  anerkannten  Kechtsinstitute  offenbaren.  Dann  aber  ist  der 
Grund  für  ein  gemeinsames  Gewohnheitsrecht  mehrerer  Staaten 
nicht  die  thatsächliche  Geltung  in  der  Mehrzahl  dieser  Staaten, 
sondern  die  folgerichtige  Ableitung  desselben  aus  dem  Wesen 
des  gemeinsamen  Rechtsinstitutes,  und  dessen  Geltung  wiederum 
beruht  allein  auf  der  Anerkennung  jedes  einzelnen  Staates.  —  Will 
man  also  für  einen  Satz  des  inneren  Staatsrechts  sich  auf  ein 
Gewohnheitsrecht  berufen,  so  genügt  nicht  die  Behauptung  eines 
„wirklichen  allgemeinen  konstitutionellen  Gewohnheitsrechts",  son- 
dern es  muss  der  fragliche  Satz  für  jeden  einzelnen  Staat  als 
Gewohnheitsrecht  nachgewiesen  werden. 

Der  Versuch,  jenen  von  Rönne,  Schulze  und  Laband  als 
Norm  eines  allgemeinen  konstitutionellen  Gewohnheitsrechts  be- 
haupteten Satz,  der  gesamte  Gesetzgebungsakt  müsse  bis  zum 
Beginne  der  nächsten  Parlamentssession  beendet  sein,  wenigstens 
als  Satz  eines  preussischen  oder  Reichsgewobnheitsrechts  zu  retten, 
misslingt. 

Freilich  steht  der  Art.  78  R.-V.  der  Bildung  eines  Reichs- 
gewohnheitsrechts  an   sich   nicht  im  Wege^^;    denn   wenn   nach 


10 


V.  SsTDEL  a.  a.  0.  S.  118. 
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dessen  Vorschrift  Veränderungen  der  Reichsverfassung  im  Wege 
der  Gesetzgebung  erfolgen  sollen,  so  steht  hier  ^Gesetzgebung** 
im  Gegensatz  zu  ^  Vertragt  und  „Stimmeneinheit  sämtlicher  Bundes- 
gliedert,  jedenfalls  hat  man  an  einen  Gegensatz  zum  „Gewohn- 
heitsrecht^ nicht  gedacht;  und  wenn  auch  dem  nicht  so  wäre, 
60  bliebe  für  den  vorliegenden  Fall  noch  zu  erwägen,  ob  eine 
Ergänzung  der  Verfassung,  die  allein  in  Frage  käme,  schlechthin 
einer  Veränderung  der  Verfassung  gleichgestellt  werden  müsste. 
Indes  kann  dies  ruhig  dahingestellt  bleiben,  da  die  unerlässlichen 
Erfordernisse  des  behaupteten  Reichsgewohnheitsrechts  nicht  zu 
erweisen  sind.  Dies  gilt  insbesondere  von  dem  Erfordernis  der 
opinio  necessitatis.  Man  hat  freilich  behauptet,  die  verbündeten 
Regierungen  hätten  durch  die  Wiedervorlage  der  Postgesetz- 
entwürfe in  der  zweiten  Reichstagssession  des  Jahres  1871  den 
Grundsatz  ausdrücklich  anerkannt,  dass  Sanktion,  Ausfertigung 
und  Verkündigung  bis  zum  Beginn  der  nächsten  Session  statt- 
finden müssten;  allein,  wie  demgegenüber  bereits  wiederholt  fest- 
gestellt worden  ist,  erschien  damals  den  verbündeten  Regierungen 
die  Verkündigung  der  fraglichen  Gesetze  nach  Beginn  der  neuen 
Reichstagssession  nur  „nicht  angemessen^  ^^,  in  diesen  Worten 
aber  kann  die  Anerkennung  einer  rechtlichen  Notwendigkeit,  wie 
sie  die  Bildung  eines  Gewohnheitsrechts  verlangt,  nicht  erblickt 
werden.  Hinzu  kommt,  dass  bei  den  oben  angeführten  Reichs- 
gesetzen seitens  der  Reichsregierung  gerade  das  entgegengesetzt« 
Prinzip  befolgt  worden  ist.  Es  kann  aber  schlechterdings  nicht 
die  Rede  davon  sein,  dass  sich  bereits  im  Jahre  1871  ein  gültiges 
Reichsgewohnheitsrecht  gebildet  habe,  was  zur  Folge  hätte,  dass 
die  dem  im  Jahre  1871  befolgten  Prinzipe  zuwider  nach  Beginn  einer 
neuen  Reichstagssession  sanktionierten  oder  verkündeten  späteren 
Gesetze  ungültig  wären.  —  Ebensowenig  ist  erweislich,  dass  die 
preussische  Regierung  die  rechtliche  Notwendigkeit  anerkenne, 


"  Vgl.  Drucksachen  des  Reichstages,  1.  Legislaturp.  2.  Session  Xo.  1^. 


—     509     — 

die  von  den  Kammern  angenommenen  Gesetzesvorlagen  bis  zum 
Beginne  der  nächsten  Session  zu  sanktionieren  oder  gar  zu  ver- 
kündigen; das  erhellt  aus  den  gleichfalls  bereits  oben  angeführten 
preussischen  Gesetzen,  welche  der  Zeit  nach  sich  auf  verschiedene 
Jahrzehnte  seit  Erlass  der  Verfassungsurkunde  verteilen.  Auch 
für  Preussen  lässt  sich  somit  das  von  Rönne  ^  Schulze  und 
Laband  behauptete  Gewohnheitsrecht  nicht  erweisen. 

Genau  so  unbegründet  ist,  wenigstens  für  das  Deutsche  Reich 
und  Preussen,  der  von  anderer  Seite  als  Gewohnheitsrecht  be- 
hauptete Satz,  das  gesamte  Gesetzgebungsverfahren  müsse  während 
des  Bestehens  der  jeweiligen  Volksvertretung,  welche  die  frag- 
liche Vorlage  angenommen  habe,  abgeschlossen  werden.  Denn 
auch  hier  lässt  sich  für  das  Erfordernis  der  opinio  necessitatis 
nichts  erbringen,  während  andererseits  in  verschiedenen  Fällen 
die  Praxis  das  gegenteilige  Prinzip  befolgt  hat. 

Wo  die  geschriebenen  Verfassungen  versagen  und  sich  weiter- 
hin auch  ein  ergänzendes  Gewohnheitsrecht  nicht  nachweisen  lässt, 
können  allgemeine  Erwägungen,  insbesondere  über  die  Natur 
des  konstitutionellen  Gesetzgebungs Verfahrens,  einen  Anhalt  für 
die  Beantwortung  der  aufgeworfenen  Frage  verschaffen.  Bisher 
ist  in  dieser  Richtung  besonders  zweierlei  geltend  gemacht. 

Einmal  hat  man  das  fast  überall  unbestritten^^  herrschende 
Prinzip  der  Diskontinuität  der  Sitzungsperioden  zu  verwerten 
gesucht.  Dieses  Prinzip  besagt,  „dass  Geschäfte  der  vorigen 
Session,  die  nicht  zum  Abschluss  gekommen  sind,  in  der  neuen 
Session  nicht  einfach  fortgesetzt  werden  können,  sondern  neu 
begonnen  werden   müssen^  ^^.     Es  bezieht  sich  also  nur  auf  die 

^'  Aber  betreffend  Preussen  s.  Zorn  in  der  von  ihm  besorgten  5.  Aufl. 
von  V.  RöNNE*B  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  I  S.  849:  „'Ein  so  wichtiger  und 
weittragender  staatsrechtlicher  Grundsatz  müsste  positiv  in  der  Verfassung 
zum  Ausdruck  gelangt  sein.  Dies  ist  nicht  der  Fall:  durch  Geschäfts- 
ordnungsvorschriften und  thatsächliche  Vorgänge  kann  ein  derartiger  Funda- 
mentalsatz des  Staatsrechts  nicht  geschaffen  werden. '^ 

*'  V.  Setdel  a.  a.  0.  S.  118. 
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schwebenden  Geschäfte  der  Volksvertretung,  nicht  auf  die  schon 
erledigten  ^^,  denn  diese  können  —  eben  weil  sie  erledigt  sind  — 
nicht  mehr  fortgesetzt  werden.  Dies  erhellt  klar,  was  Preussen 
anlangt,  aus  §  74  der  Geschäfts-0.  für  das  Haus  der  Abgeord- 
neten, welcher  in  fast  wörtlicher  Uebereinstimmung  mit  §  80  der 
Oeschäfts-0.  für  das  Herrenhaus,  wie  folgt,  lautet: 

„Gesetzesvorlagen,  Anträge  und  Petitionen  sind  mit  dem 
Ablaufe  der  Sitzungsperiode,  in  welcher  sie  eingebracht  und 
noch  nicht  zur  Beschlussnahme  gediehen  sind,  für  erledigt 
zu  erachten.*^ 

Weiter  aber  bezieht  sich  das  Prinzip  der  Diskontinuität  der 
Sessionen  nur  auf  die  geschäftliche  Behandlung  in  der  Volks- 
vertretung selbst,  nicht  auch  ohne  weiteres  auf  das  Verhältnis  der 
Volksvertretung  zum  Monarchen  ^^;  ihn  berühren  ja  auch  direkt  nur 
die  vom  Parlament  erledigten  Vorlagen.  Nach  alledem  kann  ans 
dem  Prinzip  der  Diskontinuität  der  Sitzungsperioden  der  Volks- 
vertretung nichts  für  die  Frage  gefolgert  werden,  bis  wann  der 
Monarch  sich  über  die  von  der  Volksvertretung  angenommene 
—  also  für  sie  erledigte  —  Gesetzesvorlage  zustimmend  zu 
äussern  hat,  um  einen  rechtswirksamen  staatlichen  Gesetzgebungs- 
willen zustande  zu  bringen. 

In  zweiter  Linie  ist  behauptet  worden,  die  Volksvertretung 
sei  in  jeder  Session  oder  zum  mindesten  nach  jeder  Neuwahl  eine 
andere;  daraus  folge,  dass  Beschlüsse  der  vorigen  Session  bezw. 
der  vorigen  Legislaturperiode  das  Parlament  nach  erneutem  Zu- 
sammentritt nichts  mehr  angingen;  eine  nachdem  noch  ergehende 
Sanktion  bezw.  Verkündigung  von  Gesetzen,  die  in  der  früheren 
Zusammensetzung  angenommen  worden  seien,  sei  darum  unstatt- 
haft, mindere  die  Rechte  der  Volksvertretung,  sei  jedenfalls  ihr 
gegenüber  rücksichtslos.  Auch  aus  dieser  Deduktion  lässt  sich 
für  die  Beantwortung  unserer  Frage  nichts  gewinnen.    Ein  Ver- 

"  Jellinek  a.  a.  0.  S.  330  f. 

"  Meyer  a.  a.  0.  S.  496  Note  15. 
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fahren,  welches  rücksichtslos  genannt  zu  werden  verdient,  ist 
darum  noch  nicht  rechtlich  unzulässig.  Welche  Rechte  der  Volks- 
Vertretung  eventuell  gemindert  werden^  ist  nicht  abzusehen,  es 
seien  denn  gerade  die  Rechte,  deren  Existenz  überhaupt  erst 
nachgewiesen  werden  soll;  ihre  Verletzung  anzunehmen,  bevor 
ihre  Existenz  erwiesen  ist,  wäre  also  die  reine  petitio  principii. 
Im  übrigen  aber  übersieht  jene  Deduktion,  dass  trotz  Erneuerung 
des  Personenbestandes  der  Volksvertreter  infolge  von  Ergänzungs- 
bezw.  Emeuerungswahlen  das  Parlament  als  solches  für  die 
staatsrechtliche  Betrachtung  doch  stets  dasselbe  bleibt.  Man  mag 
dies  für  die  altständischen  Zeiten  immerhin  leugnen,  da  bei  den 
damaligen  Ständen  der  Charakter  eines  rein  staatlichen  Organes 
nicht  in  der  Weise  hervortrat,  wie  bei  den  Volksvertretungen  des 
modernen  konstitutionellen  Staates;  für  die  letzteren  aber  hat 
man  die  Konsequenzen  ihrer  Organstellung  aufs  strengste  zu 
ziehen,  und  dann  gelangt  man  mit  Jellinek  (a.  a.  O.)  zu  dem 
Ergebnis,  dass  die  von  der  Volksvertretung  gefassten  Beschlüsse 
ebenso  unabhängig  von  den  physischen  Personen  sind,  wie  die 
von  dem  Monarchen,  den  Ministern,  den  Richtern  vollzogenen 
Akte,  mit  anderen  Worten :  eine  gesetzgeberische  Willensäusserung 
der  Volksvertretung  verliert  weder  durch  Ablauf  der  Legislatur- 
periode noch  durch  Auflösung  seitens  des  Monarchen,  geschweige 
denn  durch  Beginn  einer  neuen  Session  nach  irgend  einer  Rich- 
tung ihre  staatsrechtliche  Wirksamkeit. 

Oiebt  man  dies  zu,  so  wird  man  überhaupt  davon  absehen 
müssen,  die  Wirksamkeit  der  gesetzgeberischen  Willenserklärung 
der  Volksvertretung  auf  eine  durch  ein  fest  bestimmtes  Ereignis 
begrenzte  Frist  zu  beschränken ;  denn  ausser  den  genannten  weist 
das  konstitutionelle  Gesetzgebungsverfahren  keine  weiteren  mar- 
kanten Zeitabschnitte  auf,  die  in  Frage  kommen  könnten.  Damit 
ist  aber  noch  nicht  gesagt,  dass  das  monarchische  Organ  hin- 
sichtlich der  Sanktion  überhaupt  an  keinerlei  zeitliche  Schranke 
gebunden  wäre.     Einer  solchen   Annahme  steht   die   allgemeine 
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Erwägung  entgegen^  dass  für  das  Gesetzgebungsverfahren  wie  für 
alle  rechtlich  erheblichen  Thatbestände,  welche  sich  als  Willens- 
einigungen einer  Mehrzahl  von  Personen  darstellen,  eine  gewisse 
Geschlossenheit  gefordert  werden  muss,  wie  es  beispielsweise  beim 
Vertrage  des  Privatrechts  nicht  minder  als  des  öffentlichen  Bechts 
geschieht.  Dies  folgt  aus  dem  inneren  Grunde,  demzufolge  die 
Rechtsordnung  der  Willenseinigung  mehrerer  Personen  rechtliche 
Erheblichkeit  beimisst;  ihr  ist  die  innere  Willensübereinstimmung 
der  mehreren  Personen  das  massgebende,  nicht  die  äussere  Er- 
klärung; diese  gewinnt  Bedeutung  nur  dadurch,  dass  sie  uner- 
lässliches  Aeusserungsmittel  des  inneren  Willens  ist.  Wenn  ihre 
Bedeutung  zum  Teil  weiter  ausgedehnt  worden  ist,  so  dass  sie  in 
manchen  Beziehungen  ohne  Rücksicht  auf  den  hinter  ihr  stehen- 
den Willen  als  massgebend  erscheint,  so  ist  das  eine  nur  aus 
praktischen  Rücksichten  zu  erklärende  Anomalie,  die  nicht  un- 
nötig zu  einer  völligen  Verkehrung  des  Verhältnisses  zwischen 
Wille  und  Erklärung  führen  darf.  Mit  einer  solchen  Verkehrung 
dieses  Verhältnisses  wäre  es  aber  gleichbedeutend,  wenn  man  der 
zu  einer  Willenseinigung  mehrerer  Personen  erforderlichen  Willens- 
äusserung  der  einen  Person  zeitlich  unbegrenzte  Wirksamkeit  be- 
liesse.  Auf  praktische  Rücksichten  ist  der  Grundsatz  zurück- 
zuführen, dass  die  Volksvertretung  eine  einmal  gehörig  vollzogene 
gesetzgeberische  Willensäusserung  vor  Abschluss  des  Gesetz- 
gebungsverfahrens nicht  zurückzunehmen  vermag,  selbst  wenn  sich 
der  Wille  der  Mehrheit  inzwischen  geändert  haben  sollte.  Doch 
darf  hieraus  nicht  geschlossen  werden,  dass  mit  der  MögUchkeit 
einer  Willensänderung  der  Volksvertretung  überhaupt  nicht  ge- 
rechnet werden  darf  und  der  einmal  erklärte  Wille  für  alle  Zeit 
als  bindend  bezeichnet  w4rd.  Das  wäre  eine  jener  Verkehmngen 
des  Verhältnisses  von  Wille  und  Erklärung,  welche  anzuerkennen 
kein  bindender  Grund  zwingt,  welche  im  Gegenteil  dem  Grund- 
satz der  Geschlossenheit  jedes  als  Willenseinigung  erheblichen 
rechtlichen   Thatbestandes  widersprechen  würde.     Es  folgt  also, 
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dass  die  Sanktion  eines  von  der  Volksvertretung  angenommenen 
Gesetzentwurfes  nur  innerhalb  einer  solchen  Frist  geschehen 
kann,  dass  dem  ganzen  Gesetzgebungsverfahren  seine  Geschlossen- 
heit gewahrt  bleibt.  Damit  ist  nicht  gesagt,  dass  die  Regierung 
sich  allemal  sofort  endgültig  auf  eine  gesetzgeberische  Willens- 
äusserung  der  Volksvertretung  zu  erklären  hätte;  eine  solche  For- 
derung würde  den  thatsächhchen  Schwierigkeiten  der  Gesetz- 
gebung nicht  gerecht  werden,  da  jeder  gewissenhafte  Entschluss 
des  Gesetzgebers  sorgfaltiger  Prüfung  meist  auf  Grund  umfang- 
reicher thatsächlicher  Erhebungen  bedarf.  Man  muss  vielmehr 
dem  monarchischen  Organe  allemal  ein  je  nach  den  Umständen 
zu  bemessendes  modicum  tempus  belassen,  innerhalb  dessen  es 
seine  Sanktion  zu  erteilen  vermag;  läuft  diese  Frist  ab,  ohne 
dass  die  Sanktion  erklärt  worden  ist,  so  verliert  die  gesetz- 
geberische Willensäusserung  der  Volksvertretung  über  den  Ge- 
setzentwurf ihre  Wirksamkeit,  eine  später  erteilte  Sanktion  ver- 
mag dann  ein  gültiges  Gesetz  nicht  mehr  zu  bewirken. 

Diese  Antwort  auf  die  aufgeworfene  Frage  mag  manchem 
darum  missfallen,  weil  sie  für  die  Entscheidung  des  Einzelfalles 
nur  unbestimmten  Anhalt  bietet;  doch  wird  man  zugeben  müssen, 
dass  auch  hierin  ein  gewisser  Vorzug  liegen  kann.  Jedenfalls 
wahrt  sie  den  Grundsatz  der  Geschlossenheit  des  Gesetzgebungs- 
verfahrens und  hat  das  Gute  an  sich,  dass  sie  einerseits  gerechten 
Ansprüchen  der  Volksvertretung  nichts  vergiebt,  andererseits  billi- 
gen Anforderungen  der  Regierung  zur  Genüge  entgegenkommt. 

Von  einem  völlig  anderen  Gesichtspunkte  aus  ist  die  Frage 
zu  betrachten,  innerhalb  welcher  Zeit  nach  erfolgter  Sanktion 
die  Gesetze  auszufertigen  und  zu  verkündigen  sind.  Es  ist  da- 
von auszugehen,  dass  Ausfertigung  und  Verkündigung  bei  ihrer 
rein  formellen  Natur  niemals  dazu  führen  dürfen,  dass  durch  ihre 
Vornahme  die  materielle  Wirksamkeit  eines  Gesetzes  beeinflusst 
wird.     Zu  verwerfen  ist  daher  die  Ansicht  Zoepfl's^^,  welcher 

»«  A.  a.  0.  S.  455. 
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behauptet,  die  Anordnung  der  Verkündigung  der  sanktionierten 
Gesetze  stehe  ausschliesslich  im  Ermessen  des  Souveräns  und 
zwar  selbst  in  solchen  Staaten,  deren  Verfassung  für  die  Ertei- 
lung der  fürstlichen  Sanktion  eine  Frist  gesetzt  hat;  nach  dieser 
Ansicht  könnten  solche  Verfassungsvorschriften  durch  ein  Unter- 
lassen der  Verkündigung  einfach  illusorisch  gemacht  werden.  Viel- 
mehr sind,  wo  nicht,  wie  ganz  vereinzelt  in  Sachsen-Koburg- 
Gotha  ^^,  eine  ausdrückliche  Frist  auch  für  die  Publikation  durch 
die  Verfassung  vorgesehen  ist,  Ausfertigung  und  Verkündigung 
unverzüglich,  d.  h.  ohne  ungebührliche  Verzögerung,  nach  er- 
folgter Sanktion  vorzunehmen,  nach  dem  bereits  von  Moser  ^^ 
ausgesprochenen  Grundsatze: 

„Hinwiederum,  wann  etwas  einmahl  von  dem  Keich  be- 
schlossen worden  ist,  so  einer  Ausfertigung  bedarff,  solle  der- 
selben auch  kein  ungebührlicher  Anstand  gegeben  werden,  zu- 
mahlen  wo  eine  Gefahr  auf  dem  Verzug  hafftet.** 

Dies  folgt  mit  Notwendigkeit  und  unmittelbar  aus  der  rein 
formellen  Natur  der  Ausfertigung  und  Verkündigung.  Vorausgesetzt 
ist  natürlich,  dass  in  Staaten,  wo  Sanktion  und  Ausfertigung  und 
Verkündigung  ein  und  demselben  Organe  zustehen,  die  Sanktion 
in  bindender  Weise  zuvor  erfolgt  ist.  Ein  Verstoss  gegen  die 
Forderung,  dass  Ausfertigung  und  Verkündigung  unverzügUch 
nach  erteilter  Sanktion  zu  erfolgen  haben,  wäre  eine  Verletzung 
der  Verfassung  und  zöge  deren  Folgen  nach  sich,  während  in 
dem  Falle,  wo  die  Sanktion  nicht  in  gehöriger  Frist  erfolgte, 
dies  nur  zur  Folge  hätte,  dass  die  gesetzgeberische  Willens- 
erklärung der  Volksvertretung  ihre  Wirksamkeit  verlöre,  und 
dann  allerdings  auch  ein  gleichwohl  später  sanktioniertes  Gesetz 
ungültig  wäre. 

''  S.  0. 

'<»  Teutsches  Staatsrecht  Bd.  L  S.  46  f. 
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Rechtshülfe  in  Strafsachen  zwischen  bürgerlichen 
Gerichten  und  den  zur  Ausübung  der  Militärstraf- 
gerichtsbarkeit berufenen  Stellen. 

Von 

Dr,  Adolph  Priedlaender,  Gerichtsassessor  zu  Frankftirt  a.  M. 


Die  §§  12  und  13  Einf.-G.  z.  M.-St.-G.-O.  für  das  Deutsche 
Reich  regeln  die  Rechtshülfe  zwischen  den  „bürgerlichen  Ge- 
richten^ und  „den  zur  Ausübung  der  Militärstrafgerichtsbarkeit 
berufenen  Stellen".  Die  praktische  Wichtigkeit  dieser  Bestim- 
mungen lässt  ihre  nähere  Betrachtung  angezeigt  erscheinen. 

A.  Einführungsgesetz  zur  Militärstrafgerichtsord- 
nung befasst  sich  nur  mit  der  Rechtshülfe  „in  Straf- 
sachen" (§  12  Abs.  1  Einf.-G.  z.  M.-St.-G.-0.).  Gleichgültig  ist 
die  Art  der  Strafthat.  Nur  muss  stets  eine  kriminell  strafbare 
Handlung  Gegenstand  des  Verfahrens  sein.  Für  Rechtshülfe  in 
Disziplinarsachen  gelten  §§12  und  13  Einf.-G.  z.  M.-St.-G.-O. 
kraft  Reichsrechts  so  wenig,  wie  für  das  Verfahren,  das  Zwangs- 
strafen betrifft.  Unbedenklich  wird  man  dagegen  annehmen  können, 
dass  die  gedachten  Paragraphen  auch  auf  das  Verfahren  über  kri- 
minelle Ordnungsstrafen  anzuwenden  sind,  denn  es  handelt  sich  hier 
an  sich  um  wahrhafte  Strafthaten,  deren  Strafe  nur  mit  Rücksicht 
auf  die  Volksanschauung  eine  mildere  Bezeichnung  erhalten  hat  ^ 


»  Vgl.  meinen  Aufsatz  im  Gerichtssaal  Bd.  XLVI  S.  4l7ff. 
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Wendet  man  das  Einführungsgesetz  zur  Militärstrafgericht sordnung 
auf  das  Ordnungsstrafverfahren  nicht  an,  so  kommt  man  zu  dem 
unbefriedigenden  Ergebnisse,  dass  für  die  Oründe  der  Ablehnung 
des  Ersuchens  an  das  Militärgericht  um  Verhängung  einer  Ord- 
nungsstrafe gegen  einen  säumigen  Zeugen  die  Bestimmung  des 
§13  Einf.-G.  z.  M.-St.-G.-O.  massgebend  ist,  wenn  das  Ersuchen 
Tom  bürgerlichen  Strafgericht  ausgeht,  dagegen  nicht  massgebend 
ist,  wenn  ein  Civilgericht  ersucht.  Ebenso  hätte  dann  der  Straf-, 
nicht  aber  der  Civilrichter  die  Möglichkeit,  in  letzter  Instanz  eine 
Entscheidung  des  Reichsmilitärgerichts  zu  erzielen. 

B.  Nicht  jedes  Ersuchen  in  Strafsachen  unterfällt 
den  beregten  Paragraphen  des  Einführungsgesetzes  zur 
Militärs  trafgerichts  Ordnung. 

Das  Ersuchen  muss 

1.  ausgehen  von  den  vom  Gesetze  bestimmten  Be- 
hörden. 

Das  sind 

a)  die  bürgerlichen  Gerichte.  So  nennt  sie  §12  Abs.  1 
Einf.-G.  z.  M.-St.-G.-O.,  der  den  Grundsatz  der  gegenseitigen 
Rechtshülfepflicht  ausspricht.  Wenn  daher  §  13  Einf.-G.  z.  M.- 
St.-G.-O.  von  den  „bürgerlichen  Gerichtsbehörden"  spricht,  so 
ist  darunter  nichts  Anderes  zu  verstehen. 

Ersuchen  des  Gerichtsschreibers  und  Ersuchen  der  Staats- 
anwaltschaft kommen  also  nicht  in  Betracht.  Man  wird  aber 
auch  Ersuchen  der  Amtsgerichte  dann  nicht  hierher  zu  rechnen 
haben,  wenn  sie  in  Ausübung  der  den  Amtsgerichten  nach  Landes- 
recht zugewiesenen  Strafvollstreckung  ergehen:  es  handelt  sich 
hier  um  eine  Thätigkeit,  die  an  sich  der  Staatsanwaltschaft  ob- 
liegt, und  §  13  Einf.-G.  z.  M.-St.-G.-O.  denkt  wohl  nur  an  die 
den  Gerichten  als  solchen  obliegenden  Geschäfte*.  Wohlverstanden 
nicht  darum  handelt   es   sich,   ob  bei  der  Strafvollstreckung  ein 

«  Vgl.  auch  R.-G.-E.  in  Strafs.  Bd.  XX  S.  102ff.,  Bd.  XXI  S.  428, 
Bd.  XXXI  S.  78flf. 
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Ersuchen  um  Rechtshülfe  möglich,  sondern  ob  es  nach  §  13 
Einf.-O.  z.  M.-St.-G.-O.  zu  behandeln  ist. 

Den  bürgerlichen  Gerichten  entsprechen 

b)  die  zur  Ausübung  der  Militärstrafgerichtsbarkeit 
berufenen  Stellen.  Dies  sind  nach  §  12  M.-St.-G.-O.  die  Ge- 
richtsherren und  die  erkennenden  Gerichte.  Auch  der  vom  Ge- 
richtsherrn mit  Führung  des  Ermittelungsverfahrens  beauftragte 
Untersuchungsführer  (§  159  M.-St.-G.-O.)  ist  hierher  zu  rechnen 
(vgl.  §  160  M.-St,-G.-0.,  besonders  Abs.  l)^  Zwar  giebt  be- 
züglich seiner  Ersuchen  bereits  §  160  Abs.  3  Satz  2  M.-St.-G.-O. 
die  Gründe  zur  Ablehnung  an,  aber  damit  ist  nur  die  Geltung 
des  §  12  Abs.  3  Satz  1  Eiuf.-G.  z.  M.-St.-G.-O.  ausgeschlossen: 
im  üebrigen  ist  §  12  Einf.-G.  z.  M.-St,-G.-0.  zur  Anwendung  zu 
bringen. 

Dagegen  sind  nicht  zur  Ausübung  der  Militärstrafgerichts- 
barkeit berufen: 

1.  Der  militärische  Vorgesetzte  (§  153  M.-St.-G.-O.).  Seine 
Thätigkeit  entspricht  derjenigen  der  Polizeibehörden. 

II.  Der  in  dringenden  Fällen  zur  Veranlassung  der  Leichen- 
schau befugte  militärische  Befehlshaber,  der  weder  Gerichtsherr 
noch  militärischer  Vorgesetzter  ist  (§  223  M.-St.-G.-O.).  Durch 
das  Dringende  des  Falles  wird  der  miUtärische  Befehlshaber  noch 
nicht  Stellvertreter  des  Gerichtsherrn. 

2.  Das  Ersuchen  muss  ein  Ersuchen  um  Rechts- 
hülfe sein. 

a)  Ersuchen  der  bürgerlichen  Gerichte. 

I.  Wäre  das  Ersuchen,  falls  es  an  ein  anderes  bürgerliches 
Gericht  sich  richtete,  als  Ersuchen  um  Rechtshülfe  im  Sinne  des 
Gerichtsverfassungsgesetzes  aufzufassen,  so  unterfallt  es  auch  dem 
§13  Einf.-G.  z.  M.-St.-G.-O. 

'  Nach  §  160  Abs.  4  M.-St.-G.-0.   sind  die  Ersuchungsschreiben    ,,in 
der  Regel",  also  nicht  nothwendiger  Weise  vom  Oerichtsherm  mit  zu  unter- 
zeichnen, die  Erörterung  des  Textes  hat  also  praktische  Bedeutung. 
Archiv  fdr  öffentliches  Recht.  XIY.  4.  34 


—     518     — 

U.  Aber  damit  sind  die  Fälle  der  Bechtshülfeersuchen  nicht 
erschöpft.  Es  giebt  Handlungen,  bei  denen  ein  bürgerliches 
Gericht  zwar  nicht  ein  anderes  bürgerliches  Gericht,  wohl  aber 
eine  zur  Ausübung  der  Militärstrafgerichtsbarkeit  berufene  Stelle 
sich  substituiren  darf.  Ja  während  es  die  Bechtshülfe  eines 
anderen  bürgerlichen  Gerichts  nicht  in  Anspruch  nehmen 
kann,  ist  es,  soweit  die  Zuständigkeit  der  Militärstrafgerichts- 
behörden reicht,  hier  geradezu  auf  deren  Bechtshülfe  ver- 
wiesen. Das  Ersuchen  um  Bechtshülfe  ist  also  hier  eine  Noth- 
wendigkeit,  während  es  in  den  Fällen  unter  I  in  der  Regel  nur 
aus  Zweckmässigkeitsgründen  erfolgt,  mit  Ausnahme  des  seltenen 
Falles,  dass  eine  Amtshandlung,  z.  B.  eine  Augenscheinseinnahme 
ausserhalb  des  Bezirkes  des  Frozessgerichts  vorgenommen  werden 
soll,  und  das  Amtsgericht  des  Orts  dem  Frozessgericht  die  Zu- 
stimmung nach  §  167  G.-V.-G.  nicht  ertheilt. 

Um  die  unter  II  gehörigen  Bestimmungen  zu  ermitteln,  ist 
zu  beachten,  dass  die  Beichsjustizgesetze  die  von  den  bürger- 
lichen Gerichten  um  Unterstützung  anzugehenden  militärischen 
Stellen  theils  als  Militärgerichte,  theils  als  Militärbehörden  be- 
zeichnen. 

Militärgerichte  und  Militärbehörden  sind  keine  Gegensätze: 
zweifellos  sind  die  Militärgerichte  auch  Militärbehörden^.  Wenn 
also  die  Beichsjustizgesetze  theils  die  einen  theils  die  anderen 
erwähnen,  so  heisst  das  nur,  dass  in  dem  einen  Fall  nur  die 
Militärgerichte,  in  dem  anderen  die  durch  die  Ausfuhrungs- 
bestimmungen  zu  bezeichnenden  militärischen  Behörden,  die  Militär- 
gerichte sein  können,  aber  nicht  müssen,  in  Betracht  kommen. 

Die  Verweisung  des  Ersuchens  an  die  Militärgerichte  kenn- 
zeichnet die  Handlung  als  eine  solche,  für  die  der  ersuchte  Bichter 
in  abstracto  zuständig  ist,  stempelt  also  das  Ei*suchen  zu  einem 

*  Vgl.  auch  §  183  M.-St.-G.-O.  Abs.  1:  Steckbriefe  können  von  dem 
Gerichtsherrn  erlassen  werden,  wenn  .  .  .  Abs.  2:  Andere  Militär- 
behörden sind  zur  Erlassung  eines  Steckbriefes  befugt,  wenn  .  . . 
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Ersuchen  um  Rechtshülfe.  Ersuchen  an  andere  Militärbehörden 
unterfallen  dem  §  13  Einf.-G.  z.  M.-St.-G.-O.  nicht. 

Es  kommen  danach  in  Betracht 

ex)  zweifellos  die  Ersuchen  nach  §§  50  Abs.  4,  69  Abs.  5, 
77  Abs.  2  St.-P.-O.*  um  Festsetzung  —  die  Ersuchen  um  Voll- 
streckung scheiden  nach  dem  unter  la  Erörterten  aus  —  der 
Ordnungsstrafen  gegen  Militärpersonen  des  aktiven  Heeres  oder 
der  aktiven  Marine,  die  als  Zeugen  oder  Sachverständige  unent- 
schuldigt ausbleiben  oder  Zeugniss,  Gutachten  oder  Eidesleistung 
ohne  gesetzlichen  Grund  verweigern. 

Die  Festsetzung  der  Strafen  geschieht  zufolge  §  19  Einf.-G. 
z.  M.-St.-G.-O.  durch  den  Gerichtsherrn  nach  Massgabe  des  §  97 
Abs.  2 ff.  M.-St.-G.-0.,  also  mit  Rücksicht  auf  §  9  Einf.-G.  z. 
M.-St.-G.-O.  unter  der  Bezeichnung  als  Militärgericht®. 

ß)  Beschlagnahmen  und  Durchsuchungen  in  militärischen 
Dienstgebäuden  mit  Ausnahme  der  ausschliesslich  von  Civil- 
personen  bewohnten  Räume  erfolgen  nach  §§  98  Abs.  4,  105  Abs.  4 
St.-P.-0.  „durch  Ersuchen  der  Militärbehörde«.  Nach  §  238 
Ab.  1  und  3  M.-St.-G.-O.  aber  steht  die  Anordnung  von  Beschlag- 
nahmen und  Durchsuchungen  bei  aktiven  Militärpersonen  und,  so- 
lange sie  der  Militärstrafgerichtsbarkeit  unterstehen,  bei  den  in 
§  1  No.  3,  5,  6,  7  M.-St.-G.-O.  genannten  Personen  dem  Gerichts- 
herm,  bei  Gefahr  im  Verzug  auch  dem  Untersuchungsführer  zu. 
Das  Gleiche  gilt  für  die  gegen  die  bezeichneten  Personenklassen 
gerichtete  Beschlagnahme  von  Post-  und  Telegraphensendungen. 


^  Falls  man  unseren  im  Anfang  dieser  Arbeit  vertretenen  Stand- 
punkt theilt,  auch  die  gleichen  Ersuchen  nach  §§  380  Abs.  4,  390  Abs.  4, 
409  Abs.  3  C.-P.-O. 

*  Sollte,  wie  u.  A.  Daude,  Die  bürgerlichen  Rechtsverhältnisse  der 
Militärpersonen  (2.  Aufl.)  S.  105/6  annimmt,  obwohl  das  Gerichtsyer- 
fassungsgesetz  nichts  davon  erwähnt,  die  Festsetzung  einer  Sitzungspolizei- 
strafe gegen  Militärpersonen  nicht  durch  das  bürgerliche  Gericht  zu  er- 
folgen haben,  so  würde  auch  das  Ersuchen  um  deren  Festsetzung  mit  hier- 
her zu  rechnen  sein.    Vgl.  übrigens  auch  Anm.  9. 

34* 
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Es  kann  die  Auffassung  vertreten  werden ,  dass  auch  in 
den  Fällen  des  §  238  M.-St.-Q.-O.  das  Ersuchen  nach  wie 
vor  an  die  in  den  Ausfuhrungsbestimmungen  bezeichnete  mili- 
tärische Behörde  zu  richten  ist,  und  dann  diese,  falls  sie,  was 
möglich,  mit  dem  Gerich tsherm  nicht  identisch  ist,  diesen  an- 
zugehen hat.  Natürlicher  aber  scheint  mir  die  Annahme,  dass 
mit  §  238  M.- St.- 6.-0.  in  theil weiser  Abänderung  der  Straf- 
prozessordnung ein  weiterer  Fall  eines  Ersuchens  an  die  Mi- 
litärgerichte und  damit  eines  Ersuchens  um  Rechtshülfe  ge- 
schaffen ist. 

b)  Ersuchen  der  zur  Ausübung  der  Militärstraf- 
gerichtsbarkeit berufenen  Stellen. 

I.  Ein  Ersuchen  um  Rechtshülfe  liegt  zunächst,  wie  unter 
al  vor,  wenn  ein  gleichartiges  Ersuchen  von  einem  bürgerlichen 
Grericht  als  Rechtshülfegesuch  im  Sinne  des  GerichtsYerfassungs- 
gesetzes  aufzufassen  wäre. 

n.  Aber  auch  hier  ist  der  Umfang  der  Rechtshülfeersucben 
weiter  als  nach  dem  Gerichtsverfassungsgesetz.  Die  zu  der 
Gruppe  I  hinzutretenden  Fälle  sind  dadurch  Yon  anderen  ünter- 
stützungsersuchen^  gesondert,  dass  das  Organ,  an  das  sie  sich 
wenden,  das  Amtsgericht  oder,  wie  die  einschlägigen  Paragraphen, 
abgesehen  von  §  239  M.-St.-G.-O.,  sagen,  der  oder  ein  Amts- 
richter ist.  Auch  hier  charakterisirt  das  Unterstützungsorgan  die 
Handlung  als  eine  zur  abstrakten  Zuständigkeit  des  ersuchten 
Richters  gehörige  und  damit  das  Ersuchen  als  Ersuchen  um 
Rechtshülfe.  Natürlich  soll  damit  nicht  gesagt  sein,  dass  jedes 
von  einer  zur  Ausübung  der  Militärstrafrechtspflege  berufenen 
Stelle  an  ein  Amtsgericht  gerichtetes  Ersuchen  ein  Ersuchen  um 
Rechtshülfe  ist:  dies  trifft  vielmehr  nur  zu,  von  Gruppe  I  ab- 
gesehen, wenn  einer  der  besonderen,  in  der  Militärstrafgericbts- 
ordnuDg  geregelten  Fälle  gegeben  ist. 


'  Vgl.  §§  142  Abs.  1  i.  f.,  186  Abs.  4  Satz  2,  239  Abs.  2  M.-St.-G.-0. 
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Dies  sind  die  folgenden®: 

a)  Entsprechend  a  II  a  das  Ersuchen  um  Festsetzung  der 
Ordnungsstrafen  wegen  unentschuldigten  Ausbleibens  oder  gnind- 
loser  Weigerung  des  Zeugnisses,  Gutachtens  oder  der  Eides- 
leistung gegen  Zeugen  und  Sachverständige,  die  nicht  zu  den 
Personenklassen  des  §  1  M.-St.-6.-0.  gehören  (§§  186  Abs.  4, 
203  Abs.  3,  208  Abs.  1,  213  M.-St.-G.-O.).  Aber  zum  Unter- 
schiede  von  dem  entsprechenden  Falle  bei  den  Ersuchen  der 
bürgerlichen  Gerichte  wird  man  auch  die  in  den  genannten  Para- 
graphen der  Militärstrafgerichtsordnung  miterwähnten  Ersuchen 
um  Vollstreckung  der  Ordnungsstrafen  als  hierher  gehörige  Rechts- 
hülfegesuche  aufzufassen  haben.  Der  Gerichtsherr  —  und  von 
ihm  hätte  ja  das  Ersuchen  auszugehen  —  vereinigt  in  sich  richter- 
liche und  staatsanwaltschaftliche  Funktionen,  und  eben  ihre  Ver- 
bindung charakterisirt  seine  eigenartige  Stellung  im  Militärstraf- 
prozess.  Desshalb  kann  auch  nicht  angenommen  werden,  dass 
§  12  Abs.  2  Einf.-G.-  z.  M.-St.-G.-O.  die  Ersuchen  in  der  Voll- 
streckungsinstanz nicht  mit  im  Auge  hat^. 

ß)  Das  Ersuchen  um  Vornahme  der  Leichenschau  nach 
§  223  Abs.  1  M.-St..G.-0. 

7)  Das  Ersuchen  um  Beschlagnahme  und  Durchsuchungen, 


«  Die  in  den  §§  248  Abs.  3,  270/1,  445  AbB.  1  M.-St.-G.-0.  hervor- 
gehobenen Fälle  bedürfen  keiner  besonderen  Erwähnung.  §§  248  Abs.  3  und 
270/1  M.-St.-G.-0.  entsprechen  den  §§  171  Abs.  3  und  222,  224  St.-P.-O.,  die 
bezüglichen  Ersuchen  gehören  also  zu  Gruppe  I.  §  445  Abs.  1  M.-St.-G.-O. 
entspricht  §  409  Abs.  1  St.-P.-O.,  wenn  man  nur  berücksichtigt,  dass  der  dort 
genannte  Richter  —  worüber  heute  wohl  kein  Zweifel  mehr  besteht  —  auch 
ein  ersuchter  Richter  sein  kann.   Auch  dieser  Fall  gehört  also  zu  Gruppe  I. 

*  Gegen  Personen,  die  nicht  der  IVIilitärstrafgerichtsbarkeit  unter- 
liegen, können  die  Militärgerichte  nach  §  290  Abs.  8  M.-St.-G.-0.  Sitzungs- 
polizeistrafen verhängen  und  vollstrecken,  ohne  eines  Ersuchens  an  die 
bürgerlichen  Gerichte  zu  bedürfen.  Wenigstens  wird  einer  solchen  Be- 
schränkung hier  nicht  gedacht.  Wer  freilich  der  in  Anm.  6  gedachten 
Ansicht  Daüdb^s  zustimmt,  wird  wohl  auch  hier  die  entsprechende  Aus- 
nahme, diesmal  zu  Ungunsten  der  Militärgerichte,  machen  müssen. 
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soweit  sie  nicht  erfolgen  bei  aktiven  Militärpersonen  und  wäh- 
rend der  Zeit  ihres  Stehens  unter  Militärstrafgerichtsbarkeit 
bei  den  im  §  1  No.  3,  5,  6,  7  M.*St.-G.-0.  genannten  Per- 
sonen oder  als  Beschlagnahmen  der  Post-  und  Telegraphen- 
sendungen sich  gegen  die  bezeichneten  Personenklassen  richten 
(§  239  Abs.  1  M.-St-G.-O.). 

8)  Das  Ersuchen  um  mündliche  Bekanntmachung  der  An- 
klageverfiigung  und  Anklageschrift  an  den  Beschuldigten  und 
Aufforderung  an  ihn,  sich  wegen  seiner  Vertheidigungsanträge 
zu  erklären  (§  256  Abs.  2  M.-St.-G.-O.). 

C.  Die  Ersuchen  um  Rechtshülfe,  aber  auch  nur  sie, 
sind  zu  richten 

1.  seitens  der  zur  Ausübung  der  Militärstraf- 
gerichtsbarkeit berufenen  Stellen  an  das  Amtsgericht, 
in  dessen  Bezirke  die  Amtshandlung  vorgenommen  werden  soll 
(§  12  Abs.  2  Einf..G.  z.  M.-St.-G.-O.), 

2«  seitens  der  bürgerlichen  Gerichte  nach  §  13  Abs.  1 
Abs.  1  Satz  1  Einf.-G.  z.  M.-St.-G.-O.  „an  die  im  §  9 
[Einf.-G.  z.  M.-St.-G.-O.]  bezeichnete  Stelle**,  also  an  den 
Gerichtsherrn  unter  der  Bezeichnung  als  Militärgericht. 

Die  Gerichtsherren  erster  Instanz  sind  nun  theils  solche 
der  niederen,  theils  solche  der  höheren  Gerichtsbarkeit.  Da 
das  Gesetz  nicht  eine  von  beiden  Arten  für  allein  zuständig 
erklärt  hat,  entsteht  die  Frage,  wann  der  GerichtsheiT  der 
niederen  und  wann  der  der  höheren  Gerichtsbarkeit  zu  er- 
suchen ist.  Dies  kann  sich  nur  danach  richten,  wer  für  die 
mit  Rechtshülfe  begehrte  Handlung  zuständig  wäre,  falls  das 
bei  den  bürgerlichen  Gerichten  schwebende  Verfahren  bei  den 
Militärgerichten  anhängig  wäre.  Angesichts  der  §§  14/17  M.- 
St.-G.-O.  ist  schon  in  dieser  Beziehung  den  bürgerlichen  Ge- 
richten die  Ermittlung  der  zu  ersuchenden  Stelle  schwer  gemacht. 

Weiter  ist  aber  nicht  jeder  Gerichtsherr  der  einschlägigen 
Gerichtsbarkeitsart  die  richtige  Adresse  des  Ersuchens  um  Rechts- 
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hülfe,  sondern  nur  derjSnige^  der  nach  §§  19  ff.  M.-St.-G.-0.  zu- 
ständig ist;  die  hierdurch  nöthige  Prüfung  ist  noch  komplizierter 
als  die  bei  der  Scheidung  der  beiden  Arten  von  Gerichtsbarkeit. 

Nor  wenn  die  Zuständigkeit  nach  den  1)eiden  vorgehenden 
Absätzen  begründet  ist,  liegt  die  Erledigung  des  Ersuchens  inner- 
halb des  Zuständigkeitsbereichs  des  angegangenen  Gerichtsherm. 

D.  Ist  das  Ersuchen  ein  Ersuchen  um  Rechtshülfe, 
so  darf  es  nur  abgelehnt  werden: 

1.  von  den  bürgerlichen  Gerichten: 

a)  wenn  dem  ersuchten  Gerichte  die  örtliche  Zuständigkeit 
mangelt  oder 

b)  wenn  die  vorzunehmende  Handlung  nach  dem  Rechte  des 
ersuchten  Gerichts  verboten  ist  (§  12  Abs.  3  Einf.-G.  z.  M.-St.- 
G.-O.),  also  lediglich  aus  den  auch  im  §  159  Abs.  2  G.-V.-G. 
zugelassenen  Gründen; 

2.  von  den  Militäi*gerichten  bezw.  Gerichtsherrn: 

a)  wenn  die  Erledigung  des  Ersuchens  ausserhalb  des  Zu- 
ständigkeitsbereichs des  angegangenen  Gerichtsherm  liegt,  und 
eine  Abgabe  an  die  zuständige  Stelle  unthunlich  erscheint  ^^  oder 

b)  wenn  die  vorzunehmende  Handlung  nach  dem  Rechte 
der  ersuchten  Stelle  verboten  ist  (§  13  Abs.  1  Einf.-G.  z.  M.- 
St.-G.-O.). 

Der  Fall  2  a  umfasst  den  Mangel  der  sachlichen  wie  der 
örtlichen  Zuständigkeit  im  Unterschiede  zu  Fall  la:  es  erklärt 
sich  das  daraus,  dass  das  Amtsgericht  stets  sachlich  zuständig  ist. 

In  den  zu  1  und  2  genannten  Fällen  darf  das  Ersuchen 
abgelehnt,  es  kann  ihm  aber  im  Gegensatze  zu  §  159  Abs.  2 
G.-V.-G.  auch  stattgegeben  werden  oder  richtiger  gesagt :  Das 
Einführungsgesetz  zur  Militärstrafgerichtsordnung  macht  nicht,  wie 
das  Gerichtsverfassungsgesetz,  die  Ablehnung  zur  Pflicht. 

^^  Bei  der  komplizierten  Regelung  der  GerichtshermzuBtändigkeit  wäre 
ein  unbedingtes  Gebot  der  Abgabe  des  Ersuchens  an  die  zuständige  Stelle 
wohl  angezeigt  gewesen. 
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Der  von  der  ordnungBwidrigen  Leistung  der  Rechtshüife 
betroffene  Betheiligte  ist  nicht,  wie  nach  §  160  Abs.  2  G.-V.-G., 
allgemein  zur  Anrufung  der  höheren  Instanz  befugt.  Er  ist  aber 
auch  nicht  unbedingt  schutzlos.  Ist  z.  B.  ein  vor  ein  Militär- 
gericht als  Zeuge  geladener  Exterritorialer  wegen  unentschuldig- 
ten Ausbleibens  auf  Ersuchen  durch  das  Amtsgericht  zu  einer 
Ordnungsstrafe  verurtheilt  worden,  so  steht  ihm  hiergegen  die  Be- 
schwerde nach  Massgabe  der  Strafprozessordnung  zu  (§  204  Abs.  2. 
M.-St.-G.-0.).  Oder  hat  auf  Ersuchen  des  bürgerlichen  Straf- 
gerichts eine  Durchsuchung  durch  einen  unzuständigen  Gerichts- 
herrn stattgefunden,  so  kann  dessen  Protokoll  über  die  Durch- 
suchung, da  §  248  St.-P.-0.  ein  fehlerfreies,  also  insbesondere  von 
einem  zuständigen  Beamten  aufgenommenes  Protokoll  voraussetzt, 
in  der  Hauptverhandlung  nicht  verlesen  werden. 

Die  Anrufung  der  höheren  Instanz  ist  nach  Einführungsgesetz 
zur  Militärstrafgerichtsordnung  nur  bei  Ablehnung  des  E^rsuchens 
zulässig,  Beschwerdeführer  kann  also  nur  die  ersuchende  Stelle  sein. 

Beschwerden  gegen  die  bürgerlichen  Gerichte  gehen  an  die 
Oberlandesgerichte,  in  letzter  Instanz  an  das  Beichsgericht,  Be- 
schwerden gegen  die  Gerichtsherren  an  den  höheren  Gerichts- 
herrn, in  letzter  Instanz  an  das  Beichsmilitärgericht  (§§  12 
Abs.  3,  13  Abs.  1  Einf.-G.  z.  M.-St.-G.-O.).  Die  Einschränkung 
der  Zulässigkeit  für  die  Anrufung  des  Beichsgerichts  in  §  160 
Abs.  2  Satz  2  G.-V.-G.  bedurfte  nicht  der  Wiederholung  oder 
gar  der  Uebertragung  auf  das  Beichsmilitärgericht,  weil  es  nach 
Militärstrafgerichtsordnung  keine  den  bürgerlichen  Gerichten  und 
den  Militärgerichten  gemeinsam  übergeordnete  Behörden  giebt, 
ersuchendes  und  ersuchtes  Gericht  also  nie  zum  Bezirke  eines 
gemeinsamen  höheren  Gerichts  gehören. 

Die  Entscheidungen  über  Ablehnung  des  Ersuchens  und  die 
Beschwerdebeschlüsse  erfolgen  ohne  vorgängige  mündliche  Ver- 
handlung (§§  12  Abs.  3,  13  Abs.  1  Einf.-G.  z.  M.-St.-G.-O.),  d.  h. 
sie  müssen  ohne  solche  gefasst  werden. 
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Das  Flaggenrecht  der  EauffahrteischifEe  nach  dem 
Reichsgesetz  vom  22.  Juni  1899. 

Von 

Landrichter  Dr.  Georg  Schaps  in  Hamburg. 


Das  Flaggenrecht  der  deutschen  Kauffahrteischiffe  wurde 
bisher  geregelt  durch  das  Bundesgesetz,  betreffend  die 
Nationalität  der  Kauffahrteischiffe  und  ihre  Befugniss 
zur  Führung  der  Bundesflagge,  vom  25.  Okt.  1867 
(B.-G.-Bl.  S.  35 ff,),  zum  Reichsgesetz  erklärt  durch  §  2  Abs.  2 
R.-6.,  betreffend  die  Verfassung  des  Deutschen  Reichs  vom 
16.  April  1871  (R.-G.-Bl.  S.  63ff.)^  Abänderungen  und  Er- 
gänzungen hat  dieses  Gesetz  erfahren  durch  die  Reichsgesetze 
vom  28.  Juni  1873  (R.-G.-Bl.  S.  184  ff.),  15.  April  1885  (R.-G.-Bl. 
S.  89 ff.)  und  23.  Dez.  1888  (R.-G.-Bl.  S.  300 ff.);  ausserdem  ist 
zu  ihm  eine  Anzahl  von  Verordnungen  erlassen  worden,  aus- 
gehend theils  vom  Kaiser,  theils  vom  Bundesrath. 

Das  am  1.  Jan.  1900  in  Kraft  tretende  Reichsgesetz,  be- 
treffend das  Flaggenrecht  der  Kauffahrteischiffe,  vom 
22.  Juni  1899  (R.-G.-B1.  S.  319ff.)  bezweckt,  wie  die  Begrün- 


»  Eingeführt  in  Bayern  durch  §  2  des  R.-G.  vom  22.  April  1871  (R.-G.-B1. 
S.  87  ff.),  in  Baden  und  Hessen  durch  Art.  80  I  2  der  Verfassung  vom 
15.  Nov.  1870  (B.-Ö.-BI.  S.  627ff.),  in  Württemberg  durch  Art.  1  des  Ver- 
trages vom  25.  Nov.  1870  (B.-G.-Bl.  S.  654  ff.),  in  Helgoland  durch  Art.  I 
Ziff.  V  der  Verordnung  vom  22.  März  1891  (R.-G.-B1.  S.  21  ff.). 
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dung^  auf  S.  7  besagt^  keine  grundsätzliche  Abänderung  des  bis- 
herigen Rechts.  Seine  nächste  Veranlassung  bildete  vielmehr  „das 
Bedürfniss,  diejenigen  Bestimmungen  des  bisherigen  Gesetzes, 
welche  den  physischen  Eigenthümern  von  Kauffahrteischiffen  ge- 
wisse juristische  Personen,  Genossenschaften  und  Gesellschaften 
gleichstellen,  mit  dem  Rechtszustande,  wie  er  sich  durch  die  Aus- 
bildung der  Gesellschaftsformen  auf  dem  Gebiete  des  Handels- 
rechts gestaltet  hat,  in  Uebereinstimmung  zu  bringen^,  nämlich 
die  Berechtigung  zur  Führung  der  Reichsäagge  für  diejenigen 
Kauffahrteischiffe  klarzustellen,  welche  im  Eigenthum  von  Ge- 
sellschaften mit  beschränkter  Haftung  stehen^.  Daneben  erschien 
es  angebracht,  gewisse  Abänderungen  vorzunehmen,  die  sich  als 
wünschenswerth  herausgestellt  haben,  femer  das  Flaggenrecht  in 
Fx)rm  und  Inhalt  mit  der  am  1.  Jan.  1900  in  Kraft  tretenden 
Reichsgesetzgebung  in  Einklang  zu  setzen ^  endlich  aber  —  last 
not  least  —  der  Uebersichtlichheit  durch  Zusammenziehung  des 
ganzen  Rechtsstoffs  in  ein  einziges  Gesetz  Rechnung  zu  tragen. 
Dabei  hat  der  Gesetzgeber  nicht  versäumt,  einigen  bisher  im  Ver- 
ordnungswege ergangenen  Bestimmungen,  deren  Rechtsbeständig- 
keit  nicht  unbedenklich  war,  eine  gesicherte  Rechtsbasis  zu  geben 
(§  1  Abs.  2,  §  25  No.  1). 

Zu   bemerken   ist   noch,    dass   das   neue  Gesetz   nicht  aus- 
drücklich die  Aufhebung  der  früheren  Gesetze  ausspricht.  Nach 


^  Drucksachen  des  Reichstags,  10.  Legislaturperiode,  I.  Session  1898/99 
No.  179  S.  7ff. 

"  Theoretisch  unbedenklich  war  schon  bisher  die  analoge  Anwen- 
dung der  von  dem  bisherigen  Flaggengesetze  bezüglich  der  Aktiengesell- 
schaft gegebenen  Bestimmungen  auf  die  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haf- 
tung (ScuAPS,  Das  deutsche  Seerecht  S.  12,  35,  49)  wegen  der  wesentlich 
gleichen  Struktur  beider  Gesellschaftsformen.  Die  bisherige  hamburgische 
Praxis  nahm  den  gleichen  Standpunkt  ein:  das  hamburgische  Schiffsregister 
enthält  eine  Anzahl  von  Schiffen,  die  im  Eigenthum  der  nWoermann-Linie 
m.  b.  H.''  und  der  „Nordsee-Linie,  Dampfschiffsgesellschaflt  m.  b.  H."  stehen. 
Beanstandungen  der  Rechtmässigkeit  dieser  Eintragungen  sind  mir  nicht  be- 
kannt geworden. 
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aUgemeinen  Grundsätzen  kommen  dieselben  daher  nur  insoweit 
in  Wegfall,  als  das  neue  Recht  ihre  Bestimmungen  abändern 
oder  überhaupt  ersetzen  will.  Dies  ist  nicht  der  Fall  hinsichtUch 
der  §§  18  und  19  des  Gesetzes  vom  25.  Okt.  1867.  Diese  noch 
nicht  überall  gegenstandslos  gewordenen  Uebergangsbestimmungen 
sind  stillschweigend  aufrecht  erhalten  und  nur  wegen  ihres  vor- 
übergehenden Charakters  nicht  in  das  neue  Gesetz  aufgenommen 
worden^.  —  Ausdrücklich  dagegen  ist  in  §  29  Abs.  1  bestimmt, 
dasS;  soweit  in  anderen  Gesetzen  auf  Vorschriften  des  Gesetzes 
vom  25.  Okt.  1867  verwiesen  ist,  die  entsprechenden  Vorschriften 
des  neuen  Gesetzes  an  deren  Stelle  treten. 

Es  behandeln  §§  1 — 3,  26,  28  des  Gesetzes  die  Verpflichtung 
und  Berechtigung  zur  Führung  der  Reichsflagge  als  National- 
flagge, §§  4—16,  26,  27  das  Recht  des  Schiffsregisters,  Schiffs- 
Certifikats  und  Flaggenzeugnisses,  §  17  die  Pflicht  der  Namens- 
fnhrung;  §§  18 — 24  enthalten  Strafbestimmungen.  Von  den  übrigen 
Paragraphen  —  welche  im  Zusammenhange  mit  den  sonstigen  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  behandelt  werden  sollen  bezw.  bereits 
erwähnt  sind  —  regelt  §  25  die  Zuständigkeit  des  Bundesraths 
zum  Erlass  von  Ausführungsbestimmungen  ^*,  §29  dasVerhältniss 
zu  anderen  Gesetzen;   §  30  bestimmt  den  Inkraftsetzungstermin. 

L  Verpflichtung  und  Berechtigung  sur  Führung  der  Reichs- 

flagge  als  Nationalflagge. 

1.  Wer  kommt  als  Subjekt  der  Verpflichtung  bezw. 
Berechtigung   in  Betracht?^    Zunächst   die   zum  Erwerb 


*  Begründung  S.  19. 

**  Dieselben  werden  augenblicklich  im  Schoosse  des  Bundesraths  be- 
rathen;  ihre  Bekanntmachung  ist  täglich  zu  erwarten  (Zusatz  wahrend  des 
Drucks). 

'  Die  seerechtliche  Praxis  liebt  es,  privatreohtliche  Berechtigungen  oder 
Verpflichtungen  des  Rheders,  Verfrachters,  Schiffers  als  solche  »des  Schiffes** 
zu  bezeichnen.  Wenn  das  vorliegende  öffentlichrechtliche  Gesetz  im  An* 
schluss  an   die  bisherige  Flaggengesetzgebung  gleichfalls   durchgehends  von 
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durch  die  Seefahrt  bestimmten  Schiffe  (Kauffahrtei- 
schiffe) ^  Die  Streitfrage,  ob  nur  der  unmittelbare  oder  auch 
der  mittelbare  Erwerb  durch  die  Seefahrt  in  Frage  kommt  ^^  hat 
das  GFesetz  durch  Hinzufügung  der  Worte  ^^mit  Einschluss  der 
Lootsen-y  Hochseefischerei-,  Bergungs-  und  Schleppfahrzeuge"  im 
zweiten  Sinne  entschieden.  Der  Zusatz  hat  übrigens  nur  exem- 
plifikativen  Charakter:  zum  Erwerb  durch  die  Seefahrt  bestimmt 
sind  ausser  den  genannten  Kategorien  noch  andere,  z.  B.  die 
der  Walfisch-  oder  Seehundsjagd  gewidmeten  SchiflFe®.  Wes- 
halb staatliche  Lootsen-  und  Schleppfahrzeuge,  für  deren  Be- 
nutzung Gebühren  erhoben  werden,  unter  den  zum  Erwerb  durch 
die  Seefahrt  bestimmten  Schiffen  ,,nicht  wohl  begriffen  werden 
können";  wie  die  Begründung  S.  8  behauptet,  ist  nicht  ersicht- 
lich; das  Reichsgericht  hat  in  einer  Entscheidung  vom  10.  März 
1894^  das  Gegentheil  ausgesprochen,  und  die  Gründe  dieser  Ent- 
scheidung haben  Angesichts  des  Umstandes,  dass  die  Meinung  der 
Motive  im  Gesetz  keinen  Ausdruck  gefunden  hat^^  ihr  Gewicht 
nicht  verloren. 


der  Pflicht  bezw.  dem  Rechte  eines  Schiffes  zur  Fährang  der  Reichs- 
flagge  spricht  (§§  1,  %  3,  4,  8,  11,  12,  13,  16,  18,  26),  so  wählt  es  einen 
zwar  juristisch  unschönen,  aber  wegen  seiner  Kürze  praktisch  Terwend- 
baren  Ausdruck,  an  dem  auch  im  Text  dieser  Studie  festgehalten  werden 
soll. 

*  Vgl.  hierzu  Schafs,  Seerecht  S.  6  ff.  —  Nach  §  25  No.  1  bestimmt 
der  Bundesrath  die  Grenzen  der  Seefahrt  im  Sinne  dieses  Gesetzes.  Damit 
würde  §  1  der  Vorschriften  des  Bundesraths  vom  13.  Nov.  1873  (R.-G.-B1. 
S.  367  ff.)  endlich  ein  rechtliches  Fundament  erhalten.  Sein  Inhalt  entspricht 
übrigens  nicht  durchgehend s  den  thatsächlichen  Verhältnissen:  vgl.  Urtheil 
des  hanseatischen  Oberlandesgerichts  vom  17.  Jan.  1894  in  der  Hanseatischen 
Gerichtszeitung  1894,  Hauptblatt,  S.  122  ff.  —  Siehe  Note  4\ 

^  Angabe  der  Literatur  und  Judikatur  bei  Schafs,  Seerecht  S.  10. 

"  Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Civilsachen  Bd.  XXXII  S.  107. 

^  Hanseatische  Gerichtszeitung  1894,  Hauptblatt,  No.  88  und  Seuffert*s 
Archiv  Bd.  L  No.  109. 

»«  Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Civilsachen  Bd.  XI V  S.  174,  Bd.  XX 
S.  85,  Bd.  XXXn  S.  59. 
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Die  Vorschriften  des  Gesetzes  finden  weiter  nach  §  26  Abs.  1 
auch  Anwendung  auf  seegehende  Lustyachten  und  auf  solche 
Seefahrzeuge,  die  für  Rechnung  von  auswärtigen  Staaten 
oder  deren  Angehörigen  im  Inland  erbaut  sind.  Nach 
§  26  Abs.  2  endlich  kann  durch  kaiserliche  Verordnung  mit  Zu- 
stimmung des  Bundesraths  bestimmt  werden,  dass  die  Vorschriften 
des  Gesetzes  auch  auf  Binnenschiffe,  die  ausschliesslich 
auf  ausländischen  Gewässern  verkehren,  Anwendung 
finden.  Diese  Bestimmung  hat  ihren  Anlass  in  den  Verhältnissen 
der  auf  der  unteren  Donau  und  auf  chinesischen  Flüssen  ver- 
kehrenden deutschen  Binnenschiffe,  welche  bisher  —  ohne  gesetz- 
liche Grundlage  —  die  Reichsflagge  lediglich  auf  Grund  kon- 
sularischer, im  Verwaltungswege  ertheilter  Bescheinigungen  geführt 
haben.  Das  Gesetz  bezieht  sich  dagegen  nicht  auf  deutsche 
Schiffe,  welche  die  Flussschifffahrt  vom  Inlande  aus  nach  aus- 
ländischen Revieren  betreiben,  wie  dies  z.  B.  auf  dem  Rheine 
geschieht:  dieselben  haben  nicht  die  Reichs-,  sondern  die  Landes- 
fiagge  zu  fähren  ^^. 

2.  Verpflichtung  zur  Führung  der  Reichsflagge  als 
Nationalflagge?  Ist  die  Bestimmung  des  §  1,  dass  die  zum 
Erwerb  durch  die  Seefahrt  bestimmten  Schiffe  als  Nationalflagge 
ausschliesslich  die  Reichsflagge  zu  führen  haben,  als  Statuirung 
einer  unbedingten  Verpflichtung  zur  Führung  der  Reichsfiagge 
auf  Seiten  der  hierzu  berechtigten  Schiffe,  also  als  Verbot  der 
Führung  ausländischer  Flaggen,  aufzufassen?  Oder  will  das 
Gesetz  nur  besagen,  dass  ein  zur  Führung  der  Reichsflagge  be- 
rechtigtes Schiff  dieselbe  auch  führen  muss,  wenn  es  Staats-  und 
völkerrechtlich  als  deutsches  Schiff  angesehen  werden  will?  Diese 
schon  nach  bisherigem  Recht  streitige  Frage  ist  überwiegend  im 
Sinne    der   letzteren   Alternative    beantwortet    worden".     Hätte 


''  Begründung  S.  19. 

*'  So  von  Waoner,  Seerecht  Bd.  I  S.  154;  Gareis-Fuchsbkroeb,  Kom- 
mentar zum  Handelsgesetzbuch  S.  887;    Schafs,    Seerecht   S.  6 ff.;  ander» 
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Angesichts  dieser  den  Oesetzesverfassern  wohlbekannten  Kontro- 
verse das  neue  Gesetz,  wie  es  §  1  des  österreichischen  Gesetzes 
vom  7.  Mai  1879  thut,  eine  absolute  Flaggenfuhrungspflicht 
statuiren  wollen,  so  würde  dieser  Wille  sicherlich  aus  einer 
zweifellosen  Fassung  des  Gesetzestextes,  mindestens  aber  aus  der 
Begründung;  ersichtlich  sein,  was  nicht  der  Fall  ist;  auch  hätte 
man  für  eine  so  wichtige  Bestimmung  kaum  die  Form  der  lex 
imperfecta  gewählt.  Man  würde  also  auch  dann  allen  Graod 
haben,  an  der  zweiten  Auslegung  festzuhalten,  wenn  das  neue 
Gesetz  keinen  weiteren  Anhaltspunkt  dafür  böte,  dass  es  den 
Standpunkt  derselben  theilt.  Ein  solcher  Anhaltspunkt  liegt  aber 
in  §  9  des  Gesetzes,  nach  welchem  ein  die  Registrirung  seines 
Schiffes  beantragender  deutscher  Rheder,  der  zugleich  Angehöriger 
eines  fremden  Staates  ist,  dem  Registergericht  glaubhaft  zu  machen 
hat,  dass  das  Schiff  nicht  in  ein  Schiffsregister  dieses  Staates 
eingetragen  ist:  wird  festgestellt,  dass  eine  solche  Eintragung  be- 
steht, so  darf  das  Schiff  nicht  in  ein  inländisches  Register  ein- 
getragen werden.  Hier  behandelt  das  Gesetz  einen  Fall,  in 
welchem  ein  deutscher  Staatsangehöriger,  also  eine  zur  Führung 
der  Reichsflagge  auf  seinen  Schiffen  berechtigte  Person,  obschon 
zur  Erfüllung  der  formellen  Erfordernisse  der  Flaggenfuhrung 
bereit,  sein  Recht  nicht  ausüben  darf:  wenn  er  sein  Schiff  vorher 
in  ein  fremdes  Schiffsregister  hat  eintragen,  also  es  bisher  unter 
fremder  Flagge  hat  fahren  lassen,  und  diesen  Zustand  aufrecht 
erhalten  will,  so  verbietet  ihm  dies  das  deutsche  Gesetz 
nicht,  es  knüpft  vielmehr  daran  nur  die  Rechtsfolge,  dass  ihm 
behufs  Vermeidung  doppelter  Flaggenführung  die  Ausübung  des 
Rechts  zur  Führung  der  Reichsflagge  rechtlich  unmöglich  ge- 
macht wird. 

3.  Die  Berechtigung   zur  Führung  der  Reichsflagge 

Stoerk  in  von  Holtzendorffs  Handbuch  des  Völkerrechts  Bd.  11  S.  522, 
und  ohne  Begründung  Stenolkin,  Die  strafrechtlichen  Nebengesetza  da 
Deutschen  Keiches,  2.  Anfl.  S.  357. 
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als  Nationalflagge  war  auch  bisher  an  die  Voraussetzung  des 
ausschliesslich  nationalen  Eigenthums  geknüpft.  Das  bis- 
herige Recht ^^  lässt  sich  kurz  dahin  zusammenfassen,  dass  phy- 
sische Personen,  welche  Eigenthümer  oder  Miteigenthümer  eines 
Kauffahrteischiffes  sind,  das  die  Beichsflagge  führen  will,  sämmt- 
lich  Reichsangehörige  sein,  juristische  Personen  dagegen  ihren 
Sitz  im  Reichsgebiet  haben  müssen  (bei  der  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  wird,  ihrer  eigenthümlichen  Struktur  entsprechend, 
Reichsangehörigkeit  der  Komplementare  und  Sitz  im  Reichsgebiet 
verlangt).  Zu  den  physischen  Personen  gehören  auch  die  im 
bisherigen  Gesetz  nicht  ausdrücklich  erwähnten  Gesellschafter 
einer  offenen  Handelsgesellschaft  und  einer  Kommanditgesell- 
schaft: auch  sie  sind  Miteigenthümer  des  Schiffs,  wenn  auch  nicht 
zu  bestimmten  Quoten  ^^. 

§  2  des  neuen  Gesetzes  lautet: 

Zur  Führung  der  Reichsflagge  sind  die  Kauffahrteischiffe 

nur  dann  berechtigt,  wenn  sie  im  ausschliesslichen  Eigenthume 

von  Reichsangehörigen  stehen  ^^. 


'^  §  2  des  Gesetzes  vom  25.  Okt.  1867  lautet  in  neuester  Fassung: 

Zur  Führung  der  Reichsflagge  sind  die  Kauffahrteischiffe  nur  dann  be- 
rechtigt, wenn  sie  in  dem  ausschliesslichen  Eigenthum  solcher  Personen 
sich  befinden,  welchen  das  Reichsindigenat  (Art.  3  der  B.-Y.)  zusteht. 

Diesen  Personen  sind  gleichzuachten  solche  juristische  Personen,  ein- 
getragene  Genossenschaften  und  Aktiengesellschaften,  welche  im  Reichs- 
gebiet ihren  Sitz  haben,  sowie  diejenigen  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien,  welche  im  Reichsgebiet  ihren  Sitz  haben,  und  deren  persönlich 
haftende  Gesellschafter  sich  sammtlich  im  Besitz  der  Reiohsangehörigkeit 
befinden. 

^*  Vgl.  für  die  offene  Handelsgesellschaft  Entsch.  des  Reichsgerichts 
in  Civilsachen  Bd.  XXV  S.  256,  Bd.  XXX  S.  152;  Staub,  Kommentar  zum 
Handelsgesetzbuch  (5.  Aufl.),  §  6  zu  Art.  91;  für  die  Kommanditgesellschaft: 
Reichsgericht  bei  Bolzb,  Bd.  III  No.  781;  Bbhbbnd,  Handelsrecht  Bd.  I 
S.  445;  Staub,  §  2  zu  Art.  157. 

'^  Durch  §  28  sind  aufrechterhalten  die  Vorschriften  des  §  7  des  Gesetzes 
betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen  Schutzgebiete  (R.-G.-B1.  1888 
S.  75),  nach  welchem  durch  kaiserliche  Verordnung  Eingeborene  der  Schutz- 
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Den  Reichsangehörigen  werden  gleichgeachtet  offene  Han- 
delsgesellschaften und  Kommanditgesellschaften,  wenn  die  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter  sämmtlich  Reichsangehörige 
sind;  andere  Handelsgesellschaften ,  eingetragene  Genossen- 
schaften und  juristische  Personen,  wenn  sie  im  Inland  ihren 
Sitz  haben,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  jedoch  nur 
dann,  wenn  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  sämmtlich 
Reichsangehörige  sind. 

Die  neue  Fassung  dient  in  erster  Reihe  dazu,  unter  den 
Begriff  der  „anderen  Handelsgesellschaften^  die  neuerstandene 
Gesellschaftsform,  die  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung, 
unterzubringen^^.  Ferner  hat  man  in  Abs.  2  den  Ausdruck 
„Reichsgebiet^  durch  „Inland^  ersetzt,  um,  wie  die  Begründung 
(S.  8)  sagt,  auch  die  in  den  deutschen  Schutzgebieten  domizilirten 
juristischen  Personen  etc.  einzubegreifen.  Ob  wirklich  mit  der 
Begründung  anzunehmen  ist,  dass  damit  alle  in  Betracht  kom- 
menden Schwierigkeiten  beseitigt  sind,  erscheint  mir  recht  zweifel- 
haft". 

Weiter  aber  bringt  die  jetzige  Fassung  eine  nicht  unwesent- 
liche Veränderung,  die  merkwürdigerweise  in  der  Begründung 
keine  Erwähnung,  geschweige  denn  Rechtfertigung  findet  ^^.  Diese 


gebiete  in  Beziehung  auf  das  Recht  zur  Führung  der  BeiohBflagge  den  Reichs- 
angehörigen gleichgestellt  werden  können,  ohne  dass  die  Führung  der  Reichs- 
flagge  in  Folge  dieser  Verleihung  die  Wirkung  hat,  dass  das  betreffende  Schiff 
als  deutsches  Seefahrzeug  im   Sinne  des  Seeunfallversicherungsgesetses  gilt 

^^  Was,  wie  sich  aus  dem  oben  Anm.  8  Gesagten  ergiebt,  gar  nicht  er- 
forderlich gewesen  wäre. 

^^  Vgl.  zu  der  Frage,  wie  weit  die  Schutzgebiete  als  „Ausland*'  and 
als  „Inland"  anzusehen  sind,  Laband,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches 
(3.  Aufl.)  Bd.  I  S.  755  ff.  Praktischer  wäre  es  sicherlich  gewesen,  wenn  dis 
Gesetz  den  Worten  „im  Reichsgebiet**  den  Zusatz  „oder  in  den  Schutzgebieten* 
gegeben  hätte. 

'"  £s  ist  nur  auf  S.  8  gesagt,  dass  die  Fassung  des  §  2  Abs.  2  sich  an 
den  §  3  zu  b  des  Gesetzes  über  das  Auswanderungswesen  vom  9.  Juni  1897 
mit  der  Massgabe  anschliesse,  dass,  wie  nach  bisherigem  Rechte,  für  offene 
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Veränderung  betrifft  die  Kommanditgesellschaft,  bei  der  es  in 
Zukunft  für  die  Frage  der  Berechtigung  zur  Führung  der  Reichs- 
üagge  auf  Seiten  der  zum  Gesellschaftsvermögen  gehörigen  Schiffe 
lediglich  auf  die  Reichsangehörigkeit  der  persönlich  haftenden 
Gesellschafter,  nicht  mehr  auch  auf  diejenige  der  Kommanditisten 
ankommt.  Diese  Aenderung  des  geltenden  Rechts,  für  die  irgend 
welches  Bedürfniss  nicht  dargethan  ist,  verdient  keine  Billigung. 
Die  Bestimmungen  des  Flaggenrechts  über  die  Berechtigung  zur 
FlaggenführuDg  sind  nicht  willkürliche,  sondern  ihnen  liegt  das 
oben  erwähnte  Prinzip  zu  Grunde,  nach  welchem  es  bei  juristi- 
schen Personen,  die  Eigenthümer  eines  Kauffahrteischiffes  sind, 
auf  den  inländischen  Sitz,  bei  physischen  Personen  auf  die  Reichs- 
angehörigkeit des  Eigenthümers  oder  der  sämmtlichen  Miteigen- 
th'ümer  ankommt.  Da  nun  auch  nach  dem  neuen  Reichsrecht 
die  Gesellschafter  der  Kommanditgesellschaft,  wie  diejenigen  der 
offenen  Handelsgesellschaft,  „gemeinschaftliche  Eigenthümer^  des 
„Gesellschafts vermögen"  genannten  Sonderguts  sind^**,  so  er- 
forderte es  die  Rechtskonsequenz,  von  der  nicht  ohne  Noth  ab- 
zuweichen ist,  es  bei  dem  bisherigen  Rechte  zu  belassen,  d.  h. 
auch  für  den  Bereich  des  Flaggengesetzes  die  Gesellschafter  der 
Kommanditgesellschaft  nicht  anders  zu  behandeln  als  andere  Mit- 
und  Gemeineigenthümer,  insbesondere  die  Gesellschafter  der  offenen 
Handelsgesellschaft  ^^.  — 

Eine  weitere  Neuerung,  welche  zugleich  in  die  privatrecht- 
lichen Verhältnisse  der  Rbederei  eingreift,  ist  in  §  3  gegeben. 
Nach  bisherigem  Recht  ging  die  Berechtigung  zur  Führung  der 


HandelsgeBell Schäften  und  Eommanditgesellschaflen,  deren  persönlich  haftende 
(resellschafter  Reichsangehörige  sind,  der  Sitz  im  Inlande  eine  Voraussetzung 
der  Flaggenfahigkeit  nicht  bildet. 

'»  H..G.-B.  §§  161  Abs.  2,  105  Abs.  2  verb.  mit  B.  G.-B.  §§  706,  718. 

'^  Dass  auch  der  Kommanditist  Rheder  ist,  wird  u.  a.  verfochten  von 

Waonsr,    Seerecht  Bd.  IS.  175;    Schröder    in    Goldschmidt's    Zeitschrift 

Bd.  XXXII  S.  65;   vgl.    VON   Hahn,   Kommentar    zum  Handelsgesetzbuch, 

4.  Aufl.  S.  86. 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  XIV.  4.  35 
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Reichsflagge  ipso  jure  in  dem  Augenblicke  verloren,  in  welchem 
die  Thatsache  des  ausschliesslich  nationalen  Eigenthums  am  Schiff 
in  Wegfall    kam,    gleichviel  aus  vrelchem  Grunde   dies    geschah. 
Diesen  Zustand    hält  das  neue  Recht  aufrecht  zunächst  für  alle 
Fälle,  in    denen  das  Schiff  nicht  im   Eigenthum  einer  Rhederei 
(H.-G.-B.  §§  489 ff.)  steht *^,    ferner   aber   dann,   wenn    dasselbe 
einer  Rhederei    gehört   und   eine  Schiffspart  durch  Veräusserung 
(unter  Lebenden)   auf    einen  Nicht-Reichsangehörigen    übergeht. 
Da   in   diesem   Falle    nach  H.-G.-B.  §  503   zur  Vornahme    der 
Veräusserung,  d.h.  des  Eigenthumsübertragungsakts^^, Zustimmung 
aller  Mitrheder  erforderlich  ist,    ist  das  Interesse  der  letzteren 
genügend  geschützt.     Anders ,  wenn  auf  andere  Weise  die  That- 
sache des  ausschliesslich  nationalen  Mitrhedereigenthums  ihr  Ende 
findet,  nämlich  durch  Verlust  der  Reichsangehörigkeit  auf  Seiten 
eines  Mitrheders    oder   durch  Uebergang   seiner  Part  auf  einen 
Ausländer  auf  andere  Weise  als  durch  Veräusserung  unter  Leben- 
den.    In    diesen    Fällen   kommt    das    Gesetz    den   übrigen  Mit- 
rhedern,     sofern     deren     Schiffsparte     wenigstens     zwei 
Drittel    des   Schiffes  umfassen,    dadurch  zu  Hülfe,  dass  es 
dem    Schiffe    noch    bis    zum    Ablauf    eines   Jahres    das 
Recht  zur  Führung  der  Reichsflagge  erhält.     Nach  Ab- 
lauf der  ersten  sechs  Monate  dieser  Frist  greift  ein  eigenthümliches 
Zwangsenteignungsverfahren  Platz.     Es  können  die  übrigen 
Mitrheder,  nachdem  sie  die  Stellung  eines  dahingehenden  Antrages 
mit   einfacher   Partenmehrheit   beschlossen,    beim  Schiffsregister- 


'^  Von  Schiff  sparten  —  nur  von  solchen ,  nicht  von  Antheilen  am 
Schiff,  spricht  §  3  —  ist  keine  Rede,  wenn  das  Schiff  im  Eigenthum  einer 
offenen  Handelsgesellschaft  oder  einer  Kommanditgesellschaft  steht,  wenn  es 
in  allgemeiner  G-ütergemeinschaft  stehenden  Ehegatten  gehört  u.  s.  w.  (Schafs. 
Seerecht  S.  93).  In  derartigen  Fällen  geht  daher  das  Recht  zur  Führung 
der  Reichsflagge  verloren,  sobald  auf  irgend  eine  Weise  ein  Antheil  am  ge- 
meinschaftlichen Eigenthum  (B.  Ö.-B.  §§  706,  718,  1438  etc.)  auf  einen  Nicht- 
Reichsangehörigen  übergeht. 

"  Entsch.  des  Reichsoberhandelsgerichts  Bd.  XXIV  S.  47. 
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gericht  den  Antrag  stellen  ^^^  sie  zur  öffentlichen  Versteigerung 
der  Scbiffspart  für  Rechnung  des  Eigentbümers  zu  ermächtigen^ 
and  das  Gericht  hat  diesem  Antrage  stattzugeben.  Die  Yer- 
steigeining  erfolgt  sodann  nach  Massgabe  von  B.  Gr.-B.  §  383 
Abs.  3;  die  Antragsteller  dürfen,  wie  das  Gesetz  zur  Abschnei- 
dung von  Zweifeln  hervorhebt,  mitbieten.  Der  Zuschlag  darf 
nur  an  einen  Inländer  erfolgen. 

4.  Die  Form  der  Reichsflagge  und  die  Art  ihrer  Füh- 
rung wird  nach  §  1  Abs.  2  durch  kaiserliche  Verordnung  be- 
stimmt. Thatsächlich  ist  dies  auch  bisher  geschehen  ^^,  ohne  dass, 
wie  auch  die  Begründung  (S.  8)  nicht  verkennt,  die  Zuständig- 
keit des  Kaisers,  wenigstens  seit  Existenz  der  Reichsverfassung 
(vgl.  Art.  7  No.  2  derselben),  über  jeden  Zweifel  erhaben  wäre. 
Es  empfahl  sich  daher,  den  bereits  erlassenen  Verordnungen  nach- 
träglich  das  geeignete  Rechtsfundament  zu  geben. 

II.  Recht  des  SchiiFsregisters,  Schiffs- Gertiflkats  und  Flaggen- 

seugnisses. 

A.  Schiffsregister. 
1.  Allgemeines.  §  4  Abs.  1  ordnet  die  Führung  von 
Schiffsregistern  nicht  mehr,  wie  bisher,  „in  den  an  der  See  be- 
legenen Bundesstaaten^,  sondern  allgemeiner  „in  den  an  der 
See  oder  an  Seeschifffahrtsstrassen  belegenen  Gebieten^ 
an.  Damit  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  Schiffsregister  auch  in 
den  Schutzgebieten,  in  Konsulargerichtsbarkeitsbezirken  und  an 
binnenländischen  Wasserstrassen,  die  sich  als  Seeschifffahrts- 
strassen darstellen,  z.  B.  am  unteren  Rhein  ^^,  zu  errichten  ^*^. 

'^  Der  Wortlaut  des  Gesetzes  schliesst  nicht  aus,  dass  dieser  Antrag 
schon  vor  Ablauf  der  sechs  Monate  gestellt  wird:  die  Ermächtigung  des 
Gerichts  darf  aber  erst  nach  Ablauf  derselben  erfolgen. 

«*  Verordnung  vom  25.  Okt.  1867  (B.  G.-Bl.  S.  39)  und  Allerhöchster 
Erlasa  vom  1.  Juli  1896  (R.-G.-Bl.  S.  181). 

'^  Nach  dem  Jahrbuch  für  die  deutsche  Handelsmarine  be- 
stehen SeeschifiTsregister  bereits   bei   den  Amtsgerichten  Köln  und  Düssel- 

35* 
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In  §  4  Abs.  2  wird  die  Führung  der  Schiffsregister  prinzipiell 
den  Amtsgerichten  zugewiesen,  mit  dem  Hinzufügen,  dass 
durch  Anordnung  der  Landesjustizverwaltung  die  Führung  des 
Registers  für  mehrere  Amtsgerichtsbezirke  einem  Amtsgericht 
übertragen  werden  kann.  Nach  §  27  aber  bleiben  unberührt  die 
landesgesetzlichen  Vorschriften,  nach  welchen  die  Schiffsregister 
von  anderen  Behörden  als  den  Gerichten  geführt  werden'^.  Die 
praktische  Bedeutung  der  grundsätzlichen  Festsetzung  der  amts- 
gerichtlichen  Kompetenz  liegt  somit  nur  darin,  dass  in  Zukunft 
eine  Landesgesetzgebung^  die  bisher  die  Schiffsregister  durch  die 
Amtsgerichte  hat  führen  lassen,  deren  Führung  nicht  mehr  anderen 
Behörden  übertragen  kann. 

§  5  trifft  Bestimmung  über  die  Oeffentlichkeit  des  SchifiV 
registers  im  Anschluss  an  den  Wortlaut  von  §  121  des  Binnenschiff- 
fabrts-6.  Für  die  Seeschiffsregister  neu  ist  die  nunmehr  reicfas- 
rechtliche  Vorschrift,  dass  von  den  Eintragungen  gegen  Erlegung 
der  Kosten  Abschriften  gefordert  werden  können,  die  auf  Ver- 
langen zu  beglaubigen  sind. 

dorf,  und  zwar  auf  Grand  nichtveröffentlichter  Ministerial Verfügungen  vom 
28.  Dez.  1885  und  14.  Aug.  1894  (Förtsch  i.  d.  Monatsschrift  für  Handels- 
recht, 1899  S.  181  Note  3). 

*^  Für  die  ausschliesslich  auf  ausländischen  Gewässern  verkehrenden  deut- 
scheu Binnenschiffe  (oben  I  1)  sollen  Schiffsregister  bei  den  durch  den  Reichs- 
kanzler bestimmten  deutschen  Konsulaten  gefuhrt  werden  (§26  Abs.  2). 

*'  Solche  Vorschriften  bestanden  bisher  nur  noch  in  Mecklenburg- 
Schwerin,  Oldenburg  und  Hamburg.  Oldenburg  hat  sich  nunuiehr 
zur  amtsgerichtlichen  Zuständigkeit  bekehrt  (§  50  No.  16,  18  des  Gesetzes 
zur  Ausführung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  des  Handelsgesetzbuchs 
vom  15.  Mai  1899  und  §§1»  13  des  Gesetzes  zur  Ausführung  des  Gesetzes 
über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vom  15.  Mai  1899). 
Dagegen  bestimmt  Mecklenburg -Schwerin  in  §  61  der  Verordnung  zur 
Ausführung  des  Gesetzes  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit vom  1.  April  1899,  dass  die  Führung  des  Registers  für  Seescbiife  in 
Ansehung  der  Schiffe,  die  ihren  Heimathshafen  in  Rostock  bzw.  WisTnar 
haben,  dem  Magistrate  zu  Rostock  bzw.  Wismar  zustehe.  Auch  Hamburg 
beabsichtigt  bis  auf  Weiteres  die  Führung  des  Schiffsregisters  in  den  Händen 
der  Deputation  für  Handel  und  Schifffahrt  zu  belassen. 
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2.  Registerhafen.  §  5  des  bisherigen  Flaggengesetzes 
bezeichnete  in  Uebereinstimmung  mit  Art.  435  des  alten  Handels- 
gesetzbuches als  Heimathshafen  oder  Registerhafen  eines  Schiffes 
denjenigen  Hafen,  von  welchem  aus  die  Seefahrt  mit  dem  Schiffe  be- 
trieben werden  soll  ^^  Nur  in  das  Register  dieses  Hafens  kann  nach 
§  5  das  Schiff  eingetragen  werden.  Die  Angabe  des  Heimathshafens 
gehört  zu  dem  nach  §  6  obligatorischen  Inhalt  des  Schiffsregisters; 
daher  muss  nach  §  7  die  Thatsache,  dass  der  als  Heimathshafen 
der  Registerbehörde  angegebene  Hafen .  derjenige  ist,  von  welchem 
aus  die  Seefahrt  mit  dem  Schiffe  betrieben  werden  soll,  glaubhaft 
nachgewiesen  werden. 

Ueber  diese  Bestimmungen,  welche  zu  der  harten,  aber  un- 
ausweichlichen Konsequenz  führen,  dass  ein  deutsches  Schiff, 
mit  dem  von  einem  ausländischen  Hafen  im  Rechtsinn  Seefahrt 
betrieben  wird,  in  Deutschland  nicht  eintragungsfähig  ist,  also 
die  deutsche  Flagge  nicht  führen  kann^^,  hat  sich  die  Praxis, 
unterstützt  von  einem  Theil  der  Theorie  und  Judikatur^®,  nahezu 
einhellig  hinweggesetzt.  Thatsächlich  steht  gegenwärtig 
nach  der  Uebung  der  meisten  Registerbehörden,  deren 
Ansicht  vom  Auswärtigen  Amt  getheilt  wurde *^,  dem  deutschen 
Rheder  die  Wahl  des  Registerhafens  frei,  ohne  dass  er  zu 


'^  Gemeint  ist  nicht  sowohl  der  körperliche  als  der  rechtliche  Aus- 
gangspunkt des  Seefahrtsbetriebes :  Entsch.  des  Reichsoberhandelsgerichts 
Bd.  VI  S.  83;  GoLDScBMiDT,  Handbuch  des  Handelsrechts  (2.  Aufl.)  Bd.  11 
8.  6.  Wenn  also  ein  Hamburger  Rheder  seine  Schiffe  regelmässige  Fahrten 
zwischen  Genua  und  New- York  oder  an  der  chinesischen  Küste  machen  lässt, 
so  ist,  wenn  der  Seefahrtsbetrieb  von  Hamburg  ans  geleitet  wird  (Schafs, 
Seerecht  S.  28),  Hamburg  Heimathshafen,  auch  wenn  die  Schiffe  Hamburg 
niemals  berühren. 

••  Landgericht  Lübeck  bei  Funk,   Busches  Archiv  Bd.  XLII  S.  118  ff. 

^  Waoner,  Seerecht  Bd.  I  8.  161;  Htttelstein,  Deutsches  Schiffs- 
pfandrecht und  Schiffsgläubigerrecht  S.  236;  Urtheil  des  hanseatischen  Ober- 
landesgerichts  vom  8.  Febr.  1880  in  Seuffert's  Archiv  Bd.  XXXVII  No.  34 
S.  54. 

»>  Funk  1.  c.  S.  118. 
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beweisen  oder  auch  nur  zu  behaupten  braucht,  dass  er  mit  dem 
zu  regiatrirenden  Schiffe  von  dort  aus  die  Seefahrt  betreiben  wolle. 
Das  neue  Handelsgesetzbuch  (§  480)  hat  sich  zu  der 
Definition  des  alten  Flaggengesetzes  bewusst  in  Gegensatz  ge- 
setzt ^^,  indem  es  bestimmt,  dass  als  Heimathshafen  eines  Schiffes 
der  Hafen  gilt,  von  welchem  aus  die  Seefahrt  mit  demselben  be- 
trieben wird.  Durch  diese  Begriffsbestimmung  ist  prinzipiell  die 
Möglichkeit  einer  Verschiedenheit  des  Heimathshafen s  im  Sinne 
des  Handelsgesetzbuches  vom  Registerhafen  im  bisherigen  Sinne 
anerkannt.  Kann  doch  z.  B.  mit  einem  in  Hamburg  registrirten 
Schiffe,  für  welches  zur  Zeit  der  Eintragung  alle  Voraussetzungen 
derselben  vorgelegen  haben,  später  von  einem  anderen  deutschen, 
ja  selbst  ausländischen  Hafen  aus  Seefahrt  im  Rechtssinne  be- 
trieben werden,  so  dass  nur  der  letztere  Hafen  sich  als  Hei- 
mathshafen im  Sinne  von  §  480  H.-G.-B.  darstellt. 


'*  Dieser  Gegensatz  wird  bestritten  von  der  Begründang  des  neuen 
Flaggengesetzes  S.  11.  Aber  die  Denkschrift  zum  Entwurf  eines  Handels- 
gesetzbuchs (Drucksachen  des  Reichstags,  9.  Legislaturperiode  IV.  Session 
1895/97,  zu  No.  632)  sagt  auf  S.  276  wörtlich: 

„Nut  über  den  Begriff  des  Heimathshafens  (Art.  435  Abs.  1  No.  3) 
bedarf  es  auch  jetzt  noch  einer  Vorschrift.  Der  §  5  des  Gesetzes  vom 
25.  Okt.  1867,  welcher  im  Anschluss  an  den  Art.  435  bestimmt,  dass 
als  Heimathshafen  eines  Schiffes  derjenige  Hafen  anzusehen  ist,  von  welchem 
aus  die  Seefahrt  mit  dem  Schiffe  betrieben  werden  soll,  genügt  nicht, 
da  der  Heimathshafen  nicht  nur  für  das  Schiffsregister,  sondern  nach  dem 
Handelsgesetzbuche  zugleich  für  manche  andere  Verhältnisse  von  Erheblich- 
keit ist.  Im  Uebrigen  passt  auch  die  Vorschrift  des  §  5  des 
Gesetzes  vom  25.  Okt.  1867  nur  insoweit,  als  es  sich  um  die 
erste  Eintragung  eines  Schiffes  in  das  Schiffsregister  handelt. 
Wird  ein  Schiff,  nachdem  es  durch  die  Eintragung  das  Recht 
zur  Führung  der  Reichsflagge  erworben  hat  (sie!),  thatsächlich 
zur  Seefahrt  verwendet,  so  kann  als  sein  Heimathshafen  nicht 
mehr  der  Hafen  bezeichnet  werden,  von  dem  aus  die  Seefahrt 
betrieben  werden  soll,  vielmehr  hat  das  Schiff  alsdann  seinen 
Heimathshafen  an  dem  Orte,  von  dem  aus  die  Seefahrt  be- 
trieben wird«*'  Vgl.  auch  Pappenheim  in  Goldschmidt's  Zeitschrift  Bd.  46 
S.  266. 


—     539     — 

Das  neue  Flagg engesetz  hat  keinen  der  in  der  Literatur 
für  die  Regelung  der  Frage  des  Registerhafens  laut  gewordenen 
Vorschlaget^  acceptirt.     Es  bestimmt  in  §  6: 

Ein  Schiff  kann  nur  in  das  Schiffsregister  des  Hafens  ein- 
getragen werden,  von  welchem  aus,  als  dem  Heimathshafen, 
die  Seefahrt  mit  dem  Schiffe  betrieben  werden  soll. 

Soll  die  Seefahrt  von  einem  ausländischen  Hafen  oder  von 
einem  Hafen  eines  Schutzgebiets  oder  eines  Konsulargerichts- 
bezirkes  aus  betrieben  werden  oder  fehlt  es  an  einem  be- 
stimmten Heimathshafen,  so  steht  dem  Bheder  die  Wahl  des 
inländischen  Registers  frei.  Hat  der  Rheder  weder  seinen 
Wohnsitz  noch  seine  gewerbliche  Niederlassung  im  Bezirke  des 
Registergerichts,  so  ist  er  verpflichtet,  einen  im  Bezirke  des 
Registergerichts  wohnhaften  Vertreter  zu  bestellen,  welcher  die 
nach  diesem  Gesetze  für  den  Rheder  begründeten  Rechte  und 
Pflichten  gegenüber  dem  Registergerichte  wahrzunehmen  hat. 
Die  Verpflichtung  zur  Bestellung  eines  Vertreters  fällt  weg, 
wenn    das  Registergericht   seinen  Sitz   und  der  Rheder  seinen 


*^  Es  wurde  vorgeschlagen: 

a)  Identifikation  von  Heimaths-  und  Registerhafen  durch  Be- 
seitigung des  §  480  H.-G.-B.,  der  zu  ersetzen  wäre  durch  eine  Bestimmung, 
dass  als  Heimathshafen  eines  Schiffes  der  Hafen  gelte,  in  dessen  Register 
das  Schiff  eingetragen  ist :  Qütschow  in  den  Verhandlungen  des  30.  Vereins- 
tages des  Deutschen  Nautischen  Vereins  (1899)  S.  202 ff.,  und  im  Bericht  des 
Vorstandes  des  Vereins  Hamburger  Rheder  über  das  Jahr  1898/99  S.  5; 
BoTSNS  im  Leitartikel  des  Hamburgischen  Korrespondenten  vom  22.  April 
1899  (vgl.  Pappenheim  in  Goldschmidt's  Zeitschrift  Bd.  XLYl  S.  267).  —  Die 
Ersetzung  des  in  §  480  gegebenen  materiellen  Begriffs  durch  einen  Formal- 
begriff würde  unvereinbar  sein  mit  einem  grossen  Theil  der  auf  jenen  Be- 
griff basirten  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuchs  (§§  488,  502,  506,  527, 
534,  550,  551,  553,  680,  754,  761). 

b)  Aufrechterhaltung  der  Duplizität  der  Begriffe  Heimaths- 
hafen und  Registerhafen:  Schaps,  Seerecht  S.  29fr. 

Die  Vorschläge  befürworten  übrigens  einstimmig,  der 
jetzigen  Praxis  entsprechend,  das  Prinzip  der  freien  Wahl  des 
Registerhafens. 
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Wohnsitz    oder    seine  gewerbliche   Niederlassang   im    Reichs- 
gebiete  hat. 

Das  Gesetz  geht  nicht  einheitlich  vor.  Prinzipiell  hält  es, 
wie  das  alte  Flaggengesetz,  an  der  Identität  von  Register-  und 
Heimathshafen  fest  (Abs.  1):  es  vereinigt  den  §  6  des  bisherigen 
Gesetzes  mit  §  480  H.-G.-6.  durch  die  Bestimmung  der  aus- 
schliesslichen Registrirung  im  Register  des  Hafens,  von  welchem 
aus,  als  dem  Heimathshafen  (d.  h.  dem  künftigen  Heimaths- 
hafen), die  Seefahrt  mit  dem  Schiffe  betrieben  werden  soll.  In 
Abs.  2  aber  geht  es  für  gewisse  Ausnahmefälle  von  jenem 
Prinzip  ab  und  führt  für  dieselben  die  freie  Registerwahl  ein. 

Solange  der  Begriff  des  Heimathshafens  nach  H.-G.-B.  §  480 
existirt,  hat  die  freie  Registerwahl  nur  dann  einen  Sinn,  wenn 
der  Begriff  des  Registerhafens  von  demjenigen  des  Heimathshafens 
prinzipiell  verschieden  ist.  Ist  letzteres  nicht  der  Fall,  so  ist. 
da  das  Handelsgesetzbuch  den  Heimathshafen  nach  objektiven 
Merkmalen  definirt,  einer  freien  Wahl  des  Rheders,  die  doch  auf 
dessen  subjektivem  Ermessen  beruhen  müsste,  kein  Raum  gegeben. 
Wenn  sich  also  die  Reichsregierung  zu  einer  grundsätzlichen 
Scheidung  der  Begriffe  Heimaths-  und  Registerhafen  nicht  ent- 
schliessen  konnte,  vielmehr  eine  Beziehung  zwischen  dem  Betriebe 
der  Seefahrt  und  dem  Hafen,  in  welchem  das  Schiff  registrirt 
ist,  für  wünschenswerth  erachtete  ^^,  so  konnte  sie  ohne  Abände- 
rung des  §  480  H.-G.-B.  in  dem  von  Gütschow  und  Boyens  ge- 
wünschten Sinne ^^  die  freie  Registerwahl  nicht  zugestehen. 

Indessen  sind  die  Hauptfalle,  im  Hinblick  auf  welche  man 
bisher  die  freie  Wahl  des  Registerhafens  verlangte,  in  §  6  Abs.  2 
berücksichtigt.  Sie  haben  die  gemeinsame  Voraussetzung,  dass 
ein  bestimmter  inländischer  Heimathshafen  nicht  exi- 
stirt.  Wenn  die  Seefahrt  von  einem  ausländischen  Hafen  oder 
von  dem  eines  Schutzgebiets  oder  eines  Konsulargerichtsbezirks 


»*  Begründung  S.  11.  "  Oben  Note  33. 


—     541     — 

betrieben  wird  oder  überhaupt  kein  bestimmter  ^^Heimatbshafen  da 
ist  (z.  B.  bei  Direktion  des  Seefahrtsbetriebs  vom  Binnenland  aus), 
dann  steht  dem  Rheder  die  Wahl  des  inländischen  Registers  frei. 

Die  sonstigen  Fälle,  in  denen  ein  Rheder,  der  von  einem  deut- 
schen Hafen  aus  die  Seefahrt  betreibt,  ein  Interesse  daran  haben 
kann,  seine  Schiffe  in  einem  anderen  deutschen  Hafen  registriren 
zu  lassen,  sind  praktisch  ohne  grosse  Erheblichkeit.  Man  kann 
daher  um  ihretwillen  dem  neuen  §  6  die  Anerkennung 
nicht  versagen,  dass  er  einen  wesentlichen  Fortschritt 
bedeutet  und  den  Bedürfnissen  der  deutschen  Rhederei 
in  der  Hauptsache  genügen  wird. 

Aus  diesem  Grund  ist  nicht  anzunehmen,  dass  sich  auch 
unter  der  Herrschaft  des  neuen  Gesetzes  eine  Praxis  bilden  wird, 
die  auch  in  anderen  als  den  in  §  6  Abs.  2  aufgeführten  Fällen 
der  freien  Registerwahl  Eingang  verschaffen  wird.  Wie  aber  wird 
man  sich  gegenüber  denjenigen  Schiffen  verhalten,  die  schon  jetzt, 
entgegen  dem  bisherigen  Gesetz,  in  einem  anderen  als  ihrem 
Heimathshafen  registrirt  sind?^^ 

Neu*  und  recht  praktisch  ist  die  für  gewisse  Fälle  des  §  6 
Abs.  2  statuirte  Verpflichtung  zur  Bestellung  eines  Ver- 
treters im  Bezirk  des  Registergerichts. 

3.  Inhalt  und  Vorbedingungen  der  Eintragung^^  Ver- 
änderungen. 

a)  Inhalt.  Bezüglich  des  obligatorischen  Inhalts  der  Ein- 
tragungen ist  das  bisherige  Recht  nur  unerheblich  modifizirt.  Ein- 
zutragen ist  (§  7): 


^  Nm*  thatsächliche  Unbestimmtheit  kommt  in  Betracht,  nicht 
rechtliche  Zweifel  (anders  anscheinend  OOtschow  im  Bericht  des  Vorstands 
des  Vereins  Hamburger  Rheder  über  das  Jahr  1898/99  S.  5):  über  die 
letzteren  hat  die  angegangene  Kegisterbehörde  zu  entscheiden. 

"  So  sind  zur  Zeit  in  das  hamburgische  Schiffsregister  Schiffe  ein- 
getragen, die  ihren  Heimathshafen  in  Apenrade  und  in  Königsberg  haben. 

'*  lieber  die  Bedeutung,  insbesondere  auch  die  Beweiskraft  der 
Eintragungen  in*s  Schiffsregister  siehe  Schaps,  Seerecht  S.  16  ff. 
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1.  Name  und  Gattung  des  Schififs,  sowie  das  (bereits  nach 
bisheriger  Praxis  eingetragene)  Unterscheidungssignal; 

2.  die  Ergebnisse  der  amtlichen  Vermessung  —  in  welchem 
Umfange,  bestimmt  nach  §  25  No.  2  der  Bundesrath*®*  — ; 

3.  Zeit  und  Ort  der  Erbauung,  soweit  sie  festzustellen  sind^'; 

4.  Heimathshafen; 

6.  Name  und  nähere  Bezeichnung  des  Bheders;  bei  einer 
Rhederei  Name  und  nähere  Bezeichnung  sämmtlicher  Mitrheder 
und  des  Korrespondentrheders^^  sowie  die  Grösse  der  den 
einzelnen  Mitrhedern  gehörenden  SchifFsparten,  bei  Handelsgesell- 
schaften, eingetragenen  Genossenschaften  und  juristischen  Personen 
Firma  oder  Name,  sowie  Ort  des  Sitzes,  bei  offenen  Handels- 
gesellschaften ausserdem  Name  und  nähere  Bezeichnung  sämmt- 
licher Gesellschafter,  bei  Kommanditgesellschaften^^  und 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  Name  und  nähere  Bezeich- 
nung sämmtlicher  persönlich  haftender  Gesellschafter; 

6.  die  Angabe,  dass  in  Ansehung  der  Reichsangehörigkeit 
der  Betheiligten  die  gesetzlichen  Anforderungen  erfüllt  sind^'; 

7.  der  Rechtsgrund,  auf  welchem  die  Erwerbung  des  Schiffes 
oder  der  einzelnen  Schiffsparten  beruht; 

8.  der  Tag  der  Eintragung; 

9.  die  Ordnungsnummer,  unter  der  das  Schiff  eingetragen  ist. 
Weiter  sind  kraft  reichsgesetzlicher  Vorschrift*^  die  am  Schiff 

zu  bestellenden  Pfandrechte  in's  Schiffsregister  einzutragen.    Der 


««•  Siehe  Note  4*. 

^  Mit  Recht  ist  als  überflüssig  gestrichen  worden  die  Erwähnong  den 
ThatumstandeSy  durch  welchen  früher  ausländische  Schifle  das  Becht  zur 
FühruDg  der  Reichsflagge  erworben  haben. 

*^  Bisher  nur  nach  landesrechtlicher  Yorschrifb  in  Mecklenburg-Schwerin 
eingetragen. 

*^  S.  oben  unter  I  8. 

^'  Bessere  Fassung  für  die  bisherige  No.  7  des  §  6  („die  Nationalität 
des  Rheders  oder  der  Mitrheder **). 

*»  B.  G.-B.  §§  1260  ff". 
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Anordnung  fernerer  Eintragungen  durch  die  Landesgesetze  steht, 
wie  bisher  ^^,  nichts  entgegen. 

b)  Vorbedingung  der  Eintragung  des  Schiffes  ist  die  Glaub- 
haftmachung des  Rechts  zur  Führung  der  Reichsflagge  sowie 
aller  in  §  7  bezeichneten  Thatsachen  und  Rechtsverhältnisse  (§  8 
Abs.  1).  Für  die  Glaubhaftmachung  gilt  §  15  Abs.  2  des  R.-G.  über 
die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Ein  Rheder, 
der  zugleich  Angehöriger  eines  fremden  Staats  ist,  hat  femer  auf 
Verlangen  des  Registergerichts  glaubhaft  zu  machen,  dass  das 
Schifif  nicht  in  ein  Register  dieses  Staats  eingetragen  ist  (§  9). 
Wird  festgestellt,  dass  eine  solche  Eintragung  besteht,  so  darf 
das  Schiff  nicht  in  ein  inländisches  Schiffsregister  eingetragen 
werden  (§  9),  eine  bereits  erfolgte  Eintragung  ist  ex  officio  zu 
löschen  (§13  Abs.  2). 

c)  Veränderungen  eingetragener  Thatsachen  und 
Rechtsverhältnisse  sind  in's  Schiffsregister  einzutragen.  Hierzu 
gehören  Namensänderungen  des  Schiffs:  dieselben  bedürfen  nach 
§  13  Abs.  1  der  Genehmigung  des  Reichskanzlers^^.  Eine  Löschung 
des  Schiffs  im  Schiffsregister  findet  statt,  wenn  das  Schiff  unter- 
geht oder  als  reparaturunfähig  kondemnirt  wird  oder  das  Recht 
zur  Führung  der  Reichsflagge  verliert  (§13  Abs.  2).  Im  Falle 
der  Verlegung  des  Heimathshafens  aus  dem  Registerbezirke  hat 
das  Registergericht  nach  Vollziehung  der  Eintragung  das  Schiffs- 
Certifikat  nebst  einer  beglaubigten  Abschrift  des  Registerinhalts 
dem  neuen  Registergerichte  zu  übersenden  (§13  Abs.  3). 

Die  gemäss  §  13  eine  Eintragung  oder  Löschung  im  Schiffs- 
register erforderlich  machenden  Thatsachen  oder  Rechtsverhält- 
nisse  sind    dem   Registergericht    anzuzeigen    und    glaubhaft    zu 


^*  Siehe  Schaps,  Seerecht  S.  36. 

*^  Nicht  mehr,  wie  früher,  des  Reichsamts  des  Inneren.  Die  Be- 
schränkung des  früheren  Rechts,  dass  Namensänderungen  nur  aus  ganz 
besonders  dringenden  Gründen  genehmigt  werden  sollen,  ist  mit  Recht 
gestrichen:  Ygl.  Begründung  S.  15. 


—     544    — 

machen  (§  14).  Zur  Anzeige  verpflichtet  —  in  der  Weise,  dass 
bei  mehreren  Verpflichteten  die  Anzeige  durch  einen  von  ihnen 
genügt  —  sind  alle  Personen,  die  nach  §  7  No.  5  in's  SchifiBs- 
register  einzutragen  sind,  bei  juristischen  Personen  des  bürger- 
lichen und  Handelsrechts  die  gesetzlichen  Vertreter,  im  Falle 
des  §  6  Abs.  2  Satz  2  statt  des  Rheders  dessen  Vertreter,  end- 
lich im  Falle  eines  Eigenthumswechsels,  durch  den  das  Recht 
des  Schiffes  zur  Führung  der  Eeichsflagge  nicht  berührt  wird, 
auch  der  neue  Erwerber  des  Schiffes  oder  der  Schiffspart.  Der 
Verpflichtete  hat  die  Anzeige  zu  machen  binnen  sechs  Wochen 
nach  dem  Ablauf  des  Tages,  an  dem  er  von  der  einzutragenden 
Thatsache  Kenntniss  erlangt  hat.  —  Zu  betonen  ist,  dass  das 
Registergericht,  soweit  flaggenrechtlich  erforderliche 
Eintragungen  in  Betracht  kommen,  ex  officio  handelt: 
denn  das,  was  es  zu  thun  hat,  ist  nach  dem  Gesetz  obligatorisch, 
und  den  betheiligten  Personen  ist  nicht  Antrag,  sondern  Anzeige 
und  Glaubhaftmachung  vorgeschrieben.  Erfüllen  sie  diese  Pflicht 
nicht,  so  hat  das  Gericht  Nachweise,  die  sich  anderweitig  bieten, 
zu  berücksichtigen,  erforderlichenfalls  sich  solche  durch  eigene 
Thätigkeit  zu  verschaffen. 

4.  Registrirungszwang?  Wie  im  bisherigen  Recht,  ist  ein 
solcher  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen.  Er  ergiebt  sich 
aber  aus  §  11  Abs.  2.  Denn  da  das  Recht  zur  Führung  der 
Reichsflagge  vor  der  Ertheilung^^  des  Schiffs-Certifikats  nicht 
ausgeübt  werden  dai*f,  die  Certifikatsertheilung  aber  die  Regi- 
strirung  voraussetzt  (§  10),  so  muss  ein  zur  Führung  der  Reichs- 
flagge berechtigtes  Schiff,  wenn  es  dieses  Recht  ausüben  will, 
vorher  registrirt  werden.  Eine  Ausnahme  besteht  —  abgesehen 
von  den  Fällen,  in  denen  ein  Flaggenzeugniss  gewährt  wird  (§  12) 


^^  Das  Gesetz  vom  25.  Okt.  1867  verlangte  „Eintragung  des  Schiffes  in 
das  Schiffsregister  und  Ausfertigung  des  Certifikats**.  Das  erste  Postulat  war 
überflüssig  —  denn  ohne  Eintragung  kein  Certifikat  — ,  das  zweite  litt  an 
inkorrektem  Ausdruck:  Schafs,  Seerecht  S.  46  ff. 
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—  nur  für  Schiflfe  von  nicht  mehr  als  60  Kubikmeter  Brutto- 
ranmgehalt;  denen  §  16  die  Befugniss  giebt,  auch  ohne  Ein- 
tragung in  das  Schiffsregister  und  Ertheilung  des  Schiffs-Certifikats 
das  Recht  zur  Führung  der  Keichsflagge  auszuüben. 

B.  Schiffs-Certifikat  und  Flaggenzeugniss. 

Die  diese  Papiere  betreffenden  Vorschriften  des  bisherigen 
Rechts  sind  nahezu  unverändert  geblieben. 

1.  Begriff,  Form  und  Inhalt  des  Schiffs-Oertifikats. 
Das  Registergericht  stellt  über  die  Eintragung  des  Schiffes  in^s 
Schiffsregister  eine  Urkunde,  das  Schiffs-Certifikat^^,  aus, 
welche  mit  dem  Inhalt  der  Eintragung  übereinstimmt  und  ausser- 
dem zu  bezeugen  hat,  dass  die  nach  §  8  erforderlichen  Nach- 
weise geführt  sind  und  dass  das  Schiff  zur  Führung  der  Reichs- 
flagge  befugt  ist  (§  10).  Die  Einrichtung  des  Schiffs-Certifikats 
bestimmt,  wie  bisher ^^,  der  Bundesratb.  Auf  dem  Schiffs-Certi- 
flkat,  welches  nach  §  11  Abs.  3  im  Original  oder  in  einem  vom 
Registergericht  beglaubigten  Auszüge^"  während  der  Reise  stets 
an  Bord  des  Schiffes  mitzuführen  ist^^,  sind  Eintragungen,  die 
in's  Schiffsregister  vorgenommen  werden,  baldthunlichst  zu 
vermerken  (§13  Abs.  1);  in  den  Fällen  von  §  13  Abs.  2  ist  das 
Schiffs-Certifikat  vom  Registergericht  unbrauchbar  zu  machen.  Zu 
diesen  Behufen  ist  das  Schiffs-Certifikat,  eventuell  auch  der  er- 
theilte  Auszug,  dem  Gericht  einzureichen,    wozu  die  in  §  14  be- 

^^  Dieser  Ausdruck  ist  als  technische  Bezeichnung  der  National itäts- 
urknnde  gewählt,  weil  die  bisherige  Bezeichnung  „Certifikat''  namentlich  in 
fremden  Gesetzgebungen  auch  für  die  Vermessungspapiere  gebräuchlich  ist: 
Begründung  S.  14. 

**  Bekanntmachungen  vom  27.  Febr.  1889  (Centralblatt  S.  227,  229  ff.) 
und  25.  Nov.  1891  (Centralblatt  S.  320).  —  Siehe  Note  4\ 

**  Den  schon  die  bisherige  Praxis  zulässt:  Perels,  Deutsches  öffent- 
liches Seerecht  S.  57  ff.,  443 ;  Bergmann,  Die  Vorschriften  über  das  Schiffs- 
register S.  63  ff.,  69  ff.  —  Die  Einrichtung  des  Auszuges  bestimmt  der 
Bundesrath  (§  25  No.  3).  —  Siehe  Note  4*. 

^  Strafbestimmung:  §  21. 
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zeichneten  Personen  und  ausserdem,  wenn  das  Schiff  sich  im 
Registerhafen  befindet,  auch  der  Schiffer  verpflichtet  ist  und  durch 
Ordnungsstrafen^^  angehalten  werden  kann  (§  15  Abs.  1  und  2). 
Befindet  sich  jedoch  das  Schiff  im  Auslände,  so  hat  auf  Antrag 
das  Registergericht  ein  neues  Schiffs-Certifikat  auszustellen  und 
es  dem  Schiffer  gegen  Rückgabe  des  bisherigen  Certifikats  und 
Auszuges  durch  Yermittelung  einer  deutschen  Behörde  aus- 
händigen zu  lassen  (§  15  Abs.  3).  So  lange  ein  solcher  Antrag 
nicht  erledigt  ist,  kann  selbstverständlich  die  Einreichung  des 
alten  Schiffs-Certifikats  nicht  gefordert  und  durch  Ordnungs- 
strafen erzwungen  werden^*. 

Durch  diese  recht  zweckentsprechende  Regelung  erledigt  sich 
die  Streitfrage  des  bisherigen  Rechts,  ob  und  wieweit  Eintragungen 
in's  Schiffsregister  auch  ohne  gleichzeitige  Vorlegung  des  Schiffs* 
Certifikats  erfolgen  können  ^^. 

2.  Beweiskraft  des  Schiffs-Certifikats.  §  11  Abs.  1 
bestimmt,  dass  durch  das  Schiffs-Certifikat  das  Recht  des 
Schiffes  zur  Führung  der  Reichsflagge  nachgewiesen 
werde.  Die  dem  bisherigen  Recht  entsprechende  Fassung  des 
Gesetzes  ergiebt,  dass  hinsichtlich  des  Rechts  des  Schiffes  zur 
Führung  der  Reichsflagge  die  Beweiskraft  des  Schiffs-Certifikats 
eine  selbständige,  d.  h.  vom  Inhalt  des  Schiffsregisters  un- 
abhängige^*, sein  soll:  es  bedarf  keiner  Prüfung,  ob  das  Schiffs- 


*^  §§  132  —  139  des  Reichsgeseizes  über  die  Angelegenheiten  der  frei- 
nvilligen  Gerichtsbarkeit  iinden  entsprechende  Anwendung. 

"  Begründung  S.  17. 

**  Siehe  Schaps,  Seerecbt  S.  48. 

'^  Unselbständig  ist  die  Beweiskraft  des  Schiffs-Certifikats  hiosichl- 
lieh  der  darin  bekundeten  Frivatrechte :  damit  sie  der  des  Schiffsregisters 
gleichkomme,  muss  feststehen,  dass  der  Inhalt  des  Schiffs-Certifikats  dem 
des  Schiffsregisters  noch  entspricht,  was  aus  mancherlei  Gründen  niclit  der 
Fall  zu  sein  braucht.  Sofern  aber  die  Uebereinstimmung  festgestellt  bzw. 
unbestritten  ist,  beweist  das  Schiffs-Certifikat,  ebenso  wie  das  Schiffsregister 
(Schaps,  Seerecht  S.  15):  1.  die  Thatsache  des  Eigenthums  des  als  Eigen- 
thümer  Bezeichneten  kraft  Rechtspräsamtion  unter  Zulässigkeit  des  Gegen- 


J 
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Certifikat  auch  mit  dem  Inhalt  des  Schiffsregisters  übereinstimmt. 
Dies  schliesst  nicht  aus,  dass  in  manchen  Fällen  ein  Gegen- 
beweis gegen  die  Dichtigkeit  des  Certifikatsinhalts  zu- 
gelassen werden  muss.  Das  ist  der  Fall  zunächst  auf  den  Ge- 
bieten des  Verwaltungsrechts  und  Strafrechts:  es  unterliegt 
keinem  Zweifel  und  ergiebt  sich,  was  die  strafrechtliche  Seite 
anlangt y  sogar  aus  §  18  des  Gesetzes,  dass  die  kompetenten 
deutschen  Behörden  gegen  ein  Schiff  einschreiten  können,  welches 
ein  deutsches  Scbiffs-Certifikat  im  Widerspruch  mit  den  that- 
sächlichen  Eigenthumsverhältnissen  führt  ^^  Ebensowenig  kann 
der  Gegenbeweis  versagt  werden  auf  dem  Gebiete  des  Civil- 
Prozesses:  beruft  sich  eine  Prozesspartei  für  die  Thatsache  der 
Berechtigung  eines  Schiffs  zur  Führung  der  Reichsflagge  auf  das 
Schiffs-Certifikat,  so  ist  es  dem  Gegner  unbenommen,  die  Nicht- 
Uebereinstimmung  des  in  letzterem  bezeugten  Rechts  mit  den 
thatsächlichen  Verhältnissen  darzuthun^^  Anders  im  Bereiche 
des  internationalen  Rechts.  Fremden  Verwaltungsbehörden 
kann  einem  ordnungsmässigen  deutschen  Schiffs- Certifikat  gegen- 
über ein  Nachprüfungsrecht  hinsichtlich  des  Vorliegens  der  Vor- 
aussetzungen für  die  Führung  der  deutschen  Flagge  nicht  ein- 
geräumt werden:  für  sie  hat  also  die  Angabe  des  Certifikats, 
dass  das  Schiff  zur  Führung  der  Reichsflagge  befugt  sei,  als 
formelle  Wahrheit  zu  gelten.  Entgegengesetzt  wäre  nur  dann 
zu  entscheiden,  wenn  das  Vorgehen  der  ausländischen  Behörde 
gegen  ein  angeblich  zu  Unrecht  die  Reichsflagge  führendes  Schiff 
durch  Requisition  der  zuständigen  deutschen  Behörde  veran- 
lasst wäre. 

3.  Flaggenzeugniss.    Eine  provisorische,  das  Schiffs-Certi- 
iikat  ersetzende  Bescheinigung  über  das  Recht  zur  Führung  der 


beweises;  2.  die  Thatsache  der  Pfandrechtseintragong,   aber   nicht  den  Be- 
stand des  Pfandrechts. 

**  Vgl.  Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Civilsachen  Bd.  VII  S.  16. 

^  §  418  Abs.  2  der  neuen  Civilprozessordnung. 
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Reichsflagge,   das  Flaggenzeugniss,   kann  in  zwei  Fällen  ertheilt 
werden,  nämlich  (§  12): 

a)  wie  nach  bisherigem  Recht,  einem  im  Ausland  befindlichen 
Schiffe^  welches  in  das  Eigenthum  eines  Reichsangehörigen 
gelangt,  durch  den  Reichskonsul,  in  dessen  Bezirk  sich  das 
Schiff  zur  Zeit  des  Eigenthumsüberganges  befindet; 

b)  einem  neuen  Schiffe  behufs  der  ersten  Ueberführung  in  einen 
anderen  Hafen,  durch  das  Registergericht  des  deutschen  Er- 
bauungshafens. 

Im  ersten  Falle  gilt  das  Flaggenzeugniss  nur  für  die  Dauer 
eines  Jahres  seit  dem  Tage  der  Ausstellung,  darüber  hinaus  nur 
für  die  Dauer  einer  durch  höhere  Gewalt  verlängerten  Reise,  im 
zweiten  Falle  nur  für  die  Dauer  der  Ueberführung.  Die  aus- 
stellende Behörde  hat,  wenn  ein  deutscher  Hafen  zum  Heimaths- 
hafen  des  Schiffes  bestimmt  ist,  dem  Registergericht  dieses  Hafens 
von   der  Ausstellung  des  Flaggenzeugnisses  Anzeige  zu  machen. 

Die  Einrichtung  des  Flaggenzeugnisses  bestimmt  der  Bundes- 
rath  (§  25  No.  3)^«% 

HI.  Pflicht  der  Namensführong. 

Analog  dem  bisherigen  Recht  bestimmt  §  17,  dass  ein  in 
das  Schiffsregister  eingetragenes  Schiff  seinen  Namen  an  jeder 
Seite  des  Bugs  und  seinen  Namen  sowie  denjenigen  des  Heimaths- 
hafens  am  Heck  in  gut  sichtbaren  und  fest  angebrachten  Schrift- 
zeichen führen  muss^^.  Die  Art,  wie  die  Anbringung  des  Namen» 
am  Schiffe  auszuführen  ist,  bestimmt  nach  §  25  No.  4  der  Bundes- 

rath  ^«. 

lieber  Namensänderungen  s.  oben  II  A  3  c. 


"•  Siehe  Note  4\ 
"  Strafbestimmung:  §  21. 

»»  Bis  jetzt:  §  6  der  Vorschriften  vom  13.  Nov.  1873  (R.-G.-B1.  S.  367 ff.) 
mit  Abänderung  vom  1.  Sept.  1892  (R.-G.-Bl.  S.  787).  —  Siehe  Note  4\ 
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IV.  Strafbestimmnngeii. 

Das  bisherige  Recht  ist  formell^*  und  inhaltlich  in  mannig- 
facher Weise  abgeändert  und  ergänzt.  Es  kommen  in  Betracht 
folgende  strafbare  Handlungen: 

1.  Führung  der  Reichsflagge  ohne  materielle  Be- 
rechtigung.    §  18  lautet: 

Führt  ein  Schiff  die  Reichsfiagge,  ohne  hierzu  nach  den 
Vorschriften  der  §§  2,  3  berechtigt  zu  sein,  so  wird  der  Schiffer 
mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzehnhundert  Mark  oder  mit  Gefang- 
niss  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft.  Auch  kann  auf  Einziehung 
des  Schiffes  erkannt  werden,  ohne  Unterschied,  ob  es  dem  Ver- 
urtheilten  gehört  oder  nicht;  der  §  42  St.-G.-B.  findet  ent- 
sprechende Anwendung. 

Der  objektive  Thatbestand  liegt  vor,  wenn  ein  Schiff, 
welches  nicht  oder  nicht  mehr  zur  Führung  der  Reichsilagge  be- 
fugt ist,  die  Reichsflagge  als  Nationalflagge  führt.  Thäter  ist  der 
Schiffer*^,  worunter  aber  nicht  nur  der  Schiffskapitän  im  techni- 
schen Sinne  zu  verstehen  ist,  sondern  überhaupt  derjenige,  der 
zur  Zeit  der  That  den  Dienst  des  Schiffers  versieht,  also  im  Falle 
der  Behinderung  des  Schiffers  sein  Stellvertreter,  femer  der  die 
Probefahrt  leitende  Ingenieur,  nicht  dagegen  der  Lootse,  da  er 
nur  das  nautische  Oberkommando  hat.  Was  die  Strafe  an- 
langt, so  soll  in  Zukunft*^  auf  Einziehung  des  Schiffes  erkannt 
werden  können,  ohne  Unterschied,  ob  es  dem  Verurtheilten  ge- 
hört oder  nicht.     Das  Gesetz  betont  weiter  die  Zulässigkeit  des 


^*  Auf  die  formellen  AenderungeD,  welche  die  zum  Theil  veralteten 
Ausdrücke  der  bisherigen  Fassung  erfahren  haben,  soll  nicht  eingegangen 
werden. 

^  Das  bisherige  Gesetz  sagte  zweckentsprechender:  „der  Führer  des 
Schiffes." 

*^  Nach  bisherigem  Rechte  war  St.-G.-B.  §  40  zur  Anwendung  zu 
bringen:  Schaps,  Seerecht  S.  51. 

Archiy  für  öffentliches  Recht.  XIV.  4.  qq 
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objektiven  Strafverfahrens  nach  St.-G.-B.  §  42,  welche  auch  ohne 
besondere  Erwähnung  ausser  Zweifel  gestanden  hätte. 

Eine  weitgreifende  Abänderung  aber  betrifft  den  subjek- 
tiven Thatbestand.  Nach  bisherigem  Recht  war,  wie  der  bei 
Weitem  überwiegende  Theil  der  Theorie  annahm®^,  Verschulden 
des  Schiffsführers  erforderlich.  Dagegen  bestimmt  §  23  des  neuen 
Gesetzes: 

Straflos  bleibt  in  den  Fällen  der  §§18  bis  22  derjenige, 
bezüglich  dessen  festgestellt  wird,  dass  die  Handlung  oder  Unter- 
lassung ohne  sein  Verschulden  erfolgt  ist. 

Es  genügt  also  in  Zukunft  nicht  zur  Herbeiführung  der  Frei- 
sprechung des  Angeklagten,  dass  ihm  kein  Verschulden  nach- 
gewiesen ist,  sondern  es  muss  seine  Schuldlosigkeit  festgestellt 
sein;  der  Zweifel  kommt  nicht,  wie  bisher,  ihm  zu  Gute,  sondern 
ist  zu  seinen  Lasten.  Und  wie  begründen  die  Motive  die  in  dieser 
Schuldpräsumtion  liegende  Härte  des  neuen  Gesetzes?  Die  §§  14 
und  15  des  bisherigen  Gesetzes  (jetzt :  §§19  und  20),  sagt  die 
Begründung  auf  S.  17  ff.,  enthalten  die  Bestimmung,  dass  die  ver- 
antwortlichen Personen  stets  der  Strafe  verfallen,  wenn  sie  nicht 
nachweisen,  dass  die  in  Frage  stehende  Handlung  oder  Unter- 
lassung ohne  ihr  Verschulden  erfolgt  sei,  dagegen  fehle  eine  der- 
artige Bestimmung  in  dem  bisherigen  §  13  (jetzt  §  18):  ein  ge- 
nügender Grund  für  diese  Abweichung  sei  nicht  vor- 
handen. —  Als  ob  nicht  ein  „genügender  Grund"  in  dem  ver- 
schiedenen Charakter  der  in  Frage  kommenden  Dehkte  zu  finden 
wäre,  der  in  den  auf  sie  gesetzten  Strafen  zum  Ausdrucke  kommt! 
Auf   der    einen   Seite    zwei  leichte   Vergehen  —   eigentUch  nur 

^*  Waoner,  Seerecht  Bd.  I  S.  166;  Gareis -Fuchsbero er,  Kommentar 
S.  892  Anm.  3;  Perels,  Deutsches  Öffentliches  Seerecht  S.  61;  Stkngleik. 
Strafrechtliche  Nebengesetze  des  Reichs  (2.  Aafl.)  S.  354  (der  sogar  nar 
dolose  Begehung  für  strafbar  erachtet);  Schaps,  Seei*echt  S.  51;  ander« 
nur  Meves,  Die  strafrechtlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  betr.  die  Xa- 
tionalität  der  Kauffahrteischiffe  etc.  S.  9  ff.,  und  Katz,  Die  strafrechtlichen 
Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuchs  S.  122  Anm.  3. 
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Uebertretnngen  von  Ordnungsvorschriften  — ,  für  welche  sich  das 
Gesetz  mit  einer  besonders  geringen,  sich  der  Uebertretungsstrafe 
nähernden  Sühne  (Geldstrafe  bis  Mk.  300  oder  Haft)  begnügt, 
auf  der  anderen  ein  Delikt  ernsteren  Charakters,  y,eine  unberech- 
tigte Anmassung  staatsbürgerlicher  Rechte^  ®^,  welches  nicht  nur 
mit  Gefängniss  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft  werden  ^  sondern 
ausserdem  den  Rheder^  der  vielleicht  noch  unschuldiger  ist  als 
der  Schififer,  sein  Schiff  kosten  kann !  Man  wende  nicht  ein^  dass 
in  Fällen,  in  welchen  ein  Verschulden  des  Schiffers  nicht  fest- 
gestellt ist,  die  Gerichte  sich  vermuthlich  mit  geringfügigen  Be- 
strafungen begnügen  werden:  auch  diese  Strafen  werden  den 
Charakter  von  Verdachtsstrafen  haben !  Zu  einer  Zeit;  in  welcher 
in  der  Theorie  und  glücklicherweise  auch  in  der  Praxis  immer 
mehr  die  Tendenz  um  sich  greift,  auch  für  Uebertretungen  Vor- 
satz oder  Fahrlässigkeit  zu  verlangen,  erscheint  eine  Bestimmung 
wie  die  vorliegende  als  eine  nicht  billigenswerthe  Abnormität.  In 
geringerem  Masse  gilt  das  Gleiche,  soweit  sich  §  23  auch  auf 
die  Bestimmungen  der  §§  19 — 22  bezieht. 

Was  den  Geltungsbereich  des  §  18  betrifft,  so  wird  in 
erfreulicher  Weise  eine  Lücke  des  bisherigen  Rechts  ^^  ausgefüllt 
durch  die  Bestimmung  des  §  24  Abs.  1,  dass  die  in  den  §§  18, 
19  und  21  bezeichneten  Handlungen  auch  dann  strafbar  sind, 
wenn  sie  im  Ausland  oder  auf  offener  See  begangen  werden. 

Die  Zuständigkeit  der  Gerichte  für  das  Vergehen  des 
§  18  folgt  den  allgemeinen  Regeln:  der  die  ausschliessliche  Zu- 
ständigkeit der  Strafkammer  aussprechende  §  74  No.  2  des 
Gerichtsverfassungsgesetzes  ist  durch  §  29  Abs.  2  aufgehoben. 

2.  Ausübung  des  Rechts  zur  Führung  der  Reichs- 
flagge ohne  Erfüllung  der  gesetzlichen  Vorbedingungen. 
§  19  lautet: 

Führt  ein  Schiff  den  Vorschriften  der  §§  11,    12  zuwider 

^  So  Meves  1.  c.  S.  8  und  Perels  1.  c.  S.  61. 
•*  Vgl.  ScHAPs,  Seerecht  S.  51  ff.,  53  E,  32. 

36  • 
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die  Reichsflagge,  so   wird  der  Schiffer  mit  Geldstrafe  bis  zu 
dreihundert  Mark  oder  mit  Haft  bestraft. 

Der  objektive  Thatbestand  liegt  vor,  wenn  ein  zur  Füh- 
rung der  Reichsflagge  berechtigtes  Schiff  vor  Ertheilung  eines 
Schiffs-Certifikats  oder  eines  Flaggenzeugnisses  oder^  nachdem  das 
letztere  seine  Gültigkeit  verloren  (§  12),  jenes  Recht  ausübt. 
Hinsichtlich  des  Thäters,  des  Geltungsbereichs  und  der  Zu- 
ständigkeit ist  auf  das  unter  IV  1  Ausgeführte  Bezug  zu  nehmen, 
ebenso  hinsichtlich  des  subjektiven  Thatbestands,  zu  wel- 
chem zu  bemerken  ist,  dass  die  irreführende  und  dem  System  des 
heutigen  deutschen  Strafprozesses  nicht  mehr  angepasste  Fassung 
des  alten  Gesetzes,  nach  welcher  der  Schiffsfuhrer  seine  Schuld- 
losigkeit nachzuweisen  haben  sollte^",  durch  den  oben  citirten 
§  23  ersetzt  ist.  Was  die  Strafe  anbetrifft,  so  ist  die  alternativ 
angedrohte  Freiheitsstrafe  nicht  mehr  Gefangniss,  sondern  Haft. 
3.  Nicht-Erfüllung  der  Anzeige-  und  Glaubhaft- 
machungspflicht  des  §  14.     §  20  lautet: 

Wer  die  ihm  nach  §  14  obliegende  Verpflichtung  nicht 
erfüllt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  dreihundert  Mark  oder  mit 
Haft  bestraft. 

Wer  gemäss  Abs.  1  verurtheilt  ist  und  seiner  Verpflich- 
tung nicht  binnen  sechs  Wochen  nach  dem  Eintritte  der  Rechts- 
kraft des  Urtheils  genügt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  sechs- 
hundert Mark  oder  mit  Gefangniss  bis  zu  zwei  Monaten  be- 
straft. Die  gleiche  Strafe  tritt  ein,  wenn  im  Falle  einer  weiteren 
Verurtheilung  die  Verpflichtung  nicht  binnen  der  bezeichneten 
Frist  erfüllt  wird. 

Der  objektive  Thatbestand  ist  gegeben,  wenn  Thatsachen 
oder  Rechtsverhältnisse,  welche  gemäss  §  13  eine  Eintragung  oder 
die  Löschung  des  Schiffes  im  Schiffsregister  erforderlich  machen, 


^  Vgl.  dazu  Bindung,  Nonnen  (1.  Aufl.)  Bd.  II  S.  609  und  Stenoleik, 
Nebengeeetze  (2.  Aufl.)  S.  354/55. 
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nicht  seitens  der  dazu  verpflichteten  Person  binnen  sechs  Wochen 
nach  erhaltener  Kenntniss  angezeigt  und^®  glaubhaft  gemacht 
werden.  Nicht  mehr  unter  die  Strafbestimmung  fallt  die  Nicht- 
Einliefer  ung  des  Schiffs-Certifikats,  welche  nach  §  15  durch  Ord- 
nungsstrafen erzwungen  wird,  lieber  den  Wegfall  der  Anzeige- 
pflicht durch  die  Anzeige  eines  Mitverpflichteten  und  über  die 
Personen  der  Verpflichteten  vgl.  oben  II  A  3  c.  Bezüglich 
des  subjektiven  Thatbestands  und  der  Zuständigkeit  gilt 
das  zu  IV  1  und  IV  2,  bezüglich  der  Strafe  das  zu  IV  2  Ge- 
sagte. Der  Geltungsbereich  der  Strafvorschrift  ist  unbeschränkt; 
denn  da  die  Verpflichtungen  des  §  14  am  Sitze  des  Register- 
gerichts  zu  erfüllen  sind,  so  ist  an  diesem  Orte  auch  die  durch 
ihre  Nicht-Erfüllung  verübte  Straftthat  begangen®^,  und  es  ist 
unerheblich,  wo  der  oder  die  Verpflichteten  während  der  kritischen 
sechs  Wochen  ihren  Wohnsitz  oder  Aufenthaltsort  hatten. 

Wie  nach  bisherigem  Recht  läuft  vom  Eintritt  der  Rechts- 
kraft des  verurtheilenden  Erkenntnisses  für  den  Verurtheilten  eine 
neue  sechswöchige  Frist  zur  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen. 
Kommt  er  denselben  wiederum  nicht  nach  und  werden  sie  nicht 
etwa  von  einem  Mitverpflichteten  erfüllt,  so  ist  der  Verur- 
theilte  auf's  Neue  strafbar®*,  und  zwar  bewegt  sich  die  Strafe 
innerhalb  der  aus  dem  Gesetzestext  ersichtlichen  erweiterten 
Grenzen.  Bei  weiterer  Renitenz  kann  —  im  Gegensatz  zum  bis- 
herigen Recht**  —  die  Strafe  so  oft  als  nöthig  wiederholt  werden. 

^  Nur  die  Anzeige  hat  iDnerhalb  dieser  Frist  zu  geschehen  (§  13 
Abs.  3).  Für  die  Glaubhaftmachung  ist  eine  Frist  nicht  vorgeschrieben.  Ist 
die  Anzeige  rechtzeitig  erfolgt,  so  tritt  Strafbarkeit  wegen  unterlassener 
Glaubhaftmachung  ein,  sobald  der  Verpflichtete,  obschon  zu  ihrer  Vornahme 
im  Stande,  sie  unterlässt,  sofern  nicht  festgestellt  wird,  dass  die  Unterlassung 
ohne  sein  Verschulden  erfolgt  ist  (§  23). 

*^  VON  Bar,  Lehrbuch  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts  S.  242. 

^®  Es  handelt  sich,  wie  näher  bei  Schafs,  Seerecht  S.  65  ff.,  ausgeführt, 
nicht  um  eine  Ausnahme  von  dem  Grundsatze  ne  bis  in  idero,  sondern  um 
ein  neues  Strafgesetz. 

•»  ScHAPs,  Seerecht  S.  56. 
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4.  Die  Uebertretungen  des  §  81.     Derselbe  lautet: 
Befindet  sich   der  Vorschrift   des   §  11   Abs.   3  zuwider 

weder  das  Schifi's-Certifikat  noch  ein  beglaubigter  Auszug  au» 
dem  Certifikat  an  Bord  des  Schiffes  oder  ist  das  Schiff  nicht 
gemäss  §  17  bezeichnet,  so  wird  der  Schiffer  mit  Geldstrafe 
bis  zu  einhundertundfünfzig  Mark  oder  mit  Haft  bestraft. 
Der  objektive  Thatbestand  der  ersten  Uebertretung  er- 
giebt  sich  ohne  Weiteres  aus  dem  Gesetzes  Wortlaut;  derjenige 
der  zweiten  besteht  in  der  Nicht-Führung  des  eingetragenen 
Namens  bezw.  des  Heimathshafens  an  den  vorgeschriebenen  Stellen 
oder  in  der  Führung  desselben  in  nicht  gut  sichtbaren  oder  nicht 
fest  angebrachten  Schriftzeichen  durch  ein  eingetragenes  Schiff. 
Es  ist  gleichgültig,  ob  die  Nicht-Führung  beruht  auf  Nicht- An- 
bringung oder  auf  Nicht-Erneuerung  der  schuldhaft  ^^  oder  durch 
ZufalF^  unkenntlich  gewordenen  Schriftzeichen  oder  endlich  auf 
Führung  eines  willkürlich  gewählten,  von  dem  eingetragenen  ver- 
schiedenen Namens.  Nicht  strafbar  ist  die  Nicht-Innehaltung 
der  Ausführungsbestimmungen  des  Bundesraths  (§  25  No.  4),  da 
sich  die  Strafandrohung  des  Gesetzes  nicht  ohne  Weiteres  auf 
sie  bezieht.  Hinsichtlich  des  Thäters,  des  subjektiven  That- 
bestands  und  des  Geltungsbereichs  gilt  das  zu  IV  1  Gesagte. 
Die  Verjährung  beginnt  mit  der  Herstellung  des  vorgeschrie- 
benen Zustands  oder  mit  dem  Aufhören  der  Schiffsfuhrerschaft. 

5.  Die  Uebertretung  des  §  22.     Derselbe  lautet: 
Werden  die  von  dem  Kaiser  erlassenen  Bestimmungen  über 

die  Verpflichtung  der  Kauffahrteischiffe,  die  Flagge  vor  Kriegs- 
schiffen und  Küstenbefestigungen  oder  bei  dem  Einlaufen  in 
deutsche  Häfen  zu  zeigen,  nicht  beobachtet,  so  wird  der 
Schiffer  mit  Geldstrafe  bis  zu  einhundertundfiinfzig  Mark  oder 
mit  Haft  bestraft. 


^^  Entsch.  des  Obeneeamto  Bd.  IV  S.  768. 
^^  St£nolein,  Nebengesetze  (2.  Aufl.)  S.  884. 
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Das  vorliegende  Blankettstrafgesetz  betrifft  einen  weder 
in  dem  bisherigen  Flaggengesetze  noch  überhaupt  bis  jetzt  reichs- 
rechtlich geordneten  Gegenstand.  Ueber  den  objektiven  That- 
bestand  lässt  sich,  so  lange  die  bezüglichen  kaiserlichen  Ver- 
ordnungen nicht  vorliegen 9  noch  nichts  sagen;  hinsichtlich  der 
Person  des  Thäters  und  des  subjektiven  Thatbestands 
ist  auf  das  zu  lY  1  Gesagte  Bezug  zu  nehmen.  Was  den  Gel- 
tungsbereich der  Strafvorschrift  anlangt,  so  kommt  dieselbe  bei 
ausländischen  Schiffen  nur  dann  zur  Anwendung,  wenn  die  That 
in  inländischen  Gewässern  begangen  ist,  während  die  Führer 
deutscher  Kauffahrteischiffe  und  der  ihnen  nach  §  26  Abs.  1 
gleichgestellten  Schiffe  auch  dann  strafbar  sind,  wenn  der  Schau- 
platz der  Uebertretung  das  Ausland  oder  die  offene  See  gewesen 
ist  (§  24  Abs.  2). 
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Die  Abmeldepflicht  des  Arbeitgebers  auf  Grund 
des  Reichskraukeuversicherungsgesetzes. 

Von 

Dr.  jur.  Max  Süssheim,  Rechtspraktikant  in  Kempten. 


§  49  R.-K.-V.-G.  vom  15.  Juni  1883/10.  April  1892  ver- 
langt vom  Arbeitgeber,  dass  er  die  von  ihm  beschäftigten  ver- 
sicherungspflichtigen Personen,  welche  weder  einer  Betriebs- 
(Fabrik)krankenkas8e,  Baukrankenkasse,  Innungs-  oder  Knapp- 
schaftskasse angehören,  noch  von  der  sonstigen  Yersicherungs- 
verpflichtung  befreit  sind,  bei  der  zuständigen  Gemeinde-  oder 
Ortskrankenkasse  an-  bzw.  abmelde.  Die  Versicherung  selbst 
tritt  freilich  bereits  mit  dem  Eintritt  in  ein  versicherungs- 
pflichtiges Arbeitsverhältnis  ein;  infolge  dessen  hat  die  in  §  49 
angeordnete  An-  und  Abmeldung,  wie  allgemein  anerkannt 
wird,  nur  mehr  den  Zweck  einer  Kontrollmassregel,  deren  Be- 
deutung für  die  Krankenkasse  darin  liegt,  dass  diese  dadurch 
in  die  Lage  gesetzt  werde,  nicht  bloss  von  dem  numerischen  Be- 
stand der  ihr  angehörigen  Versicherungspflichtigen  sowie  von  Zeit 
und  Art  ihrer  Beschäftigung  und  Grösse  ihres  Verdienstes  Kennt- 
nis zu  erlangen,  sondern  dass  sie  dadurch  auch  die  Möglich- 
keit erhalte,  die  jeden  einzelnen  Versicherten  treffenden  Beitrags- 
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leistungen  festzustellen  und  die  Dauer  und  Höhe  ihrer  eigenen 
Verpflichtung  genau  kennen  zu  lernen. 

Unter  diesen  Umständen  erscheint  es,  trotzdem  die  An-  und 
Abmeldung  auf  die  rechtliche  Zugehörigkeit  zur  Krankenkasse 
einen  unmittelbaren  Einfluss  nicht  ausübt,  doch  dringend  ge- 
boten, um  den  Vollzug  jener  gesetzlich  angeordneten  Melde- 
verpflichtung sicher  zu  stellen,  die  Arbeitgeber  durch  Androhung 
und  Verhängung  von  Strafleistungen  zur  Befolgung  der  ihnen 
auferlegten  Obliegenheiten  anzuhalten.  Diesen  Zweck  verfolgt 
ausser  §  81,  welcher  als  eigentliche  Straf  bestimmung  in  Betracht 
kommt,  auch  §  50  durch  Begründung  einer  Ersatzverpflich- 
tung für  diejenigen  säumigen  Arbeitgeber,  „welche  der  ihnen  nach 
§  49  obliegenden  Anmeldepflicht  vorsätzlich  oder  fahrlässig 
nicht  genügen". 

Es  fällt  an  dieser  Textierung  sofort  auf,  dass  nicht  die  in 
§  49  vorgeschriebene  Verbindlichkeit  zur  An-  und  Abmeldung 
eine  Sicherung  erfahren  hat,  sondern  nur  die  Veipflichtung  des 
Arbeitgebers,  soweit  sie  sich  auf  die  Anmeldung  bezieht.  Auf 
die  Unterlassung  der  vorschriftsmässigen  Abmeldung  erstrecken 
sich  daher  die  in  §  50  angedrohten  Nachteile  nicht,  so  dass  der 
Arbeitgeber,  welcher  seiner  Abmeldeverpflichtung  nicht  nach- 
kommt, nur  eventuell  nach  §  81  bestraft  werden  kann,  da  sich 
dieser  Paragraph  auf  die  Verstösse  sowohl  gegen  die  Anmeldung 
als  auch  gegen  die  Abmeldung  bezieht. 

Die  letztere  hat  nach  §  49  spätestens  am  dritten  Tage 
nach  Beendigung  der  Beschäftigung  zu  geschehen.  Das  Gesetz 
geht  nur  auf  den  letztzulässigen  Termin  der  Abmeldung  ein, 
äussert  sich  indessen  nicht  über  den  Termin,  welcher  als  frühester 
anzusehen  ist.  Als  solcher  kann  aber  der  ganzen  Sach-  und 
Rechtslage  nach  nur  der  Tag  in  Betracht  kommen,  an  welchem 
die  Beschäftigung  thatsächlich  ihr  Ende  nimmt.  Denn  da  eine 
Abmeldung  vor  dieser  Zeit  sich  immer  nur  auf  die  beabsichtigte 
Beendigung  des  Beschäftigungsverhältnisses  beziehen  könnte,  nicht 
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aber  auf  die  thatsächlich  geschehene ,  so  würde  der  Missstand 
zu  befürchten  sein,  dass  zwar  die  betreffende  yersicherungspflich- 
tige  Person  abgemeldet  ist,  dass  aber  die  Beschäftigung  vor- 
erst überhaupt  nicht  aufhört  oder  doch  zu  einer  späteren  Zeit 
als  vorgesehen  beendet  wird;  ebenso  wäre  es  ja  auch  denkbar, 
dass  sie  schon  früher  als  beabsichtigt  gewesen,  abgeschlossen 
wird.  Die  hiedurch  entstehenden  Differenzen  würden  häufig  ge- 
nug störend  und  hindernd  auf  den  geordneten  Gang  der  Thätig- 
keit  der  Krankenkassen  einwirken.  Es  liegt  daher  im  Interesse 
einer  zuverlässigen  Feststellung  der  versicherten  Personen  und 
einer  pünktlichen  und  vollständigen  Leistung  der  zu  beanspruchen- 
den Unterstützung,  die  Zeit,  in  welcher  die  gesetzliche  Ver- 
sicherung besteht  (§  1)  und  diejenige,  während  welcher  der 
Arbeiter  als  in  einer  versicherungspflichtigen  Beschäftigung  be- 
findlich gemeldet  ist  (§  49),  zu  einer  möglichst  einheitlichen  zu 
gestalten. 

Mit  diesem  Prinzipe  steht  die  dem  Arbeitgeber  für  die  An- 
und  Abmeldung  gewährte  dreitägige  Frist  nicht  in  Widersprach, 
da  sie  ihm  offensichtlich  nur  aus  Gründen  der  Billigkeit  za- 
gestanden  ist,  um  ihm  die  genaue  Erfüllung  seiner  Meldepflichten 
einigermassen  zu  erleichtern.  Es  würde  zu  einer  unnötigen  Härte 
führen,  wollte  man  dem  Arbeitgeber  die  in  vielen  Fällen  auch 
beim  besten  Willen  nicht  erfüllbare  Verpflichtung  auferlegen,  das 
Ende  der  jeweiligen  Beschäftigung  seines  Personals  noch  an 
demselben  Tage  anzumelden.  Die  Gewährung  einer  Meldefrist 
kann  daher  nicht  wohl  vermieden  werden;  wenn  auch  über  die 
Bemessung  ihrer  Grösse  die  Meinungen  auseinandergehen  können, 
so  wird  man  doch  sagen  müssen,  dass  die  Festsetzung  der  Melde- 
frist auf  drei  Tage  den  Anforderungen  des  Arbeitgebers  durch- 
aus gerecht  wird,  ohne  dabei  der  Krankenkasse  einen  merklichen 
Nachteil  zu  bereiten. 

Erfolgt  die  Abmeldung  später  als  am  dritten  Tage,  z.  B. 
am  vierten  oder  fünften,   ohne  dass  durch  Beschluss   der  Ver- 
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waltuDg  der  GemeindekrankenyersicberuDg  bzw.  Eassenstatut  eine 
prinzipielle  FristverläDgerong  gestattet  ist  (§  49  lY),  so  hat  der 
Arbeitgeber,  falls  die  Unterlassung  auf  Vorsatz  oder  Fahrlässig- 
keit zurückfährt,  Bestrafung  nach  §  81  zu  gewärtigen  und  etwaige 
Aufwendungen  der  Gemeinde-  oder  Ortskrankenkasse  in  einem 
vor  der  Anmeldung  durch  die  nicht  angemeldete  Person  veran- 
lassten Unterstätzungsfalle  gemäss  §  50  zu  ersetzen. 

Weniger  einfach  ist  die  Rechtslage;  wenn  die  Abmeldung 
nicht  zu  spät,  sondern  zu  frühzeitig,  nämlich  bereits  vor  der 
thatsächlichen  Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses  erfolgt.  Denn 
hier  könnte  die  Frage  nahe  treten,  ob  der  Arbeitgeber,  der  eine 
von  ihm  beschäftigte  versicherungspflichtige  Person  bei  der  ein- 
schlägigen Krankenkasse  zu  bald  abmeldet ,  nicht  formell  ver- 
pflichtet ist;  dieselbe  mit  Bücksicht  auf  die  Fortdauer  der  Be- 
schäftigung wieder  anzumelden.  Soweit  es  sich  um  eine  durch 
Ersatzverbindlichkeiten  und  Strafen  erzwingbare  Obliegenheit 
handelt,  möchte  ich  dies  verneinen.  Denn  das  Gesetz  kennt  nur 
eine  Anmeldeverpflichtung  des  Arbeitgebers  für  die  bei  ihm  be- 
schäftigten versicherungspflichtigen  Personen,  soweit  sie  erst  in 
seinen  Dienst  treten  (§  49),  nicht  aber  soweit  sie  bereits  in 
seiner  Beschäftigung  stehen. 

Das  Gesetz  bestimmt  zur  Erfüllung  der  Anmeldepflicht 
die  Zeit  vom  Beginn  der  Beschäftigung  bis  zum  dritten  Tage 
nach  diesem.  Daraus  geht  einerseits  hervor,  dass  derjenige 
Arbeitgeber,  welcher  die  Anmeldung  erst  nach  dem  dritten 
Tage  vornimmt,  die  ihm  gesetzlich  gewährte  Frist  überschritten 
hat,  andererseits  folgt  aber  auch  aus  der  in  §  49  getroffe- 
nen Begelung,  dass  der  Gesetzgeber  die  Anmeldepflicht  des 
Arbeitgebers  ausschliesshch  an  den  Beginn  der  Beschäftigung 
verlegt. 

Hat  der  Arbeitgeber  die  ihm  nach  §  49  obliegende  Ver- 
pflichtung zur  Anmeldung  erfüllt,  so  kommt  für  ihn  nach  der 
Fassung  des  Gesetzes  nur  mehr  eine  Verfehlung  gegen  die  Ab- 
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meldepflicht  in  Frage,  indem  er  entweder  zu  früh  oder  zu  spät 
abmeldet.  Beide  Verletzungen  Verstössen  aber  nicht  gegen  die 
Anmeldepflicht,  sondern,  wie  nicht  wohl  zweifelhaft  sein  dürfte, 
gegen  die  Abmeldepflicht.  Nur  gegen  diese  vergeht  sich  der 
Arbeitgeber,  der  bereits  vor  Beendigung  der  Beschäftigung  eine 
von  ihm  beschäftigte  versicherungspflichtige  Person  abmeldet,  es 
aber  trotz  Fortsetzung  des  Dienstverhältnisses  unterlässt,  dieselbe 
bei  der  zuständigen  Krankenkasse  wieder  neu  anzumelden.  Der 
Fehler,  den  der  Arbeitgeber  begeht,  ist  daher  in  der  verfrühten 
Abmeldung,  nicht  in  der  Unterlassung  der  Neuanmeldung  zu 
suchen. 

Eine  aus  der  vorzeitigen  Abmeldung  abzuleitende  Ver- 
pflichtung zur  Neuanmeldung  ist  im  Gesetze  nicht 
aufgestellt;  ihre  Unterlassung  zieht  daher  eine  Strafe  nicht 
nach  sich.  Darüber  allerdings,  ob  die  vorzeitige  Abmeldung  nicht 
als  Verstoss  gegen  die  Bestimmungen  des  §  49  aufzufassen  und 
demgemäss  nach  §  81  unter  Strafe  zu  nehmen  ist,  kann  man 
sehr  wohl  geteilter  Meinung  sein. 

Diese  Ungewissheit  mag  bedauerlich  erscheinen;  denn  in- 
haltlich stellt  die  vorzeitige  Abmeldung  ebenso  wie  die  verspätete 
einen  Verstoss  gegen  die  Meldepflichten  des  Arbeiters  dar,  wenn 
auch  §  49  bloss  den  spätesten,  nicht  aber  den  frühesten  Termin 
für  die  Abmeldung  festsetzt.  Die  Bedeutung  dieses  Mangels  be- 
ruht nun  nicht  so  sehr  darin,  dass  die  Ausmittelung  des  frühesten 
für  die  Abmeldung  zulässigen  Termines  der  Auslegung  überlassen 
bleibt,  als  vielmehr  auf  dem  Umstände,  dass  die  Strafbestim- 
mung des  §  81  nicht  allgemein  die  Verletzung  der  Meldepflicht 
des  Arbeitgebers  mit  Strafe  bedroht,  sondern  ausdrücklich  auf 
die  in  §  49  gegebenen  Vorschriften  Bezug  nimmt.  ^Wer  der 
ihm  nach  §  49  .  .  .  obliegenden  Verpflichtung  zur  .  .  .  Abmel- 
dung .  .  .  nicht  nachkommt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  20  Mk. 
bestraft."  Die  Verpflichtung,  welche  dem  Arbeitgeber  speziell 
nach  §  49  obliegt,  besteht  aber  nicht  darin,  die  Abmeldung  nicht 
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vor  Beendigung  der  Beschäftigung  vorzunehmen,  sondern  darin, 
dass  er  gehalten  ist,  nicht  später  als  am  dritten  Tage  nach  ihrer 
Beendigung  den  beschäftigt  gewesenen  Arbeiter  abzumelden.  Nur 
die  Nichterfüllung  der  letzteren  Verpflichtung  stellt  §  81  unter 
Strafe.  Man  mag  darin  de  lege  lata  eine  bedauerliche  Lücke 
erblicken,  allein  das  darf  meines  Erachtens  die  Konstatierung 
nicht  hindern,  dass  nach  der  jetzigen  Fassung  des  Gesetzes  die 
auf  §  81  gestützte  Bestrafung  des  Arbeitgebers,  der  bereits  vor 
der  Beendigung  der  Beschäftigung  eine  bei  ihm  in  Stellung 
stehende  versicherungspflichtige  Person  abmeldet,  als  zulässig  nicht 
erachtet  werden  kann. 

Ebenso  ist  die  Frage,  ob  durch  die  unrichtige,  speziell  durch 
die  vorzeitige  Abmeldung  eine  Verpflichtung  zum  Ersätze 
der  von  der  Krankenkasse  gemachten  Leistungen  gemäss  §  50 
entsteht,  zu  verneinen,  da  sich  §  50  nur  auf  die  Anmelde-, 
nicht  auch  auf  die  Abmeldepflicht  bezieht. 

Zu  dem  gleichen  Ergebnisse  würde  man  gelangen,  wenn 
man  aus  der  vorzeitigen  Abmeldung  eine  Verpflichtung  zur  Neu- 
anmeldung des  weiter  beschäftigten  Arbeiters  erwachsen  lässt. 
Denn  §  50  knüpft  die  Verbindlichkeit  zu  etwaigen  Ersatzleistungen 
nicht  an  die  Anmeldepflicht  schlechthin,  sondern  spricht  aus- 
drücklich von  Arbeitgebern,  welche  der  ihnen  nach  §  49  ob- 
liegenden Anmeldepflicht  nicht  genügen.  Damit  steht  aber  zu- 
gleich fest,  dass  sich  die  Ersatzverpflichtung  des  §  50  nur  auf 
die  Unterlassung  der  Anmeldung  innerhalb  dreier  Tage  nach 
Beginn  der  Beschäftigung  bezieht,  nicht  aber  auf  die  bei  vor- 
zeitiger Abmeldung  trotz  Weiterbeschäftigung  unterbliebene  Neu- 
anmeldung. 

Als  Ergebnis  der  angestellten  Betrachtung  würden  demnach 
nachfolgende  drei  Thesen  anzusehen  sein: 

1 .  Die  vorzeitige  Abmeldung  einer  versicherungspflichtigen  Per- 
son durch  ihren  Arbeitgeber  begründet  für  diesen  keine 
Verpflichtung  zur  Neuanmeldung. 
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3.  Die  vorzeitige  Abmeldung  einer  versicherungspflichtigen  Per- 
son durch  ihren  Arbeitgeber  hat  für  diesen  keine  Bestrafung 
nach  §  81  R.-K.-V.-6.  zur  Folge. 

3.  Die  unrichtige  Abmeldung  einer  versicherungspflichtigen  Per- 
son durch  ihren  Arbeitgeber  zieht  für  diesen  keine  Ver- 
pflichtung zu  Ersatzleistungen  gemäss  §  50  R.-K.-V.-G.  nach 
sich. 
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Unter  der  Bezeichnung  Decentralisation  werden  in  dieser  Abhandlung 
zwei  sehr  verschiedene  Gegenstände  zusammengefasst,  die  Vertheilung  der 
staatlichen  Verwaltung  auf  lokale  Behörden  und  die  Selbstverwaltung.  Der 
Verf.  unterscheidet  diese  beiden  Einrichtungen  aber  sehr  scharf;  die  Decen- 
tralisation bezeichnet  er  als  dicentramento  gerarchico  oder  burocratico,  die 
Selbstverwaltung  als  dicentramento  autarchico  oder  territoriale.  Den  Schwer- 
punkt der  Abhandlung  bildet  die  Selbstverwaltung;  die  Tendenz  des  Verf. 
ist  darauf  gerichtet,  dass  die  schwachen  Anfange  von  Selbstverwaltung,  welche 
in  Italien  vorhanden  sind,  dort  weiter  entwickelt  und  ausgebildet  werden; 
die  Decentralisation  der  Staatsverwaltung,  deren  Voraussetzungen,  Vortheile 
und  Gefahren  der  Verf.  kurz  erläutert,  dient  mehr  zur  richtigen  Abgrenzung 
des  Begriffs  der  Selbstverwaltung. 

Das  Wesen  der  Decentralisation  findet  der  Verf.  darin,  dass  Gegen- 
stände der  Begierungsthätigkeit,  welche  ihrer  Natur  nach  einer  Central- 
behörde  übertragen  oder  überlassen  werden  können,  von  örtlichen  Staats- 
behörden verwaltet  werden.  Hierbei  scheint  mir  aber  das  wesentliche  Kri- 
terium übersehen  zu  sein;  denn  die  Vertheilung  von  Verwaltungsgeschäften 
an  Lokalbehörden  ist  mit  straffer  Centralisation  vereinbar.  Die  Centralisation 
braucht  nicht  in  der  Form  verwirklicht  zu  werden,  dass  die  Verwaltungs- 
thätigkeit  bei  einer  Behörde  konzentrirt  ist,  sondern  sie  kann  auch  dadurch 
erzielt  werden,  dass  die  Thätigkeit  der  Lokalbehörden  durch  Verordnungen 
und  Dienstanweisungen  der  Centralstelle  einheitlich  geregelt  wird,  und  dass 
durch  Zulassung  von  Beschwerden  oder  Rekursen  die  Verfügungen  und  Ent- 
scheidungen der  lokalen  Behörden  der  Ueberprüfung  und  Abänderung  Seitens 
der  Centralbehörde  unterworfen  werden.  Das  Wesen  der  Decentralisation 
besteht  daher  nicht  bloss  in  der  Vertheilung  der  Geschäfte,   sondern  in 


—     664     — 

der  Freiheit  der  lokalen  Behörden  hinsichtlich  der  BerückBichtiganfi^  der 
besonderen  örtlichen  Verhältnisse ,  Bedürfnisse  und  Gewohnheiten ,  und  iu 
der  Beschränkung  des  Instanzenzuges,  so  dass  die  Verfügungen  und 
Entscheidungen  der  unteren  Behörden  unanfechtbar  sind.  In  diesem  Sinne 
giebt  es  auch  eine  Decentralisation  der  Rechtsprechung  und  selbst  der  Gesetz- 
gebung. 

Hinsichtlich  der  Selbstverwaltung  geht  der  Verf.  von  einer  Vergleichung* 
der  französisch-italienischen  Einrichtungen  mit  den  englischen  und  den 
preussischen  aus.  Er  wendet  sich  gegen  die  verbreitete  Ansicht,  als  ob  ge- 
wisse Angelegenheiten  ihrer  Natur  nach  zu  den  Funktionen  der  Gemeinden, 
andere  zu  denen  des  Staates  gehörten,  indem  er  die  Unmöglichkeit  darthut, 
eine  feste  Linie  zu  ziehen,  durch  welche  das  allgemeine  Interesse  von  dem 
lokalen  abgegrenzt  wird.  Daher  verwirft  der  Verf.  auch  die  Unterscheidung 
zwischen  der  Zuständigkeit  der  Gemeinden  kraft  eigenen  Rechts  und  den- 
jenigen Funktionen,  welche  der  Staat  den  Gemeinden  übertragen  hat. 
Mögen  die  Gemeinden  historisch  auch  vor  dem  Staat  bestanden  haben,  nach 
der  gegenwärtigen  Entwicklung  des  Staats  haben  die  Gemeinden  und  anderen 
Kommunalverbände  sowohl  ihre  rechtliche  Existenz  selbst  als  auch  alle  ihre 
Rechte  und  Pflichten  ausschliesslich  durch  den  Willen  des  Staats.  Die  Ge- 
meinden sind  nach  der  Ansicht  des  Verf.  Organe  des  Staats;  sie  haben  keine 
anderen  Zwecke  und  Funktionen  als  der  Staat,  welcher  durch  sie  ebenso 
wie  durch  die  Staatsbehörden  seine  eigenen  Aufgaben  vollzieht.  Wenn  nun 
aber  Staatsbehörden  und  Selbstverwaltungsbehörden  nur  zwei  Reihen  von 
Organen  des  Staats  darstellen  und  die  Selbstverwaltung  nur  eine  besondere 
Art  der  staatlichen  Verwaltung  ist,  so  erhebt  sich  die  Frage,  worin  denn 
der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Staats-  und  Selbstverwaltung  bestehe. 
Der  Verf.  findet  denselben  im  Anschluss  an  die  alte  GNRiST'sche  Ansicht  in 
der  Verwendung  des  Ehrenamts,  in  welcher  er  das  spezifische  Merkmal  der 
Selbstverwaltung  erblickt.  Hierbei  übersieht  er,  dass  es  einerseits  in  der 
Staatsverwaltung  nicht  wenige  unbesoldete  oder  Ehrenbeamte  giebt,  und  dass 
andererseits  auch  im  Bereich  der  Selbstverwaltung  von  dem  Ehrenamt  nur 
ein  sehr  beschränkter  Gebrauch  gemacht  werden  kann,  und  dass  auch  hier 
ein  Heer  von  Beamten,  welche  besoldet  sind  und  aus  ihrem  Amt  einen  Lebens- 
beruf machen,  unentbehrlich  ist.  Nicht  bloss  die  zahlreichen  technischen 
Beamten,  die  Sekretäre,  Rechnungsbeamten,  Schreiber  und  Unterbeamten, 
sondern  auch  oft  die  leitenden  Beamten,  z.  B.  die  Bürgermeister  der  grösseren 
Städte,  sind  berufsmässige  und  besoldete  Beamte.  Die  Ansicht,  dass  das 
Ehrenamt  das  Kriterium  der  Selbstverwaltung  sei,  beruht  auf  einer  un- 
zulässigen Verallgemeinerung  einer  Eigenschaft  des  englischen  Friedens- 
richteramts. Ob  ein  gewisses  Amt  mit  einem  Gehalt  ausgestattet  wird  oder 
nicht,  hat  mit  dem  Gegensatz  von  Staatsverwaltung  und  Selbstverwaltung 
nichts  zu  thun,  sondern  hängt  hauptsächlich  —  wenn  auch  nicht  allein  — 
davon  ab,   ob   geeignete  Personen   in  genügender  Anzahl  vorhanden  sind. 
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welche  die  Wahrnehmung  des  Amtes  unentgeldlich  übernehmen  können,  und 
dies  richtet  sich  theils  nach  den  Anforderungen,  welche  das  Amt  an  die 
Thätigkeit  seines  Inhabers  stellt,  theils  nach  dem  Stande  der  Bildung,  des 
Vermögens,  des  Interesses  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  und  den 
politischen  Gewohnheiten  der  Bevölkerung.  Macht  man  ein  Amt,  welches 
die  ToUe  Thätigkeit  eines  geschäftskundigen  Mannes  erfordert,  zum  Ehren- 
amt, so  wird  dies  leicht  die  Folge  haben,  dass  der  dazu  Berufene  auch  nur 
die  Ehren  des  Amtes  einheimst  und  allenfalls  die  Bepräsentationspflichten 
erfüllt,  die  eigentliche  Geschäftsführung  und  Arbeitsleistung  aber  imter- 
geordneten  besoldeten  Beamten  zufällt,  wie  dies  z.  B.  in  der  französischen 
Gemeindeverwaltung  häufig  der  Fall  ist.  Auch  die  Vortheile,  welche  der 
Verf.  n^ch  dem  Muster  von  Gnbist  dem  Ehrenbeamtenthum  nachrühmt, 
scheinen  mir  übertrieben  zu  sein.  Allerdings  sind  die  Inhaber  von  Ehren- 
ämtern vom  Minister  unabhängig  und  in  der  Regel  frei  vom  Streberthum; 
dagegen  sind  sie  nicht  selten  um  so  abhängiger  von  Nachbarschaft  und  Kund- 
schaft, von  konfessionellen  und  politischen  Eoterien  oder  von  zufällig  sich 
bildenden  Kliquen.  Wenn  die  Ehrenämter  durch  Wahl  besetzt  werden,  was 
der  Verf.  als  selbstverständlich  ansieht,  so  besteht  die  Möglichkeit,  ja  Wahr- 
scheinlichkeit, dass  alle  Nachtheile,  welche  mit  dem  Kampf  und  Sieg  der 
Parteien  verbunden  sind,  sich  auch  auf  das  Gebiet  der  Selbstverwaltung  aus- 
dehnen. Der  Verf.  setzt  mit  überzeugender  Beredsamkeit  auseinander,  dass 
es  überaus  rathsam  sei,  die  Aemter  der  Selbstverwaltung  Männern  von  Bil- 
dung und  pekuniärer  Unabhängigkeit  zu  übertragen,  und  dass  andererseits 
die  Aristokratie  ihren  Einfluss  und  ihr  Ansehen  sich  nur  erhalten  könne, 
wenn  sie  in  uneigennütziger  und  selbstloser  Weise  die  Lasten  und  Mühen 
der  Selbstverwaltung  übernimmt;  er  giebt  aber  keine  Lösung  des  Problems, 
wie  die  Erhaltung  des  aristokratischen  Charakters  der  Selbstverwaltung  mit 
der  Besetzung  der  Aemter  durch  die  Wahl  der  Massen  in  Einklang  gebracht 
werden  kann.  Die  Erfahrung  lehrt,  dass  klerikale,  sozialdemokratische, 
agrarische  und  andere  Demagogen  bei  Kommunalwahlen  nicht  zurückhaltender 
sind  wie  bei  Wahlen  zum  Parlament.  Während  der  Verf.  die  Schattenseiten 
und  Gefahren  des  parlamentarischen  Systems  mit  Schärfe  auseinandersetzt, 
huldigt  er  hinsichtlich  der  Uebertragung  dieses  Systems  auf  die  Organisirung 
der  Selbstverwaltung  einem  grossen  Optimismus,  der  ihn  verfuhrt,  diejenigen 
Beschränkungen  und  Sicherungsmassregeln  unbeachtet  zu  lassen,  welche 
durchaus  erforderlich  sind,  um  die  Gefahren  abzuwenden,  welche  ohne  sie 
mit  dem  System  der  Selbstverwaltung  verbunden  sind.  Lab  and. 


Ignazio  TambarOy  Le  Relazioni  fra  la  Costituzione  e  TAmministra- 
zione.    Parte  Prima.     Napoli,  G.  Regina,  1898.     74  S.     8^ 

Das  Heft   enthält    interessante  Erörterungen  über  das  Verhältniss  der 
Verwaltung   zu  den   anderen    staatlichen  Funktionen.    Den  Ausgangspunkt 
Archiv  für  öffentliches  Recht.  XIY.  4.  37 
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bildet  die  Betrachtung,  dass  die  Zeit,  in   welcher   man  sich  um  Freiheita- 
und  Grundrechte  stritt,  vorüber  ist,  und  dass  gegenwärtig  die  Frage,  durch 
welche  Mittel  die  Verwaltung  den  Rechtsvorschriften  am  wirksamsten  unter- 
worfen werden  könne,   das  Interesse  der  Staatsmänner  und  Juristen  in  her- 
vorragendem Maasse  errege.    Der  Verf.  ist   ein  Anhänger   der  organischen 
Staatslehre   und  legt  diese  Theorie   dar  auf  Grundlage   der   AHKBNs'schen 
Ausführungen.    Das  Grundprinzip,   welches   den   staatlichen  Organismus  be- 
herrscht,   ist   die  Verfassung   des  Staates,    welche  in  der  Gesammtheit  der 
Gesetze   ihren  Ausdruck    finde.     Unter  Verwaltung   versteht  der  Verf.   die 
gesammte  Thätigkeit  des  Staates;  er  unterscheidet  aber  zwei  Richtungen 
innerhalb  derselben ;  die  eine  geht  auf  die  Befriedigung  sozialer  Bedürfiiisse, 
auf  die  Förderung  des  Gemeinwohls,  die  andere  auf  die  Erhaltung  und  den 
Ausbau  des  Staates,  seiner  Organe  und  Machtmittel  selbst,  und  er  zeigt,  wie 
die  letztere  das  Ueberge wicht  erlangen    und  jene  zurückdrängen  kann.     Er 
unterscheidet  femer  die  durch  politische  Motive  beherrschte,  von  wechseln- 
den Zeitverhältnissen    abhängige    Staatsthätigkeit  von   der  durch   feste  und 
gleichmässige  Rechtssätze  geregelten,   auf  die  Erhaltung  der  Staatseinrich- 
tungen gerichteten,  die  man  in  der  deutschen  Litteratur  als  Regierung  und 
Verwaltung  einander  gegenübergestellt  hat,  und  er  schildert  in   ansprechen- 
der Weise  ihr  gegenseitiges  Verhältniss.    Den   Hauptgegenstand  der  Unter- 
suchung bildet  aber  das  Verhältniss  der  Verwaltung  zur  Rechtsordnung,  der 
Staatsgewalt  zu  der  Freiheit  und  Selbstbestimmung  der  Individuen;  er  fuhrt 
dabei  aus,   dass   feste  Garantien  für   die  Beobachtung  dieser  Grenzen  nicht 
bloss   im   Interesse  der   Untertfaanen   liegen,  sondern   dass   die  Verwaltung 
selbst   nur  Kraft   und   Sicherheit   habe,  wenn  sie   in  Gesetzen  einen  festen 
Stützpunkt  finde.     Der  Verf.    lehnt   sich   bei   diesen  Ausführungen   eng   an 
Lob.  von  Stein  an.    Er  stellt  deragemäss  die  Forderung  auf,  dass  im  Staate 
Einrichtungen  bestehen,   um  die  Beobachtung  der  Gesetze  Seitens  der  Ver- 
waltungsbehörden im   einzelnen  Falle    zu   sichern    und  um  dem  Individuum 
Mittel  zu  gewähren,  sich  gegen  Uebergrifie  der  Verwaltung  zu  wehren.  Man 
erwartet   demnach,   dass   der  Verf.  auf  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  und 
deren  Abgrenzung  gegen  das  Gebiet  freier,  durch  politische  Tendenzen  und 
Nützlichkeitserwägungen   geleiteter    Regierungsthätigkeit    hinaus  will;    statt 
dessen    macht   der   Verf.  am  Schluss   seiner  Schrift  einen  Seitensprung  und 
giebt  eine  Vergleichung  französischer  Centralisation ,  preussischer  Decentrali- 
sation  und  englisch-amerikanischer  Selbstverwaltung,   welche  dem  deutschen 
Leser  nichts  Neues  bietet.     Ueberhaupt  liegt  der  Werth  der  Schrift  mehr  in 
der  Form  der  Darstellung  als  in  der  Neuheit  ihres  Gedankeninhalts;  für  die 
juristische  Kontruktion  staatsrechtlicher  Verhältnisse  ist  sie  meines  Erachtens 
nicht  von  Bedeutung.  La  band. 
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X*  S«  Combothecra^  Avocat  ä  Genöve,  La  Gonception  juridique  de 
rlJtat.  Paris,  Larose,  1899.  186  S.  8®.  Frs.  6.—. 
Die  hier  vorliegende  Schrift  ist  bereits  in  einzelnen  Abschnitten  seit 
1890  in  der  Revue  generale  du  Droit,  in  der  Revue  du  droit  public  et  de 
la  science  politique,  im  Archivio  del  diritto  pubblico  u.  a.  erschienen ;  diese 
Ausfahrungen  sind  zu  einer  systematisch  abgerundeten  Staatslehre  zusammen- 
gefiasst  Sie  ist  inhaltlich  und  formell  höchst  sonderbar;  die  längst  für  ab- 
getban  gehaltene  scholastische  Art  der  Behandlong  taucht  in  dieser  Arbeit 
plötzlich  wieder  auf;  der  Staat  wird  wie  eine  Gleichung  mit  einer  un- 
bekannten Grösse,  deren  Auflösung  erfolgen  soll,  behandelt;  es  wird  viel 
Fleiss  und  Scharfsinn  verschwendet,  und  das  Resultat  ist  nach  meiner  Ansicht 
von  sehr  geringem  Werth.  Schon  die  Einleitung  über  die  Rechtswissenschaft 
im  Allgemeinen  zeigt,  was  man  von  den  folgenden  Untersuchungen  zu  er- 
warten bat;  sie  enthält  zahllose  Eintheilungen  und  Untereintheilungen.  Ein 
Muster  dafür  ist  der  §  3,  welcher  die  „Elemente"  des  Rechts  behandelt. 
Der  Verf.  unterscheidet  innere  und  äussere;  die  inneren  sind  ein  Herr,  ein 
Unterthan,  ein  Destinatar,  ein  Verpflichtungsfahiger  (un  destinateur;  c'est  un 
Corps  muni  de  la  capacite  de  soufifrir  des  obligations),  ein  Organ,  ein  Objekt, 
ein  Thun  oder  Unterlassen,  eine  juristische  Thatsache,  eine  gesellschaftliche 
Beziehung;  die  äusseren  Elemente  sind  ein  Gesetzgeber,  eine  Vorschrift,  eine 
Sanktion.  Diese  „Elemente"  werden  dann  in  kurzen  Sätzen  definirt  und 
meistens  weiter  eingetheilt.  In  ähnlicher  Art  werden  die  Formen,  die  Seiten, 
die  Zweige  des  Rechts  behandelt.  Das  erste  Kapitel  erörtert  die  Öffentliche 
Gewalt.  Der  Verf.  leitet  sie  ab  aus  dem  Willen  der  Individuen,  welche 
sich  zu  ihrer  Errichtung  vereinigten,  er  steht  also  auf  dem  Standpunkt  des 
Staatsvertrages.  Im  Staat  kämen  in  erster  Reihe  die  übereinstimmenden 
Willen  der  Einzelnen  zur  Erscheinung;  der  Ausdruck  ihres  Willens  ist 
das  Gesetz,  dessen  Geltung  auf  der  volonte  generale  beruhe.  Es  gelte  nur 
so  lange  als  es  wenigstens  stillschweigend  von  der  volonte  generale  geduldet 
wird.  Der  Wille  sei  unantastbar;  er  könne  durch  keine  Gewalt  unterdrückt 
werden,  es  sei  denn,  dass  er  sich  selbst  unterwirft;  die  öffentliche  Gewalt 
könne  keine  volonte  generale  erzeugen  und  sei  einer  ihr  entgegenstehenden 
gegenüber  machtlos.  „Die  Regierung  hat  das  Gesetz  auszuführen,  sie  hat 
die  öffentliche  Gewalt  in  Bewegung  zu  setzen ;  die  Regierung  befiehlt  mittelst 
des  Gesetzes  und  die  öffentliche  Gewalt  vollstreckt  die  auf  diese  Art  ge- 
gebenen Befehle,  die  Regierung  hat  die  Pflicht,  sich  nach  dem  Gesetz  zu 
richten  wie  das  einfache  Individuum"  (S.  26).  In  dieser  Weise  werden  durch 
die  ganze  Schrift  hindurch  Behauptungen  aneinander  gereiht,  welche  theils 
paradox,  theils  trivial  sind,  und  welche  als  keines  Beweises  bedürfende  Wahr- 
heiten hingestellt  werden.  Die  Gegenüberstellung  von  Regierung,  öffentlicher 
Gewalt,  Gesetz  und  Volkswillen  führt  ihn  zu  Begriffsspielereien  und  Wider- 
sprüchen; nur  den  Standpunkt  der  radikalsten  Demokratie  hält  er  mit  Kon- 
se<|ueuz  fest.    Sowie  im  ersten  Kapitel  mit  der  öffentlichen  Gewalt,  so  ver- 
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fahrt  er  im  zweiten  mit  der  Gesellfichaft.    Er  löst  sie  in  fünf  Elemente  auf; 
mehr  als  ein  Individuami  Zusammenwirken,  Zweck,  Ort,  Dauer.  Dazu  kommt 
bei  gewissen  Gesellschaften   das   Erforderniss    eines  Kapitals.    Nachdem  er 
dann  eine  Anzahl  von  Aeusserungen  sehr  verschiedenartiger  Schriflsteller  — 
er  beginnt  mit  Blümtschli  und  endigt  mit  Arjstotslss  —  über  den  Staat  ala 
eine  Unterart  der  Gesellschaft   zusammengestellt  hat,   kommt  er  auf  Grund 
seiner  Begriffsentwickelung  zu  dem  Resultat,  dass  ein  Individuum  nicht  ge- 
nügt, um  einen  Staat   zu  bilden,    wohl  aber  zwei  (!).     Das  Maximum  lasse 
sich  a  priori  nicht  fixieren;  die  Wohlfahrt  des  Staates   aber  verlange,    dass 
es  nicht  zu  gross  sei.    In  derselben  Weise  werden  die  anderen  nElemente** 
behandelt;  hinsichtlich  der  Dauer  des  Staats  z.  B.  sagt  er,  dass  dieselbe  „in  der 
Theorie''  auf  einen  Augenblick  beschränkt  sei,  in  Wirklichkeit  aber  mehr  oder 
weniger  lange  währe  (!)   Das  dritte  Kapitel  ist  dem  Nachweise  gewidmet,  dass 
der  Staat  kein  Organismus  sei,  weder  im  Sinne  der  Naturwissenschaft  noch 
im  übertragenen  Sinne;  der  Staat  sei  vielmehr  eine  „natürliche  Einheit**,  die 
aber  durch  den  Willen  der  Individuen   geschaffen  werde    und  die  von  der 
Summe  der  Individuen,  die  ihn  bilden,  nicht  verschieden   sei.    Die  Gründe, 
welche  der  Verf.  gegen  die  organische  Staatsauffassung  geltend  macht,  sind 
nicht  neu;    er    steht  ganz  auf  dem  Boden  der  sogen,  materialistischen  oder 
empirischen  Staatstheorie.    Im  vierten  Kapitel  betrachtet  der  Verf.  jedoch 
den  Staat  als  „Person".     Die  Person  setze  sich  zusammen  aus  der  abstrakten 
imd  konkreten  Persönlichkeit;    die   abstrakte  umfasse  drei  „Elemente*;   die 
konkrete  bestehe   aus   einem,    zwei  oder  drei  „Körpern'^.     Die   sich  hieran 
schliessende  Eintheilung  und  Charakteristik  der  Personen  ist  ein  Muster  von 
so  dürrer  Scholastik,  dass  man  versucht  ist,  sie  als  eine  Verspottung  dieser 
Methode  zu  halten;  dem  Verf.  ist  es  aber  damit  Ernst.    Er  zieht  (S.  84 ff.) 
die  Nutzanwendung  auf  den  Staat,   der   nach    seiner  Meinung   aus  dem  ab- 
strakten und  konkreten  Staat  besteht  und  die  Merkmale  der  abstrakten  und 
konkreten  Person  an  sich   trägt.    Das  fünfte,   die  Souveränetät  behandelnde 
Kapitel  beginnt  mit  einer  Blumenlese  von  Citaten   und  kommt  zu  dem  Re- 
sultat, dass  die  Souveränetät  ein  wesentliches  Element  des  Staates  sei.    Das 
Wesen  der  Souveränetät  findet  er  in  der  Verbindung  der  volonte  geüerale  und 
der  öffentlichen  Gewalt!  (S.  121,  137.)    Das  sechste  Kapitel  endlich  bringt  die 
„Analyse  und  Synthese"  des  Staates.    Die  Analyse  besteht  in  der  Aufzählung 
von  zehn  Elementen,  die  Synthese  in  einer  fürchterlichen,  diese  zehn  Elemente 
kombinierenden  Definition  (S.  161),  deren  Quintessenz  darin  besteht,  dasa  der 
Staat  eine  souveräne  Gesammtperson  ist.    Die  verschiedenen,  einander  aus- 
schliessenden  Auffassungen  des  Staates,  die  Vertrags  theorie,  die  organische  Theo- 
rie, die  materialistische  Theorie,  die  Personifikationstheorie  werden  vom  Verf. 
mit  einander  zu  einem  widerspruchsvollen  Gemenge  verbunden  und  an  Stelle 
von  Erörterungen,  welche  zum  Verständniss  des  Wesens  des  Staates  dienen, 
giebt  er  zahllose  Eintheilungen  und  Untereintheilungen  ohne  praktischen  Werth 
und  Definitionen  ohne  dogmatische  Bedeutung.  Laband. 


—     569     — 

Giaeomo  Orasso,  I  Fresupposti  g^iuridici  del  diritto  costituzio* 
nale  e  il  rapporto  fra  lo  stato  e  il  cittadino.   Genova,  Istitato 
Sordo-Muti,  1898.     176  S.    gr.  8^     Lire  8.—. 
Auch  in  Italien  ist  die  jariBÜBche,  d.  h.  logische  Behandlnng  des  Staats- 
rechts an  die  Stelle  der  verschwommenen  politischen,    historischen,   yolks- 
wirth schaftlichen  Betrachtungen  getreten,    welche  so   lange  Zeit  für  Staats- 
recht ausgegeben  wurden.     Das  Haupt  der  neueren  wissenschaftlichen  Rich- 
tungen  in    Italien  ist   Orlando,   welcher   durch   eine  Anzahl  yorzöglicher 
Abhandlungen,  sowie  durch  seine  Werke  über  das  Verfassungsrecht  und  über 
das  Verwaltungsrecht    der  juristischen   Methode  Anerkennung  und   Einfluss 
yerschaflt  hat.    Zu  den  hervorragenden  Vertretern  dieser  Richtung,  welche  in 
engem  Zusammenhang  mit  der  neueren  deutschen  Staatsrechtsliteratur  steht» 
gehört  Gbasso,  Lehrer  des  Staatsrechts   an  der  Universität  in  Genua.    Die 
hier  besprochene  Schrift  desselben  behandelt  den  Begriff  und  die  rechtliche 
Natur  des  Staats  und  ist  gleich  ausgezeichnet  durch  ihren  Inhalt  wie  durch 
die  Kunst  der  Darstellung.    Ausser  einer  Einleitung,  in  welcher  die  Bedeutung 
der  spezifisch  juristischen  Behandlung  staatsrechtlicher  Probleme  und   die 
Nothwendigkeit   und    Nützlichkeit   der  Trennung  des  Staatsrechts  von   der 
Politik  und  Wirthschaftslehre  dargethan  wird,  umfasst  die  Schrift  drei  Ab- 
handlungen,  von   denen  die  erste  die  Auffassung  des  Staats  als  eines  Ver- 
tragsverhältnisses,  die  zweite  die  sog.  organische  Staatslehre,  die  dritte  und 
nach  Inhalt  und  Umfang  bedeutendste  die  Auffassung  des  Staats  als  Person 
betrifft.    Die  erste  Abhandlung  giebt  einen  kritischen  Abriss  der  Entwick- 
lung der  Lehre  vom  Staatsvertrag  vom  Ende  des  Mittelalters  bis  zu  Fichte 
und  Schelling  und  zeigt,  wie  die  Gestalt,  welche  diese  Theorie  bei  Rousseau 
erhalten  hat,  das  Individuum  dem  Staat,   die  Form,    welche  ihr  Fichte  ge- 
geben, den  Staat  dem  Individuum  aufopferte.    Das  Problem,  ein  Prinzip  auf- 
zustellen, welches   sowohl  die  Rechte  des  Staats    wie   die  Rechte  des  Indi- 
viduums zur  Anerkennung  bringt  und  sie  mit  einander  in  Harmonie  setzt, 
war   vom  Standpunkte   des  Staatsvertrages    aus    nicht   zu   lösen.    Die   Um- 
gestaltung, welche  Kant  dieser  Lehre  gab,   war  bereits  ein  Uebergang   zu 
einer  neuen,   wesentlich  verschiedenen  Staatstheorie,    die  an  die  Stelle  des 
allgemeinen  Willens  den  Imperativ  der  Vernunft,  d.  h.  die  Zweckmässig- 
keit setzte  und  demgemäss  den  Staat  nicht  als  eine  auf  Willkür,  sondern  als 
eine   auf  Nothwendigkeit   beruhende   Einrichtung    erkannte.     Trotz   dieser 
kritischen  Abweisung   der  Lehre  vom  Staatsvertrag  hält  sich  der  Verf.  von 
der  Geringschätzung,  mit  welcher  das  Naturrecht  in  der  deutschen  Rechts- 
literatur behandelt  zu  werden  pflegt,  fern  und  erkennt  an,  dass  dieses  dauernde 
und  unvertilgbare  Spuren  hinterlassen  und  die  Welt  mit  werthvollen  Geistes- 
ermngenschaften  bereichert  hat.    Inhaltlich  bringt  dieses  erste  Kapitel  nicht 
viel  Neues;  die  Lehre  vom  Staatsvertrag  in  allen  ihren  Nuancen  und  Diffe- 
renzirungen  ist  schon    so   oft  und   so  gründlich  behandelt  und  kritisch  be- 
leuchtet worden,   dass  ein  kurzer  Abriss  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung 
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sich  auf  Bekanntes  beschränken  muss  und  nur  in  der  Form  der  Darstellung' 
einen  eigenen  Werth  haben  kann;  der  Verf.  konnte  aber  die  Yertragstbeorie 
nicht  übergehen,  da  es  ihm  gerade  darauf  ankam,  die  Auffassungen  des 
Staats,  welche  für  die  Dogmatik  des  Staatsrechts  von  besonderer  Wichtig- 
keit sind,  einander  gegenüber  zu  stellen. 

Von  grösserem  Interesse  ist  das  zweite  Kapitel  (S.  55 — 94),  welches 
eine  Darstellung  der  organischen  Staatslehre  in  ihrer  allmäligen  Entwicklung 
und  eine  vorzügliche,  höchst  scharfsinnige  Widerlegung  dieser  Theorie  giebt. 
Der  Verf.  wendet  sich  in  seiner  Kritik  besonders  gegen  die  beiden  bedeutend- 
sten deutschen  Vertreter  dieser  Lehre,  Gierke  und  Preüss;  er  schliesst  sich 
an  die  bekannte  treffliche  Schrift  von  van  Kribkkn,  „Ueber  die  sog.  organi- 
sche Staatstheorie"  und  an  Linog*s  „Empirische  Untersuchungen**  an;  seine 
BeweisHihrung  ist  aber  keineswegs  eine  blosse  Wiederholung  bereits  bekannter 
Gründe.  Mit  vorzüglicher  Klarheit  setzt  er  den  Unterschied,  welcher  zwischen 
den  menschlichen  Gemeinschaften  und  den  natürlichen  Organismen  besteht, 
auseinander  und  zeigt,  wie  die  Gleichstellung  beider  ein  für  die  Erkenntniss 
der  rechtlichen  Natur  des  Staats  vollkommen  wertbloses  biologisches  Bild 
ist.  Der  Kernpunkt  der  Gierke'sche  Lehre  besteht,  wie  der  Verf.  darthut, 
in  dem  Satze,  dass  der  Staat  und  der  Mensch  gleichartig  sind,  indem  beide 
Organismen  sind,  dass  sie  jedoch  von  einander  verschieden  sind,  indem  der 
Mensch  ein  physischer,  der  Staat  ein  juristischer  Organismus  ist.  Dadurch 
reduzirt  sich  die  organische  Staatslehre  auf  einen  Vergleich  zwischen  zwei 
wesentlich  verschiedenen  Dingen;  sie  ist  ein  volltönendes  Wort,  welches  in 
unserem  Geist  phantastische  Vorstellungen  erregt,  aber  niemals  eine  klare 
Idee  von  dem  wirklichen  Wesen  der  menschlichen  Gemeinschaften  im  All- 
gemeinen und  des  Staats  im  Besondem  zu  geben  vermag  (S.  80  ff.).  Die 
organische  Staatstheorie  hat  den  negativen  Werth,  dass  sie  der  Vorstellung 
entgegentritt,  dass  der  Staat  eine  willkürliche  Schöpfung  menschlichen 
Wollens  oder  eine  göttliche  Institution  sei;  aber  für  die  positive  Konstruktion 
des  Staates  ist  sie  absolut  unbrauchbar.  Die  Lehre  von  Gierke  und  pRKrss, 
dass  dasselbe  Naturgesetz,  welches  aus  dem  Protoplasma  den  Organismus  bis 
zum  Menschen  schafft,  auch  darüber  hinaus  die  menschlichen  Gemeinschaften 
bis  zum  Staat  und  den  völkerrechtlichen  Verbindungen  erzeugt,  ist  eine  in 
der  Luft  stehende,  unbewiesene  Behauptung;  mit  demselben  Recht  könnte 
man  die  Entstehung  des  Staats  auf  das  Naturgesetz  der  Krystallisation,  der 
chemischen  Verwandtschaft  oder  der  Gravitation  zurückführen  (S.  88).  Dies 
organische  Prinzip  erweist  sich  auch,  sobald  man  es  auf  das  juristische  Gebiet 
anwendet,  als  völlig  unfruchtbar,  ebenso  wie  es  die  Uebertragung  juristischer 
Prinzipien  auf  das  Gebiet  der  Naturwissenschaften  sein  würde  (S.  89).  Wenn 
man  von  den  Erscheinungen  der  natürlichen  Welt  eine  Anwendung  machen 
will  auf  die  politischen  Gebilde,  so  kann  es  nur  die  sein  von  der  Erhaltung 
der  Gattungen  und  Arten  auf  Kosten  der  Individuen,  welche  die  einen  und 
anderen  bilden ;  dies  muss  zu  dem  Schluss  führen,  dass  die  den  Staat  bildenden 
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Individuen  ihre  Persönlichkeit  vollkommen  der  Sicherheit  und  dem  Gedeihen 
des  Staats  aufopfern  müssen ,  und  da  der  Staat  seine  Zwecke  und  die  Mittel 
zu  ihrer  Erreichung  selbst  bestimmt,  so  führt  die  organische  Staatslehre  zu 
einer  Leugnung  jedes  Bechts  des  Individuums,  und  damit  seiner  Persönlich- 
keit und  des  objektiven  Rechts  überhaupt,  also  zum  sozialen  Staatsabsolutis- 
mus (S.  91).  Sehr  geistreich  bemerkt  der  Verf.  (S.  93),  dass,  sowie  die 
historische  Reohtsschule  mit  ihrer  Redensart  vom  „Wachsen*  des  Rechts 
dazu  angelangt  war,  den  Begriff  des  Rechts  dem  der  Vegetation  unter- 
zuordnen, die  organische  Staatslehre  den  Staat  dem  Thierreiche  zuweist  und 
aus  dem  Staatsrecht  einen  zoologischen  Traktat  macht.  Das  ürtheil  über 
die  organische  Staatstheorie,  zu  welchem  der  Verf.  gelangt,  gipfelt  in  dem 
Satze  (S.  79),  dass  sie  bisher  Nichts  gebracht  hat  als  bildliche  Vergleiche, 
tönende  Worte,  apodiktische  Behauptungen,  aber  keinen  festen  Begriff,  keine 
wissenschaftliche  Klarstellung. 

Während  die  beiden  ersten  Kapitel  vorwiegend  kritisch  und  ablehnend 
sind,  also  zu  negativen  Resultaten  gelangen,  beschäftigt  sich  das  dritte 
Kapitel  (S.  95 — 176)  mit  der  positiven  Darlegung  der  juristischen  Staats- 
theorie d.  h.  der  Theorie  von  der  Persönlichkeit  des  Staats.  Der  Verf. 
beginnt  mit  einer  interessanten  Schilderung  des  Aufkommens  dieser  An- 
schauung und  ihrer  allmäligen  Berichtigung.  Er  giebt  dann  eine  sehr  gute 
Entwicklung  des  juristischen  Begriffs  der  Person  als  Rechtssubjekt,  d.  h.  als 
die  vom  objektiven  Rechte  anerkannte  Fähigkeit,  Träger  von  Rechten  und 
Pflichten  zu  sein,  einer  Fähigkeit,  die  niemals  von  der  Natur  gegeben, 
sondern  immer  nur  in  der  Rechtsordnung  begründet  sein  kann,  und  er  zeigt 
namentlich,  dass  die  Vorstellung  des  Staats  als  Rechtssubjekt  allein  im 
Stande  ist,  an  die  Stelle  einer  schrankenlosen  und  willkürlichen  Herrschaft 
eine  rechtlich  beschränkte,  mit  gesetzlich  festgestellten  Rechten  ausgestattete 
Staatsgewalt  und  ihr  gegenüber  eine  gesetzlich  anerkannte  imd  geschützte 
Rechtssphäre  der  Individuen  zu  konstruiren.  Er  wendet  sich  mit  über- 
zeugender Beweisführung  gegen  die  Einwendungen,  dass  die  juristischen 
Personen  blosse  Abstraktionen,  Fiktionen,  Nothbehelfe  der  juristischen  Kon- 
struktion seien  und  namentlich  auch  gegen  die  haltlose  Behauptung,  dass 
der  Begriff  der  juristischen  Person  auf  die  Sphäre  des  Privatrechts  be- 
schränkt und  vom  Staat  nur  für  Zwecke  des  privatrechtlichen  Verkehrs  ge- 
schaffen sei.  Die  Erörterung  des  Begriffs  „Rechtssubjekts*'  führt  den  Verf. 
(S.  108 ff.)  zu  einer  Untersuchung  des  Begriffs  „subjektives  Recht",  durch 
welche  die  Bedeutung,  welche  der  Wille  und  das  geschützte  Interesse  für 
diesen  Begriff  haben,  klar  gestellt  wird.  Wenn  Gusrke  den  Beg^riff  der 
juristischen  Person  damit  angreift,  dass  er  sagt,  auf  die  Frage,  wer  kann 
Rechte  und  Pflichten  haben,  laute  die  Antwort  „eine  Person" ;  auf  die  weitere 
Frage,  was  ist  eine  Person,  erhalte  man  die  Antwort,  ein  Etwas,  welches 
Rechte  und  Pflichten  haben  kann,  und  daran  höhnische  Bemerkungen  über 
die  Inhaltlosigkeit  dieser  Begriffsbestimmung  knüpft,  so  zeigt  der  Verf.  (S.  126), 
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das8  hier  in  der  Fragestellung  selbst  der  logfische  Fehler,  die  Fäliohang  dee 
Problems  liegt.    Denn  die  Frage,   wer  kann  Rechte  und  Pflichten  haben^ 
setzt   bereits  den  Begriff  des  Rechts   und   der  Pflicht  voraas  und  entiialt 
implicite  die  Antwort,  weil  das  subjektive  Recht  ein  rechtsfähiges  Subjekt, 
eine  Person,   voraussetzt.    Die  Vereinigungen  von  Menschen   tu  gewissen 
Zwecken  und  diese  Zwecke  selbst  sind  keine  Schöpfungen  des  Rechts;  aber 
die   Fähigkeit   dieser  Vereinigungen,   zur  Erreichung   dieser   Zwecke  selb- 
ständige Träger  von  Rechten  und  Pflichten  zu  sein,  ist  ein  vom  Recht  ver- 
liehenes  Attribut.     Der   Verf.  vertheidigt   sodann   (S.    128  ff.)   die   Rechts- 
persönlichkeit  des  Staats   gegen  die  Angriffe,  welche  von  Seiten  der  sog. 
empirischen  Schule  gegen  dieselbe  gerichtet  worden  sind,  weil  den  juristi- 
schen Personen  die  Willensfähigkeit  mangele.    Wollen  kann  allerdings  nur 
der  Mensch,  aber  der  Wille  von  Menschen  kann  unter  den  von  der  Rechts- 
ordnung gegebenen  Voraussetzungen  als  der  Wille  einer  juristischen  Person 
rechtlich  gelten,  ihren  Willen  ersetzen,  sie  vertreten.    In  eingehender  Weise 
erörtert  der  Verf.  sodann  das  Verhältniss  des  Staats  zum  Fiskus  (S.  139 ff.); 
er  widerlegt  die  Ansicht,   dass  man  im  Staat  zwei  verschiedene  Personen, 
die  öffentlichrechtlicbe  und  die  privatrechtliche  zu  unterscheiden  habe;    die 
einheitliche  Person  des  Staats  kann  sich  mit  öffentlichen  und  privaten  Rechten 
ausstatten,  aber  sie  bleibt  hinsichtlich  beider  dieselbe  rechtliche  Fähigkeit, 
Subjekt  von  Rechten  zu  sein.   Dies  giebt  dem  Verf.  Veranlassung,  den  Unter- 
schied   der  öffentlichen  und  privaten  Rechte  zu  untersuchen;   er  kommt  zu 
dem  Resultat,  dass  sich  eine  scharfe  und  fest  bestimmte  Grenzlinie  zwischen 
beiden  Arten  nicht  ziehen  lasse,  und  dass  es  gemischte  Rechte  gebe,  welche 
beiden  Gebieten   zugleich   angehören.     Da  der   Verf.   innerhalb   des  Staats- 
organismus  subjektive  öffentliche  Rechte  anerkennt,   deren  Inhalt  in  einer 
Theilnahme  an  der  Ausübung  staatlicher  Funktionen  besteht,  und  diese  Rechte 
Subjekte  haben  müssen,  denen  sie  zustehen,  so  gelangt  er  zu  der  Annahme, 
dass  innerhalb  der  einheitlichen  Staatspersönlichkeit  es  eine  Mehrheit  untere 
geordneter  oder  dem  Staat  eingeordneter  Personen  gebe,  welche  als  solche 
eine  von  der  Staatspersönlichkeit  verschiedene  eigene  Persönlichkeit  haben. 
Dazu  rechnet   er  die  „Krone**  im  Gegensatz  zum  individuellen  Könige  nnd 
die  „Kammern"    im  Gegensatz    zu   den    zeitweiligen  Mitgliedern  derselben, 
sowie  in  einer  niedrigeren  Sphäre  den  Gemeinderath  im  Gegensatz  zu  den 
Mitgliedern,  welche  ihn  bilden.     Dies   ist  nach  meiner  Ansicht  ein  Irrthum. 
Man  kann  und  muss  ein  subjektives  Recht  des  Königs,  d.  h.  des  bestimmten 
zum  Thron   berufenen  menschlichen    Individuums  auf  die  Krone,    des  ge* 
wählten  Abgeordneten  oder  des  erblich  Berechtigten  auf  die  Mitgliedschaft 
im   Parlament    annehmen;  wenn  man  aber  jedes  einzelne  Organ  des  Staats 
zu  einer  vom  Staat  verschiedenen  Persönlichkeit  und  jede,   diesen  Organen 
verfassungsmässig  übertragene  Funktion  zu  einem  subjektiven  Recht  dieser 
Organe  macht,    so    erhebt   sich   die  Frage,   was  vom   „Staat"   noch  übrig 
bleibt,  welche  Rechte  der  Staat  noch  im  Gegensatz  zu  den  Rechten  seiner 
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Oi^gane  behalt  nnd  wie  sich  die  Persönlichkeit  des  Staats  den  Persönlichkeiten 
seiner  Organe  gegenüber  bethätigt.  Die  Auffassung  der  einzelnen  Staatsorgane 
als  Träger  subjektiver  öffentlicher  Rechte  und  Pflichten,  ab  juristischer  Per- 
sonen, bedeutet  nicht  eine  Gliederung,  sondern  eine  Zerreissung  und  Ver* 
nichtung  der  Reohtspersönhchkeit  des  Staats.  Laban d. 


Die  Yerrufserklärungen  im  modernen  Erwerbsleben,  speziell 
Boykott  und  Arbeitersperre.  Züricher  Doktordissertation  von 
Eagen  Liechti.    Zürich,  Orell  Füssli,  1897.     14»  S.   8^    M.  2.60. 

Die  in  den  Vereinigten  Staaten,  neuerdings  aber  namentlich  auch  in 
Deutschland  gewaltig  angewachsene  Entwicklung  zu  Industriekartellen  und 
die  ihr  entsprechenden  Lohnbewegungen  der  Arbeiter  geben  Anlass,  auf 
die  Torbezeichnete  vortreffliche  Arbeit  hinzuweisen.  Die  Schrift  enthält 
den  verdienstvollen  Versuch,  einen  sehr  alten  Gegenstand  der  Polizei- 
wissenschaft im  früheren  Sinne,  der  zugleich  ein  wichtiges  Problem  der 
neuesten  sozialen  Gesetzgebung  ist,  durch  eine  ruhige  wissenschaftliche 
Prüfung  aus  dem  tnmultuarischen  Streit  der  interessierten  Meinungen  heraus- 
zuheben. Der  Verf.  giebt  im  ersten  Teil  eine  Uebersicht  über  die  ver- 
schiedenen Arten  der  Verrufserklärung  —  die  Verrufserklärungen  von  Arbeit- 
nehmern unter  sich,  die  schwarzen  Listen,  die  Sperre  und  den  Boykott  — , 
um  sodann  im  zweiten  Teil  die  eigentlich  wissenschaftliche  Seite  des  Problems 
zu  behandeln.  Es  zeugt  von  seinem  g^uten  Blick,  dass  er  den  Gegenstand  vor 
allem  einer  streng  juristischen  Betrachtung  unterzieht,  andererseits  aber  den 
„Sitz*  der  Frage  „in  der  sozialen  Materie  des  Lebens'^,  insbesondere  in  den 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  erkennt.  Anton  Mekoer  hat  in  seiner  Schrift 
über  „das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag"  die  praktische  Methode  be- 
schritten, die  sozialistischen  Ideen  auf  ihren  Inhalt  als  nüchterne  Rechts- 
begriffe zu  prüfen,  und  die  endlosen  volkswirtschaftlichen  und  philanthropischen 
Erörterungen  zu  verlassen,  indem  er  den  Sozialismus  als  ein  Rechtssystem 
behandelt.  Es  ist  bezeichnend,  dass  in  dem  Gang  der  staatswissenschaftlichen 
Ausbildung  mehr  und  mehr  eine  Vorlesung  über  Arbeiterrecht  eine  feste 
Stelle  findet.  Volkswirtschaft  und  Politik  können  gerade  auch  für  das  Ge- 
biet der  Verrufserklärungen  vom  Recht  die  gesunden  Gedanken  und  ein- 
fachen Leitsätze  gewinnen.  Alles  gesellschaftliche  Leben  ist  Kampf,  alle 
staatliche  Ordnung  nur  ein  Gleichgewichtszustand  antagonistischer  Kräfte. 
Die  ganze  Frage  der  Verrufserklärungen  kann  auf  die  Formel  gebracht 
werden:  „inwieweit  muss  der  Kampf  um  den  Markt,  also  um  den  gewinn- 
bringenden Absatz  der  Produkte  und  den  Verkauf  der  Arbeit,  als  ein 
natürliches  Recht  zugelassen  werden?*^  Die  Schwierigkeiten  des  Problems 
erheben  sich  von  zwei  Seiten,  von  dem  bewnssten  oder  unbewussten  Fest- 
halten an  Klassenprivilegien  und  von  der  gewaltsamen  Ausschreitung  der 
organisierten  Arbeitermassen  im  Lohnkampfe. 
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Der  KompasB  auf  dem  Wege  zur  LöRung  der  Frage  ist  in  der  That 
uralten  Bechtsgedanken  zu  entnehmen.  Auch  die  moderne  Gesellschaft  mit 
ihren  sozialen  Gedanken  und  dem  gesteigerten  positiven  Eingreifen  des  Staates 
kommt  hier  über  eine  rein  formelle  Entscheidung,  über  das  Rechtsmittel  des 
prätorischen  Interdiktenschutzes  nicht  hinaus  und  darf,  wenn  sie  ein  Rechts- 
staat sein  will,  nicht  über  ihn  hinausgehen.  Die  zugleich  trockene  und  er- 
habene Formel  „uti  possidetis,  quominus  ita  possideatis,  vim  fieri  veto"  ist 
der  ausreichende  und  praktische  Gesichtspunkt  fiir  die  Streitentscheidang. 
Der  gesellschaftliche  Kampf  um  die  Lohnrate,  den  Untemehmergewinn  und 
den  Kapitalzins  liegt  erfahrungsmässig  ausserhalb  der  Tragweite  gesetz- 
geberischer Vorschriften.  So  wenig  wie  das  Edikt  Diokletian's  de  pretiis 
rerum  venalium  die  Warenpreise,  das  berühmte  Statut  43  Elisabeth*s  die 
Löhne,  die  Wuchergesetze  den  Zinsfuss  und  die  Steuergesetze  die  Profitrate 
dauernd  willkürlich  haben  bestimmen  können,  so  wenig  kann  eine  Verbots- 
gesetzgebuDg  die  natürliche  Entwicklung  ökonomischer  Grundrechte  für  Ar- 
beitnehmer und  vor  allem  für  die  Arbeiter  verhindern.  Wie  Lorkkz  v.  Stsin 
hervorhebt,  ist  es  vergebens,  zu  erwarten,  dass  ein  Lebendiges  das  unter- 
lasse, wozu  es  die  Natur  seines  Wesens  zwingt 

Wir  müssen  uns  daher  bescheiden,  zu  dem  meist  sehr  mit  Unrecht  ge- 
scholtenen, dem  Menschen  unendlich  oft  aufgezwungenen  Grundsatz  „laissez- 
faire**  noch  die  Ergänzung  und  die  praktische  Maxime  für  den  Gesetzgeber 
hinzuzunehmen:  laissez-combattre.  Der  pratorische  Rechtsbehelf  ist  nur, 
entsprechend  der  gesteigerten  Breite  des  modernen  materiellen  Lebens,  zu 
einem  gesellschaftlichen  Interdiktenschutz  ganzer  Klassen  entwickelt  Aber 
heute  wie  vormals  bleibt  er  auf  die  schlichten  Leitsätze  der  prozessualen  einst- 
weiligen Verfügung  angewiesen,  welche  den  heissen  wirtschaftlichen  Kampf 
in  geordneten  Formen  zulässt.  Die  Staatsgewalt  hat  die  vis  atrox,  die  gewalt- 
same Friedensstörung,  fernzuhalten,  im  übrigen  aber  den  Satz  des  Florentin 
im  Corpus  juris  gelten  zu  lassen:  Libertas  est  naturalis  facultas  ejus,  quod 
cuique  facere  libet,  nisi  si  quid  jure  prohibetur. 

Man  kann  daher  dem  Ergebnis,  welches  der  Verf  in  seiner  sorgfältigen 
Untersuchung  gewonnen  hat,  nur  zustimmen.  Nach  einer  eingehenden  Wür- 
digung des  in  den  verschiedenen  Ländern  geltenden  positiven  Rechts  und 
der  grossenteils  nicht  unbefangenen  und  wenig  einsichtigen  Rechtsprechung 
in  der  Schweiz,  Frankreich  und  Deutschland  formuliert  er  seine  Ansicht  da- 
hin :  „Widerrechtlich  sind  diejenigen  Handlungen,  die  durch  irgend  eine  von 
kompetenter  Behörde  erlassene  Rechtsnorm  verboten  sind.  Alle  übrigen 
Handlungen  sind  Ausübung  subjektiver  Rechte  oder  Ausfluss  der  allgemeinen 
Freiheit."  Der  scheinbare  Einwand,  dass  hier  insofern  eine  petitio  principii 
vorliege,  als  eben  die  kompetente  Behörde  und  die  verbiet^ide  Norm  ge- 
sucht werde,  entfallt  bei  der  weiterhin  (S.  118)  gegebenen  Fassung,  „an  sich 
ist  die  Aufforderung  zum  Boykott  und  Sperre  eine  kraft  allgemeiner  Freiheit 
erlaubte  Handlung**  und  (S.  148)  „die  Verrufserklärungen  sind  nur  ausnahms- 
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weise  oder  Dur  zum  Teil  widerreehtliohe  HaDdlungen,  im  übrigen  erlaubte 
Geltendmachung  eigener  wirtsohaftlicber  Kräfte". 

Der  Schwerpunkt  liegt  in  dem  Gedanken,  dass  die  Vermutung  för  die 
Freiheit  spricht.  Dieser  Satz  ist  formal,  aber  nicht  leer.  Man  braucht  nur 
daran  zu  erinnern,  welche  Verwirrung  der  Begriffe  und  des  Bechtsgefiihls 
eingetreten  ist,  seitdem  man  die  gesetzlich  erlaubte  Arbeiterkoalition 
mit  der  Strafe  des  groben  Unfugs  praktisch  zu  unterdrücken  versucht  hat. 
Die  gesellschaftliche  Suggestion  aus  den  herrschenden  Untemehmerkreisen 
und  die  nervöse  Furcht  vor  dem  imaginären  Umsturz  hat  leider  auch  auf 
die  Kechtsprechung  übel  eingewirkt,  wofür  der  Verf.  manche  Beispiele 
mitteilt. 

Im  übrigen  bleibt  es  dabei,  dass  in  diesen  Fragen  die  materielle  Ent- 
scheidung durch  wirtschaftliche  Machtfaktoren  bestimmt  wird.  Sie  beein- 
flussen das  alte  Recht  und  erzeugen  neues.  Die  zunehmende  Rolle  der  Ar- 
beit in  der  Produktion  wird  aber  über  die  bloss  negative  Regulierung  des 
Klasseukampfes  hinausfuhren.  Das  neue  Bürgerliche  Gesetzbuch  bringt  in 
mehr  als  einem  Sinne  den  Abschluss  der  bisherigen  Entwicklung.  Jetzt  noch 
verstreut  in  zahlreichen  isolierten  Gesetzen  über  Arbeiterschutz,  Gewerbe- 
polizei und  Arbeiterversicherung  erwächst  immer  deutlicher  und  umfassender 
ein  neues  Givilrecht,  das  mit  öffentlich-  und  halböffentlich-rechtlichen  Ele- 
menten durchsetzt  in  charaktervoller  Eigentümlichkeit  das  alte  dogmatische 
HüOO-HKisu'sche  System  durch  ein  reicheres  nationales  und  modernes  System 
verdrängen  wird. 

Zur  Einsicht  in  den  unaufhaltsamen  Gang  dieser  Entwicklung  zu  einem 
neuen  Arbeiterrecht  ist  das  Studium  der  um  das  Koalitionsrecht  geführten 
Kämpfe  besonders  lehrreich,  obwohl  sie  zuaäohst  nur  die  Aufgabe  haben, 
die  hemmenden  Reste  des  historischen  Klassenrechts  zu  beseitigen  und  die 
Bahn  für  positive  Bildungen  freizumachen.  Unseren  Parlamentariern  und 
Sozialpolitikern  ist  die  besprochene  eingehende  Arbeit  als  Orientierungs- 
mittel  sehr  zu  empfehlen.  K.  Th.  Rein  hold. 


Pietro  Bertoliniy  deputato  al  Parlamente,  II  governo  locale  inglese 
e  1e  sue  relazioni  con  la  vita  nazionale.  2  Bde.  8^  XVI,  539  u. 
XIV,  507  S.    Torino,  Fratelli  Bocca,  1899. 

Das  Wort  von  Gneist,  dass  Eiigland  „der  einzige  Staat  ist,  welcher 
unter  einem  vollentwickelten  Parteiregiment  eine  geordnete,  gerechte  und 
rechtschaffene  Verwaltung  bewahrt  hat",  ist  auch  heute  noch  wahr.  Ja,  die 
Wahrheit  dieses  Urtheils  ist  gerade  während  der  letzten  Jahre  durch  die 
Entwickelung  des  politischen  Lebens  in  den  parlamentarisch  regierten  Staaten 
des  Kontinents  in  eine  noch  deutlichere  Beleuchtung  gerückt  worden. 

Da  muBste  es  denn  Bbrtolini,  der  sich  seit  Jahren  vorzugsweise  mit 
den    aus  dem  Verhältniss  der  Verwaltung  zu  der  individuellen  Rechts-  und 
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Freiheitssphäre  der  Staatsbürger  Bich  ergebenden  Problemen  beschäftigt  and 
in  Beinen  Saggi  di  Scienza  e  Diritto  della  pnbblica  Amministrazione  (2  Bde. 
1889/90)  höchst  schätsenswerthe  Beiträge  zur  Erkenntniss  und  Lösong  der- 
selben geliefert  hat,  nicht  nur  als  ein  wissenschaftlich  interessantes,  sondern 
zugleich  als  ein  praktisch  nützliches  und  verdienstvolles  Unternehmen  er- 
scheinen, seine  Landsleute  näher  mit  dem  englischen  Verwaltungssystem  be- 
kannt zu  machen,  dessen  Kenntniss  die  unumgängliche  Voraussetzung  for 
ein  richtiges  Verstand niss  der  auch  in  Italien  viel  bewunderten  englischen 
Parlamentsverfassung  bildet.  Auch  er  mochte,  wie  dereinst  Gneist,  hoffen, 
dass  eine  genauere  Kenntniss  des  englischen  Staatslebens  „yon  der  Ver- 
waltungsseite aus"  nicht  nur  den  Verwaltungsbeamten  durch  Erweiterung 
ihres  Gesichtskreises  und  den  Juristen  durch  Eröffnung  eines  klareren  Ver- 
ständnissos ihres  Verhältnisses  zur  Verwaltung,  sondern,  wenngleich  nor 
mittelbar,  auch  für  die  Berichtigung  politischer  Parteianschauungen  von 
Nutzen  sein  dürfte.  Ist  doch  in  Italien  noch  weit  weniger  als  in  Deutsch- 
land die  Ueberzeugung  zum  Durchbruch  gelangt,  dass  eine  gute  Verwaltung 
für  das  Wohl  und  Wehe  der  Bevölkerung  mehr  bedeutet,  als  die  Verfassung 
des  Staates;  spielen  doch  gerade  dort  konstitutionell-parlamentarischer  Dok> 
trinansmus  und  politische  Schlagworte  vielfach  noch  eine  Rolle,  der  gegen- 
über ein  Hinweis  auf  die  durchaus  realpolitische,  bei  allem  Wechsel  der 
herrschenden  Parteien,  ruhig,  koosequent  und  ohne  Sprünge  sich  entwickelnde 
Verwaltung  Englands  eine  höchst  heilsame  Wirkung  haben  könnte. 

Freilich  war  die  Aufgabe,  die  sich  Bertolini  stellte,  in  weiteren  Kreisen 
seiner  Landsleute  Interesse  und  Verständniss  für  die  so  ausserordentlich  ver- 
wickelten Verhältnisse  der  englischen  Verwaltung  zu  erwecken,  eine  umso 
schwierigere,  als  sich  ein  grösserer  Gegensatz  wie  zwischen  den  nach  fran- 
zösischem  Muster  streng  systematisierten  und  central isierten  Verwaltungs- 
einrichtungen Italiens  und  den  gänzlich  systemlos,  man  möchte  fast  sagen 
zulallig  entstandenen  und  in  weitgehendster  Weise  decentralisierten  englischen 
Institutionen  kaum  denken  lässt.  Aber  Bertolini  war  auch,  wie  wenige, 
zur  Durchführung  seines  Planes  befähigt  und  vorbereitet.  Er  vereinigt  in 
hervorragendem  Masse  die  beiden  Eigenschaften,  welche  als  die  Grund- 
bedingungen für  eine  Lösung  der  schwierigen  Aufgabe  betrachtet  werden 
müssen.  Er  besitzt  einmal  eine  umfassende  und  gründliche  Kenntniss  nicht 
nur  der  einzelnen  Verwaltungseinrichtungen  und  der  fast  unübersehbaren 
Masse  von  Verwaltungsgesetzen  und  Reglements,  sondern  auch  der  so  ver- 
schiedenartigen und  vielverzweigten  sozialen,  religiösen,  politischen  und 
wirthschaftlichen  Verhältnisse,  welche  die  Entwickelung  der  Lokalverwaltung 
in  den  Verschiedenen  Perioden  bedingt  und  bestimmt  haben.  Er  besitzt  aber 
zugleich  den  ruhigen,  unbefangenen  politischen  Blick,  der  nach  Gneist^s  ür- 
theil  allein  ein  richtiges  Verständniss  der  englischen  Verwaltung  ermöglicht. 
„Wer",  sagt  Gneist,  „in  dem  englischen  Staat  zunächst  die  Bestätigung 
irgend  einer  Lieblingsmeinung  sucht,  wer  etwas  Anderes  geben  will,  als  eine 
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schlichte,  wahrhaft  f^etreue  Erzählung;  von  dem  inneren  Staatsleben  des  eng- 
lischen Volkes,  wird  an  dieser  Aufgabe  verzweifeln  müssen.''  Die  hier  an- 
gedeutete gefährliche  Klippe  hat  Bsrtolini  mit  sicherem  Blick  zu  vermeiden 
gewusst.  Seine  Darstellung  ist  ein  Muster  von  Objektivität.  Um  diese  zu 
wahren,  hat  er  sogar  der  gewiss  häufig  genug  an  ihn  herangetretenen  Ver- 
suchung widerstanden,  die  geschilderten  Verwaltungseinrichtungen  mit  denen 
seiner  Heimath  zu  vergleichen  und  daraus  kritische  Schlüsse  zu  ziehen.  Es 
wäre  dies  zweifellos  für  den  Leser  höchst  interessant  und  lehrreich  gewesen, 
hatte  aber  den  ganzen  Charakter  des  Werkes  verändert.  Bertolini  wollte 
in  demselben  eine  rein  wissenschaftliche  Darlegung,  nicht  eine  politische  Partei- 
und  Tendenzschrift  geben.  Die  Vergleiche  und  Schlüsse  ergeben  sich  für 
den  einsichtigen,  mit  den  italienischen  Einrichtungen,  deren  Vorzügen  und 
Mängeln  vertrauten  Leser  von  selbst. 

Da  die  englische  Verwaltung  in  ihrer  heutigen  komplizierten  Gestalt 
nur  aus  ihrem  geschichtlichen  Entwickelungsprozess  heraus  verstanden  werden 
kann,  so  erschien  dem  Verf.  eine  streng  historische  Methode  der  Dar- 
stellung als  die  für  seinen  Zweck  am  besten  geeignete.  In  sechs  Büchern 
schildert  er  uns  die  allmälige  Entwickelung  der  Lokalverwaltung  von  den 
ältesten  angelsächsischen  Zeiten  bis  zur  Gegenwart.  Indem  er  dabei  überall 
die  verschiedenen  sozialen  und  kulturellen  Verbältnisse  darlegt,  welche  ein 
Eingreifen  der  Verwaltungsthätigkeit  nothwendig  machten  und  zugleich  Ziele 
und  Mittel  derselben  bestimmten,  wird  das  Werk  nebenbei  zu  einer  Art  von 
Kulturgeschichte  des  englischen  Volkes.  Wir  sehen,  wie  die  Lokal  Verwaltung, 
ursprünglich  wesentlich  nur  auf  den  Gebieten  des  Armen-  und  Wegewesens 
thätig,  nach  und  nach  immer  weitere  Kreise  von  Gemeinschaftsinteressen 
ergreift,  sich  auf  das  Gesundheits-  und  Unterrichtswesen,  auf  Gewerbe  und 
Handel  erstreckt  und  sich  innerhalb  der  einzelnen  Verwaltungszweige  nach 
Massgabe  einer  bis  in's  kleinste  Detail  gehenden  centralen  Gesetzgebung  be- 
thätigt.  Da  diese  englische  Verwaltungsgesetzgebung  gänzlich  systemlos 
immer  nur  auf  die  Befriedigung  der  jeweils  gerade  zu  Tage  tretenden  Be- 
dürfhisse gerichtet  war,  und  für  die  verschiedenen  neu  an  die  Verwaltung 
herantretenden  Aufgaben  immer  neue  lokale  Verbände,  neue  Abgaben  und 
neue  Behörden  schuf,  so  entstand  ein  immer  wirreres  Chaos  von  Kompe- 
tenzen, Pflichten  und  Rechten,  ein  wahres  Labyrinth  von  Verwaltungs- 
einrichtungen, in  dem  es  oft  selbst  den  zunächst  Betheiligten  kaum  mehr 
möglich  ist,  sich  zurecht  zu  finden.  Die  Art,  wie  der  an  die  strenge 
systematische  Klarheit  und  Uniformität  der  Institutionen  seiner  Heimath  ge- 
wöhnte Autor  diese  äusserst  komplizierten,  fremdartigen  Verhältnisse  wissen- 
schaftlich erfasst  und  zur  Darstellung  gebracht  bat,  verdient  hohe  Anerkenoung. 
Elr  beherrscht  den  gewaltigen  Stoff  vollständig  und  verliert  in  dem  fast  un- 
übersehbaren Gewirre  der  Einzelheiten  nie  die  grossen  leitenden  Gesichts- 
punkte aus  dem  Auge.  Ueberall  ist  seine  Darstellung  knapp,  klar  und 
präzis,  gänzlich    frei  von  der  Weitschweifigkeit,   Redseligkeit  und  Phrasen- 
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hafligkeit,   die   so  masofae,   im  Uebrigen  bedeutende  Schriften  italieniacher 
Autoren  verunzieren. 

Möge  das  Werk  des  gelehrten  Staatsmannes,  den  seine  Fähigkeiten 
kurz  nach  dem  Erscheinen  des  Buches  zu  einer  leitenden  Stellung  in  der 
Verwaltung  seines  Landes  gefuhrt  haben,  in  Italien  nicht  nur  die  An- 
erkennung der  engreren  Fachkreise  finden,  sondern  auch  für  die  Gestaltung 
des  praktischen  Staatslebens  segensreiche  Früchte  tragen.  Möge  dasselbe 
auch  in  Deutschland,  wo  wir  durch  Gneist's  bahnbrechende  Arbeiten  bereits 
in  unübertrefflicher  Weise  mit  den  Verhältnissen  der  englischen  Lokml- 
Verwaltung  bekannt  gemacht  worden  sind,  die  Beachtung  finden,  auf  welche 
es  vermöge  seines  selbständigen  wissenschaftlichen  Werthes  vollen  Anspruch 
erheben  darf.  —  Heimburger. 


Dr.  jur.  Ritter  Alfred  r.  Wretschko«  Das  österreichische  Marschall- 
amt im  Mittelalter.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Verwaltung 
in  den  Territorien  des  deutschen  Reiches  auf  urkundlicher  Grundlage. 
Wien,  Manz,  1897.     XXVI  u.  263  S.    8«.    M.  5.—. 

Es  darf  von  vornherein  als  ein  glücklicher  Griff  bezeichnet  werden, 
dass  der  Verf.  das  österreichische  Marschallamt  im  Mittelalter  zum  Gegen- 
stande einer  weitausgreifenden  historisch-systematischen  Untersnchong  ge- 
wählt hat;  denn  aus  den  mannigfachen  Wandlungen  dieses  Instituts  und 
dessen  vielerlei  Beziehungen  einerseits  zum  Hofleben  und  der  Central- 
regierung,  andererseits  zur  Verwaltung  und  dem  ständischen  Wesen  des 
Landes  Oesterreich  musste  sich  für  den  vor  mühsamer  Arbeit  nicht  zurück- 
schreckenden Forscher  reichliche  Gelegenheit  ergeben,  die  Geschichte  der 
österreichischen  Verfassung  und  Verwaltung  nach  den  verschiedensten 
Seiten  hin  au  beleuchten.  Die  Kritik  ist  nun  in  der  angenehmen  Lage  kon- 
statiren  zu  können,  dass  v.  Wretschko  die  so  gestellte,  nicht  leichte  Auf- 
gabe im  Ganzen  mit  Geschick  und  Erfolg  gelöst  hat.  Man  kann  seinem 
Buche  das  Lob  spenden,  dass  es  mehr  bringt,  als  der  Titel  erwarten  Hesse: 
mit  einer  bei  Erstlingsarbeiten  nicht  gerade  gewöhnlichen  Gründlichkeit  hat 
der  Verf.  unter  Heranziehung  eines  umfassenden  gedruckten  und  ungedruckten 
Quellenmaterials  seine  Untersuchung  auf  so  breiter  Grundlage  durchgeführt, 
dass  sich  seine  Geschichte  des  Marschallamts  gelegentlich  zu  einer  Geschichte 
der  Österreichischen  Verwaltung  erweitert,  und  einen  sehr  schatzenswerthen 
Beitrag  zur  Erkenntniss  der  Entwicklung  des  österreichischen  Staatswesens 
überhaupt  liefert. 

Die  16  Seiten  umfassende  Einleitung,  welche  im  Wesentlichen  die  Er- 
gebnisse der  verfassungsgeschichtlichen  Forschung  über  die  Entwicklung  der 
Laudeshoheit  in  der  Ostmark  i^^'iedergibt,  hätte  bei  einer  solchen  monogra- 
phischen Arbeit  wohl  etwas  kürzer  gehalten  werden  können.  Die  eigentUche 
selbständige  Untersuchung  gliedert  sich  in  zwei  Theile,  wovon  der  erste  die 
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Geschichte  des  Marschallamts  bis  zu  dessen  Zweitheilung  verfolf^ ;  die  Grund- 
züge  dieser  Entwicklung  waren  allerdings  schon  durch  v.  Luschin's  Forschungen 
festgestellt  worden,  unserem  Autor  gebührt  aber  das  Verdienst,  mit  Hilfe 
des  ihm  zu  Gebote  gestandenen  reichen  Quellenmaterials  die  einzelnen  Phasen 
jenes  interessanten  historischen  Prozesses  in  eindringlicher  und  gefalliger 
Darstellung  klargelegt  zu  haben.  Das  alte  Marschallamt  hat  zunächst  das 
Schicksal  der  übrigen  Hausämter  am  Hofe  der  Babenberger  getheilt,  indem 
es,  nach  Ansicht  des  Verf.  unter  Leopold  VI.  (1198 — 1230),  feudalisirt  und 
in  eine  erbliche  Landeswürde  umgestaltet  wurde ;  vom  ausgedehnten  und 
nicht  scharf  umgrenzten  Wirkungskreise  des  alten  Hofamtes  behielt  der 
nunmehrige  Erbmarschall  niu*  die  repräsentative  Seite  eines  Ehrendienstes 
bei,  während  die  Verrichtung  des  persönlichen  Hofdienstes  später  frei  absetz- 
baren Beamten,  Hofmarschällen,  zugewiesen  erscheint,  nachdem  es  gelungen 
war,  den  fortgesetzten  Feudalisirungsversuchen  hier  Einhalt  zu  thun.  Beim 
Hofmarschall  Kaiser  Friedrich's  lU.,  Dietrich  von  Pilichdorf,  ist  noch  die  dem 
Marschallamt  ebenso  wie  den  meisten  anderen  Hofamtem  von  Anfang  an 
eigenthümliche  Kumulirung  hofamtlicher  und  staatlicher  Funktionen  nach- 
weisbar; nach  seinem  Tode  (1326)  aber  vollzog  sich  auch  hier  eine  Difie- 
renzirung  der  beiden  Geschäftskreise,  indem  der  Hofmarschall  auf  die 
Kompetenzsphäre  des  persönlichen  Hofdienstes  eingeschränkt,  und  die  staat- 
lichen Agenden  einem  neuen  Beamten  überwiesen  wurden,  welcher  seit 
Rudolph  IV.  den  Titel  „Landmarschall  in  Oesterreich**  führte  und,  ohne 
ans  der  Centralstelle  auszuscheiden,  definitiv  mit  der  Oberleitung  der  Ver- 
waltung im  Lande  u.  d.  £.  betraut  wurde.  Hier  endet  die  zusammenhängende 
historische  Darstellung;  über  die  weiteren  Wandlungen  des  Landmarschall- 
amts, insbesondere  über  dessen  fortschreitende  „Proviozialisirung"  geben 
einzelne  historische  Bemerkungen  im  zweiten,  vorwiegend  systematischen 
Theile  Aufschluss;  eine  knappe  Uebersicht  über  die  ferneren  Schicksale  des 
Hofmarschallamts  findet  man  im  Anhang  I. 

Der  zweite  Theil  ist  der  Amtsthätigkeit  des  Landmarsohalls  gewidmet. 
Nachdem  es  den  Habsburgem  gelungen  war,  wenigstens  bei  den  höheren 
Stellen  den  reinen  Amtsbegriff  zur  Geltung  zu  bringen',  erscheint  auch  der 
Landmarschall  als  ein  auf  Widerruf  ernannter  besoldeter  Beamter,  bei  welchem 
öffentlich-rechtliche  Momente  des  modernen  Beamtenthums  schon  nachweisbar 
sind;  die  militärischen,  polizeilichen  und  richterlichen  Funktionen  desselben 
erfahren  im  ersten  Abschnitte  eine  erschöpfende  Darstellung;  eigene  Kapitel 
befassen  sich  mit  den  Beziehungen  des  Landmarschalls  zu  den  anderen  Verwal- 
tungsorganen des  Landes,  sowie  zu  den  Landständen.  Die  Stellung  des  Land- 
marschalls als  Mitglied  des  herzoglichen  Rathes  gibt  dem  Verf.  Anlass,  im 
zweiten  Abschnitte  auch  die  Geschichte  dieses  Instituts  einer  eindringlichen 
Würdigung  zu  unterziehen,  wobei  v.  Lüschin*s  Auffassung  von  der  Bedeutung 
desselben  als  einer  dem  Entstehen  der  Landtaj^e  vorausgegangenen  Entwick- 
lungsphase der  landständischen  Verfassung  eine  neuerliche  Bestätigung  erfährt. 
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Die  Anhänge  II,  III  und  IV  enthalten  ein  auf  diplomatischer  Grund- 
lage beruhendes  Verzeichniss  der  Landmarschälle  und  Untermarschälle  während 
des  Mittelalters,  eine  chronologische  Zusammenstellung  der  Urkundenregesten, 
bei  denen  der  Landmarschall  auftritt  und  eine  Auswahl  von  46  bisher  an- 
gedruckten Urkunden.  v.  Sartori-Montecroce. 


Dr.  W*  Kaufmann,  Frivatdozent ,  Die  Kommissare  der  Kasse  der 
6?yP^^8<^^6i3  Staatsschuld  und  das  internationale  Hecht. 
Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht,  1896.    55  S.    8^    M.  1.60. 

Les  Commissaires  de  laCaisse  de  la  Dette  publique  egyptienne 
et  le  droit  international;  par  W«  Kaufmann;  traduit  en  fran^s 
par  Henry  Babledy  professeur  k  TEcole  fran^aise  de  droit,  docteur 
en  droit;  Le  Caire,  F.  Diemer,  librairie  internationale,  1896. 

Der  sachkundige  Verf.  der  gehaltvollen  Schrift  über  „Das  internationale 
Recht   der   egyptischeu   Staatsschuld"    (1891)    ist   durch   die    vor    Kurzem 
stattgehabten  Transaktionen    zwischen   der  egyptischen  Regierung  und   der 
Caisse    de   la   Dette   publique    eg}ptienne    zur    vorliegenden   Untersuchung 
veranlasst  worden.     Ohne  Stellungnahme  für  eine  der  Parteien  setzt  Kauf- 
mAkn  mit  juristischem  Scharfsinn  die  gesammte  Rechtslage  jenes  internatio- 
nalen Finanzinstituts  und    der  dabei  fungirenden   Kommissare,   deren    Zu- 
ständigkeit,   Verantwortung   etc.    auseinander.      Vorwiegend  zwei    wichtige 
Fragen  zieht  Kaufmann  in  den  Kreis  seiner  Untersuchung  ein:  die  Funktion 
der  Kasse  und  den  formellen  Abstimmungsmodus  bei  den  von  den  Kommissaren 
der  Mächte  zu  fassenden  Beschlüssen.    Den  leitenden  Grundgedanken  über 
das  Verhältniss  zwischen  Staat  und  Kasse  formulirt  der  Verf.  in  dem  Satze, 
dass  diese  die  Gesammtaufgabe  habe,  ihre  Funktionen  so  aufzufassen  und  zu 
versehen,  dass  dadurch  bei  prinzipieller  Wahrnehmung  der  Interessen  der 
Gläubiger  gleichzeitig  die   allgemeinen  finanziellen   Interessen   des    Staates 
thunlichst  geschont  und  berücksichtigt  werden  (S.  7).    Sagt  nun  auch  Art.  3 
des  Dekrets  vom  12.  Juli  1888  über  die  Schafiung  eines  allgemeinen  Reserve- 
fonds, dass  dessen  Mittel  .  .  .  auch  zu  ausserordentlichen  Ausgaben  des  egyp' 
tischen  Staates  sollen  verwendet  werden  können,  so  waren  doch  die  Pflichten 
der  kontrollirenden  fremdstaatlichen  Kommissare  bereits  durch  die  älteren 
Dekrete  aus  den  Jahren  1880  und  1885  festgelegt,  so  dass  sie  die  ihnen  neu 
zugewiesenen  Funktionen  nur  in  dem  Sinne  und  zu  den  Zwecken  auszuüben 
berechtigt  waren,   welche  durch   die  früheren  intemationalrechtlichen  Akte 
fixirt  erschienen.    Für  sie  dürften  daher  bei  Finanzgeschäften  der  Caisse,  die 
auf  Grund   des   Dekretes  von   1888  vorgenommen  werden  und  speziell  bei 
Bewilligung  einer  ausserordentlichen  Ausgabe  aus   dem  Reservefonds,  aus- 
schliesslich die  gemeinsame  identische  Aufgabe  der  unter  der  Kontrole  der 
Mächte   stehenden  Caisse,  nicht  aber    die  politischen  Sonderinteressen  der 
einzelnen  Heimathstaaten  der  Kommissäre  massgebend  sein  (S.  38). 
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Die  Frage  des  Abstimmungsmodus  der  Kommissäre  kann,  nach  Ansicht 
des  Verf.,  in  Ermangelung  besonderer  ausdrücklicher  Regelung  nur  auf  Grund 
von  allgemeinen  der  Natur  der  Verhältnisse  entnommenen  Erwägungen  gelöst 
werden,  die  sich  wieder  auf  die  gesammte  Aufgabe  und  Funktionen  der  Caisse 
einerseits  und  der  Kommissäre  anderseits  stützen.  Die  Einzelausführungen 
Kaufmamm's  über  die  Anwendungsfalle  der  Majorität  und  die  der  Einstim- 
migkeit gehen  mit  grosser  Sorgfalt  den  Schwierigkeiten  der  Sachlage  nach 
und  werden  die  Anerkennung  des  juristischen  Scharfsinns  des  Verf.  unzweifel- 
liaft  auch  jenen  abnöthigen,  die  sich  seinen  Lösungsformeln  nicht  an  allen 
Stellen  anzuschliessen  vermögen. 

Das  gehaltvolle  Buch  hat  einen  treuen  und  verständnissvollen  lieber- 
Setzer  gefunden  in  Professor  Bablbd,  dessen  politische  Bemerkungen  (S.  39 
Anm.  1)  über  die  Stellung  Frankreichs  zur  englischen  Vorherrschaft  in  Egypten 
allerdings  mit  dem  Thema  selbst  in  einem  anfechtbaren  Zusammenhange  stehen. 

Bern.  Privatdozent  Dr.  Kebedgy. 


Die  in  den  europäischen  Staaten  geltenden  Gesetze  über  die 
Erwerbung  und  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  unter 
Ausschluss  des  deutschen  Reichsgesetzes  vom  1.  Juni  1870. 
Nebst  einem  Anhang,  enthaltend  die  vor  dem  1.  Januar  1871  in  den 
deutschen  Bundesstaaten  iu  Kraft  gewesenen  Staatsangehörigkeitsgesetze. 
Im  Auftrage  der  Polizeibehörde  der  freien  und  Hansestadt  Hamburg 
herausgegeben  nnd  erläutert.  Berlin,  K.  Hoffmann,  1898.  XX  u. 
616  S.     gr.  8^    M.  14.—. 

„Das  Werk  ist",  wie  es  in  *^ der  Vorrede  heisst,  „aus  dem  von  der 
Polizeibehörde  dringend  empfundenen  Bedürfniss  entstanden,  die  oft  schwie- 
rigen und  einschneidenden  Fragen  nach  der  Staatsaugehörigkeit  der  in  Ham- 
burg lebenden  Ausländer  auf  Grund  der  einschlägigen  ausländischen  Gesetze 
selbst  entscheiden  zu  können,  ohne  ausschliesslich  auf  die  Auskünfte  der 
auswärtigen  Behörden  und  Konsulate  angewiesen  zu  sein." 

Es  ist  durchaus  anerkennenswerth,  wenn  eine  staatliche  Behörde  sich 
die  Mühe  nicht  verdriessen  lasst,  fremdsprachliche  Gesetze  zu  studiren,  um 
den  in  ihren  Thoren  weilenden  Ausländem  deren  Gesetzen  gemäss  und  soweit 
es  der  inländischen  Gesetzgebung  nicht  widerspricht,  gerecht  zu  werden. 
Wenn  solch  löbliches  Beginnen  zu  einer  so  reichhaltigen  Sammlung,  wie 
der  vorliegenden,  Anlass  gegeben  hat,  und  diese,  nunmehr  veröffentlicht, 
auch  anderen  Auskunft  bedürftigen  Behörden  den  erwünschten  Rath  zu  er- 
theilen  vermag,  so  ist  dies  wieder  ein  Beweis  dafür,  dass,  wie  jede  böse 
That  fortzeugend  Böses  gebiert,  jede  gute  That  eine  andere,  nicht  minder 
gute,  im  Gefolge  hat.  — 

Die  Sammlung  reicht  bis  zum  Jahre  1896;  die  in  ihr  enthaltenen  lieber- 
Setzungen  sind  klar  und  wortgetreu,  auch  ausserdem  mit  sehr  nützlichen  Er- 
Archiv für  öffentliches  Recht.  XIV.  4.  gg 
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läuteningen  versehen,  die,  auf  amtlicher  Mittheilung  beruhend,  Gewähr  für 
die  Richtigkeit  bieten,  und  den  Leser  in  den  Stand  setzen,  die  ihn  be- 
schäftigende Frage  eingehender  za  verfolgen. 

Es  ist  Schade,  dass  der  anonyme  Bearbeiter  der  Saromlong  sich  auf 
die  Mittheilung  der  in  Europa  geltenden  Staatsangehörigkeitsgesetze  be- 
schränkt hat  und  dass  er  über  die  Gesetze  derjenigen  Staaten,  deren  An- 
gehörige mehr  als  alle  anderen  europäischen  Ausländer  zu  verwickelten 
Staatsangehörigkeitsproblemen  Anlass  geben  —  Vereinigte  Staaten  und  der 
Staatenkomplex  von  Central-  und  Südamerika  —  keine  Auskunft  giebt.  In 
dieser  Beziehung  dürfte  die  zweite  Auflage  des  CABN'schen  Kommentars 
über  das  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  in  der  die  Naturalisationsgesetz- 
gebung aller  ausländischen  Staaten  —  Anlagen  16 — 38  und  Anlage  63  — 
in  vollkommen  ausreichender  Weise  besprochen  wird,  doch  ergiebigeren 
Aufschluss  gewähren. 

Was  ich  noch  weiter  an  der  Sammlung  auszusetzen  habe,  ist,  dass  sie 
viel  Material  gebracht  hat,  das  nicht  nur  ohne  Schaden  für's  Gktnze,  sondern 
sogar  zum  Nutzen  für  dasselbe  weggeblieben  wäre;  denn  das  Buch  wäre 
dadurch  weniger  weitschweifig  und  als  Nachschlagebuch  handlicher  geworden. 
Welche  Bedeutung  haben  z.  B.  für  die  Entscheidung  von  Staatsangehörig- 
keitsfragen in  Deutschland  lebender  Ausländer: 

1.  das  Abkommen  zwischen  Belgien  und  Frankreich  vom  80.  Juli  1891; 

2.  das  Abkommen  zwischen  Bulgarien  und  Griechenland  hinsichtlich 
der  in  Bulgarien  wohnenden  Griechen; 

8.  das  französische  Dekret  über  die  Abschaffung  der  Sklaverei  in  den 
französischen  Kolonien  vom  27.  April  1848; 

4.  das  französische  Dekret  vom  30.  Juni  1860,  betr.  die  Einwohner  von 
Savoyen  und  Nizza; 

5.  die  Verträge  zwischen  Frankreich,  Sardinien  und  Oesterreich  vom 
10.  Nov.  1859; 

6.  der  sogenannte  Bancroft- Vertrag  zwischen  Oesterreich  und  den  Ver- 
einigten Staaten  vom  24.  Sept.  1870,  während  unsere  Bancroft- Ver- 
träge aus  dem  Jahre  1868,  die  ungleich  wichtiger  sind,  in  dem  Buche 
keine  Erwähnung  finden  etc.  etc. 

Ich  könnte  noch  viel  mehr  anfuhren,  beschränke  mich  aber  darauf,  zu 
bemerken,  dass  auch  die  Schweiz  mit  ihren  25  Kantonen  einen  viel  zu  breiten 
Raum  einnimmt.  Die  ausländische  Gesetzgebung  wird  in  dem  Buche  auf 
346  Seiten  behandelt,  davon  kommen  auf  die  Schweiz  allein  113  Seiten.  Das 
hätte  in  viel  beschränkterem  Umfange  gegeben  werden  können  und  müssen. 
Auch  dass  an  diese  Sammlung  ausländischer  Naturalisationsgesetze  sich  nicht 
das  deutsche  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1890  anschliesst,  zum  mindesten  nicht 
der  einfache  Text  abgedruckt  ist,  halte  ich  für  einen  Fehler.  Durch  An- 
fügung des  Reichsgesetzes  würde  jeder  Leser  im  Stande  sein,  unser  Gesetz 
mit  dem  zu  konsultirenden  ausländischen  Gesetze  zu  vergleichen,  auch  würde 
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dann  bei  Abs.  8  des  §  21  des  Reichsgesetzes  der  Verf.  Gelegenheit  gehabt  haben, 
die  vorerwähnten  Bancroft- Verträge  einzufügen.  Was  dagegen  die  in  Kraft 
gewesene  Staatsangehörigkeitsgesetzgebung  der  deutschen  Bundesstaaten  yor 
dem  1.  Jan.  1671  betrifft,  so  hat  diese  für  die  Entscheidung  von  Staats- 
angehörigkeitsfragen  gegenwärtig  viel  an  Bedeutung  verloren;  es  ist  fast  ein 
Menschenalter  seit  dem  Gesetze  vom  1.  Juni  1870  verflossen  und  Fragen, 
zu  deren  Lösung  man  auf  die  ehemalige  deutsche  Gesetzgebung  zurückgreifen 
muss,  gehören  zu  den  seltenen  Ausnahmen.  Die  Mittheiluog  des  Wesent- 
lichsten aus  dieser  ehemaligen  Gesetzgebung  hätte  vollständig  genügt;  statt 
dessen  umfasst  der  wortgetreue  Abdruck  aller  dieser  Gesetze  den  dritten 
Theil  des  ganzen  Buches. 

Hoffentlich  wird  es  in  der  zweiten  Auflage  dieses  Buches,  in  der  auch 
die  Staatsangehörigkeitsgesetzgebung  der  aussereuropäischen  Staaten  Platz 
finden  soll,  dem  Verf.  gelingen,  Unwesentliches  auszuscheiden  und  den  Ab- 
druck der  Gesetze,  wie  z.  B.  der  Schweizer  Kantone,  derart  zu  ordnen, 
dass  sie,  in  Rubriken  getheilt,  an  Uebersichtlichkeit  gewinnen,  was  sie  an 
Raum  verlieren!  W. 

Dr.  Alfr.  ZimmemanDy  Die  deutsche  Kolonial-Gesetzgebung.  2.  Th. 
1893—1897.  BerUn,  E.  S.  Mittler  &  Sohn,  1898.  XVH,  877  S. 
gr.  8^    M.  8.—. 

Als  Fortsetzung  zu  der  von  Rijsbow  (1893)  herausgegebenen  ersten  Samm- 
lung bietet  uns  die  vorliegende  Publikation  eine  auf  Grund  amtlicher  Quellen 
hergestellte  Sammlung  der  auf  die  deutschen  Schutzgebiete  bezüglichen  Ge- 
setze, Verordnungen,  Erlasse  und  internationalen  Vereinbarungen,  wie  sie  in 
dem  Zeitraum  von  1893 — 1897  erschieoen  sind.  Der  Herausgeber  gewährt  uns 
einen  sonst  kaum  zu  gewinnenden  Einblick  in  das  vielverzweigte  thatsächliche 
Leben  unserer  Kolonien  und  zeigt  uns,  wie  zahlreich  die  Gebiete  sind,  deren 
wirthschaftliche  und  kulturelle  Pflege  sich  das  an  Umfang  und  Figurenreich- 
thum  täglich  zunehmende  deutsche  Kolonialverwaltungsrecht  zur  Aufgabe 
macht.  Die  in  der  Sammlung  enthaltenen  287  Verordnungen,  Verträge,  Vor- 
schriften, Runderlasse,  Gouvemementsbefehle  etc.  aus  einem  nur  fünfjährigen 
Zeitraum  könnten  ja  die  Annahme  nahe  legen,  dass  für  unsere  Schutzgebiete 
das  papierene  Zeitalter  mit  allen  Schrecken  hereingebrochen  sei;  bei  näherer 
Prüfung  zeig^  sich  aber  doch,  dass  der  grosse  und  gehaltvolle  Prozess  der 
„Verstaatlichung**,  der  sich  da  unten  abspielt,  nicht  gut  auf  andere  Weise 
in  die  uns  und  unserem  Behördenapparat  geläufigen  Formen  gebracht  werden 
konnte.  Jedenfalls  erhält  man  vom  inhaltlichen  Umfang  der  deutschen 
Kolonialpolitik  ein  neues  und  korrekteres  Bild,  wenn  man  sich  zu  den  trockenen 
Akten  und  Nummern  der  Sammlung  das  reiche  Leben  hinzudenkt,  dem  sie 
Ordnung  und  rechtliche  Sicherheit  unter  dem  Schutze  des  deutschen  Staates 
zu  geben,  bestimmt  sind.  Stoerk. 

38* 
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läatemngen  Tersehen,  die,  auf  amtlicher  lüttheihing  beruhend,  GewShr  for 
die  Richtigkeit  bieten,  nnd  den  Leser  in  den  Stand  setzen,  die  ihn  be- 
schäftigende Frage  eingehender  zn  verfolgen. 

Es  ist  Schade,  dass  der  anonyme  Bearbeiter  der  Sammlang  sich  anf 
die  Mittheilung  der  in  Europa  geltenden  Staatsangehorigfceitsgesetse  be- 
schränkt hat  und  dass  er  über  die  Gesetze  derjenigen  Staaten,  deren  An- 
gehörige mehr  als  alle  anderen  europäischen  Ausländer  zu  verwick^ten 
Staatsangehörigkeitsproblemen  Anlass  geben  —  Vereinigte  Staaten  and  der 
Staatenkomplex  von  Central-  und  Südamerika  —  keine  Auskunft  giebt.  In 
dieser  Beziehung  dürfte  die  zweite  Auflage  des  CAHN'schen  Kommentars 
über  das  Beichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  in  der  die  Xaturalisationsgesetz- 
gebung  aller  ausländischen  Staaten  —  Anlagen  16 — 38  und  Anlage  63  — 
in  vollkommen  ausreichender  Weise  besprochen  wird,  doch  ergiebigeren 
Anfschluss  gewähren. 

Was  ich  noch  weiter  an  der  Sammlung  auszusetzen  habe,  ist,  dass  sie 
viel  Material  gebracht  hat,  das  nicht  nur  obne  Schaden  für's  Chiuze,  aondem 
sogar  zum  Nutzen  für  dasselbe  weggeblieben  wäre;  denn  das  Buch  wäre 
dadurch  weniger  weitschweifig  und  als  Nachschlagebuch  handlicher  geworden. 
Welche  Bedeutung  haben  z.  B.  für  die  Entscheidung  von  Staatsangehörig- 
keitsfragen  in  Deutschland  lebender  Ausländer: 

1 .  das  Abkommen  zwischen  Belgien  und  Frankreich  vom  30.  Juli  1891 ; 

2.  das  Abkommen  zwischen  Bulgarien  und  Griechenland  hinsichtlich 
der  in  Bulgarien  wohnenden  Griechen; 

8.  das  französische  Dekret  über  die  Abschaffung  der  Sklaverei  in  den 
französischen  Kolonien  vom  27.  April  1848; 

4.  das  französische  Dekret  vom  30.  Juni  1860,  betr.  die  Einwohner  von 
Savoyen  und  Nizza; 

5.  die  Verträge  zwischen  Frankreich,  Sardinien  und  Oesterreich  vom 
10.  Nov.  1859; 

6.  der  sogenannte  Bancrofb -Vertrag  zwischen  Oesterreich  und  den  Ver- 
einigten Staaten  vom  24.  Sept  1870,  während  unsere  Bancroft- Ver- 
träge aus  dem  Jahre  1868,  die  ungleich  wichtiger  sind,  in  dem  Buche 
keine  Erwähnung  finden  etc.  etc. 

Ich  könnte  noch  viel  mehr  anfuhren,  beschränke  mich  aber  darauf,  su 
bemerken,  dass  auch  die  Schweiz  mit  ihren  25  Kantonen  einen  viel  zu  breiten 
Raum  einnimmt.  Die  ausländische  Gesetzgebung  wird  in  dem  Buche  anf 
346  Seiten  behandelt,  davon  kommen  auf  die  Schweiz  allein  113  Seiten.  Das 
hätte  in  viel  beschränkterem  Umfange  gegeben  werden  können  und  müssen. 
Auch  dass  an  diese  Sammlung  ausländischer  Naturalisationsgesetce  sich  nicht 
das  deutsche  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1890  anschliesst,  zum  mindesten  nicht 
der  einfache  Text  abgedruckt  ist,  halte  ich  für  einen  Fehler.  Durch  An- 
fügung des  Reichsgesetzes  wurde  jeder  Leser  im  Stande  sein,  unser  Gesetz 
mit  dem  zu  konsultirenden  ausländischen  Gesetze  zu  vergleichen,  auch  würde 
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ibersicbtiichen  Gesammtbild  zusaromeD.  Er  gibt  daneben  eine  Geschichte 
ler  KoloDisation  fiir  die  Vergaogenheit,  technische  Anweisungen  für  syste- 
natische  Kolonisation  der  Gegenwart  und  Ausblicke  zum  Theil  divinatorischer 
!^atur  für  die  koloniale  Arbeit  der  Zukunft.  Kleine  Seitenhiebe  gegen  die 
;rfolf2^eiche  deutsche  Landnahme  im  fernen  Osten  sollen  uns  nicht  abhalten, 
lus  dem  gewandt  geschriebenen  Buche  de  Haulleville's  das  zu  lernen,  was 
ia  uns  zu  bieten  vermag.  Stoerk. 

Dr.  Paul  Schweizer^  Geschichte  der  schweizerischen  Neutralität. 

DreiTheile.    Frauenfeld,  J.  Huber's  Verlag,  1893— 95.    1032  S.    gr.  8». 

M.  18.—. 
Für  Charakter  und  Inhalt  des  nunmehr  abgeschlossen  vorliegenden 
Werkes  war  der  Umstand  entscheidend,  dass  es  nach  Absicht  des  Verf.  vor- 
wiegend ein  historisches  werden  sollte.  Gleichwohl  gibt  es  zum  erstenmal 
eine  umfassende  quellengeschichtliche  Entwicklung  des  Begriffes  und  des 
völkerrechtlichen  Institutes  der  Neutralität  und  zeigt,  wie  die  zeitlich  wech- 
selnden Vorstellungen  und  praktischen  Gestaltungen  der  Friedensbehauptung 
inmitten  kriegerischer  Bethätigung  der  übrigen  Genossen  der  Staatengesell- 
Schaft  auf  die  Geschicke  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  bestimmenden 
Einfluss  genommen.  Jede  dogmatische  Prüfung  der  Bechtslage  der  medii  in 
belle  wird  fortan  auf  die  an  Beziehungen  und  Klarstellungen  reiche  Arbeit 
Schweizer's  zurückgreifen  müssen,  die  für  uns  zugleich  als  eine  in  lebhaften 
Farben  durchgeführte  Darstellung  wichtiger  Ausschnitte  aus  der  zeitgenössi- 
schen politischen  Geschichte  werthvoU  ist.  St. 


R.  Kleeoy  Lois  et  Usages  de  la  Neutralite.  Tome  premier:  Principes 
fondamentaux,  Devoirs  des  Neutres.  Paris,  A.  Ghevalier-Marescq  & 
Cie.,  1898.     368  S.    gr.  8^    Frs.  12.—. 

Seit  Jahren  steht  das  Problem  der  Neutralität  und  der  Kontrebande 
auf  dem  Arbeitsprogramm  des  Institut  de  droit  international  und 
immer  fiuden  sich  unverdrossene  Mitarbeiter,  die  ihr  Bestes  beitragen,  um 
das  Problem  zu  fassen,  so  oft  es  sich  auch  aalglatt  ihren  Händen  entwindet. 
In  vorderster  Beihe  steht  Richard  Klben,  dessen  Mnth,  Fleiss  und  Ausdauer 
wir  immer  bewundern,  auch  wenn  wir  ihm  auf  dem  eingeschlagenen  Weg 
das  Geleite  nicht  geben  können.  Der  Grundfehler,  der  im  System  des  Völker- 
rechts die  ganze  Lehre  von  der  Kontrebande  beherrscht,  bringt  natürlich 
auch  das  vorliegende  Werk  in's  Wanken,  während  der  Theil  des  Buches, 
der  der  befestigten  und  immer  klarer  im  Leben  heraustretenden  Figur  der 
Neutralität  gewidmet  ist,  beim  Leser  das  wohlthuende  Gefühl  erweckt,  das 
der  Luftschiffer  haben  mag,  wenn  er  nach  unsicherer  Fahrt  in  aussichts- 
reichen  Höhen  wieder  festen  Boden    unter  den  Füssen  fühlt.     Soweit  die 
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E.  Rooard  de  Gardy  LesTraites  entre  la  France  et  le  Maroc.  Paris, 
A.  Fedone,  1898. 

Obwohl  Frankreich  eioeo  alten  und  ausgedehnten  Kolonialbesitz  hat, 
dessen  Einfluss  auf  die  Entwicklung  seines  Rechts-  und  Staatslebeus  sich  zu- 
sehends steigert,  so  hat  doch  die  französische  Rechtsliteratur  bisher  dem 
System  des  Kolonialrechts  besondere  Beachtung  und  Pflege  nicht  zugewendet. 
Spielt  dabei  der  streng  nationale  Gharakterzug  des  Franzosen  im  Allgemeinen 
eine  Rolle,  der  ihm  das  Eingehen  und  Vertiefen  in  Fremdartigem  erschwert, 
so  hat  sich  dieser  Zug  in  der  letzten  Zeit  doch  etwas  mehr  verwischt  und 
einer  grösseren  Empfänglichkeit  für  juristische  Phänomene  fremder  Staaten 
und  Völker  Platz  gemacht.  Rouard  de  Card,  ein  guter  Kenner  des  kolonialen 
Rechtsstoffes  sucht  den  von  ihm  mit  gutem  Grunde  gerügten  „Lakonismus** 
der  französischen  Fachliteratur  durch  eine  eingehende  Diskus&ion  der  politischen 
und  rechtlichen  Beziehungen  Frankreichs  zu  Marokko  zu  durchbrechen.  Er 
geht  auf  quellenmässiger  Grundlage  dem  geschichtlichen  Entwicklungsgang 
der  an  Umfang  und  Gehalt  seit  dem  16.  Jahrh.  zunehmenden  Verbindung 
mit  diesem  Barbareskenstaat  nach  bis  zur  gegenwärtigen  Gestaltung  des  poli- 
tischen Verhältnisses  der  Republik  zu  dem  ihrer  grossen  afrikanischen  Kolonie 
benachbarten  „kaiserlichen*'  Marokko.  Wer  aus  der  Geschichte  trotz  Hegel 
lernen  will,  wird  für  die  Gestaltung  der  modernen  Kolonialpolitik  manche 
Lehre  aus  dem  klar  und  anziehend  geschriebenen  Buche  Roüard  de  Card*s 
gewinnen  können.  Stoerk. 

Alphonse  de  HaulleTlUe,  Les  aptitudes  colonisatrices  des  Beiges 
et  la  question  coloniale  en  Belgique.  Bruxelles,  Leb^gue. 
Leipzig,  Dieterich  (Theodor  Weicher).    1898.     438  S.   gr.  8^ 

Für  die  Verfassungs-  und  Verwaltungsgeschichte  Belgiens  in  der  jüngsten 
Zeit  ist  der  Umstand  bezeichnend,  dass  der  Antheil  des  Staates  an  der  grossen 
jetzt  durch  ganz  Europa  gehenden  Kolontalbewegung  nicht  aus  Volkskreisen 
heraus  den  ersten  Anstoss  empfangen  hat,  sondern  unmittelbar  von  der  Krone 
ausgegangen  ist.  Seit  Jahren  gehen  die  Bestrebungen  der  letzteren  dahin, 
die  Herstellung  einer  mächtigen  belgischen  Kriegs-  und  Handelsflotte  zu  be- 
treiben, um  dadurch  der  ausgreifenden  Aktion  des  kleinen  Staates  die  er- 
wünschten  Stützpunkte  zu  sichern.  Die  grosse  industrielle  Entwicklung  Bel- 
giens macht  ihm  eben  die  Erwerbung  und  Behauptung  neuer  Absatzgebiete 
zur  unabweislichen  Pflicht  und  der  in  früher  Stunde  gewonnene  Riesenbesitz 
des  Kongoreichs  macht  es  Belgien  leicht,  für  die  Befestigung  seines  Ein- 
flusses in  China  und  an  anderen  vielfach  umstrittenen  Punkten  der  aufzu- 
theilenden  Welt  Kompensationen  in  Afrika  zu  gewähren.  Die  hieraus  sich 
ergebenden  Verwicklungen  politischer  und  rechtlicher  Natur  haben  die  Publi- 
cistik  Belgiens  in  den  letzten  Jahrzehnten  wiederholt  eingehend  beschäftigt 
und  der  sachkundige  Verfasser  drängt  sie  in  seinem  Buche  zu  einem  leicht 
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übersichtlichen  Oesammtbild  zusaniineD.  Er  gibt  daneben  eine  Geschichte 
der  Kolonisation  für  die  Vergangenheit,  technische  Anweisungen  für  syste- 
matische Kolonisation  der  Gegenwart  und  Ausblicke  zum  Theil  divinatorischer 
Natur  für  die  koloniale  Arbeit  der  Zukunft.  Kleine  Seitenhiebe  gegen  die 
erfolgreiche  deutsche  Landnahme  im  fernen  Osten  sollen  uns  nicht  abhalten, 
aus  dem  gewandt  geschriebenen  Buche  de  Haulleville's  das  zu  lernen,  was 
es  uns  zu  bieten  vermag.  Stoerk. 

Dr.  Paul  Schweizer,  Geschichte  der  schweizerischen  Neutralität. 

DreiTheile.    Frauenfeld,  J.  Huberts  Verlag,  1893— 95.    1032  S.    gr.  8«. 

M.  18.—. 
Für  Charakter  und  Inhalt  des  nunmehr  abgeschlossen  vorliegenden 
Werkes  war  der  Umstand  entscheidend,  dass  es  nach  Absicht  des  Verf.  vor- 
wiegend ein  historisches  werden  sollte.  Gleichwohl  gibt  es  zum  erstenmal 
eine  umfassende  quellengeschichtliche  Entwicklung  des  Begriffes  und  des 
YÖlkerrechtlichen  Institutes  der  Neutralität  und  zeigt,  wie  die  zeitlich  wech- 
selnden Vorstellungen  und  praktischen  Gestaltungen  der  Friedensbehauptung 
inmitten  kriegerischer  Bethätigung  der  übrigen  Genossen  der  Staatengesell- 
Schaft  auf  die  Geschicke  der  schweizerischen  Eidgenossenschail  bestimmenden 
Einfluss  genommen.  Jede  dogmatische  Prüfung  der  Rechtslage  der  medii  in 
bello  wird  fortan  auf  die  an  Beziehungen  und  Klarstellungen  reiche  Arbeit 
Schwrizer's  zurückgreifen  müssen,  die  für  uns  zugleich  als  eine  in  lebhaften 
Farben  durchgeführte  Darstellung  wichtiger  Ausschnitte  aus  der  zeitgenössi- 
schen politischen  Geschichte  werthvoll  ist.  St. 


R*  Kleen,  Lois  et  Usages  de  la  Neutralite.  Tome  premier:  Frincipes 
fondamentaux,  Devoirs  des  Neutres.  Paris,  A.  Chevalier-Marescq  & 
Cie.,  1898.    368  S.    gr.  8°.    Frs.  12.—. 

Seit  Jahren  steht  das  Problem  der  Neutralität  und  der  Kontrebande 
auf  dem  Arbeitsprogramm  des  Institut  de  droit  international  und 
immer  iiuden  sich  unverdrossene  Mitarbeiter,  die  ihr  Bestes  beitragen,  um 
das  Problem  zu  fassen,  so  oft  es  sich  auch  aalglatt  ihren  Händen  entwindet. 
In  vorderster  Reihe  steht  Richard  Kleen,  dessen  Muth,  Fleiss  und  Ausdauer 
wir  immer  bewundern,  auch  wenn  wir  ihm  auf  dem  eingeschlagenen  Weg 
das  Geleite  nicht  geben  können.  Der  Grundfehler,  der  im  System  des  Völker- 
rechts die  ganze  Lehre  von  der  Kontrebande  beherrscht,  bringt  natürlich 
auch  das  vorliegende  Werk  in's  Wanken,  während  der  Theil  des  Buches, 
der  der  befestigten  und  immer  klarer  im  Leben  heraustretenden  Figur  der 
Neutralität  gewidmet  ist,  beim  Leser  das  wohlthuende  Gefühl  erweckt,  das 
der  Luftschiffer  haben  mag,  wenn  er  nach  unsicherer  Fahrt  in  aussichts- 
reichen  Höhen  wieder  festen  Boden   unter  den  Füssen  fühlt.    Soweit  die 
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Arbeit  Klbbn*s  —  eine  erweiterte  Aaefiihruog  des  schwedischen  Originals  — 
rechts-  und  literargeschichtlicher  Natur  ist,  anerkennen  wir  bereitwilligst  ihre 
grossen  Vorzüge  und  räumen  ihr  gerne  führende  Stellung  ein  unter  den  der 
Frage  bisher  gewidmeten  fachlichen  Untersuchungen.  Die  dogmatischen 
Ausführungen  über  Kontrebande  dagegen,  die  Yersuche  einer  sicheren  Ab- 
grenzung des  erlaubten  und  des  unerlaubten  Sachgüterumsatzes  in  Kriegs- 
zeiten halte  ich  fast  ihrem  ganzen  Umfange  nach  für  unannehmbar.  Die 
Schule  ist  hier  eben  bisher  künstlich  auf  dem  falschen  Geleise  erhalten 
worden,  auf  das  sie  gerathen  war,  als  die  Regeln  und  Anschauungen  über 
Verkehr  und  Güterumlauf  einer  längst  untergegangeneu  Völkerwirthschafts- 
periode  literarisch  fixirt  wurden.  In  den  Kapiteln  über  ^die  Waarenzufuhr 
an  den  Feind"  hört  man  formlich  das  Waffengeklirr  yon  Hellebarden  und 
ellenlangen  Steinschlossflinten,  und  nichts  lässt  in  den  „modernen*'  Bearbei- 
tungen der  Materie  ahnen,  dass  ein  einfaches  Kabeltelegramm  die  Komsilos 
Argentiniens  für  Japan  und  die  Japans  für  Indien  öffnet.  Wenn  erst  nach 
H.  Prruss'  Skizze  über  „das  Völkerrecht  im  Dienste  des  Wirthschafta- 
lebens"  ein  der  Bedeutung  des  Stoffes  angemessenes  Kolossalgemälde  vor- 
liegen wird  —  die  Arbeit  wird  gemacht  werden,  ob  von  Preoss  selbst  oder 
von  einem  Andern  —  dann  wird  auch  die  Lehre  von  der  Kontrebande  ganz 
andere  Züge  zeigen.  Ich  fasse  meine  heterodoxe  Ansicht  über  dies  Thema 
in  zwei  Sätze  zusammen,  deren  prlncipieller  Gehalt  meines  Erachtens  grössere 
Berücksichtigung  bei  Behandlung  der  Lehre  von  der  Kontrebande  fordern 
müsste : 

1.  Die  Mittel  der  Kriegführung  laufen  Hand  in  Hand  mit  der  Neu- 
gestaltung des  Wirthschaftslebens.  Objekte,  welche  noch  vor  zehn 
Jahren  auch  bei  ängstlichster  Prüfung  nicht  als  Kontrebande  angesehen 
worden  wären,  sind  heute  zweifellos  taugliche  Mittel  für  den  kriegerischen 
Zweck:  Luftballons,  Telephon,  Telegraph  ohne  Draht,  Akkumulatoren  u.  s.w. 

2.  Jede  weitgehende  Privilegierung  des  neutralen  Handels  schwächt 
das  Gefühl  der  Interessengemeinschaft  der  Staatengesellschaft.  Da,  wo  der 
Kampf  unausweichlich  geworden  ist,  ist  er  heute  fast  niemals  mehr  ausschliess- 
lich Sache  der  beiden  kämpfenden  Parteien,  die  die  Noth  des  Krieges  auf 
ihre  Schultern  geladen  haben.  Das  mit  dem  Schwerte  zu  lösende  Problem 
ist  im  strengen  Wortsinne  res  communis  omnium.  Regelmässig  liegt  bei 
den  Krieg  führenden  Parteien  eine  Art  negotiorum  gestio  vor,  deren  Kosten 
auch  die  Anderen  zu  tragen  verpflichtet  sind. 

Je  mehr  Schutzmittel  wir  den  im  Grunde  persönlich  betheiligten  Zu* 
schauem  gewähren,  um  so  schwerer  wird  die  drückende  Last  den  Krieg- 
führenden selbst,  um  so  geringer  das  Interesse  der  Neutralen,  mit  allen 
Mitteln  dem  Ausbruche  des  Krieges  vorzubeugen.  Je  grösser  die  Erschütte- 
rung ist,  die  das  gesammte  Wirthschaftsleben  der  Menschheit  durch  den 
Ausbruch  eines  Krieges  erleidet,  um  so  mehr  steigert  sich  das  Bewusstsein 
der  Solidarität  des  Interesses  aller  Völker  am  Frieden. 
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Wenn  Kulturvölker  um  schwerer  Fragen  willen,  die  ihnen  das  Yei^ 
hängniss  gestellt  hat,  verbluten,  soll  nicht  anderen  ohne  Weiteres  durch  zu- 
weitgehende Schutzmassregeln  eine  stille  Oase  eingerichtet  werden,  von 
welcher  aus  sie  in  klingender  Münze  den  Lohn  ihres  „desintäressements*'  ein- 
kassieren können.  Auch  der  Handel  ist  ein  Machtmittel  des  Staates;  je  in- 
tensiver dieser  bei  den  Krieg  fuhrenden  Parteien  wie  bei  den  Neutralen  von 
den  Erschütterungen  getroffen  wird,  die  der  Krieg  mit  sich  bringt,  um  so 
mehr  wird  jeder  neutrale  Staat  dem  Ausbruch  des  Krieges  vorzubeugen  be- 
müht sein,  weil  er  um  so  mehr  sich  sagen  wird,  res  mea  agitur. 

Diese  Erwägungen,  die  ohne  Zweifel  auch  aus  der  fleissigen  Arbeit 
Klben*b  nachhaltige  Anregungen  gefunden  haben,  zeigen,  dass  auch  in  diesem 
Theile  des  Kriegsrechts  die  Theorie  weitaus  den  Grad  der  Vollendung  über- 
schätzt, den  das  Werk  der  gesellschaftlichen  Organisation  der 
Staaten  in  Krieg  und  Frieden  thatsachlich  erreicht  hat. 

Stoerk. 


Nagao  Ariga,  La  guerre  sino-japonaise  au  point  de  vne  du  droit 
international.  Ouvrage  accompagne  d*une  preface  par  Paul 
Faachille.    Paris,  A.  Pedone,  1896.    310  S.    8^ 

Sakoy^  Takahashl,  Gases  on  International  Law  during  theChino- 
Japanese  war.  With  a  preface  by  T«  E«  Holland  and  an  intro- 
duction  by  J«  Westlake«  —  Cambridge  at  the  University  Press,  1899. 
219  S.     gr.  8^ 

Für  den  Entwicklungsgang  des  internationalen  Rechts  und  seiner  An- 
sätze zur  Befestigung  einiger  Grundregeln  des  Kriegsrechts  war  der  grosse 
Zusammenstoss  der  beiden  Hauptvölker  Ostasiens  von  entscheidender  Be- 
deutung. Seine  grosse  Anpassungskraft  hat  Japan  auch  den  Grundsätzen 
des  ehemals  neuropäisch**  genannten  Völkerrechts  genähert  und  hat  das  in 
seinen  offiziellen  Kreisen  so  reformlustige  und,  wie  es  scheint,  auch  reform- 
tüchtige Reich  zum  Pionier  des  in  der  Literatur  mehr  als  in  der  Praxis 
gesicherten  modernen  Kriegsrechts  im  fernen  Westen  gemacht.  Ist  der 
Versuch  auch  in  der  Hitze  des  Gefechtes  vielleicht  nicht  an  allen  Punkten 
in  die  That  umgesetzt  worden,  so  bleibt  er  doch  immer  ein  hohes  Verdienst 
Japans,  das  sich  weitgehende  Selbstbeschränkungen  seiner  kriegerischen 
Aktion  auferlegte,  ohne  diese  von  der  Beobachtung  der  Reziprozität 
seitens  seines  asiatischen  Gegners  abhängig  zu  machen.  Unter  diesen  Um- 
ständen hindert  uns  auch  der  nationale  Standpunkt  des  Verf.  nicht,  mit 
wachsender  Sympathie  für  Japan  den  zahlreichen  Streitfragen  nachzugehen, 
die  sich  aus  der  Geschichte  des  grossen  Krieges  ergaben  und  die  Naoao 
Ariga  an  der  Hand  vieler  wichtiger,  dem  Buche  beigefügter  Akt^- 
stücke  pragmatisch  behandelt.  Von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  Fragen 
des  Landkrieges  sind  dabei  die  Kapitel:   über  den  Schutz,   den  Japan   bei 
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Ausbruch  und  während  der  Dauer  des  Krieges  den  in  Japan  wohnenden 
Chinesen  zu  Theil  werden  Hess ;  über  die  Geltung  der  Grundsätze  der  Genfer 
Konvention,  der  Brüsseler  Kriegsdeklaratiou,  über  das  Verhalten  gegenüber 
den  Neutralen,  gegenüber  den  Missionaren,  die  Rechtslage  offener  Häfen  etc. 
Ueberall  erweist  sich  der  Verf.  als  gründlicher  und  einsichtiger  Kenner  von 
Geschichte  und  Literatur  des  Völkerrechts,  zu  dessen  räumlicher  Ausbrei- 
tung und  innerer  Befestigung  er  durch  sein  gehaltvolles  Buch  ein  gut  Stück 
beigetragen  hat.  Die  feinciselirte  Präface,  die  P.  Fadchille  dem  Kriegswerke 
mitgegeben  hat,  erinnert  an  die  feinsinnigen  levers  de  rideaux,  die  das  Fran- 
zösische Theater,  um  Stimmung  zu  wecken,  den  grossen  Bühnenwerken  vor- 
auszuschicken pflegt. 

Nach  einem  stillen  Plan  der  Arbeitstheilung  hat  Sakuti^  Takahashi, 
der  Bechtskonsulent  der  japanischen  Kriegsmarine,  die  im  Kriege  hervor- 
getretenen Seerechtsfragen  zum  Gegenstand  besonderer,  dogmatisch-kritischer 
Prüfung  gemacht.  Uuterstützt  durch  Männer  von  der  hohen  Autorität 
T.  E.  HoLLAND*s  und  J.  Westlake's,  die  Zierden  Oxfords  und  Cambridges, 
trägt  die  Arbeit  in  Form  und  Gehalt  englischen  Gruudcharakter.  Der  ge* 
sammte  Fragenkreis  ist  kasuistisch  aufgetheilt  und  die  einzelnen  Entschei- 
dungen sind  durch  gewichtige  Rechtsausfilhrungen  und  Rechtsgutachten  ge- 
sichert. Sie  drehen  sich  im  Wesentlichen  um  die  Rechtslage  des  Privat- 
eigenthums  auf  See,  des  Handels  der  Neutralen,  um  charakteristische  Fälle 
der  Prisengerichtsbarkeit.  In  Ansehung  der  instruktiven  einzelnen  Gases 
müssen  wir  alle  im  Fach  betheiligten  Kreise  auf  das  Buch  verweisen,  das 
mit  seinen  zahlreichen  Berichten,  Gutachten  Sachverständiger  eine  Fundgrube 
für  wichtige  Detailfragen  abgibt,  für  die  wir  sonst  schwer  eine  Befriedigung 
unseres  Bedürfnisses  nach  Information  gewinnen  können.  —  Sowie  Roun- 
Jaequemyns  vor  drei  Decennien  den  Kampf  Deutschlands  und  Frankreichs 
auf  das  Maass  seiner  Uebereinstimmung  mit  den  in  der  Lehre  geltenden 
Grundsätzen  geprüft  hat,  so  können  Naoao  Ariga  und  Sakuti^  Takahashi 
das  gleiche  Verdienst  in  Ansehung  des  jüngsten  Völkerringens  am  andern 
Ende  der  Welt  für  sich  in  Anspruch  nehmen.  Die  Wissenschaft  sucht  es  eben 
den  Finanzministem  aller  Staaten  gleich  zu  thun,  sie  nimmt  das  Gute,  wo 
sie  es  immer  finden  mag.  Stoerk. 
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